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Beginn : 10 . 03 Uhr

Präsident Ulrich Schmidt : Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich begrüße Sie alle zu unserer heutigen 5 . Sitzung
des Landtags Nordrhein -Westfalen in dieser Wahl¬
periode und heiße Sie recht herzlich willkommen.

Ich hoffe . Sie haben sich in Ihrem Urlaub gut er¬
holt , so daß wir alle gemeinsam mit neuem
Schwung die vor uns liegenden parlamentarischen
Aufgaben wahrnehmen können.

Ich begrüße ganz besonders ._un.sere Zuhörerinnen
und Zuhörer , Mitbürgerinnen und Mitbürger auf der
Zuschauertribüne sowie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von Presse , Rundfunk und Fernsehen.

Für die heutige Sitzung haben sich neun Abge¬
ordnete entschuldigt ; ihre Namen werden in das
Protokoll aufgenommen.
Wir treten nun in die Beratung der heutigen Tages¬
ordnung ein . Ich rufe Tagesordnungspunkt

1 Vorstellung und Vereidigung der Mitglieder der
Landesregierung

auf . Der Herr Ministerpräsident hat mir mitgeteilt,
daß er heute sein Kabinett vorstellen möchte . Ich
erteile dem Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau das
Wort . Bitte , schön.

Dr . h . c . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Ich habe am
17 . Juli folgende Mitglieder der Landesregierung
ernannt:

zum Finanzminister
Herrn Heinz Schleußer,

zum Innenminister
Herrn Franz - Josef Kniola,

zum Justizminister
Herrn Dr . Fritz Behrens,

zum Minister für Wirtschaft und Mittelstand,
Technologie und Verkehr
Herrn Wolfgang Clement,

zum Minister für Arbeit , Gesundheit und Soziales
Herrn Franz Müntefering

'
,
-

zur Ministerin für Schule und”
Weiterbildung

Frau Gabriele Behler,

zur Ministerin für Wissenschaft und Forschung
Frau Anke Brunn,

zum Minister für Bauen und Wohnen
Herrn Dr . Michael Vesper,

zur Ministerin für Umwelt , Raumordnung und
Landwirtschaft
Frau Bärbel Höhn,

zur Ministerin für Stadtentwicklung , Kultur und
Sport
Frau Ilse Brusis,

zur Ministerin für die Gleichstellung von Frau und
Mann
Frau Ilse Ridder -Melchers,

zum Minister für Bundes - und Europaangelegenhei¬
ten
Herrn Prof . Dr . Manfred Dammeyer.

Zu meinem Stellvertreter habe ich Herrn Minister
Dr . Michael Vesper bestellt.

Präsident Ulrich Schmidt : Herzlichen Dank , Herr
Ministerpräsident . - Nach Artikel 53 der Landes¬
verfassung leisten die Mitglieder der Landesregie¬
rung bei ihrem Amtsantritt vor dem Landtag einen
Amtseid . Ich bitte daher , die Damen und Herren
Minister , zu mir zu kommen , damit sie den Eid vor
dem Landtag ablegen können.

(Die Mitglieder der Landesregierung begeben
sich zum Platz des Präsidenten . Die Abge¬
ordneten erheben sich . )

Meine Damen und Herren Minister , ich bitte Sie,
die Schwurhand zu heben und mir nachzusprechen:

Ich schwöre , daß ich meine ganze Kraft dem
Wohle des deutschen Volkes widmen , seinen
Nutzen mehren , Schaden von ihm wenden , das
mir übertragene Amt nach besten Wissen und
Können unparteiisch verwalten , Verfassung und
Gesetz wahren und verteidigen , meine Pflichten
gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen
jedermann üben werde . So wahr mir Gott helfe.

Meine Damen und Herren Minister , ich darf Ihnen
recht herzlich gratulieren und wünsche Ihnen im
Namen des Hohen Hauses eine glückliche Hand bei
der vor Ihnen liegenden verantwortungsvollen
Aufgabe zum Wohle unserer Mitbürgerinnen und
Mitbürger in Nordrhein -Westfalen . Glück auf!

( Beifall bei SPD und GRÜNEN sowie bei
Abgeordneten der CDU)
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(Präsident Schmidt)

Meine Damen und Herren ! Ich rufe auf:

2 Regierungserklärung

zur 12 . Wahlperiode des Landtags
Nordrhein-Westfalen

Das Wort hat Herr Ministerpräsident Dr . Rau.

Dr. h . c . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr
Präsident ! Meine D.amen .und Herren! Wir lebe .n , i.n
einer Zeit großer Umbrüche .- weltweit, .,in . Europa
und im vereinten Deutschland . Wir spüren die
Wirkungenund die Einflüsse auch in un.se .rem Land.
Manche Einflüsse wollen wir gerne verstärken und
andere zurückdrängen. Dafür arbeiten wir . Aber Wir
wissen , daß die Möglichkeiten eines Landes be¬
grenzt sind, wirksam Einfluß auszuüben.

Um so wichtiger ist es , daß wir uns mit allen
unseren Möglichkeiten und aller Kraft den außerge¬
wöhnlich "wichtigen und schwierigen . Aufgaben
stellen , die. wir in den kommenden Jab .ren vor .uns . . .
haben.

Trotz günstiger konjunktureller Daten ist .der.Abbau .
von Arbeitsplätzen , vor allem im industriellen
Bereich , nicht gestoppt , und die Arbeitslosigkeit
verfestigt sich . Die Konkurrenz um die Neuansied - .
lung oder Erweiterung von Betrieben ist schärfer
denn je . Reformländer des ehemaligen . Ostblocks
bieten Investoren Förderkonditi.onen , mit denen
kein westliches Land konkurrieren, kann . _ _
Auch wenn wir die Umweltbelastungen in man- ,
chen Bereichen enorm haben verringern könn en . Ist
die ökologische Wende noch nicht erreicht , Ozon:
loch und Treibhauseffe .kt sind . Beispiele für die
globale Gefährung unserer natürlichen Lebens-
grundiagen.

Wachsende Armut in einer der reichsten Gesell - ,
schäften der Welt, Wohnungsprobleme und sozialer
Abstieg ais Folge von Arbeitslosigkeit gefährden
die soziale Stabilität , _ . . .

'
. . .

Auch die Formen des Zusammenlebens verändern.
sich . Dazu tragen veränderte Wertdarstellungen
und die demographische Entwicklung genauso bei
wie die stark gewachsene Mobilität und die revolu¬
tionär veränderten Informations - und. Kpmrnunika-
tionsbedingungen der . modernen Mediengesell¬
schaft.

Die Belastung der Normalverdienenden mit Steuern
und Abgaben ist so hoch wie noch nie . Sie steht

im . Gegensatz zu ihrer Leistungsfähigkeit und (C)
widerspricht unserem Gerechtigkeitssinn.

Die Verschuldung aller öffentlichen Haushalte
schränkt die Handlungsfähigkeit des Staates auf
allen Ebenen drastisch ein.

Die Koalition ist entschlossen , die Probleme an¬
zupacken und alles zu tun , was ein Land tun kann.
Die beiden Parteien , die diese Landesregierung
tragen , haben sich in der Koaiitionsvereinbarung
darauf verständigt , was sie in den kommenden fünf
Jahren verwirklichen und was sie auf den Weg
bringen wollen . . Das werden fünf Jahre harter . . . _
Arbeit für ein wirtschaftlich .starkes , ein ökologisch

- bewußtes und ein sozial gerechtes Nordrhein-
Westfalen.

Wir haben Grund zur Zuversicht , . weil . wir. in
_ Nord.rhein-Westfalen günstige Voraussetzungen

haben , Unsere zentrale Lage im zusammenwach¬
senden Europa, eine hervorragend ausgebaute
Infrastruktur , hochqualifizierte Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, ein vielfältiges kulturelles Ange¬
bot und die dichteste Hochschul - und Forschungs-
iandschaft Europas - das sind Vorteile , die wir

. nutzen werden.

Wir werden die . wirtschaftliche Kraft unseres
. - Landes stärken und so dazu beitragen , daß neue .

Arbeit entstehen kann und daß bestehende Ar-
- beitsplätze gesichert werden . ,

. . Wir .wollen nachhaltiges Wirtschaften fördern, .ein ... .
_ qualitatives Wachstum / das . ökologische Belastun¬

gen von vornherein vermeidet.
■ Wir wollen den gesellschaftlichen Zusammenhalt

stärken durch eine Politik, die auf solidarisches
Miteinander setzt und die den Soziälstaatsauftrag

.unseres Grundgesetzes mit Leben erfüllt.

Wir werden die Neuverschuldung zur Finanzierung
des Landeshaushalts drastisch abbauen , und das
wird nicht ohne tiefe Einschnitte gehen.

. . Meine Damen und Herren! In Zeiten des Umbruchs_
- haben Patentrezepte und Schwarz -Weiß -Denken

Konjunktur . Dem will die Landesregierung ent~
- • gegenwirken . Wir kommen nur dann zu vernünfti-

. .. . . 9en Lösungen , wenn wir falsche Gegensätze
überwinden:

Arbeit und Umweit gehören zusammen , wenn wir
unsere Verantwortung für kommende .Generationen

- . ernst nehmen.

Soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Lei¬
stungsfähigkeit gehören , zusammen , wenn wir
Wohlstand für alle und soziale Stabilität wollen.
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(Al Die Sicherheit afier und die persönliche Freiheit des
einzelnen gehören zusammen , wenn Liberalität und
Toleranz unser Zusammenleben bestimmen sollen.

Die Wahrnehmung der Interessen unseres Landes
und internationale Solidarität gehören zusammen,
wenn wir das friedliche und gedeihliche Zusam¬
menleben in der "einen Welt " wollen.

Die Landesregierung will mit
"

klüger Politik dazu
beitragen , das zusammenzuführen , was zusam¬
mengehört . Die Erfahrung zeigt , daß sich vermeint¬
lich unvereinbare Positionen oft so überbrücken
lassen , daß beide Seiten vorankommen . Das gilt
für flexiblere Arbeitszeiten , die die Wünsche der
Beschäftigten besser , ais bisher erfüllen und zu- .,
gleich die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen
stärken . Das gilt für den Einsatz modernster Tech¬
nik, die die Produktivität von

"Röhstoffen und Ener¬
gie erhöht , die Ressourcen schont , aber auch die
Produktionskosten senkt und"dafür sorgt ) daß die
umwertverträglich hergestellten Produkte so auch
besonders wettbewerbsfähig sind.

Wir brauchen solche intelligenten Lösungen , wenn
wir Nordrhein -Westfalen als lebendige Heimat und
als Wirtschaftsstandort sichern und ausbauen
wollen.

4

Walter Riester , der zweite Vorsitzende der IG
g) Metall , ist vor kurzem nach den großen Heraus¬

forderungen der Politik für die nächsten zehn bis
zwanzig Jahre gefragt worden . Seine Antwort ist:

" Mein Ratschlag an diejenigen , die sich der
Politik, also der Kunst des Möglichen , verschrie¬
ben haben : Hört endlich auf , vermeintliche
Sicherheiten 'vorzutäuschen ; stellt euch den
drängenden Fragen ohne ideologische Scheu¬
klappen ; organisiert eine Diskussion quer durch
unsere . Gesellschaft und mit den verschiedenen
Gruppen . Ohne Gerechtigkeit gegenüber .
Menschund Natur wird nichts Gutes gelingen . "

Lassen Sie uns gemeinsam in diesem Geiste nach . .
Antworten auf die großen Zukunftsfragen suchen
und die Chancen unseres Landes mehren.

Die Landesregierung sieht in der engen Verknüp¬
fung von Arbeit und Umweit eine wesentliche
Voraussetzung dafür , daß in unserem Land neue
Arbeitsplätze entstehen , die wettbewerbsfähig und
damit sicher sind.

Nordrhein -Westfalen ist das industrielle Herz der
Bundesrepublik Deutschland . Der scharfe interna¬
tionale Wettbewerb und die Gefährdung unserer
natürlichen Lebensgrundlagen zwingen uns , die
ökologische Modernisierung der Wirtschaft in
unserem Land entschlossen zu fördern , damit die

Unternehmen noch stärker auf Wertschöpfung , auf (C)
modernste Technologie und auf Spitzenproduktivi-
tät setzen.

Es bleibt die wichtigste Aufgabe der Bundespolitik
und der Landespolitik , die Arbeitslosigkeit zu be¬
kämpfen , vor allem Jugendarbeitslosigkeit und
Langzeitarbeitslosigkeit . Die Landespolitik kann
nicht ausgleichen , was der Bund versäumt , aber
wir werden unseren Beitrag leisten.

Wir setzen auf arbeitsorientiertes , umweltver-
trägliches Wirtschaften , das Rücksicht auf die
Endlichkeit der natürlichen Rohstoffe nimmt und
das die Regenerationsfähigkeit der natürlichen
Kreisläufe nicht überfordert.

Seit dem Bericht der Brundtiand -Kommission hat
sich für das , was wir wollen , der Begriff "nachhal¬

tiges Wirtschaften " eingebürgert . Der Begriff
formuliert die Erkenntnis , daß auf die Dauer ökono¬
misch nicht erfolgreich sein kann , was ökologisch
nicht verantwortbar ist.

Dieser Grundsatz der Nachhaltigkeit ist keine
Erfindung dieser Tage . Er stammt aus der Forst¬
wirtschaft und besagt dort , daß nicht mehr Holz
genutzt werden darf, als mit Sicherheit nach¬
wächst . So findet es sich im Badischen Forstgesetz
von 1833 , das den Schwarzwald vor dem Kahl¬
schlag bewahrt hat . Überträgen auf unsere moder - pj
ne Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft be¬
deutet der Grundsatz der Nachhaltigkeit , daß wir
Produktionsverfahren und Technologien benötigen,
die möglichst wenig Rohstoffe , möglichst wenig
Energie und Wasser verbrauchen , möglichst wenig
Fläche beanspruchen , möglichst keinen Abfall
entstehen lassen und keine zusätzliche , umweltbe¬
lastende Mobilität erzeugen.
Darum sind gerade in Nordrhein -Westfalen , im
industriellen Kernland der Bundesrepublik Deutsch¬
land , technische Innovationen , Technologietransfer
und die Anwendung neuer Technologien von her-
aüsrägender Bedeutung . '

Die Europäische Kommission hat im vergangenen
Jahr festgestellt , daß die Region an Rhein und Ruhr
zu den zehn wichtigsten Regionen wissenschaftli¬
cher Innovation in Europa gehört . Das ist ein Beleg
für den Strukturwandel in unserem Land, und das
ist zugleich die Voraussetzung für weiteren Struk¬
turwandel.

Unsere regionalisierte Strukturpolitik der vergange¬
nen Jahre hat über die Bundesrepublik Deutschland
hinaus Anerkennung gefunden . Wir setzen auch in
Zukunft auf die regionalen Kräfte. Deshalb werden
wir die Regionen dabei unterstützen , ein eigenes.
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(Ministerpräsident Dr . h . c . Rau)

unverwechselbares Profil zu entwickeln : als Zen -_
trum der Medienwirtschaft , als Logistik -. .odec als
Gesundheitsregion - um einige Beispiele zu nennen.

Kleine und mittlere . Unternehmen sind das wirt¬
schaftliche Rückgrat unseres Landes . Sie bringen
den Strukturwandel voran . Sie .schaffen die neuen . ,
Arbeitsplätze , die wir so dringend brauchen , und
dafürverdienen sie Anerkennung . Ich wünsche mir
noch mehr Unternehmer und Unternehmerinnen in
unserem Land mit neuen Ideen, mit Eigeninitiative
und persönlichem Engagement . Sie bekommen in
Nordrhein-Westfalen Rückenwind , _ .

Die Landesregierung wird mit einer Gründungs¬
offensive den Weg in die Selbständigkeit gezielt
unterstützen . Wir wollen Gründungshemmnisse
abbauen , den Zugang zu Risikokapital erleichtern
und wirksam dabei helfen , Untemebmensneugrün - .
düngen zu stabilisieren . Frauen, die sich selbstän - .
dig machen , wollen wir besonders fördern.

Nordrhein-Westfalen ist der wichtigste Standort
der Medien- und Kommunikationswirtschaft in
Deutschland . Diesen Vorteil wollen wir ausbauen.

Ich habe die Zuständigkeiten für Medien - und
Kommunikationswirtschaft in einem Ministerium
zusammengeführt . Ich halte sie für einen der wich¬
tigsten Wachstumsbereiche , den„_wir für unser
Land noch stärker nutzen wollen . Mit c[er Landes¬
initiative. " Media NRW” werden wir uns um die
heute noch kaum überschaubaren „Möglichkeiten
der Multimedia -Jechnik kümmern.

Nordrhein-Westfalen soll d i e europäische Mo- ,
dellregionfür die Nutzung integrierter Informations¬
und Kommunikationstechnik werden.

Weil es beim - Einsatz neuer Technologien nicht nur
um technische Fragen geht , sondern auch um.
Wertvorstellungen und um politische Gestaltungs¬
aufgaben , gehört zu den Aufgaben , der . .Landes - .
initiative auch der Dialog über die gesellschaftli¬
chen Folgen dieser technischen Revolution.

Wir werden darauf achten , daß gesetzliche Rege¬
lungen den veränderten Bedingungen entsprechen.
Das gilt für so .unterschiedliche Bereiche , wie den
Datenschutz , den Jugendschutz .oder das Urheber- ,
recht.

In unseren Schulen sollen die jungen Menschen
lernen, kompetent und verantwortungsbewußt mit
den Möglichkeiten der neuen Medientechniken
umzugehen.
Chancen für unser Land .bieten aber nicht nur, ganz
neue technische Entwicklungen und die Branchen,
die darauf aufbauen . Klassische Branchen wie die

chemische Industrie und die AutomobiJindustrie
haben auch im internationalen Wettbewerb große
Zukunftschancen , wenn sie sich rechtzeitig den
ökologischen Herausforderungen stellen.

Nordrhein-Westfalen ist der bedeutendste Chemie-

. stand .prt in der Bundesrepublik Deutschland , und
das soll so bleiben . Wir unterstützen die unter¬
schiedlichen Ansätze . in Unternehmen der che¬
mischen Industrie, Produkte und Produktionsver¬
fahren weiterzuentwickeln - hin auf Kreislauf-
orierrtierung und Nachhaltigkeit.

— Die Landesregierung wird diese Entwicklung mit
Blick auf die Unternehmen der pharmazeutischen,
und der chemischen Industrie in Nordrhein -Westfa¬
len weiter fördern . Der Nutzen der Biotechnologie
wird allgemein anerkannt . Die Gentechnologäe .soll

■ nach Auffassung der Landesregierung mit sorgfälti¬
ger . Abwägung der Chancen und Risiken verant¬
wortungsvoll genutzt werden.

Von der Landesinitiative Bio - und Gente .chn .ologie . .
wünsche ich mir auch wichtige Impulse dafür, die
notwendige kritische Diskussion sachlich zu füh¬
ren.

Wir wollen , daß die Autos der Zukunft aus
Nordrhein-Westfalen kommen . Das werden andere
Autos sein : sicherere , wesentlich sparsamere , und
schon bei der Herstellung muß daran gedacht
werden , daß soviel wie möglich wiederverwertet
oder wiederverwendet werden kann . Das . Auto der
Zukunft muß bei Lärm- und Abgaswerten und bei
der Fahrzeugsicjjerheit den -bestmöglichen Stand
der Technik bieten . Die Politik muß dafür sorgen,
daß technische Innovation wirklich stattfindet und
nicht in den Schränken oder Computern von For¬
schungsabteilungen brachliegt.

• Ich begrüße den Wettbewerb um das Drei - Liter-
Auto . Es wäre noch besser , wenn man solche

. Autos schon heute kaufen könnte . Darüber darf
aber nicht in Vergessenheit geraten , daß .die Auto-

. mobilher .steller ihre Selbstverpflichtung erfüllen,
den durchschnittlichen . Verbrauch ihres gesamten
Angebots an Personenwagen - ihrer ganzen Flotte -

_ bis .zum Jahr 2005 um mindestens ein Viertel zu
verringern.

Im internationalen Vergleich hat Nordrhein-Westfa¬
len - wie die Bundesrepublik Deutschland insge¬
samt - erhebliche Entwicklungsmöglichkeiten und
Arb .e.itsplatzreserven bei den Dienstleistungen.
Deshalb wird die Landesregierung unter Einbezie¬
hung aller Betroffenen und der interessierten Öf¬
fentlichkeit prüfen, wo bestehende rechtliche
Regelungen , Beschränkungen oder Verbote nicht
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|A ) mehr den gewandelten Einstellungen entsprechen
und wo sie neue Arbeitsplätze verhindern.

Die Zukunft der Jugend hängt entscheidend von
ihren beruflichen Perspektiven ab . Diese wiederum
setzen eine qualifizierte grundlegende Ausbildung
voraus . Wer keine Ausbildung hat , hat beruflich
deutlich geringere Chancen.

Die meisten Jugendlichen finden über .duale und
außerbetriebliche Ausbildung , über Fachschulen,
Fachhochschulen und Universitäten zu einem
Beruf . Seit einigen Jahren aber wächst die Zahl
derer , die nach der Schulzeit keine weiterführende
Ausbildung finden . Das kommt daher , daß sich zu
viele Betriebe allenfalls an ihrem unmittelbaren
Nachwuchsbedarf orientieren . Das ist kurzsichtig
und gesellschaftlich nicht zu verantworten.

{Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Landesregierung findet sich mit dieser Entwick¬
lung nicht ab . Wir fordern alle Beteiligten auf , sich
an einem Aktionsprogramm "Jugend - Beruf -
Zukunft " zu beteiligen.

Die hervorragende Ausbildung der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer ist einer der wichtigsten
Wettbewerbsvorteile deutscher und nordrhein¬
westfälischer Unternehmen . Darum ist es ein
Gebot ökonomischer Vernunft , daß jede junge Frau
und jeder junge Mann in Nordrhein -Westfalen einen
qualifizierten Ausbildungsplatz bekommen.

( Beifall .bei SPD und GRÜNEN)

Es gibt auch gute .Zeichen : Viele kleine und mittlere
Unternehmen und Handwerksbetriebe , aber auch
einige große Unternehmen unseres Landes werden
ihrer Ausbildungsverantwortung gerecht . Sie haben . . .
sogar neue , zusätzliche Ausbildungsplätze zur
Verfügung gestellt . Ihnen möchte ich heute herz¬
lich danken.

(Beifall bei der”SPD)

Die Wirtschaft insgesamt hat ihr dem Bundeskanz¬
ler gegebenes Wort, die Zahl der Ausbildungsplätze
deutlich zu erhöhen , bis heute noch nicht einge¬
löst.

Die Landesregierung erhöht ihr Ausbiidungsplatz-
angebot im dualen System für das Ausbildungsjahr
1995/96 um 10 % , vor allem in Berufen , die auch
außerhalb des öffentlichen Dienstes gebraucht
werden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir werden mit der Wirtschaft und den Gewerk¬
schaften in aufstrebenden Wirtschaftsbranchen •

darauf drängen , neue Berufsbilder und Ausbil¬

dungsverordnungen wesentlich schneller als bisher, (C)
möglichst innerhalb von zwei Jahren , zu schaffen.
Ich denke an die in Nordrhein -Westfalen so starke
Kulturwirtschaft , an den weiten Bereich der neuen
Medien , an viele Aufgaben im Umweltschutz , an
Tourismus und Freizertwirtschaft und an das Ge¬
sundheitswesen.

Im Rahmen der Jügendberufshilfe fördert das Land
vor allem junge Menschen , die es besonders
schwer haben , den Anforderungen 'einer qualifizier¬
ten Ausbildung zu genügen . Das gilt für Lern¬
schwache , aber auch für fremdsprachige Jugendli¬
che.

Entscheidend für die Lösung des Ausbildungs - -
Problems bleibt aber , daß schnell mehr qualifizierte
Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt werden.
Ich stelle deshalb hier noch einmal - wie ich hoffe,
unmißverständlich - fest : Die Landesregierung wird
es nicht hinnehmen , daß der Einstieg in das Berufs¬
leben für viele Jugendliche mit der deprimierenden
Erfahrung von Arbeitslosigkeit beginnt.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wenn die Wirtschaft nicht von sich aus in der Lage
sein sollte , genügend Ausbildungsplätze zur Verfü¬
gung zu stellen , dann wird die Landesregierung auf
Bundesebene gesetzgeberisch initiativ werden . Wir
werden dann dafür eintreten , daß zusätzliche (dj
Ausbildungsplätze geschaffen und bestehende
gesichert werden , daß es zu einer solidarischen
Ausbildungsplatzfinanzierung kommt und daß das
duale System qualitativ weiterentwickelt wird.

Meine Damen und Herren, zur Wirklichkeit der
Ausbildungsplatzsituation gehört auch , daß im

. vergangenen Jahr 10 000 Ausbildungsplätze nicht
besetzt werden konnten . Ich bitte deshalb alle
jungen Menschen , die noch keinen Ausbildungs¬
platz haben , auch solche Angebote 'anzunehmen,
die nicht oder nicht ganz ihren ursprünglichen
Wünschen entsprechen.

Kristallisationskern aller Ansätze zur ökonomischen
und ökologischen Erneuerung in dieser Legislatur¬
periode ist das Zukunftsinvestitionsprogramm
"Arbeit und Umwelt " , mit dem wir bestehende
Förderprogramme bündeln und damit den neuen
Schwerpunkt der Landespolitik im Sinne des nach¬
haltigen Wirtschaftens setzen . Die Bündelung führt
zu einem Programm mit über 13 Milliarden DM und
ist damrt auch ein finanzpolitischer Schwerpunkt in
dieser Legislaturperiode . Zusammen mit privaten
Folgeinvestitionen schaffen wir so Arbeitsplätze
und verringern die Umweltbelastung.
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(A ) Wichtigste Aufgabe der Umweltpolitik des Landes
wird es in den kommenden Jahren sein , der Um¬
weltvorsorge entschieden mehr Gewicht zu geben
als der nach wie vor notwendigen Umweitrepara¬
tur. Darum wird die Landesregierung eine Initiative
" Produktionsintegrierter Umweltschutz ” auf den
Weg bringen, die den Sachverstand und den Ein¬
fallsreichtum all jener in Nordrhein-Westfalen
zusammenführt , die in unterschiedlichen Zusam¬
menhängen an dieser Aufgabe arbeiten.

Wir wollen , wie das alle Parteien in ihren program¬
matischen Papieren fordern , das Ordnungsrecht im
Umweltschutz durch ökonomische Instrumente
ergänzen uhd teilweise ersetzen , wenn das zu den
gleichen oder besseren Ergebnissen führt, . Deshalb_
brauchen wir .auch eine offene Diskussion über
ökologisch orientierte Abgaben . . . .

{Beifall bei den GRÜNEN)

Die Landesregierung wird zwei renommierte wis¬
senschaftliche Institute beauftragen , in Gutachten
darzustellen , welche Auswirkungen die Einführung
unterschiedlicher ökologisch orientierter Abgaben
in Nordrhein-Westfalen hätte und ..untSL_wejchei 3 . . ..
Bedingungen ' sie verfassungsrechtlich zulässig,
wirkungsvoll und zielgenau wären . . .
Die Landesregierung wird auf der Grundlage der

(B) beiden Gutachten entscheiden . Ich rate uns . ajlen
dazu, daß wir diese Diskussion unvoreingenommen •
und sachlich führen , zumal es in anderen Ländern
solche .Abgaben gibt . Ich nehme die kritischen.
Stimmen ernst . Auch in diesem Bereich dürfen w ir. .
aber nicht nur die Risiken seiten , sondern wir
müssen auch die Chancen erkennen . Die Erfahrung
lehrt, daß ökologisch orientierte Abgaben und
Preise in den Unternehmen . .auch als Inriovations-
motor wirken können.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit der Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen , die Chancen für neue sichere Arbeits¬
plätze hängen maßgeblich davon ab, daß wir die
Energieversorgung ; die Verkehrsinfrastruktur und
die Abfallwirtschaft so umgestalten , daß wir die
natürlichen Lebensgrundlagen für ‘die kommenden
Generationen sichern.

In der Energiepolitik geht es darum, daß wir über
die Parteigrenzen hinweg , wenigstens , da gemein¬
sam handeln , yvo es keine Meinungsunterschiede
gibt . Die unterschiedliche Bewertung der Kernen - ,
ergie darf nicht länger als Vorwand für Stillstand
und Nichtstun mißbraucht werden . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Investitionsblockade gegenüber moderner (C)
Technik für die produktive Nutzung der Energie und
für emeuerbare Energien muß endlich weggeräumt
werden . Es darf nicht sein , daß wir heute versäu¬
men , die energiepolitischen Weichen in Richtung
Solarwirtschaft neu zu stellen , und uns morgen

. darüber beklagen , daß uns Japan schon wieder in
einem Hightech -Bereich den Rang abgelaufen hat,
nämlich bei der Solartechnologie.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Energiewirtschaft braucht verläßliche und
mittelfristig kalkulierbare Rahmenbedingungen , die

■ den Klimaschutz durch . Einsatz moderner Energie - ,.
technik zu einem verbindlichen Ziel machen.

. Nqrdrheifl-Westfaien soll . auch in Zukunft das
Energieland der Bundesrepublik bleiben.

(Beifall bei der SPD]

Wir werden mit einem Bünde ) von Maßnahmen
dafür sorgen , daß Nordrhein-Westfalen zur Num¬
mer 1 in der Energieproduktivität , bei der Ener¬
giespartechnik und beim Ausbau der Nutzung .der
erneuerbaren . Energieträger Sonne , Wind und .
Wasser , wird . . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Landesregierung wird eine Landesinitiative
"Zukunftsenergien ’' gründen . Dieses Angebot
richtet sich an große und kleine Unternehmen , an
das Handwerk und an das Baugewerbe , an Energie¬
erzeuger und Anlagenbauer , an Beratungsurrter.neh-

~ men und an Ingenieurbüros . .

Solange und soweit 'unser Land auf fossile Energie¬
träger angewiesen ist , haben für die Landesregie¬
rung heimische Steinkohle und Braunkohle Vor¬
rang.

. . (Beifall bei der SPD)

Die Landesplanungsbehörde hat am 31 . März 1995
den Braunkohlenplan Garzweiler II genehmigt.
Diese Genehmigung ist rechtsgültig.

(Beifall bei der SPD)

Zu ihr gehört , daß das Abbauvorhaben geändert
werden kann u,nd geändert werden muß , wenn
schwere ökologische Schäden drohen und wenn
sich der energiewirtschaftliche Bedarf gravierend
ändern sollte . Auf diese Überprüfung bis hin zur
Rückholbarkeit des Vorhabens hatten ausdrücklich
auch die damalige CDU-Fraktion in ihrem Antrag
und ebenfalls ihr Vorsitzender Herr Dr . Linssen von
dieser Stelle aus besonderen Wert gelegt.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
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Ai Es ist bekannt , daß die Koalitionsparteien das
Tagebauprojekt unterschiedlich , beurteilen.

{Zuruf von der CDU : Ach nee !)

Das ist so wie beim Lauschangriff in Bonn , meine
Damen und Herren.

(Beifall bei SPD und GRÜßEN)

Die SPD hält das ökologische Risiko nach allen
vorliegenden Untersuchungen für beherrschbar und
ist der Auffassung , daß Garzweiler ll aus energie-
poiitischen

‘ Gründen notwendig ist und sozial
bewältigt werden kann.

( Beifall bei der SPD)

BÜNDNIS 90/D1E GRÜNEN lehnen Garzweiler II ab,
weil sie den Tagebau für"

ökologisch und sozial
nicht vertretbar halten und der ' Auffassung sind,
daß er zur Deckung des künftigen Strombedarfs
auch nicht nötig ist .

. T

(Beifall bei den GRÜNEN)

Beide Parteien haben in der Vereinbarung über die
Zusammenarbeit in dieser Legislaturperiode fest¬
gestellt , daß das beschriebene Verfahren nach
Recht und Gesetz stattfindet.

(Beifall bei 'SPD""ünd GRÜNEN)

gj Zur aktuellen Diskussion über die Finanzierung der
Steinkohle möchte ich nur eine Bemerkung machen
- und wer Ohren hat zu hören , der höre Ich
erwarte , daß der Bundeskanzler , der Bundesfinanz¬
minister und der Bundeswiftschaftsrfiihister zu
ihrem Wort stehen und die im Artikelgesetz für die
Jahre 1999 und 2000 festgelegten Beträge von
jeweils 7 Milliarden DM nicht einseitig zur Disposi¬
tion stelien oder unter Sparzwänge setzen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir brauchen einen Pakt der Vernunft zwischen
Verkehrsteilnehmern , Verkehrswirtschaft und
Politik , um Verkehr zu vermeiden , wo er vermeid¬
bar ist , und um die nötige Mobilität umweltver¬
träglich zu sichern . Die Politik der Landesregierung
orientiert sich ah dem Ziel , die Mobilität für die
Bürgerinnen

' und Bürger und für die Wirtschaft
unseres Landes umweltverträglich und soziaiver-
träglich zu sichern.

Wir setzen nicht auf isölierte '
Lösungen . Wir setzen

auf ein integriertes Konzept , das Verkehrsvermei¬
dung/Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche¬
re Verkehrsträger und die bessere Nutzung der
bestehenden Verkehrsinfrastruktur miteinander
verbindet.

Nordrhein -Westfalen hat eine leistungsfähige ( C)
Verkehrsinfrastruktur , die optimiert werden muß.
Im Straßenbau gilt für uns der Grundsatz : Ausbau
vor Neubau . Die Schieneninfrastruktur wollen wir
stärken . Nordrhein -Westfalen soll Bahnland Nr. 1
bieiben.

Eine hervorragende Ausgangsposition , den Verkehr
sicherer , effizienter und weniger umweltbelastend
zu gestalten , bietet die starke Präsenz innovativer
Technologieuntemehmen in Nordrhein -Westfalen,
die in den Bereichen der Rad -Schiene -Technik , der
Telematik und der Logistik arbeiten.

Auch in der Luftverkehrspolitik müssen wir zwi¬
schen unterschiedlichen Interessen abwägen : der
nötigen Mobilität , den Umweltbelangen und der
Lärmbelästigung ' von Anwohnern der Flughäfen . .
Deshalb wird es im Luftverkehr in den kommenden
Jahren in bestimmten Bereichen Verringerungen
geben , aber in anderen Bereichen auch die Ent¬
wicklungsmöglichkeiten , die wir brauchen , damit
unsere internationalen Flughäfen auch in Zukunft •
leistungsfähig sind.

(Beifall bei der SPD)

Die' internationale Anbindung Nordrhein -Westfalens
wollen wir erhalten und verbessern,

(Beifall von Klaus ' Matthiesen [SPD ] und
Birgit Fischer [SPD ] ) ^

KurzstreckenfTüge müssen durch ein attraktives
Bahnangebot überflüssig gemacht werden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Stellung Nordrheih -Westfalens als Außenwirt¬
schaftszentrum der Bundesrepublik Deutschland
werden wir stärken und Unternehmen vor allem auf
den strategisch wichtigen Märkten gezielt , unter¬
stützen.

Meine Damen und Herren , die Abfälle aus indu¬
strieller Produktion und aus den privaten Haushal¬
ten sind in den vergangenen Jahren in einem Maße.
zurückgegangen , wie das viele nicht für möglich
gehalten hätten .

" Die Landesregierung dringt darauf,
daß ' durch entsprechende Regelungen des Bundes
und der Europäischen Union neben der Verant¬
wortung des Produzenten für die bei der Produktion
anfallenden Abfälle und Reststoffe auch die Pro-
duktverantwortung der Hersteller gestärkt wird.

Die Bezirksregierungen überarbeiten aufgrund
aktueller Daten und Erkenntnisse ihre Abfallentsor¬
gungspläne . Wir wollen die Müllvermeidungskon¬
zepte fortentwickeln . Nach restriktiver Bedarfs¬
prüfung durch die Bezirksregierungen tritt die
Landesregierung dann dafür ein , daß keine neuen
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(A ) Müllverbrennungsanlagen geplant oder errichtet
werden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Damit weniger Abfälle verbrannt werden müssen,
wird die Landesregierung innovative
Abfallverwertungs - und Abfallbehandlungsverfah¬
ren fördern . Sobald Erkenntnisse über alternative
Verfahren , im großtechnischen Maßstab vorliegen
und ausgewertet sind , wird die Landesregierung
eine entsprechende Änderung der Technischen
Anleitung Siedlungsabfall anstreben.

(Beifall bei den GRÜNEN) . . ..II . . .
Meine Damen und Herren , die Bewahrung der
natürlichen Lebensgrundlagen verlangt von uns
weitere Anstrengungen , die Belastung der Luft,
von Rüssen , Bächen und Seen zu verringern und
dafür zu sorgen , daß die Belastung unserer Böden
heute nicht zu den Altlasten von morgen wird.
Deshalb werden wir . aktiv , an dem seit langem.'
überfälligen bundesweiten . Bodenschutzgesetz
mitwirken und die Sanierung von Altlasten fortset¬
zen.

Wasser ist ein Lebensmittel , mit dem wir sorgfältig
umgehen und .das wir mit alle.n unseren Möglich¬
keiten schützen müssen . Voraussetzung für den
Schutz und für die Sanierung oberirdischer Gewäs-

® —ser ist die hochwertige Abwasserreinigung . Wir
wollen alle technischen und rechtlichen . Möglich¬
keiten nutzen , um die Kosten für die Abwasser¬
beseitigung zu begrenzen , ohne den Gewässer¬
schutz zu vernachlässigen . . .

(Beifall bei der SPD)

Die Verbesserung der ökologischen Verhältnisse
und die Renaturierung von Rüssen und Bächen in
unserem Land erhalten und schaffen .den Tieren
und den ' Pflanzen wichtige Lebensräume . . Die
Wiederherstellung von Auenlandschaften und von
angemessenen Überflutungsflic .hen ist zugleich ein
Beitrag zu einem vorbeugenden , ökologisch orien¬
tierten Hochwasserschutz , der Risiken mindert und
Schäden begrenzt . Hier wird deutlich , wie eng die’
Verbindung zwischen Naturschutz und unmittelba¬
ren materiellen Interessen von Bürgerinnen und
Bürgern sein kann . ■

Die Belastung der Luft mit Schadstoffen ist . in den
letzten Jahren durch verschiedene .Ernissionsmin-
derlmgsprogramme für einzelne Stoffe deutlich
zurückgegangen . Nun kommt es darauf an , die
Emission der Stoffe zu begrenzen , die zur Ent¬
stehung von Ozon führen - '

Die Reduzierung der Dioxinemissionen aus Produk - (C)
tionsanlagen , die für einige Teile unseres Landes
besondere Bedeutung hat , werden wir fortsetzen.
Die Verringerung der Kohlendioxidemissionen hat
globale . Be.deutung . Wir wollen sie durch zukunfts¬
weisende Weichenstellungen in der Energiepolitik
und in der Verkehrspolitik erreichen.

Meine Damen und Herren ! Zu wenigen ist bewußt,
■ daß Nordrhein -Westfalen auch ein ■bedeutendes

Agrarland ist , in dem das Ernährungsgewerbe eine
wichtige Rolle spielt.

. . (Beifall bei der SPD ) -

Ein Land hat in der Landwirtschaftspolitik nur
wenige Möglichkeiten , eigene Vorstellungen zu
verwirklichen . Die Landesregierung wird sich aber
gegenüber der Bundesregierung und auf europäi¬
scher Ebene für eine grundlegende Reform der
europäischen Agrarpolitik einsetzen.

. Wir wollen , daß die bäuerliche Landwirtschaft und
der Gartenbau in Nordrhein -Westfafen Zukunft
haben . Unser Land braucht Bäuerinnen und Bauern,
die gesunde Nahrungsmittel herstellen und die
Kulturlandschaften pflegen , die den ländlichen
Raum prägen.

. (Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Als Beitrag dazu wollen wir den ökologischen jqj
Landbau stärken , damit die wachsende Nachfrage
nach ökologischen Produkten stärker als bisher aus

■ heimischer Erzeugung bedient werden kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren ! Die Zeit ist reif für neue
Reformanstrengungen in der Bildungspolitik . Weit
über Nordrhein -Westfalen hinaus brauchen wir eine
neue Phase der Bildungsreform , die in den Schulen
beginnen muß und deren Ziel ein Zuwachs an
Leistungsfähigkeit und ein Gewinn an pädagogi¬
scher Vielfalt sein soll.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie muß geprägt sein von Offenheit , von der Fähig¬
keit zuzuhören und von der Bereitschaft , unter¬
schiedliche Erfahrungen anzuerkennen , zu be¬
werten , alte Antworten zu überprüfen und neue
•Antworten auf neue Fragen zu finden . Das braucht
Zeit.

(Heiterkeit bei der CDU)
In wenigen Wochen wird die Kommission "Zukunft .
der Bildung - Schule der Zukunft " , die ich im Som¬
mer 1992 berufen habe , ihre Empfehlungen vorle¬
gen . Ich bin sicher , daß damit eine Diskussion in
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Gang kommt , mit der Bildungsfragen endlich wie¬
der den Rang bekommen , an dem alle interessiert
sein müßten.

Wir wissen , daß Schulreformen nicht von oben
verordnet werden können , wenn sie erfolgreich
sein sollen . Sie müssen mitgestaltet und mitgetra¬
gen werden von den Menschen , die es im Alltag
angeht.

( Heinz Paus ( CDU] : Das ist ja neu !)

Mit Blick auf diese ' Diskussion hat die Landes¬
regierung sich dafür ' entschieden , einige klare
Eckpunkte zu setzen.

Die einfache Gleichung , daß steigende ScFiüJerzäh-
len zu entsprechend mehr Lehrerstellen führen , ist
nicht zu bezahlen . Darüber gibt es keinen Streit
unter allen , die die finanzielle Lage der Länderhaus¬
halte kennen.

Wir wollen neue Lösungen gemeinsam mit allen am
S 'chuIJeben Beteiligten suchen . Die Schulen brau¬
chen sichere Rahmenbedingüngen . Darum ist es
unser Ziel , im kommenden Jahr ein gemeinsam
erarbeitetes Konzept vorzulegen , wie der Unterricht
unter veränderten Bedingungen gesichert und
finanziert werden kann . Es "ist ein Gebot der Wahr¬
haftigkeit , wenn |ch schon heute sage : Es kann
keine Bestandsgarantie für alle derzeit geltenden
Rahmenbedingungerr am unseren Schulen geben.
Ich sage aber auch : Nordrhein -Westalen wird im
Gegensatz zu anderen Ländern auch in den kom¬
menden Jahren alle freiwerdenden Lehrerstellen
wieder besetzen.

Wir haben zusätzlich Mittel für das Programm ■
" Geld statt Stellen ” zur Verfügung gestellt . Wir
wollen das Programm in Zukunft noch flexibler
handhaben und darauf achten , daß diese ergänzen¬
den Beschäftigungsverhältnisse sozialverträglich
gestaltet werden.

Im Entwurf eines Nachtragshaushaltes 1995 haben
wir beschlossen , für das Schuljahr 1995/96 440
Lehrerinnen und Lehrer befristet als Angestellte
einzustellen . Im folgenden Schuljahr sollen noch
einmal 500 Stellen dazukommen . •

Wir brauchen mehr Verantwortung und mehr
Gestaltungsmöglichkeiten für die einzelne Schule,
ohne daß der Staat seine Verantwortung vernach¬
lässigt . Die Schulaufsicht soll sich wandeln . Sie
soll Schulen ermutigen , Freiräume zu nutzen , sie
soll sie beraten bei dem schwierigen Prozeß , einge¬
fahrene Wege zu verlassen und etablierte Struktu¬
ren zu verändern.

Die Qualität der Arbeit in unseren Schulen hängt in
erster Linie von den Lehrerinnen und Lehrern ab.
Ich kenne ihre schwierige Arbeit , und ich weiß,
daß viele von ihnen weit mehr tun als das , was
man zu Recht von ihnen erwarten kann . Dafür
danke ich ihnen . ,

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Bei allen notwendigen Veränderungen wird es
dabei bleiben , daß der Eltemwille über das Angebot
an weiterführenden Schulen entscheidet . Weil das
so ist , wollen wir das Grundschulgutachten durch

. eine eingehende Beratung der Eltern ersetzen . Auf
dieser Grundlage sollen die Eltern dann über den
weiteren schulischen Weg ihrer Kinder entschei¬
den.

Als Beitrag des Landes zu einer qualifizierten Aus¬
bildung aller Jugendlichen wolien wir die Kolleg¬
schulen und die anderen Schulen des beruflichen
Schulwesens zusammenführen . Wir wollen das
duale System noch attraktiver machen, - die berufli¬
che Qualifizierung verbessern und berufliche Bil¬
dungsangebote transparenter gestalten . Sozial
Benachteiligte und Behinderte wollen wir gezielt
fördern.

(Beifall bei SPD. und GRÜNEN)

Mit der Neubildung der Landesregierung gehört die
Landeszentraie für politische Bildung zum Ge¬
schäftsbereich des Ministeriums für Schule und
Weiterbildung . Damit unterstreicht die Landes - ,
regierung die Weiterbildung als gleichberechtigte
vierte Säule des Bildungswesens.

Die Hochschulen und die Forschungseinrichtungen
... unseres Landes helfen entscheidend bei seiner

ökonomischen und ökologischen Erneuerung und
tragen zu seiner kulturellen Entwicklung bei.

Investitionen in Bildung und Wissenschaft bringen
mittelfristig dauerhaften und hohen Ertrag. Darum
haben Wissenschaft und Forschung Priorität für
unser Land.

Alle lernwilligen jungen Menschen sollen die glei¬
che Chance zum Studium haben . Darum wollen wir
die Maßnahmen und Sonderprogramme , mit .denen
wir die fachliche Erneuerung in unseren Hoch¬
schulen vorangebracht haben , auch in Zukunft
fortsetzen . Die Landesregierung erwartet , daß der
Bund auch in Zukunft das Hochschulsonderpro¬
gramm I mitfinanziert.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wenn das nicht geschähe
’
, wäre das ein weiterer

Grund, die bisher von Bund und Ländern gemein-
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(AI sam finanziertenAufgaben nicht nur im Hochschul-
und Forschungsbereich wieder ausschließlich den
Ländern zu übertragen - mitsamt der Mittel , die
dafürgegenwärtig im Bundeshaushalt .bereitstehen . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir werden die Fachhochschulen . . ko.oj;i,nuie..riip,t!. . . ...
ausbauen und dafür auch zusätzliche Stellen ein¬
richten , die allerdings zuvor an anderer Stelle im
Personalhaushalt des Landes erwirtschaftet wer¬
den müssen.

(Minister Heinz Schleußer : Aber vorher !)

Die Hochschulen . sollen „ sich der . . Gesellschaft
weiter öffnen . Sie brauchen eine starke und demo - .. .
kratische Selbstverwaltung und weniger staatliche
Vorgaben und Vorschriften . Mehr . Eigenverant¬
wortung und mehr Rechenschaft gegenüber der
Öffentlichkeit sollen für die Hochschulen zwei
Seiten einer Medaille werden.

Die Landesregierung wird weitere ' Studiengänge
inhaltlich reformieren und neu gestalten und eine
Lehr- und Lernkultur .fördern , die ganzheitliches.
Denken, Verantwortungsbewußtsein des .einzelnen ..
und die Eigenständigkeit der Studierenden ..unter - .
stützt .

'

In einem schlanken Hochschulqesetz . das alle
(B ) bisherigen Gesetze zusammenfaßt , wollen wir nach

intensiverDiskussion mit den_Be_trpfjenen und alten.
Interessierten eine vernünftige Linie festlegen , die
eine verbesserte demokratische Teilhabe aller
Hochschulmitglieder und größere "Funktionalität
miteinander verbindet.

Mit einem Innovationsprogramm Forschung werden
wir die wissenschaftliche Arbeit und die technoio-
gische Entwicklung in Schlüsselbere .ichen beson¬
ders fördern: Umwelt und Verkehr, Energie und •

. Kreislauf Wirtschaft , neue . M.edien . und in den
Geistes - und Sozialwissenschaften.

Das schnelle Umsetzen von Forschungsergebnissen
wird immer mehr zum Motor wirtschaftlicher
Entwicklungen in . allen . .modernen . Gesellschaften.
Wir müssen wissenschaftliche Erkenntnisse schnei-
ler und effektiver für praktisches Handeln nutzen,
damit nicht bloß die wissenschaftliche , Leistung,
sondern auch die Arbeitsplätze bei uns entstehen.
Die Landesregierung will deshalb Patentanmeldun¬
gen fördern, bei der Gründung von Verwertungs¬
gesellschaften an Hochschulen helfen und das .
Bereitstellen von Risikokapital vpranbringen .

* '

Die Landesregierung setzt sich auch in Zukunft
dafür ein , daß weder "der Geldbeutel noch der Paß

der Eltern über die Bildungschancen von Kindern (C)
entscheiden darf.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir lehnen die Einführung von Studiengebühren
genauso ab wie die von der Bundesregierung
geforderte Verzinsung des Dariehensanteiis beim~
BAföG.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der soziale Rechtsstaat ist ein fortdauernder Auf¬
trag unseres Grundgesetzes . Sozialstaat und soli¬
darische Gesellschaft sind die beiden Seiten einer
Medaille . Der Sozialstaat gewinnt Menschlichkeit
durch . Solidarität in der Gesellschaft . Die solidari¬
sche Gesellschaft gewinnt Sicherheit durch den
Sozial .staat.

Aber auch die Modernisierung unserer Wirtschaft,
die konsequente Verknüpfung von Arbeit und
Umwelt kann auf Dauer nur dann Erfolg haben , .
wenn es gelingt , den gesellschaftlichen Zusam¬
menhalt zu stärken.

Nordrhein-Westfalen wird das "soziale Gewissen " ■
der Bundesrepublik Deutschland sein.

'
(Be ’rfaii bei der SPD)

Darum Werden wir in allen wichtigen Feldern
Vorschläge für den solidarischen Umbau des So -

( [»
zialstaats machen . Wir wenden uns gegen alle.
Versuche , den Sözialstäat zu demontieren und die
Gesellschaft zu entsolidarisieren.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der wichtigste Beitrag zur Senkung der Sozialaus¬
gaben und der Sozialabgaben liegt im entschlösse - .

• • nen Kämpf gegen die Arbeitslosigkeit und in der
— umfassenden Verbesserung des Gesundheits¬

schutzes am Arbeitsplatz.

(Beifall bei der SPD)

Nicht der Sozialstaat ist zu teuer , die Arbeitslosig - • •
keit und krankmachende Arbeitsbedingungen , die
sind zu teuer.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Jeder neu geschaffene Arbeitsplatz dämmt auch
das Armutsrisiko , ein und wirkt den Belastungen
der sozialen Sicherungssysteme entgegen , die aus .
der Entwicklung der Bevölkerungsstruktur herrüh¬
ren.

Die Landesregierung setzt sich für grundlegende
Veränderungen im Arbeitsförderungsgesetz ein.
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A) damit nicht länger Arbeitslosigkeit , sondern endlich
Arbeit finanziert werden kann.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Auf Landesebene werden wir die aktive Arbeits¬
marktpolitik mit Hilfe europäischer Programme
fortsetzen . Mit der Gründung der START -Zeitarbeit
GmbH haben wir Anfang des Jahres ein neues
Instrument geschaffen , das gerade Schwerver-
mättelbaren neue Chancen auf dem ersten Arbeits¬
markt schaffen soll . Mit der Förderung "sozialer
Betriebe " - sie sollen besonders Langzeitarbeitslose
wieder integrieren - werden wir in den kommenden
Jahren ein weiteres neues Instrument erproben.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN )
. .

Illegale Beschäftigung , Lohn - und Sozialdumping
und Scheinselbständigkeit müssen wir miteinander
hart bekämpfen . Sie ruinieren seriöse Betriebe , sie
unterlaufen die Solidarversicherungssysteme , und
sie . machen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
arbeitslos , die dauerhaft in Nordrhein -Westfalen
leben.

(Beifall bei SPD und .GRÜNEN)

Die Bundesregierung läßt das alles weitgehend
geschehen . Nordrhein -Westfalen wird deshalb mit
anderen Ländern ein wirkungsvolles nationales

3j Entsendungsgesetz in den Bundesrat einbringen.
Gemeinsam mit Unternehmerverbänden und Ge¬
werkschaften wollen wir energisch gegen illegale
Beschäftigung und Scheinselbstariäigkeit Vorgehen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir werden unsere Politik für “ eine kirider - und
familienfreundiiche Gesellschaft im Land fortsetzen
und auch den Bund in die Pflicht nehmen .

'

Wir wollen das Beratungswesen - als Lebens -,
Sozial - und Verbraucherberatung - in Nordrhein-
Westfalen modernisieren und effizienter gestalten.
Dabei sind wir .auf die Mitwirkung der freien und
der kommunalen Träger angewiesen.

Der Rechtsanspruch auf einerfTCiricfergartenpiatz
wird 1996 in einigerTStädten und bis 1998 überall
im Land verwirklicht . Das Ausbauprogramm hat in
der vergangenen Legislaturperiode mit über
125 000 zusätzlichen Plätzen eine gute Basis dafür
geschaffen . Das Land fördert ' alle Maßnahmen
weiter , die . ..bis 1998 zur Verwirklichung des
Rechtsanspruchs nötig sind, . . . .

Die Bundesregierung täte gut daran , sich mit öf¬
fentlicher Kritik an den Kommunen zurückzuhälten,

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

oder - das wäre noch besser - sie sollte sich finan - (C|
ziell am Bau und am Betrieb von Kindergärten oder
Kindertagesstättenplätzen beteiligen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

In der Übergangsphase bis 1998 wird das Land
Kommunen dabei unterstützen , durch überbrücken¬
de Maßnahmen - auch bei freien Trägern und
Bteminitiativen - ausreichende Betreuungsangebö¬
te zu machen.

Mit dem . neuen Jugendförderungsgesetz werden
wir die Grundlagen für die künftigen Angebote der
Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit schaffen.

Meine Damen und Herren , wir wollen , daß die
ältere Generation mitten im Leben steht , daß sie
mitreden und mit entscheiden kann . Sie tut das
auch immer mehr . In vielen Selbsthilfegruppen und
Ehrenämtern sind Männer und noch mehr Frauen
aktiv , die nicht mehr berufstätig sind . Sie leisten
damit einen wichtigen Beitrag für unser Zusam¬
menleben . Sie tun das aus freien Stücken bis ins
hohe Alter und bleiben so ganz selbstverständlich
ins gesellschaftliche Leben integriert.

Bis Ende kommenden Jahres werden wir ein "Ak¬
tionsprogramm zur sozialen Integration Behinder¬
ter " vorlegen . Wir lassen uns dabei von dem
Grundsatz leiten , daß behinderte Menschen ihr
Leben soweit wie möglich selber bestimmen und ^
am gesellschaftlichen Leben teilhaben sollen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Gesundheit hat für die Bürgerinnen und Bürger
einen besonderen Stellenwert . Darum werden wir
unser leistungsfähiges und differenziertes Gesund¬
heitssystem weiter modernisieren und an ver¬
änderte Bedingungen anpassen . Wir wollen die
Angebote der gesundheitlichen und sozialen Ver¬
sorgung vor Ort noch besser aufeinander abstim¬
men und den Patienten - und Verbraucherschutz
weiterentwickeln.

Mit einem Landessuchtprogramm wollen wir dazu
beitragen , durch Aufklärung alle Formen der Sucht
in unserer Gesellschaft zurückzudrängen.

Meine Damen und Herren , in Nordrhein -Westfalen
leben heute fast 18 Millionen Menschen . Seit 1989
sind mehr als 400 000 deutschstämmige Aussied¬
ler aus der früheren Sowjetunion und aus Ost¬
europa zu uns gekommen . Zwei Millionen Men¬
schen in Nordrhein -Westfalen haben den Paß eines
anderen Staates.

Nordrhein -Westfalen wird zusätzliche Anstrengun¬
gen unternehmen , damit Menschen , die dauerhaft
hier leben , arbeiten und wohnen , sich in unserem
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Land auch wirklich heimisch fühlen können , un - , . . werden , in denen Leib und Leben durch Folter und (C)
abhängig davon , woher sie oder ihre Eltern starn - Krieg in Gefahr sind.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)men . Wir werden des friedliche Zusammenleben
fördern und allen Formen von Fremdenfeindlichkeit,
Rassismus und Ausgrenzung , entschieden ent¬
gegentreten.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Junge Menschen , deren Elternjoder Großeltern vor
vielen Jahren nach Nordrhein -Westfalen gekommen
sind , gelten weiter als Ausländer, . obwohl sie in .
Köln oder Dortmund , in Wesel oder . Bielefeld gebo¬
ren und dort genauso zu Hause sind wie Gleich¬
altrige , deren Eltern einen deutschen Paß haben.
Deshalb wird sich die Landesregierung weiter dafür
einsetzeri , die Einbürgerung zu erleichtern und
dabei auch Mehrstaatigkeit zu akzeptieren.

(Beifall bei . SPD und GRÜNEN) . . ..
Das gilt in besonderer Weise für diejenigen auslän¬
dischen Mitbürgerinnen und Mitbürger , die schon in
zweiter oder dritter . Generation bei .uns leben, . . .

Das völkisch geprägte deutsche Staatsangehörig¬
keitsrecht muß dringend geändert werden . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN]

Nordrhein -Westfaien wird dazu im Bundesrat in¬
itiativ werden , wenn die Bundesregierung nicht in
Kürze einen zeitgemäßen Gesetzentwurf vorlegen
sollte.

Die ausländischen Bürgerinnen und . Bürger haben
als Steuer - und Abgabenzahler die gleichen Pflich¬
ten wie ihre deutschen Nachbarn . Dem sollten
auch mehr Rechte gegenüberstehen . Deshalb hält
es die Landesregierung für notwendig , daß nicht
nur Bürgerinnen . und _ Bürger der Europäischen
Union , sondern alle , die seit längerem in Nordrhein-
Westfalen leben , das kommunale Wahlrecht , be¬
kommen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
” ““ "' “.

Flucht und Vertreibung - das lernen wir jeden Tag -
bedrohen Menschen .existentiell . Ihre Ursachen zu.
beseitigen , wollen wir als Land auch in Zukunft
beitragen.

Nicht alle Menschen , die aus verständlichen Grün¬
den nach Nordrhein -Westfalen kommen , können
ein Bleibergcht beanspruchen . Aber wer darauf
angewiesen ist , erhält ein Bleiberecht . Die Landes¬
regierung tritt dafür ein , daß Entscheidungen über
Asyl - und Bleiberecht zügig getroffen werden und
daß Menschen nicht länger in Länder abgeschoben

Die Landesregierung unterstützt die laufende
Bundesratsinitiative von Rheinland -Pfalz und Hes¬
sen , durch die eine Härtefallregeiung für sogenann¬
te Altfälle erreicht werden soll.

Herr Präsident , meine Damen und Herren , Demo¬
kratie und Rechtsstaatlichkeit , Liberalität und
Toleranz , die Förderung der bürgerschaftlichen
Eigeninitiative und der örtlichen Selbstverwaltung,
die Achtung und der Schutz von Minderheiten und
die Stärkung ihrer Rechte sind Leitziele unserer
Innen - und Rechtspolitik.

Wir wollen die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und
. Bürger sichern , wir wollen das friedliche Zusam - ■
• menleben fördern und alle Menschen nach Kräften

vor Gewalt schützen.

Das friedliche Zusammenleben hängt in erster Linie
- von der Bereitschaft jedes einzelnen ab , sich zu • .

vertragen . Nichts kann demokratisches Engage-
ment * gute Nachbarschaft und solidarisches . Ein- . . .
stehen für den anderen ersetzen.

Der demokratische Rechtsstaat muß die Bürge¬
rinnen und Bürger schützen . Deshalb setzen wir auf
eine leistungsfähige , qualifizierte Polizei , auf ihre (dj
Anwesenheit und ihre Sichtbarkeit in der Öffent¬
lichkeit.

Um Straftaten vorzubeugen und um zur besseren
Aufklärung beizutragen , werden wir den Aufbau . .

■ des Netzes von kriminalpräventiven Räten weiter
fördern.

Die Landesregierung tritt dafür ein , daß die Be¬
kämpfung organisierter Kriminalität und der Geld¬
wäsche intensiviert , und die richterliche Kontrolle
bei Abhörmaßnahmen verbessert werden.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der GRÜNEN)

Eine besonders wichtige Aufgabe sieht die Landes¬
regierung in der Bekämpfung der Drogenkriminali-
tät . Die Strafverfolgungsbehörden werden sich
noch stärker auf die . Nutznießer und Hintermänner
von Handel , Schmuggel und Produktion illegaler
Drogen konzentrieren müssen . Wir wollen die

' staatlichen . Sanktionsmittel gegenüber suchtkran¬
ken Menschen überprüfen und das betäubungs-
mittelrechtiiche Opportunitätsprinzip ausweiten.

Gustav Heinemann hat einmal gesagt : " Das Recht
ist die Waffe des Schwachen " . Damit alle Bürge¬
rinnen und Bürger schnell und unkompliziert zu
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A ) ihrem Recht kommen , wird die Landesregierung
auch neue Wege gehen . Wir wollen zum einen die
Arbe 'rts - und Leistungsfähigkeit der Justizbehörden
verbessern und zum anderen die rechtlichen Rah-
menbedingungen den neuen Herausforderungen
anpassen.

Die Länder sollen in Zukunft die Möglichkeit haben,
bei Bagatellstreitigkeiten dem Zivilprozeß ein obli¬
gatorisches Schlichtungsverfahren yorzuschalten.
Auch deshalb werden wir eine Initiative für ein’
zweites Rechtspfiegeentlastungsgesetz ergreifen . ’

In der gesamten Justiz werden wir die informa¬
tionstechnische Unterstützung weiter verbessern
und .neue Formen der Arbeitsorganisation erproben.
Mit Vorrang wollen wir das Grundbuch und . das
Handelsregister modernisieren . Das entlastet die
Justiz und kommt der Wirtschaft und den Bürge¬
rinnen und Bürgern unseres Landes zugute.
Wo das rechtlich und moralisch vertretbar ist,
wollen wir Haftstrafen vermeiden . An ihre Stelle
sollen mehr als bisher der Täter -Opfer - Ausgleich,
die Wiedergutmachung von Schäden und gemein¬
nützige Leistungen treten.

(Beifall bei den GRÜNEN}

Wo das Strafrecht in seiner ganzen Hirte ange¬
wendet werden muß , hängt seine Wirkung davon

^ ab , daß besonders sozialschädliche Straftaten
schneller und konsequenter verfolgt werden . Des¬
halb wollen wir die Dauer von Strafverfahren
begrenzen , ohne die Rechte der Beteiligten zu
verletzen.

Meine Damen und Herren , mit der Regierüngsneu-
bildung habe ich die Querschnittsaufgaben Stadt¬
entwicklung , Kultur und Sport ln einem neuen
Ministerium zusammengeführt . Nordrhein -Westfa¬
len geht damit bundesweit einen neuen Weg , von
dem ich mir wichtige Impulse für die Zukunft
unserer Städte und Regionen,

’ für Kultur und Sport,
für die Lebensqualität in unserem Land erwarte.

Stadtentwicklung , Kultur und Sport , das sind
Aufgaben , die die’ Menschen in unserem Land ganz
unmittelbar berühren : in ihrem ’ Stadtteil , in der
Nachbarschaft , in den Vereinen , bei ihren kulturel¬
len und sportlichen Interessen und in ihrem sozia¬
len Engagement.

Politik kann hier manches erreichen , aber bei
weitem nicht genug . Deswegen brauchen wir neue
Formen , wie wir Politik betreiben , zusammen mit
den Bürgerinnen und Bürgern und nicht an ihrem
Lebensgefühl vorbei .

'

Wir müssen und wollen genauer zuhören , was die (C)
Menschen in ihrem Alltag bewegt . Wir möchten
möglichst viele Menschen zur eigenverantwortli¬
chen Gestaltung ihrer Lebenswelt ermuntern . Dazu
brauchen wir eine neue Kultur des Gesprächs über
Generationsschranken , über kulturelle Grenzen,
über soziale Milieus hinweg.
Wir wollen einen Modernisierungsschub in der
Fähigkeit von Land , Städten , und Regionen , bei
begrenzten öffentlichen Mitteln die Lebenswelt der
Menschen so bürgernah wie möglich zu gestalten.
Wir wollen für die Zukunftsentwicklung ehren¬
amtliches Engagement sichern und weiter ausge¬
stalten . Wir setzen auf die Vitalität der Vereine:
den Aufbau von "Stadttoren für den Sport " werden
wir unterstützen.

Die Landesregierung wird eine Initiative "Wie
wollen wir leben ? " starten , die Kindern und Ju¬
gendlichen die Möglichkeit gibt , auf ganz unter¬
schiedliche Weise darzustellen , wie sie sich die
Zukunft von Familie und Ausbildung , von Arbeit
und Freizeit ’

vorstejlen.
Kultur und Sport sind aber nicht nur wichtige
Lebensbereiche , sie sind auch Wirtschaftsbereiche
mit hohen . Zuwachsraten . Zusammen mit den
Investitionen .in die Stadtentwicklung helfen sie
mit , die Wirtschaftskraft unseres Landes zu sichern (p)
und seine Zukunftsfähigkeit zu stärken.

Die Kulturlandschaft Nordrhein -Westfalen sucht in
ihrer Vielfalt . und ihrer Farbigkeit , in ihrer Boden¬
ständigkeit und ihrer Weltoffenheit ihresgleichen.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung ermuntert alle Städte und
Gemeinden , sich noch stärker als bisher um regio¬
nale Kooperation zu bemühen . Diese Anstrengun¬
gen werden dann besonders erfolgreich sein , wenn
die Gestaltung des kulturellen Angebots im Zu¬
sammenhang gesehen wird mit Fragen der Stadt¬
entwicklung , der Rächenpolitik und des Tourismus,
von Bildungs -, Freizeit - und Sportpolitik bis hin zum
wirtschaftlichen Strukturwandel.

Das Land bietet den Regionen an , dafür gemeinsam
die Grundlagen zu schaffen , und es wird durch
seine eigenen Einrichtungen und Fördermaßnahmen
neue Akzente setzen und dafür auch zusätzliche
Mittei zur Verfügung stellen.

Unser Ziel ist es , daß am Ende solcher Prozesse
regionale Kulturentwicklungskonzepte stehen , die
spezifische regionale Profile herausarbeiten , Förder¬
schwerpunkte definieren und die regionalen Kräfte
und Fähigkeiten bündeln.
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Die Internationale Bauausstellung Emscher -Park
zeigt , was möglich ist , wenn eine Region sich
ernsthaft bemüht , weg Von isolierten Einzelvor¬
schlägen hin zu einem Gesamtkonzept zu kommen.

ln der Kulturwirtschaft und in einem . Tourismus , der
auf einer lebendigen Kunstszene und auf einem
attraktiven kulturellen Angebot aufbaut , sehe ich
auch eine neue wichtige Aufgabe für die Interna - -
tionale Bauausstellung und ganz erhebliche .Chan¬
cen für das gesamte . Ruhcgebiejt . Der_Erfo |g der
Zwischenpräsentation in der Region , in der Fach¬
welt und in der . internationalen Öffentlichkeit hat
bewiesen , daß wir auf dem richtigen Weg sind . _Wir_
werden die Erfahrungen für andere Regionen unse¬
res Landes nutzen . . . . . . . . .
Wir wollen die Internationale Bauaussteliung
Emscher -Park fortsetzen . . Die Schlußpräsentation
soll 1999 stattfinden . . . .

Die Stadtentwicklungspolitik und die Wohnungs¬
politik der vergangenen Jahre haben wesentlich
dabei mitgeholfen , daß krisenhafte Entwicklungen,
wie sie in anderen Regionen Europas zu beobach¬
ten sind , vermieden werden konnten . Wir werden
auch in Zukunft ressortübergreifend mit einem
integrierten Handlungskonzept zur . Stabilisierung
gefährdeter Stadtteile beitragen . Dabei woll .eq .wir
Infrastrukturinvestitiooen . noch stärker ..kombiniert.
mit Beschäftigungs - und Qualifizie ’

ruhgsmaßnah-
men fördern . .

’
. . . .

Die Landesregierung bietet den Unternehmen in
Handel und Handwerk , in Gewerbe und Dienst¬
leistungen eine Gemeinschaftsi .nitiatiye "Vitale
Stadt ” an . Unser Ziel ist es auch , mit Hilfe neuer
Technologien dafür zu sorgen , daß die Städte für
den Wirtschaftsverkehr problemlos erreichbar
bleiben , und sie gleichzeitig davor zu bewehren , im
individuellen Autoverkehr zu erstipken.

Wr wollen . - wo - immer es geht - eine Stadt der
kurzen Wege . . In vielen Städten und Gemeinden
unseres Landes gibt es .Überlegungen und Planun¬
gen für Siedlungen ohne Autoverkehr . Die Landes -,
regierung will die notwendigen Rahmenbedingun¬
gen schaffen und entsprechende Projekte fördern.
Sofern es rechtliche Hindernisse gibt , werden wir
sie beseitigen . Unser Ziel sind viele wohnu .ngsnahe
Möglichkeiten für Belegung , Spiel und Sport.

Die Landesregierung wird die Städte und Gemein¬
den dabei unterstützen , militärische und . industrielle
Altanlagen und Brachflächen neu zu nutzen : für
neue Arbeitsplätze , für Wohnungen , als Räume für
Begegnung und . Kultur oder für Zwecke .des Sports.

ln den . zurückliegenden fünf Jahren sind in (C)
Nordrhein -Westfalen so . viele Wohnungen gebaut
worden wie schon lange nicht mehr . Dazu haben
auch die außerordentlichen Anstrengungen des
Landes beige

’
tragen . Es gibt aber nach wie vor

erheblichen Bedarf an bezahlbaren Wohnungen für
Familien und für Alleinstehende mit unteren und
mittleren Einkommen . Ihnen fühlen wir uns be¬
sonders verpflichtet.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Darum wird die Landesregierung auch in den kom¬
menden fünf Jahren das Wohnungsbauprogramm

• auf hohem Niveau fortsetzen . Wir wollen minde¬
stens 27 000 Wohnungen jährlich fördern , und wir
wollen das Landeswohnungsbauvermögen im
jetzigen Umfang langfristig als revolvierenden
Fonds erhalten.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die bestehenden Förderinstrumente müssen weiter¬
entwickelt werden . Der Wohnungsbau kann und
muß billiger werden . Darum werden wir für die
Neubauförderung eine verbindliche Kostenober¬
grenze festlegen . Wir wollen , daß Frauen stärker
als bisher an der Planung und dem Bau von Woh¬
nungen und Siedlungen beteiligt sind.

Wir werden die bisherigen Förderprogramme durch
ein sozial ausgewogenes nordrhein -westfälisches
Modell einer einkommensabhängigen Förderung
ergänzen . So können die .Sozialmieten flexibel an
die Entwicklung der Einkommen der Mieterinnen
und Mieter angepaßt werden.

Damit Familien und einzelne auch bei geringem
Einkommen die Chance haben , in eigenen vier
Wänden zu wohnen , wird die Landesregierung
Initiativen ' noch stärker , unterstützen , die sich am
Grundsatz "einfach und selber bauen “ orientieren.

Neubau allein reicht aber nicht aus , um vielen
Menschen zu einer Wohnung zu verhelfen . Darum
ist es so wichtig , preiswerten Wohnraum zu erhal¬
ten . Die Landesregierung wird die bestehenden

•Förderprogramme zum Erwerb von Mietpreis - und
Belegungsbindungen ausweiten und weiterentwik-
keln . Wir wollen durch Modernisierung , durch die
Förderung von Umbau und Ausbau neuen Wohn¬
raum gewinnen und neues Leben in alte Gebäude
bringen.

. Ökologische Aspekte werden bei der Förderung des
Wohnungsbaus in den kommenden Jahren wach¬
sende Bedeutung bekommen . Wo und wie wir neue
Wohnungen bauen , das entscheidet auf lange Zeit
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V} über Rächen - und Energieverbrauch , über Belastun¬
gen des Naturhaushaltes , und das bestimmt : über
neue Verkehrsströme.

Wir werden das Programm .
"Zukunftsweisende

Bauvorhaben " ausweiten und die Erfahrungen
stärker für die allgemeinen Förderprogramme
nutzen . Mit einem Progranim zur energetischen
Nachrüstung von 100 .000 Altbauwohnungen
schaffen wir zusätzliche Anreize für das Energie¬
sparen .

. .

Die Neubauförderung tm sozialen Wohnungsbau
wollen wir bis T998 auf den erfolgreich erprobten
Niedrigenergiehausstandard umstellen . Flächen¬
schonende Erschließung und flächensparende
Bauweise müssen zar Regel werden.

Neue Siedlungen sollten mit dem öffentlichen
Personennahverkehr gut erreichbar sein . Darauf
werden wir bei der Vergabe von Fördermitteln
achten.

Der öffentlich geförderte Wohnungsbau und der
Staatshochbau sollen auch in anderer Hinsicht
Beispiel geben , ich denke an umweltverträgliche
Baustoffe.

Wohnungsbauförderung und staatliches . Bauen
haben nicht nur große soziale und ökologische
Bedeutung . Sie sind auch ein wichtiges Investi-

N tionsprogramm . Mit Bauinvestitiönen von knapp
vier Milliarden DM sichert das Land die Beschäfti - _ .
gung von 100 000 Arbeitnehmerinnen und Arbeit¬
nehmern.

Bauen ist ein Markt mit Zukunft . Er bietet große
Chancen , energie - und kostensparende Produkte zu
entwickeln und damit auch neue Absatzchancen
für nordrhein -westfälische Unternehmen zu er¬
schließen.

Die Landesregierung wili diesen Prozeß mit einer"
"Zukunftsinitiative Bau " gemeinsam mit den in der
Bauwirtschaft tätigen Unternehmen unseres Lan¬
des fördern und beschleunigen . Das wichtigste Ziel

' ist es , die Wettbewerbsfähigkeit der kleinen und
mittleren Unternehmen zu erhalten und zu stärken.

Meine Damen und Herren ! Gleiche Chancen für
Frauen und Männer waren und sind für uns Leitbild
in allen Politikbereicheri . Deshalb werden wir die
aktive Frauenförderpolitik des Landes konsequent "

fortsetzen und weiterentwickeln.

(Beifall bei der SPD}

Den Weg zu einer gleichberechtigten , partner :

schaftlichen Gesellschaft können ’ wir nur gemein-
• sam gehen . Frauen und . Männer müssen 'dafür .

gleichermaßen Verantwortung übernehmen.

Das Land wird als Arbeitgeber auch in Zukunft (CI
seiner Verantwortung für eine aktive Frauenför¬
derung und für die bessere Vereinbarkeit von Beruf
und Familie gerecht werden.

Nordrhein -Westfalen hat schon 1989 für die öffent¬
liche Verwaltung ein .Frauenfördergesetz mit einer
verbindlichen leistungsbezogenen Zieiquote von
50 % beschlossen . Für den Landesdienst gibt es
darüber hinaus ein Frauenförderkonzept , das weit¬
reichende Regelungen zu Teilzeit , Beurlaubung und
Fortbildung enthält.

Wir wollen in einem Landesgleichsteiiungsgesetz
die bestehenden Richtlinien zusammenfassen und
weiterentwickeln und sie für Land und Kommunen
gleichermaßen verbindlich machen.

Die Chancen von Frauen in der Privatwirtschaft zu
verbessern , ist in erster Linie Sache der Unterneh¬
men , und immer mehr Unternehmen erkennen , daß
sie ohne qualifizierte Frauen weniger leistungsfähig
sind . Aber auch die Landesregierung wird ihre
Möglichkeiten zur Frauenförderung in den Unter¬
nehmen nutzen.

Mit dem Aktionsprogramm " Frau und Beruf " hat
Nordrhein -Westfalen als erstes Land verbindliche
Regelungen zur gezielten Förderung von Frauen in
allen Arbeitsmarkt - , Wirtschafts - und Struktur¬
programmen des Landes verankert . Wir wollen das {£>)
Aktionsprogramm fortschreiben und weiterentwik-
keln , damit Frauen an den beschäftigungspoiiti-
schen Wirkungen aller Programme tatsächlich
gleichberechtigt teilhaben können.

. (Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Einrichtung der Regionaistellen "Frau . und
Beruf " war ein wichtiger Schritt zur Verknüpfung
von Wirtschafts -, Struktur - und Gleichstellungs¬
politik . Wir wollen sie in dieser Funktion sichern
und stärken.

Zusammen mit den Spitzenorganisationen der
Wirtschaft und den . Gewerkschaften hat die Lan¬
desregierung die Landesinitiative "Chancengleich¬
heit im Beruf " begonnen . Die Umsetzung der Emp¬
fehlungen für eine frauenfördemde Personalpolitik
vor Ort wollen wir gemeinsam durch Information,
durch konkrete Hilfen und Beratung unterstützen.

..Sollte die Landesinitiative bis zum Ende des Jahres
1997 nicht den Erfolg haben , den wir ihr wün¬
schen , wird die. Landesregierung im Rahmen ihrer
rechtlichen Möglichkeiten verbindliche Maßnahmen
festlegen.

(Beifall bei SPD und " GRÜNEN)
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(A) Die Landesregierung wird keine Aufträge an Unter¬
nehmen vergeben , die Arbeitnehmerinnen oder
Arbeitnehmer ungeschützt beschäftigen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN) . ..
Mit Dienstleistungspools wollen wir modellhaft.
erproben , ob und wie sozial abgesicherte Beschäfti¬
gungsverhältnisse in Privathau §ha !ten geschaffen _
werden können . .
Entscheidend für die tatsächliche . Gleichstellung
von Frauen und Männern ist , daß Beruf und Familie
miteinander vereinbar sind .JDafür wollen wir die
Rahmenbedingungen weiter verbessern.

Vorrang im schulischen Bereich hat für . uns die .
Grundschule mit verläßlichen Anfangs - und Schluß¬
zeiten . Dafür wird das Land den . Gemeinden Zu¬
schüsse für zusätzliche Betreuungsangebote anbie¬
ten.

Durch Abstimmung und Vernetzung der vorhande¬
nen Angebote öffentlicher und frei .er Träger der
Jugendpflege , des Sports und der Kultur wollen wir
mehr Ganztagsangebote für Kinder und Jugendli¬
che schaffen.

Auch die Arbeitszeiten müssen ,familienfre .undlicher
gestaltet werden . Wir wollen Klein- und Mittel¬
betrieben bei der . Entwicklung solcher Modelle"

(B ) helfen . Wir wollen , daß Eltern mit kleinen Kindern
einen Rechtsanspruch auf Teilzeit haben upd der
Erziehungsurlaub flexibler in Anspruch genommen
werden,kann . . ._ . . . _

(Beifall bei . SPD und GRÜNEN)

In Schule und Erziehung wird häufig unbewußt
noch ein einseitiges

" RoUenverhalten von Jungen
und Mädchen verstärkt .. Darum wollen wir die
Koedukation inhaltlich weiterentwickeln und Kon¬
zepte und Instrumente der Mädchenförderung zum
integrativen Bestandteil , der Aus - und Fortbildung
von Lehrerinnen und .Lehrern machen.

Gewalt an Frauen und Kindern in . .unserer . Gesell;
Schaft ist schreckliche . Realität , Wir wollen der
Gewalt Einhalt gebieten , den Opfern Schutz und
Hilfe geben und die Täter konsequent bestrafen.
Darum haben wir ein flachendeckend .es Netz an
Frauenhäusern aufgebaut , und darum fördern wir
Mädchenhäuser . uad __Frauenber .atungsstellen . Wir
werden das Netz an Frayenhäusern vervollständi¬
gen und ihre Personaiausstattung verbessern.

(Beifall bei der SPD ) .
Meine Damen und Herren ! Die_Anforderungen an
staatliches Handeln - werden in Zukunft nicht ab¬
nehmen , sondern wachsen . Die neuen Heraus¬

forderungen können nicht nach alten Mustern (C)
gelöst werden.

Der Staat muß seiner Verantwortung für soziale
Sicherheit und ökologische Zukunftsvorsorge
gerecht werden , ohne immer neue Behörden und
ohne ein immer engeres Regelungsdickicht zu
schaffen.

(Beifali bei der SPD)

Darum werden wir mehr Verantwortung auf die
unteren Ebenen verlagern und die Aufgaben - und.
Finanzverantwortung besser zusammenbringen.
Dezentralisierung darf aber nicht dazu .führen , daß
die landespolitische Verantwortung vernachlässigt

■ wird.

Der Erfolg aller notwendigen Veränderungen hingt
auclf davon ab , daß die Beschäftigten frühzeitig in
die Überlegungen einbezogen werden . Ohne ihre
Ideen , ihr Engagement und ihre Bereitschaft , um¬
zudenken und neu zu handeln , werden neue Orga-
nisationsformen und wird ein moderneres Personal - . .
management nicht gelingen.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung wird deshalb mit den Gewerk-
. schäften des öffentlichen Dienstes eine Rahmen¬

vereinbarung über die Ziele der Verwaitungsreform
abschließen , (D)
Bis zum Ende dieser Legislaturperiode werden alte
Bereiche der Landesverwaltung aufgabenkritisch
überprüft , und in vielen Bereichen wird die Um¬
stellung auf neue Arbeitsformen schon abgeschlos¬
sen sein.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen mit den Kommunen darüber reden,
welche weiteren Aufgaben sie mit den entspre¬
chenden finanziellen Mitteln übernehmen können,
und auch darüber , wie die Zukunft der höheren
Kommunalverbände aussieht . Wir wollen das
Verhältnis der

^
staatlichen und der kommunalen

Aufgaben und die Aufgabenverteilung auf die
verschiedenen Ebenen prüfen und sie - wo das
nötig ist - neu bestimmen.

- Der Verwaltungsaufbau in Nordrhein -Westfalen soll
■auch in Zukunft dreistufig sein , weil das angesichts
der Größe unseres Landes nötig ist . Wir brauchen
eine staatliche Mittelinstanz als Bündelungsbehör¬
de . Neue Sonderb .ehörden wird die Landesregierung
nicht errichten.

. (Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Leistungsfähigkeit der Landesverwaltung hängt
entscheidend von der Motivation und der Lei-



Landtag
Nordrhein -Westfaien 153

13 .09 . 1995
Plenarprotokoll 12/5

(Ministerpräsident Dr . h . c . Rau)

(A) stungsbereitschaft der Beschäftigten ab . Wir wol¬
len ' ihnen neue Angebote machen.

Was in privaten Unternehmen mit viel Erfolg prakti¬
ziert wird , muß auch in der öffentlichen Verwal¬
tung möglich sein : Wir werden die . Fortbildung,

» auch für Führungskräfte , verstärken . Neue , flexi¬
blere Arbeitszeitmodelle liegen im Interesse der
Beschäftigten und können oft die Leistungsfähig¬
keit und das Dienstleistungsangebot des öffentli¬
chen Dienstes verbessern.

Beamte wollen wir nur noch für .einen engeren
hoheitlichen Bereich eiristeilen.

(Beifall bei der SPD!

Wir wollen die Möglichkeit schaffen , Führungs¬
positionen auf Zeit und auch als Teilzeitbeschäfti¬
gung zu vergeben.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Bezahlung von Beamten und Angestellten soll.
sich stärker als bisher an der tatsächlichen Lei¬
stung orientieren.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich .sehe in einergrvrrdlegenden Reform der öffent¬
lichen Verwaltung , wie sie gegenwärtig überall
diskutiert wird , einen ' ganz wichtigen Beitrag zur

B) Modernisierung unseres Landes . Die Lebensqualität
vieler Menschen hängt davon ebenso ab wie die
Leistungsfähigkeit vieler Unternehmen.

Meine Damen und Herren ! Finanzpolitische Solidi¬
tät wird eines der Markenzeichen dieser Koalition
sein.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zuruf von der
CDU: Auweia !)

Solide Staatsfinanzen sind "eine unverzichtbare
Voraussetzung dafür , daß unser Land heute und in
Zukunft handlungsfähig bleibt.

Die Ausgaben sollen in den kommenden fünf
Jahren jeweils geringer wachsen als die Einnah¬
men . Wir werden die Personalausgaben auf durch¬
schnittlich 40 % der Ausgaben des Landes und
50 % der Steuereinnahmen begrenzen . Die Landes¬
regierung wird per Saldo keine Gesetze oder Ver¬
ordnungen beschließen , die Städte und Gemeinden
oder das Land zusätzlich belasten.

(Beifäll bei SPD ' und GRÜNEN)

Wir wollen die Nettokreditaufnahme von sechsein¬
halb Milliarden DM im Ja "hr T995 auf eine Milliarde
DM im Jahr 2000 verringern .

'

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der Anteil der Zinsausgaben im Landeshaushalt (C)
muß zurückgehen , damit wir finanzpolitische
Gestaltungsmöglichkeiten zurückgewinnen und so
zusätzliche Mittel für Zukunftsinvestitionen be¬
kommen . Dieses ehrgeizige Ziel können wir nur
erreichen , wenn wir zu einschneidenden Maß¬
nahmen bereit sind:

- Die Landesregierung wird alle Förderprogramme
und sonstigen Zuwendungen des Landes erneut
darauf überprüfen , ob sie noch notwendig sind
und ob sie nicht effektiver eingesetzt werden
können . Neue Förderprogramme sind nur in dem
vorgegebenen finanzpolitischen Rahmen mög¬
lich und sollen von vornherein zeitlich befristet
sein.

- Wir müssen den beschlossenen Abbau von
12 000 Steilen so schnell wie möglich ver¬
wirklichen . Die Landesregierung geht davon
aus , daß sie in dieser Legislaturperiode den
Abbau von weiteren 10 000 Steilen beschließen
wird.

(Beifall des Klaus Matthiesen [SPD ] )
- Wir werden den Verkauf aller Landesbeteiligun¬

gen fortsetzen , auf die wir nicht aus struktur¬
politischen Gründen angewiesen sind.

- Wir haben die Verwaltung des Liegenschafts¬
vermögens des Landes beim Finanzministeriums ^
zusammengeführt . Wr werden sie modernisie¬
ren und diese Werte zielgerichtet einsetzen.

- In gleicher Weise werden wir auch das Forde-
rungsvermögen des . Landes einsetzen.

In der Steuerpolitik bleibt Nordrhein -Westfalen
Anwalt der Normalverdiener und der unteren Ein¬
kommensgruppen.

(Beifall bei der SPD)

Das Jahressteuergesetz sähe für Normalverdiener
und für Familien deutlich schlechter aus , wenn
Nordrhein -Westfalen nicht gemeinsam mit anderen
Ländern erhebliche Verbesserungen gegenüber den
ursprünglichen Vorstellungen der Bundesregierung
erreicht hätte.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir haben das getan , meine Damen und Herren,
obwohl es die Finanzen von Land und Gemeinden
weiter belastet . '

Die Modernisierung der Landesverwaltung und die
Finanzpolitik berühren in besonderer Weise das
Verhältnis zwischen Land und Kommunen . Mit der
neuen Gemeindeordnung haben wir .auf viele Vor¬
gaben des Landes verzichtet . Wir stellen den
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Kommunen ' die Mittel für wichtige Aufgaben ohne
komplizierte Anträge und Nachweise zur Verfü¬
gung . Wir wollen diesen Weg weitergehen und die
Kommunen vor allem dabei unterstützen , ihre
Haushaltsprobleme zu lösen . Die SchlüsselzuweiT . .
sungen nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz
sollen sich .in den kommenden Jahren wie die.
Ausgaben des Landeshaushalts insgesamt entwik-
keln.

Auf der Grundlage eines Gutachtens .im Auftrag
des Innenministeriums , das der Innenminister iji der
vergangenen Woche allen Fraktionen , den kommu - . .
nalen Spitzenverbänden und der Öffentlichkeit zur.
Verfügung gestellt hat , wollen wir prüfen , in wel¬
chen Punkten und in welchen Schritten der kom¬
munale Finanzausgleich verändert werden sollte.

Das Gutachten und . seine Empfehlungen sollten
intensiv und unter alten Gesichtspunkten diskutiert
werden . Die Landesregierung wird auf der Grundla - ,
ge der Ergebnisse dieser Diskussion dem Landtag
Vorschläge für eine verändertes Gemeindefinanzie¬
rungsgesetz machen . . . . .
Die neue Gemein 'deordnung hat die Mitwirkung der
Bürgerinnen und . Bürger erweitert und ihnen mit
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid _die Möglich¬
keit gegeben , wichtige Sachfragen selber zu ent¬
scheiden.

Sobald wir ausreichende Erfahrungen mit ' der
neuen Gemeindeordnung haben, . .werden wir prü¬
fen , ob die bürgerschaftliche Mitwirkung noch
weiter verbessert werden kann . Dazu gehören auch
Vorschläge , das Wahlrecht zu dgn Kreistagen , den ^ _
Stadträten und den Gemeind .e.räten zu yerlpd .grn -. . . .
Herr Präsident ! Meine Damen , und Herren ! Wir
wollen ein starkes Nordrhein -Westfaien - stark im
Interesse seiner Bürgerinnen und Bürger . Darum
werden wir .unsere . Interessen gegenüber dem Bund,
und in der Europäischen Union weiter klar und
unmißverständlich vertreten.

Nur wenn wir stark sind , können wir anderen
helfen , daß sie eigene Stärken entwickeln .und
ausbauen können . Das ist auch in unserem Inter¬
esse . Das trägt bei zum Zusa .mjrienwachsen irn
vereinten Deutschland . Und das kann Hoffnung
stiften für ein friedlicheres Zusammenleben in . .
Europa.

Im kommenden Jahr soll eine europäische Regie¬
rungskonferenz den Vertrag von Maastricht weiter¬
entwickeln und so wichtige Weichen für den künf¬
tigen europäischen Fihigungsprozeß stellen.

Gemeinsam mit anderen Ländern und .mit unseren
Partnerregionen in Europa werden wir unsere

Vorstellungen dazu einbringen . Wir wollen er¬
reichen , daß die . Europäische Union demokrati¬
scher , bürgernäher und transparenter wird . Die
Rolie der Regionen - bei uns sind das die Länder -
muß gestärkt werden . Das gilt im Verhältnis zur
Europäischen Union , aber auch innerhalb der Bun¬
desrepublik Deutschland . Deshalb werden wir noch
enger mit unseren europäischen Nachbarregionen
Zusammenarbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Wegen der wachsenden Bedeutung von Entschei-
'dungen auf europäischer Ebene , gerade für
Nordrhein -Westfaien , habe ich im Zuge der Regle-
rungsneubildung das Ministerium für. Bundes ^ und
Europaangelegenheiten eingerichtet , das ich zu
einem Teil bisher selber verwaltet hatte.

Wir werden uns noch intensiver darum kümmern,
daß die Erfahrungen und die Interessen unseres.
Landes und der Länder insgesamt auf europäischer
Ebene energisch vertreten werden . Das tun wir am
besten selber , so sehr wir auch in Zukunft um gute
Ziisammenarbeit mit der Bundesregierung bemüht
sein werden . . .
Ich wiederhole unsere . Einladung an den Ausschuß
der Regionen , seinen Sitz in Zukunft in Bonn zu
nehmen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Bonn steht wie keine andere Stadt für viele Jahr¬
zehnte erfolgreicher , föderaler Praxis . Die Bundes-

. regierung und unsere Partner in der Europäischen
Union könnten mit dieser Entscheidung ein wichti¬
ges Signal setzen.

Die Landesregierung wird Bonn auch in den kom¬
menden Jahren besonders dabei unterstützen , ein
neues Profil und neue Attraktivität für die Zeit zu
gewinnen , wenn Bundestag und Teile der Bundes¬
regierung nach Berlin gegangen sind.

Wir werden auch in den kommenden Jahren die
Reformstaaten im ehemaligen Ostblock bei der
Stabilisierung , demokratischer Verhältnisse und
beim Aufbau einer leistungsfähigen Wirtschafts-
Struktur unterstützen.

- (Beifall bei der SPD)

Das ist ein Gebot der Humanität und liegt länger :
fristig zugleich im Interesse vieler Unternehmen
und Arbeitsplätze.

Wir wollen auchln Zukunft ’
beispielhaft zeigen , daß

es möglich ist , Fluchtursachen zu bekämpfen,
damit ' Menschen ihre Heimat nicht verlassen müs¬
sen und dann auf neue Probleme stoßen.
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(Ministerpräsident Dr. h . c . Raul

l A) Wichtigste Aufgabe der Entwicklungspolitik des
Landes ist es , das Bewußtsein für die globalen
Probleme unserer "einen Welt " wachzuhalten und
im Kleinen wie im Großen die Verantwortung
wahrzunehmen , die ein modernes Industrieland wie
Nordrhein -Westfalen für eine zukunftsfähige,
nachhaltige Entwicklung trägt.
Meine Damen und Herren ! Vor uns liegen schwieri¬
ge Jahre . Die Landesregierung wird sich ihrer
Verantwortung stellen . Wir können in vielem an
das anknüpfen , was in den vergangenen . Jahren
verwirklicht und auf den Weg gebracht worden ist.
Aber genauso geben wir neue Impulse . Die Landes¬
regierung setzt aus - Erfahrung auf . Erneuerung,
damit unser starkes Nordrhein -Westfalen in fünf
Jahren noch ein Stück besser dasteht ais heute.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Kontinuität und Erneuerung , nüchterner Realitäts¬
sinn und der wache Blick üher den Tag hinaus
werden die Arbeit der Landesregierung prägen.
Wir vertrauen auf die Kraft “

unseres Landes . Wir
vertrauen auf die Menschen in Nordrhein-Westfa¬
len , auf ihre beruflichen Qualitäten , auf ihre Qualifi¬
kation und auf ihr Engagement , auf ihre Erfahrung
im Umgang mit schwierigen Situationen und auf
ihre Bereitschaft , Solidarität zu üben.

Im kommenden Jahr wird Nordrhein-Westfalen 50
Jahre alt . Wir wollen dieses Landesjubiläum hier in
Düsseldorf mit einem großen Fest feiern , bei dem
das vielfältige bürgerschaftliche Engagement aus
allen Teilen unseres Landes deutlich werden soll.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung wird alles turi , was Politik tun
kann , um die Lebensbedingungen der Menschen zu
verbessern , die hier in Nordrhein-Westfalen zu
Hause sind . Das kann und das wird aber nur gelin¬
gen , wenn möglichst viele dabei helfen - in den
Gewerkschaften , in Wohffahrtsverbänden und in
den Kirchen, in Naturschutzverbänden und Selbst¬
hilfegruppen , in den Sportvereinen und in vielen
anderen Gruppen und Verbänden:

Ohne das Engagement von Millionen Bürgerinnen
und Bürgern wäre Nordrhein -Westfalen nicht die
liebens - und lebenswerte Heimat von fast 18
Millionen Menschen geworden - von Menschen mit
ganz unterschiedlicher Herkunft und Tradition , aber
mit gemeinsamer Zukunft.

Gemeinsam mit ihnen wollen wir dafür arbeiten,
daß unser Land sozial und liberal bleibt , tolerant

und weltoffen , klar und unmißverständlich in der (CJ
Ächtung von Gewalt , beständig und deshalb fähig
zur stetigen Erneuerung , ohne die nichts Gutes
gelingt . Glück auf ! - Ich danke Ihnen.

(Lang anhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Vizepräsident Dr. Hans -Ulrich Klose : Meine Damen
und Herren ! Wir haben die Regierungserklärung
entgegengenommen.

( Dr . Helmut Linssen [CDU] : Wir haben sie
hingenommen !)

Ich danke dem Herrn Ministerpräsidenten für die
Abgabe der Regierungserklärung.
Die Aussprache über die Regierungserklärung ist
für Mittwoch . nächster Woche , den
20 . September 1995 , vorgesehen . - Damit ist
dieser Punkt der Tagesordnung für heute erledigt.
Ich rufe auf:

3 Aktuelle Stunde

■Thema : Braunkohlenplan Garzweiler II: Gilt die
am Öl .04 . 1995 im Gesetz - und Ver¬
ordnungsblatt veröffentlichte Regie- jd)
rungsentsche idung?

Antrag
der Fraktion der CDU
gemäß § 99 Abs . 2 der -Geschäftsordnung

Ich eröffne die Aussprache und erteile ais erstem
Redner Herrn Abgeordneten Dr. Linssen für die
Fraktion der CDU das Wort.

Dr. Helmut Linssen (CDU) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Die Regierungs¬
erklärung hat die .Notwendigkeit dieser Aktuellen
Stunde eindrucksvoll unter Beweis gestellt.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind versunken in einem Wattemeer schöner
Worte und Allgemeinplätze . Ich freue mich , daß die
Kolleginnen und Kollegen von SPD und GRÜNEN
mit dem Schiußapplaus aus ihrem Nickerchen
emporgetaucht sind.

( Oh -Rufe bei SPD und GRÜNEN)

i
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(Minister Clement)

(A ) im heutigen System selbst erbracht wird , ist bes¬
ser als eine gesetzgeberische Lösung , von der ich
mir keine unmittelbare Heilung der Probleme des
Ausbifdungsmarktes verspreche . Sie landen sonst
unweigerlich in einem öffentlichen Berufsausbil¬
dungssystem , und das wäre meines Erachtens
nicht im Interesse der Unternehmen und übrigens
auch nicht im Interesse des Staates . - Schönen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Herzlichen Dank , Herr
Minister Clement . - Weitere Wortmeldungen lie¬
gen mir nicht vor . Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung . Wir stimmen zu¬
nächst über den Antrag der CDU - Fraktion Druck¬
sache 12/125 ab . Hier hat die CDU - Fraktion di¬
rekte Abstimmung beantragt . Wer für den Antrag
ist , den bitte ich um das Handzeichen . - Die An-
tragstelierin . Wer ist dagegen ? - SPD und BÜND¬
NIS 90, 'DIE GRÜNEN . Gibt es Stimmenthaltun¬
gen ? - Das ist nicht der Fall . Damit ist der Antrag
Drucksache 1 2/1 25 mit den Stimmen der Koali¬
tionsfraktionen abgelehnt.

Wir stimmen dann über den Entschließungsantrag
[gl der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN ab ; das ist die Drucksache
12/168 . Wer ist für diesen . Entschließungsantrag?
- SPD und GRÜNE . Wer ist dagegen ? - CDU -Frak¬
tion . Stimmenthaltungen ? - Keine . Damit ist die¬
se - Entschließungsantrag mit den Stimmen der
Antragsteller angenommen.

Ich rufe auf:

6 Gesetz zum Zweiten Staatsvertrag zur Ände¬
rung des Rundfunkstaatsvertrags ( Zweiter
Rundfunkänderungsstaatsvertrag ) und zur Än¬
derung des Rundfunkgesetzes für das Land
Nordrhein -Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 12/58 (Neudruck)

erste Lesung

Der Gesetzentwurf wird eingebracht durch die
Landesregierung . Ich erteile Herrn Ministerprä¬
sident Dr . Rau das Wort.

Dr . h . c . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Es ist ein
Gesetzentwurf mit einer langen Überschrift ; er
kommt gewaltig daher . Er trifft aber nur eine be¬
grenzte , allerdings durchaus wichtige Regelung.

Bei der Ministerpräsidentenkonferenz am 22 . Juni
in Berlin haben die Regierungschefs einen Zweiten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag unterzeichnet.
Er enthält in der Hauptsache eine Verlängerung
der Möglichkeit technische Infrastruktur zur terre¬
strischen Versorgung des gesamten Landes über
den 31 . Dezember 1995 hinaus bis zum Ablauf
des Jahres 2000 aus Mitteln des Zwei - Prozent-
Anteils an der Rundfunkgebühr zu fördern.

Diese Verlängerung kam vor allem dem Wunsch
der neuen Länder entgegen , deren technische
Infrastruktur noch nicht zufriedenstellend entwik-
kelt ist.

Ferner wird der Landesgesetzgeber ermächtigt,
die Förderung von Projekten für neuartige Rund¬
funkübertragungstechniken ebenfalls bis Ende
Dezember 2000 als besondere , aus dem Zwei-
Prozcnt -Anteil zu finanzierende Aufgabe zuzulas¬
sen.

Die Landesregierung hat die Form des Artikelge¬
setzes gewählt , um nicht r .ur die Zustimmung
zum Staatsvertrag nach A - tikel 66 Satz 2 der
Landesverfassung herbeizuführen , sondern gleich¬
zeitig auch die neuen Fördermöglichkeiten in un¬
serem Land vom 1 . Januar 1996 an zu eröffnen.

Damit ist gewährleistet , daß die Landesanstalt für
Rundfunk zum einen über den . 31 . Dezem¬
ber 1995 hinaus technische Infrastruktur in topo¬
graphisch besonders benachteiligten Ver¬
breitungsgebieten des lokalen Rundfunks fördern
kann . Zum anderen kann sie sich von diesem Zeit¬
punkt an auch finanziell an Projekten für neue
Rundfunkübertragungstechniken beteiligen.

Ich hoffe , daß dieser Gesetzentwurf der Landes¬
regierung in den Beratungen fraktionsübergreifend
Zustimmung findet . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich danke
dem Herrn Ministerpräsidenten für die Einbringung
des Gesetzentwurfs und darf als ersten Redner
dem Kollegen Büssow - so stellt es hier - das
Wort erteilen.
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(Nacken ( GRÜNEI)

(A ) räson preisen . Aber wir werden sie Ihnen immer
wieder vorzuhalten wissen.

(Beifall bei den GRÜNEN und des Klaus
Matthiesen [ SPDJ)

Eines unserer Probleme in Nordrhein -Westfalen ist
ja , daß wir aus Bonn für eine ökologische und
soziale Wende keinen Rückenwind bekommen . Im
Gegenteil bläst uns der Wind von dort nur ins
Gesicht . Wo bleibt die ökologische Steuerreform?
Wo die finanzielle Entlastung der Kommunen?
Statt Forschung und Wissenschaft zielstrebig zu
fördern , werden von der Bundesregierung die Mit¬
tel gekürzt . Wo und wie sie in Bonn nur kann,
profiliert sich die CDU mit einer inhumanen und
illiberalen Innen - und Asylrechtspolitik . Das aktu¬
ellste Beispiel dafür ist die Zwangsausweisung
der Flüchtlinge aus dem Sudan.

(Pfui ! und Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Kanther hat sie in Kenntnis der dortigen Si¬
tuation mit allen Gefahren für ihr Leben zurück¬
geschickt . Und Sozialpolitik gibt es von der Bun¬
desregierung nur als Konterreform , als Abbau von
Leistungen für die wirklich Bedürftigen . Das zei¬
gen die Vorhaben zur Kürzung der Sozialleistun¬
gen.

(B ) Wir wollen dieser Politik von Nordrhein -Westfalen
— aus entgegentreten . Wir wollen , wie wir im Koali¬

tionsvertrag beschrieben haben , - ich zitiere -

" ein Gegengewicht zur Bonner Koalition bil¬
den , deren Politik den gesellschaftlichen Zu¬
sammenhang gefährdet und zu sozialer Aus¬
grenzung führt , die keine zukunftsfähige Wirt¬
schaftspolitik betreibt und deren Umwelt - und
Energiepolitik zu Lasten kommender Generatio¬
nen geht . "

Messen Sie uns in den nächsten Jahren an dieser
selbstgestellten Anforderung . Unsere Wähler und
Wählerinnen werden das jedenfalls tun . - Ich dan¬
ke Ihnen.

(Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Für die Landes¬
regierung erteile ich das Wort Herrn Ministerprä¬
sident Rau.

Dr . h . c . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau
Präsidentin ! Meine Damen und Herren ! Nach fast
drei Stunden Diskussion der Regierungserklärung
von der vergangenen Woche möchte ich einige

Bemerkungen machen , wobei ich um Verständnis (C)
bitte , wenn ich das nicht in der Vollständigkeit
der Themen tun kann , die ich in der vergangenen
Woche vorgetragen habe und die die drei Redner
heute vormittag aufgenommen haben . Zum Teil
waren ja auch neue Gedanken und Gesichtspunk¬
te in den Beiträgen , für die ich mich herzlich be¬
danke.

Ich will jetzt nicht zu einer langen Rede ansetzen,
ich glaube auch , Herr Kollege Linssen , daß Sie
eine Regierungserklärung falsch bewerten oder
daß Sie sie mit falschen Erwartungen befrachten,

( Manfred Bruckschen ISPDI : Wie immer !)

wenn Sie glauben , ich würde nun nach der Som¬
merpause in eine Einzelministerbewertung gehen
und zu den einzelnen Punkten dessen , was Kabi¬
nettkollegen in den Sommermonaten gesagt , vor¬
geschlagen und ins Gespräch gebracht haben,
wertende Urteile abgeben.

Wo Sie aber solche wertenden Urteile erwarten
und erbitten , können Sie sie gerne bekommen.
Dann würden Sie zum Beispiel hören , daß ich die
Idee eines selbst finanzierten Sabbatjahres für Leh :
rer , wie es das in einigen Bereichen schon gibt
- im Hochschulbereich ; auch in einigen anderen
Ländern - sehr gut finde . Auch wenn mich der
Begriff " Sabbatjahr " noch nicht überzeugt , finde
ich den Gedanken , den Frau Kollegin Behler ins
Gespräch gebracht hat , außerordentlich gut , und
ich hoffe , daß wir uns mit ihm beschäftigen wer¬
den.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Antoni¬
us Rüsenberg (CDUj : Gilt das auch für an¬
dere Berufe ?)

- Das gilt , wo es vergleichbar ist und wo es ver¬
glichen werden kann , auch für andere Gruppen
des öffentlichen Dienstes . Ich wies schon darauf
hin : An einigen Stellen gibt es das auch.

Sie haben das Kruzifix - Urteil angesprochen . Ich
fand . Sie haben das sehr knapp und sehr verkürzt
getan.

(Zustimmung bei der SPD)

Es wäre gut gewesen , wenn Sie nicht nur eine
Formulierung aus der Kleinen Anfrage zitiert , son¬
dern wenn Sie einmal gesagt hätten , wie Sie in
den letzten Monaten den Umgang führender Poli¬
tiker mit dem höchsten deutschen Gericht emp¬
funden haben.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
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{Ministerpräsident Dr . h . c . Rau)

Ich gestehe , daß ich zu denen gehöre , die große
Sorge haben , daß wir unserem Staatsgefüge
Schaden zufügen , wenn wir so über das Bundes¬
verfassungsgericht reden , wie es da geschehen
ist.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich bestreite nicht , daß die nachträgliche Erläute¬
rung des Vorsitzenden des 2 . Senats , Herrn Vize¬
präsident Henschel , hilfreich war und daß es bes¬
ser gewesen wäre , wenn diese nachträgliche Er¬
läuterung schon in der Urteilsbegründung gestan¬
den hätte . Was es in diesem Zusammenhang aber
an populistischen Aufputschungen gegeben hat,
habe ich sehr beklagt . Ich habe mich dazu wäh¬
rend der Ferien sowohl im Deutschlandfunk als
auch im Westdeutschen Rundfunk deutlich ge¬
äußert . Ich bin damit manchem Mißverständnis
nicht entgangen und habe auch entsprechende
Briefe bekommen , als nähme ich Abschied von
der christlichen Tradition des Abendlands und als
hätte für mich das Kreuz nicht eine außerordentli¬
che , über den individuellen Bereich hinausgehen¬
de Bedeutung.
ln Nordrhein -Westfalen geht es aber weder um
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts noch
um eine Veränderung der bisherigen Praxis . Dies
deshalb , weil es bei uns keine bayerische Grund-
schulordnung gibt , die aufzuheben wäre.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

ich habe mich in dieser Frage immer in der Tradi¬
tion aller demokratischen Parteien in unserem
Lande gefühlt , auch wenn ich weiß , daß es eben¬
falls bei uns etwa während der Regierung von
Heinz Kühn Diskussionen darüber gegeben hat.
Diese Diskussionen sind von Aktiven und Bewuß¬
ten vor allem im Justizbereich in Gang gebracht
worden . Ich würde darüber zum Beispiel gerne
einmal mit Herrn Dr. Klose ein Gespräch führen.
Nur, billige Polemik hilft hier aber keiner Seile.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich wünschte mir , die Diskussion würde auf ei¬
nem Niveau geführt , wie es im Augenblick in der
" Frankfurter Allgemeinen Zeitung ” zwischen Eber¬
hard Junge ! , der darüber auch vor dem evange¬
lischen Arbeitskreis der CDU/CSU- Fraktion vor¬
getragen hat , und dem früheren bayerischen Kul¬
tusminister Hans Maier in der heutigen Ausgabe
der Fall ist . Das ist eine Diskussion , von der ich
glaube , daß sie unverzichtbar und nötig ist . Diese
Diskussion muß sensibel geführt werden.

Ich will zu einem zweiten Punkt kommen : Herr (C)
Kollege Linssen , Sie haben reklamiert , daß ich
nichts zum Zustandekommen dieser Koalition ge¬
sagt hätte . Ich gestehe , daß ich erwogen habe,
etwas darüber zu sagen , weshalb diese Koalition
zustandegekommen ist und weshalb ich sie führe.

Ich hatte in den Wochen der Koalitionsverhand¬
lungen und der Regierungsbildung viel Gelegen¬
heit , dazu etwas zu sagen . Ich habe öffentlich
auch nicht verborgen , daß es für mich eines lan¬
gen Entscheidungsprozesses bedurfte , bis ich
gesagt habe : Ja , ich tue das . Das war keine Tak¬
tik . Das hängt auch mit meinem persönlichen Le¬
ben zusammen.

Ich war 12 Jahre - nein , 13 Jahre - in einer Koali¬
tionsregierung , davon 10 Jahre im Regierungs¬
amt . Das war von 1970 bis 1980 . ich habe dann
15 Jahre lang eine absolute Mehrheit in diesem
Land führen können und führen dürfen . Zum
Glück haben viele Menschen verstanden , daß
dann eine Koalition mit einem Partner , weil man
selbst nicht mehr die Mehrheit hat , ganz beson - .
ders schwer ist - auch für einen persönlich - und
daß man sich das lange überlegt . Ich bin froh dar¬
über , daß die Mehrheit dieser Menschen nach
allem , was ich weiß , meine Entscheidung billigt
und versteht . Von vielen wird diese Entscheidung
sogar begrüßt .

^

( Beifall bei SPD Und GRÜNEN)

Frau Kollegin Nacken und Herr Kollege Matthiesen
haben meiner Meinung nach recht , denn es galt,
dem Wählerwilien zu folgen . Der Blick auf den
Wählerwillen ist für Sie und für mich , Herr Kollege
Linssen , nicht so fröhlich und tröstlich wie für
unsere Partner vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Die SPD hat 4 % verloren . Das ist ein Ergebnis,
mit dem ich überhaupt nicht gerechnet hatte.
Jetzt spüren wir den Gründen dafür nach und
reden und schreiben darüber und diskutieren das.
Dabei kann es auch passieren , daß -einzelne Argu¬
mente aus diesen Überlegungen in den Zettelka¬
sten des Oppositionsführers geraten . Dann wird
daraus gleich-

( Dr . Helmut Linssen [ CDU] : Umgekehrt
auch !)

- Das machen wir alle ein bißchen gleich.
4 % von 50 % zu verlieren ist bitter , aber von
36,7 % auf 37,7 % ist auch nicht fröhlich und
schön.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
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( Ministerpräsident Dr . h . c . Rau)

(A ) Es geht aufwärts , Herr Kollege Hardt . Das heißt
aber auf Deutsch , wenn dieser Trend anhält und
wir verlieren immer 4 % und Sie gewannen immer
1 % , sind Sie im Jahre 2022 inri Amt.

(Heiterkeit bei der SPD - Zurufe von der
CDU)

Ich gebe zu , ich habe die Zahl 2022 gesagt , weil
sie so schön ist . Das wäre doch früh genug.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Es muß uns aber alle beschäftigen , wie es
kommt , daß die CDU stagniert —

(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Wir liegen jetzt
über Ihnen !)

- Wir reden jetzt vom 14 . Mai . Herr Linssen , ich
komme gleich noch auf die ganzen Sachen zu
sprechen . Das lasse ich alles nicht weg.

( Heinz Hardt [ CDU ] : Denken Sie an Ihre
letzte Pressekonferenz in Bonn !)

- Das war nicht meine letzte Pressekonferenz : ich
mache noch mehrere.
Die CDU stagniert und hat sich an die 3 vorne
gewöhnt , und für uns ist die 4 vorne bitter.

gelernt haben . Ich will ja aus diesem Wahlergeb - (C)
nis lernen.

Aber dieses Wahlergebnis , Herr Kollege Linssen,
gab keine Alternative her für eine Regierungsbil¬
dung . Und wenn jemand geglaubt haben sollte
- manche haben cs geglaubt und geschrieben -,
eine große Koalition wäre sinnvoller gewesen,
dann wird denjenigen auch Ihre heutige Rede
überzeugt haben , daß er falsch lag.

( Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der GRÜNEN)

Denn es gibt zu viele Dinge, bei denen wir sehr,
sehr unterschiedliche Sichtweisen haben - sehr,
sehr viele Dinge - , bei denen Sie nach meiner
Überzeugung die sozialdemokratischen Ansätze
und die sozialdemokratische Politik in den letzten
Jahren - damit meine ich die letzten 15 - nicht
verstanden , nicht aufgenommen haben und bei
denen Sie ein Zerrbild von dem darstellen , was
nordrhein - westfälische Landespolitik in den letz¬
ten Jahren gewesen ist.

Da Sie heute morgen mit Zitaten reichlich umge¬
gangen sind - Zöpel, Farthmann , Jens ; Sie haben
Karsten Voigt nicht erwähnt - , mache ich das gut
und zitiere Helmut Linssen . Er hat mir am

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Wir liegen
schon bei 42 % !)

- Wissen Sie , ich kenne viele, die in Meinungs¬
umfragen gewinnen und bei Wahlen verlieren.

(Zurufe von der CDU)
Wir haben hier im Jahre 2000 die nächste Ent¬
scheidung.

(Zuruf von der CDU : Eher !)
- May be , may be.
Die GRÜNEN haben sich verdoppelt , und zwar
von 5 auf 10 % .

(Zuruf von der CDU)
- Das ist doch auch etwas wert . - Daß sich die
GRÜNEN verdoppelt haben , und das trotz eines
von mir jedenfalls kaum wahrgenommenen Wahl¬
kampfes

(Ministerin Bärbel Höhn: Oh !)
- wir haben ja einmal darüber gesprochen , Frau
Kollegin Höhn - , das hat auch etwas damit zu tun,
daß wir - jedenfalls wir Sozialdemokraten - uns
offenbar sehr gut überlegen müssen , ob es nicht
Gruppen, Schichten , auch Altersgruppen gibt , auf
die wir zuwenig gehört haben . Das will ich gerne

28 . April dieses Jahres geschrieben , so könnte
niemand ,

“ der das landespoiitische Geschehen , fD]
insbesondere das Geschehen im Landtag , auf¬
merksam beobachtet , auf die abwegige Idee ver¬
fallen, die CDU strebe eine Koalition mit der SPD
unter Ihrer Führung an .

" - Das haben Sie mir ge¬
schrieben ; daran habe ich mich gehalten . Und das
werfen Sie mir jetzt vor.

( Beifall bei der SPD)
Statt dessen machen Sie ein Gemisch . Und Ihre
Rede vermittelt den Eindruck , als ob Sie in die
Koalitionsvereinbarungen mehr hinein- als heraus¬
lesen . Das geht ein bißchen nach dem Motto : Ich
lasse mir meine Vorurteile auch nicht durch Origi¬
naldokumente kaputtmachen.

( Beifall bei der SPD)
Und wenn man dann einen Zuruf macht , weichen
Sie ein Stück zurück . Wenn Sie etwa sagen " ge¬
nerelle Freigabe der Drogen ” und man dann ruft:
“ Nein ! "

, dann sagen Sie : " So kann man das aber
verstehen ! " - Sie müßten sich einmal mit Drogen¬
politik befassen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Sie müßten einmal wie ich - in der vergangenen
Woche bei " 25 Jahre Hammer Modell" dabeisein.
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wo ein bundesweit vorbildliches Drogenkranken¬
programm entwickelt und durchgeführt wird , und
das auf eine Weise , die mir außerordentlichen
Respekt abfordert.

Sie haben gesagt :
" keine Totalopposition "

. Aber,
in allen wichtigen Fragen lehnen Sie -die Politik der
Landesregierung ab - oder zumindest das , was
Sie dafür halten . Einer Ihrer Mitstreiter hat , wie
ich gelesen habe , gesagt , es werde nicht mehr
die Holzhammermethode , sondern die Nadelstiche
geben . - Mein Eindruck war : Das war weder Holz¬
hammer noch Nadelstiche , das waren Sticheleien,
die wir heute gehört haben ; das ist etwas ande¬
res.

(Heinz Paus [CDU ] : Ein schönes Wortspiel !)
- Danke für das Kompliment , Herr Paus . In sol¬
chen Dingen möchte ich mich nie von Ihnen über¬
treffen fassen.

( Beifall bei der SPD)
Sehen Sie nur einmal , Herr Linssen , was Sie zur
Umwelt - und zur Verkehrspolitik gesagt haben!
Vielleicht darf ich auch darauf mit einem Zitat
antworten:

"Aber es ist im Bewußtsein der Bevölkerung
noch nicht verankert , daß die CDU auch die
Partei der sozialen und ökologischen Markt¬
wirtschaft ist . Das hat nicht nur etwas mit
unserer mangelnden Fähigkeit zu tun , unsere
Vorstellungen in der Öffentlichkeit wirksam
rüberzubringen . Der große , umfassende und in
sich stimmige programmatische Entwurf zur
Vereinbarkeit von Ökonomie und Ökologie
bzw . zur marktwirtschaftlichen Lösung der
ökologischen Probleme ist bisher noch nicht
gelungen .

"

Das hat der Kollege Heinz - Helmich van Schewick
in einer Wahlanaiyse zum Bonner Kommunalwahl¬
ergebnis gesagt . Und er fährt fort:

" Daß uns dies auch hier in Bonn bezüglich der
Verkehrssituation nicht gelungen ist , war eine
Hauptursache für den Wahleinbruch 1989 und
den Machtverlust irn vergangenen Oktober .

"

"Wehe dem "
, so Herr van Schewick ,

" der meint,
dieses Defizit nur durch kurzatmigen Beschuß der
rot -grünen Verkehrspolitik beheben zu körmen .

“ -
Ich schreibe Ihnen das ins Stammbuch , denn da
hat Herr van Schewick recht.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie beklagen die Verschuldung des Landes , und
Sie bezweifeln , daß wir den Konsolidierungskurs
in den nächsten fünf Jahren so fortsetzen wer¬
den , wie wir es beschlossen haben . - Ich habe
allerdings klare Aussagen darüber vermißt , wie
Sie sich die Finanzpolitik in den kommenden Jah¬
ren vorstellen . Und ich nehme an, . Sie haben das
aus gutem Grund vermieden . Wir werden nämlich
schon bei den Haushaltsverhandlungen 1996 wie¬
der feststellen , daß das Motto gilt : Sparen im all¬
gemeinen urid Mehrforderungen im besonderen.
Wenn wir alle Mehrforderungen der Opposition
aufgenommen hätten , wäre die Verschuldung
nicht 120 Milliarden, sondern 160 Milliarden DM.

Ich will Ihnen mitteilen , wie wir in den letzten
fünf Jahren gehandelt haben.
Wir lagen bei der Verschuldung je Einwohner
1988 auf Platz 6 der Länder ; 1994 lagen wir auf
Platz 4 . Von 1981 bis 1994 hat Nordrhein -West¬
falen sparsamer als alle anderen Flächenländer
gewirtschaftet . Die durchschnittliche Steigerung
der Ausgaben bei uns beträgt 3,1 % ; sie beträgt
in Bayern 4 % , in Baden -Württemberg 4,2 % , in
Hessen 4,6 % .

(Zurufe von der CDU)
Sie haben die hohe Steuer - und Abgabenbela¬
stung beklagt ; aber Sie haben nicht gesagt , wer
für sie verantwortlich ist.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Bundesregierung belastet vor allem die Nor¬
malverdiener und die Bezieher kleiner Einkommen.

Das Institut Finanzen und Steuern steht nun wirk¬
lich der Wirtschaft nahe . Es hat im vergangenen
Herbst das Ergebnis einer Untersuchung veröf¬
fentlicht , das zeigt , wie stark die soziale Schlag¬
seite der Steuerpolitik der Bundesregierung ist.
Die Steuereinnahmen des Gesamtstaates , meine
Damen und Herren , sind von 1983 bis 1993 um
88,9 % gestiegen . Die Lohnsteuer ist um
100,1 % , die Umsatzsteuer um 104,2 % und die
Mineralölsteuer um 140,6 % gestiegen . Bei den
unternehmensnahen Steuern , Herr Kollege Lins¬
sen , hat die Vermögensteuer nur um 36 % , die
Gewerbesteuer um 60,7 % zugenommen ; den
geringsten Zuwachs hatte die Körperschaftsteuer
mit 17,3 % .

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : in welchem
Zeitraum ? )

Landtag
Nordrhcin-Westfalen 292

20 .09 . 1995
Plenarprotokoll 12/7

(Ministerpräsident Dr . h . c . Rau)

(A ) - 1983 bis 1993 , also ab Helmut Kohl aufwärts!

(Heiterkeit und Zurufe von der SPD - Ge¬
genrufe von der CDU)

Ich finde , daß , wenn es um Steuersenkungen
geht , zuerst und vor allen anderen die Normal¬
verdiener an der Reihe sind ; sie haben jetzt einen
Anspruch . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sodann werben Sie hier auf eine , wie ich .zugebe,
besonders lockere Weise heute dafür , als erstes
die Gewerbesteuer abzuschaffen . Da werfen Sie
uns vor, daß wir das nicht einsähen oder daß wir
das jetzt noch nicht wollten . Auch dazu will ich
ihnen gerne ein Zitat sagen : 90 % der Unterneh¬
men haben weniger als 20 Beschäftigte ; denen
hilft die Senkung der Gewerbesteuer gar nicht.
Das entlastet nur die Großen wie Daimler/Sie¬
mens oder RWE . Hilfe braucht aber der Mittel¬
stand ; denn der schafft die Arbeitsplätze.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das ist nicht vom AfA-Bundesvorsitzenden Rudolf
Dreßier ; es ist von Klaus Bregger, dem Vorsitzen¬
den der CDU - Mittelstandsvereinigung und Mit¬
glied Ihrer Fraktion des Bundestags.

13 ) ( Lachen bei der SPD - Widerspruch des

Heinz Hardt [CDUU
- Ist nicht im Bundestag ? . Aber nach dieser Rede
hat er eine Chance auf den nächsten . Platz in der
Reserveliste ; das nehme ich doch an.

( Heiterkeit und Beifall bei der SPD)
Herr Kollege Linssen , Sie sprechen von Mittel¬
standsförderung und tun so , als hätten wir die
neu entdeckt.

(Klaus Malthiesen [SPD] : Genau wie der
Reul . Lassen Sie das doch sein !)

Herr Kollege Linssen , sind Sie nie dabeigewesen,
wenn ich mit Handwerk und Mittelstand zusam¬
men war und wenn diese die Politik der Landes¬
regierung anerkannt und gelobt haben ? Waren Sie
nie dabei, wenn deutlich geworden ist : Die Mittel¬
standsförderung können Sie unter anderem daran
erkennen , daß wir die gesamte Wirtschaftsför¬
derung seit einigen Jahren umgestellt haben und
daß inzwischen 85 % aller Fördermittel an die
mittelständische Industrie gehen ? Ich habe es hier
schon vorgetragen ; Sie müßten . Sie könnten es
wissen.

Nordrhein -Westfaien mit 530 000 Unternehmen ( CI
ist froh darüber , daß von den 100 umsatzstärk¬
sten und größten 47 ihren Sitz in Nordrhein -West¬
falen haben . Aber sowohl bei den Ausbildungs¬
plätzen wie auch bet den Patenten liegt der Mittel¬
stand vor der Großindustrie . Das habe ich seit
Jahren gesagt ; das zeigt auch unsere Wirtschafts¬
politik.
Daß ein Land , das von seiner ganzen Tradition her
so sehr Land der Großindustrie gewesen ist , auch
wegen der Bindung von Unternehmen bei Kohle,
Stahl und Erzen an Lagerstätten , ist doch völlig
selbstverständlich . Die wollen wir auch nicht zu¬
rücksetzen.

(Zurufe von der CDU)

Aber auf Mittelstandspolitik brauchen wir nicht
mehr angesprochen zu werden ; da haben wir kei¬
nen Nachholbedarf.

(Beifall bei der SPD)

Sie sprachen auch die Modernisierung der Landes¬
verwaltung an . Das ist in der Tat wichtig . Da liegt
Nordrhein -Westfalen ganz vorn , und wir wollen
weiter zulegen . Ich bin gespannt , wie die Opposi¬
tion sich dann verhält , wenn es nicht um Ab¬
sichtserklärungen , sondern um konkrete Schritte
geht . (D)
Wie Sie Wirklichkeit ausblenden , können Sie auch
hieran erkennen , Herr Kollege Linssen - ich habe
jetzt .hier die Statistik über die Zahlungen der al¬
ten Länder für die finanzschwachen Länder Im
Länderfinanzausgleich im ersten Halbjahr dieses
Jahres zahlt Nordrhein -Westfalen fast 1,9 Milliar¬
den DM - es liegt auf Platz 1 - , in den Fonds
Deutsche Einheit fast 1,1 Milliarden DM ; wir sind
auf Platz 1 . Es folgen beim Linderfinanzausgleich
Baden -Württemberg und Bayern , dann Hessen,
Hamburg , Schleswig -Holstein . Beim Fonds Deut¬
sche Einheit liegt Bayern vor Baden -Württemberg.
In beiden Positionen sind wir das entscheidende
Gebertand.

Sie müssen auch von diesem Land reden , Herr
Kollege Linssen . Wenn Sie sagen , in Bayern gäbe
es sechs gentechnologische Betriebe , und ' dann
Japan und die Vereinigten Staaten dagegenstel¬
len:
Sehen Sie sich doch einmal unser Land an . 123
produzierende Unternehmen im Bereich Bio - und
Gentechnik , 109 davon in der Biotechnik und 14
in der Gentechnik . Hinzu kommen 79 Forschungs¬
einrichtungen . Wissen Sie das alles nicht ? - Sie
müßten es und könnten es wissen.
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( Beifall bei der SPD)
Die Wirklichkeit darf man also nicht durch Vor¬
urteile ersetzen , auch dann nicht , wenn es sich
rhetorisch gut macht.

Lassen Sie mich zum Schluß noch folgendes sa¬
gen : Ich habe dafür zu danken , daß Sie für meine
terminlichen Probleme Verständnis haben und ich
nicht den ganzen Tag heute hier sein kann . Ich
möchte aber noch einmal an den Anfang zurück¬
kommen : Es war ein schwieriger Neuanfang nach
dem 14 . Mai . Und ich gestehe , daß ich manchmal
denke , man brauchte für die dazu geforderte Ar¬
beitsleistung mehr Zeit.

Ich wünsche . mir in der Tat - da bin ich mit Ihnen
völlig einer Meinung -, daß die SPD wieder in eine
Situation kommt - auch und gerade auf der Bun¬
desebene - , in der sie nicht mit sich seiber be¬
schäftigt ist , sondern in der sie ihre Entwürfe für
die Zukunft gegen die der Bundesregierung stellen
kann . Daß es da manche hämische Freude gege¬
ben hat , kann ich menschlich nachvollziehen . Nur
hat es auch Situationen gegeben , in denen die
Union in einer Situation war , in der die Gegner
gesagt hätten , die kämen da nie mehr heraus.
Und? - Heute ist Kreuth wieder ein Tagungsort.

(Heinz Hardt [ CDU] : War immer einer !)
- Aber heute ist es nur ein Tagungsort - ein wich¬
tiger , ein schöner . Herr Hardt , wir wissen doch,
wo das liegt.
Aber glauben Sie nicht , daß eine andere Partei
Vorteile daraus zieht , wenn sie Formschwächen,
Krisen , Tiefs oder auch persönliche Zerwürfnisse
in einer anderen Partei zum Gegenstand der öf¬
fentlichen Erörterung macht . Ich will jedenfalls
dafür sorgen , daß die SPD in Nordrhein -Westfalen
bleibt , was sie ist : eine Votkspartei , die die Ar¬
beitnehmerinteressen wahrnimmt und die weit
über die Arbeitnehmerinteressen hinaus Men¬
schen aus freien Berufen , aus selbständiger Tätig¬
keit und aus Unternehmensleitungen gewinnt,
Menschen von Schulen und Hochschulen . Das ist
mein Part . Da bin ich in Konkurrenz mit der
Union, aber auch mit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Ich bin froh darüber , daß wir uns in den Koali-
tiorisvereinbarungen klar darüber waren : Wir
schreiben kein Parteiprogramm , sondern eine Koa¬
litionsvereinbarung . Wir bleiben sehr unterschied¬
liche politische Kräfte.

Ich habe bei diesen Koalitionsvereinbarungen zwei
persönliche Erfahrungen gemacht , die ich Ihnen
gern vermitteln möchte : Ich habe einmal die Er¬

fahrung gemacht - und ich habe das auch ausge¬
sprochen - , daß ich in manchen Bereichen ganz
weit weg bin vom Denken meiner Gesprächspart¬
ner . Ich habe mich oft gefragt , ob das am Ge¬
burtsjahr oder am Milieu oder woran sonst das
liegt . Das hat mich manchmal in tiefes Nachden¬
ken gebracht . Das habe ich auch immer öffentlich
gesagt.
Ich habe aber auf der anderen Seite Männer und
Frauen kennengelernt , die ich zum Teil vom Ge¬
sicht her oder vom lockeren Gespräch her kannte,
aber nicht aus intensiver Zusammenarbeit , bei
denen ich keinen Zweifel daran habe , daß sie mit¬
helfen wollen , daß das Land Nordrhein -Westfalen
nach vorn kommt , bei denen ich keinen Zweifel
daran habe , daß es lohnt , ihnen zuzuhören und zu
prüfen nach dem alten Paulus -Wort : " Prüfet alles,
das Beste behaltet ” .

(Oliver Wittke [CDU ] : Dann hätten Sie doch
mit uns eine Koalition gemacht ! - Heiter¬
keit!

- Ich muß jetzt sagen : Eins zu null für Sie . Nur,
wir sind uns damals nicht begegnet . Ich traf Herrn
Reul.

(Heiterkeit - Beifall bei der SPD)
Und diese Erfahrung von langen Stunden und
Nächten hat mir Mut gemacht , nicht einen Feld¬
versuch zu machen , nicht etwas für Bonn auszu¬
probieren , auch nicht eine Notgemeinschaft zu
bilden, sondern die nach meiner Meinung richtige
und beste und zukunftsorientierte Regierung für
unser schönes Land Nordrhein -Westfaien , dem
wir alle verpflichtet sind . - Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Herzlichen Dank , Herr
Ministerpräsident ! - Sie haben angesprochen - ich
darr das noch eben sagen -, 1978 zum ersten Mal
Regierungschef geworden zu sein . Ich war damals
schon dabei . Ich habe einmal nachgeblättert und
festgestellt , daß dies am 20 . September gewesen
ist, Herr Ministerpräsident , also heute vor 17 Jah¬
ren . Deswegen wollte ich das nur einmal konkreti¬
sieren . Über die Parteigrenzen hinweg wünschen
wir Ihnen , bevor Herr Linssen das Wort nimmt,
Gesundheit und Kraft auch für die Zukunft.

(Beifall ) .
Kollege Linssen , bitte schön.
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gramme in die Kabel auf konventionellem Wege
eingespeist und empfangen werden können.

(Jürgen Büssow [SPD] : zwei Milliarden
Mark!)

Es wurde darüber hin- und hergeredet . Ich finde
diese Diskussion interessant auch vor dem Hinter¬
grund der Medtenkonzerne . Ich nenne Herrn Kirch
in München und anderswo , dem ja eher Ihre Par¬
tei in den letzten Jahren die Steilvorlagen verpaßt
hat.

(Zurufe des Lothar Hegemann [CDU ] und
der Ruth Hieronymi [CDU ] )

Im übrigen hätten wir - Herr Hegemann -, das muß
man auch einmal sagen - dieses Problem nicht in
dieser Weise auf dem Tisch , wenn Ihr Bundes¬
minister Schwarz -Schilling nicht Anfang der 80er
Jahre dafür zuständig gewesen wäre . Herr
Schwarz -Schilling war Miteigentümer der Firma
Sonnenschein . Warum sage ich das ? Die Firma
Sonnenschein hat unter anderem neben Batterien
jede Menge Kupferkabel hergestellt . Wir standen
Anfang der 80er Jahre vor der Frage , ob in der
Bundesrepublik Deutschland , wenn die Straßen
schon einmal aufgerissen werden , gleich Kupfer-
kabe ! verlegt werden sollten oder zwei Jahre ge¬
wartet und dann Glasfaserkabel verlegt werden
sollten , die eine wesentlich höhere Übertragungs¬
kapazität haben . Damals hat sich die Bundesregie¬
rung für Kupferkabei entschieden.

(Lothar Hegemann ]CDU ] : Was richtig war !)
- Ich stelle nur einmal so die Frage : Der Postmini¬
ster, der dafür verantwortlich war , war Miteigen¬
tümer der Firma Sonnenschein , und er hat diese
Frage entscheidend mitbewegt . Ich gebe Ihnen
das einfach mit auf den Weg ; darüber sollten Sie
vielleicht in Ihrer Partei noch einmal nachdenken,
wenn es um Interessen geht . Und wenn es um
die Frage geht , warum wir heute nur mit 31 Ka¬
nälen am Kabel sind , dann sollten Sie darüber in
Ihrer Fraktion ein bißchen nachdenken . - Vielen
Dank.

( Beifall bei den GFiÜNEN und des Jürgen
Büssow [SPD] )

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Für die Landes¬
regierung erteile ich Herrn Ministerpräsident Rau
das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä- ( C)
sidentin! Meine Damen und Herren ! Wir haben es
mit einem Engpaß in den Kabelanlagen zu tun.
Das ist kein hausgemachtes Problem . Soeben ist
schon darauf hingewiesen worden : Es ist auch
dadurch hervorgerufen , daß die Telekom trotz der'
nachdrücklichen Bemühungen aller Länder und
der Landesmedienanstalten nicht mehr Platz in
den Kabelnetzen schafft.

Wir müssen uns dessenungeachtet dem Problem
der Kabelbelegung stellen . Aufgrund der tatsächli¬
chen Umstände sollten wir uns aber klar darüber
sein : Es gibt keine rechtliche Regelung , die den
Mangel beseitigen kann . Das rechtliche Instru¬
mentarium , selbst wenn wir es verändern , kann
nur Regeln aufstellen , die für die Verwaltung ei¬
nes Mangels zu beachten sind.
Der Antrag der CDU -Fraktion berücksichtigt aus
der Sicht der Landesregierung nicht alles , was in
diesem Zusammenhang berücksichtigt werden
muß.
Der Antrag befaßt sich ja mit zwei Dingen : zum
einen mit den näheren Bedingungen , unter denen
Veranstalter in Nordrhein -Westfalen eine Lizenz
bekommen können , wenn ihre Programme nur
über Satellit ausgestrahit werden , zum anderen
mit den Regelungen über die Rangfolge bei der ^
Einspeisung in Kabelanlagen , die nach Auffassung
der CDU für die derzeitigen Schwierigkeiten ver¬
antwortlich sind.

Nun hat im Hauptausschuß über beides eine in¬
tensive Diskussion stattgefunden . Dort ist Über¬
einstimmung erzielt worden , daß eine Neurege¬
lung der Kabelbelegung wohl unumgänglich ist.

( Ruth Hieronymi [CDU ] : Na also !)
Trotz der gebotenen Eile sollten wir uns allerdings
ausreichend Zeit zur Prüfung lassen.
Ich sehe für die Novellierung folgende Eckpunkte:
Erstens . Die EU-Kommission hat , wie wir alle wis¬
sen , Bedenken gegen die derzeit geltenden Kabel¬
belegungsvorschriften erhoben . Wir sollten diesen
Bedenken Rechnung tragen.
Zweitens . Die Neuregelung sollte kein bloßes Re¬
paraturgesetz sein . Sie soll auch für die Zukunft
eine tragfähige medienrechtliche Grundlage bie¬
ten.
Der Gesetzentwurf soll demgemäß nicht nur euro¬
parechtlich unbedenklich sein . Er muß darüber
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(A) hinaus auch den verfassungsrechtlichen Vorgaben
entsprechen . Dabei wird ein besonderes Augen¬
merk auf die Gewährleistung der Meinungsvielfalt
zu richten sein.

Wir sollten uns andererseits hüten , das Kind mit
dem Bade auszuschütten . Wir sind ja , Herr Kolle¬
ge Hegemann , nicht das einzige Land, das eine
Vorrangregelung hat , die " Landeskinder " begün¬
stigt.

(Lothar Hegemann ICDUJ : Das habe ich nie
gesagt !)

Standortpolitische Vorteile sollen deshalb im Rah¬
men des rechtlich Möglichen erhalten bleiben . Die
Förderung des Medienstandortes Nordrhein -West¬
falen braucht nicht notwendigerweise im Wider¬
spruch zu den rechtlichen Vorgaben zu stehen.
Wir versuchen gegenwärtig in der Staatskanzlei,
einen Lösungsvorschlag zu erarbeiten , der die
bislang ungelösten Probleme der Einspeisung drit¬
ter Programme zumindest entschärft . Mir hat in
der Sache natürlich auch Herr Kollege Stoiber
geschrieben , und ich habe Verständnis für seinen
Wunsch , daß auch Bayern 3 hier empfangen wer¬
den kann . Ähnliches gilt für die Programme aus
dem Norden.

Allerdings müssen wir dabei auch darüber reden:
Selbst wenn wir rechtliche Änderungen vorneh¬
men , handelt es sich doch immer um Mangelver-
waitung . Es wird sich keine Lösung finden lassen,
die allseits Zufriedenheit herstellt . Das dürfen wir
bei den Beratungen nicht vergessen.

Wir werden auch über den Vorschlag der CDU
diskutieren müssen , den Einspeisungsvorrang für
hier zugelassene Satellitenveranstalter abzuschaf¬
fen . Sie haben das ja sehr bildhaft geschildert.

Ich halte diesen Vorschlag freilich für sehr
schlicht und deshalb auch für problematisch . Ich
will nur darauf verweisen , daß geklärt werden
muß , ob und welche Übergangsfristen denn Satel¬
litenveranstalter haben , die aufgrund der Vorrang¬
regelung schon im Kabel sind . Das ist nur eine der
Fragen . Aber damit wird es nicht getan sein.
Wenn man den Vorrang für Sateliitenzulassungen
beseitigt , so wird man symmetrisch dazu auch
den Vorrang für reine Kabelzulassungen beseiti¬

gen müssen . Wir haben es also mit einer Vielfalt
von Problemen zu tun , die vor uns liegen.

Ich möchte nur noch eines erwähnen . Ich meine , (C)
Veranstaltern , dis aufgrund ihrer Präsenz vor Ort
mit unserem Land verbunden sind und ihm in ih¬
ren Programmen auch ihre Aufmerksamkeit wid¬
men , sollte unser besonderes Augenmerk gelten.
Deshalb müßten wir gemeinsam einen Weg su¬
chen , der es ihnen möglich macht , weiterhin in
den Kabelanlagen unseres Landes vertreten zu
sein.

ich bitte Sie für die künftigen Beratungen um Ihre
Mithilfe , damit wir zügig zu einem überzeugenden
Ergebnis kommen . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Gröber : Es Hegen keine
werteren Wortmeldungen vor . Ich schließe die
Beratungen.
Wir kommen zur Abstimmung . Der Hauptaus¬
schuß empfiehlt in seiner Beschlußempfehlung
Drucksache 12/312 ; den Antrag der CDU -Frak-
tion Drucksache 12/227 abzulehnen . Wer dieser
Beschlußempfehlung’ zustimmen möche , den bitte
ich um das Handzeichen. - Wer stimmt da¬
gegen ? -

(Zurufe von der CDU : Die Mehrheit !)
ID

Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN gegen die Stimmen der CDU -Fraktioh ange¬
nommen.

( Lothar Hegemann [CDU) : Sind die Mehr¬
heiten klar ? - Hermann -Josef Arentz ( CDU ) :
Haben Sie ausgezählt ? )

- Wir sind uns im Präsidium einig , daß die Mehr¬
heiten so , wie ich es gerade vorgetragen habe,
waren . Es ist ja recht übersichtlich . Zählen Sie
noch einmai nach . Von der CDU-Fraktion sind
rund 20 , von den Fraktionen von SPD und BÜND¬
NIS 90/DIE GRÜNEN ca . 30 Abgeordnete anwe¬
send . Es ist von Herrn Lieven noch einmal gezählt
worden.

Damit ist die Beschiußempfehlung mit den Stim¬
men von SPD und BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN

angenommen und der Antrag der Fraktion der
CDU abgelehnt.
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 6 . Wir
kommen zu:
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7 Gesetz zum Zweiten Staatsvertrag zur Ände¬
rung des Rundfunkstaats Vertrages (Zweiter
Rundfunkänderungsstaatsvertrag ) und zur Än¬
derung des Rundfunkgesetzes für das Land
N ordrhein-Westfalen
Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 12/58 (Neudruck)

Beschlußempfehlung und Bericht
des Hauptausschusses
Drucksache 12/293
zweite Lesung

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem
Herrn Ministerpräsidenten Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau . Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Der Haupt-
ausschuß hat in der Schlußabstimmung bei seiner
Sitzung am 6 . Oktober einstimmig empfohlen,
den Gesetzentwurf der Landesregierng unverän¬
dert anzunehmen . Aufgrund dieses Einver¬
nehmens der Fraktionen will ich die Redezeit , die
verabredet war , nicht voll ausschöpfen . Der Rege-
iungsgehalt des Ihnen zur Beschlußfassung vorlie¬
genden Gesetzentwurfes ist klar.
Die Landesanstalt für Rundfunk soll zum einen
auch weiterhin von der Möglichkeit Gebrauch
machen können , technische Infrastruktur zur ter¬
restrischen Versorgung des gesamten Landes
über den 31 . Dezember 1995 hinaus bis zum Ab¬
lauf des Jahres 2000 aus Mitteln des 2- %-Anteils
an der Rundfunkgebühr zu fördern.
im Hauptausschuß ist die Sorge geäußert worden,
mit dieser Infrastrukturförderung könne auch eine
indirekte Förderung des privaten Rundfunks ver¬
knüpft sein.
Zunächst einmal ist festzuhalten, , daß die Landes¬
anstalt für Rundfunk technische Infrastruktur för¬
dern kann . Die staatsvertragliche Regelung
schreibt also nur eine Option fort . Mir wäre es
lieber, wenn diese Option nicht in Anspruch ge¬nommen zu werden brauchte.
Allerdings muß das Problem gelöst werden , wie
die gravierende kostenmäßige Ungleichbehand-
iung der lokalen Rundfunkveranstaiter bei der In¬
anspruchnahme von Sendernetzinfrastruktur be¬
seitigt werden kann . Die Ursache für die unter¬

schiedlichen finanziellen Belastungen der einzel¬
nen lokalen Rundfunkveranstalter ist meiner An¬
sicht nach in der Gebührenpolitik der Telekom im
Bereich der Sendernetz - und Leitungskosten zu
suchen . Allerdings scheinen mir die Möglichkeiten
fast ausgeschöpft , in Verhandlungen mit der Tele¬
kom zu Kostensenkungen und Rabatten zu kom¬
men.
Wenn es also auf der Angebotsseite keinen Spiel¬
raum mehr gibt , müssen wir überlegen , wie wir
die Chancen für gleiche Wettbewerbsbedingun¬
gen auf der Nachfrageseite hersteilen können.
Deshalb unterstütze ich nachdrücklich die Forde¬

rung , daß es sehr bald zu einer freiwilligen Verein¬
barung zwischen allen am Lokalfunk Beteiligten
über eine gleichmäßige Lastenverteilung in allen
Verbreitungsgebieten kommen muß . Dabei setze
ich ausdrücklich auf die Einsichtsfähigkeit der
Beteiligten, die gesetzgeberische Regelungen ent¬
behrlich machen würde.
Wenn es aber keine freiwilligen Regelungen gibt,
dann muß der Gesetzgeber wohl einschreiten,
damit der Erfolg des flächendeckenden lokalen
Rundfunks in Nord

’
rhein -Westfalen auch zukünftig

nicht gefährdet ist.
Welcher gesetzgeberische Weg dann zu beschrei¬
ten sein dürfte , das haben die Regierungsparteien
in ihrer Koalitionsvereinbarung ausdrücklich ge¬
regelt . Sendernetz - und Leitungskosten sollen mit
einem Durchschnittswert bemessen und gleich¬
mäßig - auf alle Lokalfunkveranstalter umgelegt
werden.
Die andere , im Gesetzentwurf enthaltene Möglich¬
keit , aus Mitteln des 2 - % -Anteils auch Projekte
für neuartige Rundfunkübertragungstechniken zu
fördern , halte ich für ein ganz wichtiges Instru¬
ment , um die in Nordrhein -Westfalen auf den
Weg gebrachten Projekte nachhaltig zu unterstüt¬
zen . Sie kommen auch nicht ,

'wie manchmal ge-
mutmaßt wird , nur einseitig den privaten Rund¬
funkveranstaltern zugute . Das DAB -Projekt ist ein
klassisches Beispiel dafür , daß nordrhein - westfä¬
lische Ressourcen insgesamt , vom öffentlich-
rechtlichen Rundfunk über die privaten Rundfunk¬
veranstalter und die LfR bis hin zur Industrie , ge¬
bündelt eingesetzt werden sollen.
Ich bitte Sie daher , dem Gesetzentwurf der Lan¬
desregierung zuzustimmen . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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IKoczy [GRÜNE ] )

A ) Engagement und Bewußtsein in diesem Bereich.
Es ist auch kein Wunder , warum in’ meinem Büro
viele Protestschreiben eintrafen , als von den Kür¬
zungen die Rede war.

Für Maßnahmen für die Zusammenarbeit mit Ent¬
wicklungsländern konnten 1,1 Millionen DM an
Kürzungen zurGckgenommen und für Maßnahmen
der technischen Zusammenarbeit und für Projekte
im Ausland eingesetzt werden . Damit werden
Projekte der Nicht - Regierungsorganisationen wei¬
ter unterstützt und zum Beispiel auch in der Re¬
gion Kurdistan/Nordirak fortgeführt . Auch hier
wird die Verantwortung Nordrhein -Westfalens in
den Ländern des Südens und Osteuropas deutlich.

Bei diesem Haushaltsentwurf Ist etwas gelungen,
was auf Bundesebene einmalig ist - daran könnte
sich der Bund meiner Meinung nach ein Beispiel
nehmen - , nämlich die feste Verankerung von
lokalen Strukturen , die sich letztendlich eirifügen
lassen in eine Konzeption auf regionaler und inter¬
nationaler Ebene . Ich denke , dies ist ein Grund,
stolz zu sein auf das , was das Land hier leistet.
Ich freue mich auf die weitere Arbeit in diesem
Bereich . - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeord¬
neten der SPD)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich will nur
ganz kurze Bemerkungen machen und mich herz¬
lich bedanken für die kritische Begleitung des Ein¬
zelplans 02 , für den ich besondere Verantwortung
trage.

Ich habe mit der Berufung eines Nord - Süd - Beauf-
tragten und mit der Regierungserklärung 1990 , in
der ich die Entwicklungshilfe an den Anfang ge¬
stellt habe , eine Linie einzuschlagen versucht , von
der ich glaube , daß sie jetzt eine noch breitere
Basis findet . Und ich bin dankbar für das , was zu
diesem Feld hier soeben gesagt worden Ist.

Ich will gern nach einiger Zeit über die Arbeit der
Institute , die Jetzt der Staatskanzlei zugeordnet
sind , eine Diskussion beginnen . Die ursprüngliche
Konzeption des Wissenschaftszentrums war
schon so , daß die Ressortierung in einem Hause
sinnvoll gewesen wäre . Wir haben das in der er¬
sten Phase nicht geschafft.

Mir liegt daran , daß diese Institute Ergänzungen ( C)
dessen bieten , was die wissenschaftlichen Hoch¬
schulen an Angeboten haben , daß sie aber mit
gleicher Freiheit forschen und publizieren können
wie unsere wissenschaftlichen Hochschulen . Es
wird keinen Versuch der Zensur geben gegenüber
dem , was in den Instituten erarbeitet wird.

Ich danke Herrn Kollegen Grätz für das , was er
zum Rundfunkstaatsvertrag gesagt hat . Ich hoffe,
daß die Einigung von Berlin uns ein Stück wei¬
terbringt und daß wir bald unter allen Ländern
auch die noch streitigen Fragen ausgeräumt und
positiv entschieden haben . Ich glaube nämlich,
daß gerade in der Medienpolitik ein Feld für ko¬
operativen Föderalismus besteht , auf dem wir uns
bewähren müssen . Die Entwicklung der letzten
zwei Jahrzehnte mit dem Nebeneinander , manch¬
mal Gegeneinander von Öffentlich - rechtlichem und
privatem Rundfunk und Fernsehen führt uns in
ganz neue Fragestellungen , übrigens auch in Fra¬
gestellungen , die . die Befürworter eines solchen
dualen Systems vor zehn Jahren noch nicht vor
Augen hatten . Deshalb glaube ich , daß es sich
lohnt , über diese Fragen weiter nachzudenken.

Meine Damen und Herren , der Herr Landtagsprä¬
sident hat soeben den Bürgermeister von Bethle¬
hem begrüßt , meinen alten Freund Freij , der ge¬
stern in Köln eine Partnerschaft mit der größten
Stadt Nordrhein -Westfalens geschlossen hat . Ich
habe ein bißchen auf glühenden Kohlen gesessen.
Ich bin Ihnen , meine Damen und Herren von allen
Fraktionen , dankbar , daß Sie der Umstellung der
Tagesordnung zugestimmt haben ; denn um
18 Uhr soll in Düsseldorf die einzige jüdische
Grundschule , die es in Nordrhein -Westfalen gibt,
nach Yitzhak Rabin benannt werden . Ich bin ge¬
beten worden , dort hinzukommen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich denke , meine Damen und Herren , daß nichts
stärker als der Besuch des Bürgermeisters von
Bethlehem und am gleichen Tag die Benennung
einer jüdischen Schule nach Yitzhak Rabin deut¬
lich macht , wo die eigentlichen Fragestellungen
unserer Zeit liegen und wo wir eigentlich zu Ant¬
worten herausgefordert sind . - Herzlichen Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Dr . Hans - Ulrich Klose : Weitere
Wortmeldungen sehe ich nicht . Deshalb schließe
ich .die Beratung.
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(Appel [GRÜNEJ)

.) Bremen erlebt die größte Werftenkrise seit seinem
Bestehen . Platz 1 der Arbeitslosenquote im We¬
sten ; - große Koalition!

(Lachen und Zurufe bei der CDU)

Sehen Sie , Herr Linssen , das zeigt , daß das , was
Sie hier möchten , für dieses Land gar nicht funk¬
tionieren kann . Sie mit Ihrer Taktik , sich der SPD
anzudienen , würden dieses Land in ein großes
Unglück stürzen , und davor stehen zum Glück
EÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Sozialdemo¬
kratische Partei gemeinsam.

. (Beifall bei den GRÜNEN)

Dagegen belegt Hessen Platz 1 bei der Schaffung
neuer Arbeitsplätze , Platz 1 beim Einzahlen in
Bund - Länder -Finanzausgleich.

Dieser Landeshaushalt in Nordrhein -Westfalen ist
der Beweis dafür , daß auch wir in diesem Lande
von Rot-Grün profitieren . Wir werden mit dieser
Landesregierung das Land nach vorn bringen , und
dazu gibt es keine Alternative.

Am 14 . Mai 1995 haben die Bürgerinnen und Bür¬
ger in Nordrhein -Westfalen entschieden , daß sie
Rot - Grün wollen . Das war kein Betriebsunfall,
sondern war die Konsequenz daraus , daß immer
mehr Menschen erkennen , daß Umweltzerstörung

1 und Ressourcenverschwendung , daß Umvertei¬
lung von unten nach oben und ein immer stärker
werdender Abbau von Bürgerrechten der falsche
Kurs für dieses Land sind.

Auch wenn wir hier in Nordrhein -Westfalen gera¬
de nicht - da bin ich mir ja mit Matthiesen einig,
Herr Linssen - .das große Wort vom Bündnis oder
von historischer Zusammenarbeit gebrauchen —

(Klaus Matthiesen [ SPD ] : Sehr gut ! Be¬
scheidenheit ist eine Sache !)

Wir werden zusammenzählen , und am Ende wer¬
den wir es unter Beweis stellen : Es gibt eine Al¬
ternative zur Ellenbogengesellschaft von Helmut
Kohl , und dies zählt auch über die Grenzen dieses
Bundeslandes hinaus.

Viele Menschen in diesem Land , auch viele So¬
zialdemokraten , haben nach dem 14 . Mai 1995
Hoffnung geschöpft . Wir wollen diese Hoffnung
nicht enttäuschen . Wir werden an der Reformper¬
spektive für Nordrhein -Westfalen festhalten , und

wir werden alle Kraft daransetzen , sie zu verwirk - ( C)
liehen . - Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Ich erteile für
die Landesregierung Herrn Ministerpräsidenten
Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Der erste
Haushalt , der von einer Landesregierung vorgelegt
wird , die aus Sozialdemokraten und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN besteht - das ist eine wichtige
Stunde im Lande , das ist eine wichtige Stunde für
diesen Landtag.

Ich glaube , wir legen einen guten Haushalt vor,
der unser Land nach vorn bringt , der die Akzente
richtig setzt.

(Zuruf von der CDU : Die Frage ist , wo vorn
ist ! - Heiterkeit - Zurufe von der SPD)

- Egal , wo vorn ist . Ich komme gleich noch dar¬
auf.

(Heinz Hardt [CDU ] : Hinten kann auch vorn
sein . ) ■

(D)
- Ich komme noch darauf.

Er bringt das Land nach vorn , und er macht den
Gleichklang deutlich , den wir brauchen : Wir brau¬
chen ökonomische Erneuerung , wir brauchen öko¬
logische Erneuerung , und wir brauchen soziale
Kompetenz . Diese drei Dinge gehören zusammen.
Sie müssen zusammenbleiben.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich habe die Reden mit großem Interesse gehört,
ich kann gut nachvollziehen , Herr Dr . Linssen,
daß Sie in den letzten Wochen voll beschäftigt
waren mit dem Sammeln von Zitaten.

( Heiterkeit)

Und ich gebe zu : Wir haben Ihnen Gelegenheit zu
Überstunden gegeben.

Nicht alle Zitate , die Sie gebracht haben , gehörten
in den Zusammenhang , in dem sie standen.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Was ? - Heinz
Hardt [CDU ] : Aber alle zusammen !)
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Aber unabhängig davon dürfen wir uns ja auch
mit Ihren Zitaten ein wenig beschäftigen.

Da meine ich schon, ' es wäre gut gewesen , wenn
dies die Stunde der sachlichen Argumente gewe¬
sen wäre

{Beifall bei SPD und GRÜNEN - Dr . Helmut
Linssen [CDU ] : Richtig !)

und nicht der Polemik.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU] : War sie auch !)

- Da habe ich zuwenig gehört . Aber ich gebe Ih¬
nen zu , meine Damen und Herren - dafür gibt es
noch andere Zeugen - : Es ist leichter , eine Regie¬
rung zu führen , die auf einer Mehrheit beruht , als
eine Koalitionsregierung.

( Heinz Hardt [ CDU ] : Das können Sie wohl
jetzt sagen ! - Dr . Helmut Linssen [CDU ] :
Das haben Sie jetzt leidvoll erfahren !)

- Das habe ich immer so gesagt.

(Zurufe von der CDU - Bodo Champignon
[SPD] : Das weiß der Kohl aber auch ! )

Denn das Problem einer Koalitionsregierung,
gleichgültig , wie sie zusammengesetzt ist , be¬
steht darin , daß sich Menschen zu fairer Partner¬
schaft verabreden , diese faire Partnerschaft täg¬
lich beweisen müssen und dennoch Konkurrenten
bleiben . Das ist das Problem.

( Heinz Hardt [ CDU ] : Das ist überall so !)

Aber das ist das Problem in Baden-Württemberg,
in Rheinland -Pfalz und in anderen Ländern.

( Dr. Helmut Linssen [CDU] : Aber da hört
man nicht so ein Theater ! - Heinz Hardt
[CDU ] : Das ist nicht so menschenverach¬
tend ! - Gegenrufe von der SPD)

- Herr Kollege Linssen , bis wir das Maß an Streit
in der Koalition geschafft haben , das Kohl und
Kinkel uns in den letzten Jahren vorgeführt ha¬
ben , haben wir aber noch allerhand zu tun.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Wider¬
spruch von der CDU)

Sie haben sich für eine Mischung aus schwerem.
Geschütz und unüberhörbarem Werben gegenüber
den Sozialdemokraten entschieden.

( Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Was ? )

Ich räume ein : Wir hätten in den vergangenen (C)
Wochen mehr öffentliche Aufmerksamkeit mit
unserer sachlichen Arbeit finden können und fin¬
den müssen . Deshalb halte ich es für ein positives
Signal , daß sich am Wochenende der Parteitag
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN klar und deutlich
für die Koalition und dafür entschieden hat, die
Politik dieser Landesregierung auch in Zukunft zu
unterstützen.

Jede politische Partei muß sich zwischen ver¬
schiedenen Möglichkeiten und Optionen entschei¬
den . Ich sage - und Sie wissen von der gewissen¬
haften Prüfung , die ich da vorgenommen habe,
auch bevor ich das Amt übernahm - : ich will den,
Erfolg dieser Koalition, weil ich im Interesse des
Landes keine bessere Alternative erkennen kann.

[Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Streit gehört zur Politik - Streit um die besseren
Konzepte , Streit um die besseren Zukunftsent¬
würfe . Was ich nicht will , was unser Land nicht
brauchen kann , ist Streit um des Streites willen.

Zu den interessanten Erfahrungen der letzten Wo¬
chen gehört für mich , daß sich die Opposition
nicht entscheiden kann . Ich habe einen vielstim¬
migen Chor gehört : lockende Sirenentöne gegen¬
über der SPD mit dem Hinweis , man könne sich
auf den meisten politischen Feldern ganz schnell
einigen ; heute die harsche Ablehnung des Lan¬
deshaushalts . Dem kleinen Koalitionspartner hat
die CDU zuerst vorgeworfen , er liege in der Sache
falsch und sei nicht regierungsfähig , dann hieß
es , er sei umgefallen . Was von beidem ist denn
nun ernst gemeint?

(Zuruf des Dr . Helmut Linssen [CDU ])

Da werden die unterschiedlichsten Positionen
beschrieben . Wir haben es eben beim Flughafen
Köln/Bonn noch einmal dargestellt bekommen.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Bei Dortmund!
Die anderen Positionen sind doch !)

- Ich denke nicht nur an Dortmund . Herr
Dr . Linssen , ich denke auch an Essen/Mülheim,
an den Flughafen dort , an die Mehrheitsverhält¬
nisse im Rat der Stadt Mülheim und an das , was
in Mülheim und in Essen viele getan haben.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Ruth Hiero-
nymi [CDU] : Und mit denen stellen Sie sich
jetzt auf eine Stufe ! - Zuruf des Dr . Helmut
Linssen [ CDU] )
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VI Mir ist wichtig, daß wir uns weder in der Koalition
noch hier im Parlament mit uns selbst beschäfti¬
gen.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Das habt ihr
jetzt acht Monate getan !)

Die Menschen in Nordrhein -Westfalen müssen
spüren , daß wir uns um das kümmern , was sie
bewegt, und das ist in den beiden Reden , die wir
soeben gehört haben , deutlich geworden - mit
durchaus unterschiedlichen Akzenten . Das ist
auch richtig so.

(Lachen des Dr . Helmut Linssen [ CDU ])

Das gehört nämlich zum Wesen einer Koalition.
Wenn wir austauschbar und auswechselbar wä¬
ren und alle die gleichen Akzente setzten , wäre
das keine Koalition. Es ist eine Koalition , und ich
sage ja zu unterschiedlichen Akzenten und dazu,
daß wir immer wieder den Konsens miteinander
suchen müssen . Ich füge hinzu , Herr Dr . Linssen
- nachdem Sie mir aus einer eTwas älteren Aus¬
gabe des " Express " vorgelesen haben , ich solle
endlich auf den Tisch hauen - :

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Eine ganz junge
Ausgabe !)

Ich werde nie auf den Tisch hauen , aber immer an
^ den Tisch bitten , damit miteinander geredet wird

und damit aus dem Konflikt Konsens entsteht.
(Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Und das Thea¬
ter der letzten acht Monate kommt dabei
heraus !)

Diesen Arbeitsstil halte ich seit vielen , vielen Jah¬
ren durch.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Alleine ging
das , aber nicht so !)

- Herr Kollege Linssen , bei Ihnen fällt mir immer
Schiller ein : " Fest gemauert in der Erden " - bei
37 % ! Das bleibt so . Das bleibt so!

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Schiller hat diese Zahl nicht genannt , muß ich
hinzufügen.

(Heiterkeit bei SPD und GRÜNEN)
Der Entwurf der Landesregierung zeigt : Die Koali¬
tion ist handlungsfähig und kornpromißfähig.

( Lachen des Dr . Helmut Linssen [CDU ] -
Heinz Hardt [ CDU ] : Handlungsfähig ? Des¬
halb ist der Clement erst gar nicht gekom¬
men !)

Der Haushaltsentwurf macht deutlich : Wir halten ( C)
Wort . Wir stehen zu dem , was im vergangenen
Sommer vereinbart worden ist , und zu dem , was
ich in der Regierungserklärung im September ge¬
sagt habe . Das kann jeder prüfen.

Entschuldigung , ich muß eben zwischendurch
etwas sagen . - Herr Kollege Clement vertritt mich
bei Terminen , weil ich bei der dritten Lesung hier
sein muß . Ich sehe überhaupt keinen Anlaß , dar¬
über Bemerkungen zu machen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Es gibt Veranstaltungen , bei denen die Landes¬
regierung vertreten sein muß . Da muß sie ent¬
scheiden , wer an welcher Stelle die Aufgaben
währnimmt.

Sie finden im Haushalt die zentralen politischen
Ziele der Koalition wieder : Arbeitslosigkeit be¬
kämpfen, Voraussetzungen für neue Arbeit schaf¬
fen , ökologische Erneuerung vorantreiben , weil
wir nicht länger Raubbau treiben dürfen.

Der Haushaltsentwurf zeigt auch , daß diese Koali¬
tion ihre soziale Verantwortung wahrnimmt . Sie
weiß , es gibt einen engen Zusammenhang zwi¬
schen sozialer Sicherheit und sozialem Frieden . Es
gibt auch einen engen Zusammenhang zwischen
sozialer Sicherheit und wirtschaftlichem Erfolg,
meine Damen und Herren.
Der Haushaltsentwurf ist unter schwierigen finan¬
ziellen Bedingungen entstanden . Wir gehen nicht
den Weg in zusätzliche Neuverschuldung und
setzen die Politik der strikten Ausgabendiszipiin
fort . Ich würde Sie gern daran erinnern , meine
Damen und Herren : Nordrhein -Westfalen hatte
von 1981 bis 1995 im Jahresdurchschnitt die
geringste Steigerung der Ausgaben aller alten
Länder der Bundesrepublik.
Wir wollen die Neuverschuldung verringern und
tun das mit minus 300 Millionen DM gegenüber
1995 . Wir werden auch in diesem Jahr mehr als
jedes andere Land für den Aufbau in den neuen
Ländern zahlen , 4,5 Milliarden DM im Länderfi¬
nanzausgleich und für den Fonds Deutsche Ein¬
heit . Im . vergangenen Jahr haben wir sogar
5,5 Milliarden DM aus unseren Kassen für die
neuen Länder und für die deutsche Einheit ge¬
zahlt.

Da war ich schon erstaunt , als ich von Herrn
Kollegen Reul las : In NRW wird immer nur gemek-
kert und eingefordert , aber kein eigener Beitrag
geleistet . - So hat er seine Forderung begründet ,

'
Nordrhein-Westfalen solle mit Landesgeld die Sen-
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kung des Solidarzuschlags bezahlen , die der
Bund , ohne uns vorher zu fragen und ohne mit
uns darüber zu reden , beschlossen hat . Das klingt
wie von einem anderen Stern , aber es ist von
Herbert Reul.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

5,5 Milliarden DM kein Betrag - darauf muß man
erst einmal kommen.

Ich sage : Dieser LandeshaushaJt ist ein wichtiger
Beitrag des Landes Nordrhein -Westfalen für ein
wirkliches Bündnis für Arbeit . Das gilt für das
Investitionsprogramm Arbeit und Umwelt , mit
dem wir insgesamt über 13 Milliarden DM in die¬
ser Legislaturperiode bündeln . Das gilt für die
stärkere Förderung moderner Technik in den Be¬
reichen Telekommunikation , Verkehr und Energie.
Wir fördern Forschung , Entwicklung und Markt¬
einführung moderner Energietechnik in diesem
Jahr mit 110 Millionen DM . Das ist mehr als an-
derthalbmal soviel wie 1995.

Mittelstand und Handwerk sind Motoren qualitati¬
ven Wachstums . Sie stellen zwei Drittel der Ar¬
beitsplätze , 80 % der Ausbildungsplätze . Wir ha¬
ben , historisch bedingt - darauf hat Herr Dr . Lins-
sen vor kurzem hingewiesen - , Nachholbedarf bei
den kleinen und mittleren Betrieben und im Hand¬
werk . Deshalb 320 Millionen DM für die Grün¬
dung und Festigung junger Unternehmen , 80 Mil¬
lionen DM mehr als im Vorjahr , und 30 Millionen
DM für die schon zitierte Meistergründungsprä¬
mie.

Die Förderung des Wohnungsbaus bleibt ein
Schwerpunkt ; wir steilen Mittel für mindestens 27
000 Wohnungen zur Verfügung.

(Minister Dr . Michael Vesper : 28 000 !)

- " Mindestens 27 000 " sind auch 28 000.

( Heiterkeit - Minister Dr . Michael Vesper:
Ja !)

Wir verstärken schrittweise die ökologischen An¬
forderungen an den Wohnungsbau . Ab 1998 wer¬
den nur noch Wohnungen gefördert , die dem
Niedrigenergiehausstandard entsprechen.

Meine Damen und Herren , ich sehe wichtige Ak¬
zente im Innovationsprogramm Forschung und
darin , daß die Aufgaben der Stadtentwicklung
und für die Kulturförderung zusätzlich gefördert
werden.

Herr Koliege Appel hat soeben das Thema " Frau¬
en und Beruf" angesprochen . Auch ich bin der

Meinung , daß hier zusätzliche Akzente gesetzt (C)
werden müssen , damit Frauen und Männer Beruf
und Familie besser miteinander vereinbaren kön¬
nen . Ich will mich nicht mit einer Gesellschaft
abfinden , in der sich der Wunsch nach Kindern
und der Wunsch , berufstätig zu sein , immer noch
ausschließen.

{Beifan bei SPD und GRÜNEN)

Es ist das gute Recht der Opposition , und es ist
auch das gute Recht vieler Interessengruppen,
den Haushalt zu kritisieren . Ich weiß selber zu
gut , und jeder von uns weiß , daß viel Wün¬
schenswertes fehlt und manches Notwendige
nicht möglich ist . Aber die Landesregierung zeigt
mit diesem Haushalt Gestaiiungswillen und Ge¬
staltungskraft.
Wir haben die Schwerpunkte nur setzen können,
weil wir kräftig umgeschichtet haben . Darum
mußten wir das Bewtiiigungsvolumen bestehender
Programme zunächst um 30 ■% kürzen . Das haben
Sie kritisiert.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Weil das über¬
wiegend im Sozialbereich stattfindet !)

Aber man macht schon interessante Beobachtun¬
gen , vor allen Dingen , wenn man Lokalzeitungen
liest. Die Neugestaltung des kommunalen Finanz-
ausgleichs - darüber werden wir gleich noch spre¬
chen - ist ein Thema , das viele Gemüter bewegt
hat . Es ging quer durch die Parteien , jeder hat vor
allem an seine Stadt , an seine Gemeinde gedacht.
Da lese ich im Lokalteil Leichlingen der "Rheini¬
schen Post ” vom 15 . Februar , daß Herr Kollege
Reul so zitiert wird:

"Wir haben noch keine Linie,

(Zuruf von der SPD : Haben die nie gehabt !)

aber wenn wir nichts Besseres finden , sollten
wir lieber beim alten Finanzierungsmodell blei¬
ben .”

( Lachen bei der SPD)

Nun wird es viele nicht überraschen , daß Herr
Reul etwas beim alten lassen will , weil er keine
Linie hat,

( Erneut Lachen bei der SPD)

obwohl er sich in anderem Zusammenhang ja
gern als Modernisierer sieht . Aber was mich stut¬

zig macht , ist , daß Herr Reul etwas vorschlägt,
was der Landtag selbst dann nicht beschließen
könnte , wenn die Mehrheifes für richtig hielte;
denn das Verfassungsgsricht hat uns aufgegeben.
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die bisherigen Verteilungskriterien für die Schlüs¬
selzuweisungen des Landes an die Gemeinden
neu zu ordnen.

(Bernhard Schemmer [ CDU ] : Das stimmt
doch gar nicht ! )

Wenn wir alles beim alten ließen , wäre das Ge¬
meindefinanzierungsgesetz verfassungswidrig.
Das kann niemand wollen.

(Beifall bet SPD und GRÜNEN)

Darum sage ich schon jetzt - weil ich am Nach¬
mittag nicht dabeisein kann - : Nach meiner Mei¬
nung ist der vorliegende Entwurf ein ausgewoge¬
ner und fairer Ausgleich zwischen den unter¬
schiedlichen . Interessen .

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident,
wären Sie bereit , eine Frage des Abgeordneten
Leiter : zu beantworten?

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Ja , sicher.

Präsident Ulrich Schmidt : Bitte schön , Kollege
Leifert.

Albert Leifert ( CDU ) : Herr Ministerpräsident , kön¬
nen Sie mir bestätigen , daß in dem Urteil des Ver¬
fassungsgerichtshofs , das Sie hier angesprochen
haben , also in dem sogenannten Solingen - Urteil,
der Urteilstenor wie folgt lautet - ich zitiere ? :

" Die Verfassungsbeschwerde ist unbegrün¬
det .

"

(Zuruf von den GRÜNEN : Das ist aber nicht
komplett !)

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Man darf
sich aber nicht nur den Tenor , sondern muß sich
den Text des gesamten Urteils ansehen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lachen bei
der CDU - Ruth Hieronymi [ CDU ] : Machen
Sie das immer so ? )

Und dann komme ich jedenfalls zu dem Ergebnis,
daß uns ein Entwurf vorliegt, der alle Elemente

aufnimmt , die das Ifo-lnstitut vorgeschlagen hat , (C)
und sie so gewichtet , daß ein vernünftiges Gan¬
zes entsteht.

Meine Damen und Herren , ich möchte bei relativ
kurzer Redezeit gern noch auf einen Punkt einge-
hen , nämlich auf die Entwicklung auf dem Ar¬
beitsmarkt . Die Zahlen, die wir gehört haben , sind
bedrückend . Das darf aber nicht zu dem Fehl¬
schluß führen , die großen Anstrengungen , die wir
unternommen haben , seien vergeblich gewesen.

Im Gegenteil : Die Politik der ökonomischen und
ökologischen Erneuerung hat Nordrhein -Westfaien
vorangebracht , auch und gerade auf dem Arbeits¬
markt.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir stehen heute in vielem besser da als vor fünf
oder zehn Jahren , auch im Vergleich der Länder.
1995 haben über 63 % aller Erwerbstätigen in
Nordrhein - Westfalen im Dienstieistung 'sbereich
gearbeitet ; 1974 waren es 47 % . Nicht nur pro¬
zentual hat die Bedeutung der Dienstleistungen
zugenommen . Wir hatten im vergangenen Jahr
fast 4,6 Millionen Beschäftigte irn Dienst¬
leistungsbereich , mehr als je zuvor.

Nun darf man keinen fatschen Gegensatz zwi¬
schen Arbeitsplätzen in der Industrie und Arbeits -

(pj
platzen bei den Dienstleistungen aufbauen . Wir
brauchen beides : eine leistungsfähige industrielle
Basis und weiteren Zuwachs bei den Dienstlei¬
stungen.
Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt ist
schlecht gewesen , aber sie war besser als in fast
allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland.
Bei uns sank die Zahl der Arbeitslosen im vergan¬
genen Jahr im Schnitt um 0,7 % ; im Durchschnitt
der westlichen Länder stieg sie um 0,4 % . Bun¬
desweit ist die Arbeitslosigkeit auch in den ersten
beiden Monaten dieses Jahres fast doppelt so
stark gestiegen wie in Nordrhein -Westfaien . Es
stimmt : Wir gehen von einem höheren Niveau
aus . Aber es stimmt auch - und mir liegt daran,
daß das einmal öffentlich bekannt wird - , daß der
Abstand zum Durchschnitt der westlichen Länder
heute geringer ist als vor einigen Jahren und auch
geringer als vor einem Jahr . Ende der 80er Jahre
lag der Anteil Nordrhein -Westfalens an der ge¬
samten Arbeitslosigkeit noch bei fast 34 % ; jetzt
sind es 28,5 % .

(Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Inzwischen ist
doch der Osten liinzugekommen !)
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Ich halte das für eine Verbesserung , von der wir
auch reden müssen , Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD - Dr . Helmut Linssen
ICDU] : Sie vergleichen doch Äppel mit Bir¬
nen !)

Die Zahlen zeigen : Nordrhein -Westfalen hat seine
Position nicht verschlechtert.

(Zuruf des Dr . Helmut Linssen [CDU] : Sie
erwecken aber den Eindruck der Verbesse¬
rung !)

- Nein , das habe ich auch nicht gesagt.

( Dr . Helmut Linssen [CDUJ : Das Ganze ist
doch eine Milchmädchenrechnung !)

- Nein , das ist keine Milchmädchenrechnung , son¬
dern ich nenne die Zahlen , weil es dem Land
schadet , wenn unser Land aus Unkenntnis oder
aus politischer Absicht heruntergemacht oder
schlechtgeredet wird.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Herr Kollege Linssen , wir haben ein positives Kli¬
ma für Investitionen und für die Gründung neuer
Unternehmen.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU] : Das sieht man
jeden Tag !)

Auch das zeigen die Zahlen des vergangenen Jah¬
res : Im vergangenen Jahr sind in Nordrhein -West¬
falen per Saldo rund 10 000 zusätzliche Unter¬
nehmen entstanden . Das ist ein Zuwachs von
2,3 % gegenüber dem Vorjahr . Damit liegen wir
auf Platz zwei der westlichen Länder ; nur Nieder¬
sachsen liegt einen Punkt besser , ich bin froh
darüber.

( Beifall bei der SPD - Dr . Helmut Linssen
[CDU] : Ihr Wirtschaftsminister beklagt doch
jeden Tag den Mangel !)

- Natürlich muß da noch etwas drauf . Aber wenn
wir auf Platz zwei der westlichen Länder sind,
sind wir schon einmal besser , als wir waren . Dar¬
über freue ich mich.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Dr . Helmut
Linssen [ CDU ] : Uns fehlen doch über
20 000 mittelständische Existenzen !)

Sie wissen doch so gut wie ich , Herr Kollege Lins¬
sen : Die Möglichkeiten eines Landes zur Bekämp¬
fung der Arbeitslosigkeit sind sehr begrenzt.

(Dr . Helmut Linssen ICDU ] : Andere können
es besser ! )

Um so bedrückender ist es , daß die Länder in der (C)
Bundesregierung keinen handlungsfähigen Partner
finden , der die Dinge gemeinsam mit ihnen vor-

• anbringt.
[Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich kann verstehen , wenn es vielen schwerfällt,
die Auseinandersetzung mit der Bonner Koalition
ganz nüchtern mit Zahlen , Daten und Fakten zu
führen . Ich hoffe , daß spätestens nach den drei
Landtagswahlen am Sonntag die Mischung aus
Lähmung und lärmender Geschäftigkeit in Bonn
zu Ende ist.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir müssen wichtige Rahmenbedingungen än¬
dern , wenn wir uns mit der steigenden Arbeits¬
losigkeit nicht abfinden und wenn wir die politi¬
sche Stabilität unseres Landes nicht gefährden
wollen.

Und wir müssen den Weg in den Lohnsteuerstaat
stoppen . Es ist widersinnig und gegen die Erklä¬
rungen aller Parteien , wenn ausgerechnet die
Früchte der Arbeit steuerlich am stärksten bela¬
stet werden . Das verhindert neue Arbeit und ist
sozial ungerecht.

( Beifall bei der SPD Und bei Abgeordneten
der GRÜNEN - Dr . Helmut Linssen [CDU ] : ^

Was macht denn Lafontaine ? Der arbeitet
doch gegen Steuerentiastungen !)

Genau das aber hat die Bundesregierung ge¬
schafft . 1996 liegt die volkswirtschaftliche Steu¬

erquote bei 23 %. Das ist insgesamt der niedrig¬
ste Wert - seit 1966 . Aber die Lohnsteuerzahler
tragen einen immer größeren Anteil am gesamten
Steueraufkommen . Inzwischen liegt der Lohnsteu¬
eranteil bei 34,4 % . Seit 1990 ist die Lohnsteuer
um über die Hälfte , um 56 % gestiegen , und die

Sozialabgaben haben mit dem 1 . Januar dieses
Jahres einen historischen Höchststand in der Ge¬
schichte der Bundesrepublik erreicht.

(Dr. Heimut Linssen [CDUJ: Wir haben mehr
abhängig Beschäftigte !)

Die Körperschaftsteuer , Herr Kollege Linssen,

trägt nur noch mit 2,2 % und die veranlagte Ein¬

kommensteuer nur noch mit 1,7 % zu den öffent¬
lichen Finanzen bei.

( Dr. Helmut Linssen [ CDU ) : Wir haben ja
a'uch zuwenig Selbständige , wie Herr Cle¬
ment sagt !)
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V) - Ja , richtig , deshalb bin ich auch froh darüber,
daß wir da im letzten Jahr eine Steigerung um
2 % haben . Freuen Sie sich doch einmal darüber!
Stellen Sie sich einmal vor , bei Ihnen gäbe es alle
fünf Jahre eine Steigerung um 2 %!

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Dann wären Sie schon im Jahre 2030 dran!

Alle sind sich einig darin : Die Einkommen aus
Arbeit müssen steuerlich entlastet werden . Die
Taten sehen anders aus . Die Bundesregierung will
die Gewerbekapitalsteuer abschaffen und gleich¬
zeitig die Vermögensteuer , die nur den Ländern
zugute kommt . . Ich kann das nicht verstehen , ich
will das auch nicht verstehen , sondern ich will
das ändern.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Man kann in den Programmen von CDU , SPD und
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN lesen , daß Energie
heute zu billig ist , daß sie teurer werden muß:
zum Schutz der Umwelt, zur Förderung moderner,
energiesparender Technologien . Das steht auch in
Ihrem Programm . Deshalb schlägt die -SPD seit
langem vor, die Belastung des Faktors Arbeit mit
Abgaben und Steuern zu verringern und im Ge¬
genzug die Energienutzung stärker zu belasten.

^ ( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Schröder und
Clement sind doch dagegen !)

Es gibt solche Überlegungen in anderen Parteien
auch . Das muß schrittweise geschehen , bran¬
chenorientiert , es darf nicht zu bruchartigen Ent¬
wicklungen führen . Aber was geschieht tatsäch¬
lich ? Das genaue Gegenteil!

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Das Präsidium
der SPD weiß selbst nicht , was er will ! ) .

Zu Beginn des Jahres 1996 sind die Beiträge zur
Rentenversicherung gestiegen , und der Strom¬
preis ist durch den Wegfall des Kohlepfennigs
gesunken . Das ist widersinnig, .meine Damen und
Herren.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Die Bonner Koalition tut das Gegenteil dessen,
was sie nach ihren Programmen selber für not¬
wendig hält.
Auf dem Papier sind sich alle Parteien einig : Die
Sozialversicherung muß von versicherungsfrem-
den Leistungen befreit werden , damit neue Ar¬
beitsplätze entstehen können . Also müßte die
Bonner Koalition endlich dafür sorgen , daß Auf¬
gaben der Allgemeinheit von aiian .Steuerzahlern.

bezahlt werden und eben nicht nur von den Bei- (C)
tragszahlern.

[ Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das ist für den Wirtschaftsstandort Deutschland
wichtiger als das ständige Klagen über die Unbe-
zahlbarkeit des Sozialstaates.

(Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Dafür wollen
Schröder und Clement die Mehrwertsteuer
erhöhen !)

- Nein, da haben Sie Clement wieder nicht genau
zugehört . Dem muß man ganz sensibel zuhören.

( Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Ich habe den entsprechenden Satz nicht nur ge¬
hört , sondern auch gelesen . Das war in der Sen¬
dung ZAK , die für uns beide abends eigentlich
viel zu spät gesendet wird , Herr Linssen.

(Klaus Matihiesen [ SPD] : Mit Sensibeichen
muß man eben sensibel umgehen !)

- Das kann man wohl sagen . Es gibt auch Men¬
schen , die nach dem Motto leben : Wenn ich
schon einsam bin , dann will ich auch allein sein!

(Heiterkeit}
Ich habe vor einigen Tagen im " Handelsbiatt"
gelesen , eine Beitragssenkung um nur einen Pro-
zentpunkt entspräche ungefähr den gesamten
Körperschaftsteuerleistungen der deutschen Kapi¬
talgesellschaften . - Meine Damen und Herren , wir
müssen weg von einer Steuer - und Abgabenpoli¬
tik , die dazu anreizt, Arbeitsplätze wegzurationali¬
sieren , aber keine Anreize gibt , sparsam mit Ener¬
gie und Rohstoffen umzugehen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Wir müssen Anreize dafür schaffen , daß
Kilowattstunden - , der Benzinverbrauch und Raum¬
heizungsbedarf wegrationalisiert werden . Das
sind die Herausforderungen , vor denen wir alle
stehen.

Meine Damen und Herren , ich hoffe , daß wir zu
einer Neuordnung in der Förderpolitik auch gegen¬
über den Ländern und Gemeinden kommen . Es
kann auf die Dauer nicht so sein , daß gleiche
Sachverhalte je nach Geographie unterschiedlich
gewichtet werden . Das sage ich auch in Richtung
der Städte des Ruhrgebiets.
Wir sind bereit , auch regional ein Bündnis für Ar¬
beit zu ermöglichen . Dazu haben wir bereits viele
Gespräche mit Vertretern von ' Gewerkschaften
und Unternehmensverbänden geführt . Das wer-
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den wir auch in Zukunft fortsetzen . In wenigen
Wochen werden wir ein Papier zur Lage des
Wirtschafts - und Industriestandortes Nordrhein-
Westfalen vorlegen , zu dem alle Ressorts Beiträge
geliefert haben . Dabei handelt es sich um eine
nüchterne und differenzierte Analyse der wirt¬
schaftlichen und der arbeitsmarktpolitischen Si¬
tuation . Wir werden ein Bündel ganz praktischer,
kleinerer und größerer Maßnahmen vorschlagen,
die umzusetzen sind.

Und wir werden uns darum bemühen , noch stär¬
ker als bisher eine bessere Arbeitsteilung zwi¬
schen den Technologiezentren , zwischen For¬
schung , Technologie und Industrie zustande zu
bringen . Wir wollen den Transfer von Forschungs¬
einrichtungen aus den Hochschulen in die Indu¬
strie erleichtern.

Wir wollen der Verkehrstechnik noch mehr Chan¬
cen als bisher einräumen . Dafür haben wir ver¬
schiedene Ansätze in diesem Haushalt . Ich denke,
wer sich das Land genau ansieht , der erkennt:
Dieses Miteinander von Arbeit und Umwelt kann
man täglich sehen , etwa bei der Internationalen
Bauausstellung Emscher -Park . Wir haben viel
mehr zu bieten , als den meisten bewußt ist . Wir
haben ein Handlungskonzept beschlossen.

Ich bin sehr dankbar dafür , daß die Gewerkschaf¬
ten drängen . Ich möchte Klaus Zwickel auch ein¬
mal öffentlich dafür danken , daß er den Stein ins
Wasser geworfen hat , um das Bündnis für Arbeit
voranzubringen.

(Beifall bei der SPD)

Wir dürfen dieses Bündnis nur nicht zerreden . Die
Gefahr , daß wir alle paar Monate Zusammenkom¬
men und Kommuniques austauschen , ist immer
noch zu groß.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Jetzt rettet ja
wieder die Osterpause !)

- Die Osterpause rettet nicht . Ich finde es aber
schon ganz sinnvoll , den SchlafAVach - Rhythmus
v/ieder in Gang zu bringen und ins Gleichgewicht
zu kommen . Man muß gelegentlich auch einmal
Pause machen , vor allen Dingen , wenn man sich
so abrackert , Herr Dr . Linssen,

( Dr . Helmut Linssen [ CDU] : Wie wir . )

wie Sie das tun , um die CDU auf gleichem Niveau
zu halten , und wie wir das tun , um die Koalitions-
Traktionen nach vorne zu bringen . So ist das.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der Haushalt ist solide . Die Landesregierung ist (C)
kompromißfähig und handlungsbereit . Die Koali¬
tionsfraktionen haben es in den letzten Wochen
nicht leicht gehabt und es sich nicht leicht-
gemacht . Manche Gewitter reinigen die Luft , und
jetzt haben Sie , Herr Linssen , noch vier Jahre die
Chance , Schadenfreude einzuüben . Aber die vier
Jahre sollen Sie denn auch haben . - Herzlichen
Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Meine Damen und Herren,
gibt es weitere Wortmeldungen ? - Das ist offen¬
sichtlich nicht der Fall . Dann schließe ich die Be¬
ratung.
Wir kommen zur Abstimmung . Wir haben zu¬
nächst über das Gemeindefinanzierungsgesetz
1996 abzustimmen , und zwar entsprechend der
Beschlußempfehlung des Haushalts - und Finanz¬
ausschusses Drucksache 12/852 . Der Haushalts¬
und Finanzausschuß empfiehlt uns , den Gesetz¬
entwurf der Landesregierung in der Fassung nach
der zweiten Lesung anzunehmen . Wer ist für die
.Beschlußempfehlung ? - Das sind SPD und BÜND¬
NIS 90/DIE GRÜNEN . Wer ist dagegen ? - Die tDJ

CDU -Fraktion . Gibt es Stimmenthaltungen ? - Das
ist nicht der Fall . Damit ist der Gesetzentwurf in
dritter - Lesung mit den Stimmen der Koalitions¬
fraktionen gegen die Stimmen der CDU ver¬
abschiedet.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Heinz Hardt
[CDU ] : Nur neun GRÜNE ! )

Ich rufe dann die Abstimmung unter Nummer 2
auf , nämlich Haushaltsgesetz 1996 , und zwar
über den Änderungsantrag Nr . 1 der Fraktionen
von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Drucksa¬
che 12/840 - Einzelplan 04 ; Stellenplan im Justiz¬
vollzugsdienst . Wer für den Änderungsantrag ist,
den bitte ich um das Handzeichen . -

( Heinz Hardt [CDU ] : Der Busch verbiegt
sich aber ! - Dr . Manfred Busch [GRÜNE]
schüttelt den Kopf . )

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN . Wer ist da¬

gegen ? - CDU - Fraktion . Gibt es Stimmenthaltun¬

gen ? - Das ist nicht der Fall . Damit ist der Ände¬

rungsantrag mit den Stimmen der Koalitionsfrak¬
tionen gegen die Stimmen der CDU angenommen.
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i ) Beginn : 10 .01 Uhr

Präsident Ulrich Schmidt : Meine sehr verehrten
Damen und Herren ! Ich heiße Sie herzlich will¬
kommen zu unserer heutigen 26 . Sitzung des
Landtags Nordrhein -Westfalen.

Ich begrüße auch unsere Gäste auf der Zuschauer¬
tribüne sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Medien.

Meine Damen und Herren , am 11 . April ist es am
Düsseldorfer Rughafen zu einer schrecklichen
Brandkatastrophe gekommen . Ich bitte Sie , sich
von Ihren Plätzen zu erheben , um der Opfer des
Unglücks zu gedenken.

(Die Abgeordneten , die Regierungsmitglieder
und die übrigen Anwesenden erheben sich . )

Meine Damen und Herren , sechzehn Menschen
haben bei der Katastrophe ihr Leben lassen müs¬
sen , über sechzig Menschen wurden darüber hin¬
aus zum Teil schwer verletzt.

Wir haben die Nachrichten darüber mit großem
Erschrecken , ja Entsetzen , und mit tiefer Trauer
aufgenommen.
Für den Landtag von Nordrhein -Westfalen spreche

j ] ich den Angehörigen und Freunden der Opfer unser
tiefes Mitgefühl aus . Wir können ihren Schmerz
nicht lindern , aber wir nehmen Anteil an ihrer
Trauer.

Den Vorletzten wünschen wir eine rasche Gene¬
sung . Ich verbinde damit die Hoffnung , daß sie die
Folgen dieser schrecklichen Katastrophe physisch
und psyschisch so schnell wie möglich überwinden
können . Es versteht sich von selbst , daß wir den
betroffenen Familien mit Rat und Tat zur Seite
stehen wollen.

Feuerwehr . Polizei , Hilfsorganisationen und viele
weitere Helferinnen und Helfer haben durch ihren
selbstlosen Einsatz Menschenleben retten können.
Der Landtag von Nordrhein -Westfalen bedankt sich
hierfür bei allen Beteiligten . Ich schließe in diesen
Dank auch diejenigen mit ein , die zur Zeit die
Flughafeneinrichtungen reinigen und die sich darum
bemühen , daß alle Gebäude nach deren Freigabe
wieder gefahrlos vom Flughafenpersonal und den
Passagieren genutzt werden können.

Meine Damen und Herren , es fällt mir schwer , vom
Gedenken an die Opfer wieder zur Tagesordnung
übergehen zu müssen . Aber neben der Hilfestellung
für die Überlebenden und die Angehörigen der
Opfer ist es nun unsere vordringliche Aufgabe , die

Konsequenzen aus diesem Unglück zu ziehen . Die (C)
Ursachen der Düsseldorfer Flughafen - Katastrophe
müssen restlos aufgeklärt werden , damit die er¬
forderlichen Schlußfolgerungen nicht nur für Düs¬
seldorf , sondern für alle Flughäfen , für die bauli¬
chen Maßnahmen , für den Brandschutz und für die
Rettungseinrichtungen gezogen werden können.
Die Wiederholung eines solch schrecklichen Ge¬
schehens darf es nicht geben . Diesem Anliegen
dienen auch die heutige Regierungserklärung des
Herrn Ministerpräsidenten und die anschließende
Aussprache in unserem Parlament.

Meine Damen und Herren , unser tiefempfundenes,
trauerndes Gedenken gilt den Toten . Unsere Ge¬
danken gehen zu den Verletzten . Die Trauerarbeit
muß der Landtag , wird der Landtag , werden wir
alle fortsetzen müssen.

Meine Damen und Herren , Sie haben sich im Ge¬
denken an die Toten von Ihren Plätzen erhoben . -
Ich danke Ihnen . -

Für die heutige Sitzung haben sich 15 Abgeordnete
entschuldigt : ihre Namen werden im Protokoll
festgehalten.
Wir treten nun in die Beratung der heutigen Tages¬
ordnung ein.

Ich rufe auf:

1 Regierungserklärung

zum Großbrand auf dem Flughafen Düsseldorf

Zur Regierungserklärung erteile ich dem Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich danke Ihnen.
Herr Landlagspräsident , für Ihre Worte des Geden¬
kens.

Sechzehn Menschen haben vor knapp zwei Wo¬
chen bei der schrecklichen Brandkatastrophe auf
dem Düsseldorfer Flughafen ihr Leben verloren.

Den Eltern , den Angehörigen , den Geschwistern
der Toten , all ihren Verwandten und ihren Freunden
ist großes Leid widerfahren . Es fällt schwer , ja es
ist unmöglich , in einer Regierungserklärung nüch¬
tern über das Geschehene und die Konsequenzen
dazu zu sprechen , wenn uns so viel Schmerz und
Trauer noch so nah sind.
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Niemand darf heute an dieser Stelle neue Erkennt¬
nisse über Ursachen und Abläufe erwarten . Ich
kann auch nicht Ergebnisse der laufenden staats-
anwaltschaftlichen Untersuchungen vorwegneh¬
men . Das ist nicht Aufgabe der Landesregierung,
ich halte es aber für richtig , daß wir heute im
Landtag , der sonst der politischen Auseinanderset¬
zung dient , innehalten und der Opfer gedenken.
Mir liegt auch sehr daran , daß noch einmal ganz
unmißverständlich deutlich wird , an welchen
Maßstäben die Landesregierung ihr Handeln orien¬
tieren wird , wenn es darum geht , die nötigen
Konsequenzen aus dieser Katastrophe zu ziehen.

Zuallererst sollten wir aber gemeinsam an die
Familien der Opfer denken . Wir trauern mit ihren
Angehörigen und Freunden in Frankreich . Italien,
England und bei uns in Nordrhein -Westfalen . Ihnen
gehört unser Mitgefühl , auch wenn wir nur ahnen
können , was sie empfinden und wie verzweifelt sie
sind.

Wir denken an die vielen Verletzten . Einige waren
in Lebensgefahr . Wir sind dankbar dafür , daß es
fast allen inzwischen besser geht . Sie haben
Schreckliches erlebt und werden noch lange unter
dem Eindruck dieser Katastrophe stehen . Wir
wünschen ihnen , daß sie bald wieder gesund
werden - an Leib und Seele.

• Wir wünschten uns , wir könnten das Geschehene
ungeschehen machen . Doch das können wir nicht.

Das einzige , was wir können , ist . sorgsam und mit
allen uns . zur Verfügung stehenden Mitteln die
Ursachen dieser Katastrophe aufzuklären . Das
können wir tun , und das müssen wir tun . Das sind
wir in ganz besonderer Weise den Opfern und ihren
Angehörigen schuldig.

Lückenlose Aufklärung wollen und brauche .n wir
auch , damit alle Konsequenzen gezogen werden
können , damit wir lernen , was geschehen muß und
geschehen kann , damit sich eine solche Katastro¬
phe nicht wiederholt.

Feuerwehr , Polizei und die Hilfs - und Rettungsdien¬
ste haben bis an die Grenzen ihrer Kräfte alies
getan , um den Brand zu bekämpfen , Menschenle¬
ben zu retten und Hilfe zu leisten . Von den etwa
2 500 Menschen , die zur Brandzeit auf dem Flug¬
hafen waren , sind viele aus lebensbedrohender
Gefahr geborgen worden . Das war nur möglich,
weil viele Helfer Gefahren für das eigene Leben auf
sich genommen haben , um das Leben anderer zu
retten . Sie haben mehr getan als ihre Pflicht . Sie
verdienen unsere Hochachtung und unseren Dank.

Alle , die die schrecklichen Bilder des Brandes
gesehen und die Berichterstattung verfolgt haben,
fragen : Wie konnte das geschehen ? Was ist ver¬
säumt worden ? Wie konnte das Unglück , wie
konnte der Brand zunächst so unbemerkt bleiben
und sich dann so unglaublich schnell ausbreiten?
Sind alle Sicherheilsbestimrnungen korrekt einge¬
halten worden , oder gab es Mängel ? Entsp 'achen
die Brandschutzvorkehrungen am Flughafen den
rechtlichen Bestimmungen ? Haben private Unter¬
nehmen oder öffentliche Institutionen versagt ? Gibt
es individuelles Versagen ? Wer trägt die Verant¬
wortung?

Und wir müssen Fragen stellen , die über den Brand
am Düsseldorfer Flughafen hinausgehen : Reichen
die geltenden Brandschutzvorschriften und Brand¬
schutzkonzepte für Gebäude aus , in denen sich
regelmäßig viele Menschen oufhalten ? Müssen und
können Kontrollen verbessert werden ? Müssen die
beim Bau solcher Gebäude verwendeten Materia¬
lien wegen ihrer Gefährlichkeit im Falle eines
Brandes neu bewertet werden?

Auf all diese Fragen gibt es heule noch keine
abschließenden Antworten.

Erste Zwischenergebnisse hat der Innenminister
dem Landtag und der Öffentlichkeit in der vergan¬
genen Woche vorgelegt . Ergänzend dam kann
heute gesagt werden : Das Brandschutzkonzept,
das den Baugenehmigungen zugrunde lag . ging
nach Auskunft der Stadt Düsseldorf davon aus,
daß in den Flughafenhallen bei Wanden , Decken,
Fußböden , Unterdecken , Trennwänden und Lüf¬
tungsleitungen ausschließlich nichtbrennbare
Baustoffe verwendet wurden.

Nach derzeitigem Erkenntnisstand waren zum
Zeitpunkt des Brandausbruchs im Zwischendecken-
bereich jedoch auch Baustoffe , die nicht dem
Brandschutzkonzept entsprachen.

Es ist noch nicht geklärt , bei welcher Gelegenheit
und auf wessen Veranlassung diese Baustoffe dort
verwendet worden sind . Diese Frage kann eine
ganz entscheidende Frage sein , weil nicht auszu-
schticßen ist , daß diese Baustoffe zu der schnellen
Brandausbreitung und zu der starken Rauchent¬
wicklung beigetragen haben.

Es darf und es kann keinen Zweifel daran geben,
daß allen Hinweisen und Indizien nachgegangen
wird , daß nichts veischwiegen und nichts übergan¬
gen wird . Alles gehört auf den Tisch.

Darum bin ich auch in diesem Falle gegen vor¬
schnelle Schlußfolgerungen , gegen übereilte Erklä-
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) rungsversuche und gegen damit begründete Forde¬
rungen .

' Wir liefen sonst Gefahr , uns in falscher
Sicherheit zu wiegen . Ich bitte ganz herzlich dar¬
um . daß wir alle der Versuchung widerstehen,
vorschnell zu urteilen und Schuld zuzuweisen.

Unser Ziel muß es vielmehr sein , auf der Grundlage
gesicherter Erkenntnisse all die Konsequenzen zu
ziehen , die nach menschlichem Ermessen verhin¬
dern helfen , daß solche Ereignisse sich wiederho¬
len . Wer sich schuldig gemacht hat , muß dafür zur
Rechenschaft gezogen werden,

Zunächst tun jetzt die ihre Arbeit , die in unserem
Rechtsstaat dazu berufen sind : Staatsanwaltschaft
und Polizei führen ihre Ermittlungen mit Nachdruck
unter allen denkbaren Aspekten ohne Ansehen der
Person und selbstverständlich ohne Einflußnahme
von außen.

Zwei Staatsanwälte sind sofort für die Ermitt¬
lungen von allen anderen Aufgaben freigestellt
worden . 40 Polizeibeamte unterstützen diese
Arbeit in einer Sonderkommission.

Dis Staatsanwaltschaft hat zwei renommierte
Brandschutzsachverständige mit der Untersuchung
der Vorgänge beauftragt , Herrn Diplom -Ingenieur
Paul Corall aus Meerbusch und Herrn Professor
Dietmar Hosser vom Institut für Baustoffkunde,

) Massivbau und Brandschutz der Technischen
Universität Braunschweig.
Die Landesregierung . hat sichergestelit , daß alle
beteiligten Behörden des Landes jede erdenkliche
Unterstützung leisten.

Insgesamt sind die Voraussetzungen dafür geschaf¬
fen , daß die Ursachen . und der Hergang der Kata¬
strophe rasch und umfassend aufgeklärt werden
können und daß klar wird , wer wofür Verantwor¬
tung trägt.
Die Landesregierung wird den Landtag kontinuier¬
lich unterrichten.

Meine Damen und Herren ! Jeder weiß , daß Flughä¬
fen besondere Risiken bergen . Dabei denken wir
zunächst an die hohen Anforderungen , die der
Flugbetrieb an Mensch und Technik stellt . Wir
mußten in den vergangenen Jahren weltweit die
Erfahrung machen , daß Flughäfen und Flugzeuge
zu Zielen von terroristischen Anschlägen geworden
sind . Jetzt ist uns in Erinnerung gerufen worden,
daß es darüber hinaus weitere Risiken und Gefähr¬
dungen gibt , die genauso schlimme Folgen haben
können.

Der Brand am Flughafen Düsseldorf lehrt uns auch,
daß wir keinen Anlaß haben , grundsätzlich auf

Sicherheitsstandards in anderen Teilen der Welt [CJ
herabzuschauen.

Nach einer Katastrophe wie dieser hört man auch
Stimmen , die sagen : "Das zeigt wieder einmal , daß
es keine wirkliche Sicherheit gibt , auch nicht in
modernen , sicherheitsbewußten Gesellschaften .

"

Mit einer solchen Haltung können wir uns nicht
abfinden.

Es stimmt natürlich , daß wir Menschen keine
völlige Sicherheit schaffen können . Das darf aber
keine Begründung dafür hergeben , das zu unterlas¬
sen , was menschenmöglich ist . Wir müssen für die
Sicherheit noch mehr tun , Gefahren noch gründli¬
cher analysieren und ihnen systematisch Vorbeu¬
gen.
Ich kenne und ich verstehe den Impuls , nach einer
solchen Katastrophe innehalten zu wollen , in
Trauer zu verharren und sich nicht schon wieder
um Praktisches und allzu Praktisches , um All¬
tägliches und allzu Alltägliches kümmern zu müs¬
sen . Was bei jedem einzelnen Menschen verständ¬
lich ist , können wir uns als Gemeinwesen nicht
erlauben.

Jenseits der Ursachenaufklärung und der Konse¬
quenzen , die daraus zu ziehen sind , mußten wir
uns schnell mit praktischen Fragen auseinanderset¬
zen , die auch eine Folge der Brandkatastrophe sind . (□)
An erster Stelle ging es darum , den Angehörigen
neben einer materiellen Soforthilfe Beistand und
jede erdenkliche Hilfe in der Bewältigung ihrer
persönlichen Situation anzubieten . Es ist gut , daß
der Flughafen Düsseldorf den Angehörigen An¬
sprechpartner genannt hat , die bereit sind , ihnen
mit Rat und Tat zur Seite zu stehen . Ich will mich
gerne darum kümmern , wenn einzelne den Ein¬
druck haben , die Angebote würden ihrer persönli¬
chen Situation nicht oder nicht ausreichend ge¬
recht.

Der Flughafen Düsseldorf ist der zweitgrößte
Verkehrsflughafen in der Bundesrepublik Deutsch¬
land . Er hat große Bedeutung für unser Land . Wenn
ein so wichtiger Teil der Infrastruktur plötzlich
ausfällt oder länger ausfiele , dann schafft das
große Probleme.

Wir verdanken es schnellem und flexiblem Han¬
deln , daß viele Flugreisende , die sonst den Flugha¬
fen Düsseldorf benutzt hätten , auf andere
nordrhein -westfälische Flughäfen ausweichen
konnten . Der Einsatz der Beschäftigten auf diesen
Ausweichflughäfen verdient unsere Anerkennung.

Die schnelle Übernahme von Flügen , vor allem
durch den Flughafen Köln/Bonn , hat gezeigt , daß
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fAJ die nordrhein - westfälischen Flughäfen Zusammen¬
arbeiten und daß sie auch eine kritische Situation
bewältigen können . Die in unserer Luftverkehrs¬
konzeption enthaltene Arbeitsteilung zwischen den
verschiedenen Verkehrsflughäfen hat sich damit
gerade jetzt ausgezeichnet bewährt.

Auch die Beschäftigten bei den Fluggesellschaften
haben einen enormen Einsatz geleistet , um jeden¬
falls mit den verkehrlichen und den wirtschaftli¬
chen Folgen der Katastrophe fertig zu werden , so
gut es möglich war . Die Reisenden hatten und
haben viel Geduld und Verständnis für die schwieri¬

ge Situationen . Auch dafür möchte ich herzlich
danken.

Der Brand hat die Flugbetriebsflächen , die Start-
und Landebahnen , die Rollwege und Vorfelder in
Düsseldorf nicht beeinträchtigt . Die Deutsche

Flugsicherung hat inzwischen die An - und Abflug-
kontrolle wieder aufgenommen . Zerstört oder
belastet sind die Abfertigungshallen . Die Flughafen
Düsseldorf GmbH hat deshalb in Abstimmung mit
den Gesellschaftern - der Stadt Düsseldorf und
dem Land Nordrhein -Westfalen - und in enger
Zusammenarbeit mit den Fluggesellschaften provi¬
sorische Lösungen für den Abfertigungsbereich
geschaffen.

Viele Beschäftigte , deren Arbeitsplätze von dem
Großbrand betroffen sind , sorgen sich um ihre
Zukunft . Die Landesregierung wird für die Siche¬

rung der Arbeitsplätze das ihr Mögliche tun . Wir

begrüßen , daß der Flugverkehr inzwischen wieder
fast in vollem Umfang aufgenommen werden
konnte.

Am Gesundheitsschutz und an der Sicherheit darf

und wird es keine Abstriche geben . Die betroffenen
Gebäudeteile können nur und erst dann wieder

genutzt werden , wenn Gesundheitsgefährdungen,
nach menschlichem Ermessen ausgeschlossen
werden können . Das erwarten die Beschäftigten
und die Kunden des Flughafens zu Recht.

In den vergangenen Wochen sind zwei verschiede¬

ne Termine für die Wiederinbetriebnahme des

Flugsteigs C genannt worden . Das hat zu Irritatio¬

nen geführt , die ich bedauere . Darum sage ich

heute : Die Reinigungsarbeiten im Flugsteig C sind

weitgehend abgeschlossen.

Seit heute morgen beraten die Experten darüber,
wie dort die Messungen der Schadstoffbelastungen
durchzuführen sind . Der Flugsteig C kann dann

wieder genutzt werden , wenn alle Anforderungen
an den Gesundheitsschutz , an den Arbeitsschutz

und an den Brandschutz zweifelsfrei erfüllt sind.
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Bereiche , die nicht freigegeben werden , müssen bis {C)
auf weiteres hermetisch von den zugänglichen
Flughafenbereichen abgescholtet werden.

Das Gesundheitsamt der Stadt Düsseldorf bietet
allen , die sich zur Ungfückszeit am Brandort aufge¬
halten haben , auf ihren Wunsch Beratung und
Unrersuchungsmöglichkeiten an . Darüber hinaus
können Ärztinnen und Ärzte die fachliche Unter¬

stützung der Landesanstalt für Arbeitsschutz in

Anspruch nehmen.

Nordrhein -Westfalen braucht Düsseldorf als moder¬
nen , leistungsfähigen und sicheren Flughafen.
Darum wird das Land alles unterstützen , was so
schnell wie möglich die volle Funktionsfähigkeit
des Flughafens wiederherstellt . Ob dafür Sanie-

rungsmaßnahmen ausreichen oder Neubauten nötig
sind , kann erst auf der Grundlage fundierter Er¬
kenntnisse entschieden werden.

Was in der kurzen Zeit seit dem 11 . April geleistet
und eingeleitet wurde , um die Folgen der Katastro¬
phe aufzufangen , ist beeindruckend.

Wir brauchen Antworten auf die berechtigten
Fragen nach der Sicherheit auf unseren Flughäfen,
um das Vertrauen der Menschen in einen sicheren,

leistungsfähigen Luftverkehr zu stärken , aber auch
Antworten auf Sicherheitsfragen . die über den

engeren Bereich eines Flughafens hinausreichen . ;q)

Sobald die Brandursachen geklärt sind , wird die

Landesregierung konkrete Vorschläge machen . Wir

werden die einschlägigen Rechtsvorschriften des

Landes und in Abstimmung mit den anderen Län¬

dern auch die länderübergreifenden Richtlinien und

technischen Regelwerke überprüfen und , wo das

nötig ist , ändern.

Aber erst dann , wenn belastbare Ergebnisse vorlie-

gen . läßt sich zum Beispiel sagen , ob Standards für

Bauten und für den Brandschutz verändert werden

müssen , ob bestimmte Materialien nicht mehr
verwendet werden dürfen und ob weitere Bauten

überprüft werden müssen.

Wir werden ferner darauf achten , daß die Bauten

des Landes in zukunftweisender Bauart und mir

den dafür geeigneten Baustoffen errichtet werden.

Das Ministerium für Bauen und Wehnen über¬

arbeitet zur Zeit den Runderlaß "Berücksichtigung
des Umweltschutzes bei der Durchführung von

Bauaufgaben des Landes " aus dem Jahre 1988.

Dabei setzen wir auf den Dialog mit den Herstellern

und Verarbeitern dieser Baustoffe , mit der Bauwirt¬

schaft insgesamt . Auch die Industrie ist aufge¬
fordert . ihre Anstrengungen zur Herstellung besse¬

rer und noch sichererer Baustoffe zu verstärken.
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[A| Das Innenministerium des Landes arbeitet seit
einiger Zeit an einer Novelle zum Feuerschutzge¬
setz . Dabei wird geprüft , ob die vorsorglichen
Informationspflichten für Betreiber gefährlicher
Anlagen gegenüber der Feuerwehr verbessert
werden können , auch wenn sie nicht der Störfall¬
verordnung unterliegen . So könnte sich die Feuer¬
wehr noch besser auf einen möglichen Einsatz
einstellen.

Die Möglichkeiten zur Verbesserung der Wamein-
richtungen und die . nötigen Anforderungen an
Sicherheitskonzepte werden untersucht . In diese
Arbeit werden jetzt auch die Untersuchungsergeb¬
nisse über die Ursachen der Brandkatastrophe am
Flughafen Düsseldorf Eingang finden.
Jede Katastrophe wirft neue Fragen auf und führt
uns möglicherweise zu neuen Erkenntnissen . Dar¬
um habe ich schon in der vergangenen Woche
angekündigt , daß ich eine unabhängige Sachver¬
ständigenkommission berufen würde . Sie soll auf
der Grundlage gesicherter Untersuchungsergeb-
nisse prüfen , ob und gegebenenfalls welche Ände¬
rungen bauordnungsrechtlicher Vorschriften oder
technischer Regelwerke erforderlich sind.
Darüber hinaus soll die Kommission - falls Sicher¬
heitsmängel festgestellt werden - Empfehlungen
für die Wiederherstellung des Düsseldorfer Flugha-
fens und eventuell Nachrüstungsvorschläge für die
anderen Verkehrsfiughäfen in Nordrhein -Westfalen
erarbeiten.

Ich sage aber auch ganz deutlich : Wenn sich schon
während der Untersuchungen herausstellen sollte,
daß zur Verbesserung des Brandschutzes akuter
Handlungsbedarf besteht , werden wir diese Maß¬
nahmen selbstverständlich sofort und . vor dem
Vorliegen des Abschlußberichtes der Kommission
veranlassen . Die Landesregierung wird die Arbeit
dieser Kommission durch eine interministerielle
Arbeitsgruppe begleiten . Dabei wird es auch um
die Frage gehen , ob die vorhandenen Sicherheits¬
konzepte auf der Grundlage des Feuerschutzge¬
setzes und der Landesbauordnung geändert oder
ergänzt werden müssen.
Ich erwarte , daß uns die Kommission nicht nur
Vorschläge zum Brandschutz an Flughäfen unter¬
breitet , sondern auch Vorschläge für vergleichbare
Bauten , in denen sich regelmäßig viele Menschen
aufhalten . Die Landesregierung wird auch prüfen,
ob für diese Gebäude in bestimmten Zeitabständen
aus Gründen der Brandsicherheit Na'chforderungen
zum baulichen Brandschutz erforderlich sind und ob
die dazu vorhandenen Rechtsgrundlagen ausrei¬
chen.
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Dann ist auch darüber zu entscheiden , ob die {CI
Vorschriften zur Verwendung von Baustoffen in
Gebäuden für große Menschenansammlungen noch
zeitgemäß sind . Wir müssen überlegen , ob eine
einmal erteilte Baugenehmigung zum Brandschutz
auch dann noch Bestand haben kann , wenn sich
die technischen Möglichkeiten in der Zwischenzeit
deutlich verbessert haben . Wir werden eine Ant¬
wort auf die Frage finden müssen , wie weit dabei
die Verpflichtung des Eigentümers solcher Ein¬
richtungen .geht.

Brandschutz kostet Geld . In Sicherheit investiertes
Geld ist gut investiertes Geld . Wenn die Sachver¬
ständigenkommission zu dem Ergebnis kommt , daß
der Brandschutz weiter verbessert werden muß,
dann müssen wir auch bereit sein , dafür mehr als
bisher zu zahlen . Sicherheit muß Vorrang haben:
Sicherheit um der Menschen willen und auch , weil
wirtschaftlicher Erfolg dauerhaft nur so möglich ist.
Bei dem , was zu tun sein wird , müssen wir uns
bewußt sein , daß oft gegenläufige Anforderungen
und Erwartungen miteinander in Einklang gebracht
werden müssen:

schnelle und offene Fluchtwege bei Bränden auf
der einen Seite und die nötige Abschottung zum
Schutz vor anderen Sicherheitsrisiken auf der
anderen Seite,

ID)- der Wunsch nach schnellen Genehmigungs¬
verfahren und möglichst wenig Bürokratie und
der Ruf - den wir jetzt wieder hören - nach
strengen Sicherheitsvorschriften und strikten
Kontrollen.

Das ist ein schwieriger Abwägungsprozeß , dem
man sich in jedem einzelnen Fall stellen muß und
für den es kein fertiges Schema gibt.
Meine Damen und Herren , die Untersuchungen
werden sorgfältig und zügig fortgesetzt . Ich hoffe,
daß wir schnell Ergebnisse bekommen , damit die
Landesregierung unverzüglich die nötigen Konse¬
quenzen ziehen kann.

Hüten müssen wir uns aber vor der Gefahr des
Vergessens . Unmittelbar nach einer schrecklichen
Katastrophe wird leicht gesagt :

" Jetzt muß es
anders werden ” . - Und dann kommt mit der Zeit
die Gewöhnung , und anderes drängt sich in den
Vordergrund.
Wir aber müssen und werden ganz konsequent
beim Thema bleiben , tun , was getan werden muß,
auch wenn wieder Neues die Medien beherrscht
und wenn neue Schlagzeilen die Aufmerksamkeit
der Menschen in Anspruch nehmen . Das sind wir
den sechzehn Toten schuldig , deren Angehörigen
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und den Verletzten . Das liegt aber auch im Inter¬
esse der Sicherheit aller, die uns anvertraut sind.
- Ich danke Ihnen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN sowie ein¬
zelnen Abgeordnenten der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau.

Meine Damen und Herren , Sie haben die Regie¬
rungserklärung entgegengenommen . Ich eröffne
nunmehr die Aussprache zur Regierungserklärung
und erteile zunächst dem Abgeordneten
Dr . Linssen für die CDU-Fraktion das Wort.

Dr . Helmut Linssen (CDU) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Bei dem Groß¬
brand auf dem Flughafen Düsseldorf am Donners¬
tag , dem 11 . April 1996 , kamen sech¬
zehn Menschen ums Leben . Über 60 Personen
wurden Teilweise schwer verletzt . Unser Mitgefühl
gilt den Hinterbliebenen der Opfer diesor unfaß¬
baren Brandkatastrophe.

Unfaßbar für uns alle ist . wie schnell der Brand um
sich gegriffen hat und wie wenig Chancen die
Opfer der Brandkatastrophe hatten , um sich vor
der Ausbreitung von Feuer und Rauch zu schützen.

Für die CDU -Landtagsfraktion möchte ich sagen,
daß wir die Trauer der Familien , die Trauer der
Freunde der Opfer teilen . Wir teilen aber auch den
stillen Ingrimm und den Zorn, daß so etwas passie¬
ren konnte , was eigentlich nicht passieren durfte.

Unser Dank gilt all denjenigen , die mit großem
persönlichen Einsatz unter schwierigsten Um¬
ständen selbstlos dazu beigetragen haben , daß die
Brandkatastrophe nicht noch schlimmere Folgen
gehabt hat . Feuerwehr , Polizei und Mitarbeiter des
Flughafens sowie viele Personen , die sich zur Zeit
des Brandes im Flughafen aufhielten , haben mit¬
geholfen , daß nicht noch mehr Opfer zu bekiagen
sind.

Die Gründe für das schnelle Umsichgreifen des
Brandes sind bis heute nicht eindeutig geklärt . Um
so alarmierender ist , daß in den vergangenen
Tagen in der Öffentlichkeit der Eindruck entstan¬
den ist , daß die Ursachen für den Brand und die
Verantwortlichkeiten vertuscht werden sollen . So
hoffen wir , daß die Ermittlungen der eigens dafür
freigestellten Staatsanwaltschaft zügig vorangehen
und für eine restlose Aufklärung sorgen.

Die Vorwürfe , die zur mangslnden Brandsicherheit {CI
und zur kaum erkennbaren unternehmerischen und
politischen Verantwortlichkeit erhoben werden,
müssen schnell und rückhaltlos aufgeklärt werden.

(Beifall bei der CDU)

Die täglich neuen Meldungen über angebliche
Mängel und Fehler sind sicherlich alarmierend.
Sicherlich wäre es auch gut , wenn die Ergebnisse
der Dioxin- und weiterer Schadstoffmessungen
jetzt unverzüglich veröffentlicht werden ; denn nur
so kann Vertrauen geschaffen werden.

(Beifall bei der CDU)

Nicht nachvollziehbar ist für mich , daß der zweit¬
größte Rughafen Deutschlands unter den Augen
der zahlreichen Prüfbehörden einen Brandsicher¬
heitsstandard hat . der über 20 Jahre alt ist . Das
Brandschutzkonzept des Flugsteigs A ist augen¬
scheinlich seit Beginn der 70er Jahre nicht mehr
den neueren Erfordernissen angepaßt worden.
Vielmehr scheint es so zu sein , daß auch die später
gebauten Flugsteige B und C nur als Eiweiteiungs-
bauten gewertet wurden und das veraltete Brand¬
schulzkonzept von Anfang der 70er Jahre für den
gesamten Flughafenterminalbereich übernommen
wurde . Dabei wurde der Flugsteig C erst 1982
errichtet.

Auch nicht nachvollziehbar sind für mich Melden - ^

gen , wonach 14 Jahre lang , nämlich von 1982 bis
1996 , keine große Brandschau am Flughafen
Düsseldorf durchgefühtt worden sein soll . Wenn
dies stimmt , wäre das in der Tat ein ausgemachter
Skandal.

Erst 14 Tage vor der Brandkatastrophe fand eine
solche sogenannte große Brandschau statt . Die
Presseberichte über diese Brandschau durch die
zuständige Bauaufsicht sind widersprüchlich . Zum
einen wird behauptet , daß erhebliche Mängel
festgestellt wurden , zum anderen wird von verant¬
wortlicher Seite darauf hingewiesen , daß keine
erheblichen Mängel festgestellt wurden.

Nach dem , was bis jetzt an das Licht der Öffent¬
lichkeit gedrungen ist , können ordnungsgemäße
und die Katastrophe verhindernde Brandschauen
überhaupt nicht durchgeführt worden sein . Wie
sonst ist erklärbar, daß offenbar Styropor - Sie
sprachen von Baumaterialien , Herr Ministerprä¬
sident - eingebaut wurde und daß ans einem loka¬
len Brandherd ein solches Inferno werden konnte?

Diese Frage stellte sich wohl auch Landesbau¬
minister Dr . Vesper ; jedoch nur kurz . Dann stand
für ihn im ^Kurzschluß fest , natürlich seien Kabei-
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U Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
Herrn Ministerpräsident Dr. Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren! Wir haben zu der
Regierungserklärung , die ich abgegeben habe , die
Stellungnahmen der Fraktionen mit unterschiedli¬
chen Akzenten gehört . Ich schlage ihnen vor, daß
wir aiies , was gesagt worden ist , in das einbezie¬
hen , was jetzt vor uns liegt , daß wir jedes Argu¬
ment prüfen und daß wir jeden Gesichtspunkt
aufgreifen.
Herr Kollege Linssen . Sie haben gesagt , daß Sie ein
Schreiben von Mitarbeitern des Flughafens hätten,
in dem bestimmte Beanstandungen stehen . Dieses
würde ich gerne in die Prüfung einbeziehen , und
ich wäre Ihnen dankbar , wenn Sie es mir oder den
Untersuchenden zur Verfügung stellen könnten,
damit nichts ungeprüft bleibt.

Es ist eine Reihe von Punkten angesprochen wor¬
den . die wir jetzt nicht kontrovers diskutieren
sollten , weil das dem Ereignis, um das es sich
handelt , nach meiner Überzeugung nicht gerecht
würde, ich habe versucht , deutlich zu machen , daß
wir zuerst das Ergebnis der Untersuchungen über
die Ursachen brauchen, . Ich . füge hinzu,
Herr Kollege Linssen , daß völlig richtig ist , was Sie
gesagt haben , daß es nämlich nicht reichte , eine
Kommissionmit diesem Auftrag zu haben , sondern
daß es auch andere Aufträge gebe . Diese müssen
jedoch nach der Klärung der Ursachen erteilt wer¬
den.

Ich habe versucht , einen Schlußpunkt unter die
bisherigen unterschiedlichen Meinungen über die
Zitate und über alle möglichen Äußerungen zu
setzen , und sage : Lassen Sie uns jetzt abwarten,
was die Untersuchung ergibt . Abwarten heißt nicht
Stillstand . Aus diesem Grunde habe ich , Frau
Kollegin Nacken , ganz deutlich gesagt : Wo sich
sehen vor dem Ergebnis Konsequenzen naheliegend
sind , müssen wir sie ziehen.
Meine herzliche Bitte an alle ist , daß wir in dieser
Stunde des Nachdenkens bereit sind , eigene Fehler
einzugestehen und ohne Ansehen der Personen zu
prüfen, nicht aber Vorverurteilungen auszuspre¬
chen . Dies darf nicht einmal im Bereich von Zu¬
ständigkeiten geschehen . Auch das scheint mir
nach all dem, was ich weiß , vorschnell zu sein . Ich
werde ihnen regelmäßig berichten ; es wird nichts
vertuscht , und es wird nichts verzögert.
Seien Sie sicher : Wir werden uns bemühen , dem
gerecht zu werden , was . uns am 11 . April auf

unsere Schultern gelegt worden ist . Wir sollten (C)
miteinander reden und miteinander arbeiten . Dies
Ist nach msinsr Übsrzsugung kein Thema für
parteipolitische Profilierungen . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD!

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
Herrn Kollegen Dr . Linssen für die Fraktion der CDU
das Wort.

Dr. Helmut Linssen (CDU ) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Gerne , Herr
Ministerpräsident , sind wir bereit . Ihnen den Be¬
richt , der mir vorliegt , zur Vervollständigung Ihrer
Informationen zu übergeben.
Ich möchte nur an dieser Stelle noch einmal darauf
hinweisen , Frau Nacken , daß Sie selbstverständlich
die Äußerungen von Herrn Minister Vesper sowohl
am 13 . April im Morgenecho , WDR Radio 5 , am
16 . April im Morgenmagazin auf WDR 2 als auch in
Berichten in der TAZ usw . nachlesen können.
Selbstverständlich ist das richtig , was ich hier nach
sehr gründlicher Recherche vorgetragen habe.

(Beifall bei der CDU)
ich wäre Ihnen , Herr Ministerpräsident , sehr dank - (D )
bar , wenn Sie bei den jetzt bevorstehenden Ge - ■
sprächen und Konsequenzen in beiderlei Hinsicht -
so wie Sie das hier vorgestellt haben - die Feder¬

führung übernehmen würden , damit eventuelle
Dissonanzen auch in der Regierung durch Sie
gebündelt und auf eine Spur gebracht werden , ich
glaube , daß das sehr wichtig ist . und wäre dem
Justizminister dankbar, wenn er dafür sorgen
könnte , daß auch die Staatsanwaltschaft zügig
- nach gründlicher Arbeit - ihre Berichte vorlegt,
damit wir möglichst in absehbarer Zeit zu den
entsprechenden Konsequenzen aus diesem Ereignis
kommen . - Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr . Hans-Ulrich Klose : Ich erteile
Herrn Abgeordneten Kuschke für die Fraktion der
SPD das Wort.

Wolfram Kuschke (SPD) : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Ich denke , daß der Ministerprä¬
sident in seiner Regierungserklärung deutlich ge¬
macht hat , daß die Fortsetzung und die Erweite¬
rung des Flugbetriebs beim Flughafen Düsseldorf
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halten . Doch diese Landesregierung hat auch eine
Umweltministerin , die als Investitions - und Arbeits¬
platzschreck durch die Lande geistert.

(Beifall bei der CDU)

Frau Höhn , Sie können nicht vor Ort alle Protest¬
gruppen und -grüppchen zum Widerstand gegen
den Rechtsstaat aufrufen und gleichzeitig als
Ministerin dem Amtseid gerecht werden,

(Beifall bei der CDU)

nämlich - so heißt es in Ihrem Amtseid - das Ihnen
übertragene Amt "nach bestem Wissen und Kön¬
nen unparteiisch zu verwalten " und " Verfassung
und Gesetz zu wahren und zu verteidigen .

"

(Zuruf des Roland Appel [GRÜNE] )
Ihr Verhalten , Frau Ministerin Höhn , ist nicht nur
gegenüber Ihren Kabinettskoilegen illoyal , es ist
schlichtweg illegal.

(Beifall bei der CDU - Roland Appel [GRÜNE ] :
Blödsinn !)

Mit dieser Einschätzung stehe ich nicht allein . Die
vom Baustopp als Investor bedrohte
Abfallenlsorgungs ^ und -Verwertungsgesellschaft
Köln belegt in einem Brief an Ministerpräsident Rau
detailliert ,

"daß nach § 21 Verwaltungsverfahrens¬
gesetz Gründe vorliegen , die geeignet sind , Miß¬
trauen gegen die unparteiische Amtsausübung der
Ministerin und ihrer Staatssekretäre zu rechtferti¬
gen .

" Soweit das Zitat.

Ich möchte , liebe Kolleginnen und Kollegen , nicht
so schwere Geschütze auffahren wie mein Kollege
Matthiesen , der erklärt hat , die Versuche des
Umweltministeriums , einen Baustopp in 'Köln
herbeizuführen , erfüllten den Tatbestand einer
beginnenden Nötigung . So hat er wörtlich gesagt.
Und Sie wissen '

: Nach § 24C des Strafgesetzbuchs
stehen auf Nötigung bis zu drei Jahren Freiheits¬
strafe!

(Allgemeine Heiterkeit)
ich fordere Sie , Herr Ministerpräsident , im Namen
der CDU - Landtagsfraktion auf , die Umweltministe-
rin und ihre Staatssekretäre wegen der Besorgnis
der Befangenheit aus dem Genehmigungsverfahren
zur Restmüllverbrennungsanlage Köln auszuschlie¬
ßen . um jedem Versuch der Beeinflussung vor¬
zubeugen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Lins - (C)
sen . - Das Wort hat Herr Ministerpräsident Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau . Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich bitte zuerst
um Verständnis , wenn ich mich entgegen den
sonstigen Übungen bei der Aktuellen Stunde un¬
mittelbar nach der Begründungsrede des Opposi¬
tionsführers zu Wort meide . Ich habe das den
Vertretern der Fraktionen mitgeteilt . Ich habe im
Anschluß einen Termin : da's 50 jätirige Jubiläum
der Allgemeinen Wochenzeitung der Juden in
Deutschland und kann den weiteren Verlauf der
Debatte deshalb nicht verfolgen.
Hier ist deutlich geworden , Herr Kollege Linssen:
Sie erheben gegen ein Mitglied der Landesregie¬
rung den Vorwurf , es desavouiere den Rechtsstaat.
Dafür nehmen Sie das Genehmigungsverfahren für
die Müllverbrennungsanlage in Köln- Niehl zum
Anlaß . Das ist ein schwerwiegender Vorwurf , zu
dessen Begründung Sie sich auf Presseberichte
glauben stützen zu können.

Ihr Vorwurf hält einer nüchternen , an den Tatsa¬
chen orientierten Prüfung nicht stand . Worum geht
es?

Am 24 . Juni 1994 hat die Abfallentsorgungs - und
- Verwertungsgesellschaft Köln mbH im Auftrag der ^
Stadt Köln die Erteilung der Genehmigung für die •
Müllverbrennungsanlage beantragt . Dieses Geneh¬
migungsverfahren ist mit Bescheid der Bezirks¬
regierung Köln am 29 . Januar 1996 abgeschlossen
worden . Mit Bescheid vom 26 . März 1996 hat die
Bezirksregierung Köln nach Ablauf der Wider¬
spruchsfrist die sofortige Vollziehung der Genehmi¬
gung angeordnet.
Es handelt sich um eine große Anlage mit einem
Investitionsvolumen von 1 Milliarde DM . Rund
5 000 Einwendungen gegen die Anlage waren zu
bewerten , übrigens auch aus Kreisen der örtlichen
CDU.

Schon im Hinblick darauf stelle ich fest : Die zu¬
ständigen Behörden haben schnell und zügig ge¬
arbeitet . Ich sage das sowohl für die Bezirksregie¬
rung Köln als Genehmigungsbehörde als auch für
das Ministerium für Umwelt , Raumordnung und
Landwirtschaft als zuständige Fachaufsichtsbehör¬
de . Das Verwaltungsverfahren ist jetzt abgeschlos¬
sen . Dem Antrag ist in vollem Umfang entsprochen
worden.
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fA ) Wenn ich auf einige öffentlich erhobene Vorwürfe
eingehe , dann ist der erste , daß die fachaufsicht-
üche Prüfung der Genehmigung zu lange gedauert
habe . - Der Zeitablauf war folgender : Die Bezirks¬
regierung hatte den Entwurf des Genehmigungs-
eriasses am 18 . Dezember 1995 vorgelegt.

(Dr . Helmut Linssen [CDU] : Darum geht es
doch nun gar nicht !)

Das Ministerium für Umwelt , Raumordnung und
Landwirtschaft hat die Angelegenheit am
24 . Januar 1996 ? n die Bezirksregierung zurückge¬
geben . Damit war das Ministerium unter Einschluß
der Weihnachtsfeiertage exakt fünfeinhalb Wochen
mft der summarischen Prüfung des Genehmigungs¬
bescheides befaßt.

Dieser Zeitraum ist angesichts einer Verfahrens¬
dauer von insgesamt 19 Monaten , eines Umfangs
dos vorgelegten Genehmigungsentwurfs von mehr
als 200 Seiten und einer Investitionssumme von
über 1 Milliarde DM aus meiner Sicht nicht zu
beanstanden . Ich denke , daß eine sorgfältige
fachaufsichtüche Prüfung auch dem berechtigten
Interesse des Antragstellers an einer möglichst
bestandskräftigen Entscheidung entspricht . .

Auch die aus Leverkusen erhobenen Fachaufsichts-
bsschwerden und die im Interesse einer Sicherung

jB) von Beteiligungsrechten der Betroffenen und der
Rechtssicherheit für die Antragstellerin vorgenom¬
mene Bewertung haben das Verfahren nicht verzö¬
gert.
Es ist . weiter kritisiert worden , das Ministerium
habe die Bezirksregierung Köln angewiesen , den
Genehmigungsbescheid ohne die zunächst be¬
absichtigte Anordnung der sofortigen Vollziehung
zu erlassen . - Auch das hat nicht zu einer Verzöge¬
rung des Verfahrens geführt . Vor allem aber steht
diese Verwaitungspraxis im Einklang mit den
Verwaltungsvorschriften zum Genehmigungs¬
verfahren nach dem Bundes -Immissionsschutzge¬
setz aus dem Jahre 1975 . Da Ihnen , Herr Kollege
Linssen , diese Vorschriften offensichtlich nicht
bekannt sind , darf ich zitieren . Unter Nummer 11 . 1
heißt es wörtlich:

' Die Anordnung der sofortigen Vollziehung
kommt in der Regel erst dann in Betracht , wenn
Widerspruch oder Klage gegen die Erteilung der
Genehmigung erhoben wird , weil sonst kein
Anlaß für die Anordnung der sofortigen Voll¬
ziehung besteht und eine Abwägung des öffent¬
lichen oder des Interesses eines Beteiligten mit
den noch nicht dargelegten Interessen des

Widerspruchsführers oder des Klägers schwer (C)
möglich ist .

”

Mit Erlaß vom 24 . Januar dieses Jahres hat das
Ministerium für Umwelt , Raumordnung und Land¬
wirtschaft der Bezirksregierung Köln mitgeteilt , daß
sie die Entscheidung in eigener Verantwortung zu
treffen habe . In diesem Schreiben heißt es:

' Die geplante Müllverbrennungsanlage Köln-
Niehl findet meine klare politische Ablehnung .

"

Der nächste Satz lautet genauso unmißverständ¬
lich:

" Ich sehe mich an die Vorgaben des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes gebunden , die mir
insbesondere hinsichtlich der Bedarfsfrage
keinen Spielraum lassen .

"

Damit können Sie Ihre Kritik an Frau Kollegin Höhn
nicht begründen . • Weiter heißt cs in dem Schrei¬
ben:

" Treffen Sie die erforderliche Entscheidung in
Ihrer Verantwortung als Genehmigungsbehör¬
de . "

Weder vom Inhalt noch vom Verfahren her besteht
Anlaß zur Kritik . Im Gegenteil : Das Ministerium hat
mit seinem Erlaß verdeutlicht , daß die Entschei¬
dung von der zuständigen Behörde nach Maßgabe
der gesetzlichen Vorschriften zu treffen ist.

Ich fasse zusammen : Ein schwieriges , öffentlich
kontrovers diskutiertes Genehmigungsverfahren ist
einschließlich der notwendigen fachaufsichtlichen
Prüfung abgeschlossen worden . Der Vorwurf , die
Gesetzanwendung werde politischem Kalkül unter¬
geordnet , ist nicht gerechtfertigt . Jeder Investor in
diesem Land kann sich darauf verlassen:

(Lachen bei der CDU - Werner Stump ( CDU ) :
Das tut keiner mehr ! ) . .

Planungs - und Genehmigungsverfahren werden im
Interesse seiner Planungssicherheit zügig durch¬
geführt . Jeder Einwender kann sich darauf verlas¬
sen,

(Hermann - Josef Arentz [CDUI : Ich lache
mich tot !)

daß sein Vorbringen objektiv und unparteiisch von
den im Lande Nordrhein -Westfalen zuständigen
Behörden geprüft wird.

(Zurufe von der CDU)

Recht und Gesetz gelten uneingeschränkt , und
zwar für alle Seiten . Die Landesregierung ist ent¬
schlossen , die Verwaltungsverfahren weiter zu
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V) vereinfachen und zu straffen , ohne die Beteili¬
gungsrechte der Bürger anzutasten oder ihren
Rechtsschutz zu schmälern.

Weil Sie , Herr Kollege Linssen , Herrn Alfred Neven
DuMont zitiert haben , möchte ich Sie darauf hin-
weisen : Es gibt seit dem 26 . Februar dieses Jahres
eine Vereinbarung des Ministeriums für Umwelt,
Raumordnung und Landwirtschaft mit der Ver¬
einigung der Industrie - und Handelskammern
Nordrhein -Westfalens . Sie ist öffentlich vorgestellt
worden . Sie scheint mir ein gutes Beispiel zu sein:
Nordrhein -Westfalen will Genehmigungsverfahren
für Industrieanlagen mit dem Einsatz von Sachver¬
ständigen in den Betrieben beschleunigen.

(Lebhafte Zurufe von der CDU - Dr . Helmut
Linssen (CDUJ: Eine ganz spezielle Verein¬
barung !)

Das wird vor allem kleinen und mittleren Unterneh¬
men zugute kommen.

(Anhaltend Zurufe von der CDU)

Die Industrie - und Handelskammern werden für die
Ausbildung der benötigten Sachverständigen Sorge
tragen.

( Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Am Thema
vorbei !)

Sie hätten die von mir genannten Fakten kennen
müssen , als Sie Ihren Vorwurf in die Welt gesetzt
haben , der Rechtsstaat werde desavouiert.

(Zuruf des Heinz Hardt (CDUI)

Es geht in dieser schwierigen Phase um die künfti¬
ge Gestaltung unserer Abfallpolitik.

[Dr . Helmut Linssen [CDU] : Weiße Salbe !)

Dabei ist die Beachtung von Recht und Gesetz
selbstverständlich.

(Zuruf des Lothar Hegemann (CDU] )

Auf dieser Grundlage muß die Auseinandersetztjng
stattfinden , und zwar da , wo sie hingehört : auf der
politischen Ebene im Interesse des Umweltschut¬
zes und der Bürgerinnen und Bürger . Der Fall Köln-
Niehl ist abgeschlossen . Es gibt keinen zusätzli¬
chen Diskussionsbedarf.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lautes La¬
chen bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident . - Die nächste Wortmeldung kommt
vom Kollegen Dr . Kasperek ; er spricht für die SPD-
Fraktion.

Dr . Bernhard Kasperek (SPD ) : Herr Präsident ! Liebe (CI
Kolleginnen und Kollegen ! Guten Morgen ! Im Mit¬
telpunkt der heutigen Debatte steht die Frage nach
der Verläßlichkeit staatlichen Handelns . Für die
klare Darstellung des Herrn Ministerpräsidenten bin
ich ausgesprochen dankbar.

Der zweite Teil der Fragestellung ist die Sächdebat-
te über den Bedarf von Müllverbrennungsanlagen
und über die Art und Weise der Abfallbeseitigung.

Beide Fragen sind voneinander zu trennen . Gleich¬
wohl müssen wir die Sachdebatte führen . Das tun
wir , das tun wir hier im Landtag , in don Ausschüs¬
sen , in anderen Gremien . Aber ich sage ganz klar:
Im rechisslaatlichen Verfahren hat diese Sachde¬
batte . nichts zu suchen.

Fakt für Nordrhein -Westfaien ist , daß die erfolgrei¬
che Politik der Landesregierung dafür gesorgt hat,
daß nur noch ein Drittel des Abfalls , der bei uns
anfällt , auf Deponien abgelagert werden muß.
Auch der Kölner Müll gehört dazu . Die Scheiniiber-
kapazitäten , von denen bei Müllverbrennungs¬
anlagen andauernd die Rede ist . beruhen nur auf
einer zeitweise möglichen massiven Deponierung
unbehandeltem Abfalls . Das wollen wir alle ge¬
meinsam nicht . Das wollen wir alle so schnell wie
möglich beenden.

Deswegen brauchen wir Abfallbeseitigungsanla - [qj
gen . Auch nach der Abfallprognose für Köln ist
sogar mit der neuen Anlage , wenn sie denn gebaut
ist , ein Fehlbedarf zu erwarten , so daß dann weite¬
re Behandlungsanlagen und Methoden erforderlich
sind.

Was in Köln mit dieser Anlage geschieht , was an
anderen Standorten in Nordrhein -Westfalen ge¬
schah , nämlich der Bau von Abfallbeseitigungs¬
anlagen , das ist Vorsorge und das ist verantwor¬
tungsbewußtes Handeln . Denn die notwendigen
Anlagen brauchen wir , sie müssen realisiert wer¬
den , aber auch nicht mehr . In dem Sinne befindet
sich der Bau dieser Anlage in absoluter Überein¬
stimmung mit der Koalitionsvereinbarung , die eine
restriktive Überprüfung des Bedarfes vorsieht.

Herr -Linssen hat vom fehlenden Mengengerüst in
Nordrhein -Westfalen gesprochen . Alle wissen , daß
wir einen Mengenüberblick haben , daß wir genau
feststellen können , daß wir ungefähr ein Drittel des
Abfalls , den wir in Nordrhein -Westfalen gemeinsam
produzieren , noch nicht in Abfallbeseitigungs¬
anlagen behandeln lassen können . Deswegen ist
dieser Vorwurf völlig falsch.

Aber auch der Ruf nach einer landeseinheitlichen
Lösung geht völlig am Thema vorbei . Die Regie-
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heute diese Werbeeinnahmen haben , aber jetzt
interessiert uns das nicht mehr , und wir privatisie¬
ren eben dieses öffentliche Gut Information über
Fußballveranstaltungen und verkaufen es zum
Beispiel Herrn Kirch , der dann sieht , was er da¬
durch für einen Zugewinn hat . Diese Vorgänge
wird man in Zukunft unter öffentlich - rechtlichen,
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten
näher zu prüfen haben . Denn wir leben in einer
Gesellschaft, , in .der Information einen immer hö¬
heren Stellenwert bekommt und in der sich die
Frage stellt , inwieweit und welche Information
überhaupt privatisiert werden kann.

Wenn Sie sich zum Beispiel die amerikanische
Gesellschaft ansehen , zeigen sich durchaus ent¬
sprechende Auswirkungen auf die Öffentlichkeit,
das Denken und Handeln der Individuen und auch
der gesellschaftlichen Gruppen . Da gibt es das
amerikanische Beispiel , da gibt es andere Beispie¬
le . Es kann uns auch als politisch Handelnde , als
Parlament nicht gleichgültig sein , in welche Rich¬
tung diese Entwicklung in den nächsten Jahren
geht.

Ich freue mich , und das möchte ich ausdrücklich
betonen , daß wir es mit diesem Antrag geschafft
haben , daß auch die CDU davon ausgeht - das
lese ich jedenfalls im zweiten Abschnitt unseres
gemeinsamen Antrags daß im Jahre 2006 nicht
nur der private , sondern auch der öffentlich -recht¬
liche Rundfunk in der Lage sein wird , solche Ver¬
anstaltungen zu übertragen . Darauf werden wir
Sie langfristig festlegen . Das ist mir auch sehr
wichtig . Das sage ich ihnen ganz offen.
Ich weiß nicht , ob es bei der nordrhein - westfä¬
lischen CDU so ist - da gehen die Uhren manch¬
mal doch ein bißchen vernünftiger - , aber bei
dem , was man aus Bayern und woanders hört,
konnte man nämlich schon öfter den Eindruck
gewinnen , als ob cs denen zumindest in der Ver¬
gangenheit doch um die Zerschlagung der ARD
und die Zerstörung des öffentlich -rechtlichen
Rundfunks gegangen ist.

Wenn wir Sie mit diesem Antrag als Bündnispart¬
ner gewonnen und uns darauf verständigt hätten,
wäre es meines Erachtens sehr lohnend gewesen,
diesen gemeinsamen Antrag heute zu verabschie¬
den . Es ist ein wichtiges Zeichen und wird in
Nordrhein - Westfalen dazu beitragen , daß der von
mir anfangs angesprochene Teil unserer Kultur
gesichert , vertieft und weiterhin unter die Leute
gebracht wird . Außerdem wird es dafür sorgen,
daß Bayern und Nordrhein -Westlaiinger nicht nur

miteinander konkurrieren , sondern sich unterein¬
ander besser verstehen und miteinander auskom-
men . - In diesem Sinne vielen Dank.

( Beifall bei GRÜNEN und SPD}

Vizepräsidentin Dr. Katrin Gröber : Für die Landes¬
regierung erteile ich Herrn Ministerpräsidenten Dr.
Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Ich will nur
ganz wenige Bemerkungen machen , weil ich mich
darüber freue , daß der Landtag bei einem wichti¬
gen Thema einig ist , auch wenn die Begründun¬
gen sehr unterschiedlich sind.

Frau Kollegin Hieronymi , Sie haben an die frühe¬
ren medienpolitischen Debatten erinnert . Ich will
Ihnen nur für meine Person sagen : Ich schäme
mich dieser Debatten nicht , auch dessen nicht,
was ich da .gesagt habe . Ich habe so lange wie
möglich für den öffentlich - rechtlichen Rundfunk
gestritten , und ich streite jetzt dafür , daß das
duale System dual bleibt und nicht in einer Weise
einlastig wird , daß der öffentlich - rechtliche Rund¬
funk die Luft verliert . Daß wir damals gezögert
haben , kann ich heute nicht als Schuld empfin¬
den . Ich kenne viele , die das duale System da¬
mals gefordert haben , die gedrängt haben und die
heute sagen : Wir haben nicht alles gewußt , was
da kam.

( Beifall bei der SPD)

Wir sollten das auch in einer offenen Diskussion
sagen . Dabei müssen Sie , was Ihre Argumenta¬
tion angeht , bedenken , daß zum Beispiel Fußball¬
spiele auf beiden öffentlich -rechtlichen und pri¬
vaten Sendern ohne Zusatzkosten erreichbar sind.
Das hat bei den Öffentlich - Rechtlichen Einfluß auf
die Gebühren . Was wir da in den letzten Jahren
erlebt haben , hat den beiden öffentlich - rechtli¬
chen Systemen das Leben sehr schwer gemacht.
Auch der Anteil der Erhöhungen im Gebühren¬
staatsvertrag wäre nicht so , wie er ist , wenn es
nicht hier eine Konkurrenzsituation gäbe , die es
den Öffentlich - Rechtlichen schwer macht . Das
war die erste Bemerkung.
Die zweite Bemerkung : Ich bin fest davon über¬
zeugt , daß man nicht einerseits von der Verviel¬
fältigung technische ^ Möglichkeiten in den Medien
reden und damit andererseits ein exklusives Recht
für Besserverdienende , bestimmte Sendungen zu
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sehen , verbinden kann . Das läßt sich nicht mitein¬
ander vereinbaren . Es ist ein Gebot sozialer Ge¬
rechtigkeit , daß Sportveranstaltungen und Groß¬
veranstaltungen aller Art für jeden zugänglich sind
und nicht auf Pay -TV begrenzt sein dürfen . Es
gibt für Pay -TV immer noch genug Möglichkeiten,
für spezielle Interessenten Programme anzubieten,
von denen ich glaube , daß sie sich rechnen wer¬
den.

Das Dritte ist eine Erinnerung an den ersten
Punkt , den ich angesprochen habe . Nachdem es
das duale System gibt , bin ich allerdings der Mei¬
nung , daß Nordrhein-Westfalen eine Medienpolitik
betreiben muß , die soviel wie möglich an Wort¬
schöpfung , an Arbeitsplätzen auch innerhalb des
dualen Systems in Nordrhein - Westfalen bindet
und nach Nordrhein -Westfalen holt . Ich bin froh
darüber , daß wir inzwischen auch durch die Lei¬
stung des Wirtschaftsministers das Medienland
Nummer 1 in Deutschland sind . Darauf bin ' ich
sehr stolz , und darüber freue ich mich sehr . Das
soll auch so bleiben . Das wollen wir weiter aus¬
bauen.

{Beifall des Roland Appel [GRÜNE ])

Ich möchte , daß alle Fernsehzuschauer und Ra¬
diohörer vollen Zugang zu den Informationen ha¬
ben . Zu den Informationen gehört in einem Land
wie Nordrhein -Westfalen der Sport in einem Maße
wie in kaum einem anderen Bundesland.

Ich wage ja nicht , den Versuch zu machen , den
von Herrn Kollegen Eumann und von Herrn Kolle¬
gen Appel genannten Bundesligavereinen die an¬
deren hinzuzufügen.

( Minister Dr . Michael Vesper : Das wird zu •
lang !)

Aber ich möchte natürlich , daß Arminia Bielefeld,
der VfL Bochum und auch die anderen erwähnt
werden , wenn wir hier im Landtag schon über
Bundesliga und über Sport reden.

(Allgemeiner Beifall - Minister Wolfgang
Clement : Wuppertal auch !)

- Nein , die §ind ja nicht mehr in der Bundesliga.

(Zuruf des Ministers Wolfgang Clement)

Als ich in den Landtag kam , sind sie da ausge¬
schieden . Das war vor 38 Jahren.

(Allgemeine Heiterkeit)

Aber , mal sehen ! .

(Heinz Hardt [CDU1 : Da hieß das noch ( C)
"Oberliga " !)

- Ja , das ist der dritte Orden . Der WSV ist im Au¬
genblick im dritten Orden.

(Roland Appel [ GRÜNE ] :
" Regionaliiga

West " war das !)
Ich möchte darauf hinweisen : Es gäbe diesen
Spitzensport nicht , wenn es den Breitensport
nicht gäbe . Wir werden davon sicher noch hören.
Ich wünsche mir , daß alle unsere Rundfunksender
den Breitensport und den Amateursport ernst neh¬
men und sich nicht auf die Sportarten wie Fußball
und Tennis , die eine stark merkantile Seile haben,
konzentrieren.

( Beifall bei der SPD)

Letzte Bemerkung ! Frau Kollegin Hieronymi , ich
vvil! hier keine Rechnungen aufmacher », die - ich
sonst noch mit ihnen zu erledigen hätte . Aber ich
würde Ihnen doch gern sagen : Ich habe im Juni
dieses Jahres , vor der Ministerpräsidenlenkonfe - •
renz am 5 . Juli und vor Ihrem Interview in der
Zeitschrift der IG Medien , diese Forderung nach
freiem Zugang in der Zeitschrift der IG Medien
" Signal " gestellt und angekündigt , daß sich die
Ministerpräsidenten damit beschäftigen . Ich habe
mitgeholfen , daß der entsprechende Auftrag der jgj
Ministerpräsidenten an die Rundfunkkommission
gegangen is .t . Ihr erster Versuch , hier gewisser¬
maßen zu sagen , die CDU sei ganz vorn und nun
kämen alle mit hechelnder Zunge hinterher , ist
also nicht nur eine optische , sondern auch eine
Sinnestäuschung.

(Ruth Hieronymi [CDU ] : Ich habe Beispiele
genannt !)

Wir waren schon lange da , als Sic Ihren Antrag
noch gar nicht erdacht hatten.

Vizepräsidentin Dr. Katrin Grüber : Herr Minister¬
präsident!

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Ja.

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Kollegen Schewick?

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Aber gerne.
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(A ) Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Bitte schön.

Heirtz - Helmich van Schewick ( CDU ) : Herr Mini¬
sterpräsident , Sie haben vorhin die kleineren Ver¬
eine, die Amateurvereine erwähnt . In der Vergan¬
genheit haben die öffentlich -rechtlichen Sender ja
viel Geld für die kleineren Vereine zur Verfügung
gestellt , Herr Kollege Appel. Sie waren nicht nur
Konsumenten , sondern sie profitierten auch von
den Übertragungen , die hier Gegenstand des An¬
trags sind . Können Sie sich vorstellen , daß dies in
Zukunft auch von den privaten Sendern übernom¬
men wird und daß aus einem dann zur Verfügung
stehenden Topf auch die kleineren Vereine letzt¬
lich profitieren?

(Reinhold Trinius [SPD ] : Schön wär ' s !)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr van
Schewick , ich kann mir gut vorstcllcn , daß es
dazu einmal kommt . Sie müssen nur bedenken:
Der öffentlich- rechtliche Rundfunk hatte früher in
hohem Maße Überschüsse , die er kulturellen und
sportlichen Zwecken zur Verfügung stellte . Auf¬
grund der Entwicklung im dualen System gibt es
diese Überschüsse so nicht mehr , so daß es auch
nicht die entsprechenden Hilfen durch den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk mehr geben kann.
Es wäre .natürlich gut , wenn sich sowohl
öffentlich -rechtliche ais auch private Rundfunk-
und Fernsehveranstalter als Sponsoren auch ge¬
genüber Amateurvereinen betätigten . Ich rate nur
dazu , das nicht so Zu machen , daß wir hernach
nur noch Leute durch die Stadt iaufen sehen , die
Werbet lachen anbieten . Dazu darf es auch nicht
kommen . Ich habe mich sehr gefreut , als der
Wirtschaftsminister und Herr Kollege Kraft vorigeWoche gelaufen sind , daß sie mir mit ihren Hem¬
den nicht zumuteten , daß ich bestimmte Wäre
kaufe , sondern sie sind fröhlich für Nordrhein-
Westfalen gelaufen . Das hat Spaß gemacht.

[Vorsitz : Präsident Ulrich Schmidt)
Ich verspreche dem Landtag : Wir werden alles
tun , damit Pay TV , wo es denn entsteht , nicht
eine Sperre wird für Menschen , die an Sport - undan anderen gesellschaftlichen Ereignissen inter¬
essiert sind . Alle sollen Zugang haben . - Herzli¬
chen Dank.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident . - Für die SPD -Fraklion erteile ich
Herrn Abgeordneten Dr. Kraft das Wort.

Dr. Hans Kraft (SPD) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Herren ! '

( Ministerpräsident Dr . Johannes Rau : Du
mußt Borussia Dortmund erwähnen !)

- Borussia Dortmund kann ich erwähnen , klar!
Nach den Medienexperten kurz noch einige Worte
aus sportiachiicher Sicht.
Ich habe insbesondere bei dem Beitrag des Kolle¬
gen Appe ! gemerkt , daß bei den medien¬
politischen Sprechern zumindest das Einsteiger¬
verständnis für Fußball vorhanden ist : Der Bail ist
rund ; er wird eingefettet ; er wird aufgepumpt . -
Das ist nicht alles . Kollege Appel hat ja auch über
einige Vereine des Ruhrgebiets gesprochen . Aber
das wirklich tiefe Wissen aus dem Herzen des
Ruhrgebiets über den Fußbai ! kuiminiert in einem
einzigen Satz : An Jesus kommt keiner vorbei
- außer Stan Libuda . .
Fußbai! - das ist in diesem Antrag wohl das The¬
ma • ist mehr als 22 Leute 90 Minuten lang in
zwei Halbzeiten, für die das jeweils nächste Spie!
auch das schwerste Spiel sein wird . Fußbali ist
ein Riesenereignis, ist eine Massenbewegung . Der
Fußbaliverband in Nordrhein -Westfalen hat über
1 Million Mitglieder.
Was im Fernsehen gezeigt wird , sind die Gladiato¬
ren, die Plutokraten des Sports , die einlaufen , gut
betucht , wenn auch leicht geschürzt - würde der
Ministerpräsident wahrscheinlich sagen . Aber die
große Masse im Fußball ist der Breitensport , sind
die Amateurvereine , die gerade erwähnt worden
sind . Das sollten wir mit bedenken , wenn wir
über einen solchen Antrag reden . Ich rege an,
eine sportfachliche Debatte zu führen über das,
was über die Medien als Bild des Sports vermittelt
wird.

Was den Fußballsport und andere große Sport¬
arten wirklich ausmacht , da liegen zum Teil Wel¬
ten dazwischen . Fußball als Breitensport wird bei
uns ja von Hunderttausenden von Kindern und
Jugendlichen betrieben . Er hat eine gesellschaftli¬
che , eine sozialpolitische Bedeutung : Teamgeist,
Fatrplay usw.

(Gerd-Peter Wolf [SP’
D ] : Integration ! )
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Nun hat Herr Reul angedeutet , dies wäre nur der
zweite Schritt ; der dritte folgte , wie gesagt , in der
nächsten Woche . Sie sind ja bekannt für die Aufbe¬
reitung solcher Themen , Herr Reul , auch schon aus
der Vergangenheit . Wir werden uns darauf ein¬
stellen , daß wir diese Debatte weiter zu führen
haben.

Deshalb sage ich zwei Dinge:
Erstens . Ich bin ganz sicher , daß die Staatsanwalt¬
schaft und die Steuerfahndung nach Recht und
Gesetz ihre Ermittlungen zügig weiterführen . Für
die SPD-Fraktion erkläre ich , daß wir sie dazu
ausdrücklich ermutigen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD]
Lind unseren Ministern , der gesamten Öffentlich¬
keit und Ihnen als Opposition sage ich - zweitens -
mit derselben Deutlichkeit , daß unsere drei Mini¬
ster unser uneingeschränktes Vertrauen und unsere
Unterstützung haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile das
Wort Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

_Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Die erste Infor¬
mation über die Durchsuchungen , die bei der
WestLB und bei Sparkassen stattgefunden haben,
habe ich vom Finanzminister am 3 . September
morgens um 10 . 10 Uhr bekommen . Über das
Gespräch zwischen Staatssekretär Ritter und dem
Chef der Staatskanzlei , Herrn Staatssekretär Frohn,
bin ich heute morgen erstmals unterrichtet worden.

(Lachen bei der CDU)
Ich will Ihnen dazu noch etwas sagen : Das ist so in
Ordnung . Ich habe in diesem Hause Anfang der
80er Jahre eine Fülle von Verfahren erlebt , in
denen jeweils durch Indiskretionen . Menschen ins
Gerede gebracht wurden , zum Teil , obwohl sich
Verdacht nicht erhärtete . Ich will , das jetzt nicht
genauer beschreiben . Ich habe daraufhin den
jeweiligen Chefs der Staatskanzlei und dem Kabi¬
nett gesagt , daß ich Wert darauf lege , daß über
Ermittlungsverfahren und über Verdacht zu Ermitt¬
lungsverfahren und über Verlauf von Ermittlungs¬
verfahren nicht informiert wird , auch ich nicht , weil
ich die juristische Haltung , wie Herr Dr. Behrens sie
hier in einer noblen Weise dargestellt hat , für völlig
richtig halte

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

und weil ich nicht möchte , daß Nebel entsteht und
daß Geruch verbreitet wird . Es muß ohne Ansehen
der Person entschieden werden können , und zwar
von denen , die dazu ein Mandat haben.

Und weil es mir darum geht , darum sage ich : Ich
habe volles Vertrauen zu allen Mitgliedern der
Landesregierung und zu dem , was sie getan haben
und tun.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Für die Frak¬
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn
Kollegen Appel das Wort.

Roland Appel (GRÜNE) : Herr Präsident ! . Liebe
Kolleginnen und Kollegen ! Als Herr Linssen hier
heute morgen zu Beginn der Aktuellen Stunde ans
Pult getreten ist , habe ich mich schon , gewundert.
Ich ' habe mich zum einen gewundert , daß ein
Mitglied des Verwaltungsrates der WestLB als
erster das Wort ergreift . Und dann habe ich mich
auch gewundert , Herr Linssen , wie dürftig das war,
was Sie als Mitglied des Verwaltungsrates hier zur
Sache beigetragen haben.

{Zuruf von der SPD : Das ist doch nichts
Neues !)

Ich habe mich ferner gewundert , warum Sie das
eigentlich tun . Denn eigentlich haben Sie nur
gesagt : " Ich war zwar ein bißchen dabei , aber ich
habe im Prinzip , gar keine Ahnung * - das war der
Eindruck der rübergekommen ist -, um gleichzeitig
in Ihrer Rede aufzubauen , daß das wohl eine ganz
schwerwiegende Angelegenheit wäre , und dann
Herrn Reul vorzuschicken , nachdem die Landes¬
regierung mit Datum , mit Person offengelegt hat -
insofern ist dem Justizminister , dem Finanzminister
und auch dem Ministerpräsidenten zu danken - ,
was hier gemacht worden ist.

(Unruhe bei der CDU)
- Das ist doch die Öffentlichkeit , die notwendig ist.

(Anhaltende Unruhe - Glocke)
Daß Sie daraus einen Zusammenhang unterstellen,
Herr Reul, das finde ich' schon abenteuerlich . Ihnen
war der Part überlassen , die Fragen zu stellen , die
den Geruch hineinbringen , den Sie gerne hätten.
Ich stelle Ihnen einmal eine Frage : Was wäre denn
gewesen , wenn Herr Behrens da.s , was Sie gestern
noch im Plenum gefordert haben und heute im
Bonner Generalanzeiger nachzulesen ist , gemacht

{C}
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Arbeitsmarkt . Damit ist klar , wie die Verhältnisse
liegen.

Wenn ich mir die Finanzberichte und die Steuer¬
schätzung vom Mai 1996 ansehe - Herr Finanz¬
minister, sie sind schließlich für das Volumen , das
den Kommunen zuteil wird , verantwortlich - , sehe
ich , daß es in erster Linie die Länder sind , die die
Zuwächse von über 20 Prozent haben . Der Bund
dagegen hat ebenso wie die kommunalen Ge¬
bietskörperschaften eine Abnahme des Volumens.
Aus diesem Grunde ist es verständlich , Herr Fi¬
nanzminister , daß die Kommunen Beschlüsse der
Bundesregierung und des Bundestages nicht , wie
die SPD immer glauben machen möchte , allesamt
als drückende Last emfinden , sondern im Gegen¬
teil sie ausdrücklich begrüßen.

Das gilt z . B . für die Beschlüsse zur Begrenzung
des Zuwachses der Sozialhilfeleistungen . Die
kommunalen Spitzenverbände - das habe ich zu¬
mindest mitbekommen - haben den Vorschlag der
Bundesregierung ausdrücklich unterstützt . Das
gilt auch für das neue Asylrecht . Der Asylbewer¬
berzuzug ist nach dessen Inkrafttreten am
1 . Juli 1993 um ein Drittel zurückgegangen.

Notwendig ist aber - bei allen Einsparungen - eine
Lösung auf der Einnahmeseite . Da gebe ich Ihnen
recht . Nach meinem ' Verständnis hat die CDU
dazu einen besseren Vorschlag gemacht , Herr
Trinius. Ich wäre Ihnen dankbar , wenn wir die
Diskussion um die Veränderung der Finanzierung
zugunsten der Kommunen einmal aufgreifen wür¬
den . Ich kann mir durchaus vorstellen , daß Sie,
wenn Sie einmal in Ihren Städten nachfragen , in
der Diskussion feststellen werden , daß es für die¬
se besser wäre , einen unmittelbaren Zugriff auf
die Umsatzsteuer zu haben als Misch¬
finanzierungsansätze , wie wir sie nach wie vor in
Nordrhein-Westfalen vorfinden.

Ich meine , daß den Überlegungen unseres Frak¬
tionsvorsitzenden in Gänze nicht mehr viel hin¬
zuzufügen ist . Herr Finanzminister , ich hoffe
schließlich , daß Sie beim Jahres¬
steuergesetz 1997 einen sinnvollen Weg gehen,
zu dem die Opposition nach meinem Verständnis
ausreichende Vorschläge gemacht hat . - Ich dan¬
ke Ihnen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank! Weitere
Wortmeldungen zu dem Tagesordnungspunkt ha¬
be ich nicht . Ich schließe die Beratung.

Wir stimmen ab . Meine Damen und Herren ! Von
den Antragstellern , der SPD - Fraktion und der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN , wurde direk¬
te Abstimmung gefordert , so daß wir über den
Inhalt dieses Antrages abstimmen.

( Klaus Matthiesen [ SPD ] : Wollen wir mal
sehen , wie Herr Reu! abstimmt !)

Wer ist für diesen Antrag der Koalitionsfraktionen
Drucksache 12/1369 ? - Danke schön . Das sind
die Antragsteller.

(Zuruf von der CDU : Clement ist nicht da !)

Wer ist dagegen ? - Die CDU-Fraktion . Gibt es
Stimmenthaltungen ? - Das ist nicht der Fall . Da¬
mit ist der Antrag Drucksache 12/1369 mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD

( Erhebliche Unruhe - Glocke des Präsiden¬
ten)

und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stim¬
men der CDU - Fraktion angenommen.

(Weitere Zurufe - Unruhe)

- Möchten Sie eine Pause ? - Nicht.

Dann rufe ich auf:

5 Dritter Staatsvertrag zur Änderung rundfunk¬
rechtlicher Staatsverträge ( Dritter Rundfunk¬
änderungsstaatsvertrag)

Antrag
der Landesregierung
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag
gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung
Drucksache 12/1336

erste Lesung

Die Einbringung für die Landesregierung erfolgt
durch Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Die Landesre¬
gierung legt Ihnen heute den Dritten Rundfunk-
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( A ) änderungsstaatsvertrag vor und bittet Sie , dem
Vertragstext , wie der Präsident das gerade schon
gesagt hat , gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landes¬
verfassung zuzustimmen.

Lang und zäh ist gestritten worden . Sie , meine
Damen und Herren , haben die Verhandlungen
intensiv begleitet . Selbstverständlich haben auch
die Rundfunkveranstalter die einzelnen Verhand¬
lungsschritte eingehend analysiert und vielfältig
kommentiert.

Die Transparenz , die wir für den Medienmarkt
anstreben , war fast schon ein Kennzeichen der
Staatsvertragverhandlungen . Das Ergebnis selber
wurde recht unterschiedlich aufgenommen : mit
Erleichterung , weil sich die Linder im Kompro¬
mißwege auf neue Regeln für das Fernsehen in
Deutschland verständigt haben , obwohl die
Standpunkte häufig unüberbrückbar schienen,
aber auch mit Kritik . Einigen gingen die vorge¬
schlagenen Regelungen zu weit , anderen reichten
sie nicht aus . Schließlich wurden Antworten auf
wichtige Zukunftsfragen des Rundfunks vermißt.

ich gebe unumwunden zu : Dieser Rundfunkände¬
rungsstaatsvertrag trägt Kompromißcharakter . Zu
weit lagen die unterschiedlichen Positionen aus¬
einander , als daß am Ende jede Regelung jeden

tBL - hätte zufriedenstellen können . Aber der erzielte
Kompromiß ist tragfähig und vernünftig.

Wenn ich nun zu den Hauptlinien des Vertrags¬
werkes komme, stelle ich ihnen keinen Unbekann¬
ten mehr vor . Zu den Eckpunkten des Vertrags¬
werks hat es Anträge von allen Fraktionen gege¬
ben . Der Schwerpunkt der Neuregelungen im Be¬
reich des öffentlich -rechtlichen Rundfunks liegt in
der Neuordnung des Gebührenfestsetzungsverfah¬
rens.

Wir erfüllen damit die Forderungen eines Urteils
des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jah¬
re 1994 . Das Verfassungsgericht hatte damals
gerügt , daß das bisherige Gebührenfestsetzungs¬
verfahren zu politiknah sei und zu viel Raum für
politische Einflußnahme lasse . Durch Gesetz müs¬
se ein gestuftes und kooperatives Verfahren ein-
gaführt werden , das etwa so aussehen könne:
Der Bedarfsanmeldung durch ARD und ZDF folge
eine fachliche Prüfung durch die Kommission zur
Ermittlung des Finanzbedarfs , der sogenannten
KEF , und schließlich die Gebührenentscheidung
durch die Landesregierung und die Landesparla¬
mente.

Diesem Urteil trägt der Vertrag Rechnung , indem (C)
er eine gesetzliche Grundlage für das Verfahren
der Gebührenfestsetzung und für die Aufgaben,
Befugnisse und Zusammensetzung der aus sech¬
zehn unabhängigen Sachverständigen bestehen¬
den KEF einführt , indem er die Pflichten der
öffentlich - rechtlichen Rundfunkveranstalter im
Verfahren beschreibt und indem er schließlich
eine Kooperationspflicht zwischen den Akteuren
auf den verschiedenen Stufen der Gebührenfest¬
setzung normiert.

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag sieht auf
der Grundlage des zehnten KEF-Berichtes auch
eine Erhöhung der Rundfunkgebühr zum
1 . Januar 1997 um 4,45 DM auf 28,25 DM vor.
Diese Gebührenerhöhung ist notwendig . Sie ist in
ihrer Größenordnung auch angemessen , und sie
gibt dem öffentlich -rechtlichen Rundfunk eine
sichere finanzielle Planungsgrundlage für die
nächste Gebührenperiode , die am 31 . Dezember

’ des Jahres 2000 endet.

Erst kürzlich sind in einem europaweiten Ver¬
gleich die Qualität und das sonst nirgends so an-

- zutreffende umfangreiche Angebot unserer
öffentlich - rechtlichen Veranstalter bestätigt wor¬
den . Ich sage nicht ohne Stolz : Daran hat unser
WDR einen maßgeblichen Anteil . (qj

Das Verfahren zur Ermittlung des Finanzbedarfs
wird freilich auch trotz des im Staatsvertrag ge¬
regelten Verfahrens nicht einfacher - werden , ln
der Praxis wird es darauf ankommen , den koope¬
rativen Zusammenhang der verschiedenen Stufen
zu betonen . Natürliche Interessengegensätze zwi¬
schen den Rundfunkanstalten , der KEF und den
Parlamenten gibt es nicht , aber sehr wohl ein ge-

■ meinsames Ziel : einen leistungsfähigen und quali¬
tätsvollen öffentlich - rechtlichen Rundfunk.

Ich kann auch verstehen , daß die öffentlich -recht¬
lichen Veranstalter gegen die eine oder andere
Formulierung im Staatsvertrag Vorbehalte haben.
So mögen einige mit der besonderen Betonung
der Rationalisierungspotentiale in § 13 des Rund¬
funkstaatsvertrages die politische Absicht verbun¬
den haben , den öffentlich - rechtlichen Rundfunk
kleinzuregeln. Ich hätte es besser gefunden , wenn
man auf diese Formulierung verzichtet hätte.

Die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar¬
samkeit , von denen in der gleichen Vorschrift die
Rede ist , umfassen die richtige Forderung , daß in
den Anstalten mit den Gebührengeldern der Bür¬
gerinnen und Bürger sparsam umgegangen wird.
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Auf der anderen Seite muß man aber auch sagen:
Qualitätsvoller Rundfunk hat seinen Preis , Viele
Kestenfaktoren sind durch die Anstalten über¬
haupt nicht beeinflußbar . Das , was öffentlich-
rechtliches Qualitätsfernsehen immer teurer
macht , ist doch z . B . nicht zuletzt die Preistreibe¬
rei im Rechtehandel . Wir werden auch in Zukunft
darauf achten , daß der öffentlich - rechtliche Rund¬
funk finanziell so ausgestattet wird , daß er seine
Aufgabe überzeugend erfüllen kann.

Eine wichtige Neuregelung , meine Damen und
Herren, bringt § 19 . Dort werden ARD und ZDF
ermächtigt , zwei zusätzliche Fernsehspartenpro¬
gramme über Satellit zu veranstalten . Ich denke,
daß der öffentlich - rechtliche Rundfunk seine Zu¬
schauerinnen und Zuschauer da abhoien muß , wo
deren Interessen liegen . Verändern sich deren
Sehgewohnheiten - und diese Annahme liegt auch
der Einführung von " Special interest " - Program-
men im privaten Rundfunk zugrunde - , dann müs¬
sen auch ARD und ZDF darauf reagieren können.
Daran ist jedenfalls für mich die Ernsthaftigkeit
des Arguments zu messen , der öffentlich -recht¬
liche Rundfunk sei ein Vielfaltsgarant , dessen
3estand und Entwicklung garantiert werden müs¬
se.

Die Versuche einiger privater Veranstalter , mit
Auftragsgutachten nachzuweisen , daß es der
ARD und dem ZDF verfassungsrechtlich verwehrt
wäre , Spartenprogramme zu veranstalten , sind
nach meiner Überzeugung zum Scheitern verur¬
teilt . Das Bundesverfassungsgericht hat nämlich
schon vor Jahren betont , daß solche Programme
in der Zukunft sogar zur Grundversorgung gehö¬
ren könnten . . Und darauf ist der öffentlich -recht¬
liche Rundfunk bekanntlich noch nicht einmal be¬
schränkt. Haben diejenigen , die jetzt so aufgeregt
reagieren , etwa Angst vor publizistischer . Kon¬
kurrenz ? Daß mit der Einführung der Spartenpro¬
gramme keine Auszehrung der Hauptprogramme
verbunden sein darf , versteht sich von selbst.
Den Europäischen Ereignis - und Dokumentations¬
kanal , der seinen endgültigen Standort in Bonn
nehmen will , habe ich stets nachdrücklich unter¬
stützt . Und daß ich selbst auch viel von einem
öffentlich -rechtlichen Kinderkanai mit Sitz in Er¬
furt halte , gerade weil ARD und ZDF in diesem
Genre soviel Gutes , nämlich Gewalt - und Werbe¬
freies , zu bieten haben , dürfte auch nicht verwun¬
dern . Ich wünsche beiden Projekten ein gutes
Gelingen.

Meine Damen und Herren ! Anders als viele nach (C)
den Thesen der Kollegen Stoiber und Biedenkopf
zur Strukturreform im öffentlich - rechtlichen Rund¬
funk befürchteten , führten die Staatsvertragsver¬
handlungen nicht dazu , daß die ARD zerschlagen
und die Existenz des ZDF bedroht wird . Die Ein¬
sicht , daß eine weitgehende Deregulierung beim
privaten Rundfunk insbesondere angesichts der
Elefantenhochzeiten der letzten Monate nur dann
verantwortbar ist , wenn zugleich die Funktions¬
fähigkeit der öffentlich - rechtlichen Rundfunkan¬
stalten als Vielfaltsgaranten gewährleistet ist , hat
sich letztlich auch bei den Verfassern dieser 16
Thesen durchgesetzt . Mit einer gesicherten finan¬
ziellen Grundlage für die kommende Gebühren¬
periode und der Gewißheit , auch an neuen pro-
grammlichen Entwicklungen teilhaben zu können,
können sich die Verhandlungsergebnisse aus
nordrhein -westfälischer Sicht durchaus sehen
lassen.

Damit komme ich zu dem zweiten großen Rega-
lungsbereich , der Novellierung der für den priva¬
ten Rundfunk geltenden Vorschriften . Das bisher
geltende Medienkonzentrationsrecht ist von vielen
gescholten worden . Die einen beklagten , es sei
nicht durchsetzbar , sei zu kompliziert , gehe an
den tatsächlichen Verhältnissen vorbei und lasse
wirksame Aufsichtsinstrumente vermissen . Ande - ( Dl
re führten an , es mangele nur an Ernsthaftigkeit,
das geltende Recht durchzusetzen.

Woran es auch immer gelegen hat : Die tatsächli¬
chen Erfahrungen belegen , daß das geltende Me¬
dienkonzentrationsrecht weder die daran geknüpf¬
ten Erwartungen erfüllen noch den wirtschaftli¬
chen Entwicklungen auf dem Rundfunkmarkt
Rechnung tragen konnte , einem Markt , der
- mobil wie kein anderer - gerade von raschen
Veränderungen lebt ..

Deshalb schlägt der Vertrag einen Systemwechsel
vor : weg von einer Begrenzung der Zahl der Pro¬
gramme und Beteiligungen , die ein Unternehmen
halten darf , hin zu einer Regelung , die letztlich auf
den Einfluß der Programme auf die Zuschauer
abstellt.

Damit wird das bisherige Verfahren der Konzen¬
trationskontrolle im privaten Rundfunk auf eine
völlig neue rechtliche Grundlage gestellt . Zukünf¬
tig soll der Anteil am Zuschauermarkt , den ein
Programm erreicht '

, darüber entscheiden , ob ei¬
nem Rundfunkunternehmen zur Sicherung der
Meinungsvielfalt Maßnahmen auferlegt werden
müssen.



Landtag
Nordrhein -Westfalen 2940

09 . 10 . 1996
Plenarprotokoll 12/37

( Ministerpräsident Dr . Raul

( A ) Die konkrete Regelung läßt sich kurz so zusam¬
menfassen . - Herr Präsident , ich sehe , meine Re¬
dezeit ist zu Ende . Ich glaube , ich muß noch
zwei , drei Minuten Ihre Geduld in Anspruch neh¬
men.

Präsident Ulrich Schmidt : Ja , okay.

Dr . Johannes Rau . Ministerpräsident : Jedenfalls
dann , wenn ein Unternehmen mit seinen Beteili¬
gungen an Fernsehveränstaltern einen Zuschauer¬
anteil von 30 % erreicht , wird nach dem Gesetz
vermutet , daß eine Störung der Meinungsvielfalt
erreicht ist . Eine Störung der Meinungsvielfalt
kann aber auch schon früher eintreten , nämlich
dann , wenn das Unternehmen auf einem ver¬
wandten Markt wie z . B . dem des Rechtehandels
eine beherrschende Stellung hat oder seine ge¬
samten Aktivitäten auf diesen Nachbarmärkten
insgesamt den Schluß zulassen , daß der dadurch
erreichte Meinungseinfluß einem Zuschaueranteti
von 30 % entspricht.

Wird diese Grenze erreicht , dann hat das Unter¬
nehmen ihm zurechenbare Beteiligungen an Rund¬
funkunternehmen aufzugeben , seine Marktstel¬
lung auf medienrelevanten Märkten zu vermindern
oder vielfaltssichernde Maßnahmen zu ergreifen.
Das hört sich sehr kompliziert an und ist es wohl
euch . Viele Wertungen werden erforderlich sein,
und die Ergebnisse der Prüfungen werden kaum
auf ailseitige Zustimmung hoffen dürfen.

Wir wissen alle , wie schwierig es sein wird , in
wirtschaftliche Verhältnisse dieser Größenord¬
nung einzugreifen. Allerdings sollten uns die jüng¬
sten Entwicklungen auf dem Pay -TV - Markt zu
denken geben . Wir haben es nur noch mit der
Kirch -Gruppe als alleinigem Veranstalter zu tun,

(Lothar Hegemann [CDU ] : Gar nicht wahr !)

die zudem fast über ein Monopol bei den wichtig¬
sten Rim - und Sportrechten verfügt - vom Einfluß
auf die zum Empfang nötige Dekodertechnik ganz
zu schweigen.

Wenn auch der Erfolg von Pay -TV von vielen -
auch von Unternehmen , die schon eine Menge
investiert hatten - skeptisch gesehen wird , kann
sich so schon eine Macht zusammenballen , die
auf die Meinungsbildung der Menschen großen
Einfluß nimmt. Darum isr es wichtig , daß es auch

sofort wirksame Maßnahmen gibt , die kleineren (CI
Veranstaltern und Produzenten auf dem weitge¬
hend aufgeteilten Markt des kommerziellen Fern¬
sehens noch eine Chance lassen.

Solche Regelungen einvernehmlich zu beschließen
war nicht leicht . Zu sehr waren sie geeignet , die
Geschäftsstrategie der Großen zu beeinflussen.
Wir haben unsere guten Erfahrungen minder Sen¬
dezeit für unabhängige Dritte in die Verhandlun¬
gen eingebracht . Allerdings wurde über die Frage,
wie sie ausgestaltet sein muß , um ein Mindest¬
maß an Anbieter - und Angebotsvielfalt im priva¬
ten Rundfunk zu gewährleisten , bis zuletzt heftig
gerungen.

Nordrhein -Westfaien hat sich schließlich mit sei¬
nen Vorsteltungen , die ja auch schon hier im
Landtag eingehend diskutiert worden waren,
durchsetzen können . Wir haben erreicht , daß der
Dritte Rundfunkänderungsstaatsvertrag nun Rege¬
lungen zur Sendezeit für unabhängige Dritte vor¬
sieht , die gute Bedingungen für deren Erfolg
schaffen.

Die redaktionelle, programmliche und wirtschaftli¬
che Unabhängigkeit der Dritten ist gesichert . Das
Fensterprogramm so/l einen zusätzlichen Beitrag
vor allem in den Bereichen Kultur , Bildung und
Information leisten . Dafür steht den Unabhängi-
gen auch zu den Zeiten , zu denen viele zuschau¬
en , eine beachtliche Sendezeit zur Verfügung . Die
Letztentscheidung über die Vergabe der Lizenz an
den unabhängigen Dritten trifft die zuständige
Landesmedienanstalt.

Alles in allem sind das nach meiner Meinung gute
Voraussetzungen dafür , daß die Sendezeit für
Dritte ein Gewinn für die Vielfalt wird . Ich hoffe,
daß sich in kurzer Zeit eine interessante Produk¬
tionslandschaft entwickeln wird.

Wie Sie wissen , meine Damen und Herren , hat
sich Nordrhein-Westfaien bei den Regelungen zur
Konzentrationskontrolle immer für möglichst klare
und einfache Lösungen eingesetzt . Das hätte aus
unserer Sicht am ehesten durch die Einrichtung
einer rechtlich selbständigen Kommission zur Er¬
mittlung der Konzentration nach vorne gebracht
werden können . Leider war eine solche Regelung
unter den Ländern nicht konsensfähig , und es ist
uns bei der Neuorganisation der Medienaufsicht
deshalb auch nicht gelungen , eine einfachere Lö¬

sung durchzusetzen als die , die der Staatsvertrag
nun vorsieht.
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Den bestehenden Organen der Landesmedienan¬
stalten fügt der Staatsvertrag ein weiteres hinzu,
nämlich eine Kommission , die als Organ der je¬
weiligen zur Entscheidung berufenen Landesme¬
dienanstalt fungiert . Deren Entscheidung kann
allerdings durch Beschluß der Konferenz der Di¬
rektoren der Landesmedienanstalten mit Dreivier¬
telmehrheit aufgehoben werden.

Daß dies gerade unter Zuständigkeitsgesichts-
punkten keine einfache Lösung ist , gebe ich gern
zu . Ihr freilich von vornherein die Praxistauglich¬
keit sbzusprechen geht meines Erachtens zu weit.
Vieles wird davon abhängen , daß es den am Ver¬
fahren Beteiligten - der KEK und den Landesme-
dienanstaften - gelingt , Organstreitigkeiten zu
vermeiden.

Den Landesmedienanstalten gibt der dritte Staats-
vertrag nun auch die wirksamen verfahrensrecht-
iichen Vorschriften und 'die effektiven Eingriffs¬
rechte an die Hand , die eine zupackende Aufsicht
möglich machen . Wir haben uns dabei am Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschränkungen , an den Ver¬
waltungsverfahrensgesetzen der Länder und
schließlich an der bewährten Abgabenordnung
orientiert.

Meine Damen und Herren , dieser Staatsvertrag
erhebt ausdrücklich nicht den Anspruch , alle Pro¬
bleme im Rundfunkbereich zu lösen . Darum füh¬
ren die Länder derzeit Verhandlungen zu einem
Staatsvertrag über neue Mediendienste . Darum
haben die Regierungschefs ihrer Rundfunkkom¬
mission den Auftrag gegeben , alsbald Regelungs-
Vorschläge für den digitalen Rundfunk zu machen.
Darum haben sie gebeten , sich mit der Exklusiv¬
vermarktung von Sportrechten im Pay -TV zu be¬
schäftigen.

Der einstimmige Beschluß des Landtags hierzu
läßt mich hoffen , daß wi ; auch in Zukunft zu ge¬
meinsamen Lösungen kommen werden . Ich danke
Ihnen , Herr Präsident , meine Damen und Herren,
für Ihre Geduld bei einem trockenen, - aber wichti¬
gen Thema.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Wir werden diese Zeit¬
überschreitung natürlich bei den anderen Diskus¬
sionsrednern berücksichtigen.

( Lothar Hegemann [CDU ] : Das holen wir (C)
wieder heraus !)

- Danke für den Hinweis , Herr Hegemann . Wir
wollen sehen , wie es läuft , - Als nächstem Red¬
ner erteile ich für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen
Eumann das Wort.

Marc Jan Eumann (SPD ) : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle¬
gen ! Staatsverträge zwischen den Ländern wer¬
den von den Landesregierungen ausgehandelt und
von den Landesparlamenten ratifiziert . Heute
steht die erste Lesung des Dritten Rundfunkände¬
rungsstaatsvertrags auf unserer Tagesordnung,
Im Novemberplenum die zweite . In der Zwischen¬
zeit findet die Beratung im zuständigen Hauptaus¬
schuß statt . Die SPD -Fraktion stimmt der verein¬
barten Überweisung an den Hauptausschuß nach
dieser ersten Lesung zu . Sie wird auch im Novem¬
ber dem von Ministerpräsident Johannes Rau,
seiner Kollegin und seinen 14 Kollegen Unter¬
zeichneten Entwurf zustimmen.

Sie stimmt zum einen zu , weil die Parlamente
selbst keine einzige Zeile des Dritten Staatsver¬
trags zur Änderung rundfunkrechtiicher Staetsver-
träge ändern können . Wir können im ganzen ab - ( D)
lehnen oder im ganzen zustimmen . Das trifft lei¬
der auch das bevölkerungsreichste - Land
Nordrhein - Westfaien . Zum anderen stimmen wir
zu , weil wir die erzielten Ergebnisse - darauf hat
Ministerpräsident Johannes Rau hingewiesen - für
insgesamt tragfähig halten , auch wenn das eine
oder das andere nur schwer , mitunter ganz
schwer erträglich ist.

Das Ergebnis dieser Verhandlungen ist ein Kom¬
promiß . Wir leben in einer Zeit, in der Kompro¬
misse schon als Wunder bezeichnet werden , wie
das sogenannte Wunder von ' Bad Neuenahr , ei¬
nem der Verhandiungsorte der Ministerpräsiden¬
ten.

Wenn alle 16 Länder - wir streben das sn , Sie
wissen das - sozialdemokratisch regiert wären,
wäre das Ergebnis besser ausgefallen.

( Beifall bei der SPD - Klaus Matthiesen
[SPD ] : Das wäre schön ! Absolute Mehr¬
heiten wären auch schön !)

Auch wenn es - da will ich Mißverständnissen
vorbeugeri

' - auch ' dann nicht kinderleicht gewe¬
sen wäre , ein Kompromiß eben .

’
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Lassen Sie mich abschließen , indem ich Ihnen ein
kurzes Zitat vortrage , in dem es heißt:

" Es gibt heute keinen Bonus mehr für medien¬
politische Provinzialität .

"

(Lothar Hegemann [CDU ] : Richtig !)
" Rechtsnormen , die in nationalen Erfahrungs¬
welten und Denkstrategien -wurzeln , haben
heute vor der globalen Marktbewegung weniger
denn je Bestand .

"

( Lothar Hegemann [CDU ] : Richtig !)
" Es macht keinen Sinn für die Politik , national
zu denken , wenn die Wirtschaft global agiert .

"

Meine Damen und Herren , das war nicht Minister¬
präsident Stoiber , sondern das war der NRW -Wirt-
sohaftsminister Clement gestern vor der Mitglieder¬
versammlung der privaten Fernsehveranstalter
VPRT in Düsseldorf . Nehmen Sie also die Worte
von Herrn Clement ernst , lehnen Sie den Antrag
der SPD ab , stimmen Sie der Entschließung der
CDU zu . - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Frau Kolle¬
gin Hieronymi . - !ch erteile das Wort Herrn Mini¬
sterpräsidenten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich will noch
nicht auf den dritten Staatsvertrag eingehen , Frau
Kollegin Hieronymi . Das ist der nächste Punkt , mit
dem wir uns beschäftigen werden , ich will jetzt nur
sagen:

Ob und wie die Gebühren sachgerecht ausgegeben
werden , das muß unsere gemeinsame Sorge sein.
Dafür haben wir nämlich die Organe und die Gre¬
mien der Anstalten , damit das da geprüft wird . So
ist es rechtlich vorgeschrieben . Das ist nicht Sache
der Parlamente , sondern nach den gesetzlichen
Vergaben Angelegenheit der Organe der öffentlich-
rechtlichen Anstalten.

Ich bin Ihnen dankbar dafür , daß Sie gerade Herrn
Kollegen Clement zitiert haben . Ich stimme dem,
was er sagt , ausdrücklich zu,

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Dann widerspre¬
chen Sie Herrn Appel !)

so wie er ausdrücklich diesem Antrag zustimmt , (C)
der heute von den Koalitionsfraktionen vorgebracht
wird . Daraus eine Differenz zu konstruieren ist
völlig falsch.

Ich will nur noch darauf hinweisen , daß sich natür¬
lich , wenn man für die öffentlich -rechtlichen Syste¬
me die Werbefinanzierung ablehnt , daraus für die
Kommission zur Ermittlung des Bedarfs der Rund¬
funkanstalten Konsequenzen ergeben . Und die KEF
hat ja bereits Stellung genommen zu der Frage , wie
hoch die - Rundfunkgebühr sein müßte , wenn es
nicht die Werbeeihnahmen von ARD und ZDF gäbe.

Zu dem hier anstehenden Thema möchte ich sa¬
gen , daß auch die Landesregierung die Angriffe
gegen den öffentlich -rechtlichen Rundfunk , die in
den beiden erwähnten Studien geführt werden,
ablehnt . Wir sind der Auffassung , daß öffentlich-
rechtlicher Rundfunk auch weiterhin als Kulturgut
wichtig ist und daß er seine überragende Bedeu¬
tung als Medium und Faktor freier und kritischer
Meinungsbildung behalten muß.

Daß alle Länder den Versuch der Enquete - Kommis¬
sion des Bundestages , auf ihre Rundfunkpolitik'
Einfluß zu nehmen , entschieden zurückgewiesen
haben , ist für mich ein gutes Zeichen . Daß das
Europäische Parlament den Überlegungen des
Bangemann -Gutachtens eine ebenso rasche wie [DJ
eindeutige Absage erteilt hat , ermutigt auch mich.
Daß die beiden Berichte in Fachkreisen schon
wegen ihrer eklatanten handwerklichen Mängel vor
allem Kopfschütteln hervorgerufen haben , darf aber
nicht darüber hinwegtäuschen , daß die dahinter¬
stehenden politischen Ziele weiter verfolgt werden
und daß deshalb Wachsamkeit angesagt ist.

So hat der Bund bei den Verhandlungen mit den
Ländern über aufeinander abgestimmte Regelungen
im Bereich der neuen Mediendienste immer ver¬
sucht , den Regelungsbereich der Länder zu be¬
schränken , zu marginalisieren und zum Beispiel alle
Abrufdienste in seine Gesetzgebungskompetenz zu
ziehen , mögen sie auch noch so eindeutig massen¬
kommunikativen Charakter haben , von erheblicher
Meinungsrelevanz sein oder sich gar vom klassi¬
schen Rundfunk nur durch die Möglichkeit des
Einzelabrufs des Angebots unterscheiden . Trotz der
gemeinsamen Überzeugung , daß künftige Investi¬
tionen verläßliche Rahmenbedingungen brauchen,
hat er so konkrete Ergebnisse aus Kompetenz¬
gründen lange hinausgezögert . Gestern hat der
Bund nun den Referentenentwurf eines Teledien¬
stegesetzes verschickt . Wir werden die Regelungen
rasch prüfen.
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)A | Gleichzeitig müssen die Länder ihrerseits den
Mediendienste -Staatsvertrag abschließend verhan¬
deln und zur Unterzeichnung kommen . Wir müssen
uns dringend auch darüber einig werden , welche
Regelungen für die digitale Rundfunkwelt wichtig
sind : sonst werden wir vor Fakten stehen , die
unsere politischen Handiungsspieiräume erheblich
einschränken und die wir dann kaum noch rückgän¬
gig machen können.

Die Monopolisierung der Pay - TV -Rechte ist nur ein
wenn auch besonders bedenkliches Beispiel . Der
Exklusiwermarktung von Sportrechten haben wir
uns bereits in einer gemeinsamen Entschließung
aller Fraktionen angenommen . Die Rundfunkrefe¬
renten der Länder beraten auf der Basis einer
Vorlage der Länder Hessen , Nordrhein-Westfalen
und Schleswig - Holstein und werden der Rundfunk¬
kommission zu Beginn des nächsten Jahres einen
Bericht vorlegen . Der gestrige Beschluß des Euro¬
päischen . Parlaments , nach dem die Mitgliedstaaten
Listen von Ereignissen - vor allem im sportlichen
Bereich - vorlegen sollen , die allen Zuschauerinnen
und Zuschauern ohne Zusatzkosten zugänglich
bleiben müssen , unterstützt zum Glück unsere
Forderungen.

Hier zeigt sich , worum es in der Zukunft geht : Die
Möglichkeiten , die die technische Entwicklung

{Bl bietet , müssen allen zugute kommen . Artikel 5
unseres Grundgesetzes muß zu einem Kommunika¬
tionsgrundrecht fortentwickelt werden , das allen
Teilhabe sichert . Sonst droht eine Spaltung in
Informationsbesitzer und Informationshabenichtse.
Es wäre doch geradezu paradox , wenn durch die
vielbeschworene Entwicklung von Multimedia ein
Mehr an Informationen immer weniger Menschen
zugänglich würde.

Dem öffentlich - rechtlichen Rundfunk kommt bei
der Gestaltung der künftigen Medienordnung eine
tragende Rolle zu . Wer , wenn nicht der öffentlich-
rechtliche Rundfunk , könnte auch in Zukunft dafür
sorgen , daß die für den gesellschaftlichen Diskurs
notwendige Wissensbasis allen gemeinsam zur
Verfügung steht ? Wer könnte 1 besser als der
öffentlich -rechtliche Rundfunk mithelfen , Orientie¬
rungswissen zu vermitteln , das einer Spaltung der
Gesellschaft in Interessengruppen entgegenwirkt
und damit integrativ wirkt?

Daß diese neue alte Aufgabe für die Zukunft neue
Strategien und möglicherweise auch neue Struktu¬
ren nötig macht , kann nicht überraschen . Nicht
anders verstehe ich die Protokollerklärung der
Länder 2um Rundfunkstaatsvertrag und zum ARD-
Staatsvertrag . Wenn es dort heißt , daß die dritten

Programme der ARD-Landesrundfunkanstalten und (C)
die Verpflichtung zur Ausstrahlung des ARD -Ge-
meinschaftsprogramms sowie des ZDF- Haupt-
programms beibehalten werden , ist das eine gesi¬
cherte Plattform , von der aus weiterentwickelt
werden kann.

Mit Blick auf Ihren Entschließungsantrag , meine
Damen und Herren von der CDU-Fraktion , ist mir
folgendes wichtig : Die gleichzeitige Ankündigung,
daß eine Novellierung des ARD -Staatsvertrages im
Hinblick auf Art und Umfang der Beteiligung der
einzelnen Rundfunkanstaften bis spätestens Mitte
1 999 in Aussicht genommen wird , darf nicht als
Damoklesschwert für den öffentlich -rechtlichen
Rundfunk mißbraucht werden . Gute Ergebnisse
erzielt man nicht unter Existenzangst , und größere
Einheiten sind nicht schon ein Wert an sich.

iRuth Hieronymi [CDU1 : Das Gegenteil auch
nicht !)

Auch die weitere Protokoflerklärung , die die Mittel¬
freigabe für die beiden öffentlich - rechtlichen Spar¬
tenkanäle an die Vorlage hinreichend konkreter
Programmplanungen knüpft , darf keine Zwangs¬
jacke sein . Leider war anders keine Einigung der
Länder zu erzielen . Dennoch ist es - abgesehen von
den verfassungsrechtlichen Problemen , die das
birgt - schon verwunderlich , mit welcher Starrheit [Dl
manche darauf bestanden , jegliche Finanzmittel für
programmliche Investitionen und Innovationen des
öffentlich -rechtlichen Rundfunks an fertige Konzep¬
te zu binden . Hier muß ein Stück Entwicklungs¬
offenheit her , ohne daß ich dabei Angst um die
Gebührengelder hätte.

Im Hinblick auf den Entschließungsantrag der CDU
möchte ich betonen , daß dem öffentlich -recht¬
lichen Rundfunk die Mittel bereitgestellt werden
müssen , die er braucht , um seinen Funktionsauf¬
trag umfassend zu erfüllen . Wer völlige Werbefrei¬
heit fordert, muß sagen , wie er die dann fehlenden
Mittel beschaffen will . Immerhin sind das für das
ZDF 320 Millionen DM und für die ARD
290 Millionen DM . Einschränkungen der Erfüllung
des Programmauftrags darf es jedenfalls nicht
geben.

Ich bin dafür , daß die verfassungsrechtliche Ent¬
wicklungsgarantie für den öffentlich -rechtlichen
Rundfunk ausgeschöpft wird . Schon von jeher war
das , was Rundfunk ausmacht und die Erfüllung
seines Auftrages erfordert , dynamisch und zu¬
kunftsoffen zu sehen . Das ist keine Eigenheit der
Regelung des Rundfunks , sondern das ist allen
verfassungsrechtlichen Bestimmungen inhärent.
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A ! Sie hängen auch von ihrem realen Normenbereich
ab . Ihre Bedeutung wandelt sich mit der gesell¬
schaftlichen Entwicklung.

Das bedeutet für den Rundfunk zum Beispiel , daß
neue Rezeptionsformen auch neue Darbietungs¬
formen erfordern . Dafür hat das Bundesverfas¬
sungsgericht dem öffentlich -rechtlichen Rundfunk
weitere Zukunftsoptionen zugestanden , die immer
auch Zielgruppen- und Spartendifferenzierungen
sowie Angebote mit individueller Zugriffs - und
Abrufmöglichkeit erfassen und umfassen.

Mir scheint der Erschließungsantrag der CDU von
einem sehr verkürzten Verständnis der Aufgaben
des öffentlich -rechtlichen Rundfunks auszugehen.
Der gesetzliche Funktionsauftrag , den das Bundes¬
verfassungsgericht immer wieder bestätigt hat,
umfaßt bekanntlich mehr als die Aufgabe der
Grundversorgung. Der öffentlich -rechtliche Rund¬
funk hat die ganze Breite der Rundfunkversorgung
der Bevölkerung auszuschöpfen und ganz allgemein
die publizistische Konkurrenz in unserer Rundfunk-
iandschaft auch bei neuen Entwicklungen im Pro¬
grammbereich aufrechtzuerhalten.

In der Tat wäre es schon unter Vieifaltsgesichts-
punkten ein großer Fehler , dem öffentlich - recht¬
lichen Rundfunk dieses Gebiet zu verschließen . Im

:B1 Gegenteil : Gerade der öffentlich -rechtliche Rund¬
funk kann auch in diesen Bereichen mit Beiträgen
aufwarten , die von privaten Veranstaltern nicht
angeboten werden und die eine sinnvolle Ergän¬
zung zu seinem sonstigen Angebot darstellen . Die
Devise "Vernetzen statt '/ersparten " weist in
diesem Zusammenhang in eine interessante Rich¬
tung.

Die Ergänzung der Markenartikel des öffentlich-
rechtlichen Fernsehens , des Ersten und der dritten
Programme, des ZDF, aber auch von 3Sat und
Arte , um Angebote in den neuen Medien mit aktu¬
ellen oder historischen Hintergrundberichten sowie
Vertiefungen zum Hauptprogramm , die über einen
Zusatzdienst in Anspruch genommen werden
können , ist eine verlockende Perspektive . So wäre
auch keine Aushöhlung der Vollprogramme zu
befürchten.

Vielmehr könnte es einen bunten Strauß individuell
nutzbarer Informationen von hoher Qualität geben.
Gemeinsam mit den Ergänzungen der Voliprogram-
me durch Spartenangebote , wie sie mit Phoenix
und dem Kinderkanal verwirklicht werden , wird
auch in Zukunft der effektivste Bestandsschutz für

den öffentlich - rechtlichen Rundfunk aus der Quali- [CI
tät seiner Programme kommen . - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN}

Präsident Ulrich Schmidt : Ich habe hier noch eine
Wortmeldung des Kollegen Hegemann voriiegen,
der im Moment allerdings nicht im Saal ist . Offen¬
sichtlich hat er seine Wortmeldung zurückgezogen.

Weitere Wortmeldungen liegen mir dann nicht mehr
vor , so daß ich die Beratung schließen kann.

Über den Antrag der SPD - Fraktion und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 12/1479 -
soll direkt abgestimmt werden . Wir kommen zur
Abstimmung . Wer für den Antrag Drucksa¬
che 12/1479 der SPD -Fraktion und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist , den bitte ich um das
Handzeichen . - Das sind die antragstellenden
Fraktionen . Wer ist dagegen ? - Die CDU-Fraktion.
Gibt es Stimmenthaltungen ? - Das ist nicht der

' Fall . Damit ist der Antrag der Koalitionsfraktionen
angenommen.

Wir stimmen zweitens über den Entschließungs¬
antrag der Fraktion der CDU Drucksache 12/1513
ab . Wer für diesen Antrag ist , den bitte ich um das
Handzeichen . - Die CDU- Fraktion . Wer ist da - (D)
gegen ? - Die SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEM.
Gibt es Stimmenthaltungen ? - Das ist nicht der
Fall . Damit ist dieser Entschließungsantrag mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim¬
men der CDU -Fraktion abgelehnt.

Ich rufe auf:

5 Dritter Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge
(3 . Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Antrag
der Landesregierung
auf Zustimmung
zu einem Staatsvertrag
gemäß Artikel 66 Salz 2
der Landesverfassung
Drucksache 12/1336

Beschlußempfehlung
des Hauptausschusses
Drucksache 12/1446

zweite Lesung



Landtag
Nordrhein -Westfalen 3199

13 . 11 . 1996
Plenarprotokoll 12/40

(Appel [GRÜNE])

dem Fall ist der Ausdruck " Standort " wirklich
unpassend . Herr Kirch kann die Bundesliga ja nicht
in Indonesien verkaufen . Das klappt dann einfach
nicht ; Wenn Sie in der Politik nicht machen , was
wir Unternehmer wollen , gehen wir eben . Sie
können die Bundesliga nicht woanders verkaufen.

(Ruth Hieronymi [CDU] : Die gehen nicht,
andere kommen , Herr Appel !)

- Sie entstehen , meine liebe Frau Hieronymi . Es
handelt sich mehr um eine ideologische Ausein¬
andersetzung . Es gibt keinen Standort Deutsch¬
land . Es gibt verantwortliche Wirtschaftsleute und
verantwortliche Politiker , die eine bestimmte Politik
und Wirtschaftspolitik machen . Das bricht nicht
über uns herein . Das wird gezielt getan . Dafür gibt
es Verantwortliche.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das ist keine Frage des Standorts , sondern eine
Frage der durchgeführten Politik . Davon versuchen
Sie mit solchen Vokabeln ein Stückchen abzulen¬
ken . Wir möchten , daß auch die Medien dazu
beitragen , daß Ihnen solche Ablenkungsmanöver
und solche verbalen Attacken der Gegenaufklärung
nicht gelingen.

Deswegen stimmen wir heute dem Medienstaats¬
vertrag zu . Wir hoben einen dynamischen Rund-
funkbegriff , der übrigens Freiheit läßt , daß sich die
Öffentlich - Rechtlichen entwickeln können . Aber
wir wollen offensichtlich in eine andere Richtung,
als Sie das wollen . Wir sind gar nicht so struktur¬
konservativ , sondern wir wollen Entwicklung . Wir
wollen aber Entwicklung nicht in Ihre , sondern in
eine andere Richtung . - Vielen Dank.

(Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Kollege
Appel . - Ich erteile Herrn Ministerpräsidenten Dr.
Rau das Wort . Bitte sehr!

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich habe vor drei
Wochen schon gesagt , und die Debatte hat es
noch einmal deutlich gemacht : Dieser Staatsver¬
trag kann nicht den Anspruch erheben , alle Proble¬
me zu lösen , die sich gegenwärtig im Rundfunk¬
boreich stellen . Dennoch bin ich sehr dankbar , daß
mein Kollege und Freund Wolfgang Clement und
der Chef der Staatskanzlei , Herr Prohn , diesen

Staatsvertrag so ausgearbeitet und mit den ande¬
ren Ländern beraten haben.

Es bleibt jetzt noch eine Menge Arbeit zu tun . Wir
wollen diese Arbeit gemeinsam mit den anderen
Ländern entschlossen anpacken . Dazu brauchen
wir keine wohlmeinenden Ratschläge . Deshalb
würde ich ganz gern sagen , Frau Kollegin Hierony¬
mi , daß mir in Ihrem Entschließungsantrag einiges
durcheinandergeraten zu sein scheint:

Erstens . Es gibt kein Junktim , und es darf kein
Junktim geben zwischen der beschlossenen Rund¬
funkgebührenerhöhung und der von den Ländern zu
führenden Diskussion über eine künftige Struktur
der ARD . Das wäre verfassungsrechtlich unzuläs¬
sig , weii die Gebührenerhöhung dann als Büttel zur
Durchsetzung politischer Zieie benutzt würde.

Es hülfe im übrigen auch wenig , wenn wir von
Nordrhein -Westfalen aus in laute Kampfesrufe
ausbrächen und dabei mit dem Finger auf andere
zeigten . Die Protokollnotiz sagt ganz eindeutig , daß
es Aufgabe der jeweiligen Länder und ihrer Landes¬
rundfunkanstalten ist , in der beginnenden Gebüh¬
renperiode zu Lösungen zu kommen , über die wir
uns dann gemeinsam im Kreis der Regierungschefs
spätestens Mitte 1999 unterhalten wollen.

Zweitens . Mir ist . offen gesagt , die Forderung nach
Einrichtung von Aufsichtsgremien für die beiden
Spartenkanäle in Ihrem Antrag nicht recht ver¬
ständlich . Natürlich gilt genau das , was für die
ARD und für das ZDF ganz allgemein gilt : Die
Verantwortung der . Intendanten und der Aufsichts¬
gremien der einzelnen Landesrundfunkanstaiten
bleibt bestehen , insofern sind die Intendanten der
Sitziänder , die dortigen Rundfunkgremien und
darüber hinaus die jeweiligen Zulieferanstalten
nach Maßgabe der Grundsätze für die Zusammen¬
arbeit im ARD -Gemeinschaftsprogramm in der
Fassung vom 1 . Dezember 1982 verantwortlich.
Dieses Verfahren hat sich , wie Sie alle wissen,
sehr bewährt.

Drittens . Meine Damen und Herren , eine Novellie¬
rung des Landesrundfunkgesetzes steht heute
überhaupt nicht auf der Tagesordnung . Wir werden
zu gegebener Zeit ausreichend Gelegenheit haben,
uns über die nötigen Änderungen zu unterhalten.
Ich jedenfalls bin sehr zufrieden damit , daß wir zu
Regelungen gekommen sind , die verläßliche Rah¬
menbedingungen für den öffentlich -rechtlichen und
den privaten Rundfunk bieten . Das war schwierig,
das war langwierig genug . Ich verstehe auch - und
ich bin dankbar für Ihr Verständnis - , daß wir
Kompromisse machen mußten, - und ich weiß , daß
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( A ) solche Kompromisse schmerzen , mal den einen,
mal den anderen.

Wenn nun erste Analysen in der Fachöffentlichkeit
gerade zu den Vorschriften über die Sicherung der
Meinungsvielfait eher negative Erwartungen äu¬
ßern , dann meine ich dennoch , man sollte dem
Regelungswerk eine faire Chance geben . Viel wird
von der Arbeit der Kommission zur Ermittlung der
Konzentration abhängen , vor allem davon , ob es ihr
gelingt , die Vorschriften so auszulegen und eine
Spruchpraxis zu entwickeln , die die jüngsten Kon¬
zentrationsentwicklungen auf den verschiedenen
Sektoren des Rundfunkmarktes und den für ihn
relevanten benachbarten Märkten einbezieht und
deren Wechselwirkungen überzeugend wertet . Sie
haben soeben darauf hingowiesen , was für eine
schwierige Materie und Aufgabe das ist.

Die Ministerpräsidenten werden sich in Kürze über
die Berufung der Mitglieder dieser Kommission
einigen müssen . Das wird die erste Bewährungs¬
probe für die Praxis des Staatsvertrages . Es sollte
uns gelingen , schon hier die Unabhängigkeit der
Kommission zu dokumentieren.

Zu den ersten Entscheidungen , die nach dem
neuen Staatsvertrag vollzogen werden , müssen,
gehören die Auswahlentscheidungen über die

( B ) unabhängigen Dritten für die Programme , die einen
Zuschaueranteil von 10 % überschreiten . Herr
Kollege Grätz , Frau Kollegin Hieronymi und Herr
Kollege Appel haben soeben davon gesprochen.

Auch hier ist viel Skepsis laut geworden , ob das im
3 . Rundfunkänderungsstaatsvertrag geregelte Aus-
vvahlverfahren , das dem betroffenen Veranstalter
ein Vorschlagsrecht einräumt , geeignet ist , die
Sendezeit für unabhängige Dritte zu einem die
Vielfalt belebenden Element zu machen.

Ich denke , auch und gerade die Veranstalter wer¬
den ein elementares interesse daran haben , daß
diese Regelung ein Erfolg wird und daß sie tatsäch¬
lich einen Beitrag zur Vielfalt im Programm des
Hauptprogrammveranstalters , vor allem in den
Bereichen Kultur , Bildung und Information , leistet.
Alles andere würde sofort die Diskussion darüber
eröffnen , wie der zwingende verfassungsrechtliche
Auftrag , schon im Vorfeld einer Störung der Mei¬
nungsvielfalt die Entwicklung vorherrschender
Meinungsmacht zu verhindern , anders erfüllt wer¬
den kann.

Von der CDU ist bei grundsätzlicher Billigung des
Staatsvertrages im übrigen das Verhältnis dieser
Regelung zu unseren nordrhein - westfälischen

Doppellizenzen auf den terrestrischen Frequenzen {CI
angesprochen worden . Wir haben dazu eine aus¬
führliche rechtliche Stellungnahme vorgelegt.
Danach ist , kurz gesagt , eine Anrechnung der
Sendezeiten von DCTP und Kanal 4 in unseren
landesweiten Programmen auf die staatsvertragli¬
che Verpflichtung mangels entsprechender Rege¬
lung im Staatsvertrag nicht möglich.

Schon nach geltendem Recht kann die Landes¬
anstalt für Rundfunk aber bei der Neuvergabe oder
bei einer Verlängerung nordrhein -westfälischer
Lizenzen durchaus derartige staatsvertragliche
Verpflichtungen bei der Antwort auf die Frage
berücksichtigen , inwieweit Interessenten aus dem
kulturellen Bereich angemessen beteiligt worden
sind.

Unsere Vorschrift im Landesrecht , die eine solche
Beteiligung fordert , ist nämlich wie die entspre¬
chende staatsvertragiiche Vorschrift offen formu¬
liert . Die Art und Weise der Beteiligung kann ver¬
schieden aussehen . Fensterprogramme von Inter¬
essenten mit kulturellen Programmbeiträgen auszu¬
strahlen , ist nur eine Möglichkeit ihrer Beteiligung.

Meine Damen und Herren , ich habe es am Anfang
gesagt und will es am Schluß wiederholen : Als
Kompromiß der Verhandlungen zwischen den
Ländern gibt der 3 . Rundfunkänderungsstaatsver - [Dt
trag natürlich nicht auf jede Frage eine erschöpfen¬
de Antwort . Erfolg oder Mißerfolg hängt auch
davon ab , ob die staatsvertraglichen Bestimmun¬
gen entschlossen angewandt und mit Leben erfüllt
werden . Vieles kann der Gesetzgeber regeln , aber
eine positive und engagierte Rechtsanwendung
kann er nicht regeln.

Deshalb würden wir nach meiner Überzeugung ein

gutes Zeichen setzen , wenn der Landtag den 3.
Rundfunkänderungsstaatsvertrag mit überzeugen¬
der Mehrheit annähme . Ich fände es schön , wenn
auch die CDU meinem Rundfunkstaatsvertrag und
einer Gebührenerhöhung zustimmen würde . Das
habe ich in den letzten 38 Jahren nämlich noch
nicht erlebt , und daher fände ich es schön , wenn
wir diesen Rundfunkstaatsvertrag gemeinsam
beschließen würden , wie es viele andere Länder
tun . Darum bitte ich Sie.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬

sterpräsident . - ich schließe die Beratungen , weil
keine weiteren Wortmeldungen vorliegen.
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(A ) schnellsten wirksame Ergebnisse erzielt werden
können . Um so bedauerlicher ist es , wenn Unter¬
nehmensleitungen sich gegen solche Herange¬
hensweisen sperren und glauben , das Koopera¬
tionsprinzip eröffne die Möglichkeit , das Problem
auszusitzen , auf Zeit zu spielen oder die Eehörden
hinzuhalten . In all diesen Fällen müssen dann ord¬
nungsrechtliche Maßnahmen greifen.

{Beifall bei den GRÜNEN)

Und die Ergebnisse geben der Ministerin recht.

(Ruth '
Hieronymi und Dr . Helmut Linssen

[CDU ] : Was ? )

Sie hat das Ziel erreicht , durch deutliche Emis¬
sionsminderungen Gesundheit und Umwelt zu
schützen und dadurch Industriestandorte für die
Zukunft zu sichern und weiterzuentwickein.

(Zurufe von der CDU : Was ? )
Darüber können Sie hier nicht hinwegtäuschen.

{Beifall bei den GRÜNEN - Zahlreiche Zurufe
von der CDU)

Sie haben es hier doch gerade selber angespro¬
chen , auch wenn Sie jetzt die Vereinbarung als
windelweich bezeichnen müssen.

( B ) Gerade erst in dieser Woche hat die Umweltmini¬
sterin auch mit der Firma M . I . M . , die die höchsten
Werte emittiert und sich jahrelang den behördli¬
chen Aufforderungen nach Umrüstung ihres Be¬
triebes auf den Stand der Technik verweigert und
diese auch gerichtlich angefochten hat , eine ver¬
tragliche Vereinbarung geschlossen . M . I . M . hat
sich auf den Einbau eines Filters verpflichtet , der
den Wert von 0,1 ng/cbm Dioxinemission errei¬
chen wird.

Ich will hier nicht den Streit über Techniken lösen;
dies hier ist keine Fachdiskussion.

( Unruhe - Glocke des Präsidenten)
Aber ich will deutlich sagen , daß die Aktivkohlefil¬
tertechnik , die Sie einmal als hinterwäldlerisch,
dann wiederum als “ zu früh ” bezeichnen - je
nachdem , wie es Ihnen in den Kram paßt - , schon
von Umweltminister Matthiesen betrieben und als
ein im Hinblick auf Industrieanlagen richtiger Weg
benannt worden ist.

Präsident Ulrich Schmidt : Frau Kollegin Nacken,
würden Sie eine Frage von Herrn Laurenz Meyer
zulassen?

Gisela Nacken (GRÜNE )
' 1: Natürlich ! (C)

Präsident Ulrich Schmidt : Bitte schön , Herr
Meyer!

Laurenz Meyer (CDU ) : Frau Nacken , nach dem,
was Sie gerade ausgeführt haben : Was sagen Sie
denn zu der Tatsache , daß durch die Maßnahmen
der Ministerin die Bevölkerung in Duisburg jetzt
ein Jahr länger der hohen Dioxinbelastung ausge¬
setzt wird und die neue Anlage , die Ende näch¬
sten Jahres in Betrieh geht , über hundert Jahre
funktionieren müßte , um das , was in dem einen
Jahr zusätzlich auf Duisburg runtergeht , wieder
auszugleichen?

( Beifall bei der CDU)

Gisela Nacken ( GRÜNE )
' !: Diese Rechnung , Herr

Laurenz .Meyer , geht nicht auf . Sie ist eine Miich-
bubirechnung.

{Beifall bei GRÜNEN und SPD - Lachen bei
der CDU)

Die Ministerin wird Ihnen gleich sehr deutlich ma¬
chen , daß Sie sich hier verrechnet haben.

Für uns gilt : Umweitministerin Höhn und die Lan¬
desregierung haben unsere volle Unterstützung
auf diesem Weg , den sie gehen.

( Unruhe)

Er trägt auch bei zu einer Umstrukturierung des
Ruhrgebieles und zum Erhalt von Arbeitsplätzen
in dieser Gegend . - Ich danke Ihnen.

{Beifall bei der SPD - Anhaltende Unruhe -
Glocke des Präsidenten)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Frau Kolle¬
gin Nacken . - Das Wort hat Herr Ministerpäsident
Dr . Rau.

. (Zurufe von der CDU : Oh ! - Unruhe - Glok^.
. ke des Präsidenten)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident !JVleine Damen und Herren ! Als der . Antrag
der CDU vorgelegt wurde , wußten wir , daß dies
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eine Stunde der Polemik sein wird ; sie ist es ge¬
worden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Seit langem , Herr Dr . Linssen , machen Sie deut¬
lich , daß Sie in der Fokussierung von Angriffen
ein mögliches Mittel sehen , diese Landesregierung
zu verunsichern . Sie machen das immer mit glei¬
chen Methoden,

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Klare Fakten,
Herr Ministerpräsident !)

und das , Herr Kollege Linssen , was Sie seit vie¬
len , vielen Jahren mit dem gleichen Biid über den
Regierungschef sagen , wird Ihnen nicht helfen,
denn Sie werden mit solchen Mißtrauensantrigen
diese Koalition nicht auseinanderbringen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zurufe von
der CDU - Herbert Reu ! [ CDU ] : Die Hälfte
ist gar nicht mehr da !)

Frau Kollegin Höhn hat bereits am 4 . Juli in der
Sitzung des Umweltausschusses detailliert darge-
iegt , was gegen die Dioxinemissionen in Duisburg
seit 1992 und seit ihrem Amtsantritt geschehen
ist . Deshalb können Sie ihr nicht vorwerfen , daß
Messungen durchgeführt , daß Ordnungsmaßnah¬
men gegen die Verursacher eingeleitet , daß Ver¬
handlungen über Abhilfemaßnahmen mit den er¬
mittelten Firmen geführt und zum Abschluß ge¬
bracht wurden.

(Zuruf von der CDU : Zur Sache !)
Das ist ein Erfolg , und Frau Kollegin Höhn hat im
einzelnen dargelegt , daß alles - die beiden Spre¬
cher haben es eben bekräftigt - zügig unternom¬
men worden ist , was getan werden konnte und
zum Schutze der Bevölkerung erforderlich war.
Das Motiv für Ihren Antrag ist auch nach meiner
Meinung nicht die Sorge um das Wohl der Men¬
schen in Duisburg, das ich bei Frau Kollegin Höhn
und bei der gesamten Landesregierung in guten
Händen weiß.

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU -
Hermann -Josef Arentz [ CDU ] : Wollen Sie
das einmal begründen ? Das ist ja bösartig !)

Ihnen geht es hier darum , eine alte Debatte noch
einmal aufzuwärmen . Sie nehmen dabei auch kei¬
ne Rücksicht auf die besonders schwierige Lage
der Stadt Duisburg , die wahrlich keinen Bedarf an
solch unnötigen Debatten hat.

( Beifall bei der SPD - Eckhard Uhlenberg (C)
[ CDU ] : Pfui ! - Herbert Reul [ CDU ] : Halten
Sie das für ehrlich und fair? )

Ihnen geht es um taktische Spielerei . Diese wird
der objektiven Schwierigkeit der Duisburger Situa¬
tion und der Notwendigkeit verantwortungsvollen
Umgangs mit den Sorgen der Bürgerinnen und
Bürger , aber auch der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer nicht gerecht.

( Beifall bei der SPD)
Dies erscheint mir für eine Opposition als zu we¬
nig.
Im übrigen bin ich schon sehr erstaunt darüber,
daß Siö Fräu Kollegin Höhn wegen ihrer angebli¬
chen Untätigkeit und unzureichenden Informa¬
tionspolitik kritisieren , nachdem Sie ihr doch bis¬
her immer vorgeworfen haben , sie trage durch ihr
engagiertes Verhalten und durch ihre offensive
Informationspolitik nur zur Verunsicherung der
Bevölkerung bei.

( Beifall bei der SPD)
Dieser Widerspruch kennzeichnet Ihre gesamte
Politik in dieser Frage . Niemand wird im Ernst
erwarten , daß wir ihrem Antrag zustimmen . Wir
weisen ihn zurück.

(D)
(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Herbert Reul
[CDU ] : War das wirklich alles ? - Hermann-
Josef Arentz [ CDU ] : Das war der Pflicht¬
verteidiger ! - Weitere Zurufe von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident.

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der CDU -
Glocke des Präsidenten)

- So , jetzt ist es aber gut . .

. (Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Das Wort hat der Abgeordnete Pflug für die SPD-
Fraktion . Bitte schön!

(Oliver Wittke [CDU ] : Da wird alles aufge-
boten , was Rang und Namen hat ! - Zuruf
des Dr . Helmut Linssen [CDU ] ]

Johannes Pflug (SPD ) : Ich hoffe . Sie hören auch
zu , Herr Linssen.
Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! Gestern
endete in meiner Heimatstadt Duisburg ein drei
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(A ) Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat der Herr
Ministerpräsident , Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich will Sie
nicht lange aufhalten und nur wenige Bemerkun¬
gen machen.

Ich finde es schön , Herr Kollege Appel , daß Sie
die Mehrlinge entdeckt haben , für die wir Geld
zahlen . Wir haben das nie offiziell bekannt¬
gemacht , sondern es immer in den Haushalt ein¬
gestellt.

(Zuruf)

- " Mehrlinge" heißt mehr als Zwillinge . Ich weiß,
daß viele solche Eltern in große Not geraten , denn
eine solche Kinderzaht wirft viel mehr Probleme
auf als drei Einzelkinder, und deren Probleme ken¬
ne ich wiederum . Ich bin deshalb froh darüber,
daß wir hier helfen können.

Ich glaube auch , daß es falsch wä're , bei den Ju¬
biläumsgeldern zu kürzen . Es gibt immer wieder
die Gefahr, das zu tun . Selbst wenn es jemand
nicht unbedingt nötig hat - er freut sich , wenn
zum 100 . Geburtstag oder zu anderen Anlässen
ein Gruß der Landesregierung und des Bundesprä¬
sidenten kommt . Ich möchte diese Praxis gern
beibehalten.

Ich teile Ihre Auffassung zu Fragen der Men¬
schenrechte und habe mich dazu immer geäußert.
Auch was die Absage des Besuchs einer Parla¬
mentarierdelegation angeht , habe ich an meiner
Haltung nie Zweifel gelassen . Ich hoffe , daß die
türkische Seite zu einer vernünftigen Handhabung
solcher Bitten kommt . Ich will darüber mit Bot¬
schafter und Generalkonsuln noch einmal spre¬
chen.

Ich möchte einen Punkt aufgreifen von dem , was
Herr Kollege Grätz gesagt hat.

Es wäre in der Tat schrecklich für den deutschen
Föderalismus , wenn Ministerpräsidenten in jahre¬
langer Arbeit und dann mit dem Willen zum Kom¬
promiß einen Staatsvertrag ausarbeiteten , fünf¬
zehn Parlamente ihm zustimmten und das sech¬
zehnte sagte nein , und zwar nicht aus Gründen,
die in diesem Staatsvertrag liegen , sondern aus
Gründen , die in der atmosphärischen , klimati¬
schen , politischen Struktur dieses Landes liegen.
Das ist die Gefahr bei Sachsen -Anhalt . Der Wider¬

stand kam wohi , wenn ich es richtig gehört und [ CI
gelesen habe , von zwei Seiten . Mein Eindruck ist,
daß diese Gefahr gebannt ist . Die Auskünfte , die
ich soeben aus Sachsen -Anhalt bekommen habe,
lassen die Vermutung wachsen , daß Sachsen-
Anhalt morgen dem Rundfunkstaatsvertrag zu¬
stimmt , so daß nach der parlamentarischen Ent¬
scheidung in Sachsen -Anhalt der Weg frei ist zur
Stärkung des öffentlich -rechtlichen Rundfunks im
duaien System . Ich halte das für einen Erfolg des
Föderalismus - wenn es denn gelingt.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich möchte allen danken , die dazu beigetragen
haben , auch denen , die zur Einsicht kommen oder
zur Einsicht gekommen sind in Sachsen -Anhalt.

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr . Katrin Gröber)

Meine Informationen sind wenige Minuten alt . Ich
hoffe , daß sie auf einer richtigen Beurteilung beru¬
hen . Ich fände es gut , wenn wir dieses Kapitel
positiv abschiießen könnten.

Ich danke Ihnen , daß heule prozentual
- angesichts der gegenwärtigen Präsenz - ganz
besonders große Zustimmung zu meinem Einzei-
haushalt kommen wird , ich finde , ich kann es
auch brauchen . - Schönen Dank . (qj

( Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Es liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor . Ich schließe die
Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel¬
plan 02 entsprechend der Beschlußempfehlung
Drucksache 12/1602 . Wer zustimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen . -

( Klaus Matthiesen [ SPD] : Frau Hieronymi,
Arm hoch ! - Gegenruf der Ruth Hieronymi
[CDU] : Herr Matthiesen , Sie waren doch im
Hauptausschuß dabei ! Ich stimme genauso
ab wie im Ausschuß , Herr Vorsitzender !)

Wer stimmt dagegen ? - Gibt es Enthaltungen?

( Klaus Matthiesen [SPD ] : Da war eine Ent¬
haltung !)

- War das eine Enthaltung ? - Nein . Dann ist die
Beschlußempfehlung mit den Stimmen von SPD
und GRÜNEN gegen .die Stimmen der CDU an¬
genommen.



A)

B)
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Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Frau Kol¬
legin Nacken . - Für die Landesregierung erteile
ich Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Die Ver¬
abschiedung eines Landeshaushalts , der Bc
Schluß über den Fahrplan für ein ganzes Jahr , ist
eine außerordentlich wichtige Debatte . Ich habe
dieser Debatte mit großem Interesse zuejehört.

Bitte erlauben Sic mir dennoch eine persönliche
Bemerkung . Um 15 Uhr treffen sich die Regie¬
rungschefs der Länder mit dem Bundeskanzler,
und die zeitliche Dimension dieser Aussprache
war nicht vorherzusehen.

(Antonius Rüsenherg [ CDU ) : Grüßen Sie
den Bundeskanzler !)

- Das will ich gerne tun.

( Laurenz Meyer ICDUi : Das ist immer ein
lohnenswerte r Termin ! )

- Da bin ich nie ganz sicher . Manchmal stehen
Länder gegen den Bund , manchmal einigt man
sich , manchmal geling ! das nicht . Aber es ist
jedenfalls gut , wenn man dabei ist wenn solche
Gespräche geführt werden.

Ich bitte um Nachsicht . Es ist schon zwanzig
nach eins , und ich würde gerne auch von dem
Recht Gebrauch machen , etwas zum Lan
dcshfiushnli und zur Rede des Oppositionsführers
zu sagen . Ich weiß nur nicht , ob ich an allen Run¬
den , die möglicherweise noch folgen , noch Teil¬
nahmen kann . Ich habe das dem Landtagsprä
sidenten und damit dem Parlament vorher mitgo-
teilt.

Meine Damen und Herren ! Audi bei diesem
Haushalt werbe für (fiesen Haushalt , werbe für
diese Koalition und diese Landesregierung und
werbe für unser Land.

{Beifall bei SPD ur .d GRÜNEN!

Die Rede , die Sie , Herr Kollege Linssen , hier gc
halten haben , war ja wohl die in der vergangenen
Woche angekündigte Abrechnung . Nun gestehe
ich : Nicht alle Zitate haben mich gefreut , die Sie
genüßlich vorgetrogen haben ; manches hat mich
geärgert . Abei ' '

Abrechnung '' kommt von " ab¬
rechnen "

, und " abrechnen " kommt von " rech¬
nen . Wer richtig rechnen will , bei dem müssen

die Zahlen stimmen . Genau daran hapert es nicht (C)
nur in Ihrer heutigen Rede gewaltig . Ich will
nachher an einigen ganz konkreten Beispielen
darauf zurückkomrnen , zunächst aber zu einigen
anderen Punkten Stellung nehmen.

Sie haben von einer Polis - Umtrage aus der
Staatskan/Ini gesprochen , die auch Herr Kollegen
Maithiesen zitiert hat . Ich muß Sie enttäuschen:
Die gibt es nicht . Richtig ist , daß der SPD - Lan-
desverband eine Untersuchung in Auftrag gege¬
ben hat - keine Umfrage , sondern eine nicht re¬
präsentative Untersuchung.

Da haben in kleinen Gesprächsgruppen mit Teil¬
nehmerinnen und Teilnehmern aus unterschiedli¬
chen Kreisen der Gesellschaft die Forscher über
Stärken und Schwächen unseres Landes gespro¬
chen , über Erfolge und Mißerfolge . Was hätte die
SPD davon gehabt , wenn ihr die Forscher eine
heile Welt gezeigt hätten ? Von schlechten Zensu¬
ren 1ür den Wirtschaftsstandort NRW kann aber
nun wirklich keine Rede sein.

Sie haben meinen Hinweis kritisiert , daß sich die
Arbeitslosigkeit in Nordrhein -Westfaicn seit Endo
der 80er Jahre nicht so schlecht entwickelt hätte
wie im Durchschnitt der westlichen Länder . Ich
frage Sie : Was stört Sie daran , daß wir uns im
Ländervergleich verbessern ? (D)

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich sage das doch nicht , um die Probleme zu vor
harmlosen . Ich teile die Sorge , die Klaus Matthie-
sen hier ausgesprochen hat . Wenn wir es nicht
zustande bringen , Menschen Berufsperspektiven
zu geben , dann werden nicht nur wir abgewählt,
dann wird das parlamentarische System auf dem
Prüfstand stehen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich will nicht verharmlosen , wahrlieh nicht . Aber
ich will nicht und ich will nicht zulassen , daß ge¬
gen alle Wirklichkeit so goLan wird , als gebe es in
Nordrhein -Westfalen eine Sondercntwieklung
zum Schlechten.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Darum noch einmal : Ich freue mich darüber , daß
der Anteil Nordrhein Westfalens an (feil Arbeits¬
losen im Westen der Bundesrepublik von 34 %
Ende der 80er Jahre auf inzwischen 29,8 % im
November dieses Jahres zurückgegangen ist.
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Sie haben , Herr Kollege Linssen , die Wohnungs-
baupolitik der Landesregierung kritisiert . Das ist
schwer verständlich.

( Laurenz Meyer ICDU | : Es werden immer
weniger Wohnungen gebaut !)

Sie müßten die Zahlen doch auch kennen . Bis
Ende Juli wurdet » in Nordrhein Westfalen über
50 000 Neubauwohnungen genehmigt . Das sind
0,8 % mehr als im Vorjahr.

(Zurufe von der CDU!

Bundesweit gingen die Genehmigungen um
14,5 % zurück.

(Hört , hört ! bei der SPD|

Der Wohnungsbau hat sich in Nordrhein -Westfa¬
len besser entwickelt als in anderen Ländern.

( Beifali bei SPD und GRÜNEN - Zurufe von
der CDU)

Übrigens führen die Bausparkassen diesen Erfolg

gtir’.z wesentlich auf die neue Eigenheimzulage
zurück . Früher stieg die staatliche Wohnungsbau
förderung mit dem Einkommen ; heute ist sie vorn
Einkommen unabhängig . Das gibt vielen Familien
erst die Möglichkeit zu bauen.

Diese cinkrjrnniensunabhängige Förderung haben
CDU/CSU und F . D . P . über zehn Jahre lang in

Bann blockiert . Die Landesregierung fiat schon m

den 80er Jahren im Bundesrat einen ent .
sprechenden Gesetzentwurf eingebrncht . Ersi vor
zwei Jahren konnten wir der Bundesregierung
- Sie haben eben den Zuruf " Töpfer ” gemacht -

diese neue Wohnungsbauförderung abringen.

Dos zeig ! : D ; e Bundesregierung war Öfter zehn
Jahre lang ein Investitionshindernis für den Woh¬

nungsbau , vor ailem für Familien mit mittlerem
Einkommen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zurufe von
der CDU)

Sie haben sich in den breiten bundespoütiscben
Passagen Ihrer Rede auch zur Steuerpolitik ge¬
äußert . Niedrigere Steuersätze bei breiterer ße-

mcssungsgrundlage - da gibt cs keinen Unter¬
schied . Aber die praktische Steuerpolitik der Sun

desregierung hat weiter soziale Schlagseite und
fördert weder Investitionen noch Beschäftigung.

Das jüngste Beispiel ist die Abschaffung der pri¬
vaten VermögnnsTeuer . Meine Damen und Her¬

ten , damit entlasten Sie in Norarhein -Westfalen

etwa 38 000 Vermögenstcucrzahler . Gleichzeitig (C

müssen aber vom nächsten Jahr an alle, die ein
Haus oder eine Eigentumswohnung kaufen,
1 . 5 % mehr Grunderwerbsteuer zahlen . 1995
waren das 282 000 Käuferinnen und Käufer . Das
ist Ihre praktische Steuerpolitik : Damit 38 000
Frauen und Männer mit großem Vermögen entla¬
stet werden , zahlen Hunderttausende mehr . An¬
ders wäre der Ausgleich für Länder und Gemein
den nicht zustande gekommen . Mir bleibt unbe¬

greiflich , daß die Bundesregierung und die CDU
nicht bereit waren , die private Vermögensteuer
verfassungsgemäß neu zu gestalten . Es ging nur
um die Sätze.

( Beifall bei der SPD)

Sie haben beklagt , daß es in Nordrhein -Westfalcn
zu wenig Selbständige gibt . Das stimmt . Sie wis

sen , daß die Landesregierung viel dafür tut , daß

sich das ändert . Es stimmt aber auch , daß sich in
dieser Frage schon in den vergangenen Jahren

einiges verändert hat . Die Sclbständigenquote ist-
in Nordrhein-Westfalcn zwischen 1980 und 1994

um einen Prozcntpuriki gestiegen : von 7,8 auf

8,8 % .

Sie haben kritisiert , daß es in der Bundesrepublik
Deutschland und auch bei uns noch zu wertige
Teilzcitarbeiispiätze gibt . Auch diesen Hinweis ([

halte ich iür berechtigt . Aber auch hier sollte man

nicht so tun , als gäbe es keine Veränderungen.
1995 lag die Toil/eitquote in der nordrhein - west-

fälischen Wirtschaft bei . 11,4 % . Sie ist im Ver¬

gleich zu 1980 damit um etwa 60 % gestiegen.

Deutlich anders , und zwar besser , sieht die Situa

tion im öffentlichen Dienst aus . 22,3 % der Bo

schäftigton im Landesdienst arbeiten Teilzeit . Die

Teilzeitquote ist von 1980 bis 1995 fasi um die

Hälfte gestiegen.

Übrigens , Herr Kollege Linssen : Es ist doch der

Bundesinnenministcr , der die Einstellungsteilzeit
für Beamte blockiert . Die Länder wollen diese

Möglichkeit schaffen . Vielleicht sprechen Sic ein

mal mit dem Bundesinnenminister.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich sage Ihnen : In Nordrhein - Westtalen sind un¬
ternehmende Unternehmer willkommen . Sic fin¬

den liier günstige Voraussetzungen für Investitio¬

nen . auch im Bereich der Biotechnik und der Gen¬

technik . Das Wissenschaftszentrum hat am
9 . Dezember eine Veranstaltung zum Thema
" Bio - und Gentechnoiogic " mit 400 Teilnehmern
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aus Wissenschaft , Wirtschaft und Politik ge
macht . Sie hat außerordentlich große und gute
Resonanz gefunden . Dabei hat Professor Dr.
Stadler mehrfach die ausgezeichneten Standort-
bedingungen in Nordrhein Wesifalen betont.

( Laurenz Meyer (CDU ) : Ist das jetzt Ihre
persönliche Meinung oder die der gesamten
Landesregierung .?)

- Das ist meine Meinung und die von Professor
Stadler , den ich eben zitiert habe , den ich aber
nicht —

(Laurenz Meyer ICDUj : Können Sie auch
für die gesamte Landesregierung sprechen?

Zurufe von der SPD!

Die Sorge , ob ich für die gesamte Landesregie¬
rung spreche , brauchen Sie sich nicht zu ma¬
chen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir brauchen keine Diskussionen mit Schlagwor
ten . Wir brauchen Diskussionen darüber , was wir
wollen , was ethisch verantwortbar und was
ethisch geboten ist . Auch diese Diskussionen wiil
ich . Ich will nicht , daß nur Christdemokraten und
Sozialdemokraten und GRÜNE aut katholischen
oder evangelischen Akademietagungen über die
ethische Dimension der Wirtschaft sprechen,
sondern daß wir das auch hier tun . Das will ich
auch.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Ich will Ihnen , Herr Dr . Linssen , nicht verwerfen,
daß Sie sich wiederholen . Das ist in der Politik in
vielen Fällen sogar notig . Ernst Bloch hat einmal
gesagt ; " Ich wiederhole mich so oft , bis man
mich versteht .

" - Da müssen Sie noch lange re¬
den . . .

(Heiterkeit und Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Auf Dauer sind nämlich vernünftige Argumente
curch nichrs zu ersetzen . Und wer sich nicht an
die Tatsachen hält , der gewinnt bei den Men¬
schen kein Vertrauen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Genau das ist das Problem der Opposition , und
' las Neil 30 Jahren . Sie haben große Schwierig¬
keiten, die Wirklichkeit in Nordrhein -Westfalen so
wafir7i.ineluuen , wie sie ist . Natürlich ist nicht
alles ialsch gewesen , was Sie gesagt haben.
Aber .fic Schwäche Ihrer Argumentation ze -rjt

sich darin , daß ein falsches Bild von Nordrhein-
Westfalen entsteht . Darum will ich falsche Be¬
hauptungen riclnigstellen , damit sich keine fal¬
schen Eindrücke festsetzen . Im Sommer haben
Sie vom "Ritt in den Staalsbankrort ” gesprochen.
Damit haben Sie nicht den Bundeshaushalt ge¬
meint , sondern den Landeshaushalt.

Im gleichen Atemzug haben Sie der Landesregie¬
rung vorgeworfen , im Haushaltsentwurf sei eine
Reserve , da sei ein Reptilienfonds versteckt . Das-
haben Sie heute nicht wiederholt . Das- ist ein
Fortschritt . Noch besser wäre es gewesen , wenn
Sie es nie behauptet hätten.

( Beitall bei SPD und GRÜNEN - Dr . Helmut
Linssen [CDU ] : Was ? )

Denn das war von Anfang an ohne Wirklichkeits¬
gehalt.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Können Sie das
einmal belegen ? )

Das kann ich Ihnen gern belegen.
Sic fallen von einem Extrem ins aridere , von einer
Lullbuchung zur anderen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Im Sommer beschwor die Opposition eine Reser¬
ve , die es nicht gab . Jetzt erfinden Sie eine Lük-
ke , die cs nicht gibt . Ich kann heute feststellen:
Was Sie dem Finanzminister und der Landesregie¬
rung vorwerfen , hält keiner Überprüfung stand.

fDr . Helmut Linssen ICDUI : Doch !)

Der Haushaltsentwurf ist keineswegs Makulatur,
und es gibt überhaupt keinen Grund , heute über
einen anderen Haushaltsentwurf zu diskutieren.

( Beifall des Klaus Malthiesen fSPDi)

Das Problem ist nicht der Haushaltsentwurf . Das
Problem ist die Opposition und ihre Strategie.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie bezeichnen den Haushaltsentwurf als nicht
beratungsfähig . In Wirklichkeit sind Sie selber
nicht beratungsfähig.

( Beifall und Heiterkeit bei SPD und GRÜ¬
NEN!

Sie werfen dem Finanzminiscer -vor , er habe die
Steuereinnahmen für 1997 erheblich zu hoch
anyesetzt . Die Erfahrung lehrt , (faß Heinz Schien
ßcr seriös und auf solider Basis arbeitet.

I Bei fall bei SPD und GRÜNEN)
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1996 hatten wir bei den Steuereinnahmen eine
Punktlandung . Die tatsächlichen Steuereinnah
men lagen um 51 Millionen DM über dem Haus¬
haltsansatz . Das ist eine Abweichung von weni¬
ger als 0,1 % .

( Dr . Helmut Linssen ICDUJ : Und 1996 ? )

Der Bundesfinanzminister hatte die Steuerein¬
nahmen des Bundes 1995 um fast 17 Milliarden
DM zu hoch eingeschätzt . Nach der Steuerschät¬
zung im Mai dieses Jahres haben alle Finanzmini¬
ster im Bund und in den Ländern die Steuerein¬
nahmen nach unten korrigieren müssen . Der
Bund und alle Länder waren gezwungen , in den
laufenden Haushalten / u kürzen und zu streichen.
Darum hat unser Finanzminister am 24 . Mai mit
einer Haushaltssperre reagiert.

Der Unterschied zwischen der Finanzpolitik des
Landes und der des Bundes zeigt sich auch bei
der Entwicklung der Neuverschuidung . b9,9 Milli¬
arden DM Neuverschuidung sieben im Haushalts¬
plan des Bundes für das Jahr 1996 . Schon heute
ist klar , daß es am Endo dieses Jahres weit über
70 Milliarden DM sein werden , vielleicht sogar
80 Milliarden DM . Das kommt davon , daß in
Bonn nicht seriös gerechnet und nicht solide ye-
wirtschaftct wird.

(Beifall hei SPD und GRÜNEN)

Für uns in Nordrhein -Westfalen wäre eine sulche
Erhöhung der Neuverschuldung gegenüber den
Haushaltsansätzen um ein Viertel oder gar um ein
Dritiel außerhalb jeder Vorstellungskraft . Und
darum sage ich Ihnen , Herr Dr . Linssen : Sie ha¬
ben Ihre Vorwürfe im falschen Parlament erhoben
und ihren Antrag im falschen Parlament gestellt.
Sic verwechseln die Houshaltspolitik des Bundes
mit der unseres Landes . Das sollten Sic nicht tun.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich bin froh darüber , daß wir in Nordrhein -West¬
falen einen soliden und strengen Finanzminister
hoben , übrigens einen Finanzrninister , der über
alle Parteigrenzen hinweg in der ganzen Bundes¬
republik Deutschland anerkannt ist . Wir überlas¬
sen den " Herrn der Löcher " gern dem Bund . •

IBeifall bei SPD und GRÜNEN)

Sic kritisieren die notwendige Neuverschuidung.
Audi mir 'wäre es viel lieber , wenn wir mit weni
ger Krediten auskämen . Aber gute Wünsche hel¬
fen nicht . Wir müssen uns mit der Wirklichkeit
auseinandersetzen . Und diese Wirklichkeit ist
anders , als auch ich sie rnr wünsche.

Im Vergleich zur Finonzplanung hat sich die Haus
haltssituation für das Jahr 1997 um 3,3 Milliar¬
den DM verschlechtert : geringere Steuereinnah
men auf der einen und zwangsläufige Mehrausga¬
ben auf der anderen Seite . Über die Hälfte dieser
verschlechterten Situation haben wir durch Kür¬
zungen und Einsparungen aufgetangen . Die ande¬
re Hälfte müssen wir durch zusätzlichen Kredit
finanzieren . Das ist , meine Damen und Herren,
konjunkturpolitisch und arbeilsmarktpolitisch rich¬
tig und vernünftig.
Daß die Landesregierung verantwortungsbewußt
mit den Steuergcldern umgeht , zeigt ein Rück¬
blick auf die Jahre seit 1990 . Wir haben in jedem
Jahr seil 1990 weniger neue Kredite aufgenorn-
mon , als im Hnushallsplanentwurf vorgesehen
waren . Zusätzliche Steuereinnahmen haben wir
nicht verwendet für zusätzliche Ausgaben , son
dem dafür , die Kreditaufnahme zu verringern.

Von 1990 bis 1995 betrugen die Steuereinnah
men gegenüber dem Soll 4,5 Milliarden DM ; we¬
niger Kreditaufnahme gegenüber dem Soll:
t>,5 Milliarden DM . Das heißt : Alle zusätzlichen
Steuereinnahmen sind zur Verringerung der Neu-

' Verschuldung verwendet worden . Darüber hinaus
haben wir noch 1 Milliarde DM eingespart.

Sie tun so , als ob Nordrhein -Westfalen stärker
verschuldet sei als alle anderen Länder . Das
stimmt nicht : Nordrhein -Westfalen liegt mit sei¬
ner Verschuldung je Einwohner im Vergleich der
westlichen Flächcnläruler auf dem vierten Platz.
Nur drei Länder stehen besser da als wir : Bayern.
Baden - Württemberg und Hessen . Damit bin ich
noch nicht zufrieden; aber diese Zahl zeigt : Von
einer negativen Sonderentwicklung Nordrhein-
Westfalons kann keine Rede sein . Im Gegenteil:
Wir haben uns seit 1990 um zwei Plätze verbes¬
sert . Damals layen wir auf Platz sechs.

Ich erwarte ja nicht , daß diese Zahlen von der
CDU Fraktion ständig vcrhreiiei werden . Das wä¬
re gewiß zuvici verlangt . Aber ich muß doch er¬
warten , daß Sie die Wirklichkeit rtichl immer wie
der auf den Kopf zu stellen versuchen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN!

Sic beklagen den Rückgang der Investitionsquo¬
te Es stimmt : Der Anteil der Investitionen am
Lnndcshaushalt ist in den verg-angenen Jahren
und Jahrzehnten stark zurückgegangen . Das gilt
fCir alle Länder . Übrigens : Wenn Sie schon Ver
gleiche ziehen und uns vorwerfen , bei uns sei die
Arbeiisloscnquote doppelt so hoch wie in Baden-
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V) Württemberg , warum sagen Sic dann bei der Kri¬
tik an der Investitionsquote nicht auch , unsere
sei so hoch wie die in Baden-Württemberg ? Wir
haben die gleiche Investitionsquote wie Baden-
Württemberg . Ich rate auch ab - da darf ich Frau
Kollegin Nacken mit ihren Bemerkungen aufgrei¬
fen von pauschalen Urteilen über die Bedeutung
von Investitionen und Ausgaben.

( Beifall bei den GRÜNENI

Investitionen in die Köpfe und die Qualifikation
der Menschen zählen zu den wichtigsten Investi¬
tionen für die Zukunft unseres Landes.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das ist inzwischen über alle Parteigrenzen hin¬
weg unbestritten . Diese Investitionen in die Köp¬
fe , in Bildung , Ausbildung , in Hochschulen , For¬
schung und Technologie sind in der Systematik
des Lnndcshaushalts ganz überwiegend keine
Investitionen , sondern konsumtive Ausgaben.
Das wissen Sie doch auch.

Warum behaupten Sie trotzdem , wir hätten den
Gegenwartskonsum befriedigt , seien aber den
Ansprüchen an die Zukunft nicht gerecht gewor¬
den? Was meinen Sie denn damit?

j Ich habe von den Hochschulen , den Schulen , von
Forschung und Technologie gesprochen . Dies
sind Beispiele , die zeigen , wie weit weg von der
Wirklichkeit Ihre Argumentation ist-

Ich will Ihnen aber noch cm anderes Beispiel nen
non : Kein Land in der Bundesrepublik Deutsch
land hat in den letzten Jahren mehr für die För¬
derung von Kindertagesstätten ausgegeben als
Nordrhein-Westfalen . Von 1990 bis 1996 waren
es über 7 Milliarden DM . Jetzt ist die In-
vestirionsaulgabe zum Glück zum größten Teil
erledigt . Bis spätestens Ende 1 998 werden wir
die Mittel bereitgestellt haben , die nötig sind,
damit der Rechtsanspruch auf einen Kindergar
tenplatz in unserem Land überall erfüllt worden
kann . Darum können die Invnstilionsmittel tür
Kindertagesstätten im kommenden Jahr von
283 Millionen DM auf 226 . 5 Millionen DM zu¬
rückgehen.
Die Betriebskostenzuschüsse des Landes dage¬
gen steigen tim 165 Millionen DM auf insgesamt
1 . 6 Milliarden DM . Diese Verschiebung zwischen
Investitionen und laufenden Kosten trägt natir-
licli dazu bei . daß die Invostitionsauote im La .n-
cieshaushalt sinkt.

Angesichts dessen frage ich Sie , Herr Kollegen (C)
Linssen : Ist das Gegenwartskonsum ? - Ich ant¬
worte Ihnen : Nein , das ist Zukunftsvorsorye . Das
ist Politik für Kinder. Das ist Politik für Mütter
und Väter . Das ist Politik tür eine gute Zukunft
unseres Landes.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN ) -

Aber die Opposition kritisiert ja nicht nur ein Zu¬
wenig an Investitionen , sondern sie fordert dar
über hinaus dringend mehr Stellen , und zwar im
Finanz - , Justiz - und Schulbereich , um nur drei
Beispiele zu nennen . Mehr Investitionen und mehr
Personal aber sind schwer miteinander zu verein¬
baren . Das sehen Sie doch auch.

Also haben Sie als Ausweg , daß die zusätzlichen .
Stellen aus der allgemeinen Verwaltung kommen
sollen . Auch bei diesem Thema bitte ich Sic dar¬
um , die Wirklichkeit zur Kenntnis zu nehmen . In
der Firtanzverwaltung , in der Justizverwaltung , in
den Schulen , den Hochschulen und bei der Polizei
gibt es insgesamt 311 000 Stellen . Das sind
90 % des gesamten Stellenbestandcs . Im Gegen¬
satz zu anderen Ländern gibt cs bei uns jedoch
keine Kürzungen im Schulbereich , auch nicht bei
Lehre und Forschung . Alle Lehrerinnen und Leh¬
rer , die aus dem Schuldienst Ausscheiden , wer¬
den ersetzt . ■ ( D)

In der Finan/verwaltung und in der Justizverwal
tung steigern wir die Effektivität durch neue Or - ■

ganisationsformen und den Einsatz moderner
Informations - und Kormnunikationstechnikon.
Insgesamt kommen wir in Zukunft mit weniger
Stellen aus . Aber wir setzen auch dabei Schwer¬
punkte . Darum gibt es mehr Personal als bisher
vorgesehen für die Betriebsprüfung und die Steu¬
erfahndung.
Wir sind in allen Bereichen dabei , die Leistungs¬
fähigkeit zu erhöhen und die Zahl der Stellen zu
verringert . Das geht nicht von heute auf morgen,
und wir entlassen auch niemanden . Aber ich gc
be allen recht , die auf mehr Tempo drängen.
Wer der Einbringungsrede des Finonzministers
zugehört hat , der weiß , daß wir zusätzliche Maß
nahmen vorbereiten , damit kw Steilen schneller
verwirklich ! werden können . Auch alle Ministe
rien werden überprüft , und dort werden Stollen
ahgebaut . Warum sagen Sie cs niolil einmal:
Nordrhein -Westfalen hat schon seit langem die
niedrigste Bürokratioquote aller Länder , und wir
werden diesen Vorsprung noch 'wcitcr ausbauen.

( Beifall bei der SPD)
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Wir haben die niedrigsten Pcrsonalausgaben pro
Einwohner . Wir haben die niedrigsten Kosten für
die politische Führung . Und der Ländervergleich
zeigt auch , daß schon heute von einer Aufblä¬
hung in den Ministerien keine Rede sein kann , in
Nordrhein- Westfalen entfallen , Herr Kollege Lins-
sen , 1,3 % aller Stellen im Landesdienst auf die
Ministerien . Die Bayerische Staatsregierung be¬
ansprucht 1,6 % .

Daß die ' Opposition weit neben der Sache liegt,
zeigt sich auch an ihrem Vorwurf , daß unter der
Ägide von Finanzminister Schleußer 10 000 neue
Stellen geschaffen worden seien . Die Zahl ist
richtig , aber sie ist ein Beispiel dafür , wie man
sogar mit richtigen Zahlen die Wirklichkeit verzer¬
ren kann . Denn Sie , Herr Kollege Linssen , wollten
ja den Eindruck erwecken , wir hätten die Büro¬
kratie um 10 000 Stellen aufgebläht . Darum
möchte ich Urnen noch einmal sagen , warum und
wo diese Stellen entstanden sind.

Ich kann mich noch gut an das Jahr 1988 erin¬
nern . Damals hatten wir einen sehr moderaten
Tarifabschluß im öffentlichen Dienst . Zugunsten
einer kürzeren Arbeitszeit wurden geringe Lohn
Steigerungen verabredet . Das hatte 1989 und
1 990 zur Folge , daß 1 570 zusätzliche Stellen
geschaffen werden mußten und daß über 1 000
kw -Verrnerke gestrichen wurden.

Ich sage Ihnen auch noch , wo seit 1988 neue
Stellen geschaffen worden sind : über ? 000 Stel¬
len mehr für den Unterricht an unseren Schulen;
fast 6 000 Stellen mehr an den Hochschuten ein¬
schließlich der Medizinischen Einrichtungen ; fast
3 000 Stollen bei der Polizei . Das sind doch ge¬
nau die Bereiche , in denen Sie Jahr für Jahr mehr
Personal gefordert haben - übrigens auch in die¬
sem Jahr.

(Beifall hei der SPD)

So kommt viel Ungereimtes zustande , wenn man
an der Oberfläche bleibt , wenn man nichi nach
der Wirklichkeit hinter den Zahlen fragt.

Nein , meine Damen und Herren , dieser Haushali
gibt die richtigen und die notwendigen Antwor¬
ten auf die Probleme und Aufgaben in unserem
Land . Er wahrt die Chance , daß wir unsor seibst-
gesetztes Konsolidierungszicl erreichen.

Während die Bundesregierung die Arbeitsmarkt

förderungsmittel zusammenstreicht und damit
einen weiteren Anstieg der Arbeitslosenzahlen
vor allem in den neuen Ländern provoziert oder

doch in Kauf nimmt , sieht der Landeshaushalt (C
wieder 780 Millionen DM zur Verbesserung der
Situation am Arbeitsmarkt vor . Damit setzen wir
in den beiden ersten Jahren dieser Legislaturperi¬
ode schon mehr als 1,5 Milliarden zur Bekämp¬
fung der Arbeitslosigkeit ein . Gut zwei Drittel
dieser Summe finanziert das Land selbst ; der an¬
dere Teil kommt aus Beiträgen der Europäischen
Union . Für die Verbesserung der Ausbildung¬
schancen geben wir im kommenden Jahr 90 Mil¬
lionen DM aus ; weitere 120 Millionen DM zur
Bekämpfung der Langzcitarbeitslosigkeit.

Auch für die Wirtschaftsförderung vorwiegend im
Mittelstand und beim Handwerk wollen wir noch
mehr um als bereits in diesem Jahr . Einschließ¬
lich der EU - Hilfen sieht der Haushalt 1,3 Milliar
den DM vor . Wir wollen mehr tun für die Exi¬
stenzgründung . Dazu kommt die Mcister-
gründungsprämie von wieder 30 Millionen DM.
Im Handwerk sind bisher 1 600 Existenzgründun¬
gen mit Meislergründungsprämien gefördert wor¬
den . Dadurch entstanden fast 5 000 neue Stel¬
len.

Die Zahl der Gründungsberatungen bei den Kam
mern isl um 80 % gestiegen. Jede zweite Grün¬
dungsberatung findet inzwischen in Nordrhein-
Westfalen statt . Die Genossenschafts -Zentral-
bank verzeichnet eine Zunahme der öffentlich
geförderten Gründungskredite um 27 % , einen
Anstieg des Volumens um 70 % allein bei den
Volksbanken . In Nordrhein -Westfalen sind - 1996
fast so viele Untornehmen neu gegründet worden
- 10 000 wie in Bayern und Baden - Württemberg
zusammen.

Wir bündeln die Mittel . Wir konzentrieren uns
noclr mehr auf Schwerpunkte und Prioritäten für
die Durchsetzung nachhaltigen Wirtschaftens in
unserem Land . Das geschieht mit dem Zukunfts
investitionsprogramm " Arbeit und Umwelt “

, für
das in diesem Haushaltsplan 1997 2,6 Milliarden
DM vorgesehen sind . Auch 1997 gibt es wieder
Fördermittel für den Bau von 27 000 neuen Woh¬
nungen . Vom nächsten Jahr an ist die Förderung
daran geknüpft , daß die Wohnungen dem
Niedrigcnorgiehaus -Standard entsprechen.

Wir seizen unsere Politik zum Wohl des Landes
und seiner Menschen fort.

( Beifall hei der SPD!

Wir setzen klare .Signale für Investitionen und
neue Arbeitsplätze , für Existenzgründcr und inno¬
vative Unternehmen . für nachhaltiges VVirtschaf-
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ten , für moderne Technik und Forschungstrans¬
fer, für soziale Gerechtigkeit und Solidarität.

Wenn ich ein Jahr zurückdenke , dann hat sich in
der Wahrnehmung unseres Landes viel verändert
- offenbar nicht bei der Opposition : Sie bleibt in
einer Minderheitenposition . Sie, Herr Kollege
Linssen, haben Herrn Dr . Kirchhotf zitiert , den
Präsidenten der Arbeitgeberverbände . Ich möchte
mich gerne revanchieren und den Haupt¬
geschäftsführer zitieren :

“ Bei Antritt der Landes¬
regierung 1995 hatte die Wirtschaft die große
Sorge, daß der Standort Nordrhein' Westfalen ins
Hintertreffen gerät . Diese Sorge hat sich nach
einem Jahr als nichi berechtigt herausgestellt,
soweit die wirtschaftspolitischen pragmatischen
Entscheidungen der Landesregierung hier zu be¬
trachten sind .

" - So Herr Dr . Döpp im Westdeut¬
schen Rundfunk.

( Beifall bei der SPD)

Ich war froh darüber.

(Beifall bei der SPD)

Und ich fände es gut , wenn Sie wenigstens sol¬
che Äußerungen zur Kenntnis nähmen . Sie brau¬
chen sie ja nicht nachzusprechen.
Sie tun so , als herrschten hier schlechte Bedin
gungen für Investitionen und Beschäftigung . Sie
bemühen immer wieder Wachstumsvcrgleiche mit
anderen Ländern . Es liegt in der Natur der . Sache,
daß der Anteil eines starken Landes an der Wirt
schäftslcistung der Bundesrepublik dann zurück
geht , wenn die schwächeren Länder aufholen.
Genau dos ist doch politisch gewollt.
Ich will zum Lönderfinanzausgleich aufgreifen,
was Klaus Maithiesen angesprochen hat . In
36 Jahren haben wir an andere Länder gezahlt.
In der gleichen Zeit , seit es den Länderfinanzaus-
gleich gibt , fiat Bayern 38 Jahre lang von ande
ren Ländern kassiert . Wenn Bayern so stark aui-
geholt hat , dann ist das nicht zuletzt auf die Lei¬
stungen anderer Länder , vor allem Nordrhein-
Westfalens , zuriiekzutühren.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)
In diesem Jahr träyt Nordrhein Westfalen allein
über 30 % des Länderfinanzausgleichs . Wir füh¬
ren aus unserem UmsaTzsteueraufkommen über 3
Milliarden an aridere Länder ab . Das sind Mittel,
die uns hier nicht zur Verfügung stehen.
Ich stehe auch in Zukunft zum Ländorfinanzaus-
g 'eich : aber ich sehe gemeinsam mit Klaus Mat

thiesen und Heinz Schleußer deutlichen Reform
bedarf . Es kann und darf nicht sein , daß nach
allen Finanzoperationen finanzstorke Länder fi¬
nanzschwach werden und umgekehrt.

Ihre Rechnung , Herr Kollege Linssen , geht nicht
auf . Ich bin froh , daß sie nicht aufgeht . Wenn
jemand Probleme mit den Zahlen hat , dann muß
das nicht unbedingt an den Zahlen liegen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und
GRÜNEN)

Sie haben mehrfach auf meine Stimmung und
darauf angespielt , ob ich denn nun vorhanden sei
oder nicht . Ich habe ein schönes und schweres
Amt . Daß ich es habe , das macht mich dankbar
und fröhlich und auch ein bißchen stolz solange
ich es habe und danach . - Glück auf!

(Anhaltend lebhader Beifall bei SPD und
GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Für die CDU - Fraktion
spricht der Abgeordnete Dr . Linssen . Bitte sehr.

(Zurufe von SPD und GRÜNEN - Loke Mer
nizka (SPD) : Wie schlecht muß es denen
gehen !)

Dr . Helmut Linssen ( CDU ) : Herr Präsident ! Herr
Ministerpräsident ! Meine sehr geehrten Damen
und Herren ! Ich weiß , Herr Ministerpräsideni : Sie
müssen nach Bonn und brauchen dafür sicherlich
eine Dreiviertelstunde bis zu einer Stunde . Des¬
halb will ich auf Ihre Rede auch nur ganz kurz
eingehen.
Jedes Wort , das Sie hier zu den Zahlen vorgetra-
gen haben , kann man direkt widerlegen . Es fängt
on mit den Zahlen zu den Wohnungsbaugenehmi-
yungen . die Sie hier vorgebracht haben . Sie wis¬
sen ganz genau , daß es hier um den Haushalt
gehl , um den sozialen Wohnungsbau und daß Sie
die Zahlen um 10 % gekürzt haben . Wenn die
Genehmigungen in Nordrhein -Westfalen für den
Bau allgemein steigen , ist das aufgrund besonde¬
rer Konjunktur , besonderer bundespolitischer Mit¬
tel so weit gekommen . Das wissen Sie alles ganz
genau , und trotzdem tragen Sie es hier anders
vor.

Wenn Sie zur Arbeitslosigkeit sprechen , dann
tragen Sie prozentuale

"
Veränderungen vor und

sagen : Wenn wir in Nordrhein -Westfalen von 10
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(Al könnten , weil wir dann ein Problem von denen
lösen und sie uns vielleicht dabei helfen würden,
ein Problem , an dem wir näher sind , zu lösen.

(Beifall bei der CDU)
Sie haben da meiner Meinung nach eine Riesen¬
verantwortung . Die CDU - Fraktion insgesamt hat
bisher nicht erkennen können - es mag aber sein,
daß Sie durch Aufklärung im Plenum noch dazu
beitragen werden - , wo Sie dieser Verantwortung
bisher durch Einsatz und Einflußnahme auf die
anderen Kollegen in den Ländern gerecht gewor¬
den sind.

Ich komme zu dem , was Kollege Hombach am
Schluß seiner Rede gesagt hat . Diese Position ist
nahezu deckungsgleich mit der Position der CDU.
Wir sollten uns darauf verständigen , konstruktiv
an der Lösung der Probleme mitzuwirken , da es
wirklich an der Zeit ist , diese beiden Probleme
kurzfristig anzugehen . Wir müssen alles tun , um
diese beiden Ziele zu befördern . Denn letztlich
geht es darum , einen möglichst guten Beitrag für
unser Land bei den Verhandlungen zu erreichen.
Das darf nicht durch parteitaktische und ideologi¬
sche Spielchen kaputtgemacht werden.

( Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank, Kollege
Meyer . - Das Wort hat der Ministerpräsident
Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Mit kaum ei¬
nem Thema habe ich mich in meiner bisherigen
Regierungszeitso intensiv beschäftigt wie mit der
Frage der Steinkohle als nationaler Energiereser¬
ve.
Ich möchte gerne auf ein paar Sachverhalte hin-
weisen , die dabei unklar zu werden drohen . Die
letzte Absprache , die es zwischen dem Bund , den
Kohleländern Saarland und Nordrhein -Westfalen
und der IG Bergbau gegeben hat , fand am
11 . November 1991 statt . Dies war die schwie¬
rigste bis dahin stattfindende Operation , weil der
Bund verlangte , daß das Land Nordrhein -Westfa¬
len in zwei Positionen seine in Jahrzehnten akzep¬
tierte Haltung änderte , nämlich bei Revieraus¬
gleich und Erschwerniszulage zusätzlich ein Drit¬
te ! zu übernehmen.
Das haben wir am 11 . November 1991 per Hand¬
schlag bekräftigt . Das hat Nordrhein - Westfalen

eingehalten . Der Bund ist damals nicht imstande (C)
gewesen , das , was der Kanzler zugesagt hatte,
einzuhalten, weil man sich innerhalb der Koalition
nicht verständigen konnte . Das heißt , Nordrhein-
Westfalen hat seinen Beitrag erbracht - nicht nur
seit den 60er Jahren , seit Franz Meyers die Zusa¬
ge der Drittelfinanzierung gegeben hatte , die da¬
mals 30 bis 40 Millionen DM pro Jahr betrug,
sondern auch bei der neuen Übernahme der Drit¬
tellast in diesen zwei Bereichen Erschwerniszula¬
gen und Revierausgleich.
Der Bund hat das nicht halten können . Ich werfe
das dem Bund nicht vor . Das war für mich schon
damals ein Indiz dafür , daß wir es schwer haben,
die Kohleproblematik als nationale Problematik
überall deutlich zu machen.

Dann kam das Artikelgesetz . Das Artikelgesetz
blieb unter den Absprachen vom 11 . 11 . 1991.

Das , was jetzt ansteht , ist nicht etwa eine neue
gesetzliche Grundlage , sondern ein Abgehen vom
geltenden Artikclgesetz . Lediglich die Zahlen in
der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes ma¬
chen uns deutlich : Der Bund kann oder will oder
wird diese Verpflichtung , dieses geltende Gesetz
nicht umsetzen . Gründe dafür liegen in der Struk¬
tur der Parteien , in der Situation aller öffentlichen
Haushalte und auch ein Stück weit in Problemen p|
innerhalb der Koalition . Denken Sie doch nur an
die ständige Rede von Graf Lambsdorffs zu der
Kohlesubvention , denken Sie an die Haltung der
Wirtschaftsminister in den letzten Jahren zu die¬
sem Thema , die aber am 11 . November 1991
noch zugestimmt haben.
Jetzt gilt es , eine neue Lösung zu finden . Ich ge¬
stehe , daß ich zu denen gehöre , die erschrocken
waren , als Hans Berger einen so weitreichenden
Vorschlag öffentlich machte . Ich dachte mir , daß
die IGBE dies nicht durchhalten kann . Das ist
nämlich ein tiefer Einschnitt in die Arbeitsmarkt¬
situation und damit in die Strukturpolitik unseres
Landes . Es belastet die Menschen in einer solchen
Größenordnung , daß nacheinander nach diesen
Berechnungen im Verlauf eines Jahrzehnts acht
Zechen stillgelegt werden müssen , so daß ich gar
nicht weiß , wie wir dies durchhalten sollen.

Hans Berger hat diesen mutigen Vorschlag ge¬
macht und ihn überall vertreten . Seine Gewerk¬
schaft stützt ihn dabei , und ich füge hinzu , meine
Damen und Herren , daß dies eine Gewerkschaft
ist , die ihren Mitgliedern seit Jahren einen Lohn¬
erhöhungsverzicht , also praktisch die Reduzierung
des Einkommens , zugemutet .hat . Ich finde das
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{A ) großartig , und ich fühle mich mit den Mitgliedern
und den Funktionären dieser Gewerkschaft eng
verbunden , weil ich glaube , daß sie eine große
Leistung , eine große Vorleistung erbringen.

Nun gilt es , darüber zu verhandeln '
, und das ge¬

schieht offenbar anders , Herr Kollege Hegemann,
als es früher geschehen ist . Früher haben der
Bundeskanzler , der Bundeswirtschaftsminister
und der Bundesfinanzminister die entsprechenden
Kollegen der Länder nach Bonn gebeten , und
dann haben wir in vielen Stunden - manchmal
auch in Nachtsitzungen - Kompromisse gesucht;
das war bei Helmut Schmidt so , und das war
auch bei Helmut Kohl so.

Jetzt ist das offenbar alles ganz anders ; das mag
mit Situationen Zusammenhängen , die sich aus
der Bonner Atmosphäre ergeben . Heute gibt es
Einzelgcspräche , es gibt keine Verhandlungen
zwischen dem Bund und den Ländern , und so¬
lange die Gefahr besteht , daß etwas ins Rutschen
kommt , was wir nicht mehr aufhalten können,
müssen wir auf die Erfüllung des Artikelgesetzes
bestehen , denn das ist geltendes Recht.

Wir haben bereits folgendes gesagt , und ich sage
es weiterhin : Auf der Basis dessen , was die IGBE
angeboten hat , bin ich zu Gesprächen mit dem

jB ) Bund jederzeit bereit . Auch der Wirtschaftsmini¬
ster und die Landesregierung sind jederzeit zu
solchen Gesprächen bereit . Ich hoffe , daß diese
bald zustande kommen , und es bemühen sich
viele darum , daß sie zustande kommen . Ich hoffe,
daß dann eine Lösung gefunden wird , die den
Bergleuten und dem Land zugemutet werden
kann und energiepolitisch verantwortbar ist . also
einen lebenden dauerhaften Bergbau möglich
macht.
Jeder weiß : Man kann eine Zeche nicht mit einer
Fahrradfabrik vergleichen . Die Fahrradfabrik kann
man schließen und wieder aufmachen ; das kann
man mit der Zeche nicht machen . - Das hat große
struktürpolitische Folgen und Verwerfungen.

Solche Gespräche führen wir , und ich bin froh
darüber , daß niemand gesagt hat , daß es ein
Junktim mit der Entsorgung gibt . Ich bitte darum,
daß wir das nicht tun und auch nicht sagen . Ich
glaube nämlich , daß wir sonst in eine Gemengela¬
ge kommen , in der manches unklar wird . Es ist
nicht ja so , daß hier nur Frau Kollegin Gröber und
Herr Busch Zweifel geäußert haben , ob diese Par¬
teigespräche zwischen Bundesregierung und SPD
richtig wären . Es gibt solche Zweifel , die öffent¬
lich geäußert werden ; Bundeswirtschaftsminister

Rexroth hat seine Zweifel sehr viel schärfer ver - (C)
kündet.

Ich kann mich an folgendes sehr gut erinnern : Als
ich 1978 mein Amt übernahm , habe ich einen
Brief geschrieben und die Ministerpräsidenten der
Länder gebeten , daß wir uns der Entsorgungs¬
frage zuwenden sollten . Ich habe diese Bitte nach
dem Beschluß der SPD 1986 zum Aufstieg erneu¬
ert . der übrigens , Herr Kollege Linssen , nicht
1987 , sondern 1986 auf dem Nürnberger Partei¬
tag beschlossen wurde - ich war damals Kanzler¬
kandidat , wie Sie sich erinnern , aber die Stelle ist
nicht freigeworden , wie ich mich erinnere.

Ich bin nach wie vor der Meinung , daß man die
Entsorgungsfragen lösen muß , und ich bin nach
wie vor der Meinung, daß man das tun muß , auch
wenn man so schnell wie möglich aus der Kern¬
energie aussteigen will.

(Beifall bei der SPD)

Darum meine ich : Belasten Sie das nicht durch
Gedanken an Junktim , belasten Sie das nicht,
indem Sie sagen : Geben Sie doch da ein bißchen
nach , dann kriegen Sie da ein bißchen mehr . - Ich
glaube nicht , daß wir uns in einer Situation befin¬
den , in der man sagen kann - hier greife ich das
Bild von Teppichhändler auf , Herr Meyer - :

"Wenn
du mir ein paar Birnen gibst , verkaufe ich dir ein ' D '

paar Möbelstücke .
"

Ich warne davor : So dringend auch die Entsor¬
gungsfrage gelöst werden muß , so schwierig wird
sie auch zu lösen sein . Sie haben gerade selbst
gesagt : Wenn die anderen uns da helfen , wollen
wir ihnen dort helfen . - Sie müssen auch darauf
achten , daß die Länder , die den stärksten Anteil
an Kernenergie haben , überhaupt keine Entsor¬
gungseinrichtungen haben.

{Beifall bei der SPD)

Halten Sie sich bitte auch das Schicksal von Wak-
kersdorf vor Augen , wenn Sie von Entsorgung
sprechen . Sehen Sie , was dort an öffentlichen
Geldern und auch an Bundesmitteln zum Zwecke
der Entsorgung hineingeflossen und was daraus
geworden ist . Sehen Sie sich bitte an , wie Bayern
und Baden -Württemberg an der Entsorgung be¬
teiligt sind.

Nun sage ich das hier , wohl wissend , daß auch
die Entsorgung eine nationale Aufgabe ist . Ich
bestreite gar nicht , daß es im Zuge der Entwick¬
lung diesbezüglich parteipolitische Unterschiede
innerhalb einer Koalition, ob in Bonn oder hier,
geben kann.
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(Ministerpräsident Dr . Rau)

Das Thema ist so alt wie die Entwicklung der
Kernenergie . Ich bin inzwischen in einem Alter , in
dem man gern von früher erzählt . Als ich im
Wahlkampf in Schleswig - Holstein war - der Spit¬
zenkandidat hieß Klaus Matthiesen - , war das
Hauptthema , das wir behandelten , Entsorgung.
Ich kann mich gut daran erinnern , daß der damali¬
ge Hamburger Bürgermeister Hans - Ulrich Klose
Vorschlag , das Thema " ruckhoibare Endlagerung"
als ein neues Konzept zu entwickeln , weil schon
damals Zweifel an Gorleben bestanden , weil
schon damals Zweifel bestanden , ob eine solche
Endlagerung möglich sei.

Ich selber war mit dem Thema " Entsorgung"
schon befaßt , bevor ich Ministerpräsident wurde;
denn da hatte mein Vorgänger Heinz Kühn Ahaus
als einen Beitrag Nordrhein -Westfalens zugesagt.
Das war aber eine Zeit , in der wir noch sowohl
den Schnellen Brüter in Kalkar als auch den THTR
in Hamm- Uentrop hatten.
Daß wir jetzt in einer anderen Situation sind , aber
noch Ahaus haben , werden wir in solche Gesprä :
che natürlich mit einzubringen haben . Nur : Ich
rate dazu , so wichtig beides ist , es nicht mitein¬
ander zu vermischen . Ich rate dazu , es nüchtern
zu betrachten und jetzt zu zeigen : Wir sind in der
Frage ' der Entsorgung nicht auf Verteidigungspo¬
sten , sondern in gemeinsamer nationaler Verant¬
wortung.
Wie immer wir im einzelnen Lösungen zustimmen
oder sie ablehnen , wir dürfen uns jetzt nicht in die
Lage bringen, als wäre die Entsorgung der Punkt,
bei dem wir bei der sachgerechten Finanzierung
der Steinkohle die eine oder andere Million mehr
bekommen könnten . Ich bitte darum , daß wir das
nicht miteinander vermischen.
Ich bin überzeugt davon , daß der Bundeskanzler
als Person - das hat er oft gesagt und manchmal
gezeigt - ein wirklicher Freund der Steinkohle ist.
Ich bin nicht mehr sicher , ob er in der eigenen
Partei und in der Koalition genug Freunde hat , die
ihn darin stützen und unterstützen.
ich bin mir darüber im klaren : Je weiter man von
Nordrhein- Westfalen wegkommt , desto schwieri¬
ger wird es , Freunde für die Kohle zu finden . Das
geht Ihnen so , das geht uns so , obwohl ich froh
darüber bin , daß ein solcher Antrag wie der von
Baden -Württemberg und Bayern nie von sozialde¬
mokratisch geführten Ländern gekommen ist.

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Die denken aber
genauso ! )

Aber auch da habe ich viel Überzeugungsarbeit zu
leisten gehabt , Herr Kollege Meyer , habe ich viele
Gespräche mit jetzigen und früheren sozialdemo¬
kratischen Ministerpräsidenten geführt , um sie in
einem Boot zu halten , von dem ich glaube , daß es
Kurs halten muß . Darum werde ich mich auch
weiterhin bemühen , und darum bin ich froh , daß
ich hier einige Bemerkungen machen konnte . -
Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank, Herr Mini¬
sterpräsident.
Zum Verfahren : Die Zeitvorgaben für diese Aktu¬
elle Stunde sind bis auf einen ‘Restposten für die
SPD abgelaufen . Wir haben jetzt 5 58 unserer
Geschäftsordnung zu berücksichtigen : Wenn der
Ministerpräsident gesprochen hat , kann der Oppo¬
sitionsführer reden und danach auch die Vorsit¬
zenden der anderen Fraktionen . Da sich Herr Dr.
Linssen zu Wort gemefdethat , erteile ich es ihm
jetzt und werde für die weitere Folge der Aktuel¬
len Stunde § 58 Abs . 3 GO anwenden . - Bitte
schön , Herr Linssen.

Dr . Helmut Linssen (CDU) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Herr Minister¬
präsident , ich glaube , daß sich die Aktuelle Stun¬
de doch gelohnt hat . Wenn ich einmal von der
Einlassung des Herrn Wirtschaftsministers abse¬
he , verstehe ich Ihren Beitrag und auch den des
Kollegen Matthiesen sowie den des Kollegen
Hombach so , daß Sie genau wie wir Wert darauf
legen, daß man nicht von einem Junktim spricht.
Das haben wir auch nie getan ; deshalb war die
Anmahnung im Grunde auch an die verkehrte
Adresse gerichtet.
Wir alle sind uns bewußt , daß es gut ist , wenn
die Gespräche parallel laufen . So hat es , glaube
ich , Kollege Hombach ausgedrückt.

(Bodo Hombach [SPD ] : Das meinte er auch
so !)

Ob das nun rein zufällig ist , ob das gar nichts
miteinander zu tun hat - alle diese Überlegungen
sollten wir hintanstellen . Vielmehr sollten wir jetzt
alle Energien in dem Bewußtsein anspannen - das
ist unsere Bitte gerade an Sie - , daß wir vor dem
Hintergrund der schwierigen Lage für uns in
Nordrhein - Westfalen und insbesondere bei dem
gegenwärtigen Arbeitsmarkt jede Chance nutzen
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(Landsberg [GRÜNE ] )

(A ) entscheidenden Grundlagen , warum es in den
Niederlanden in den vergangenen Jahren gelun¬
gen ist , eine gemeinsame Politik von Arbeitneh¬
mern und Arbeitgebern zu erreichen.

( Bodo Hombach [SPD ] : Das ist völlig rich¬
tig ! Das ist der Kern !)

Wenn wir das schaffen wollen , heißt das , daß wir
in Bonn eine andere Politik brauchen . Dann brau¬
chen wir eine Politik , die nicht den sozialen Kon¬
sens kaputtspart , und wir brauchen eine Politik,
die Teilzeitarbeit möglich macht . Wir brauchen
eine Politik , die nicht den Standort kaputtredet,
sondern die in einem gemeinsamen Diskussions¬
prozeß von allen wichtigen Teilen der Bevölker
rung - der Arbeitgeber und Unternehmen , der Ar¬
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer , der sozialen
Verbände , der Umweltverbände - die Möglichkeit
schafft , überhaupt eine zukunftsfähige Politik zu
machen . Sie wären verantwortlich dafür , in Bonn
die Grundlagen zu legen.

(Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Ministerpräsident Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Es freut mich
natürlich , Herr Dr . Linssen , daß eine meiner Aus¬
landsreisen besonderes Interesse findet . Ich habe
mehrere solcher Reisen gemacht , und ich erzähle
gern davon -

( Heiterkeit)

obwohl ich der Auffassung bin , daß eine solche
zweitägige Reise in die Niederlande kein Anlaß für
eine Regierungserklärung ist.

Das war nicht meine erste Reise in die Nieder¬
lande . Es war die zweite offizielle . Ich bin oft dort
gewesen . Ich mag dieses Nachbarland , ich mag
die Menschen dort , und ich habe für viele Politik-
und Lebensbereiche in den Niederlanden viel ge¬
lernt . Das hat angefangen bei der Friedens - und
Entspannungspoiitik , das ist weitergegangen über
die Behinderten - und die Jugendpolitik bis hin
zum Stiftungswesen . Ich habe bei staatlichen , bei
kirchlichen , bei politischen Kontakten da eine Fül¬
le von Erfahrungen gesammelt . Ich bin froh dar¬
über , daß ein Netz von Freundschaften entstan¬
den ist , das auch den gegenwärtigen Ministerprä¬
sidenten Wim Kok einschließt , auf dessen Ein¬
ladung ich in den Niederlanden gewesen bin.

Ich war in der Tat neugierig . Aber ich war nicht (■
neugierig in dem Sinne , Herr Kollege Linssen , daß
ich mir einen neuen Zettelkasten anschaffen woll¬
te . Sie haben heute morgen einen Zetteikasten
benutzt : Da war ein bißchen Horstmann/Behler-
Papier , da war ein offenbar apokryphes Papier der
Bundestagsfraktion , das ich nicht kenne , da ha¬
ben Sie das eine oder andere Zitat gebracht.

(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Lassen Sie sich
das Papier doch einmal schicken !)

- Ich muß nicht alles lesen , was Sie interessant
finden , Herr Linssen.

( Heiterkeit - Beifall bei der SPD)

Ich halte auch gar nichts davon , daß wir jetzt wie
in einem Raster die Niederlande und die Bundesre¬
publik oder die Niederlande und Nordrhein - West¬
falen gegeneinander stellen . Dazu ist die Indu¬
striestruktur , die Tarifstruktur zu unterschiedlich.
Wenn Sie dann mit diesem Mischsystem aus Zita¬
ten und eigenen Vorstellungen , von denen Sie
sich dann zum Teil wieder distanzieren , den Ein¬
druck erwecken , es liege an der Steuerpolitik in
den Niederlanden , ist dieser Eindruck sicher
falsch . Herr Kollege Hombach und Frau Kollegin
Landsberg haben Sie darauf hingewiesen : Der
Spitzensteuersatz liegt bei 60 % . Übrigens , er ist
zwar anders zu definieren als unser Spitzensteu - l
ersatz,

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : So ist es !)

aber dafür beginnt er bei 83 000 Mark . Die Nie¬
derlande haben eine Vermögensteuer von 0,8 % .
Die haben wir hier in Deutschland gerade abge¬
schafft - angeblich , weil das Investitionen fördert.
Der Freibetrag bei der Vermögensteuer liegt in
den Niederlanden bei 116 000 Mark . Und bei der
Erbschaftsteuer haben die Niederlande einen
Höchstsatz von 68 % . Das sind alles Zahlen , die
bei Ihnen nicht vorgekommen sind . Sie sind aber
auch nicht der eigentliche Schlüssel . Nach meiner
Überzeugung ist der Schlüssel vielmehr die in
Jahren und Jahrzehnten gewachsene Bereitschaft
zur Konsensgesellschaft statt der Konfliktgesell¬
schaft.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Darüber habe ich mich gefreut . Das entspricht
meinem politischen Verständnis , auch meinem
politischen Stil . Das hätte ich mir für die großen
Herausforderungen dieser Jahre gewünscht . Ich
nenne das Stichwort "Bündnis für Arbeit "

, und
ich könnte viele andere solcher Stichworte nen¬
nen.
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{Ministerpräsident Dr . Rau)

) Die Bereitschaft zur Kooperation zwischen den
politischen und gesellschaftlichen Gruppen ist
stärker gewachsen als bei uns , und sie ist bei uns
nach meinem Eindruck im Abnehmen . Deshalb bin
ich in die Niederlande gefahren , um zu sehen : Wie
geschieht das in verschiedenen Bereichen , und
gibt es da Felder der Kooperation?

Darum habe ich Gäste mitgenommen . Darum ha¬
be ich Herrn van der Grinten mitgenommen , der
Schloß Moyland leitet , das wir im Mai eröffnen
werden , weil ich gerne die Zusammenarbeit auch
im Bereich der Künste und der Architektur wollte.
Darum habe ich Prof . Kar ! Ganser mitgenommen,
weil es in den Niederlanden ein starkes Interesse
an der Internationalen Bauausstellung Emscher
Park gibt . Und darum habe ich den Oberbürger¬
meister von Duisburg mitgenommen , weil die
Kontakte zwischen ' Rotterdam und Duisburg zei¬
gen : Wettbewerb und Kooperation schließen sich
nicht aus , sondern man kann zusammen einen
Mehrwert erzielen , wie es die Hafenstädte tun.

{Beifall bei der SPD)

Darüber bin ich froh , und darum halte ich den
reinen Wirtschaftsvergleich Niederlande/Deutsch¬
land oder Niederlande/Nordrhein -Westfalen für
kurzschlüssig.

J Aber daß zur Lösung gesellschaftlich -wirtschaftli¬
cher Probleme Konsenspolitik eingesetzt wird und
daß Gesamtverantwortung nachgefragt Wird , in
der jeder nachgeben muß und in der niemand sa¬
gen kann : " Eine gute Maßnahme , aber sie darf
nicht mich, sondern sie muß die anderen treffen ” ,
das war die entscheidende Erkenntnis bei dieser
Reise.

So wie Herr Kollege Hombach , so hat auch Wim
Kok in seiner Rede auf das Prinzip des " rhei¬
nischen Kapitalismus ” hingewiesen , auf konsens¬
orientierte und sozialverpflichtete Wirtschaftpoli¬
tik , die wir betreiben müssen . Darum habe ich
mich in den Gesprächen über Architektur und
Stadtkultür , über Politik für Alte und Behinderte,
über Kindergärten , über Gesundheits - und Dro¬
genpolitik zu informieren gesucht.

Manches ist nicht übertragbar , manches ist auch
kritisch zu betrachten , zum Beispiel die unter¬
schiedlichen Steuersätze , die es in den Nieder¬
landen gibt . Ob das ein Beispiel für .uns sein kann,
daran habe ich außerordentliche Zweifel - obwohl
Nordrhein -Westfalen davon profitieren würde.

( Bodo Hombach [SPD ] : Die EU hat auch
Zweifel !)

Aber hier ist eine gesamtgesellschaftliche Verant - (C)
wortung gefragt.
Wir haben ein gemeinsamer , Interesse mit den
Niederländern an der Weiterentwicklung Europas
ohne Grenzen . Das ist vor allen Dingen bei dem
Hafenbesuch und den dortigen Verhandlungen
und Gesprächen deutlich geworden.
Ich finde , ein guter , fairer Wettbewerb mit den
Niederlanden ist im Interesse freundschaftlicher
Beziehungen.
Ein Schlüssel ist der Begriff der Teilzeitarbeit . Das
ist überhaupt keine Frage . Aber , auch wenn man
da die Zahlen miteinander vergleicht - wir haben
es ja soeben gehört - , muß man natürlich darüber
reden , daß Teilzeitarbeit in einem Land mit steuer¬
lich gesicherter Grundversorgung etwas völlig
anderes ist als Teilzeitarbeit bei uns in einem Land
mit diesen sozialen Sicherungssyslemen sein
kein , wie wir sie nun einmal haben -

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

einschließlich der Frage nach den sozialversiche¬
rungsfreien Beschäftigungsverhältnissen , deren
Zahl bei uns unbekannt ist , aber immer noch be¬
drückend hoch . Ich hoffe , daß wenigstens darin
Übereinstimmung besteht.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Im übrigen , die Entwicklung zur Konsensgesell¬
schaft kommt ja aus den 80er Jahren in den Nie¬
derlanden . Das hat hat nicht Wim Kok begonnen.
Er hat es mitgeprägt , vor allen Dingen in seiner
Zeit als Finanzminister , die eine schwere Zeit für
ihn gewesen ist , auch innerparteilich . Der Weg
vom Gewerkschaftsvorsitzenden über den Finanz¬
minister zum Ministerpräsidenten in den Nieder¬
landen ist ein schwieriger , ein steiniger Weg ge¬
wesen.

(Zuruf des Dr . Helmut Linssen [ CDUJ)

Ich bin froh darüber , daß Wim Kock ( ? ? ) diesen
Weg mit solchem Erfolg hat gehen können und in
solcher Solidarität mit den deutschen Sozialdemo¬
kraten , Herr Kollege Linssen . Wir waren am Frei¬
tag vergangener Woche miteinander in Hamburg,
Wim Kock und ich . Hier die Schweden , die Öster¬
reicher und die Niederländer gegen die deutschen
Sozialdemokraten auszuspielen , da muß man
schon in Issum wohnen , um auf diese Idee zu
kommen.

( Heiterkeit - Beifall bei S.PD und GRÜNEN)
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(Ministerpräsident Dr . Rau)

(A ) Im übrigen heißt Konsensgesellschaft in den Nie¬
derlanden nicht konfliktfreie Gesellschaft . Wer
sich die Streiktage ansieht , stellt fest : Da haben
die Deutschen eine bessere Bilanz als die Nieder¬
länder. Wer sich die Einkommensentwicklung an¬
sieht , der muß sagen : Da haben wir Deutschen
eine bessere Situation als die Niederländer . Ich
gehöre nicht zu denen - Sie haben die " NRZ ” zi¬
tiert, Herr Kollege Linssen , darüber freue ich mich
natürlich immer - Sie sollten auch die heutige NRZ
lesen und dann das zitieren , was der niederlän¬
dische Botschafter über den Erfolg dieses nieder¬
ländischen Geheimnisses gesagt hat . Er hat unter
anderem gemeint , es liege auch am Ministerprä¬
sidenten , daß das so sei.

(Ruth Hieronymi [CDU ] : Auch in Nordrhein-
Westfalen ? )

Herr von Walsum weiß , wovon er spricht.
Wir haben bei uns eine andere sozialpolitische

. Situation als die Niederländer . Die Lohnstückko¬
sten in den Niederlanden sind seit Mitte der
80er Jahre moderater gestiegen als in Deutsch¬
land . Das gilt aber nicht durchgängig ; es ist weni¬
ger eindeutig jetzt in den 90er Jahren.
Was Teilzeitarbeit angeht , so ist bei uns in
Nordrhein-Westfalen die Teiizeitarbeit im Bergbau
die wichtigste . Da haben unsere Gewerkschafter
eine große Leistung vollbracht. Das ist mit dem zu
vergleichen , was bei Volkswagen geschehen ist,
nur in einer noch dramatischeren und schwierige¬
ren gesellschaftlichen Situation.

(Beifall bei der SPD)
Die Volkswagen -Regelungen sind die bekannte¬
sten , die beim Bergbau sollten wir nicht verheimli¬
chen.

Die Tarifparteien haben sich auch in vielen ande¬
ren Unternehmen entschieden , Entlassungen da¬
durch zu vermeiden , daß Arbeitszeit anders ver¬
teilt , also verkürzt wird . Ich habe dagegen von
konservativer Seite immer nur Angriffe gehört . Ich
habe immer nur gehört , das sei defensiv und das
vernachlässige die Wachstumschancen der Wirt¬
schaft . Das Beispiel Niederlande widerlegt diese
Behauptung.
Meine Damen und Herren ! Reisen bildet - Sie ha¬
ben recht . Ich war auch in Brüssel , ich war auch
in Luxemburg , alles im gleichen Monat . Da haben
Sie keine Regierungserklärung angefordert . Ich bin
auch nicht der Meinung , daß man Regierungser¬
klärungen nach Einzelreisen richten sollte . Aber
was zu sagen ist , wird ausgesprochen.

Herr Kollege Linssen , Sie dürfen sicher sein , daß (r
ich nicht nur für das Image für die SPD , sondern
auch für das Image des Landes Nordrhein -Westfa¬
len verantwortlich bin . Das ist und bleibt mir be¬
wußt . Ich bin das schon seit über 18 Jahren . Es
ist beiden gut bekommen . So soll es bleiben.
- Schönen Dank. .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Kollegen Appel für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Roland Appel (GRÜNE) : Herr Präsident ! Liebe Kol¬
leginnen und Kollegen ! Gestatten Sie mir noch
eine kurze Bemerkung zu der Debatte . Der Mini¬
sterpräsident hat eine in vieler Hinsicht sehr be¬
merkenswerte Rede- in den Niederlanden gehalten,
die auch vieles enthalten hat.

Herr Linssen , mir ist aufgefallen - darauf wollte
ich hier noch einmal hinweisen - , daß Sie natür - ,
lieh nur auf einen Teil von Gemeinsamkeiten heu¬
te in der Debatte abgestellt haben . Was ich von
Ihnen nicht gehört habe , ist zum Beispiel etwas
zum Vorbildcharakter der niederländischen Dro¬
genpolitik , ist zum Beispiel etwas zum Umgang d
der Niederländer in den vergangenen Jahren mit
den Hausbesetzern , wo deutlich wurde , daß ' man
in den Niederlanden einen ganz anderen Begriff
der Sozialpflichtigkeit von Eigentum hat.
Sie haben nichts dazu gesagt , wie die Einigungs¬
möglichkeiten in den Niederlanden aussehen , daß
zum Beispiel Kinder Eingewandertei ? ? ) dort keine
Probleme haben , obligatorisch die Staatsbürger¬
schaft zu bekommen.

(Beifall bei den GRÜNEN!
Sie haben mit keinem Wort erwähnt , daß es in
den Niederlanden - Herr Matthiesen , hören Sie
genau zu - im Poiizeigesetz ein Antidiskriminie¬
rungsgebot gibt , was wir für vorbildlich halten.

( Beifall bei den GRÜNEN)
All dieses haben Sie nicht erwähnt , Herr Linssen.
Ich könnte jetzt noch eine ganze Latte von Bei¬
spielen bringen , von den Coffeeshops bis zu den
Einwanderungsgesetzen , wo die Niederlande für
uns und auch für Nordrhein -Westfalen

( Klaus Matthiesen [SPD] : Sie müssen da
einmal hinfahren !)
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( Nacken [GRÜNE])

le als Leiter einer Behörde und als SPD -Abgeord-
neter zu trennen weiß , der für dieses Land Politik
macht und der für sich in Anspruch nimmt , eine
politische Meinung vor Ort zu vertreten.

Ich bin sicher , daß auch Ministerin Höhn diese
Rollenteilung vornehmen kann,

(Beifall bei den GRÜNEN)

wie es übrigens auch der Wirtschaftsminister tut.

(Vorsitz : Präsident Ulrich Schmidt)

Sie können doch nicht erwarten , daß man mit der
Rolle des Ministers oder der Ministerin eine politi¬
sche Meinung ablegt . Das trennt man in den ver¬
schiedenen Rollen : Davon gehe ich aus , daß man
dazu in der Lage ist , wenn man Minister oder Mi¬
nisterin wird und in dieses Kabinett berufen wird.
Da habe ich das vollste Vertrauen . Sie sollten
keine Verdächtigungen streuen , auch nicht von
seiten des Fraktionsvorsitzenden der SPD . - Ich
danke Ihnen.

( Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Frau Kolle¬
gin Nacken . - Das Wort hat Herr Ministerpräsident
Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren! Sie haben , Herr
Dr . Linssen , mich freundlicherweise mit meiner
Äußerung gestern in der Fragestunde zitiert . Ich
habe etwas mehr gesagt ; ich habe gesagt : " un¬
verzüglich”

, das heißt ohne schuldhaftes Zögern.
Ich sage hier noch einmal : Als wir diese Koalition
gebildet haben , waren uns die unterschiedlichen
Positionen der Partner zu Garzweiler bekannt . Die
haben wir aufgeschrieben ; der Dissens ist formu¬
liert . Aber zusätzlich zum Dissens ist formuliert
und wird eingehalten ein Verfahren nach Recht
und Gesetz , wie es Herr Kollege Clement eben
noch einmal geschildert hat . Das gilt für alle Be¬
hörden ; das gilt für alle , die an diesem Entschei¬
dungsprozeß beteiligt sind.

Wann die wasserrechtliche Genehmigung erteilt
werden kann , entscheidet das Landesoberberg¬
amt nach Vorlage aller Unterlagen . Ich möchte,
daß die Genehmigung so früh wie möglich erteilt
wird , damit der Zusammenhang zwischen Gar¬
zweiler I und II erkannt wird , das heißt gar nicht:

im Vorgriff auf Garzweiler II , sondern zur Ermögli¬
chung des Restabbaus bei Garzweiler I . Ob sie
erteilt wird , wird von den Prüfungen abhängen,
die gegenwärtig stattfinden.

Ich meine , wir sollten auch denen , die im Bergamt
und im Landesoberbergamt ihre Tätigkeit nach
Recht und Gewissen tun , nicht unterstellen , daß
sie sich politischem Druck , gäbe es ihn denn
überhaupt , beugen würden.

Ich habe den Eindruck , daß es eine unterschiedli¬
che Einschätzung gibt , ob es richtig war , wie Frau
Kollegin Höhn es getan hat , zusätzlich zu den
sechs wasserwirtschaftlichen Gutachten eine
Stellungnahme von Herrn Professor Stolpe ein-
zuhoien . Es ist das gute Recht , der Meinung zu
sein , daß das sei nicht nötig . Es ist aber auch das
gute Recht , der Meinung zu sein , daß das sinnvoll
und richtig ist.

Wenn das bedeutet , daß sowohl die sechs Stel¬
lungnahmen der Gemeinden als auch die des Pro¬
fessors hernach allein der Entscheidung und der
Bewertung durch das Bergamt in Düren unterlie¬
gen , dann ist für mich die Gefahr der Befangen¬
heit bei diesem Thema nicht gegeben . Wenn das
Bergamt in Düren und das Landesoberbergamt
prüfen und es keine Vorprüfung gibt - keine Be¬
hörde läßt sich das aus der Hand nehmen halte
ich es für berechtigt , der prüfenden Behörde , das
Material , das man aus der Sicht des Ressorts für
richtig hält , zuzuletten.

Eine ganz andere Frage , die im Dezember ent¬
schieden worden ist , war die , ob man die Verfah¬
ren miteinander verbindet . Frau Kollegin Höhn hat
dafür Argumente genannt . Herr Kollege Clement
hat zu diesen Argumenten gesagt , daß er eine
solche Verbindung nicht für richtig , hilfreich und
ergebnisfördernd hält . Also bleibt es - wie das
seit langem bekannt ist - bei den zwei getrennten
Verfahren.

Daß Frau Kollegin Höhn Äußerungen über Gar¬
zweiler gemacht hat , die mir nicht gefallen , muß
ich hier nicht öffentlich bekanntgeben . Denn daß
sie mir nicht gefallen würden , hat Frau Kollegin
Höhn schon gewußt , als sie dorthin fuhr; das hat
sie schon gewußt , als wir eine Koaiitionsverein-
barung schlossen.

Daß ich Minister bitte , sich bei den Dingen , für
die sie selbst qua Ressort zuständig sind , enga¬
giert zu äußern , aber nicht in eine Situation zu
kommen , in der ein böser Schein entstehen kann,
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(A ) gilt für jeden Minister, gilt für jede Regierung , gilt
in Düsseldorf , Bonn , München und Kiel.

( Zuruf von der CDU : Nur keiner hält sich
dran !)

- Ach , wissen Sie , die Rituale, mit denen Sie hier
immer wieder bestimmte Themen aufbringen,

(Laurenz Meyer [ CDU ] : Das ist doch wahr !)

damit wir an andere Themen gar nicht mehr her¬
ankommen , kenne ich . Wie gern hätte ich mit
Ihnen über den Landesentwicklungsbericht gere¬
det , wie lange hätten wir gestern miteinander
über die Niederlande diskutieren können.

( Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Das haben wir
doch getan ! - Weitere Zurufe von der CDU)

Sie decken das alles zu , indem Sie Szenarien Vor¬
bringen —

(Zuruf von der CDU : Hier wird doch gar
nicht mehr diskutiert ! - Weitere Zurufe von
der CDU)

- Hier wird immer diskutiert , hier soll viel disku¬
tiert werden.

Aber wenn ich Ihnen sage , daß nach Recht und
Gesetz entschieden wird und Sie vor Manipulatio-

jgj nen an diesem Verfahren keine Sorge zu haben
-brauchen , so wie ich Ihnen das gestern gesagt
habe , dann sollten wir jetzt denen , die das Sagen
haben , den Gerichten und den Behörden , ihre Ar¬
beit nicht erschweren , sondern ihre Entscheidun¬
gen und ihre Urteile abwarten und anschließend
die nötigen Konsequenzen daraus ziehen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident . - Weitere Wortmeldungen liegen
mir zu dieser zusätzlichen Aktuellen Stunde nicht
vor , die ich damit abschließen kann.

Ich rufe auf:

2 Landesentwicklungsbericht Nordrhein -Westfa¬
len - Verläßliche Politik in einer Zeit des Um¬
bruchs - Ziele , Perspektiven und Handlungs¬
schwerpunkte in der 12 . Legislaturperiode

Unterrichtung
durch die Landesregierung
- zur Beratung -
Vorlage 12/1156
Drucksache 12/1759

Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn Mini- (C)
sterpräsidenten Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident: Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ende Januar
habe ich dem Landtag den neuen Landesentwick¬
lungsbericht der Landesregierung vorgelegt.

(Allgemeine Unruhe - Glocke)

Vor zwei Wochen , am 20 . Februar , habe ich ihn
in einer Pressekonferenz vorgestellt . Von einer
Grippe mitgenommen , habe ich mir damals bestä¬
tigen lassen , daß ich lustlos gewesen sei . Jetzt
bin ich ganz iustvoll, denn die Grippe ist überwun¬
den.

In diesem Landesentwicklungsbericht stellt die
Landesregierung dar , was sie in dieser Wahlperi¬
ode auf den Weg gebracht hat , vor allem aber,
was sie bis zum Ende der Legislaturperiode im
Jahre 2000 erreichen will . Wir setzen die politi¬
schen Akzente , die nach unserer Überzeugung
richtig sind . Das ist der Auftrag , den wir von den
Wählerinnen und Wählern bekommen haben . Wir
können und wir sollten aber darüber streiten und
sprechen , wie wir diesem Auftrag bisher gerecht
geworden sind und wie wir ihn in dieser Legisla¬
turperiode weiter füllen wollen . jd)
Darum appelliere ich an die Fraktionen , die die
Regierung tragen , und an die Opposition : Lassen
Sie uns über die Zukunft unseres Landes nicht
wieder eine ritualisierte Diskussion führen , bei der
die Rollen im Vordergrund stehen und nicht die
Argumente . Darum bitte ich , weder schönzureden
noch schwarzzumalen ; beides würde weder der
Regierung noch der Opposition helfen , und es
wäre schon gar nicht im Interesse der Bürgerin¬
nen und Bürger unseres Landes . Wir müssen die
Dinge so sehen , wie sie tatsächlich sind.

Heute vormittag hat der Präsident der Bundes¬
anstalt für Arbeit die neuesten Arbeitsmarktzahlen
bekanntgegeben . Die Zahl der Arbeitslosen ist im
Februar bundesweit um knapp 14 000 gestiegen,
ln fünf der 16 Länder ist die Arbeitslosigkeit zu¬
rückgegangen ; dazu gehört Nordrhein -Westfalen.
Bei uns in Nordrhein- Westfalen gab es im Februar
knapp 3 000 Arbeitslose weniger als im Januar.

Da Sie die Zahlen immer wieder nennen - auch
gestern ist das wieder geschehen - , würde ich
denen , die den Rechenkünsten nahestehen , gerne
einen Zusammenhang vortragen : Die Arbeitslo¬
senzahl in Nordrhein-Westfalen betrug im Februar
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(A ) 918 620 . Das sind 28,2 % der Arbeitslosen in
den westlichen Ländern.

Ende der 80er Jahre betrug der Anteil Nordrhein-
Westfalens an der Arbeitslosigkeit in den westli¬
chen Ländern noch 34 % . Wir sind jetzt bei
28,2 % . Lägen wir noch bei 34 % , dann hätten
wir 190 000 Arbeitslose mehr.
Aber auch die heutigen Zahlen zeigen : Es gibt bei
der Arbeitslosigkeit nicht mehr wie in früheren
Jahren eine besonders ungünstige Entwicklung in
Nordrhein-Westfalen . Wir haben uns seit 1995
vom Bundestrend abgekoppelt.
Es ist gewiß kein Trost , wenn es in den anderen
Ländern noch schlechter läuft . Aber diese Ent¬
wicklung zeigt doch , daß wir die Möglichkeit , die
ein Land hat , jedenfalls nicht schlechter nutzen
als andere.
Die Menschen erwarten eine Antwort auch der
Politik , wie es endlich besser werden kann . Wir
wollen uns dieser Frage stellen . Politik kann nicht
alles , sie ist aber auch nicht ohnmächtig . Politik
schafft nicht unmittelbar Arbeitsplätze . Aber
ebenso , wie eine schlechte Politik dazu beitragen
kann , Arbeitsplätze zu gefährden oder zu vernich¬
ten , kann eine richtige Politik helfen , die Voraus¬
setzungen und die Rahmenbedingungen für mehr
und neue Arbeitsplätze zu schaffen.

(Beifall bei der SPD)
Darum müssen Vergleiche gestattet sein.
Die Arbeitslosigkeit ist das Hauptübel unserer
Zeit . Darum haben wir in unserer Politik einen
klaren und eindeutigen Schwerpunkt • in der
Wirtschafts - und Beschäftigungspolitik gesetzt.
Wir wollen ein Klima im Land schaffen , das inno¬
vationsfreundlich und investitionsfreundlich ist.
Das ist die Richtung unseres Weges , und auf die¬
sem Weg sind wir ein gutes Stück vorangekom¬
men.
Das läßt sich belegen . Über 9 500 Unternehmen
sind in Nordrhein-Westfalen im vergangenen Jahr
neu entstanden . Tag für Tag sind so im Durch¬
schnitt 26 Unternehmen zusätzlich auf den Markt
gekommen . Diese Unternehmen haben über
40 000 neue Arbeitsplätze geschaffen.
Unser Arbeitsmarkt ist dynamisch . Es gibt nicht
nur Abbau, es gibt auch Aufbau . Zwischen Mitte
1995 und Mitte 1996 haben fast eineinhalb Mil¬
lionen Frauen und Männer ein neues , sozial abge-

sichertes Beschäftigungsverhältnis begonnen . Das (C)
zeigt : Es gibt Bewegung auf dem Arbeitsmarkt.
Aber es gibt noch nicht genug Bewegung.
Wir sind froh darüber , daß der Strukturwandel
vorankommt . Noch nie gab es zum Beispiel in
Nordrhein -Westfalen so viele Arbeitsplätze im
Dienstleistungsbereich wie 1996 : 38 000 mehr
als im Vorjahr.
Neue Unternehmen schaffen auch neue Arbeits¬
plätze ; davon brauchen wir mehr . Wir brauchen
deshalb noch mehr Selbständige , die das Risiko
auf sich nehmen , eine eigene Existenz zu grün¬
den . Auch hier sind wir auf dem richtigen Weg.
Während 1980 in Nordrhein-Westfalen noch jeder
13 . Erwerbstätige selbständig war , war es 1994
schon jeder 11.
Im Handwerk haben wir bis jetzt über 1 400 Exi¬
stenzgründungen durch eine Meistergründungs¬
prämie von 20 000 DM gefördert . Dadurch ent¬
stehen über 4 000 neue Arbeitsplätze.
Wir verbessern den Zugang junger Unternehmen
zu Risikokapital durch Landesbürgschaften . Au¬
ßerdem wollen wir in diesem Jahr einen speziellen
Fonds für Risikokapital einrichten . Die Landes¬
regierung steht zur Zeit darüber in Verhandlungen
mit den Banken.

(D)
Arbeitsplätze fallen vor allem in der Industrie weg.
Das wäre besser zu verkraften , wenn der Zu¬
wachs in anderen Bereichen das ausgleichen
könnte . Der Saldo ist aber negativ.
Die Zahl aller Beschäftigten in Nordrhein -Westfa¬
len - Arbeitnehmer , Selbständige , mithelfende
Familienangehörige - lag 1996 bei 7,2 Millionen.
Das waren knapp 56 000 weniger als im Jahr
zuvor . Das entspricht in Nordrhein -Westfalen ei¬
nem Rückgang von 0,8 % .
Im Bund lag die Beschäftigung 1996 um etwa
307 000 Personen niedriger als 1995 . Das ent¬
spricht einem Rückgang von 1,1 % . Das ist eine
Zahl , die niemand verschweigen sollte , der über
unterschiedliche Wachstumsraten in den Ländern
spricht.
Der Wachstumsträger 1996 waren in Nordrhein-
Westfalen die wirtschaftsbezogenen Dienstlei¬
stungen . Bei den Dienstleistungen insgesamt gab
es einen Zuwachs von 0,8 % bei den Arbeitsplät¬
zen.
Die Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe
gingen um 3,4 % zurück . Ende 1996 waren in
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(A ) der nordrhein -westfälischen Industrie knapp
1,6 Millionen Menschen beschäftigt . Das sind
etwa 60 000 weniger als vor Jahresfrist.

Auch innerhalb der Industrie ist die Wirklichkeit
viel differenzierter , als manche Beiträge zur so¬
genannten Standortdebatte es ahnen lassen . Ins¬
gesamt ist die Industrieproduktion im vergange¬
nen Jahr um 2 % zurückgegangen . Ein Minus
haben neben dem Steinkohlenbergbau auch die
Metallerzeugung und das Textilgewerbe zu ver¬
zeichnen . Ganz anders sieht es bei der che¬
mischem Industrie aus mit einem Produktions¬
wachstum von 5 % , beim Maschinenbau mit plus
3 % oder gar bei der Rundfunk - , Fernseh - und
Nachrichtentechnik mit plus 7 % .

Diese unterschiedlichen Tendenzen zeigen , daß
die Investitions - und die Produktionsbedingungen
in unserem Land so schlecht nicht sein können.
Um so wichtiger ist es , meine Damen und Herren,
daß Wachstumsfelder weiter gestärkt werden.
Dazu gehört der Medienbereich.

Nordrhein -Westfalen ist der führende Medienst¬
andort in Deutschland . Diesen Vorsprung will die
Landesregierung weiter ausbauen , ich nenne nur
einige Stichworte : das Projekt InfoCity NRW , Mul¬
timedia Gelsenkirchen , das Europäische Zentrum
für Medienkompetenz in Marl , das in diesem Jahr
seine Arbeit aufnimmt , die Verknüpfung aller Uni¬
versitäten und Fachhochschulen des Landes über
ein Hochleistungsnetz . Das sind einige Beispiele
für das , was die Landesregierung tut , um Men¬
schen neue Arbeit zu schaffen und um bestehen¬
de Arbeitsplätze sicherer zu machen.

Nun sage ich ganz deutlich dazu : Das reicht nicht.
Das reicht auch dann nicht , wenn wir alle Mittel
und Kräfte eines so großen Landes wie Nordrhein-
Westfalen einsetzen . Wir können die Wende am
Arbeitsmarkt nicht allein in Nordrhein -Westfalen
herbeizwingen . Zur Wahrheit gehört aber auch -
und deshalb muß es hier ganz deutlich gesagt
werden - : Wenn wir hier in Nordrhein -Westfalen
eine Wirtschafts - und Arbeitsmarktpolitik machen
würden wie auf Bundesebene , dann wäre die Si¬
tuation noch viel schlechter.

(Beifall bei der SPD)

Wir machen in Nordrhein -Westfalen das Spiel
nämlich nicht mit , jeden Monat auf ein neues
Pferd zu setzen , das der wirtschaftspolitische
Renner sein soll . Wir machen das Spiel nicht mit,
jeden Monat so zu tun , als habe man den archi¬
medischen Punkt gefunden , an dem mehr Be¬
schäftigung hängt.

Ich glaube , daß es die Menschen satt haben , im - (C)
mer wieder mit neuen Versprechungen und Ver¬
heißungen hingehalten zu werden.

(Beifall bei der SPD)

Einmal soll der liberalisierte Ladenschluß die große
Wende bringen, dann ist es die private Arbeitsver¬
mittlung , dann soll der Kündigungsschutz gelok-
kert werden oder die Lohnfortzahlung bei Krank¬
heit entfallen . Ein anderes Mal ist es der angebli¬
che Freizeitpark Deutschland , der das Kernpro¬
blem ist , und wieder ein anderes Mal ist es der
Spitzensteuersatz , der den Millionären die Lust
am Investieren verdirbt.

(Werner Stump [CDU ] : Und was schlagen
Sie vor ?)

Wir haben gestern darüber gesprochen , was wir
von den Niederländern lernen können . Eines kann
man ganz sicher lernen : Die Niederländer machen
nicht den Fehler , einzelne Themen zu Fetischthe¬
men aufzublasen.

( Beifall bei der SPD)

Sie machen nicht den Fehler zu glauben , allein
vom Spitzensteuersatz hinge Wohl und Weh ihrer
Wirtschaft ab . Dieser liegt dort - ich habe es be¬
reits gestern gesagt - bei 60 Prozent , und das
schon bei einem Einkommen von 83 000 DM . ID)
Das allein scheint also den Erfolg der niederlän¬
dischen Wirtschaftspolitik nicht verhindert zu ha¬
ben ; vielleicht gibt das doch zu denken.

Meine Damen und Herren , die F . D . P. ist wegen
ihrer führenden Rolfe bei einer Politik , die auf Ef¬
fekthascherei statt auf Substanz zielt , im Landtag
nicht mehr vertreten.

( Zurufe von der SPD : Gott sei Dank ! Zum
Glück !)

Es ist nämlich eine Politik , die immer unter dem
Eindruck des Augenblicks agiert und sich jeden
Monat an einem neuen Leitsternchen orientiert.
Darum meine ich : Wir sollten uns selber fragen,
ob Menschen wirklich Vertrauen fassen , wenn
der Bundeskanzler von ihnen weiteren Lohnver¬
zicht fordert , obwohl sie diesen doch schon seit
Jahren real leisten.

Es gibt viele Ursachen dafür , daß die Arbeitslo¬
senzahlen einen skandalösen Rekord erreicht ha¬
ben . Eine davon ist besonders wichtig : Es ist die
fehlende Binnennachfrage.

Dies hat auch die Dresdner Bank vor einigen Wo¬
chen ganz klar analysiert : " Schwachpunkt ist die
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(A ) Binnenkonjunktur , hier fehlen positive Erwartun¬
gen "

, heißt es in ihrer Mitteilung von Ende -Janu¬
ar . Es lohnt sich , einmal zur Kenntnis zu nehmen,
was diese gewiß unverdächtige Zeugin in ihrer
Analyse schreibt - ich zitiere - :

" 1996 erlebte die Diskussion um den Standort
Deutschland einen neuen Höhepunkt . Zahlrei¬
che Indizien , wie zum Beispiel die steigenden
Sozialversicherungslasten , das verwirrende
Steuerrecht und mangelnde Flexibilität am Ar¬
beitsmarkt , dienten als Beweis für Standort¬
nachteile . So berechtigt die Besorgnis über die
Probleme ist , im Ganzen entstand mitunter ein
Zerrbild unserer wirtschaftlichen Wirklichkeit .

“

Des weiteren weist die Dresdner Bank darauf hin
- ich zitiere -', " daß Deutschland bezogen auf die
Lohnstückkosten eine ähnliche Wettbewerbsposi¬
tion wie zu Beginn der 90er Jahre erlangt hat . ”

Meine Damen und Herren , wer falsche Diagnosen
stellt , kann nicht die richtige Therapie finden . Bei
aller Orientierungslosigkeit der Bonner Wirt¬
schaftspolitik folgt sie immer dem gleichen In¬
stinkt : Einseitige Belastung der Arbeitnehmerin¬
nen und Arbeitnehmer . - Ich glaube nicht , daß der
Arzt gut beraten ist , der den Aderlaß als einziges
Allheilmittel für medizinisch indiziert hält.

® ( Beifall bei der SPD)
Wenn der Patient , also die Wirtschaft , ganz am
Boden liegt , weil die Binnennachfrage völlig abge¬
würgt ist , dann könnte dieser Arzt behaupten , der
Aderlaß hätte noch viel größer sein müssen , um
zu helfen.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Das muß Cle¬
ment einmal hören !)

Wir wollen uns an einer solchen Quacksalberei
nicht beteiligen . Wir wollen verläßliche Politik
auch in einer Zeit des Umbruchs.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Da spricht der
Wirtschaftsminister !)

Ich habe den sicheren Eindruck, daß dieser Kurs
stimmt und daß wir an ihm festhalten . Das zeigt
die Politik, die wir betreiben und die ich gemein¬
sam mit Wolfgang Clement betreibe.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU1 : Hören Sie sich
Herrn Clement einmal draußen an !)

Herr Kollege Linssen , fast 10 000 zusätzliche
Unternehmen haben im vergangenen Jahr in

Nordrhein -Westfalen über 40 000 neue Arbeits - (C)
plätze geschaffen.

( Werner Stump [ CDU ] : Wieviel sind weg¬
gegangen ? )

- Das ist eine Nettozahl , Herr Kollege.
( Dr . Helmut Linssen [CDU] : 70 000 netto
haben wir verloren ! )

Sie sind der praktische Beweis dafür , daß wir in
Nordrhein -Westfalen ein investitionsfreundliches
Klima haben.

Das Land hat 1996 weniger Schulden gemacht
als geplant . Das unterscheidet unseren Finanz¬
minister von dem des Bundes:

( Beifall bei der SPD)

Weniger Schulden trotz größerer Steuerausfälle
. und trotz unvermeidbarer Mehrausgaben.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Weniger Schul¬
den ?)

Das war nur möglich , weil wir sparsamer wirt¬
schaften als andere.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Sie machen
noch mehr Schulden , Herr Ministerpräsi¬
dent ! )

(D)Das zeigt auch eine längerfristige Entwicklung.
(Zurufe von der CDU)

Nordrhein -Westfalen ist pro Kopf weniger ver¬
schuldet als die meisten anderen Länder.

( Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Das habe ich ja
noch nie gehört ! )

Wir liegen auf Platz 4 im Vergleich der westlichen
Flächenländer ; 1990 lagen wir noch auf Platz 6.
Wir sparen nicht am falschen Fleck : Schulen , Bil¬
dung , Forschung und Wissenschaft bekommen in
Nordrhein -Westfalen Jahr für Jahr mehr Mittel.
Das unterscheidet uns von anderen ; der Bund
kürzt in diesem Jahr die Mittel für Bildung und
Forschung um fast 6 %.
Wir haben als erste Landesregierung beschlossen,
ab 1997 nur noch den Bau von solchen Wohnun¬
gen zu fördern , die ein Viertel weniger Energie
verbrauchen , als es die Wärmeschutzordnung
heute verlangt . Das schafft zusätzliche Arbeit , es
nützt der Umwelt , und cs erspart Heizkosten.
Kein Land fördert Energie aus Wind, Sonne und
Wasser so wie Nordrhein -Westfalen . Wir tun das



Landtag
Nordrhein -Westfalen 4171

06 .03 . 1997
Plenarprotokoll 12/51

( Ministerpräsident Dr . Rau)

mit vernünftigen Tarifen , mit finanzieller Förde¬
rung und durch Ausbildung und Beratung.

Unser Land war beim Bio-Regio -Wettbewerb er¬
folgreich . Jetzt schweigen manche , die uns noch
vor kurzem Rückständigkeit bei moderner Technik
vorgeworfen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Internationale Bauausstellung Emscher Park
war der offizielle deutsche Beitrag bei der
Architektur -Biennale in Venedig . Die Bundesregie¬
rung wußte , warum sie sich für Spitzenqualität
aus Nordrhein -Westfalen entschieden hat.

Die Opposition wird sagen - das sagt sie immer -,
das alles reiche nicht aus . Sie bestätigt das deut¬
sche Sprichwort : Man kann arbeiten wie ein A-
ckergaul , für Zuschauer ist man immer zu faul.

(Heiterkeit)

Aber es hat schon seinen Grund, daß die Men¬
schen in Nordrhein -Westfalen nicht der CDU den
Beweis abverlangt haben , was in Nordrhein -West¬
falen an guter Politik möglich ist , sondern dieser
Landesregierung.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lachen bei
der CDU - Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Er
pfeift im dunklen Walde !)

Wir werden unseren Kurs fortsetzen . Wir werden
weiter zeigen , daß die Politik etwas zum Besseren
verändern kann und daß es einen dritten , realisti¬
schen Weg zwischen Schönreden und 'Schwarz¬
malen gibt . - Ich danke Ihnen herzlich.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Für die SPD - Fraktion
spricht der Abgeordnete Dr . Kasperek.

Dr . Bernhard Kasperek ( SPD ) : Herr Präsident ! Ich
möchte mich zunächst bei Ihnen , Herr Minister¬
präsident , für den Landesentwicklungsbericht und
Ihre Rede bedanken und im Namen der SPD -Frak-
tion dazu Stellung nehmen.

Wir alle wissen : Die Bundesrepublik befindet sich
in einer extrem scharfen ökonomischen und sozia¬
len Krisensituation . Das Stichwort Massenarbeits¬
losigkeit ist in aller Munde . Im Januar waren in
Deutschland annähernd 4,7 Millionen Menschen
arbeitslos gemeldet . Wir alle wissen : Berücksich¬

tigt man diejenigen , die sich in Umschulungs - und ( C)
Qualifizierungsmaßnahmen befinden , und die
Dunkelziffer , also diejenigen , die aus der Arbeits¬
losenstatistik herausgesteuert worden sind , haben
wir mehr als 6 Millionen Arbeitslose . Das ent¬
spricht den sprichwörtlichen Weimarer Verhält¬
nissen.

Noch halten die sozialen Sicherungssysteme.
Aber auch dort wächst die Instabilität : bei der
Rentenversicherung und bei der Krankenversiche¬
rung , deren finanzielle Grundlagen wegen Arbeits¬
losigkeit und der demographischen Entwicklung
wegbrechen , und natürlich auch bei der Arbeits¬
losenversicherung , die dem Ansturm nur um den
Preis noch höherer Bundeszuschüsse noch stand¬
hält.

Die Politik der CDU in Bonn im Zusammenhang
mit Rentnern , Arbeitslosen und Kranken ist nichts
anderes , als daß Angst und Schrecken unter ih¬
nen verbreitet wird.

( Beifall des Loke Mernizka (SPD ] )

Das Jahr 1997 ist ein Schicksalsjahr für die Zu¬
kunft unserer Republik . Ich bin zutiefst davon
überzeugt , daß , wenn sich diese ökonomische
und soziale Krisensituation verschärft , mit den
daraus resultierenden sozialen Ängsten nicht nur
die soziale Stabilität , sondern auch die politische
Stabilität in Deutschland gefährdet ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es besteht also großer Handlungsbedarf auf Bun¬
desebene , um den Karren wieder aus dem Dreck
zu ziehen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Obwohl die weltwirtschaftlichen Rahmenbedin¬
gungen für die deutsche Wirtschaft relativ günstig
stehen - die D - Mark steht nicht mehr unter Auf¬
wertungsdruck , die Exporte ziehen an wird die
Arbeitslosigkeit leider nicht abnehmen . Ein Grund
dafür liegt auf der Hand : Die Binnennachfrage
stagniert . Die Niederlande werden uns als Vorbild
vorgehalten . Während hier der private Verbrauch
und die gesamte Binnennachfrage durch eine har¬
te Sparpolitik des Bundes und durch immer weiter
ansteigende Lohnnebenkosten erstickt wird , ist ja
gerade in den Niederlanden die Binnennachfrage
die Lokomotive der Konjunktur . Das haben wir
auch gestern schon diskutiert.

Die wichtigste Aufgabe , die auf der Bundesebene
geleistet werden muß , ist daher die Reduzierung
der zu hohen Lohnnebenkosten durch Herausnah-
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gelobt und erfahren soviel Zustimmung , daß die
bornierte Haltung der CDU - Fraktion , die damit
ziemlich alleine steht , richtig auffällt.

Meine Damen und Herren , die Landesentwick¬
lungsplanung verfolgt seit Jahrzehnten das Ziel,
die Siedlungsentwicklung auf Siedlungsschwer¬
punkte auszurichten und hierbei vor allem das
Angebot des ÖPNV zu berücksichtigen . Wir dür¬
fen dabei nicht bei Sonntagsreden stehcnbleiben,
sondern wir müssen konkret handeln , und dem
dient unsere neue Regelung.
Wir werden auch in Zukunft den Einsatz von För¬
dermitteln im Mietwohnungsbau ermöglichen . Wir
sehen in diesem Jahr wieder mehrere Milliar¬
den DM dafür vor , aber wir werden diese Mittel
an Standorten konzentrieren , die der Innenent¬
wicklung dienen und die einen sozialen Bedarf
befriedigen.
Meine Damen und Herren, es besteht einhellig
Konsens darüber , daß der ÖPNV gestärkt werden
muß und wir alle der Zersiedeiung der freien
Landschaft entgegenwirken müssen.

Ich frage Sie einmal , Herr Hardt - ich weiß ja,
daß Sie selbst auch Verkehrspolitiker sind - : Wie
wollen wir denn die Schienenstrecken gerade im
ländlichen Raum wirtschaftlich machen , wenn wir
weiterhin diesen Wahnsinn fortsetzen und das
Wohnen auf der grünen Wiese mit der Folge för¬
dern , daß die Leute gerade nicht umsteigen , son¬
dern weiterhin mit dem motorisierten Individual¬
verkehr zu ihrem Arbeitsplatz , zum Einkäufen
oder in der Freizeit fahren?

( rhythmischer Beifall bei den GRÜNEN)

Wir müssen nun die riesigen Baulandpotentiale
erschließen , die in der Nähe dieser Strecken lie¬
gen.
Ich kann Ihnen Beispiele nennen - in Bielefeld-
Quelle, in Neuss -Allerheiligen; das kennt Herr Zell-
nig sehr gut - , bei denen wir durch unser Pro¬
gramm , Wohnen wieder in die Nähe der Schiene
zu bringen , neue Haltepunkte initiieren und neue
Strecken und neue Kunden für diese Strecken
finden konnten . So müssen nach meiner Meinung
die Verkehrspolitik und die Wohnungsbaupolitik in
Übereinstimmung gebracht werden . Ich meine,
wir sind auf einem guten Weg , und diesen Weg
werden wir fortsetzen.

( Beifall bei den GRÜNEN und des Gerd -Pe¬
ter Wolf ( SPD ] - Gerd - Peter Wolf [SPDl:
Gut gebrüllt , Löwe !)

Vizepräsidentin Dr. Katrin Grüber : Es liegen keine (C)
weiteren Wortmeldungen vor . Ich schließe die
Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung . Ich lasse über die
Überweisung des Antrags an den Ausschuß für
Städtebau und Wohnungswesen abstimmen , wo
die abschließende Beratung und Abstimmung in
öffentlicher Sitzung erfolgen sollen . Wer dem Vor¬
schlag die Zustimmung erteilen möchte , den bitte
ich um das Handzeichen . - Wer stimmt da¬
gegen ? - Stimmenthaltungen ? - Dann ist dies ein¬
stimmig so beschlossen.

Ich rufe auf:

9 Gesetz zu dem Vertrag zwischen dem Land
Nordrhein -Westfalen und dem Landesverband
der Jüdischen Gemeinden von Nordrhein -
K .d .ö .R . - , dem Landesverband der Jüdischen
Kultusgemeinden von Westfalen - K .d .ö .R . -
und der Synagogen -Gemeinde Köln - K .d .ö . R . -

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 12/1799

erste Lesung

Zur Erbringung erteile ich Herrn Ministerpräsident
Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Am
1 . Dezember 1992 haben wir den Vertrag zwi¬
schen dem Land Nordrhein -Westfalen und den
Jüdischen Kultusgemeinden unterzeichnet . Mit
diesem Vertrag haben wir deutlich gemacht , daß
wir eine besondere geschichtliche Verantwortung
des deutschen Volkes für das jüdische Leben in
der Bundesrepublik Deutschland und in unserem
Land tragen . Als Ausdruck dessen sieht der Ver¬
trag vor , das jüdische Leben in Nordrhein - Westfa¬
len in seiner ganzen Breite zu fördern.

Neben vielen Fragen der Erwachsenenbildung , der
Beteiligung am öffentlichen Rundfunk , des Fried¬
hofswesens und des Feiertagsrechts regelt er
aber vor allem auch unsere finanzielle Unterstüt¬
zung für die Jüdischen Kultusgemeinden . Im
Haushaltsjahr 1997 wären nach dem Vertrag vom
Land voraussichtlich etwas mehr als
3,5 Millionen DM zu zahlen gewesen . Die vertrag-
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Ä ) lieh vorgesehenen Landesleistungen sind aber bei
weitem nicht mehr ausreichend.

Seit einigen Jahren , vor allem seit dem Ende der
Teilung Europas , haben viele Juden ihre alte Hei¬
mat in der ehemaligen Sowjetunion

'verlassen . Sie
haben das getan , weil sie dort keine Perspektiven
mehr für sich gesehen haben . Viele von ihnen
sind zu uns nach Nordrhein -Westfalen ge¬
kommen.

In den vergangenen Jahren sind die kleinen jü¬
dischen Gemeinden bei uns aufgrund dieser Ent¬
wicklung erfreulich gewachsen . Das ist ein deutli¬
ches Zeichen dafür , daß wir auf dem Weg der
Vertrauensbildung zwischen Juden und nichtjüdi¬
schen Deutschen deutlich vorangekommen sind.
Inzwischen sihd aber mehr Menschen in unser
Land gekommen , als wir bei Abschluß des Ver¬
trags gedacht haben . Die Mitgliederzahl der Jü¬
dischen Kultusgemeinden hat sich nahezu verdop¬
pelt . Mit einer weiteren Verdoppelung wird ge¬
rechnet.

Diese unerwartet große Zuwanderung stellt die
Gemeinden vor große Aufgaben . Die vielen Da¬
zugekommenen aus . der früheren Sowjetunion
verändern das Leben in den Gemeinden . Sie brin¬

gen neue Herausforderungen , sie bringen auch

Bj neue finanzielle Sorgen.

Zu den traurigen Erkenntnissen gehört , daß die
Zuwanderer in der ehemaligen Sowjetunion von
ihren in Jahrhunderten gewachsenen kulturellen

. und religiösen Wurzeln fast völlig abgeschnitten
wurden . Hier bei uns sind sie in ein für sic völlig
fremdes gesellschaftliches und kulturelles Umfeld

gestellt . Darum brauchen sie neben Unterricht in
deutscher Sprache auch soziale und religiöse Be¬

treuung . All das bieten die Gemeinden an , all das
kostet selbstverständlich Geld.

{Vorsitz : Präsident Ulrich Schmidt)

Die personellen , organisatorischen und finanziel¬
len Möglichkeiten der Jüdischen Kultusgemeinden
und unsere im Vertrag von 1992 zugesicherte
Unterstützung reichen nicht aus , um heute das zu
tun , was nötig ist.

Wir wußten bei den Haushaltsberatungen für das

Haushaltsjahr 1997 bereits , daß die Leistungen
nach dem Vertrag angepaßt werden mußten . Dar¬

um haben wir schon im Vorgriff auf die Änderung
des Vertrags im . Haushaltsplan 1997 den Ansatz
für die Leistungen erhöht . Dem haben Sie zuge¬
stimmt , und dafür danke ich Ihnen.

Der am 18 . Februar dieses Jahres Unterzeichnete (C)
Änderungsvertrag regelt die notwendig geworde¬
ne Anpassung des 1992 geschlossenen Vertrags.
Dieser Vertrag bedarf entsprechend Artikel 23
Abs . 2 unserer Landesverfassung der Zu¬
stimmung durch ein Gesetz.

Wir sind mit dem 1992 abgeschlossenen Vertrag
einen Schritt auf dem Weg der Verständigung,
der Versöhnung . und der Zusammenarbeit gegan¬
gen . Auf diesem Weg schreiten wir mit dem Än¬
derungsvertrag fort . Ich bitte Sie deshalb um Zu¬
stimmung.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau.

Eine Debatte zu diesem Punkt ist nicht vorgese¬
hen , so daß wir jetzt nur über die Überweisung
des Gesetzentwurfs an den Hauptausschuß ab¬
stimmen . Wer dem zustimmt , den bitte ich um
das Handzeichen . - Gegenprobe ! - Stimmenthal¬
tungen ? - Das ist nicht - der Fall . Damit ist die
Überweisung des Gesetzentwurfs an den Haupt¬
ausschuß einstimmig beschlossen.

Ich rufe auf ir *\

10 Gemeinschaftsaufgabe nach Artikel 91 a
GG:

hier: Anmeldung zum 25 . Rahmenplan
nach S 7 des Gesetzes über die Ge¬
meinschaftsaufgabe " Verbesserung
der Agrarstruktur und des Küsten¬
schutzes"

Unterrichtung
des Landtags gemäß § 10 Abs . 3 LHO
Vorlage 12/1058

Beschlußempfehlung
des Haushalts - und Finanzausschusses
Drucksache 12/1789

Ich verweise erstens auf die obengenannte Be¬

schlußempfehlung , zweitens auf den Entschlie¬

ßungsantrag der Fraktion der SPD und der Frak¬

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Drucksa¬
che 12/1828 und drittens auf den Ent¬

schließungsantrag der Fraktion der CDU Drucksa¬
che 12/1841.
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Präsident Ulrich Schmidt : Meine sehr verehrten
Damen und Herren ! Liebe Gäste ! Verehrte Kolle¬
ginnen und Kollegen ! Ich begrüße Sie alle zu un¬
serer heutigen , der 52 . Sitzung des Landtags
Nordrhein-Westfalen in dieser Wahlperiode und
heiße Sie herzlich willkommen . Ich begrüße in
besonderer Weise unsere Gäste auf der Zuschau¬
ertribüne und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Medien.

Für die heutige Sitzung haben sich 1 5 Abgeordne¬
te entschuldigt ; ihre Namen werden in das Proto¬
koll aufgenommen.

Meine Damen und Herren , die Einberufung unse¬
rer heutigen Sondersitzung erfolgte auf Antrag
von 77 Abgeordneten der Fraktion der SPD und
22 Abgeordneten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN . Artikel 38 Abs . 4 unserer Landesver¬
fassung lautet dazu:

“ Auf Antrag der Landesregierung oder eines
Viertels seiner Mitglieder muß der Landtag un¬
verzüglich einberufen werden . "

Wie Sie den Unterschriftenlisten , die der Einla¬
dung zur heutigen Sitzung beigefügt sind , entneh¬
men können , ist diese Voraussetzung nach Artikel
38 Abs . 4 der Landesverfassung für die heutige
Sondersitzung erfüllt.

Meine Damen und Herren ! Wir treten in die Bera¬
tung unserer Tagesordnung ein . Ich rufe den ein¬
zigen Punkt auf:

Zukunft für den Steinkohlenbergbau und
für die Menschen in den Bergbaurevieren
in Verbindung damit:

Regierungserklärung
Die Auswirkungen der Bonner Finanzkürzungen
auf die Zukunft der deutschen Steinkohle

Meine Damen und Herren , die Fraktion der SPD
und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben
mit Drucksache 12/1870 einen Entschließungs¬
antrag vorgelegt , der in die Beratungen eihbezo-
gen wird und der Ihnen eigentlich schon vorliegen
müßte , jedenfalls in diesen Minuten verteilt wird.

Soweit 2urn Vorspann . - Zur Regierungserklärung (C)
erteile ich nun dem Herrn Ministerpräsidenten Dr.
Rau das Wort . Bitte sehr.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Am vergange¬
nen Donnerstag hat die Bundesregierung zum
ersten Male mit zwei konkreten Zahlen ihrePläne
zur Finanzierung der Steinkohle auf den Tisch
gelegt : 7 Milliarden Bundeshilfen im Jahre 2000,
3,8 Milliarden im Jahre 2005.

Das ' hat nicht nur bei den Bergleuten im Ruhrge¬
biet und an der Saar zu Empörung , Wut und Ent¬
täuschung geführt . Sie fühlten sich getäuscht,
weil sie sich offenbar nicht mehr auf geltendes
Recht und auf getroffene Vereinbarungen verlas¬
sen können.

{ Zurufe von der CDU)

Es kann niemanden wundern , daß die Bergleute
öffentlich sehr ' deutlich gemacht haben , was . sie
von einer solchen Politik halten.

( Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall bei
den GRÜNEN - Zuruf des Lothar Hegemann
[ CDU ])

Ich bin froh darüber, daß sie sich dabei insgesamt (Qj
so beherrscht und diszipliniert verhalten haben.

{ Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall bei
den GRÜNEN)

Die Pläne der Bundesregierung hätten den Berg¬
bau und die Bergbaureviere in eine existentielle
Krise gestürzt:
- Sieben Schachtanlagen weniger bis zum Jahr

2000 ,
- mindestens drei weitere Schachtanlagen weni¬

ger bis zum Jahre 2005,
- Massenentlassungen und betriebsbedingte

Kündigungen

wären die Folgen gewesen.
Die Landesregierung hat sich am letzten Freitag in
einer Sondersitzung mit den Plänen der Bundes¬
regierung befaßt und eine Erklärung dazu abge¬
geben.

Für den 8 . März hatte ich zusammen mit dem
Ministerpräsidenten des Saarlandes , meinem Kol¬
legen Oskar Lafontaine,

( Lachen und zahlreiche lebhafte Zurufe v .on
der CDU)
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A ) Vertreter der Industriegewerkschaft Bergbau und
Energie , der IG Metall,

(Anhaltende Zurufe von der CDU - Glocke)

der Bergbauunternehmen , der Kirchen,

( Lothar Hegemann [CDU ] : Keinen Pfennig
auf der Tasche , aber große Backe !)

der Wirtschaft , der Politik, der Städte -, der Ge¬
meinden und der Verbände zu einer Konferenz
nach Düsseldorf eingeladen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir haben dort die " Düsseldorfer Erklärung zur
Zukunft des Steinkohlenbergbaus " verabschiedet.
Der Kernsatz dieser Erklärung lautet:

" Die Teilnehmer der Konferenz fordern daher
alle Verantwortlichen dringend auf , den not¬
wendigen , bisher tragenden sozialen Grund-

• konsens nicht zu verlassen , sondern zu sichern
und auf der Grundlage geltender Gesetze und
getroffener Vereinbarungen (Artikelgesetz,
Hüttenvertrag ) zu einer gemeinsamen Kohle¬
politik zurückzukehren .

"

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Heute morgen hat nun der Bund seine unvertret-
•ß ) baren Kürzungspläne ein Stück korrigiert . Ich dan¬

ke Wolfgang Clement für alles , was er .dazu in
den letzten Tagen und Nächten beigetragen hat.

( Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD)

Für den Steinkohlenbergbau sollen jetzt sowohl in
den kommenden drei Jahren als auch bis zum
Jahre 2005 zusätzliche Mittel zur Verfügung ste¬
hen.
Die Bundesregierung war zu diesem Schritt nur
bereit , wenn es zu zusätzlichen Belastungen für
Nordrhein -Westfalen kommt . Die Landesregierung
hat sich dazu bereit erklärt . Diese Entscheidung
ist uns außerordentlich schwer gefallen.

( Zurufe von der CDU)

Wenn ich das Ergebnis allein energiepölitisch und
finanzpolitisch bewerte , könnte ich es nicht ver¬
treten . Aber hier stand mehr auf dem Spiel . Die
Bundesregierung hätte es mit ihren ursprünglichen
Kürzungsvorschlägen in Kauf genommen , daß es
zu einer arbeitsmarktpolitischen Katastrophe in
den Kohleregionen gekommen wäre . In einer Zeit,
in der so viele Männer und Frauen ohne Arbeit
sind wie noch nie seit Gründung der Bundesre¬

publik Deutschland , konnten und wollten wir die- ( C)
sem Katastrophenkurs nicht tatenlos Zusehen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Bei den Plänen der Bundesregierung aus der ver¬
gangenen Woche hatte es sich um unbegrenzte
Zumutungen gehandelt . Jetzt ist es gelungen , die
Zumutungen wenigstens zu begrenzen . Aber es
bleiben Zumutungen für die Bergleute , für die
Bergbauregionen und für das Land Nordrhein-
Westfalen , zu dessen Lasten sich der Bund eines
Teils seiner finanziellen Verpflichtungen für die
Kohlepolitik entledigt.
Das hat nicht in erster Linie mit fehlendem Geld
beim Bund zu tun , sondern mit mangelndem poli¬
tischen Willen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich erinnere daran , daß das Land Nordrhein - West-
falen vorgeschlagen hatte , den Kohlepfennig
durch eine ökologische Stromsteuer zu ersetzen.
Sie hätte Finanzierungssicherheit für die deutsche
Steinkohle geschaffen und hätte ' Anreize zum
Stromsparen gesetzt . Die Landesregierung hält
diesen Weg nach wie vor für richtig . Aber die
Bundesregierung war und ist dazu nicht bereit.
Sie hat damit selber verhindert , daß dem Bund die
Mittel zur Verfügung stehen , die für eine moderne (D>
Energiepolitik und eine verläßliche Kohlepolitik
notwendig wären.

( Beifall des Loke Mernizka ISPD] und des
Reinhold Trinius [ SPD ] )

Die Ruhrkohle AG wird nun bis zur Sommerpause
entscheiden müssen , welche Schachtanlagen still¬
gelegt werden . Dann wird in letzter Konsequenz
deutlich werden , daß dieser 13 . März 1997 ein
ganz schwerer Tag für Nordrhein - Westfalen ist.

Dieses Ergebnis , meine Damen und Herren , kann
man nur richtig einordnen , wenn man sich noch
einmai die wichtigen Stationen der vergangenen
Jahre in Erinnerung ruft . Vor fast genau zwei Jah¬
ren , am 16 . März 1995 . hat es bei den Energte-
konsensgesprächen in Bonn eine Verständigung
darüber gegeben , daß der Bund allein für die Koh-
leverstromung bis zum Jahre 2000 7 Milliarden
DM jährlich zur Verfügung stellt . Auf der einen
Seite des Verhandlungstisches saßen damals un¬
ter anderem die Ministerpräsidenten des Saarlan¬
des und Niedersachsens und für Nordrhein -West¬
falen der damalige Chef der Staatskanzlci und
heutige Wirtschaftsminister Woifgang Clement.
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Auf der anderen Seite saßen unter anderem die
Bundesministerin Dr . Merkel , der Bundeswirt¬
schaftsminister Dr . Rexrodt , der Ministerpräsident
des Freistaates Bayern und sein sächsischer Kol¬
lege Prof . Dr . Biedenkopf sowie der Vorsitzende
der CDU - Fraktion hier irrt Landtag.
Damals , am 16 . März 1995 , haben die Verhand
lungsführer der Bonner Koalitionsparteien und der
SPD vereinbart:

" Beide Seiten sind sich einig, daß im Falle der
Nichteinigung"

- gemeint war die Finanzierung der Kohleverstro-
mung bis zum Jahre 2005 -

"die Finanzplafonds des Artikelgesetzes einge¬
halten werden . In diesem Fall will der Bund
noch in diesem Jahr”

- also 1995 -
“ Zuwendungsbescheide für 1999 und 2000
entsprechend dem Artikelgesetz erteilen .

"

Diese Frist ist mit unserem Einverständnis bis zum
Frühjahr 1996 verlängert worden . Heute , wieder¬
um ein Jahr später , liegen die verbindlich zuge¬
sagten Zuwendungsbescheide immer noch nicht
vor.
Es war kein Beitrag zur Verläßlichkeit politischer
Entscheidungen , daß sowohl der Ministerpräsi¬
dent des Freistaats Bayern als auch sein sächsi¬
scher Kollege bereits vor einiger Zeit deutlich ge¬
macht haben , daß sie sich nicht an die damals
gefundene Verständigung halten wollen . Ich ge¬
stehe , daß ich für dieses Verhalten wenig Ver¬
ständnis habe.
Ich will mich jetzt einer Bewertung dessen enthal¬
ten , was der Oppositionsführer hier im Landtag zu
diesem Thema immer wieder vorgetragen hat.
Aber ich sage : Wer mit der Bundesregierung be¬
hauptet hatte , mit ihrem Angebot stünden
5,5 Milliarden DM für die Kohlefinanzierung zur
Verfügung, der hatte klammheimlich die finanziel¬
le Belastung des Landes Nordrhein-Westfalen für
Absatzhilfen auf 1,5 Milliarden DM verdoppelt.
Das Entscheidende wurde dabei verschwiegen:
Der Bund wollte vollständig aus seinen Verpflich¬
tungen für die Kokskohlenhilfen aussteigen . So
kann und so darf niemand handeln , der als poli¬
tisch Verantwortlicher den Interessen unseres
Landes verpflichtet ist.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Meine Damen und Herren ! Es ist unbestreitbar , (C)
daß die deutsche Steinkohle heute weniger Unter¬
stützung hat als noch vor einigen Jahren . Das gilt
nicht nur für die Politik , das gilt auch für viele
Teile der Öffentlichkeit.

In Diskussionen über die heimische Steinkohle
begegne ich immer wieder Vorurteilen , die sachli¬
che Diskussionen erschweren und vernünftige
Entscheidungen behindern.

Zu den hartnäckigsten Vorurteilen gehört die Vor¬
stellung , der Bergbau in unserem Land habe sich
in der Vergangenheit allen Veränderungen entzo¬
gen und wolle auch in Zukunft weitermachen wie
bisher . Dem will ich ganz entschieden widerspre¬
chen.

Ich bitte Sie alle, meine Damen und Herren , mit
mir gemeinsam Fakten gegen Vorurteile zu set¬
zen.
In den vergangenen zehn Jahren ist die Zahl der
Arbeitsplätze im Bergbau um über 80 000 zurück-

• gegangen ; allein 7 000 waren es im vergangenen
Jahr.

Fakten gegen Vorurteile : Das gilt auch mit Blick
auf die Vorstellungen für die Zukunft . Der Vor¬
schlag , den der Bergbau und die Industriegewerk¬
schaft Bergbau und Energie im vergangenen (qj
Herbst vorgelegt , hatten , war ein schmerzlicher
Vorschlag , er war das Gegenteil von " weiter so " :
Er sah tiefe Einschnitte vor , aber er war sozial
beherrschbar.

Die Bergleute tragen schon seit vielen Jahren
durch Arbeitszeitverkürzung und weniger Lohn
dazu bei , daß der Abbau von Arbeitsplätzen für
die Bergleute nicht in die Arbeitslosigkeit führt.
Ich habe großen Respekt vor dieser ganz prakti¬
schen Form von Solidarität.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
ich frage die politisch Verantwortlichen in Bun¬
desregierung und Bundestag , in den Unternehmen
und Verbänden , ich frage auch uns und die deut¬
sche Öffentlichkeit : Kennen Sie eine Gewerk¬
schaft in irgendeinem Land der Welt , die für den
eigenen Organisationsbereich jemals so einschnei¬
dende Veränderungen vorgeschlagen hat?
Ich frage : Wo in unserem Lande gibt es noch so
viel Bereitschaft , die eigenen Interessen ein Stück
zurückzustellen ? Wie kann vor diesem Hinter¬
grund die Rede davon sein , daß die Bergleute und
ihre Gewerkschaft die Zeichen der Zeit nicht er¬
kannt hätten?
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V) ln der Diskussion über die künftige Kohlefinanzie¬
rung spielen auch Feststellungen und Behauptun¬
gen eine Rolle, die zunächst plausibel klingen,
aber näherer Überprüfung nicht standhaften . Da
wird zum Beispiel gesagt , wir könnten es uns
nicht länger leisten , jeden Bergmann mit über
100 000 DM im Jahr 2U subventionieren . - Das
klingt dramatisch , aber schon nach kurzem Nach¬
denken erweist es sich als ein Vorurteil.

Die öffentlichen Hilfen für den Steinkohlenberg¬
bau dienen nicht dazu , eine bestimmte Anzahl
von Arbeitsplätzen 2u sichern , sondern dazu,
deutsche Steinkohle gegenüber Importkohle kon¬
kurrenzfähig zu machen.

(Zurufe von der CDU : Das ist doch dassel¬
be ! Was soll denn das ? Gegenrufe von den
GRÜNEN)

Wer die öffentlichen Hilten je Bergarbeiter um¬
rechnet , der erweckt den Eindruck , der große
Finanzbedarf entstehe durch die geringe Lei¬
stungsfähigkeit der Bergleute und des deutschen
Bergbaus.

(Zuruf von der CDU : So ein Quatsch ! - Wei¬
tere Zurufe - Gegenrufe)

In Wirklichkeit verhält es sich ganz anders:

Es geht auch um die Finanzierung von Stille¬
gungshilfen und Erblasten . Diese Mittel gehen an
die Unternehmen und können nicht den Beschäf¬
tigten angerechnet werden.

(Beifall bei der SPD)

Außerdem geht es nicht nur um die Arbeitsplätze
im Bergbau , sondern auch um die Arbeitsplätze,
die eng mit dem Bergbau verbunden sind . Das
sind mindestens noch einmal so viele wie im
Bergbau . Dieses Beispiel zeigt : Das ist kein ernst¬
haftes Argument!
Meine Damen und Herren ! Wir alle wissen , daß es
in der Energiepolitik unterschiedliche Ansichten
und Einsichten gibt , aber auch unterschiedliche

Interessen . Interessengeleitete Politik darf aber
nie versuchen , grundlegende Sachverhalte außer
Kraft zu setzen, . auch dann nicht , wenn es um
viel Geld geht.
Ich erinnere deshalb an das , was die von der Bun¬
desregierung Ende der achtziger Jahre eingesetzte
Kohlekommission unter Vorsitz von Herrn Profes¬
sor Dr . Paul Mikat zur Finanzverantwortung für
die Kohle gesagt hat . In Ziffer vier der " Grundaus-
sagen " der Kohlekommission - der übrigens auch

der energiepolitische Sprecher der F . D . P. , Herr (C)
Friedhoff , angehört hat - iieißt es:

" Versorgungssicherheit ist gesamtstaatliche
Aufgabe : Kohlepolitik und ihre Finanzierung
liegen deshalb ausschließlich in der Verant¬
wortung des Bundes. Dies spricht für eine Auf¬
hebung der finanziellen Drittelbeteiligung durch
die Bergbauländer. Die direkte Finanzierung der
Kohlehilfen aus dem Bundeshaushalt erhöht
die Transparenz und erleichtert die EG -weite
und internationale Akzeptanz .

"

Ich habe es vor diesem Hintergrund als eine Zu¬
mutung empfunden , wenn nicht nur von seiten
der Bundesregierung die Erwartung an das Land
gerichtet worden ist , noch mehr Geld für den
Steinkohlenbergbau zur Verfügung zu stellen.

Wenn für eine Aufgabe , die in der Zuständigkeit
des Bundes liegt und an der sich das Land
Nordrhein Westfalen auf freiwilliger Grundlage
finanziell beteiligt, die Gesamtausgaben verringert,
werden , dann entspräche es der Logik , daß die
Belastungen bei beiden Financiers zurückgingen.

Bis in die achtziger Jahre hinein hat sich die Bun¬
desregierung in der Europäischen Union und auf
den Weltwirtschaftsgipfeln für ihre Kohlepolitik
loben lassen . Sie leistete mit ihren Kohlehilfen
einen wesentlichen Beitrag dazu , daß unsere Ab - ^

hängigkeit vom Öl nicht weiter angestiegen ist.
Über diese Politik bestand in der Bundesrepublik
ein weitgehender Konsens.

Daß bis heute Regionen unseres Landes stark
vom Bergbau geprägt sind , ist ebenfalls eine Fol - •

ge dieser bisher gemeinsamen Politik.

Es gibt keine Region in der früheren Bundesre¬
publik Deutschland , die mehr Erfahrungen damit
hat , wirtschaftliche Strukturveränderungen und
ihre Folgen zu organisieren , als das Ruhrgebiet.

In weiten Bereichen , die früher von der Montan¬
industrie geprägt waren , zeigen sich deutliche
Erfolge der ökonomischen und ökologischen Er¬

neuerung.
Gestützt auf eine gut ausgebaute Infrastruktur
vom Verkehr bis hin zu Wissenschaft und For¬

schung sind dort viele neue Unternehmen ent¬
standen , die mit innovativen Produkten und mit
Dienstleistungen neue Märkte erschlossen haben.
Das haben wir geschafft im breiten Konsens , und
dazu haben viele beigetragen.

Wir werden am 21 . März in Gelsenkirchen mit
den Vertretern der Regionen darüber beraten , was
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(A ) wir jetzt gemeinsam tun können . Damit die kohle¬
politischen Beschlüsse des Bundes nicht zu
bruchartigen Entwicklungen führen , ist jetzt wie¬
der eine große Kraftanstrengung für neue Arbeit
und für mehr Lebensqualität nötig.
Die große Ruhrgebietskonferenz 1979 in Castrop-
Rauxel , das Zukunftsinvestitionsprogramm Mont¬
anregionen aus dem Jahr 1988 und die eng damit
verbundene Regionalisierung der Strukturpoiitik
des Landes, das alles sind Beispiele dafür , daß es
möglich ist , eine durch politische Fehlentschei¬
dungen auf Bundesebene herbeigeführte Krise mit
einer neuen Aufbruchstimrriung zu konfrontieren.
Was damals in Gang gesetzt worden ist , wird
2 um Teil erst jetzt richtig spürbar . Es gibt Projekte
aus dieser Zeit , die erst jetzt neue Arbeitsplätze
schaffen.
Die Zehntausende von Arbeitsplätzen , die in den
kommenden Jahren im Bergbau und darüber hin¬
aus wegbrechen , können durch keine noch so
kluge Politik im gleichen Zeitraum ersetzt werden.
Wir müssen die Weichen für die Fortsetzung des
Strukturwandels schnell stellen . Noch wichtiger
ist aber , daß wir die Weichen richtig stellen.
Die finanzielle Situation aller öffentlichen Haushal¬
te zwingt dazu , die knappen öffentlichen Mittel

(B ) noch intelligenter und noch wirkungsvoller ein¬
zusetzen als bisher.

( Unruhe bei der CDU)
Wir können es uns weniger denn je leisten , noch
so verständlichen Einzelinteressen nachzugeben
oder unter Druck schnell , aber falsch zu handeln.

Strukturpolitik lebt von Stetigkeit , von Beharrlich¬
keit und klugem Handeln . Sie ist um so erfolgrei¬
cher , je mehr es gelingt , unterschiedliche fach¬
politische Ansätze zusammenzuführen und so mit
gleichen oder weniger Mitteln bessere Ergebnisse
zu erreichen.
Die Landesregierung wird die betroffenen Regio¬
nen in dieser neuen , besonders schwierigen Pha¬
se des Strukturwandels nach den finanziellen
Möglichkeitendes Landes unterstützen . Das Land
erwartet, daß sich die Ruhrkohle ebenfalls enga¬
giert.
Vor allem aber muß sich der Bund als politischer
Verursacher für den Wegfall Zehntausender von
Arbeitsplätzen durch Investitionen und durch För¬
dermittel daran beteiligen , neue Arbeitsplätze in
den betroffenen Regionen zu schaffen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir können darauf bauen , daß die Europäische (C)
Union mit ihrer Strukturpoiitik auch in Zukunft ein
wichtiger Partner ist.
Meine Damen und Herren, seit einiger Zeit wird in
der politischen Diskussion immer häufiger auf die
Niederlande hingewiesen als gelungenes Beispiel
für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit . Viele , die
darüber reden , vergessen , davon zu sprechen,
was der wichtigste Faktor für den Erfolg unserer
Nachbarn ist : Die Niederlande setzen bei der Lö¬
sung von schwierigen Aufgaben und gesellschaft¬
lichen Konflikten auf Konsens und nicht auf Kon¬
frontation.

( Erneuter Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Bei uns gilt es dagegen inzwischen als modern,
wenn man Konsens und Kompromiß als altmo¬
disch und strukturkonservativ abtut.

( Eckhard Uhlenberg [ CDU ] : Aber nicht bei
der SPD .)

Häufig sind es die gleichen Stimmen , die einmal
unbestreitbar gegensätzliche Interessen in unserer
Gesellschaft leugnen und das andere Mal klare
und harte Entscheidungen ohne Rücksicht auf
Einzelinteressen fordern. Wohin eine solche Politik
führt , das haben uns die Aktionen der vergange¬
nen Tage deutlich vor Augen geführt . {qj

( Eckhard Uhlenberg [CDU1: Meinen Sie La¬
fontaine ? )

Was soll man über eine Bundesregierung sagen,
die sogar da auf Konfrontation setzt , wo eine Ge¬
werkschaft selber weitgehende Einschnitte bei
den Arbeitsplätzen vorschlägt?

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Ich wende mich heute an alle Bergleute in unse¬
rem Land , aber auch alle anderen Mitbürgerinnen
und Mitbürger:

(Lothar Hegemann [CDU ] : Sie sollen im Ple¬
num reden !)

Mit dem heutigen Tag ist der Weg , der vor uns
liegt , noch ein Stück schwieriger geworden.

(Zuruf von der CDU : Noch schwieriger ? )
Wir haben noch eine zusätzliche Last aufgepackt
bekommen.
Ich bitte Sie alle: Lassen Sie uns diese Last ge¬
meinsam tragen . Zu den Grunderfahrungen der
Menschen in Nordrhein -Westfalen gehört es , daß
sie sich in schwierigen Zeiten aufeinander verlas¬
sen können . Sie wissen aus Erfahrung , daß es
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sich für alle auszahlt , zusammenzustehen , fürein¬
ander einzustehen und gemeinsam dafür zu arbei¬
ten , daß es für alte eine Zukunftsperspektive gibt
und daß niemand an den Rand gedrängt oder auf-
gegeben wird.

{ Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Wir werden alles dafür tun , was ein Land dafür
tun kann . Die Landesregierung steht für eine Poli¬
tik , die soziale Brüche vermeidet . Wir wollen den
Strukturwandel auch in Zukunft so gestalten , daß
er sozial beherrschbar bleibt . Wir wollen die Vor¬
aussetzungen dafür schaffen , daß sich die Kraft
der Montanregionen im Interesse der Menschen,
die dort leben , und im Interesse unseres ganzen
Landes in neuer Form entfalten kann . - Glückauf!

{Langanhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Ich danke dem Herrn
Ministerpräsidenten Dr . Rau für seine Regierungs¬
erklärung , eröffne die Aussprache und erteile
Herrn Kollegen Dr . Linssen für die Fraktion der
CDU das Wort . - Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU)

Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Herr Präsident ! Meine
“Sehr verehrten Damen und Herren ! Während wir
hier eine Sondersitzung zu den wichtigen Proble¬
men der Kohle und der Arbeitsplätze für
Nordrhein - Westfalen haben , finden ab 14 . 00 Uhr
die Betriebsversammlungen auf den einzelnen
Zechen statt . Ich bin sicher , daß dort die Verant¬
wortlichen der IGBE ihre Arbeit verantwortungs¬
voller und mehr konsensorientiert verrichten , als
es gerade der Ministerpräsident hier getan hat.

{Beifall bei der CDU - Oh -Rufe bei SPD und
GRÜNEN)

Herr Ministerpräsident , die CDU- Landtagsfraktion
wird sich an diesem vorgezogenen Wahlkampf,
den Sie in Ihrer Rede deutlich gemacht haben,
nicht beteiligen.

( Beifall bei der CDU - Bodo Champignon
[SPD] : Sie haben wohl nichts zu bieten !)

Ich habe den Eindruck , daß Sie in Ihren späten
Regierungsjahren von Ihrem Motto “ Versöhnen

statt spalten " offensichtlich völlig abgekommen
sind.

( Beifall bei der CDU - Widerspruch bei der
SPD)

Für die CDU - Landtagsfraktion begrüße ich die
heute morgen getroffene Vereinbarung als einen
fairen Kompromiß , bei dem sich alle Beteiligten
gerade in den letzten 48 Stunden bewegt haben.

( Regina van Dinther ICDU ) : Außer Lafontai¬
ne !)

Ich möchte den Beteiligten ausdrücklich danken:
dem Bund , dem Land Nordrhein -Westfalen , der IG
Bergbau und auch

( Gisela Nacken [ GRÜNE ] : . . . mir selber ! !

den Bergbaunternehmen . Ich glaube , es ist gut,
wenn wir uns die von den einzelnen geleisteten
Beiträge hier heute etwas genauer anschauen,
damit deutlich 'wird , daß die SPD offensichtlich,
nachdem sie die Menschen auf die Barrikaden
gejagt hat , Schwierigkeiten hat , sie jetzt wieder
herunterzuholen.

(Beifall bei der CDU - Bodo Champignon
[SPD ] : Das ist ja unverschämt ! Wo leben
Sie eigentlich ?)

ich habe in dem Herbstgespräch , zu dem der IG
Bergbau -Vorsitzende Hans Berger die Fraktions¬
vorsitzenden nach Bochum in die IGBE-Zentrale
eingeladen hatte , den beteiligten Kolleginnen und
Kollegen erklärt , daß es wohl schlechterdings
nicht möglich ist , daß sich die Politik als die bes¬
sere Interessenvertretung der Arbeitnehmer als
die IGBE dorstellen will . Dies haben seinerzeit d>e
Kollegen Matthiesen , Clement und auch Hombach
sehr schnell verstanden . Und sie sind damals in
der gemeinsamen Erklärung sehr schnell in verant¬
wortungsvoller Weise von der Forderung , nur die
Sieben vor dem Komma der Hilfen im Jahre 2005
- das heißt : also 7 Milliarden DM - würde eine
sozialverträgliche Anpassung erlauben , abgegan¬
gen . Meines Erachtens wußten die beteiligten
Herren , was sie taten.

Anschließend hat es ein massives Presseecho
gegeben , das auf die Frage abzieite :

“ Müßt Ihr
Euch denn nicht mehr mit dem Linssen beschäfti¬
gen , wenn der nicht 7 Milliarden will ? " - Sie sind
dann langsam aber sicher auf diesen Kurs einge¬
schwenkt.

(Lachen bei der SPD]
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(A ) nehmigung verstoßen wurde , daß Brandschutz¬
regeln nicht eingehalten wurden und daß notwen¬
dige wiederkehrende Prüfungen nicht durchge¬
führt wurden , sondern im Untersuchungsbericht
cer Landesregierung wird dem Bauminister ein
denkbar schlechtes Zeugnis ausgestellt : Es wird
bemängelt , daß es - ich zitiere - “ keine Sonder¬
bauverordnung und keine Sonderbaurichtlinie für
Abfertigungsgebäude von Flughäfen gibt und da¬
her grundsätzlich keine wiederkehrende bauauf-
sichtliche Überprüfungspflicht .

"

{Gerd -Peter Wolf [ SPD ] : Die gibt es nir¬
gendwo in der Bundesrepublik , Herr Kolle¬
ge !)

Bereits im Rahmen der Aktuellen Stunde vom
24 . April 1996 , also vor einem Jahr , habe ich die
Landesregierung darauf hingewiesen , daß die Lan¬
desbauordnung Nordrhein -Westfalen eklatante
Lücken bei der Brandvorsorge und der wiederkeh¬
renden Überprüfung . von technischen Anlagen
aufweist . Flughäfen werden von ihr nicht ausrei - ,
chend erfaßt . Die technische Prüfverordnung , so
stellt auch der Untersuchungsbericht fest , ist hier
mehr als lückenhaft.
Herr Minister Vesper , als Sie mit BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN noch in der Opposition waren , haben

( Bj Sie vor der Landtagswahl klar Stellung gegen die¬
se Landesbauordnung bezogen . Ein Grund für die
Ablehnung war , daß die Landesbauordnung un¬
ausgegoren ist und daß notwendige Überprüfun¬
gen • fallengelassen wurden . Nachdem Sie Bau¬
minister geworden waren , wollten Sie von einer
sachgerechten Neuberatung der Landesbauord¬
nung plötzlich nichts mehr hören . Sie selber Un¬
terzeichneten unzulängliche Prüfverordnungen
- wie auch die Gutachter feststellen - und tragen
damit als oberste Bauaufsichtsbehörde die politi¬
sche Verantwortung für mangelhafte Amtskon¬
trolle.

( Beifall bei der CDU)
Was die strafrechtliche Verantwortung angeht , so
müssen wir zunächst die Ermittlungen der Staats¬
anwaltschaft abwarten , die - so hoffen wir, Herr
Justizminister - schnellstens zum Abschluß kom¬
men sollten.
Am 11 . April 1997 , ein Jahr nach dem Flughafen-
brand , führen Sie , Herr Minister Vesper , im WDR
auf die Frage zur politischen Verantwortung aus
- ich zitiere - :

" Natürlich beschäftigt mich die Frage , wieso
das so lange unentdeckt bleiben konnte , war¬

um wiederkehrende Prüfungen diesen Mangel (C)
nicht entdeckt haben . Und da müssen wir
Konsequenzen ziehen .

"

Eine konsequente Haltung vermisse ich bei Ihnen
und den GRÜNEN schon lange . Wer in der Oppo¬
sition die Landesbauordnung bemängelt und dann
als Minister diese Mängel festschreibt , der hat für
mich jede Glaubwürdigkeit verloren.

(Beifall bei der CDU)

Das Tragische daran ist , daß auch aufgrund man¬
gelhafter rechtlicher Bestimmungen und Verord¬
nungen der Verlust von Menschenleben zu bekla¬
gen ist.

( Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose: Ich erteile
das Wort Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Den
11 . April 1996 wird sicher keiner von uns verges¬
sen : die schrecklichen Bilder vom Brand des Flug¬
hafengebäudes , die Angst , das Entsetzen und die •
Trauer der Angehörigen der Opfer , die Bilder der
Verletzten und die Aussagen der Augenzeugen (D)
vor der Kamera , die Bilder erschöpfter Retter , die
unter Einsatz des eigenen Lebens alles daran ge¬
setzt haben , andere Menschen zu retten.

Ich habe in der Regierungserklärung am 24 . April
des vergangenen Jahres gesagt , daß uns der
Brand in dramatischer Weise gezeigt hat , daß wir
auch in unserer hochtechnisierten Welt keine ab¬
solute Sicherheit schaffen können . Wir alle haben
uns gefragt , wie der Brand zunächst so unbe¬
merkt bleiben und sich dann so unglaublich
schnell ausbreiten konnte . Die vielen Opfer ver¬
pflichten uns dazu , alles nur Menschenmögliche
zu tun , damit sich eine solche Katastrophe nicht
wiederholen kann.

Darum hat die Landesregierung kurz nach dem
Ereignis beschlossen , daß eine unabhängige . Sach¬
verständigenkommission auf der Grundlage der
staatsanwaltschaftlichen Untersuchungsergeb¬
nisse und anderer Erkenntnisse prüfen soll , ob
und welche Änderungen bauordnungsrechtlicher
Vorschriften oder der einschlägigen technischen
Regelwerke erforderlich sind und ob darüber hin¬
aus Maßnahmen für die Wiederherstellung des
Düsseldorfer Flughafens und eventuell Nachrü¬
stungsvorschläge für die Flughäfen Köln/Bonn,
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Münster/Osnabrück , Paderborn/Lippstadt , Dort¬
mund und Mönchengladbach oder für vergleich¬
bare Gebäude empfohlen werden können , in de¬
nen sich regelmäßig viele Menschen aufhalten.

Der Auftrag der Kommission ist ein anderer als
der der Staatsanwaltschaft . Sie soll die Gesche¬
hensabläufe , die schließlich zum Brand in seinem
schrecklichen Ausmaß geführt haben , nicht auf
individuelles Fehlverhalten einzelner Personen hin
untersuchen . Sie soll vielmehr in die Zukunft wei¬
sende Vorschläge machen , wie die Sicherheit
gegen Brandgefahren bei Gebäuden , in denen sich
regelmäßig viele Menschen aufhalten , verbessert
werden kann.

Für die Mitarbeit in der Kommission haben wir
namhafte Experten gewinnen können:
- als Vorsitzenden Herrn Prof . Dr . Ing . Paul -Mi¬

chael Weinspach , den Inhaber des Lehrstuhls
für Thermische Verfahrenstechnik an der Uni¬
versität Dortmund und Leiter des Instituts für
Umwelt- , Sicherheits - und Energietechnik e .V.
in Oberhausen

- zu Fragen des technischen Brandschutzes
Herrn Prof . Dr . -Ing . Ulrich Schneider ; Herr
Prof . Dr . Schneider ist Vorstand des Instituts
für Baustofflehre , Bauphysik und Brandschutz
der Technischen Universität Wien

- zu Fragen des Brandverhaltens von Baustoffen
Herrn Regierungsdirektor Dipl . - Ing . Hans -Georg
Klingeihöfer vom Materiaiprüfungsamt
Nordrhein -Westfalen , Außenstelle Erwitte

- zu Fragen der Bauaufsicht und des Bau¬
ordnungsrechts

( Zuruf von der CDU : Zur Sache !)

Herrn Ministerialrat Dipl . - Ing . Jürgen Gundlach
vom Hessischen Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung

- zum vorbeugenden und abwehrenden Brand¬
schutz Herrn Leitenden Branddirektor Dipl . - Ing.
Reinhard Ries ; Herr Ries ist Leiter der Berufs¬
feuerwehr Frankfurt

- zu Fragen der Betriebsabläufe auf Flughäfen
Herrn Prof . Dipl . - Ing . Klaus Nitschke , früherer
Technischer Direktor des Flughafens München,
unter anderem verantwortlich für dessen Neu¬
bau.

Die Kommission ist alsbald nach Vorlage erster
Zwischenberichte der von der Staatsanwaltschaft
eingesetzten Gutachter am 22 . Juli vergangenen

Jahres Zu ihrer konstituierenden Sitzung zusam¬
mengekommen . Sie hat ihre Beratungen am
14 . April 1997 abgeschlossen , was den Flugha¬
fen Düsseldorf angeht , und mir neun Monate
nach Aufnahme ihrer Arbeit und nach zehn zu¬
meist mehrtägigen Plenarberatungen am 17 . April
den ersten Teil ihres Berichts mit der Analyse des
Brandes am 11 . April 1996 und den Bewertungen
und Empfehlungen für den Rhein -Ruhr - Flughafen
Düsseldorf vorgelegt.
Die Kommission ist zuversichtlich , daß sie noch
im Sommer ihre Arbeit mit der Vorlage des zwei¬
ten Teils ihres Berichts

(Zuruf von der CDU : Zum Inhalt !)

beenden kann . Dieser Teil soll dann die Analysen
und die Empfehlungen für die fünf anderen größe¬
ren Flugplätze in Nordrhein - Westfalen und für
vergleichbare Gebäude enthalten , in denen sich
regelmäßig vieie Menschen aufhalten.

Ich habe den Teil I des Berichts der Kommission
noch am 17 . April dem Herrn Landtagspräsiden¬
ten und den Vorsitzenden bzw . den Sprechern der
Landtagsfraktionen übersandt.

Außerdem habe ich den Bericht noch am Nach¬
mittag desselben Tages den Mitgliedern der Lan¬
desregierung und den Regierungschefs der Länder
übersandt.
Inzwischen hat der Landtagspräsident auch zür
Information aller Mitglieder des Landtags die er¬
forderliche Zahl von Berichtsexemplaren erhalten.

Herr Kollege Linssen , Sie haben Ihre Aktuelle
Stunde beantragt , als ich den Bericht noch nicht
in Händen hatte . Ich will das hier nicht im ein¬
zelnen darstellen , will Sie aber darauf hinweisen,
daß ich mir in einem um 13 .00 Uhr beginnenden
Gespräch den Bericht habe erläutern lassen , daß
ich zwischen 13 .20 Uhr und 13 .40 Uhr jeweils
ein Exemplar an Sie geschickt habe und die öf¬
fentliche Übergabe des Berichts anschließend
erfolgte . Dann hat die Kommission ihren Bericht
vorgestellt . Nicht ich habe den Bericht vorgestellt.

Es handelt sich nicht um einen Untersuchungs¬
bericht , sondern um einen Bericht , der zwar Ana¬
lysen zur Vorgeschichte und zum Ablauf des
Brandes , vor allem aber Empfehlungen für künfti¬
ge Änderungen von Rechtsvorschriften , Regel¬
werken und ähnlichem enthält.

Sie stellen in der Begründung Ihres Antrags Zu¬
sammenhänge zu den von der Staatsanwaltschaft
in Auftrag gegebenen Gutachten her . Ich habe
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bereits dargestelit , wo die Zusammenhänge lie¬
gen , vor allem aber auch , wie die Abgrenzungen
zu verstehen sind . Die Staatsanwaltschaft hat
dem Justizminister über den aktuellen Stand ihrer
Ermittlungen am 7 . April berichtet . Sie wird ihre
Ermittlungen auf der Grundlage der ihr vorliegen¬
den Gutachten forciert fortsetzen . Über Einzelhei¬
ten wird der Justizminister den Rechtsausschuß
in der Sitzung am 30 . April unterrichten.
Zur Frage der CDU-Fraktion habe ich am 17 . April
mittags Stellung genommen . Ich will das am Ende
meines Redebeitrags gern noch einmal tun.
Die Kommission hatte keine leichte Aufgabe . Es
galt zunächst einmal festzustellen , wie der Brand
entstehen und sich dann so rasch ausbreiten
konnte . Dazu- war die Kommission auf die Er¬
kenntnisse der von der Staatsanwaltschaft Düs¬
seldorf beauftragten Sachverständigen und auf
eigene Feststellungen angewiesen . Auf der
Grundlage dieser Feststellungen konnte sie sich
dann dem Kern ihrer Aufgabe zuwenden , der Prü¬
fung , ob und ggf . welche . Änderungen bauord¬
nungsrechtlicher Vorschriften oder technischer
Regelwerke erforderlich sind und ob möglicher¬
weise Maßnahmen für die Wiederherstellung des
Flughafens Düsseldorf empfohlen werden können.
Der Bericht , den wir nun seit einer Woche haben,
hat einen Umfang von fast 350 Seiten . Er enthält
im wesentlichen die folgenden Kapitel : Die Fest¬
stellungen der Kommission 2u den Ursachen und
dem Verlauf des Brandes . Danach waren ent¬
scheidend für den Tod von 17 Menschen und für
die großen Sachschäden unsachgemäß ausge¬
führte Schweißarbeiten , die brennbaren Baustoffe
unc Installationen in den Deckenhohlräumen , vor
allem Polystyrol, die starke Rauchentwicklung , die
unbemerkte Rauchausbreitung im Deckenhohl¬
raum , das Fehlen einer frühzeitig gezielten Brand¬
bekämpfung , die schnelle Verrauchung der An¬
kunftshalle , die Fahrt von Aufzügen aus dem
Psrkhaus in die verrauchten Gebäude und die Ver¬
rauchung von Treppenräumen und Rettungswe¬
gen.
Die Hauptteile des Berichts machen Analysen,
Bewertungen und Empfehlungen zu folgenden
Bereichen aus:
- Organisation und Maßnahmen zur Gefahrenab¬
wehr (Kapitel 3)
- Rechtsgrundlagen des vorbeugenden Brand¬
schutzes ( Kapitel 4)

- Baulicher Brandschutz am Flughafen Düsseldorf (C)
( Kapitel 5)

Die Kommission hat in Kapitel 6 auf der Grundla¬
ge ihrer Erkenntnisse und Bewertungen 124 Emp¬
fehlungen formuliert , die alle zuvor genannten
Bereiche betreffen . Viele Empfehlungen machen
deutlich, daß die notwendigen Verknüpfungen der
genannten Bereiche bisher nicht immer mit der
erforderlichen Klarheit gesehen worden sind und
ein entsprechendes Handeln ausgelöst haben.

Wenn man sich die aus der Systematik des Auf¬
baus des Berichts der Sachverständigenkommis¬
sion ergebenden Doppelungen bei den Empfeh¬
lungen ausschließt , bleiben nach einer ersten
Auswertung durch die Staatskanzlei im Kern etwa
100 Empfehlungen übrig . Mehr als die Hälfte der
Empfehlungen richten sich an die Flughafen Düs¬
seldorf GmbH.

Für die behördliche Kontrolle sind Dienststellen
der Stadt oder des Landes zuständig . Diese Emp¬
fehlungen betreffen den organisatorischen Brand¬
schutz im Flughafen , Notrufeinrichtungen , die
Schulung und Vorbereitung des am Flughafen
tätigen Personals auf Notfälle ; die technische und
personeile Ausrüstung der Werksfeuerwehr , die
Koordinierung der Feuerwehreinsätze , die Notfall-
pianung und Notfallübung , bauliche Anforderun - jq)
gen an das Flughafengebäude , das Brandschutz¬
konzept , den bau - und anlagentechnischen Brand¬
schutz und die technische Dokumentation.
Etwa 20 Empfehlungen richten sich vorrangig an
das Land . Sie betreffen im wesentlichen die Ab¬
stimmung von Sicherheitsanforderungen aus un¬
terschiedlichen Bereichen , die Ausstattung und
Überprüfung der Feuerwehren , die Ergänzung von
Anforderungen an Sonderbauten in der Landes¬
bauordnung , die Gestaltung der wiederkehrenden
Prüfungen durch die Bauaufsicht , die Verwendung
brennbarer Baustoffe und die Bewertung ihres
Rauchverhaltens sowie Änderungen bautechni¬
scher Anforderungen technischer und anderer
Regelwerke.

(Werner Stump [ CDU | : Um was geht es
eigentlich ? )

- Es handelt sich um eine polemikfreie Darstellung
angesichts eines Themas , das Menschenleben
gekostet hat.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lebhafte
Zurufe von der CDU)
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Fünfzehn weitere Empfehlungen richten sich an
die Stadt Düsseldorf . Im wesentlichen geht es da¬
bei um Verbesserungen der Durchführung der
Brandschau und der wiederkehrenden bauauf-
sichtlichen Prüfung.
Nach dem Eindruck der Kommission und auch
nach meinem Eindruck beschränken sich viele
ihrer Feststellungen nicht allein auf das Abferti¬
gungsgebäude des Flughafens Düsseldorf . Sie
sind auf viele anderen Gebäude übertragbar . Ich
erwarte , daß die Kommission das in ihrem Ab¬
schlußbericht deutlich machen wird.

In der Pressekonferenz zur Vorstellung des Kom¬
missionsberichtes am 17 . April hat Herr Professor
Weinspach unter anderem auf folgende Punkte
hingewiesen , die auch ich bei einer Bewertung
des Brandes vom 11 . April 1996 für sehr beden¬
kenswert halte:

Niemand - auch die Mitglieder der Kommission
nicht - habe vor dem 11 . April 1996 damit ge¬
rechnet , daß ein Flughafengebäude brennen könn¬
te . Die Brandkatastrophe habe der Kommission
deutlich gemacht - und sie sollte uns allen deut¬
lich machen - , daß wir mit dem Ausbruch eines
Feuers in Gebäuden praktisch immer und überall
rechnen müssen . Den Belangen des Brandschut¬
zes in großen Gebäuden muß deshalb künftig ins¬
gesamt 'mehr Beachtung geschenkt werden - von
den für den Brandschutz Verantwortlichen , aber
auch von jedem einzelnen Besucher und Benutzer
des Gebäudes.

Außerdem muß den vom Rauch ausgehenden
Gefahren mehr Aufmerksamkeit geschenkt wer¬
den als bisher . Schließlich sind alle Opfer an
Rauchvergiftungen gestorben.
Die Kommission hat aber auch dazu geraten , daß
die Öffentlichkeit und wir alle bei der Bewertung
dieses Ereignisses oder in der Situation eines Ge¬
bäudebrandes nicht in Panik verfallen dürfen . Pa¬
nik sei gerade dann der größte Gegner.
Schließlich hat die Kommission uns allen geraten,
bei der Bewertung der Brandkatastrophe und ihrer
Ursachen nicht in Extrempositionen zu verfallen.
Wie häufig liege auch hier die Wahrheit in der
Mitte.
Ich bin nach all dem , was mir der Vorsitzende und
die Mitglieder der Kommission in der vergangenen
Woche berichtet haben , sehr zuversichtlich , daß
sie mit ihrem Arbeitsergebnis die fachliche und
öffentliche Diskussion anregen und daß sie dazu
beitragen wird , politische Entscheidungen zu

möglichen Konsequenzen aus dem Brand vorzube¬
reiten . Wie Sie wissen , hatte die Landesregierung
zur Unterstützung der Kommissionsarbeit eben¬
falls im Juni 1996 eine Interministerielle Arbeits¬
gruppe eingerichtet . Die Empfehlungen der Kom¬
mission werden jetzt unverzüglich von den Ress¬
orts der Landesregierung ausgewertet . Die Ar¬
beitsgruppe wird morgen Zusammentreffen , um
das weitere Vorgehen der Landesregierung zu
Teil I des Berichtes zu erörtern und zu strukturie¬
ren.
Ich erwarte und hoffe , daß die Ressorts in der
Interministeriellen Arbeitsgruppe bis zur oder kurz
nach der Sommerpause , d . h . nach Vorlage von
Teil II des Berichts , erste Ergebnisse ihrer Aus¬
wertungen voriegen werden.

Die Landesregierung wird dann den Landtag und
die Öffentlichkeit unverzüglich über das unter¬
richten , was sie an Konsequenzen aus den Emp¬
fehlungen der unabhängigen Sachverständigen¬
kommission ziehen will.
Wie in bezug auf die Beratungen der Kommission
erwarte ich auch für die weiteren Beratungen der
Interministeriellen Arbeitsgruppe , daß sofort wirk¬
sam werdende Maßnahmen ergriffen werden,
wenn das nach den Feststellungen der Ressorts
unabweisbar sein sollte , um konkrete Gefahrenla¬
gen zu beseitigen.
Ich habe , Herr Präsident , meine Damen und Her¬
ren , Herrn Professor Weinspach und den Mitglie¬
dern der Sachverständigenkommission in der ver¬
gangenen Woche meinen herzlichen Dank für ihre
Arbeit ausgesprochen.

{Zuruf von der CDU : Jawoll !)
Sie hat sich mit großem Engagement ihrer gewiß
nicht immer leichten Aufgabe gestellt , und sie hat
nach dem Vorliegen der Gutachten , die die
Staatsanwaltschaft angefordert hatte , nach nur
neun Monaten , die Ergebnisse ihrer Arbeit zum
Düsseldorfer Flughafen vorgestellt.
Für die Angehörigen der 17 Todesopfer , für dieje¬
nigen , die am 11 . April 1996 verletzt worden
sind , und für viele andere Menschen bleibt dieses
Ereignis ein Einschnitt in ihr Leben , der schreck¬
lich ist . Ich habe schon in der vergangenen Wo¬
che gesagt , daß wir diesen Schrecken nach mei¬
ner Überzeugung nicht verlieren dürfen , wenn wir
jetzt an die Arbeit gehen . Wir solltet » uns jedoch
auch vor der Versuchung hüten , ganz schnelle
Änderungen im Verhalten de/ für die Belange des
Brandschutzes Verantwortlichen oder im Verhal-
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; ] ten der Menschen allgemein zu erwarten . Der
Bericht macht deutlich , daß mehrere Ursachen¬
bündel dazu beigetragen haben , daß die Katastro¬
phe dieses Ausmaß erreichen konnte . Er macht
aber auch deutlich , daß in vielen Bereichen Ver¬
änderungen, Verbesserungen , Umdenken notwen¬
dig sind , die miteinander abgestimmt werden
müssen . Das wollen wir in der Landesregierung
- und ich hoffe , mit dem Landtag - nun gemein¬
sam angehen . - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Kollegen Wolf für die Fraktion der
SPD.

Gerd -Peter Wolf ( SPD) : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren! Herr Kollege Linssen , 17 Tote
beim größten Brandfall in Deutschland sind Mah¬
nung und Auftrag - Mahnung und Auftrag , nicht
eine einseitig verengte Werkstoffdebatte zu füh¬
ren oder parteitaktisch bedingte Spielchen anzu¬
zetteln , sondern Mahnung und Auftrag , alles
Menschenmöglichezu tun , um zu verhindern , daß
sich ähnliche Unglücke wiederholen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Der Bericht macht deutlich - das ist bei Ihnen
ganz untergegangen - : Es gibt nicht die eine Ursa¬
che , es hat Fehler , Fehleinschätzungen , Versäum¬
nisse und Mängel gegeben ; jede für sich betrach¬
tet hätte diese Folgen nicht gehabt . Aber die un¬
glückliche Verkettung hat zu diesem Unglück ge¬
führt , das keiner von uns vorher für möglich ge¬
halten hätte . Machen wir uns doch nichts vor!
Wir sind alle auf dem Flughafen gewesen . Die
sichtbaren Baustoffe sind Beton , Stein , Stahl,
Glas - wir haben uns doch alle sicher gefühlt ! Und
auch die Gutachter , die Brandschutzexperten par
excellence sind , haben in diesem Bericht zugege¬
ben , daß sie vor diesem Datum auch nicht von
einem solchen Brandfall ausgegangen sind.
Wir müssen alle umdenken , Herr Kollege Linssen.
Das gilt nicht nur für das Land NRW , das gilt für
alle Bauordnungsbehörden , für alle Flughafenbe¬
treiber in der Bundesrepublik.
Denn die Baukonzeption - das kann man aus die¬
sem Bericht deutlich herauslesen - der Flughäfen
in diesem Lande und auch anderswo geht ja von
zwei ganz anderen Überschriften aus , nämlich:
Wir müssen uns besonders um die Gefahren küm¬

mern , die von Flugzeugen ausgehen , die mit Ton - (C)
nen Kerosin beladen sind , und zum zweiten um
die Sicherheit des Luftverkehrs , den Schutz vor
Anschlägen , insbesondere terroristischen An¬
schlägen . - Das waren doch die großen Über¬
schriften , nach denen bis heute die Flughäfen
gebaut worden sind . Auch der Flughafen Düssel¬
dorf in seiner Grundkonzeption für die Teile A und
B mit Bauanträgen von 1968 und 1974 - Herr
Kollege Linssen, da hat noch niemand an die Bau¬
ordnung NW 1995 gedacht - geht von diesen
Annahmen aus.
Wir müssen umdenken . Die Gutachter schreiben
uns ins Stammbuch , daß Ganzheitlichkeit gefragt
ist , daß Safety und Security - also das , was den
Luftverkehr angeht , und das , was den Schutz der
Menschen betrifft , die sich als Passagiere in dem
Gebäude aufhalten - Zusammenkommen müssen,
daß wir ganzheitliche Konzeptionen brauchen.

Sie machen uns auch deutlich , was wir vielleicht
gar nicht so bewußt mitbekommen haben : daß
sich die Aufgaben der Flughäfen geändert haben.
Es waren vor dreißig , vierzig Jahren reine Abferti - .
gungsgebäude . Es sind ' heute multifunktionale
Sonderbauten mit vielfältigen Dienstleistungsan¬
geboten . Ständig neue Anforderungen aus dem
Betrieb machen aus diesem Gebäude , was einmal
genehmigt worden ist, ein lebendiges Gebäude , in 1^ 1
dem sich vieles gegenseitig beeinflußt . Wir müs¬
sen begreifen , daß etwas , was für sich gesehen
genehmigungsfähig ist - und das ist ja dort auch
passiert fm Gesamtzusammenhang gesehen
eine völlige Neubewertung erfordern kann.

Vieles hat hier - Herr Kollege Linssen - bundes¬
weit nicht mitgehalten . Den daraus gezogenen
Schluß , unserem Bauminister ein denkbar
schlechtes Zeugnis auszustellen , kann ich nicht
nachvollziehen . Die Gutachter selber schreiben ja,
daß die § § 61 und 87 der Bauordnung des Lan¬
des durchaus die Möglichkeit bieten , solche An¬
lagen neuem Recht , neuen Herausforderungen
anzupassen.
Deshalb wartet ja auch die Arbeitsgemeinschaft
Deutscher Flughäfen auf diesen Bericht , um den
Leitfaden für Brandschutzkonzepte für Abferti¬
gungsgebäude in Flughäfen endlich neu zu fassen
und ihn auf die Anforderungen , die sich aus dem
Brand ' ergeben haben , umzustellen . Deshalb müs¬
sen auch Unfallverhütungsvorschriften verändert
werden . Wir sehen ja immer stärker , daß Schwei¬
ßen , Schneiden und verwandte Verfahren zu sol¬
chen Unfällen führen , so daß auch Unfailverhü-
tungsvorschriften , die nicht Landesrecht , sondern
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| A ) Herten der größte Wackeipudding gewesen , den
wir überhaupt haben erleben können.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lachen bei
der CDU)

Wenn es Ihnen um die Forensik und um die Sache
geht und wenn Sie die Entscheidung kritisieren,
die der Minister getroffen hat , dann gehen Sie
jetzt zum Podium und stellen den Antrag , daß der
Standort Herten wieder in die Diskussion kommt.
Das wäre doch nur konsequent . Davor aber
scheuen Sie sich . Die Botschaft , die die Men¬
schen im Lande mitbekommen müssen , lautet : Es
geht Ihnen gar nicht um den Maßregelvolizug , den
Schutz von Menschen , die Frage der sicheren
Verwahrung von Sexualstraftätern , sondern es
geht Ihnen um politische Meinungsmache und
billige Polemik , die Sie hier veranstalten . Das wer¬
den wir nicht mitmachen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lebhafter
Widerspruch des Dr . Helmut Linssen
[CDUli

Herr Dr . Linssen , machen Sie sich keine Gedan¬
ken darüber , wer hier Minister ist oder am Red¬
nerpult steht . Wir haben nur eine einzige Sorge,
dabei Gott sei Dank aber die Menschen in
Nordrhein -Westfalen auf unserer Seite : daß wir
nämlich niemals eine Rücktrittsforderung an Sie
werden richten müssen , wenn Sie in der Regie¬
rung sind . Denn diese Situation wird gar nicht
erst eintreten . - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans - Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

(Dr . Helmut Linssen [CDU] : Herr Horstmann
hat mein volles Vertrauen !)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Herr Kollege.
Linssen hat den Wunsch geäußert , daß Minister
Horstmann ihm und der CDU noch lange erhalten
bleibe . Ich stimme Ihnen in diesem Wunsch nicht
nur zu , sondern sage sogar : Die gesamte Landes¬
regierung soll ihnen möglichst lange erhalten blei¬
ben.

(Anhaltender Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Sie ist durch den Wählerwillen zustande gekom¬
men . Und wenn der Wähler heute zu entscheiden
hätte , weiß ich nicht , in welcher Weise er die

Gewichte anders verteilte . Ich bin mir aber sicher , (
Herr Kollege Linssen , daß Sie dann keine größere
Chance hätten , als Sie sie 1995 gehabt haben.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das Thema , das Sie unter dem Stichwort “ foren¬
sische Medizin " in die Debatte gebracht haben,
ist eines der schwierigsten . Die Entscheidungen
und Abwägungsprozesse , die zu treffen waren,
sind außerordentlich kompliziert und sensibel , vor
allen Dingen weil wir es mit einer Akzeptanzkrise,
der forensischen Medizin überall zu tun haben.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Das hat der
Minister doch gemacht ! )

- Nein , das hat er nicht gemacht . Sehen Sie sich
die Berichte aus anderen Ländern an . Sehen Sie <
sich die Berichte von anderen Standorten an , aus
Westfalen und dem Rheinland.

Ich bin der Überzeugung , daß wir mit der jetzigen
Entscheidung auf einen guten und besseren Weg
gekommen sind.

(Eckhard Uhlenberg [CDU ] : Eine Katastro¬
phe !}

Deshalb trage ich diese Entscheidung mit , auch
damit eine schnellere Entlastung von Eickelborn
möglich wird {

(Vereinzelter Beifall bei SPD)

als für den Fall , daß wir zunächst viele gericht¬
liche Schritte gehen müßten , um andere Fragen
vorher zu klären . Ich trage diese Entscheidung mit
und kann nur alle in allen Fraktionen bitten , dann,
wenn diese Entscheidung umgesetzt werden i
muß , mitzuheifen , damit die Akzeptanzkrise nicht
größer , sondern kleiner wird.

( Unruhe bei der CDU}

Meine Damen und Herren , wie schwer das ist , ist
mir durchaus bewußt.

Sie haben sich im Augenblick auf den Kollegen
Horstmann eingeschossen . Wir haben es im Ver¬
laufe der Jahre häufiger erlebt , daß ein Mitglied
der Landesregierung —

( Herbert Reul [ CDU ] : Die Grundlage dafür
hat Ihr Minister absolut versiebt !)

- Herr Kollege Reul , ich habe Ihre Beurteilungen
immer mit großem Interesse , aber nur selten mit
Zustimmung zur Kenntnis genommen.

( Heiterkeit bei SPD und GRÜNEN)
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Im Augenblick haben Sie sich darauf eingeschos¬
sen . Keiner weiß , wer vor drei Monaten der Ge¬
genstand Ihrer Erörterungen war . Keiner weiß,
wer es in drei Monaten sein wird.

für . Helmut Linssen [CDU] : Er hat es ver¬
dient !)

- Herr Kollege Linssen , ich bin mir klar darüber,
daß manche Dinge bei Ihnen auch spontan pas¬
sieren . Das ist mir durchaus bewußt . Das führt
dann auch zu den Fehleinschätzungen , die Sie
hier vorgetragen haben.
Wir werden unseren Weg mit ruhiger Kraft weiter¬
gehen

(Oh - Rufe bei der CDU)

und uns dabei nicht stören lassen.

(Anhaltender Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : ich stelle
fest , daß weitere Wortmeldungen nicht vorliegen,
und schließe hiermit die Beratung.
Die antragstellenden Fraktionen haben direkte
Abstimmung beantragt , so daß wir über den In¬
halt des Antrags Drucksache 12/2005 abstim¬
men . Wer dem Antrag der Fraktion der SPD und
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN seine Zu¬
stimmung geben möchte , den bitte ich um das
Handzeichen . - Die Gegenprobe ! - Stimmenthal¬
tungen ? - Der Antrag ist angenommen.
Ich rufe auf:

4 PVC nicht verteufeln - Arbeitsplätze in der
chemischen Industrie erhalten!

Antrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 12/2011

Ich weise erstens auf den Entschließungsantrag
der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN Drucksache 12/2045 und zwei¬
tens darauf hin , daß die drei Fraktionen vereinbart
haben , über den Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 12/2011 heute direkt abzustimmen
und von einer Ausschußüberweisung entgegen
der Ausweisung in der Tagesordnung abzusehen.

Ich eröffne hiermit die Beratung und erteile als
erstem Redner Herrn Kollegen Koilorz für die Frak¬
tion der CDU das Wort.

Fritz Koilorz (CDU ) : Herr Präsident ! Meine Damen (C)
und Herren ! Unser Antrag heißt :

" PVC nicht ver¬
teufeln - Arbeitsplätze in der chemischen Industrie
erhalten ! " - Es geht darum , die Bedeutung der
chemischen Industrie als Wirtschaftsfaktor in
Nordrhein -Westfalen herauszustellen . Immerhin
sind 40 % des gesamten Chemieumsatzes in
Deutschland in Nordrhein -Westfalen produziert,
im letzten Jahr wuchs der Umsatz der nordrhein¬
westfälischen Chemieunternehmen um knapp
5 % . Dies ist im Branchenvergleich der höchste
Umsatzzuwachs . Zirka 160 000 Beschäftigte sind
in der chemischen Industrie in Nordrhein -Westfa-
ien tätig , mehr als 26 000 davon im PVC - Bereich.

Nun hat es nach dem bedauerlichen Brand im
Düsseldorfer Flughafen eine Kampagne , eine Anti-
PVC - Diskussion gegeben . Sie ist insbesondere
vom amtierenden Bauminister Herrn Vesper einge¬
leitet worden . Diese Anti - PVC - Karnpagne endete
im sogenannten PVC - Erlaß. In diesem Erlaß wird
PVC als Werkstoff mit einem erhöhten Risiko dar¬
gestellt.
Wie ist die tatsächliche Situtation?

Die Kampagne gegen PVC ist gescheitert . Der
Versuch , aus dem Brand im Düsseldorfer Flugha¬
fen quasi ein Tschernobyl gegen PVC zu machen,
ist gescheitert , weil alle , die sich mit dem Thema (qj
beschäftigt haben , festgestellt haben , daß es sich
bei diesem Werkstoff um einen sehr verträglichen
Werkstoff handelt . Das haben sowohl die Gut¬
achter , die von der Landesregierung im Rahmen
der Untersuchungen über die Ursachen des Bran¬
des beauftragt worden sind , als auch diejenigen
herausgearbeitet , die in der sogenannten Enquete-
Kommission für Umwelt vertreten waren.

In dieser Sachverständigenkommission ist erstens
herausgekommen , daß PVC kein gefährlicher
Stoff ist , und zweitens ist herausgekommen , daß
PVC - das wußten viele , die sich mit dem Thema
schon beschäftigt hatten - auch ein wirtschaftli¬
cher Stoff ist.

Insoweit , meine Damen und Herren , ist es schon
ein bißchen verwunderlich , daß in dem Entschüe-
ßungsantrag von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN das Wort PVC an keiner einzigen Stelle er¬
scheint . Es ist geradezu ein Wunder von Seman¬
tik , wie man sich mit einem Thema , das im An¬
trag der CDU sehr konkret gefaßt ist , beschäfti¬
gen , es aber im Grunde genommen verschweigen
kann.

Es geht , meine Damen und Herren , um die Zu¬
kunft des PVC . Und es geht darum , wie die Mehr-
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sich dem fairen Wettbewerb steilen , und da , wo
jemand schwach ist , muß der Staat helfen , für
Dinge , die wir gemeinsam wollen , auch die
Grundlagen zu schaffen.

Ich glaube, - daß dieser Antrag den Ausschuß nicht
in der vorliegenden Form verläßt - wir werden
einer Überweisung zustimmen - , denn so kann
man ihm nicht zustimmen , ich halte ihn für einen
taktischen Antrag , der die Probleme , die auf uns
zukommen , nicht löst , und sage abschließend,
daß letztlich der Zuschauer entscheiden muß,
was er sehen will . Letztlich soll er auch entschei¬
den , was er kaufen will , und Ihr Antrag enthält
mir zuviel Reglementismus . Er erinnert an Anträge
von Grätz und Büssow aus den letzten 20 Jahren.
Herr Eumann , Sie hätten anders starten sollen.

(Marc Jan Eumann [ SPD] : ,Och !)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Herr Kol¬
lege Hegemann . - Für die Landesregierung spricht
Herr Ministerpräsident Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich bin natür¬
lich stolz darauf , daß sich Herr Kollege Hegemann
auf meine Rede freut . Dem stimmen Sie doch
sicher zu , Herr Hegemann?

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Die Koalitions¬
partner haben mir am Ohr geknabbert .)

- Das hat mich gerade auch geärgert . - Ich hatte
gesagt , ich sei stolz , daß Sie sich auf meine Rede
freuen.

( Erneuter Zuruf des Lothar Hegemann
[CDU ])

Ich hoffe , das hilft ihnen über den Schmerz hin¬
weg , daß der Wirtschaftsminister nicht da ist.
Aber das , was ich sage , gibt die Haltung der Lan¬
desregierung wieder . Natürlich haben wir abge¬
stimmt , was hier zu sagen ist . Ich möchte nur
eben darauf Hinweisen : QVC ist aufgrund der
vom Landtag beschlossenen Medienversuchsord¬
nung im Netz . Das ist so in Ordnung . Kein
Mensch behauptet , daß das Rundfunk im Sinne
dessen ist , was hier zu erörtern ist . Aber diese
Medienversuchsordnung hat dazu geführt , daß
wir diesen interessanten Anbieter nach Nordrhein-
Westfalen holen konnten . Darüber sind wir froh.

Meine Damen und Herren , wir haben einen Antrag
der Koalitionsfraktionen , der , wie ich glaube , ei¬

nem bewährten Prinzip folgt , nach dem sich die (C)
Landesregierung auch immer gerichtet hat . Dieser
Antrag fragt : Was ist für die Medienordnung der
Zukunft nötig ? Er wirft nicht die Medienordnung
der Gegenwart kurzschlüssig über Bord.

Im September des vergangenen Jahres hat sich
der Landtag des Themas der exklusiven Sende¬
rechte in einem gemeinsam gefaßten Beschluß
angenommen . Der Aufforderung des Landtags,
sicherzustelien daß alle Fernsehzuschauer die
Fußballweltmeisterschaften und andere bedeut¬
same Großereignisse ohne Zuzahlung verfolgen
können , sind viele andere Landtage mit entspre¬
chenden Beschlüssen gefolgt . Daraufhin hat die
Rundfunkkömmission der Länder der Ministerprä¬
sidentenkonferenz einen ausführlichen Bericht
vorgelegt , der allerdings deutlich machte , daß
nicht alle Länder dieser Linie folgen wollten oder
glaubten , folgen zu können.

Das hat sich dann auch in den Beratungen der
Ministerpräsidenten zu dem Vorschlag der Nieder¬
ländischen EU - Ratspräsidentschaft zur Ergänzung
der Fernsehrichtlinie gezeigt . Der Vorschlag gibt -
kurz zusammengefaßt - den Mitgiiedstaaten die
Befugnis , nationale Listen mit Ereignissen aufzu¬
stellen , die nicht allein im Bezahlfernsehcn gezeigt
werden dürfen . Die Listen der anderen Mitglied¬
staaten müssen gegen Umgehungsversuche ge - ^
schützt werden.

Gegen eine Regelung auf europäischer Ebene sind
aus dem Bereich der Ministerpräsidenten kompe-
tenzieile Bedenken geltend gemacht worden , die
dann auch zu einem ablehnenden Votum des
deutschen Vertreters im Vermittlungsverfahren
zur Fernsehrichtlinie geführt haben . Allerdings ist
Deutschland mit seinem Vorbringen politisch und
rechtlich vollständig isoliert . Die deutsche Haltung
hat Erstaunen und Unverständnis hervorgerufen.

Ich meine , wenn die Länder sich nicht ins Abseits
begeben wollen , dann müssen sie die Ablehnung
der europäischen Regelung aufgeben , die sie am
Ende ohnehin nicht verhindern können .

' Daher
begrüße ich die Initiative meines Kollegen Kurt
Beck , der zu einer Änderung der deutschen Hal¬
tung aufruft . Er weist zu Recht darauf hin , daß
die derzeitige Position gravierende . Auswirkungen
auf die Rolle haben wird , die die Länder im Rund¬
funkbereich in Zukunft in Europa einnehmen wol¬
len . Eine aktive und gestaltende Funktion wird
uns angesichts einer solchen Verweigerungshal¬
tung kaum abgenommen werden.
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( Ministerpräsident Dr . Rau)

Wir dürfen es allerdings nicht dabei belassen , nur
die Regelungen der anderen Länder zu akzeptie¬
ren . Für mich ist es keine Frage , daß wir selbst
eine nationale Liste mit besonders wichtigen Er¬
eignissen aufstellen müssen , die auch im frei zu¬
gänglichen Fernsehen auszustrahlen sind.

( Beifall des Marc Jan Eumann [SPDJ und
des Reinhard Grätz ISPD]}

Andernfalls hätten wir den ersten Schritt in eine
Fernsehzukunft getan , die eine Teilung hervor¬
brächte zwischen Informationsinhabern und Infor-
rnationshabenichtsen.

Das zweite Thema des Antrags hat uns in der
Vergangenheit mit einem anderen Akzent mehr¬
fach beschäftigt : Bisher war die Kabelbelegung
vorrangig ein Thema der Mangelverwaltung und
der Auswahlentscheidungen der Landesmedien¬
anstalten für eine Kabelkapazität , die Platz für
wenig mehr als dreißig Programme ließ . Wir ha¬
ben es schon gehört : Das soll nun anders werden.
50 , 100 , ja sogar 150 Programme sollen um die
Aufmerksamkeit der Zuschauerinnen und Zu¬
schauer werben . Ein großer Teil dieser Program¬
me soll auch tatsächlich über digitalisierte Kanäle
des Kabelnctzes empfangbar sein.

Unsere geltenden Vorschriften für eine solche
Entwicklung passen nicht mehr . Die Anträge der
Koalitionsfraktionen zeigen eine neue , zukunfts¬
weisende Richtung auf , der die Landesregierung
nur zustimrnen kann.

Wir müssen also , im Landesrecht umsetzen und
gewährleisten , daß sich die konkrete Belegung
des Kabels an gesetzlichen Kriterien messen las¬
sen muß , die die Vielfalt der Rundfunkordnung
betonen . Das gilt ausdrücklich auch für die Aus¬
sagen zu Einspeisungsverpflichtungen für den
öffentlich - rechtlichen Rundfunk . Schon immer
hatte die Aufgabe des öffentlich -rechtlichen
Rundfunks dynamischen Charakter . Der
öffentlich - rechtliche Rundfunk kann seinen Auf¬
trag im dualen System nur dann erfüllen , wenn er
nicht nur in seinem gegenwärtigen Bestand , son¬
dern auch in seiner zukünftigen Entwicklung pro-
grammlich , finanziell und technisch gesichert ist.
Das haben .die Ministerpräsidenten immer wieder
betont.

Die Pläne, die die öffentlich - rechtlichen Veranstal¬
ter für Programme in digitaler Übertragungstech¬
nik entwickelt haben , zeigen , wie wichtig es ist,
deren Präsenz zu sichern . Ihre Vernetzungsstrate¬
gie , die nicht auf bloße Programmvermehrung,
sondern auf eine Nutzungsmöglichkeit aus ist , die

das gesamte Angebot - analog oder digital - für
eine individuelle Nutzung nach den besonderen
Interessen des einzelnen aufbereiten kann , ist
nach meiner Überzeugung ein zukunftsweisendes
Konzept , das Orientierung vermittelt , nicht aber
Überflutung bewirkt.

Ich hoffe , daß die Gespräche zur künftigen Ord¬
nung im Kabelnetz , die derzeit auf vielen Ebenen
geführt werden , uns ein Stück voranbringen wer¬
den - im übrigen auch in der Frage der Kapazitäts¬
erweiterung im analogen Bereich . Die Grundprinzi¬
pien für einen künftigen Ordnungsrahmen , die der
Antrag der Koalitionslraktionen aufführt , sind
nach meiner Überzeugung eine zuverlässige
Grundlage für zukünftige Verhandlungen.
Ich danke diesem vertrauten und vertraulichen
Kreis für seine außerordentliche Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Weitere Wortmeldungen
zum Tagesordnungspunkt 5 liegen mir nicht vor.
Ich schließe die Beratung.
Wir stimmen ab über die empfohlene Überwei¬
sung des Antrags an den Hauptausschuß . Die
abschließende Beratung und Abstimmung soll
dort in öffentlicher Sitzung erfolgen . Wer dafür
ist , den bitte ich um das Handzeichen . - Gegen¬
probe ! - Stimmenthaltungen ? - Keine . Wir haben
einstimmig so beschlossen.

Aufgerufen ist Tagesordnungspunkt

6 Gesetz zum Staatsvertrag über Mediendienste
(Mediendienste -Staatsvertrag)
Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 12/1954

erste Lesung

Zur Einbringung des Gesetzentwurfes erteile ich
auch hier Herrn Ministerpräsident Dr . Rau das . .

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Die Landesre¬
gierung legt Ihnen den Entwurf des Gesetzes zum
Staatsvertrag über Mediendienste vor.
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( Ministerpräsident Dr . Rau)

Artikel 1 des Gesetzentwurfs enthält die Zustim¬
mung zu dem zwischen den Ländern der Bundes¬
republik geschlossenen Mediendienste -Staatsver¬
trag , um die die Landesregierung Sie bittet . Sein
Inkrafttreten ist parallel zum ebenfalls im Gesetz¬
gebungsgang befindlichen Teledienstgesetz des
Bundes zum 1 . August dieses Jahres vorgesehen.

Entschuldigung , ich kürze ein wenig , weil ich Sie
nicht überbeanspruchen will.

In beiden Entwürfen findet eine Reglementierung
mit Augenmaß statt . Ich verweise darauf , daß die
Mediendienste zulassungs - und anmeldungsfrei
sind . Das bedeutet freilich nicht , daß sie völlig frei
von gesetzlichen Grenzziehungen sind . Auch an¬
dere Bereiche der Wirtschaft haben sich an Spiel¬
regeln zu halten , durch die die Schwächeren in
der Gesellschaft geschützt werden . Für Multime¬
dia gilt nichts anderes.
Der Mediendienste -Staatsvertrag zieht deshalb
insbesondere mir dem Blick auf den Jugendschutz
Grenzen . Das ist , wie wir aus den in der jüngsten
Zeit geführten Diskussionen wissen , auch drin¬
gend nötig . Gleichwohl setzen wir auch auf Ein¬
richtungen der freiwilligen Selbstkontrolle . Sie
können , wenn sie ihre Aufgabe ernst nehmen,
mithelfen , Rechtsverstöße zu vermeiden . Sie kön¬
nen aber den Gesetzgeber nicht aus , seiner Ver¬
antwortung entlassen , und sie ersetzen erst recht
nicht eine notfalls zupackende Aufsicht . Beide
Instrumente ergänzen sich vielmehr.
Ichvermag , meine Damen und Herren , auch keine
Überreglementierung darin zu erkennen , daß der
Mediendienste -Staatsvertrag Regelungen zum
Verbraucherschutz und zum Datenschutz enthält.
Wir können und dürfen die Augen nicht davor
verschließen , daß die neuen Dienste nicht nur
Vorteile , sondern gerade auf diesen Gebieten
auch Risiken bergen . Die Verbraucher - -und Daten¬
schutzregeln müssen deshalb den neuen Gege¬
benheiten von Multimedia angepaßt werden.
Meine Damen und Herren ! Wir betreten mit dem
Ihnen vorliegenden ' Staatsvertragsentwurf Neu¬
land . Deshalb erhebt der Entwurf nicht den An¬
spruch , alle Probleme zu lösen , die sich im Be¬
reich von Multimedia stellen . In der Protokoller¬
klärung aller Länder heißt es dazu , daß Bund und
Länder die Entwicklung der neuen Dienste und die
Anwendung der beiderseitigen gesetzlichen Rege¬
lungen fortlaufend beobachten und darüber im
Gespräch bleiben werden . Das läßt mich hoffen,
daß es uns auch in Zukunft gelingen wird , für
Multimedia verantwortungsbewußte , aber auch

praxisgerechte Lösungen zu finden . - Herzlichen ( C)
Dank.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Herr Mini¬
sterpräsident . - Für die SPD-Fraktion spricht der
Abgeordnete Grätz.

Reinhard Grätz (SPD) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Herren! Der Mediendienste - Staatsvertrag
regelt Zuständigkeiten und Tatbestände , die , so
meine ich , in der nächsten Generation unser aller
Leben mit beherrschen werden . Da sage keiner:
Landtage hätten nicht noch Wichtiges zu regeln.
Sie tun es mit diesem Vertrag , Herr Ministerprä¬
sident.

Neben der grundsätzlichen Bedeutung dieser Re¬
gelungen im neuen Staatsvertrag - im erstmaligen
Staatsvertrag zu diesem ' Thcma , wenn man von
dem Sonderfall Btx absieht , der ja hiermit auch
aüsläuft - möchte ich vor allen Dingen drei Aspek¬
te hervorheben.

Zum ersten : Der Staatsvertrag ist ein Meilenstein
für die sinnhafte Erhaltung des Föderalismus . Die
Länder sind einigungs - und somit auch sprach-
fähig gegenüber dem Bund , und man hätte sich
dies tatsächlich - mehrere Redner haben dies vor¬
hin angesprochen - auch in der Frage der Rege¬
lung exklusiver Senderechte von Großveranstal¬
tungen im Fernsehen bei der Novelle der EU-Fern-
sehrichtlinie gewünscht.

(Zustimmung des Roland Appel ( GRÜNE ] )

Zum zweiten : Die Länder haben das vor zwei Jah¬
ren von ihren eigenen Rundfunkreferenten formu¬
lierte Prinzip der abgestuften Regelungsdichte im
Bereich des Rundfunks und der rundfunkähnlichen
Mediendienste vorbildlich und - so meine ich -
unbürokratisch auf die staatsvertragliche Rege¬
lungsebene übertragen . Föderale Lösungen sind
also nicht per se umständlich oder kompliziert.
Und zum dritten : Die Länder haben in diesem Ver¬
trag klargestellt , wo der Regelungsbereich nach

•Art . 5 des Grundgesetzes unter Einbeziehung der
Art . 30 und 70 zu ziehen ist . Mediendienste un¬
terliegen - anders als z . B. die Individualkommuni¬
kation etwa mittels Telefon - dem Art . 5 des
Grundgesetzes, . wenn sie Inhalte vermitteln und
sich an eine beliebige Allgemeinheit zur Nutzung
richten.
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IReu! [CDU}}

[A ) Polizeipräsidenten in Münster . Regierungsprä¬
sidenten werden verramscht ! Wo sind wir eigent¬
lich hingekommen ? Was ist eigentlich aus Ihren
Grundsätzen geworden?

(Beifall bei der CDU)

Jetzt zurück zum Tatbestand ! Herr Clement hat
Her fast mit Tränen in den Augen vorgetragen , wie
unangenehm es wäre , daß es zu einer solchen
öffentlichen Debatte über eine Person komme . -
Wer hat denn - das ist eine spannende Frage ! -
eigentlich dieses Gutachten erstellt ? - Die Staats¬
kanzlei!

Wer hat eigentlich dieses Gutachten in die Öffent¬
lichkeit gespielt und warum ? Das ist eine spannen¬
de 'Frage . Wir haben doch nicht vorgetragen , der
Mann sei nicht geeignet . Mitarbeiter der Staats¬
kanzlei haben ein Papier gemacht . Ich lese das
nicht vor . Das kennen ja mittlerweile alle , ins¬
besondere die Journalisten . Da steht drin : Der
Mann ist nicht geeignet . Schlicht und einfach!
Trotzdem haben Sie ihn gewählt . Warum haben Sie
ihn gewählt ? Herr Clement , Sie müssen doch dafür
sein , das ist doch logisch . Herr Hombach , wir
wissen doch , was in den letzten Wochen und
Tagen hier passiert . Sie brauchen doch die Unter¬
stützung von dem Mann.

[B!
(Beifall bei der CDU)

Da wird der Mitarbeiter von Herrn Hombach be¬
fördert , weil Herr Hombach gute Pressearbeit für
Herrn Clement in den letzten Wochen macht . Das
ist die Wahrheit , schlicht und einfach.

(Beifall bei der CDU)
So . und jetzt zur Sache selber . Herr Rau , Sie kön¬
nen dann gerne dazu etwas sagen , weil mich der
eine Teil schon sehr entsetzt hat . Daß aus Ihrer
Staatskanziei - das hätte ich bis zu dem Zeitpunkt
nicht erwartet - eine Stellungnahme der Öffentlich¬
keit zugespielt wird , ich sage Ihnen mal , das riecht
nach Pfeiffer , was da passiert , damit das klar ist.
Da wird zu einem bestimmten Zeitpunkt , wo SPD¬
interne Konflikte stattfinden , ob Herr Clement sie
nun mehr oder weniger drängt oder nicht drängt,
der Öffentlichkeit ein Papier zugespielt , und zwar
aus Ihrem Hause , das einen der Kontrahenten in
diesem Spielchen doch ein Stück belasten soll,
wenn ich das richtig sehe . Warum spielen Sie das
denn in die Öffentlichkeit ? Warum spielt die
Staatskanzlei in die Öffentlichkeit , daß Herr Langenicht geeignet ist?

(Beifall bei der CDU) .

Diese Frage interessiert mich - neben der Frage , die (C)
Lothar Hegemann angesprochen hat , daß der Mann
nach Ihrer Beurteilung eigentlich gar nicht gewählt
werden durfte und daß auch keine Notwendigkeit
bestand . Sie spielen das in die Öffentlichkeit.
Ich möchte gerne eine Antwort auf die Frage : .
Warum hat die Staatskanzlei zu dem Zeitpunkt , a (s
es in der SPD eine Debatte gibt : Clement oder
Rau ? warum soll dann versucht werden , einen
der Protagonisten von Herrn Clement in der Öffent¬
lichkeit zu schädigen ? Warum wird der Mitarbeiter
von Herrn Hombach von der Staatskanzlei in der
Öffentlichkeit schlecht gemacht ? Doch wahr¬
scheinlich , um den Eindruck zu erwecken , daß da
irgendwelche Schiebereien im Gange sind.

(Beifall bei der CDU)

Damit sollte Herr Hombach getroffen werden,
damit das einmal klar ist . Dafür ist Lange viel zu
unwichtig . Herr Hombach und damit möglicher¬
weise auch Herr Clement ! Ich .kann das nach den
Ereignissen der letzten Tage , insbesondere nach
dem Interview in der "Woche " sehr gut verstehen,
was da passiert ist , aber ich kann es nicht akzep¬
tieren , überhaupt nicht akzeptieren . Das ist ein Stil,
der in Nordrhein -Westfalen eingerissen und an
diesem Beispiel deutlich wird - ich wiederhole
es der riecht nach Pfeiffer , ich finde , es ist
dringend Aufklärung notwendig , um zu klären:
Warum hat wer den Auftrag gegeben , überhaupt
ein Gutachten zu machen ? Warum hat wer das der
Öffentlichkeit zugespielt ? Herr Rau , Sie sind ge¬
fordert , hier klare Aussagen zu treffen.

(Betfall bei der CDU - Unruhei

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau.

( Uh -Rufe bei der CDU - Zuruf von der CDU:
Antworten - Weitere Zurufe von der CDU)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Es riecht
nicht nach Pfeiffer , es roch nach Reui.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der SPD:
Nicht so leicht machen ! - Weitere Zurufe von
der CDU - Unruhe)

Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! Der
Versuch , auf Kosten eines Bewerbers , der vom
Aufsichtsrat gewählt worden ist - - -

(Michael Thomas Breuer ICDU1: Antworten !)
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(Ministerpräsident Dr . Rau}

I - Moment , nun lassen Sie mich doch einmal reden.

(Zuruf von der SPD : Hört doch mal zu !)

Wenn sich ein Aufsichtsrat nach Prüfung , nach
Vorstellung , nach Diskussion über diese Prüfung
für einen Bewerber entscheidet , dann habe ich das
nicht zu reklamieren und nicht zu kritisieren . So!

(Michael Thomas Breuer [CDU ] : Wo ist das
Gutachten ?)

- Es gibt kein Gutachten . Es gibt ein Schreiben der
Staatskanzlei . Das ist Monate alt . Dieses Schreiben
der Staatskanzlei ist durch eine Indiskretion , die ich
bed aure m und mißbillige , nach draußen gespielt
worden . Der Vorwurf , das habe die Staatskanzlei
getan , —

{Herbert Reul {CDU]: Jemand aus der Staats-
kanziei ! - Nein wieso ! Der Aufsichtsrat hat
es doch nie bekommen !)

- Herr Reul , es konnten ja die Empfänger gewesen
sein.

{Herbert Reül [CDU ] : Wer war das denn ?}

- Das weiß ich nicht . Ich bin doch nicht der Bürodi¬
rektor.

{Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU)

j - Herr Reul , mit solchen Fisimatenten gebe ich
mich nicht ab.

(Unruhe bei der CDU}

Die Tatsache , daß Sie etwas durch Indiskretion
bekannt Gewordenes durch die Art Ihrer Reden,
noch publizistisch aufzublasen versuchen, ‘habe ich
erkannt.

(Herbert Reul [CDU] : Ja , und ?)

Daß jemand in der Staatskanzlei in einem internen

Vorgang jemanden bewertet , kann ich ihm nicht
übelnehmen . Wenn ein solcher Vorgang öffentlich
wird , ist das immer zu bedauern , weit solche Vor¬

gänge ihrem Charakter nach nicht öffentlich wer¬

den dürfen . Wer so etwas indiskretioniert , macht
einen schweren Fehler.

(Zuruf von der CDU : Sie sind doch der Chef !)

- Ja , aber wenn ich doch nicht weiß , wer indis¬
kretioniert , dann bin ich doch nicht der Chef . So!

{Widerspruch und Unruhe bei der CDU -

Zurufe von der CDU)

- Ach , regen Sie sich doch einmal ab.

{Glocke )
v

Auf was für ein Niveau sind Sie mit Ihrer Opposi - (C)
tionspolitik gekommen!

{Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der
CDU - Herbert Reul [ CDU ] : Niveau ! Das
müssen Sie dem mal sagen ! [Auf Minister
Clement zeigend : ] Wer hat denn hier kein
Niveau ? - Loke Mernizka [SPD ] : Das war
doch unter aller Kanone ! - Weitere .Zurufe
von der CDU)

- Herr Kollege Reul

{Weitere anhaftende Zurufe von der CDU -
Unruhe)

Präsident Ulrich Schmidt : Darf ich Sie um Aufmerk¬
samkeit bitten . Der Herr Ministerpräsident hat das
Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Kollege
Reul , - - -

(Zuruf von der CDU : Zum Filz !!

- Zum Filz will ich Ihnen gern etwas sagen . Wenn
Herr Kollege Reu ! vermischt Regierungspräsiden¬
ten , Polizeipräsidenten , Entscheidungen des Auf¬
sichtsrates , - - -

(D)
(Herbert Reul [CDU] : Die können Sie von mir •
aus weglassen !)

- Nein , das lasse ich jetzt nicht weg , sondern ich

sage : Dann hören Sie bitte auf , Ansprüche auf

Regierungspräsidenten und auf Polizeipräsidenten
zu erheben.

{Beifall bei SPD und GRÜNEN)

- Das können wir auch anders handhaben.

{Gelächter und Unruhe bei der CDU - Herbert
Reul [CDU] : Rau Nacken , Frau Nacken ! -

Weitere lebhafte Zurufe von dor CDU)

Bisher haben wir uns in diesem Bereich darum
bemüht , alle politischen Kräfte des Landes zu

berücksichtigen.

(Lachen bei der CDU)

Wenn Sie jetzt die Tatsache , daß das auch für die
GRÜNEN gilt , reklamieren , dann empfinde ich das
als ein Selbsttor , Herr Kollege Reul.

{Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU -

Herbert Reul [CDU ) : Nicht vom Thema
abienken !)
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{Ministerpräsident Dr. Rau)

(A ) Nun versuchen Sie , aus einer in der Tat nicht
glücklich gelaufenen Personalentscheidung eine
öffentliche Diskussion und eine überhöhte Ver-
sch '.vSrungsthecrie zu entwickeln . Sie bringen das
dann alles zusammen mit meinem Jubiläum als
Parteivorsitzender ..

(Dr . Helmut Linssen [CDU) : Jawohl !)
Das müssen Sie nicht tun . Freuen Sie sich doch,
daß Sie mich schon 20 Jahre lang haben.

{Beifall und Heiterkeit bei der SPD)

Freuen Sie sich doch , daß die SPD sich gerade in
die Form bringt , mit der sie im Jahre 2000 hier
wieder die Mehrheit zu erreichen versuchen wird.

(Beifall-bei der SPD - Herbert Reul .{CDU ) : Die
reicht nicht mehr !)

Sie werden —

(Herbert Reul [CDU] [ein Papier hochhal-
tend ] : Das ist von der Staatskanzlei !)

- Ach , Herr Kollege Reul , ich kenne doch die Rol¬
lenverteilung in Ihrer Fraktion und in Ihrer Partei.
Wir bekommen das doch mit . Daß Sie Wadenbei¬
ßer vom Dienst brauchen , ist doch in Ordnung.
Warum wollen Sie diese Rolle nicht wahrnehmen?
Tun Sie es doch!

' 1 Nur sage ich Ihnen : Aus diesem Vorgang einer
Personalentscheidung beim Flughafen eine Ver¬
schwörungstheorie zu machen , in der Sie zwischen
Wolfgang Clement und mich auch nur ein Blatt
Papier kriegen , das werden Sie nicht hinbekom¬
men.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU -
Herbert Reul [ CDU) : Kein Blatt Papier , aber
die “ Woche " ! - Weiterer Zuruf von der CDU:
Da paßt der Brockhaus dazwischen !)

- Ich kann den Zusammenhang , die Sie zwischen
der "Woche " und der Personalentscheidung des
Flughafens hersteilen , nicht verstehen.

(Zahlreiche Zurufe von der CDU!
- Herr Präsident , ich habe den Eindruck , daß hier
ein hoher Dialogbedarf besteht,

(Glocke)
aber nicht das Bedürfnis , zuzuhören , was ich zum
Flughafen zu sagen habe.
Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben keine
Weisung gehabt , wie sie abzustimmen haben . Sie
haben nach ihrer Einschätzung nach der Vorstel¬
lung des Kandidaten abgestimmt . Ich habe das
nicht zu rügen , ich habe das auch nicht zu kom¬

mentieren , weil ich hierin eine Politisierung des |C)
Vorgangs sähe , die ich für unberechtigt halte.

( Beifall bei der SPD - Herbert Reul [CDU ] :
Beifall des Herrn Hombach ! - Weitere Zurufe
von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat der Kollege
Dr . Linssen.

Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Herr Minister¬
präsident , ich witi Ihr Rollenverständnis , das Sie
offensichtlich von der Opposition haben , jetzt ein
bißchen durcheinanderbringen . Denn nach Ihrer
Vorstellung hier ist es , glaube ich , dringend an der
Zeit , daß wir ein bißchen mehr nachbohren . Das
wird ja deutlicher denn je.

(Beifall bei der CDU)
Ich muß Ihnen ehrlich sagen : Als der Kollege Reul
das Wort “Pfeiffer " in den Mund nahm , habe ich
gedacht : Na , der ist heute morgen aber gut aufge-
legtl - Nach Ihrem Beitrag kann ich nicht mehr
ausschließen , daß er wirklich den Nagel auf den
Kopf getroffen hat.

{Lebhafter Beifall bei der CDU ) (Dj
Wir können bei dem , was sich hier in den letzten
Wochen abspiett , Verschwörungen dieser Art , wie
wir sie ' hier vorgetragen haben , überhaupt nicht
mehr ausschließen . Die Journalisten können sie
auch nicht mehr ausschließen.

(Beifall bei der CDU)
Alle Beobachter der Szene haben offensichtlich den
Eindruck , daß da etwas dran sein muß , wenn die
Landesregierung per Information am 10 . Dezember
zu dieser Lange -Fiughafengeschichte mitteilt:

" Die Vertreter des Landes haben deutlich ge¬
macht , daß anstehende Personalentscheidun¬
gen in der Geschäftsführung bis zur Klärung
einer zukunftsorientierten Gescllschaftersrruktur
nicht getroffen werden sollten . “

Das ist klare Meinung der Landesregierung gewe¬
sen . Dann wird dieser Tagesordnungspunkt bei
zwei Sitzungen heruntergenommen . Und in der
dritten Sitzung - was Wunder - gilt auf einmal nicht
mehr , daß der Mann nicht qualifiziert ist , sondern
da singen Sie das Hohe Lied der Gewerkschafts¬
treue - das haben Sie ja gerade auch wieder gesun¬
gen - und versuchen , uns klarzumachen , daß das
jetzt auf einmal ein ganz normales Spielchen sei.
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Das glaubt Ihnen doch hier kein Mensch mehr,

{Beifall bei der CDU]

sondern das ist eine ganz abgekartete Geschichte.

Die Sache wird ja noch dadurch bestätigt , daß
dieser Mann nicht einen ganz normalen Vertrag,
sondern einen Drei-Jahres -Vertrag bekommen hat,
wobei ihm nach zwei Jahren erzählt werden soll,
ob der Vertrag eventuell auf fünf Jahre verlängert
wird . Das muß man sich einmal vorstellen . Warum
machen Sie denn eine so komische Geschichte,
abweichend von allen Normalitäten?

(Widerspruch des Ministerpräsidenten
Dr . Johannes Rau)

Weil Sie genau wissen : Sie haben vorher ein Gut¬
achten über die Nicht -Qualifikation gemacht , und
jetzt müssen Sie dem entsprechen . Das ist gescho¬
ben von vorne bis hinten , und das lassen wir uns
nicht gefallen.

(Anhaltender lebhafter ßeifali bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat Herr Mini¬
sterpräsident Dr. Rau.

(Zuruf von der CDU : Ah , Herr Clement darf
nicht !)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Kollege.
Linssen , eine solche Konditionierung , wie Sie sie
gerade dargestellt haben , halten Sie für ungewöhn¬
lich . Das ist falsch . Ich habe vor ganz kurzer Zeit in
einem Aufsichtsrat eine solche Entscheidung
mitgetragen - drei und Verlängerungsmöglichkeit - ,
und zwar bei jemandem , der schon unter Vertrag
war . Das ist also durchaus normal , entspricht den
aktienrechtiichen Bestimmungen und den handels¬
rechtlichen Möglichkeiten.
Ich habe mich aber zu Wort gemeldet , um etwas
anderes zu sagen . Herr Kollege Reul , ich möchte
Sie bitten , den Vergleich und das Stichwort " Pfeif¬
fer " .

(Herbert Reul [CDU] : Nein !)

das Herr Kollege Linssen damit kommentiert hat,
daß Sie besonders gut aufgelegt seien , doch ein¬
mal außerhalb des Parlaments zu sagen , weil nur
dann die strafrechtlichen Möglichkeiten genutzt
werden können , die wir brauchen , um mit dieser
Sache fertig zu werden.

(Beifall bei der SPD - Herbert Reul (CDU] : Da

kommen Sie nicht mehr heraus ! - Zahlreiche (C)
lebhafte Zurufe von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat Her : Kolle¬
ge Hegemann.

Lothar Hegemann {CDU ) : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Ich wundere mich schon ein
bißchen : Herr Matthiesen hat sich während meiner
ersten Rede gemeldet , Herr Clement hat sich
gemeldet . Sie mußten alle zurückziehen . Na ja,
sei ' s drum.

Herr Ministerpräsident , auch Herr Engholm hat
einmal gedroht . Das hat er nicht lange aufrecht¬
erhalten . Ich weiß nicht , was das soll , daß Sie
drohen : Das sagen Sie einmal außerhalb des Parla¬
ments , dann komme ich mit dem Staatsanwalt ! -
Das macht Ihre Aussage nicht sinnvoller.

Warum haben Sie eigentlich auf die Fragen , die
man Ihnen gestellt hat , nicht geantwortet?

( Beifall bei der CDU)

Es ist doch gefragt worden : Wer in Ihrem Haus hat
auf wessen Veranlassung ein Gutachten erstellt
und an wen geschickt ? Das Gutachten ist doch
nicht an die Presseabteilung gegangen ; es hot doch (qj
bestimmt Adressaten gehabt.

Ich gehe einmal davon aus , daß die Mitglieder des
Aufsichtsrats aus Ihrem Hause - Herr Habermann
aus der Staatskanzlei , Herr Westermann und Herr
Bickenbach aus dem Wirtschafts - und Verkehrs¬
ministerium - von Ihnen Entscheidungshilfen be¬
kommen haben , wie sie sich zu verhalten haben.
Sie können ja einmal nachfragen und sich eine
dienstliche Erklärung geben lassen , ob auch alle
dichtgehalten haben.

Wenn dann vor einigen Monaten im Landtag auf
einen alten kaufmännischen Grundsatz hingewie¬
sen und gesagt wird : Wenn ich etwas veräußern
will , dann treffe ich nicht vorher eine ganze Reihe
von Dispositionen und greife in die Entscheidungs¬
kompetenzen des künftigen Erwerbes ein . Das ist
ein alter kaufmännischer Grundsatz , den man
beherzigt . Das hat nicht Herr Lange gesagt , son¬
dern Herr Trinius . Nun sagen Sie , daß wir das hier
nicht öffentlich diskutieren dürfen . Sind Sie der
Oberzensor , Herr Verkehrsminister?

{Beifall bei der CDU)

Sie problematisieren eine Entscheidung ; Sie schla¬
gen Herrn Walsken vor , bringen ihn ins Gespräch.
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(A ) 3 Über- und außerplanmäßige Ausgaben mit
Beträgen von 50 000 DM und darüber Im 1.
Quarta! des Haushaltsjahres 1997

Antrag
des Finanzministers
gemäß Artikel 85 Absatz 2 LV
i . V . m . 5 37 Abs . 4 LHO

Vorlage 12/1434

Beschiußempfehlung
des Haushalts - und Finanzausschusses
Drucksache 12/2348

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.

Ich komme zur Abstimmung . Wer die Beschluß¬
empfehlung Drucksache 12/2348 annehmen
möchte , den bitte ich ums Handzeichen . - Die
Gegenprobe ! - Stimmenthaltungen ? - Bei einer
Stimmenthaltung stelle ich fest , daß die übrigen
Mitglieder des Hauses , soweit anwesend , die
Beschlußempfehlung angenommen haben.

Ich komme zu:

4 Unser Land braucht die Gemeinsamkeit der
(B ) Demokraten:

Die Steuerreform darf nicht länger blockiert
werden!

Antrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 12/2342

Ich weise hin auf den Entschließungsantrag der
Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN Drucksache 12/2372.

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem
Redner von der CDU das Wort —

(Regina van Dinther [CDUI : Verschwun¬
den !)

- Dann darf ich in der Reihenfolge der Redner Vor¬
gehen ; anders läßt es sich wohl zur Zeit nicht
machen.

Als nächste Rednerin folgt Frau Kollegin Meyer-
Schiffer , bitte schön.

(Gisela Meyer -Schiffer [SPD ] : Das macht
keinen Sinn ! - Regina van Dinther [CDU] :
Unterbrechen ] - Weitere Zurufe)

Herr Ministerpräsident , wollen Sie sprechen ? - fC)
Dann erteile ich Ihnen das Wort . Bitte schön.

(Beifall)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Der Antrag der
CDU soll den Eindruck erwecken , die Deutsche
Bundesbank habe im Streit um die große Steuer¬
reform Partei ergriffen ; sie habe sich auf die Seite
der Bundesregierung geschlagen . Dieser Eindruck
ist irreführend und falsch . In ihrem Monatsbericht
vom August 1997 fordert die Bundesbank aus¬
drücklich eine umfassende große Steuerreform,
die niedrigere Steuersätze mit einem umfassen¬
den Abbau steuerlicher Ausnahmetatbestände
und steuerlicher Sondervergünstigungen verbin¬
det . Für eine solche Reform tritt auch die Landes¬
regierung ein.

Wir halten unverändert an der Forderung fest,
eine Steuer - und Abgabenreform bereits zum
1 . Januar 1998 zu verwirklichen . Sie muß aber

wirtschaftspolitisch vernünftig und solide finan¬
ziert sein . Der Spielraum für die Senkung der
Steuersätze muß durch die Verbreiterung der Be¬
messungsgrundlage geschaffen werden . Wir wol¬
len keine Steuersenkung um jeden Preis . Wir wol¬
len eine gerechte und effiziente Lastenverteilung.

Die mit dem Steuerreformgesetz der Bundesregie¬
rung verbundenen Steuerausfälle sind weder für
den Bund noch für die Länder noch für die Ge¬
meinden zu verkraften . Bereits nach den Ergeb¬
nissen der Steuerschätzung vom Mai 1997 müs - ,
sen die öffentlichen Haushalte 1997 Steuerausfäl¬
le von 18 Milliarden DM verkraften . Ab 1998
werden es über 30 Milliarden DM sein.

Das Konzept der Bundesregierung zur Steuerre¬
form bedeutet ein zusätzliches Defizit von über
45 Milliarden DM jährlich-. Die Mindereinnahmen
der öffentlichen Haushalte belaufen sich damit ab
1999 auf rund 80 Milliarden DM.

Steuerausfälie in dieser Größenordnung können
weder durch Ausgabeneinschränkungen noch
durch eine höhere Neuverschuldung aufgefangen
werden . Sie sind auch mit Blick auf die
Maastricht -Kriterien nicht zu verantworten . Eine
glaubwürdige und seriöse Steuerpolitik muß die
aktuelle finanzpolitische Lage berücksichtigen.

( Beifall bei der SPD)

Die Koalition in Bonn hat zur Refinanzierung ganz
allgemein eine Umschichtung von direkten zu
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(A) indirekten Steuern angekündigt . Konkrete Vor¬
schläge liegen bis zum heutigen Tage nicht vor.
Wir wollen eine solide finanzierte Steuerreform.
Das heißt leider auch : Für umfangreiche Netto¬
entlastungen fehlt einfach das Geld . Das weiß
auch die Bundesregierung , und das merkt man
manchmal auch daran , wie sie handelt oder wie
sie nicht handelt.

Dafür ein Beispiel : Sie hat zwar beschlossen , den
Solidaritätszuschlag um zwei Prozentpunkte zu
senken ; sie ist aber bis heute nicht in der Lage zu
sagen , wie sie die entstehenden Steuerausfälie
von 7,5 Milliarden DM refinanzieren will . Wie sie
dann im Rahmen einer großen Steuerreform eine
vielfach höhere Nettoentiastung finanzieren will,
bleibt das Geheimnis der Bundesregierung.

Das Konzept der Bundesregierung würde allein in
unsere Landeskasse ein Loch von mindestens 4
bis 5 Milliarden DM reißen . Mir ist unbegreiflich,
wie die CDUhier im Landtag der Landesregierung
ausgerechnet dieses Reformvorhaben als Mittel
empfehlen kann , um die Steuereinnahmen zu sta¬
bilisieren.

(Beifall bei der SPD)

Die Gesetzentwürfe der Bundesregierung sind
auch nicht geeignet , die Arbeitslosigkeit wirksam

® zu bekämpfen . Tatsache ist doch : Die Unterneh¬
men in der Bundesrepublik sind über Jahre hin¬
weg durch diverse Standortsicherungs - und Jah¬
ressteuergesetze steuerlich entlastet worden . Die
steuerliche Belastung der Unternehmen liegt heu¬
te auf dem niedrigsten Stand in der Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland . Dennoch ist im
Inland bisher keine verstärkte Investitionstätigkeit
zu verzeichnen . Das spricht eine deutliche Spra¬
che.

Festzuhalten bleibt : Deutschland ist kein Hoch¬
steuerland . Die Steuerquote lag 1996 bei 23 % .
Das ist der niedrigste Wert seit den 60er Jahren.

Die einfache Philosophie der Bonner Regierungs¬
koalition scheint zu sein : Man muß vor allem die
Unternehmen kräftig steuerlich entlasten ; dann
steigen die Investitionen , und Arbeitsplätze ent¬
stehen wie von selbst . Es wäre schön , wenn es
so einfach wäre . Das ist es aber nicht , wie die
Vergangenheit zeigt.

Wer die viel zu hohe Arbeitslosigkeit wirklich be¬
kämpfen will , der muß rasch die Lohnnebenko¬
sten senken . Die zu hohen Abgaben sind das ei¬

gentliche Problem . Ein Prozentpunkt weniger bei

den Sozialabgaben entlastet Unternehmen und (C)
Arbeitnehmer um knapp 35 Milliarden DM.

( Lothar Hegemann {CDU] ; Auf geht ' s !}

Das ist mehr , als jede gegenwärtig finanzierbare
Steuerreform Betriebe und sozialversicherungs-
pfiichtig Beschäftigte entlasten kann.

Diese Maßnahmen hätten zum 1 . Juli in Kraft
treten können . Die Koalition in Bonn verweigert
sich aber , weil sie die Erhöhung der Mehrwert¬
steuer brauchen wird , um die Löcher zu stopfen,
die sie durch ihr Steuerreformkonzept unnötig
aufreißt.

Wir wollen eine grundlegende Steuerreform , die
zum 1 . Januar 1998 in Kraftiritt . Wir sind auch
kompromißbereit . Wir haben eben aber nicht die
Hand für eine Politik, die neue Probleme schafft,
statt bestehende Probleme zu lösen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Genau das tut aber die Steuerpolitik der Koalition.
Sie ist unbezahlbar , weil sie Geld zurückgeben
will, das der Staat schon heute nicht hat . Sie tut
nichts zur Stärkung der privaten Nachfrage und
damit der Binnenkonjunktur . Aber genau an die¬
sem Punkt lahmt der wirtschaftliche Auf¬
schwung . Sie verstärkt die soziale Schieflage,
anstatt die Lasten endlich wieder etwas gerechter
zu verteilen . Sie begünstigt die Konzentration von
Einkommen und Vermögen und gefährdet damit
den Wettbewerb und das marktwirtschaftliche
System.
Die Verständigung bei der Gewerbekapitalsteuer
zeigt : Kompromisse sind möglich , wenn die Bon¬
ner Koalition Argumente aufgreift und sich be¬
wegt . Wenn sich die Koalition bewegt , kann es
auch bei den anderen Fragen eine Verständigung
geben : bei der Senkung der Lohnnebenkosten , bei
einem angemessenen steuerfreien Existenzmini¬
mum , bei einem niedrigeren Eingangssteuersatz.
Seriös kann man darüber aber nur reden , wenn
gleichzeitig die Steuerschlupflöcher geschlossen
werden , die in Wahrheit ja keine Schlupflöcher
mehr sind , sondern einladend geöffnete Scheu¬
nentore.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn darüber Einigkeit besteht , dann kann man
auch über einen niedrigeren Spitzensteuersatz
sprechen.
Ich hoffe , daß sich die Koalitionsparteien in Bonn
in dieser Sache bewegen . Freilich ist ein Bundes¬
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finanzminister auf Abruf kein besonders geeigne¬
ter Verhandlungspartner , wenn es um finanzpoli¬
tisch , wirtschaftspolitisch und gesellschaftspoli¬
tisch so wichtige Fragen geht . Wir stehen zum
Gespräch über eine solche Steuerreform jederzeit
bereit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Ulrich Klose: Ich erteile
Herrn Abgeordneten Dr . Linssen für die Fraktion
der CDU das Wort.

Dr . Helmut Linssen (CDU) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Zunächst,
Herr Ministerpräsident, bedanke ich mich , daß Sie
in die Lücke gesprungen sind , die ich hinterlassen
hatte.

(Zurufe von CDU und SPD)
Sie würden, ständen Sie jetzt hier , wahrscheinlich
darüber philosophieren , ob Sie sie ausgefüllt hät¬
ten oder nicht . Ich bedaure es . Das kommt da¬
von , wenn man eine Kollegin trifft , die einem
sagt , Herr Groth würde noch zum GFG sprechen
und anschließend bekäme noch der Innenminister
das Wort. Daraufhin habe ich mich bei einer Be¬
suchergruppe länger aufgehalten . Ich bitte dafür
um Entschuldigung.
Der Ministerpräsident hat gerade gesagt , es wür¬
de Zeit , daß sich die Koalition bewege . - Ich glau¬
be , dieses Thema bewegt alle in Deutschland . Es
ist das beherrschende Thema . Und deshalb müs¬
sen sich alle bewegen . Wir sollten in dieser De¬
batte nicht versuchen , es so darzustellen , als
müßte sich nur einer bewegen . Mir würde dazu
sehr vieles einfallen , was an Tiraden in den letz¬
ten Wochen und Monaten durchs Land gegangen
ist . Es hat relativ wenig Zweck , so etwas hier zu
wiederholen.

Entscheidend ist : Gelingt uns eine Reform der
Steuergesetzgebung in Deutschland , die tatsäch¬
lich unsere Wettbewerbsfähigkeit stärkt , weil die
wiederum entscheidend ist für Arbeitsplätze ? Wir
müssen alles tun , was die Zahl der Arbeitsplätze
bei uns nach vorne bringt.

(Beifall bei der CDU)
Das ist das Gebot der Stunde . Daran werden uns
Wählerinnen und Wähler messen.

Die Wirtschaftsinstitute , die Deutsche Bundes¬
bank - um nur einige zu nennen - sind alle der
Meinung : Wir brauchen dringend diese Steuerre¬
form . Und Sie haben , Herr Ministerpräsident,
wenn ich Sie richtig verstanden habe , ebenfalls
gesagt : Wir wollen eine grundlegende Steuerre¬
form . Sie wollen also vielleicht nicht nur die
Lohnnebenkostensenkung , Sie wollen vielleicht
nicht nur den Abbau von Steuerschlupflöchern,
sondern Sie wollen , wenn ich Sie richtig verstan¬
den habe , dann auch eine Tarifkorrektur . Darum
wird es sicherlich in den Gesprächen gehen.
Wir wollen alle ein Steuersystem , was einfacher
ist, was gerechter ist . Das wird von allen Parteien
hier vorgetragen . Wenn ich mir das Papier - ich
empfehle es den lieben Kolleginnen und Kollegen
aller Fraktionen dringend zur Lektüre - von Herrn
Schleußer aus dem Sommer des Jahres 1996
unter der Überschrift " Anforderungen an eine
Steuerreform " noch einmal anschaue , dann sehe
ich - und das werden auch Sie feststeJIen - , daß
er- sich auch für eine . Erweiterung der Be¬
messungsgrundlagen ausgesprochen und gleich¬
zeitig eine Tarifkorrektur gefordert hat , die sich
bei 20 bis 40 % einpendeln muß.
Das ist Originalton Schleußer . Man sollte sich in
dem Schlachtengetümmel , das wir jetzt vorfin¬
den , schon ein bißchen daran erinnern , was man
eigentlich ursprünglich einmal gemeint hat.
Herr Ministerpräsident , Sie haben gesagt:
Deutschland ist kein Hochsteuerland . Statistiken
werden nun einmal so hingebogen , wie man sie
gerne hätte.

{Reinhold Trinius [SPD] : OECD !)
- Herr Trinius , Sie wissen es doch auch besser.
Schauen Sie sich doch einmal die Einkommen¬
steuerstatistik an , und vergleichen Sie die Ein¬
kommensteuerbeträge bevor und nachdem die
Arbeitnehmer über die Einkommensteuererklärung
ihre Rückerstattung bekommen haben . Die Rück¬
erstattungen an Arbeitnehmer , die vorher Lohn¬
steuer bezahlt haben , sind der Hauptteii der Ein¬
kommensteuer.

( Beifall bei der CDU)
Das können Sie im Bundesbankbericht nachlesen,
den ich Ihnen gleich noch überreichen kann . Dann
sehen Sie , welche Ausmaße das mittlerweile an¬
genommen hat.
Aber wir sollten nicht die Schlachten von gestern
schlagen . Nun , Herr Ministerpräsident , Sie haben
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Präsident Ulrich Schmidt : Guten Morgen , meine
Damen und Herren . Ich heiße Sie zu unserer heu¬
tigen , der 67 . Sitzung des Landtags Nordrhein-
Westfalen in dieser Wahlperiode herzlich willkom¬
men . Ich begrüße auch unsere Gäste auf der Zu¬
schauertribüne sowie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Medien.

Für die heutige . Sitzung haben sich 27 Kollegin¬
nen und Kollegen Abgeordnete entschuldigt ; ihre
Namen werden in das Protokoll aufgenommen.

Wir treten in die Beratung der heutigen Tages¬
ordnung ein . Ich rufe auf:

1 Fragestunde

Drucksachen 12/2410 , 12/2432 und 12/2433

Mit Drucksache 12/2410 liegen Ihnen die Mündli¬
chen Anfragen 143 bis 149 vor . Außerdem ha¬
ben Sie zwei Dringliche Anfragen erhalten , und
zwar mit Drucksache 12/2432 die Mündliche An¬
frage 150 des Kollegen Hegemann von der Frak¬
tion der CDU sowie mit Drucksache 12/2433 die
Mündliche Anfrage 151 des Herrn Abgeordneten
Remmei von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN.

Nach Nr . 2 der Richtlinien für die Fragestunde
werden Dringliche Anfragen zu Beginn der Fra¬
gestunde aufgerufen , ich rufe deshalb zunächst,
auf:

Dringliche Anfrage 150

des Herrn Abgeordneten Lothar Hegemann von
der Fraktion der CDU:

Verbilligte LTU-Flugreisen des Ministerpräsi¬
denten

In der SPiEGEL-Ausgabe Nr. 40 vom 29 . Sep¬
tember 1997 wird unter der Überschrift
"50 % Rabatt ’ berichtet , die WestLB -Tochter
LTU habe für "wichtige Freunde und Gönner“
der WestLB verbilligte Flugtickets bereit-
gestellt . In diesem Zusammenhang heißt es in
dem Artikel auch , Ministerpräsident Johannes
Rau habe bei der Fluggesellschaft "über sein
Sekretariat für sich selbst , seine Frau, seine
Schwiegermutter , seine Kinder und seinen
Brudernebst Ehegattin ’ verbilligte Flüge geor¬

dert. Der SPIEGEL weiter : "In der Rege ! erhielt (C}
der Regierungschef 50 % Rabatt auf den Brut¬
topreis . Einen Flug für seine Frau nach Korfu
im Oktober 1994 beglichen die Raus erst vor
wenigen Wochen , nachdem mehrere Pressean¬
fragen eingegangen waren .

"

Wann und in welchem Umfang sind derartige
Vergünstigungen vom Ministerpräsidenten
und/oder Familienangehörigen angenommen
worden?

Ich darf dem Herrn Ministerpräsidenten Dr. Rau
das Wort erteilen.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Herr Abgeord¬
neter Hegemann zitiert aus dem Artikel , den der
" Spiegel " in der Ausgabe vom 29 . Septem¬
ber 1997 veröffentlicht hat . Darin geht es um die
Auseinandersetzungen zwischen dem ehemaligen
Geschäftsführer der LTU , Herrn Hans -Joachim
Driessen , und der WestLB um Art und Höhe der
Abfindung des ehemaligen Geschäftsführers der
LTU . In diese Auseinandersetzungen werden jetzt
durch die " Spiegel "-Veröffentlichung auch meine
Familie und ich hineingezogen.

Ich möchte zu der Frage folgendes sagen : Am ( D)
18 . August 1997 bekam ich eine Anfrage der
Wirtschaftsredaktion der " Welt am Sonntag " . Sic
bezog sich auf das , worüber der " Spiegel " jetzt
berichtet . Mit Brief vom gleichen Tage habe ich
mich an den jetzigen Geschäftsführer der LTU,
Herrn Dr . Heinz Westen , gewandt und ihn gebe¬
ten , die Vorgänge sofort zu prüfen , die mir durch
die Anfrage der " Welt am Sonntag " erstmals be¬
kanntgeworden sind.

Am 21 . August 1997 hat mir Herr Dr . Westen
das Ergebnis der Prüfung durch die Revision sei¬
nes Unternehmens schriftlich mitgeteilt . Die LTU-
interne Prüfung hat zu folgendem Ergebnis ge¬
führt:

Weder von meinem Büro noch von mir selber
wurden in der Vergangenheit an die LTU Rabat¬
tanforderungen gestellt oder entsprechende Er¬
wartungen geäußert . Die Rechnungen für die pri¬
vaten Flüge von Mitgliedern meiner Familie
- insgesamt drei in fünf Jahren - enthielten weder
Hinweise auf Rabatte noch waren die Flugpreise
innerhalb der allgemein bekannten Preisspanne
auffällig niedrig . Für eine Flugreise im Oktober
1996 war keine Rechnung eingegangen . Erst
durch die von mir erbetene Prüfung ist der LTU
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dieses Versäumnis aufgefailen . Diese Rechnung,
die zwischenzeitlich übermittelt wurde , habe ich
sofort bezahlt.

Das ' Ergebnis der LTU-internen Prüfung habe ich
der Wirtschaftsredaktion der " Weit am Sonntag"
zur Verfügung gestellt , die daraufhin von einem
Bericht Abstand genommen hat . Dann kam eine

Anfrage des " Stern "
, die am 28 . August 1997

bei mir einging . Ich habe die gleichen Informatio¬
nen dem " Stern " zur Verfügung gestellt.

Im Unterschied zur " Welt am Sonntag " und zum
" Stern ” hat der "Spiegel " nun eine Geschichte

geschrieben . Das ist nicht zu kritisieren , zumal
die Geschichte deutlich macht , um was es eigent¬
lich geht . Wenn aber in einer Auseinandersetzung
zwischen dem ehemaligen Geschäftsführer der
LTU und der WestLB die Aufmerksamkeit der Me¬
dien auf mich gelenkt wird , dann hätte ich ge¬
hofft , daß , was meine Frau und mich anbetrifft,
nicht nur Vermutungen geäußert und Tatsachen

weggelassen würden , ich bin darüber sehr betrof¬
fen , aber ich habe ein gutes Gewissen.

( Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬

sterpräsident Dr . Rau . - Zu einer ersten Zusatz¬

frage erteile ich dem Abgeordneten Hegemann
das Wort.

Lothar Hegemann (CDU ) : Herr Ministerpräsident,
Ihr Pressesprecher hat erklärt . Sie hätten diese

Reisen in jedem Reisebüro billiger buchen können.
Warum buchen Sie denn die teuren Reisen über

die Staatskanziei oder LTU?

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Ich weiß

nicht , ob er das so erklärt hat . Mir ist ein solches

Zitat nicht bekannt.

Daß ich , wenn eine Reise ansteht , meine Sekretä¬

rin bitte , sie für mich zu buchen , halte ich für

zulässig.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Daß meine Sekretärin bei der LTU anruft , die wir

im übrigen ja gut kennen , bei der Lufthansa oder

bei der Air France , halte ich auch für richtig . Ich (C

habe die Preise überprüft und bin zu dem Ergeb¬
nis gekommen , daß ich nicht günstiger geflogen
bin als zu marktüblichen Bedingungen . Die Preise

lagen in einem Reisebüro etwa auf gleicher Höhe,
in einigen Reisebüros etwas niedriger - soweit ich
das in diesen Tagen habe feststellen können , ich
habe mich aber in diesen Tagen nicht ausschließ¬
lich mit Flugreisepreisen der Jahre 1992 bis 1997

befaßt.

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei SPD
und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke , Herr Minister¬

präsident . - Eine zweite Frage des Kollegen Hege¬
mann.

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD - Glok-

ke)

Lothar Hegemann (CDU ) : Herr Ministerpräsident,
Sie haben ausweislich dieses Presseartikels auf

Vermittlung der WestLB auch an einer Reise nach

London teiigenommen und dort für die Veranstal¬

tung " Last Night of the Proms ’ Schwarzmarkt¬
karten im Wert von 750 Pfund erhalten . Wann

haben Sie denn erfahren , daß diese Reise statt¬

findet ? Und wann haben Sie erfahren , daß die

Karten auf dem Schwarzmarkt besorgt werden

mußten?

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Das habe

ich überhaupt nicht erfahren . Der Sachverhalt ist

ganz anders , ich habe ihn nicht angesprochen,
weil er in ihrer Dringlichen Anfrage nicht vor¬

kommt . Aber ich bin für diese Zusatzfrage sehr

dankbar , weil ich Ihnen gern berichten möchte.

Wir sind eingeladen worden zu der Veranstaltung
" Last Night of the Proms " . Meine Frau konnte

teiinehmen , bei mir war das terminlich offen ; des¬

halb habe ich nicht zugesagt . Als sich dann er¬

gab , daß ich an jenem Wochenende frei haben

konnte , bin ich mit meiner Frau nach London ge¬

flogen - nicht mit der LTU und auf eigene Rech¬

nung . Wir .haben in dem Haus gewohnt , in dem

wir vor nunmehr 15 Jahren geheiratet haben . Ich

habe nicht in irgendeinem Hotel gewohnt . Ich

habe diese Reise auch nicht auf Kosten der

WestLB oder irgendeines anderen gemacht . Wir

waren in "Last Nigbt of th'e Proms " . Mir hat es
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gut gefallen . Wir haben anschließend zusammen¬
gesessen.

( Lothar Hegemann [ CDUJ : Die Karten !)

- Moment ! - Und ich habe die Gäste , mit denen
wir anschließend zusammengesessen haben , mit
meiner Frau gemeinsam am nächsten Tag zu ei¬
nem Brunch in unsere Wohnung eingeladen.
Auch das war sehr schön.

Ich habe weder den Gastgeber noch irgendeinen
anderen gefragt , an welcher Vorverkaufsstelie
und zu weichen Bedingungen er die Karten für
mich und meine Frau besorgt hat . ich habe eine
Einladung bekommen , sie gern angenommen und
hatte dabei kein ungutes Gefühl.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lebhafte
Zurufe von der SPD zur CDU : Rohrkrepie¬
rer ! - Peinlich ! - Schmutzwerfer ! )

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Herr Mi¬
nisterpräsident.

(Anhaltende Zurufe von der SPD - Glocke)
- Ich darf um Ruhe Bitten , meine Kolleginnen und
Kollegen.

Eine weitere Zusatzfrage von Kollegen Breuer.
- Bitte.

Michael Thomas Breuer (CDU) : Herr Ministerprä¬
sident, Ihr

'
Regierungssprecher stellt fest , daß Sie

als Aufsichtsratsmitglied der Lufthansa viel bil¬
liger fliegen könnten . Warum fliegen Sie ais Mini¬
sterpräsident dann eigentlich mit der LTU?

(Lebhafte Zurufe von der SPD : Ist das denn
die Möglichkeit ! Kasperletheater ! - Glocke)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident,
wenn Sie die Frage beantworten wollen.

(Anhaltende Zurufe von der SPD zur CDU:
Das kann doch nicht mehr wahr sein ! Herr
Linssen , sorgen Sie für ein bißchen Ord¬
nung in Ihrem Laden ! Lächerlich , was Sie
da ansteiien ! - Glocke)

- Zwischenrufe sind sicher das Salz in der Suppe.
Aber wir haben gerade eine Fragestunde . - Herr
Ministerpräsident , bitte.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr Abge¬
ordneter , wenn Sie den Artikel und die Dringliche
Anfrage des Kollegen Hegemann genau lesen,
werden Sie feststellen , daß ich gar nicht mit der
LTU geflogen bin . Sondern : Es handelt sich ein¬
mal um eine Reise , die meine Kinder mit meiner
Frau und meiner Schwiegermutter gemacht ha¬
ben . Diese Reise wird im " Spiegel " zitiert . Bei der
zweiten Reise handelt es sich um eine Reise , die
zwar gebucht worden , aber storniert worden ist.
Das war eine Reise für meinen Bruder und seine
Frau. Mein Bruder wurde 60 , und ich wollte ihm
etwas schenken . Die dritte Reise , die nicht be¬
zahlt worden war , weil die Rechnung nicht vor¬
lag , jetzt aber nachbezahlt worden ist , war eine
Reise , die meine Frau während einer Herbstferien¬
woche unternommen hat . Alle Reisen sind iega!
berechnet , korrekt bezahlt.

Ich bin auch schon einmal mit LTU geflogen , bei
anderen Gelegenheiten , die jedoch nicht erwähnt
worden sind ! Ich bin bereit , auch darüber zu re¬
den . Ich richte meine Reisen und Reiseziele übri¬
gens nicht danach aus , ob ich mit Lufthansa oder
LTU fliege , ob ich dort günstig hinkomme , son¬
dern ich versuche darauf zu achten , daß das , was
mir in vier Jahrzehnten an Korrektheit und Integri¬
tät zogewachsen ist , nicht durch Nebenbemer¬
kungen in ein Zwielicht gerät , ich möchte nämlich
nicht die Gespräche auf dem Schulhof meiner
Kinder mithören , die nach solchen Fragen wie
dieser hier geführt werden.

( Langanhaltender lebhafter Beifall bei SPD
und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Eine letzte Zusatzfrage
des Kollegen Hegemann . Bitte.

( Ewald Groth [GRÜNE] : Herr Hegemann,
entschuldigen Sie sich bei ihm - Lothar He¬
gemann [CDU ] : Das müssen Sie gerade
sagen . Das kann ja gleich bei der nächsten
Dringlichen Anfrage des Kollegen Remmel
gemacht werden . )

Lothar Hegemann (CDU ) : Herr Ministerpräsident,
wann haben Sie denn diese 96er Reise bezahlt?
Nachdem die Zeitungen bei Ihnen angerufen ha¬
ben ? Nachdem eine Revision bei der LTU statt¬
gefunden hat - oder vorher?

(Bodo Champignon (SPD ) : Das hat er doch
gerade erklärt .)
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(A ) Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Entschuldi¬

gen Sie , Herr Kollege Hegemann . Es gab keine

96er Reise!

(Lothar Hegemann ICDU ] : Oktober 1996,
haben Sie gesagt !)

- Ich muß nachsehen , wann diese Reise gewesen
ist.

Also : Am gleichen Tage , an dem ich die Anfrage
von der " Welt am Sonntag “ bekam , habe ich die

LTU angeschrieben und gebeten , ihre Revision

möge den Sachverhalt überprüfen und mir , weil

die "Welt am Sonntag " auch einen Redaktions¬

schluß hat , bis Donnerstag eine Auskunft ertei¬

len . Diese Auskunft habe ich dann am Donners¬

tag bekommen . Darin stand , daß eine Reise mei¬

ner Frau stattgefunden habe , für die irrtümlich

eine Rechnung nicht gestellt worden sei ; , man

entschuldige sich für dieses Versehen.

Daraufhin habe ich angerufen und darum gebe¬
ten , mir diese Rechnung am gleichen Tage zu

schicken . Das ist geschehen : Ich habe diese

Rechnung noch am gleichen Tage beglichen.
Wenn ich mich recht erinnere , ist das fünf Jahre

her . Ich müßte nachsehen , wann genau diese

Reise gewesen ist . Ich gestehe : Mir ist nicht auf-

gefallen , daß keine Rechnung gekommen ist . Also

habe ich den Hinweis und die Entschuldigung

zum Anlaß genommen , die Rechnung zu erbitten,

und habe sie bezahlt , und zwar am gleichen Ta¬

ge , wie sich das gehört.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . Meine

Damen und Herren , weitere Wortmeldungen oder

Zusatzfragen liegen mir nicht vor.

(Zurufe von der SPD : Hegemann ! Hege-
mann ! J

Damit ist die Dringliche Anfrage 150 erledigt.

Ich rufe auf die

Dringliche Anfrage 151

des Herrn Abgeordneten Johannes Remmel von

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Konzentrationsprozesse im Tourismusgeschäft
- Rolle der WestLB

ln einem heute (29 . September 1997 ) be¬

kanntgewordenen Schreiben an die Mitglieder

des Bundestagsausschusses für Tourismus für (CI

die Sitzung am 1. Oktober 1997 hat der Prä¬
sident des Bundeskarteliamtes in einem Ver¬

merk (s . Anlage ) erhebliche wettbewerbsrecht¬
liche Bedenken gegen das Engagement der

WestLB im Tourismusgeschäft geäußert . Unter
der Führung , der WestLB soll offensichtlich
unter Zuhilfenahme der Preussag eine wett¬
bewerbsrechtlich bedenkliche , marktbeherr¬
schende Steilung durch eine Verbindung von

TUI, LTU und Hapag Uoyd geschaffen wer¬

den.

Wie bewertet die Landesregierung vor dem

Hintergrund der Stellungnahme des ßundes-
karteiiamtes die Aktivitäten der WestLB im

Tourismusgeschäft aus wettbewerbsrechtli¬
cher , tourismuspolitischer und wirtschafts¬

politischer Sicht?

Zur Beantwortung bitte ich den Minister für Wirt¬

schaft und Mittelstand,Technologie und Verkehr,

Herrn Ciement.

Wolfgang C/ement , Minister für Wirtschaft und

Mittelstand , Technologie und Verkehr : Herr Prä¬

sident ! Herr Kollege Remmel ! In der Touristikbran¬

che vollzieht sich zur Zeit offensichtlich ein Kon-

zentrationsprozeß . Obwohl dieser Bereich zu den

Wachstumsbranchen zählt , ist er durch einen ho¬

hen Margendruck gekennzeichnet . Die beteiligten

Unternehmen sehen ganz offensichtlich die Not¬

wendigkeit , ihre Wettbewerbsfähigkeit durch die

Ausnutzung von Kooperationsmögfichkeiten si-

cherzustelien . Für den Standort Nordrhein -West¬

falen - in diesem Bereich gilt dies ausdrücklich

auch für Düsseldorf - bilden die Touristifcunter-

nehmen einen wichtigen Wirtschaftsfaktor.

Zur Information : Die WestLB ist an der LTU mit

34 % beteiligt . Über die hundertprozentige Bank-

. tochter TCT Touristikbeteilungs -GmbH und Co

KG ist die WestLB an Thomas Cook mit 100 % ,

an der TU! mit 30 % und an der First-Gruppe mit

20 % beteiligt . Davon zu trennen ist die 1969

erworbene Beteiligung an der Preussag AG , die

sich zusammensetzt aus einer Beteiligung von

29,5 % über die Gesellschaft für Energie - und

Versorgungswerre und einer mittelbaren Beteili¬

gung von 3,47 % über die 33,33 % :ge Beteiligung

an der Niedersachsen Holding . Gemeinsame Mit¬

gesellschafter daran sind die Dresdner Bank und

die NordLB.
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( A ) mutigen Bemühen , Kompromisse zu schließen,
freie Fernsehübertragungen insbesondere für Fuß¬
ballrechte zu sichern , gleichzeitig aber . im globa¬
len Wettbewerb mithalten zu können . - Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

( Beifall bei der CDU}

Vizepräsidentin Dr . Katrin Gröber : Ich erteile nun
dem Ministerpräsidenten des Landes das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! ich bin dank¬
bar für den Antrag , weil er das unterstützt , was
wir in der Ministerpräsidentenkonferenz hoffen
zustandebringen zu können.

Frau Kollegin Hieronymi , ich will Sie darauf hin-
weisen : Der Kollege Kurt Beck ist Vorsitzender
der Rundfunkkommission . Es ist eine Tradition,
daß der rheinland -pfälzische Ministerpräsident
das ist . Sie ist völlig unabhängig davon , wer in
dem Land regiert . Das war früher Bernhard Vo¬
gel , vorher war es HeJmut Kohl, dazwischen war
es Rudolf Scharping . Hoffentlich bleibt es Kurt
Beck jetzt lange.
Kurt Beck hat gemeinsam mit allen Staatskanzlei¬
en ein Anhörungsgespräch geführt . Dieses Anhö¬
rungsgespräch , in dem keine Beschlüsse , gef aßt
werden , hat er anschließend bewertet . Daraus zu
schließen , der Antrag der Koalitionsfraktionen
richte sich gewissermaßen gegen Kurt Beck oder
gegen das , was er verhandelt hat , ist völlig
falsch , hat nichts zu tun mit den Mfecjianismen,
in denen wir in der Ministerpräsidentenkonferenz
und auch auf anderen Ebenen Politik betreiben.

Der Sachverhalt , mit dem wir es zu tun haben,
hat öffentlich ein Echo gefunden , daS~ außeror¬
dentlich ist und das in keinem Zusammenhang
mit der Zert steht , die wir Ministerpräsidenten bei
unserer Sitzung in der letzten Woche diesem
Thema zugewendet haben . Denn wir , sind ais
Ministerpräsidenten einig . Wir sind darin einig,
daß wir möglichst viele nationale und internatio¬
nale sportliche und andere Ereignisse , im soge¬
nannten freien Fernsehen gesichert wissen möch¬
ten , also in dem Fernsehen , das nicht eigens be¬
zahlt werden muß.

Da haben wir es nun mit dem Sachverhalt zu tun,
daß Kirch, Bertelsmann und Telekom eine Verbin¬
dung eingegangen sind , daß es Verträge gibt

- Verträge , die wir gar nicht kennen - und daß • ( C
sich aus diesen Verträgen nach Meinung von Ber¬
telsmann und Kirch Rechte ergeben , die mit dem
Wunsch der Menschen koflidieren , im freien Fern¬
sehen möglichst viele dieser Sportereignisse zu
sehen zu bekommen.

Weil es diesen Konflikt gibt , darum gibt es Ge¬
spräche und Verhandlungen . Und wenn es Ge¬
spräche und Verhandlungen gibt , denen die 16
Ministerpräsidenten im Wege einer Vereinbarung
zustimmen können , werden wir diese Vereinba¬
rung treffen . Wenn es diese Ergebnisse nicht ge¬
ben sollte , weil die eine Seite nicht bereit ist zu
geben , was wir für dringend nötig halten , oder
weil sich nicht alle Ministerpräsidenten darauf
einigen können , dann wird es Staatsvertragsüber¬
legungen geben.

Jetzt festzulegen , wie dieser Staatsvertrag im
einzelnen auszusehen hat , ist deshalb schwierig,
weil ihn 16 Länder abzuschließen haben und weil
es in dem Bereich durchaus eine differenzierte
Sicht der Dinge gibt.

Einig waren die Ministerpräsidenten darin , daß
Fußball und andere sportliche Ereignisse - ich
denke an Leichtathletik , an die Olympiade - nicht
ins Bezahifernsehen abgegeben werden dürfen,
so daß die Mehrheit der Menschen sie nicht mehr
oder nur gegen für viele unzumutbar hohe Ge¬
bühren sehen können . Darin sind wir völlig einig.

Aber wir müssen uns nicht nur mit der Rolle von
Bertelsmann und Kirch beschäftigen , sondern -
und das ist ja auch geschehen - auch mit dem,
was die Verbände als Vertragspartner mit den
Firmen verabredet haben . Und ich bin sehr dank¬
bar dafür - da setze ich einen etwas anderen Ak¬
zent ais Kollege Appel , dem ich im übrigen in
vielen seiner Ausführungen zustimme - , daß der
Präsident des Fußballbundes , Egidius Braun , in
den letzten Tagen außerordentlich bemerkens-
werte und verständnisvolle Äußerungen getan
hat , die mich hoffen lassen , daß sich beim Deut¬
schen Fußballbund eine Veränderung der Sicht
der Dinge ergeben hat und daß nicht nur die Fi¬
nanzdirektoren sie persönlich entscheiden , son¬
dern die gewählten Gremien . Ich habe da ziem¬
lich viel Zuversicht , zumal ich Egidius Braun gut
kenne und für einen außerordentlich seriösen
Gesprächspartner halte.

Wir stehen also jetzt in der Situation , daß wir als
Länderchefs - unabhängig davon , ob wir Fußbali
für ein “Grundnahrungsmittel " halten oder nicht;
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A ) gestern abend war eher Fastenzeit wenn ich das
mal aus nordrhein -westfälischer Sicht sagen
darf - das bisherige Angebot für ergänzungsbe¬
dürftig halten.

Weit das so ist , darum sollen und werden jetzt
Gespräche stattfinden , die , so hoffen wir , zu ei¬
ner Veränderung , zu einer Verbesserung des An¬
gebots führen . Ich vermag nicht zu sagen , Kolle¬
ge Grätz , ob wir in dieser Woche schon ein Stück
weiterkommen , Ich schließe das nicht aus , aber
wir haben uns die Frist gesetzt , und bis zur näch¬
sten Konferenz am 18 . Dezember soll eine Be¬
schlußvorlage vorliegen.
Es gibt Varianten unter den Meinungen der Mini¬
sterpräsidenten . Manche halten eine vertragliche
Vereinbarung für besser als einen Staatsvertrag.
Ich gehöre zu denen , die auch einem Staatsver¬
trag das Wort reden würden , wenn die vertragli¬
che Vereinbarung nicht in der Substanz zufrie¬
denstellend ist.

'
{Beifall des Marc Jan Eumann [SPD] und
des Reinhard Grätz [SPD ] 1

Daß sich aus dieser Differenzierung , was die Po¬
sition einzelner Länder angeht , ein Konflikt er¬
gibt , werden Sie nachvollziehen können ; denn
wenn man sich bei der vertraglichen Vereinba¬
rung nicht materiell verständigen kann , ist es
natürlich noch schwerer , einen Staatsvertrag zu¬
stande zu bringen , der ja auch nicht mit Gegen¬
stimmen ausgestattet sein darf.

Ich glaube , wir haben als Nordrhein -Westfalen
hier eine besondere Verantwortung . Wir haben in
Nordrhein -Westfalen die Hälfte aller Bundesliga¬
vereine . Wir sind das Sportland der Bundesre¬
publik . Und darum werden wir alles tun , damit
die sportinteressierte Bevölkerung möglichst viel
an nationalen und überregionalen Ereignissen
sehen kann.

Diese Verhandlungen waren erst jetzt möglich,
weil wir erst jetzt , Frau Kollegin Hieronymi , die
EU -Fernsehrichtiinie haben , die wir vorher nicht
hatten . Deshalb konnten die Diskussionen dar¬
über nicht früher geführt werden , ob wir eine
Liste einreichen oder nicht . Übrigens : Diese Fern¬
sehrichtlinie enthält ja nicht den Begriff " Livesen¬
dung ''

. Wir müssen bei diesen internationalen
Ereignissen auch noch überlegen , wann sie denn
gesendet werden und ob denn die Liveausstrah-
iung wirklich ein Gewinn ist oder ob es wie frü¬
her bei einigen Boxwettkämpfen eben dazugehör¬

te , daß man die Nacht zum Tage machte , um sie ( C)
sehen zu können . Das wird eine ganze Nation
nicht tun , selbst nicht bei Leichtathletik.

Also : Wir haben es hier mit einem differenzierten
und diffizilen Problem zu tun , Der Kollege Beck
hat die Verhandlungen und die Anhörung vor al¬
len Dingen souverän und mit großem Erfolg gelei¬
tet . Aber das Ergebnis reicht noch nicht . Und
darum wird jetzt nachverhandelt . Ich hoffe , Ihnen
vor Jahresende ein positives Ergebnis vortragen
zu können.

Daß im übrigen die Entwicklung des digitalen
Rundfunks die nächsten Jahre stark bestimmen
wird , ist gar keine Frage . Ob das nur im Bezahl¬
fernsehen geschieht oder ob das auch im freien
Fernsehen geschehen kann , das ist die eigentlich
rundfunkpolitische Frage , mit der wir uns ausein¬
anderzusetzen haben . Deshalb warne ich davor,
den öffentlich -rechtlichen Rundfunk aus den Ent¬
wicklungschancen , die auch digitaler Rundfunk
und digitales Fernsehen bieten , herauszuneh¬
men . - Herzlichen Dank.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Ich erteile für
die CDU - Fraktion Herrn van Schewick das Wort . ^

Heinz-Helmtch van Schewick (CDU) : Frau Prä¬
sidentinI Kolleginnen und Kollegen ! In der letzten
Sitzung des Sportausschusses am vergangenen
Montag hat die CDU erklärt , daß in der Vergan¬
genheit die Anträge zu diesem Thema nur ge¬
meinsam beraten worden sind und eine gemein¬
same Basis aufgrund einer gemeinsamen Grund¬
einstellung zur Abstimmung vorgelegt worden ist.

Heute stellt die CDU - Fraktion einen eigenen An¬
trag , und zwar deswegen , weil die Fraktionen der
SPD und BÜNDNIS 90/DtE GRÜNEN den gemein¬
samen Weg verlassen haben und ihr Antrag
Punkte enthält , denen wir nicht zustimmen kön¬
nen.

Ich möchte eine grundsätzliche Vorbemerkung
machen . Zur Zeit gibt es deutliche Vorwürfe ge¬
gen die Politiker und Politikerinnen , daß uns nur
populistische Motive veranlassen , uns dieses ak¬
tuellen Themas anzunehmen . Jetzt erst würden
die Politiker ihr Herz für den Fußball entdecken.
Kollege Antonius Rüsenberg weist in dem Zusam¬
menhang besonders darauf hin' , daß die Fußball-
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Rohstoffe und die Emissionen radikal um 70
bis 90 % bis ins Jahr 2050 zu senken .

"

Das schreibe ich auch gern meiner Koalitionspart¬
nerin ins Stammbuch und hoffe auf ein Handeln
in diesem Sinne.

Weil es sich praktischerweise so ergibt , noch
einen weiteren Satz als Zitat:

"Die Erneuerung der Industriegesellschaft kann
nicht von oben diktiert , sondern muß von der
Bevölkerung ausgehen oder zumindest mit¬
getragen werden . Persönliches Engagement,
Bürgerinitiativen und ökologische Erneuerung
gehören zusammen . ”

Jetzt verrate ich ihnen was : Weil wir das auf Lan¬
desebene wollen , fördern wir die professionelle
Arbeit der Promoterinnen , die als Kristallisations¬
punkte gelten und die hier alle Kräfte aufwenden,
um solche Prozesse in Gang zu bringen , zu be¬
gleiten und zu vervielfältigen . Weil wir das wol¬
len , gehört es sich auch , auf Regierungsebene
Personalressourcen einzusetzen . Mir wäre es neu,
daß die Umsetzung von Veränderungen einfach
so vom Himmel fiele . Da braucht es doch ein gan¬
zes Stück an Womän - und Manpower , um Inno¬
vation Realität werden zu lassen.
Meine Damen und Herren , wir haben hier einen
Antrag vorliegen , der sich gegen die aktuelle Pro¬
motorinnenpolitik des Landes Nordrhein -Westfa¬
len wendet und indirekt - das hat Frau Keller noch
einmal gesagt - auch gegen die 50 Pfennig , die
im GFG dafür bereitstehen , daß auf lokaler Ebene
die lokale Agenda 21 umgesetzt wird . Ihnen dürf¬
te doch bekannt sein , daß der Prozeß von Rio
gerade diese Frage an die Industrienationen ge¬
richtet hat . Die Umsetzung der lokalen Agen¬
da 21 ist eine Zukunftsaufgabe , der wir uns stel¬
len müssen . Dafür steilen wir hier im Land Geld
bereit , dafür kämpfen wir auch.
Ich verrate Ihnen noch etwas : Die Leute , die auf
lokaler Ebene interessiert sind , sagen , sie brauch¬
ten diese Gelder und seien bereit , sich einzuset¬
zen , weil sie die Notwendigkeit erkennen würden,
in internationaler Solidarität zu arbeiten . Dafür
brauchten sie aber auch den Anschub von oben.
Das Land müsse Rahmenbedingungen setzen.
Das Land müsse bereit sein , diese Schritte zu
tun.

Wir sind in der Bundesrepublik in dieser Richtung
wirklich vorbildhaft . Ich unterstütze das aus¬
drücklich . ich fände es sehr schade , wenn die
CDU auch in Zukunft eine Sperrminorität einneh¬

men würde . Die CDU tritt meiner Meinung nach (C)
vor Ort auch sehr differenziert auf . Von der CDU
wird , wenn ihre Vertreter den Gruppen gegen¬
übersitzen , wenn sie in Kirchengemeinden dabei
sind , wenn sie mit Vertretern und Organisationen
aus den Eine -Weit -Initiativen zusammensitzen,
sehr häufig auch etwas anderes gesagt . Deswe¬
gen habe ich Probleme zu begreifen , wie dieser
Antrag hier im Landtag auf die Tagesordnung
kommen konnte , weil ich einzelne Vertreterinnen
und Vertreter Ihrer Partei auch in anderen Zusam¬
menhängen kennengelernt habe . Das tut mir sehr
leid . Ich würde mir wünschen , daß wir in Zukunft
auch von seiten der CDU-Opposition zu einer an¬
deren Politik kommen würden.
Meine Damen und Herren , es gibt sicherlich noch
sehr viel mehr zu sagen , aber ich bin am Ende
meiner Redezeit und werde für die weitere Dis¬
kussion gern den Ausschuß nutzen , in dem dieser
Antrag aber sicherlich keine Mehrheit finden wird.
- Ich danke Ihnen.

{Beifall bei den GRÜNEN und von Abge¬
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
Herrn Ministerpräsident Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Mein Eindruck
ist , daß die Eine -Welt -Poiitik Nordrhein -Westfa-
lens von vielen anderen Ländern der Bundesre¬
publik beneidet wird , um ihre Schlüssigkeit und
um ihre Ausgewogenheit - auch was die inlän¬
dischen und die ausländischen Aktivitäten an¬
geht.
Ich sehe einen Unterschied in dem Antrag und in
der Rede von Frau Kollegin Keller. Ich habe die
Rede sehr viel besser verstehen können als den
Antrag , auch wenn ich nicht alle Ihre Überlegun¬
gen teile.
Ais ich einen Nord-Süd -Beauftragten berufen ha¬
be , brauchte ich lange Zeit , bis ich den Richtigen
gefunden habe , der dazu auch bereit war . Ich
habe damals 1992 vom CDU -Fraktionsvorsitzen-
den Dr . Unssen einen Brief bekommen , in dem er
schreibt , für diesen Nord - Süd -Beauftragten gebe
es viel zu wenig Personalmittel . Der Mann habe
gar keine Wirkungsmögiichkeit . In diesem Brief
stand zum Beispiel die Formulierung , dem Ver¬
nehmen nach solle es - sich um einen pensionier-
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ten Oberkirchenrat handeln , und der solle das

nebenamtlich machen . Dieser Brief ist mir gut in

Erinnerung . Darin hat sich nämlich Herr Dr . Lins-

sen für mehr Persona ! eingesetzt . Deshalb wun¬

dere ich mich , daß fünf Jahre später jedenfalls in

der öffentlichen Wahrnehmung das Gegenteil an¬

gemutet wird.

Ich glaube , wir brauchen Aktivitäten in den Län¬

dern des Südens und der Dritten Welt . Damit es

aber dort Aktivitäten geben kann , brauchen wir

ein Umdenken bei uns . Das ist das , was in Rio

gesagt worden ist.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wer hier Bewußtsein verändern will , der muß

dazu Menschen haben . Darum haben wir Promo¬

toren und Promoterinnen , deren Arbeit ich so

beurteile , wie es Frau Kollegin Jung hier eben

ausgeführt hat . Die werden nicht , alle gut sein.

Wir werden mit ihnen Erfahrungen Hammeln müs¬

sen . Aber daß es diese jetzt gibt und daß ihre

Tätigkeit eine Wirkung in die Gruppen hinein hat

und zu neuen Gruppenbildungen führt , das haben

wir auf vielfache Weise festgestellt . Und darüber

bin ich sehr froh.

Hinsichtlich der 50 Pfennig habe ich noch ein

paar hämische Kommentare in Erinnerung , als das

damals zum ersten Mal ausgeschüttet wurde.

Aber ich könnte Ihnen auch von denjenigen er¬

zählen , die mir berichtet haben , was rnrt dieser

Arbeit geschieht und mit diesem Geld vor Ort

verändert wird . Darum finde ich es gut , daß wir

lokal handeln und global denken und umgekehrt.

Wir haben es hier mit einem Politikbereich zu tun,

der es nicht leicht hat , aber dem wir es leichter

machen müssen . Deshalb bin ich froh darüber,

daß Oberkirchenrat Schroer in den fünf Jahren

eine so hohe Reputation auch im Landtag gefun¬

den hat , und deshalb bin ich froh darüber , daß

ich jetzt einen hauptamtlichen Nord -Süd -Beauf-

tragten in Dr . Lefringhausen habe , der mit einem

großen Erfahrungsschatz gekommen ist und der

all die Voraussetzungen mitbringt , die in dem

Brief von Dr . Linssen aus dem Jahre 1992 rekla¬

miert wurden.

Freilich führt das zu höheren Personälkosten ; das

haben wir dem Ausschuß berichtet . Ich würde es

aber für ganz fatal halten , wenn wir eine solche

Entwicklung zum öffentlichen Gegenstand mach¬

ten , anstatt das gemeinsame Ziel zu verfolgen,

Entwicklungspolitik - "Entwicklungshilfe " würde

ich nicht mehr sagen - zu einer Sache des ganzen

Landes zu machen . Ich möchte diesen Ansatz

gern behalten . Es ist gut auch für uns , auch für

die Menschen , die hier leben , wenn wir mithelfen,

( Beifall bei der SPD)

daß andernorts besser gelebt werden kann und

nicht nur überlebt wird . Das muß man lernen.

Das besteht gar nicht darin , wieviel Geld wir ge¬

ben , sondern die Hauptfrage ist , wieviel wir den

anderen nehmen und ob wir nicht weniger neh¬

men sollten , als wir denen nehmen , die weniger

haben als wir . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN1

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose: Meine Da¬

men und Herren , weitere Wortmeldungen liegen

mir nicht vor , so daß ich die Beratung zu diesem

Tagesordnungspunkt schließen kann.

Wir haben abzustimmen über die Überweisung

des Antrags an den Ausschuß für Europa - und

Eine -Weit -Pofitik . Dort wird die abschließende

Beratung in öffentlicher Sitzung erfolgen . Wer

dieser Empfehlung zustimmen möchte , den bitte

ich um das Handzeichen . - Die Gegenprobe!
- Stimmenthaltung ? - Dann ist das einstimmig so

beschlossen.

ich rufe auf:

9 Zwölftes Gesetz zur Änderung des Abgeord¬

netengesetzes

Gesetzentwurf
der Fraktion der SPD und
der Fraktion der CDU

Drucksache 12/2482

erste Lesung

in Verbindung damit:

Bericht des Präsidenten des Landtags

Nordrhein -Westfalen nach 5 23 des Abgeord-

netengesetzes

Unterrichtung
durch den Präsidenten des Landtags
Drucksache 12/2186

Ich verweise auf den Entschließungsantrag der

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Drucksa¬

che 12/2513 . Dieser Entschließungsantrag wird

in die heutige Beratung efnbezogen , jedoch nach
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i (Roland Appel [GRÜNEI)

(A ) Sie meinen , er wäre für 2 Millionen DM zu kau-
1fen . Das finde ich ein absurdes Beispiel.

(Heinz Paus [CDU ] : Ist der etwa billiger ?)

: Das entspringt vielleicht Ihrer Phantasie und Ihren
Assoziationen . Ich erinnere mich an das letzte

; Mal, als in der politischen Geschichte Stimmen
. gekauft wurden . Das war beim Mißtrauensvotum
1 gegen Willy Brand 1972 . Da hat man so manches
: gesehen . Das war wie übrigens auch die Land-
: schaftspflege von Schmiergeldern von Rick in
Bonn einer der Gründe dafür , daß die Menschen
mit ihrer Stimme für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

: gezeigt haben und immer wieder zeigen , daß sie
eine unbestechliche und nicht käufliche politische
Alternative wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Dr . Helmut Lins¬
sen [CDUI und Heinz Paus [CDU1 : Tätä,
Tätä , Tätä !)

Herr Linssen , um zu Ihrem Chaos zu kommen und
; es am Ende auch richtig einordnen zu können,
j mache ich mir schon die Mühe , an folgendes zu
j erinnern : Vor zwei Jahren haben Sie an dieser

j Stelle Haushaltsanträge ohne jede Deckung vor-
j gelegt . Im letzten Jahr haben Sie erst die Haus-
: haltsdebatte boykottiert , dann haben Sie in der
dritten Lesung Anträge nachgereicht und ge¬
glaubt , daß Sie hier eine historische Rede halten

; würden , und sind ganz kläglich eingebrochen.

1 Schade eigentlich , Herr Linssen . . tch finde , die
; CDU-Wählerinnen und -Wähler hätten eine besse-
: re Opposition für ihre Stimme verdient . Ich finde,

ihre Fraktion sollte das tun , was Sie nach Ihrer
Wahl öffentlich angekündigt hat : Sie sollte Sie
entlasten . - Vielen Dank , meine Kolleginnen und
Kollegen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord¬
neten der SPD - Heinz Paus [CDUJ : Daß wir
das noch erleben durften !)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Kollege
: Appel . - Ich erteile das Wort dem Ministerpräsi¬
denten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Heinz Kühn
nannte den Haushaltsplan das Schicksalsbuch
des Landes . So ist es angemessen , daß wir uns
anläßlich der dritten Lesung des Landesbaushal¬

tes mit unserem Land beschäftigen , mit dem , (C)
was die Menschen bewegt , mit dem , was die
politischen Diskussionen ergeben haben.

Es sind in den dreieinhalb Stunden der Diskussion
bereits viele Stichworte genannt worden . Auf
einige will ich einzugehen versuchen.

Der Oppositionsführer hat an mehreren Steilen
den Versuch gemacht , zwischen politischen
Sachverhalten und mir als Person und meiner
Lebensplanung Verbindungen herzustellen -.

( Heinz Paus ICDU ) : Das ist sehr interes¬
sant !)

beim Länderfinanzausgleich , bei der Steuerre¬
form , bei Garzweiler il . Sie müssen es nicht glau¬
ben , Herr Linssen , aber Sie müssen es anhören:
ich tue nichts und ich unterlasse nichts , weil ich
etwas werden will oder weil ich etwas bleiben
will , sondern ich tue meine Arbeit , weil ich die¬
sem Land gern diene . Ich tue das ohne den Blick
auf mögliches Kommendes , ohne den Blick auf
Gewesenes . Ich tue es gern.

(Zuruf von der CDU : Zukünftiges .: )

- Zukünftiges!

Daß man an der Seite seines Parteivorsitzenden
steht wie ich bei Lafontaine in der Frage der Steu - (D)
erreform , das ist so wenig vorwerfbar wie der
Verdacht , daß Sie in der Nähe von Helmut Kohl
zu suchen sind.

(Beifall und Heiterkeit bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Ich will meine Arbeit tun ; ich will sie richtig tun.
Ich tue sie mit einem Kabinett , das das Vertrauen
der Mehrheit dieses Hauses hat , mit unterschied¬
lichen Akzenten , die sich aus dem Wahlergebnis
von 1995 ergeben , das Sie kennen , das Sie bis
heute erleiden . Aber das haben die Bürger so ge¬
wollt , und wir tun unsere Arbeit in der Verant¬
wortung vor dem Bürger.

Wir haben allerdings seit diesem Wahlergebnis
wichtige Veränderungen . Die allerwichtigste Ver¬
änderung , meine Damen und Herren , ist die , daß
das einzige Mal in der Geschichte unseres Landes
in zweieinhalb Jahren , in der Hälfte einer Wahl¬
periode , fünfmal Steuerschätzungen vorgelegt
wurden , die jeweils unter der vorhergehenden
lagen.
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Daß sich die Staatsfinanzen im freien Fall befin¬
den , und zwar bei Bund , Ländern und Gemein¬
den , das ist der Sachverhalt . Angesichts dieses
Sachverhaltes haben wir es mit schwierigen Ver¬
handlungen zwischen den Ländern , zwischen
Bund und Ländern zu tun . Dabei spielt der Län¬
derfinanzausgleich , auf den ich später noch zu¬
rückkomme , eine wichtige Rolle.

Nun haben Sie berichtet , ich hätte mich vor mei¬
ner Fraktion für die Rücktrittsandrohung entschul¬
digt . Das haben Sie gelesen -.

( Zurufe von der CDU ; So steht es in der
Zeitung !)

- Ja , sicher steht es in der Zeitung . Ich würde es
Ihnen gern im Wortlaut vorlesen ;

" Es tut mir leid,
daß ich dieser Fraktion Mühe und Arbeit gemacht
habe dadurch , daß ein freundschaftliches Ge¬
spräch mit Hans Vorpeil und mir über den WDR
gelaufen ist .

" Das habe , ich gesagt . Das stimmt
auch , daß mir das leid tut . Es stimmt auch , daß
ich zwei Sätze des Unmuts angesichts einer Dis¬
kussion über eine Haushaltsposition gesagt habe,
die das Kabinett einstimmig beschlossen hatte
und die ich zu vertreten und zu verteidigen habe.
Mehr ist nicht geschehen.
Wer daraus eine Rücktrittsdrohung macht , der
überhöht einen Sachverhalt . Das sollte er nicht
tun . Überhaupt meine ich , Herr Dr. Linssen , wir
sollten mit der Sprache etwas vorsichtiger umge¬
hen , als wir das manchmal tun.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN}

Wer angesichts eines in der Tat streitigen Sach¬
verhalts - wir haben ja eben darüber auch eine
fröhliche Diskussion zwischen Klaus und Roland
gehört - ,

(Heiterkeit bei SPD und GRÜNEN)

von dem ich ja nicht bestreite , daß er manche
irritiert haben mag und daß man das wieder in
Ordnung bringen muß , damit die Irritationen weg¬
kommen , aber wer . angesichts eines solchen
Sachverhalts den Begriff " Silberlinge " benutzt,
Herr Kollege Linssen , der sollte in den Spiegel
schauen.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich sage Ihnen , Herr Kollege Linssen : Wer die
Bibel nicht als Quelle benutzt , sondern als Waffe,
der betreibt Mißbrauch mit ihr.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie haben freundlicherweise , Herr Kollege Lins¬
sen , meine Dienstzeit als Abgeordneter in eine
Relation zu Ihrer gestellt : fast 40 Jahre zu 17
Jahren . Sie können verstehen , daß ich dabei ei¬
nen gewissen Stoiz empfinde , obwohl Verweil¬
dauer noch kein Verdienst ist . Sie haben zu Recht
gesagt . Sie seien seit 7 7 Jahren im Landtag . Ich
füge hinzu : Sie sind auch seit 17 Jahren in der
Opposition.

( Beifall und Heiterkeit bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Habe 'n Sie sich vieileicht einmal gefragt , ob das
damit Zusammenhängen könnte , wie Sie zum
Landeshaushalt und bei anderen Gelegenheiten
reden?

(Eckhard Uhlenberg [ CDU] : Sie sind ja
sonst nie hier ! Sie wissen das doch gar
nicht ! - Widerspruch bei der SPD]

- Ach , Herr Kollege Uhlenberg ! Lassen Sie mich
das eben auch noch sagen : Ich habe im Fernse¬
hen gesehen , wie Herr Meyer hier gesagt hat , ich
sei wieder nicht da ; es scheine mich ja nicht zu
interessieren.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Das hat er
nicht so gesagt ! Das stimmt nicht !)

- Ich habe es gesehen . Ich hatte mich vorher we¬
gen Grippe entschuldigt . Das gibt ’s doch mal!
Und daß man die Leistung eines Politikers nach
seiner körperlichen Anwesenheit bemißt , halte ich
nicht für zulässig.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Laurenz
Meyer [CDU ] : Ich habe gesagt , daß Sie
sich für diese Frage , die wir im Landtag
diskutieren , nicht so interessieren wie für
manches andere draußen ! - Beifall bei der
CDU)

- Entschuldigung ! Dann habe ich das mißver¬
standen und nehme es zurück . Denn wenn man
etwas mißverstanden hat , so !! man es zurück¬
nehmen.

(Zurufe von der CDU)
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(A ) , - Ich habe mich gerade bei Herrn Kollegen Meyer
: entschuldigt , weil ich ihn offenbar falsch zitiert
i oder falsch verstanden habe . Das müssen wir
; doch noch dürfen!

Also , Herr Kollege Linssen ! Ich entdecke in den
Reden, die Sie hier halten , keine klare inhaltliche
Linie, keine Alternative , keinen schwarzen Faden.

(Heiterkeit bei der SPD)

Ich habe mich heute nicht zum erstenmal gefragt:
Was würde diese Opposition eigentlich machen,
wenn es Garzweiler II nicht gäbe?

(Heiterkeit und Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN}

Womit würden Sie sich warmreden , womit wür¬
den Sie sich künstlich in Rage bringen?
Sie machen bei Garzweiler II der Landesregierung
und mir persönlich schwere Vorwürfe . Dafür brin¬
gen Sie keinen einzigen Beleg und keinen einzigen
Beweis. Das hat einen einfachen Grund : Es gibt
keine Belege und keine Beweise für Unzuverläs-

: sigkeit und Wortbruch.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

! Sie setzen an die Stelle der inhaltlichen Ausein-

jg , andersetzung persönliche Herabsetzung . Ich wer-
1 de mich daran auch in Zukunft nicht beteiligen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN}

Wer das , was ich in den zwei Sätzen gesagt ha¬
be , die Sie dankenswerterweise aktuell verbreitet

: haben , für eine dramatische Rücktrittsdrohung
: hält oder gar für einmalig , kennt wenig vom poli¬

tischen Geschäft , weder in den Ländern noch im
Bund.
Es geht übrigens auch nicht darum , Herr Kollege
Linssen , diese Koalition nur bis zur Bundestags-

: wähl zu retten.

(Dr . Helmut Linssen ICDU ] : Erst einmal !)
- Erst einmal, sicher . - Aber unser Ziel , das wir
miteinandervereinbart und unterschrieben haben,

; ist gemeinsame Regierung bis zum Jahre 2000.
Das wollen wir,

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
und das wollen wir mit Erfolg - mit einem Erfolg,
der nach der letzten Wählerentscheidung begon¬

nen hat . Sie sollten die Entscheidung , die der (C)
Wähler über Sie getroffen hat , nicht vergessen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich will einige Bemerkungen zu Themen , die Sie
angesprochen haben , machen . - Sie haben darauf
hingewiesen , daß die Investitionsquote bei uns in
den vergangenen Jahren stark gesunken ist . Ich
finde es immer interessant , welche Vergleiche Sie
dann bringen . An anderer Steile haben Sie uns
Baden-Württemberg vorgeworfen . Hier haben Sie
Baden -Württemberg nicht genannt ; denn unsere
Investitionsquote ist genauso hoch wie die
Baden -Württembergs . Sie haben die des Bundes
genannt , aber den Hinweis vergessen , daß der
Bund 13 % Personaiausgaben hat , wir über
40 %.
Sie haben dann darauf hingewiesen , daß wir es
uns zu leicht machten und den Gegenwartskon
sum zu Lasten der Zukunft förderten . Da werde , c
Sie , Herr Koiiege Linssen , Opfer der haushalts-
wirtschaftlichen Abgrenzung . Denn wir alle spre¬
chen doch davon - Sie heute auch - , daß die Im
vestitionen in die Köpfe , dis Ausgaben für Wis¬
senschaft , Bildung und Forschung , die wichtig¬
sten Zukunftsinvestitionen sind.

(Beifatl bei SPD und GRÜNEN)
Das sind aber nach der Haushaltssystematik kon¬
sumtive Ausgaben . Ich halte mich da lieber an die
Wirklichkeit als an die Statistik.

Sie haben davon gesprochen , daß die Menschen
Angst vor Gewalt und Verbrechen hätten . Das
stimmt . Viele Menschen haben Angst vor Gewalt
und Verbrechen , und ich nehme diese Ängste
und Sorgen sehr ernst . Wir müssen die Ängste
ernst nehmen , aber wir dürfen sie auch nicht
schüren.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Darum sage ich : Man muß den Menschen aufs
Maul schauen , aber man darf Ihnen nicht nach
dem Munde reden . Das ist der Unterschied zwi¬
schen Volksnahe und Populismus , meine Damen
und Herren.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Dazu gehört , daß wir die Situation so darstellen,
wie sie ist.
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Es gibt in der Bundesrepublik 43 Städte mit über
200 000 Einwohnern , in diesen Städten ist die
Kriminalität deutlich höher ais in ländlichen Berei¬
chen . Weit überdurchschnittlich viele dieser Groß¬
städte liegen in Norörbein -Westfalen . Die Krimina-
litätsstatistik 1996 zeigt uns : Von den zehn gro¬
ßen deutschen Städten mit der geringsten Krimi¬
nalität liegen neun in Nordrhein -Westfalen.

{Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Anders ausgedrückt : Die Bürgerinnen und Bürger
in Nordrhein -Westfalen leben in den sichersten
Großstädten.

Unter den zehn deutschen Großstädten mit der
höchsten Kriminalitätsbeiastung gibt es keine aus
Nordrhein -Westfalen . Deutschlands sicherste
Großstadt ist Wuppertal.

(Allgemeine Heiterkeit - Beifall bei SPD und
GRÜNEN)

Danach folgen Oberhausen , Bielefeld , Hagen,
Gelsenkirchen , Krefeld , Mönchengladbach . Bonn
und Duisburg . Anders ausgedrückt : Die Bürge¬
rinnen und Bürger io Nordrhein-Westfalen leben in
den sichersten Großstädten.

Sie haben beklagt , daß es in Nordrhein -Westfalen
zu wenig Selbständige gibt . Das stimmt . Wir
müssen bei der Selbständigkeit und bei den Neu¬
gründungen noch ein ganzes Stück zutegen . Un¬
ser Land ist lange Zeit durch die Großindustrie
geprägt gewesen . Darum ist die Seibständigen-
quote im Ruhrgebiet besonders niedrig . Sie liegt
bei 7,2 % . In den anderen Landesteilen liegt die
Selbständigenquote nur um 0,5 % unter der in
den westdeutschen Ländern.

(Lothar Hegemann [CDU ] : Wer regiert denn
da ? )

Entscheidend ist aber nicht der Status quo , ent¬
scheidend ist , daß sich in diesem Bereich etwas
tut ! Wir sind auf dem richtigen Wege . Wenn
1980 in Nordrhein -Westfalen jeder 13 . Erwerbs¬
tätige selbständig war , war es 1996 fast jeder
11 . Der Beschäftigungszuwachs hat in den letz¬
ten zehn Jahren bei den Selbständigen fast dop¬
pelt so hoch gelegen wie bei den Erwerbstätigen
insgesamt : 13,9 % Zuwachs bei den Selbständi¬

gen , 7,5 % bei den Erwerbstätigen insgesamt.

Es zeigt sich : Nordrhein -Westfalen hatte im er¬
sten Halbjahr nicht nur die mit Abstand meisten

Neugründungen , sondern auch die dritthöchste

Neugründungsquote auf 100 bestehende Unter¬
nehmen , gerechnet auf alle westdeutschen Fiä-
chenländer . Wir lagen klar vor Bayern und Baden-
Württemberg . Vor uns lagen Schieswig -Holstein
und Hessen.

Sie haben , Herr Kollege , den Länderfinanzaus¬
gleich angesprochen und mich gefragt , ob ich bei
den bayerisch/baden -württembergischen Versu¬
chen , ihn zu ändern , mitmachte . Ich mache das
mit , aber ich mache es mit Augenmaß mit . Denn
auch da müssen wir uns ein paar Sachverhalte in
Erinnerung bringen , die nicht allen bewußt sind.

Wenn Sie sich den Länderfinanzausgleich von
1950 bis 1994 ansehen , werden Sie feststellen,
daß in diesen 44 Jahren Bayern kassiert hat und
Nordrhein-Westfalen gezahlt . Bayern hat bis heu¬
te insgesamt 38 Jahre lang kassiert . Des sagt
auch etwas über Erfolgsaussichten einer Klage.
Nordrhein -Westfalen hat 34 Jahre lang gezahlt.
Bayern hat 7 Milliarden DM bekommen , wir ha¬
ben 11,4 Milliarden DM gezahlt.

Seit 1995 haben wir es nun mit anderen Dimen¬
sionen zu tun , weil sich da der Länderfinanzaus-
gieich vor allem zugunsten der neuen Länder ver¬
ändert. Hier nehme ich auf , was Klaus Matthiesen
gesagt hat : Auch wenn ich eine Lösung möchte,
bei der das zahlende Land am Schluß der Rech¬

nung je Bürger nicht weniger hat als das nehmen¬
de Land , muß es beim Grundsatz der Solidarität
zwischen den Ländern bleiben , auch zwischen
armen und reichen Ländern.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren , alle sind widerlegt , die

uns in Nordrhein-Westfalen eine negative Sonder¬
entwicklung der Wirtschaft einreden wollen . Es

gibt viele Beispiele dafür , daß das Gegenteil der
Fall ist . Aber unser größtes Problem bleibt , daß
bisher selbst günstige wirtschaftliche Entwick¬

lungen keine oder nicht genügend neue Arbeits¬

plätze schaffen und daß die Steuereinnahmen
nicht mitwachsen . Das gilt vor allem für die indu¬
strielle Produktion.

Das Urteil bei den Industrieunternehmen über die

aktuelle Geschäftslage hat sich sehr stark zum
Positiven verändert . Im Herbst des vergangenen
Jahres haben 23 % der Unternehmen die Ge¬

schäftslage als gut bezeichnet ; ein Jahr später
waren es 41 % . Die Zahl der negativen Urteile ist

von 25 % auf 12 % zurückgegangen . Das hat
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(A ) etwas mit der tatsächlichen Lage in der Industrie
i unseres Landes zu tun.

In den ersten drei Quartalen dieses Jahres Ist die
Industrieproduktion in Nordrhein -Westfalen um
4 .8 % gestiegen ; in Westdeutschland waren es
3,2 % . Wir haben außerordentlich starke Zu-

I wachse bei der Herstellung und der Verarbeitung
von Metailprodukten ; das sind plus 13,4 '% , in

; den westdeutschen Ländern 8,8 % . In der che-
; mischen Industrie haben wir einen Zuwachs von
8 .8 % , die westlichen Länder von 6 % .
Die hohen Zahlen beim Wachstum ändern aber
nichts am Abbau der Beschäftigung . Im Metall¬
bereich ist die Zahl der Beschäftigten von August
1996 bis zu diesem August um 3,2 % zurück¬
gegangen , und in der chemischen Industrie lag
der Rückgang bei 3,8 % . Das zeigt : Hier gehen
Arbeitsplätze nicht deshalb verloren , weil die Pro¬
duktion in andere Länder verlagert würde , son¬
dern weil effektiver gearbeitet und produziert

. wird.

ln der Bauwirtschaft zeigt sich ein anderes Biid.
Da sind die wirtschaftliche Leistung und die Zahl
der Beschäftigten zurückgegangen . Aber auch da
gibt es Lichtblicke. Das Auftragsvolumen beim
iöffentiichen Hochbau ist um 19,1 % gestiegen,

(B) im öffentlichen Tiefbau um 11,9 %.
—Neue Arbeitsplätze bleiben die wichtigste gesell¬
schaftliche und politische Aufgabe . Wir sind - wie
überall in allen anderen Ländern - diesem Ziel
nicht nahe genug gekommen . Noch fallen mehr
jArbeitsplätze weg , als neue entstehen . Aber der
Verlust ist nicht überall gleich hoch . In Nordrhein-
Westfalen Ist die Zahl der soziatversicherungs-
pflichtig Beschäftigten weniger stark zurückge¬
gangen ais in allen westdeutschen Ländern mit.
Ausnahme von Baden -Württemberg.
Dazu paßt , daß es bei der bedrückend hohen Ar¬
beitslosigkeit keine negative Sonderentwicklung
mehr gibt, inzwischen liegt die Arbeitsiosenquote
in 1 5 der 33 Arbeitsamtbezirke unseres Landes
unter dem Durchschnitt oder im Durchschnitt der
westlichen Länder . Vor zehn Jahren war das nur
in zwei Arbeitsamtsbezirken der Fall . Ich will Ih¬
nen die Einzelzahien hier jetzt ersparen.
Aber ich will doch darauf hinweisen - und ich
fände es gut , wenn der Oppositionsführer das
gelegentlich ebenfalls täte - . daß wir öffentlich

sagen : Nordrhein-Westfalen bietet Unternehmen (C)
und Selbständigen gute Bedingungen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Dafür gibt es viele unterschiedliche Belege . Wie
attraktiv Nordrhein -Westfalen als InveStitions-
standort ist , das zeigen Unternehmen , die sich
anders orientiert hatten ,und die jetzt zurückkom¬
men . Ich würde Ihnen gern ein paar Beispiele
nennen.
Die Firma Vaillant, die in Remscheid produziert,
hat die Verlegung ihrer Produktion nach Tsche¬
chien gestoppt . Siemens -Nixdorf produziert wie¬
der stärker in Paderborn . Die Telefongeräte von
Nokia werden jetzt in Bpchum hergestellt . Zwei
Unternehmen , die Autoteile herstellen , haben ihre
Produktion aus den Vereinigten Staaten nach
Nordrhein -Westfalen verlegt.
Es gibt noch viele andere Beispiele dafür , daß es
sich lohnt, hier zu investieren und zu produzieren.
Sonst hätte Siemens nicht in Wegberg -Wildenrath
110 Millionen DM in das weitweit modernste
Prüfzentrum für Schienenfahrzeuge investiert,
sonst würden DSM aus den Niederlanden und die
VEBA nicht eine Milliarde DM in die chemische
Produktion in Gelsenkirchen stecken , sonst hätte
Ford sich nicht entschieden , in Köln ein neues
Motorenwerk zu bauen und in Aachen ein neues ' 1
Forschungszentrum , sonst hätten nicht zwei
Weltunternehmen wie Shell und Pilkington ent¬
schieden , in Gelsenkirchen die weltweit modern¬
ste und Europas größte Solarfabrik zu bauen,
sonst würden in den nächsten Jahren in Köin-
Ossendorf nicht Investitionen in Film- und Fern¬
sehstudios stattfinden , die bundesweit einmalig
sind , sonst hätte Siemens in Kamp -Lintfort die
Zahl der Mitarbeiter für die Handy-Produktion
nicht innerhalb eines Jahres von 900 auf 1 700
fast verdoppelt.
Das alles zeigt , meine Damen und Herren : Unter¬
nehmende Unternehmer sind in Nordrhein -West¬
falen willkommen,

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
upd sie wissen das auch und nutzen ihre Chan¬
cen . Darum tun wir so viel für Existenzgründun¬
gen.
Es gibt viele Belege . Nach den Zahlen der Deut¬
schen Bundesbank hat das Volumen der auslän¬
dischen Direktinvestitionen in Nordrhein -Westfa¬
len von 1992 bis 1995 um 30 % zugenommen,
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(A ) viel stärker als im Bundesdurchschnitt , ( m glei¬
chen Zeitraum ist der Kapitalexport aus
Nordrhein-Westfalen um 20 % gestiegen . 28,2 %
aller ausländischen Direktinvestitionen in der Bun¬
desrepublik entfallen auf Nordrhein -Westfalen.

Die Bundesbank stellt dazu fest , daß Nordrhein-
Westfalen seine Stellung als führendes Sitziand
für ausländische Unternehmen in Deutschland
weiter ausgebaut hat.

Sie müssen das weitererzählen , meine Damen
und Herren , denn wir müssen unser Land gemein¬
sam nach vorn bringen , und darum sollten wir es
nicht verschweigen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Auch in den Vorstandsetagen deutscher Unter¬
nehmen spricht sich mehr und mehr herum , daß
der Strukturwandei im Ruhrgebiet vorankommt.
Wer hätte denn vor einigen Jahren gedacht , daß,
wie ich gerade in einer Umfrage in " Capital " gele¬
sen habe , das Ruhrgebiet als Standort für neue
Investitionen vor Hamburg , vor Berlin und vor
Frankfurt rangieren würde?

Kein anderer Ballungsraum in Deutschland hat im
Verlaufe der vergangenen zehn Jahre im Urteil

• der Manager so gewonnen wie das Ruhrgebiet.
(B) Auch dazu will ich Ihnen die einzelnen Zahlen

nicht nennen , weil es inzwischen 14 .00 Uhr ist.

(Heiterkeit)

Aber gerne würde ich Ihnen sagen : Man sollte
über solche Botschaften sprechen.

Wir sollten auch darüber sprechen , daß wir bei
den Genehmigungsverfahren vorangekommen
sind . Die Dauer von Genehmigungsverfahren
steht seit vielen Jahren im Zentrum der Kritik.
Manchmal habe ich den Eindruck , die Kritiker
nehmen die Wirklichkeit nicht wahr.

( Beifall bet SPD und GRÜNEN!

Die Genehmigung für die Zulassung industrieller
Anlagen haben im ersten Halbjahr bei der Bezirks¬
regierung Düsseldorf in 50 % der Fälle weniger
als drei Monate gedauert , bei 15 % waren es
weniger als sechs Monate . Der Durchschnitt der
Dauer aller Genehmigungsverfahren lag bei fünf
Monaten . Kein Verfahren dauerte länger als ein
Jahr . Nun loben Sie einmal diese Regierung , da¬
mit sich das herumspricht!

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir haben gute Arbeit geleistet und jetzt die (C)
Chance , mit einem neuen Haushalt diese Arbeit
fortzusetzen . Wir tun das in Kooperation und ge¬
legentlich in Konfrontation mit dem Bund . Das
fällt je nach Sachgebiet sehr unterschiedlich aus.
Aber die Selbstiähmung der Bonner Koalition im¬
mer als Blockade durch die SPD zu diffamieren,
ist Unrecht gegenüber der Bonner Koalition.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der Bundestag hat seit 1949 etwa fünfeinhalb¬
tausend Gesetze beschlossen . Ganze 50 dieser
fünfeinhalbtausend Gesetze sind im Bundesrat
gescheitert ; und die Hälfte dieser 50 Gesetze an
der CDU/CSU-Mehrheit in den 70 er Jahren.

Zur Rolle des Bundesrates möchte ich ein Zitat
bringen:

" Wer im gegenwärtigen System der Bun¬
desstaatlichkeit nur Reibungsverluste sehen
kann , verkennt den machthemmenden Ef¬
fekt der Bundesstaatlichkeit oder will ihn
gar vereiteln . Aber gerade dieser macht¬
hemmende Effekt erscheint mir bei der all¬
zu ausgeprägten Liebe zur Perfektion ; die
uns Deutsche auszeichnet , von ganz be¬
sonderer Wichtigkeit .

“

Diesen Sätzen des damaligen rheinland -pfäi- (D)
zischen Ministerpräsidenten Helmut Kohl stimme
ich ausdrücklich zu . Wo er recht hat , hat er recht.

( Beifall bei der SPD)

Wir müssen - in diesem Punkte stimme ich dem
Oppositionsführer zu - über die Mischfinanzierung
sprechen . So wie bisher kann es nicht weiterge¬
hen . Herr Kollege Appel hat das auch angespro¬
chen . ln manchen Gesprächen haben wir dieses
Thema erörtert : Es geht nicht an , daß das BAföG
inzwischen zur Sparkasse des Bundes geworden
ist und nur noch jeder achte Student gefördert
wird.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das gesamte System gehört auf den Prüfstand.
Das gilt für den Wohnungsbau , den Städtebau,
den Hochschulbau und die Bildungsfinanzierung.
Der Bund stellt in diesem Jahr zwei Milliarden DM

zur Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus zur

Verfügung . 1994 waren es noch 3,4 Milliar¬
den DM . Im kommenden Jahr sollen es nur noch

1,3 Milliarden DM sein . Das entspricht einer Kür¬

zung um fast zwei Drittel.

' Landtag 17 . 12 . 1997
! Nordrhein-Westfalen 6346 Plenarprotokoll 12/76
j

“ “ • , l

! (Ministerpräsident Dr . Johannes Rau)

Damit gibt Nordrhein-Westfalen im kommenden
j Jahr für die Förderung des Wohnungsbaus mehr

I als doppelt so viel wie der Bund für alle 16 Län-
; der insgesamt aus . Bei der Städtebauförderung
; sieht das Bild noch schlimmer aus : Der Bund

steigt schrittweise aus.

; Herr Dr. Linssen, zwar haben Sie zu Recht darauf
i hingewiesen , daß die Kosten pro Studienplatz -

j bezogen auf Personal - und Materialkosten - in
i Nordrhein-Westfalen besonders gering sind - bei
; über 500 000 Studenten . Sie hätten dann aber
i auch darauf hinweisen müssen , daß die Bildungs-
; haushalte in Nordrhein -Westfafen Jahr für Jahr
. doppelt so stark steigen wie der Gesamthaushalt.
; Im Bund werden die Haushalte eingefroren und
; sogar gekürzt . 1982 , als der erste CDU -Bildungs-
: minister kam , betrug der Anteil des Bundesmini-
; stenums für Wissenschaft und Forschung 4,7 % .
1 Jetzt sind es noch 3,4 % . Dadurch hat sich na-
: türlich der Anteil der Länder an der Hochschul-
■ baufinanzierung ständig erhöht : 1970 lag der

Anteil des Bundes bei 14,36 % der Ausgaben für
: die Hochschulen,
i
! (Vorsitz : Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose)

! 1995 waren es noch 5,2 % . Der Anteil der Län-
I der ist von 85,5 % auf 94,8 % gestiegen . Das

steht im umgekehrten Verhältnis zur Lautstärke
von Herrn Rüttgers.

( Beifall bei der SPD und einzelnen Abge¬
ordneten der GRÜNEN)

. Er hat nichts dazugetan . In unserem Haushalt
; steigen die Ausgaben für Wissenschaft und For-
i schung um 2,3 % .
: Für all diese eben erwähnten Bereiche gilt : Der
j Bund zahlt immer weniger , will aber immer mehr

mitreden . Er macht in diesem Zusammenhang
Auflagen, die wir abzuarbeiten haben . Ich bin der
Meinung , man muß die Mischfinanzierung in all
diesen Punkten auf den Prüfstand steilen.

(Vereinzelter Beifall bei Abgeordneten der
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren , ich will zum Schluß
■kommen . Das wird die Opposition freuen.

(Zuruf von der CDU : Nein, wir könnten
Ihnen stundenlang zuhören . - Eckhard Uh¬
lenberg [CDU ] : Das stimmt überhaupt
nicht !)

- Naja , aber ich will Sie ja auch nicht verwöhnen . (C)

(Beifall und Heiterkeit bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Wir erleben in Bonn eine merkwürdige Mischung
aus Lähmung und Hektik , die wie Blei auf unse¬
rem Land lastet , ln neun Monaten haben die Bür¬
ger die Möglichkeit, sich von dieser Last zu be¬
freien.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zuruf von
der SPD : Das machen wir auch !)

Das ist nötig , damit wir endlich vorankommen,
auch mit einer Steuerreform , die diesen Namen
wirklich verdient . Eine Steuerreform , die diesen
Namen wirklich verdient , muß Normalverdiener,
entlasten , Familien bessersteifen , ökologische
Akzente setzen und dem Mittelstand Erleichte¬
rung verschaffen . So sieht eine wirkliche Steuer¬
reform aus.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie darf nicht einseitig zu Lasten der Länder und
Gemeinden gehen . Die letzte Steuerreform , die
vorgeschlagen wurde , hätte Länder und Gemein¬
den ausbiuten lassen.

Wir müssen vorankommen mit einem Hochschul¬
rahmengesetz , das endlich der Wissenschaft , der (D)
Forschung und der Lehre wieder den Stellenwert
gibt, der ihnen zukommt . Wir müssen vorankom - ,
men mrr einer Ausbildungsförderung für Studen¬
ten , damit nicht abhängig ist vom Geldbeutel der
Eltern , ob sie eine Chance haben oder nicht . Wir
müssen auch vorankommen bei der Reform des
Staatsbürgerschaftsrechts . So gibt es viele Punk¬
te auf vielen Feldern : bei der Förderung von Teil¬
zeit , beim Risikokapital für Existenzgründer ' und
kleine und mittlere Unternehmen.
Wir sind bereit , auch auf der Bundesebene an
einer solchen Politik praktischer Reformen mit¬
zuwirken . Wir wollen das , weil wir glauben , daß
eine solche Politik auf der Bundesebene auch Vor¬
aussetzung dafür ist , daß wir im eigenen Land
vorankommen . Wenn die Rahmenbedingungen
stimmen , meine Damen und Herren , dann können
wir uns auf die eigene Kraft verlassen . Dann kön¬
nen wir die Zukunft unseres Landes selbstbewußt
gestalten . So tun wir das bisher . So werden wir
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das in Zukunft tun , mit ruhiger und sicherer
Hand . - Herzlichen Dank für Ihre Geduid.

(Lang anhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Meine Da¬
men und Herren , weitere Wortmeldungen habe
ich nicht vorliegen . Wird tatsächlich nicht mehr
das Wort gewünscht ? - Dann schließe ich die
Beratung.
Wir haben abzustimmen erstens über das Ge¬
meindefinanzierungsgesetz 1998 entsprechend
der Beschlußempfehlung des Haushalts - und Fi¬
nanzausschusses Drucksache 12/2682 . Der
Haushalts - und Finanzausschuß empfiehlt , den
Gesetzentwurf der Landesregierung in der Fas¬
sung nach der zweiten Lesung und einer Ände¬
rung zu Artikel 1 § 20 - Stichwort Kurorthllfe -
anzunehmen , ich frage Sie , wer dieser Beschluß¬
empfehlung seine Zustimmung erteilen möchte,
und bitte Sie um das Handzeichen . - Die Gegen¬
probe ! - Stimmenthaltungen ? - Dann ist der Ge¬
setzentwurf in dritter Lesung mit den Stimmen
der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN verabschiedet.

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über das
Haushaltsgesetz 1998 . Der Haushalts - und Fi¬
nanzausschuß empfiehlt in seiner Beschlußemp¬
fehlung Drucksache 12/2680 , den Gesetzentwurf
der Landesregierung in der Fassung nach der
zweiten Lesung mit den vom Ausschuß beschlos¬
senen weiteren Änderungen anzunehmen . Wer
dieser Beschlußempfehlung seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich. auch hier um das
Handzeichen . - Die Gegenprobe . - Stimmenthal¬
tungen ? - Damit ist der Gesetzentwurf in dritter
Lesung mit den Stimmen der Regierungsfraktio¬
nen gegen die Stimmen der CDU -Fraktion ange¬
nommen.
Wir haben drittens abzustimmen über die Mittel¬
fristige Finanzplanung für die Jahre 1997 bis
2001 entsprechend der Beschlußempfehiung des
Haushalts - und Finanzausschusses Drucksache
12/2681 . Ich bitte Sie um Ihre Kenntnisnahme.
Ich stelle fest , daß dies geschehen ist.

Ich rufe die Ergänzung der Tagesordnung auf:

Regierungserklärung
Thema: Die Zukunft unserer Hochschulen-

Chance und Verpflichtung für alle

Das Wort zur Regierungserklärung hat Frau
Brunn , die Ministerin für Wissenschaft und For¬
schung.

(Viele Abgeordnete verlassen nach der Ab¬
stimmung den Saal . - Unruhe - Glocke)

Man sieht , wie groß das Interesse an Wissen¬
schaft und Forschung ist.

Anke Brunn, Ministerin für Wissenschaft und For¬
schung : Herr Präsident ! Meine Damen und Her¬
ren ! Es ist gut , daß wir heute doch noch über
Hochschulen sprechen können , denn morgen
kommen die Regierungschefs von Bund und Län¬
dern in Bonn zusammen , um - wie schon seit
langem geplant - über die Reform der Studienför¬
derung zu beraten . Diese Reform ist überfällig.
Wir brauchen nämlich ein grundlegend neues BA¬
föG , damit wieder mehr junge Menschen aus Fa¬
milien mit unterem und mittlerem Einkommen
besser und zügiger studieren können.

Immer mehr Studierende sehen die materiellen
Voraussetzungen für ihr Studium in Frage ge¬
stellt . Zwei von drei Studierenden müssen jobben
und können ihr Studium nur noch in " Teilzeit"
bestreiten.

( Unruhe - Glocke)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Frau Ministe¬
rin , ich muß Sie einmal unterbrechen . - Meine
Damen und Herren , hier ist wirklich jetzt Rück¬
sichtnahme angebracht . Ich bitte Sie , die Gesprä¬
che einzustellen.

( Beifall des Roland Appel [GRÜNEI)

Anke Brunn, Ministerin für Wissenschaft und For¬
schung : Meine Damen und Herren , das BAföG
erreicht heute nur noch eine schwindende Min¬
derheit der Studierenden . Gerade noch 15 % er¬
halten eine Studienfinanzierung , und kaum einer
erhält die volle Fördersumme . Die Studierenden
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im Rahmen eines alternativen Investitions-
Programms einzusetzen . Damit könnten zwischen
7 000 und 9 000 neue Arbeitsplätze geschaffen
werden . Herr Breuer, hören Sie jetzt zu : In der
Region , von der Sie sagen . Sie seien betroffen,
könnten damit neue Arbeitsplätze geschaffen
werden. Das bedeutet : Der Verzicht auf Garzwei¬
ler II würde im Saldo deutlich mehr Arbeitsplätze
bringen, als er kostet.

Diese Diskussion , in welchen Bereichen der Ener¬
giewirtschaft in zehn Jahren in nennenswerter
Zahl neue Arbeitsplätze entstehen können , kann
nicht aufgeschoben werden . Diese Diskussion
muß heute geführt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)
Herr Linssen, dazu gebe ich Ihnen noch einen Tip:
Beantragen Sie doch eine Enquöte -Kommission
zur Zukunft der Energie . Die SPD und wir von
den GRÜNEN haben unser Deputat an Enquete-
Kommissionen verbraten . Beantragen Sie sie.
Damit lägen Sie goldrichtig und würden hier Ihrer
Oppositionsrolle endlich gerecht werden.

( Beifall bei den GRÜNEN)
Meine Partei hat im Gegensatz zu Ihren Parteikoi-
legen in Bonn die Wichtigkeit einer Energiewende
für unsere Zukunft begriffen . Partei - wie auch
Fraktionsspitze unserer Bundespolitiker werden
die Energiepolitik zu einem zentralen Wahlkamp¬
thema machen . Eine Energiewende für Bonn,
nicht aber das Verteilen von Flugblättern zum
Erhalt virtueller Arbeitsplätze in fossilen Kraft¬
werkstechniken ist gefragt , Herr Linssen.

( Beifall bei den GRÜNEN)
Mein Fazit : Eine Energiewende ist für uns alle von
größter Wichtigkeit , gerade auch wenn wir uns
die Frage stellen , wo noch neue und zukunfts¬
fähige Arbeitsplätze entstehen können.
Garzweiler II wird diese Arbeitsplätze nicht schaf¬
fen . Ganz im Gegenteil : Garzweiler II verhindert
den notwendigen Strukturwandel , der zur Schaf¬
fung zukunftsfähiger Arbeitsplätze dringend er¬
forderlich ist.

( Beifall bei den GRÜNEN)
Darum haben wir uns entschieden , alle Hebel zu
nutzen , die uns parlamentarisch und außerparla¬
mentarisch zur Verfügung stehen - nicht aus
ideologischen Gründen und auch nicht , weil wir
an Sesseln kleben . Das mögen Sie gern behaup¬ten ; das ist das gute Recht der Opposition . Wir

haben es . vielmehr getan aus vernünftigen indu¬
striepolitischen Erwägungen.

Energiepoiitik und Garzweiier I ! sind aber nicht
gleichzusetzen mit der Landespolitik ; das will ich
hier auch ganz deutlich sagen . Daher kann ich
Ihnen , Herr Linssen , versichern : Das Thema wird
uns zwar werter beschäftigen , aber wir werden in
den nächsten Wochen und Monaten verstärkt die
anderen wichtigen Landesthemen nach vorn brin¬
gen und zeigen , daß wir sehr wohl in der Lage
sind , in dieser Koalition die drängenden Probleme
dieses Landes zu lösen.

Dabei treten wir sehr gern in einen Wettstreit mit
Ihnen ein . Aber bitte vermeiden Sie künftig Patzer
wie den mit den 50 000 Arbeitsplätzen , zu dem
aktuell das Rheinisch -Westfälische Institut für
Wirtschaftsförderung gesagt hat : methodisch
falscher Zauber . - Lassen Sie sich das vom RWI
sagen , wenn Sie es uns nicht glauben . - ich dan¬
ke Ihnen.

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Katrin Grüber : Das Wort hat
nun der Ministerpräsident des Landes , Herr
Dr . Rau.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Die Verhand¬
lungen zur Bildung dieser Koalition im Som¬
mer 1995 waren ausführlich , anstrengend,
schwierig und erfolgsorientiert . Kein Thema hat
uns in diesen Verhandlungen so beschäftigt wie
das , das heute im Mittelpunkt der Debatte steht.
Aus den Reden von Herrn Kollegen Matthiesen
und von Frau Kollegin Nacken ist deutlich gewor¬
den , was jedermann bewußt war und was im
Koalitionsvertrag festgeschrieben ist : Wir haben
es im Blick auf Garzweiler II mit zwei nicht nur
unterschiedlichen , sondern auch gegenläufigen,
gegensätzlichen Positionen beider Koalitionspart¬
ner zu tun . Das haben wir gewußt.
Ich will nun keinen Vergleich mit anderen Koali¬
tionen ziehen . Da ist Herr Kollege Linssen ja über
alle fünf Erdteile gegangen , als er sagte : keine
Koalition der Welt . - Das haben Sie mit Issum
verwechselt.

( Heiterkeit bei SPD und GRÜNEN)
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(A ) Sie sagten , keine Koalition der Welt sei so - ich
weiß nicht , wie Sie uns bezeichnet haben.

Ich höre in diesen Tagen merkwürdige Töne . Ich
habe heute in der Zeitung gelesen , der Bundes¬
kanzler werfe uns vor , wir säßen hier nur um des
Machterhaltes willen.

(Demonstrativer Beifall bei der CDU - La¬
chen bei SPD und GRÜNEN - Zurufe von
der CDU : Der Mann hat recht !)

Da kann man doch nur mit Goethe - ich glaube,
der war es - sagen : "Wenn das geschieht am dür¬
ren Holz, was soll am grünen werden ? “

(Heiterkeit und Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Wenn einer etwas von Machterhalt versteht und
wenn einer den Eindruck erweckt , daß es ihm
zuerst um Machterhalt geht , dann ist es nicht der
Regierungschef in Düsseldorf , sondern der in
Bonn.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das hat er in der Auseinandersetzung mit der
F . D . P . in vielen , vielen Jahren bewiesen.

{Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Er hat aber
wesentlich mehr auf die Reihe gekriegt als

<B> Sie !)

. Ob ihm das noch einmal gelingt , werden wir se¬
hen.

Was mich angeht , so gebe ich zu - vielleicht ist
es untaktisch , wenn ich das sage -, Herr Kollege
Linssen : Ich reagiere nicht nüchtern , nicht trok-
ken , wenn mir unterstellt wird , ich hätte unehren¬
hafte Motive.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Ist " Bellevue"
unehrenhaft ? )

- "Bellevue" ist nicht unehrenhaft , aber jemandem
vorzuwerfen,

(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Er wolle dahin !)

er habe eine bestimmte politische Linie , und für
die lasse er Freunde im Regen stehen , das ist
eine böse Unterstellung.

{Beifall bei SPD und GRÜNEN
- Widerspruch bei der CDU)

Am 22 . Dezember hat das Bergamt in Düren den
Rahmenbetriebsplan genehmigt . Am 23 . Dezem¬
ber , einen Tag später , habe ich einen Brief ge¬
schrieben , in dem es heißt :

"Für meine Bewer¬

tung ist entscheidend , daß das Verfahren nach (C)
Recht und Gesetz stattgefunden hat .

"

( Eckhard Uhlenberg [CDUI : Dafür hat Frau
Höhn 2 Millionen DM gekriegtl)

Als ich zum ersten Mal von den angeblichen Vor¬
würfen des Rechtsbruchs , der Rechtsbeugung
usw . gehört habe

(Laurenz Meyer [CDU ] : Wieso "an¬
geblich " ? )

- Moment ! - , habe ich öffentlich widersprochen
und habe ich im Kabinett widersprochen , am glei¬
chen Tag , am 6 . Januar . Erkundigen Sie sich bit¬
te!

Die These “ Sie machen das beim Länderfinanz¬
ausgleich , Sie machen das bei Garzweiler , Sie
machen das bei der Energiepolitik ”

, die Unterstel¬
lung , ich hätte bei dem , was ich sage und tue,
keine lauteren Motive , weise ich zurück.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Im übrigen : Sie haben darauf hingewiesen , wie
lange der Streit um Garzweiler schon geht,

(Lothar Hegemann [CDU ] : Solange Sie im
Amt sind !)

über zehn Jahre . Sie haben darauf hingewiesen , {D)
daß Garzweiler gesellschaftliche Konflikte in der
Region und innerhalb der politischen und gesell¬
schaftlichen Kräfte auslöst . Das ist richtig.

Die SPD ist für Garzweiler II . Das ist auch heute
wieder deutlich geworden , das habe auch ich
immer gesagt . Sie sagen : Wer gegen Garzweiler
ist , der versündigt sich gegen die Interessen des
Landes , der betreibt Sabotagepoiitik.

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Richtig!)

Gilt das auch für die Ihrer Kollegen aus Bundes¬
tag und Landtag , die mit anderen Kollegen aus
anderen Parteien einen Aufruf " Stoppt Garzwei¬
ler II " unterschrieben haben?

{Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Wir handeln
gemeinsam in eine Richtung ! Das ist der
Unterschied ! )

- Wir handeln gemeinsam in eine Richtung . - Gilt
das auch für diejenigen , die vorige Woche in Bad
Neuenahr bei der Synode der Evangelischen Kir¬
che in Deutschland Kritisches , Nachdenkliches
und sogar Ablehnendes zu Garzweiler gesagt ha¬
ben?
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(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Sie waren ja
gar nicht da !)

- Nein, ich konnte nicht da sein , sonst wären es
13 Gegenstimmen gewesen und nicht 12, Herr
Kollege Linssen . Sie können mir aber glauben,
daß ich darüber auch Gespräche geführt habe,
und daß ich an meiner Überzeugung keinen Zwei¬
fel gelassen habe , habe ich überall und auch vor
diesem Landtag immer wieder gesagt.
Nein , ich giaube nicht , daß es Ihnen um die Sa¬
che geht.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : ln die Region
gehen wir, nicht Sie !)

ich glaube , daß Sie unter taktischen Gesichts¬
punkten handeln , und das wird den Hoffnungen
und Sorgen derer nicht gerecht , die auf die
Braunkohle setzen und von ihr leben . Das wird
aber auch den Sorgen und Hoffnungen derer
nicht gerecht , die ihre Heimat erhalten wollen
oder aus anderen Gründen gegen die langfristige
Nutzung der Braunkohle eintreten.
Noch gestern haben wir in einer Pressekonferenz
darauf hingewiesen , daß nach Meinung der So¬
zialdemokraten die neue Energiepolitik drei Ele¬
mente hat , und eines dieser Elemente ist für die
Grundlast, die Braunkohle und die Steinkohle.

(Beifall bei der SPD)
Da sind wir anderer Meinung als die GRÜNEN,
aber wir vertreten diese Meinung , und wir halten
für den zweiten Ansatz - diesmal wieder gemein¬
samen mit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - die erneu-
ersaren Energien unter besonderer Berücksichti¬
gung der Solarenergie . Ich fände es schon gut,
wenn Sie sich vortragen ließen , was wir in
Nordrhein -Westfalen inzwischen zur Förderung
der Solarenergie getan haben und tun.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Es lohnt sich nämlich auch , dem einmal nachzu¬
gehen und sich das in Gelsenkirchen und an an¬
derer Stelle anzusehen.

(Laurenz Meyer [ CDU ] : Geschah das nicht
gemeinsam mit der CDU ? )

- Nein , nein , ich rede jetzt von den Landesinitiati¬
ven.

(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Bonn gibt dazu
das meiste Geld ! - Laurenz Meyer [CDU ] :
So genau kennen Sie sich gar nicht aus !)

- Ich kenne mich ganz gut aus.

(Zurufe von der CDU - Gegenruf des Bodo
Hombach [SPD ] : Labern und labern ! - Unru¬
he - Glocke)

Meine Damen und Herren,
(Anhaftende Zurufe von der CDU - Unruhe -
Glocke)

die Bürgerinnen und Bürger sollen wissen : Der
ßraunkohlenplan ist durch die Landesplanungs¬
behörde genehmigt worden . Der Verfassungs¬
gerichtshof hat in zwei Verfahren entschieden,
daß keine verfassungsrechtlichen Bedenken be¬
stehen . Der Rahmenbetriebsplan wurde vor vier
Wochen genehmigt , und diese Zulassung war
eine rechtliche und keine politische Entscheidung.
Wir müssen aber feststelien : Die gesellschaftliche
Diskussion ist nicht zu Ende , und wenn es in ei¬
ner wichtigen Frage keinen gesellschaftlichen
Konsens gibt , dann ist es klar, daß auch die poli¬
tische Auseinandersetzung weitergeht . Es gibt in
allen Parteien Stimmen gegen Garzweiler . Übri¬
gens hatte die FDP noch 1995 einen Parteitags¬
beschluß gegen Garzweiler , und jetzt spricht sie
Gedichte von Elchen . Auch in der SPD gibt es
viele, die das Projekt sehr kritisch sehen oder gar
ablehnen , aber die SPD in Nordrhein -Westfalen
hat auf ihrem Parteitag beschlossen , daß sie für
diesen neuen Tagebau eintritt , und sie hat das
auch auf meinen Vorschlag hin getan.

(Beifall bei der SPD)
Sie ist nach länger und sorgfältiger Prüfung zu
dem Ergebnis gekommen , daß das Projekt ener¬
giewirtschaftlich nötig ist und daß die unbestritte¬
nen gravierenden ökologischen Auswirkungen so
begrenzt werden können , daß sie vertretbar sind.
Ich habe an diesen Diskussionen jahrelang teil¬
genommen . Wir haben es uns nicht leicht ge¬
macht und sind nach sorgfältiger Abwägung zu
einem anderen Ergebnis gelangt als BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN . Wir haben immer wieder ge¬
sagt , daß wir für einen Energiemix in der Energie-
und Stromversorgung sind ; Sie kennen die Eck¬
punkte . Wir unternehmen große Anstrengungen,
daß erneuerbare Energien verstärkt eingesetzt
werden können . Wir fördern systematisch die
Möglichkeit des Energiesparens , aber wir iehnen
die Kernenergie ab , weil sie mit zu großen Risiken
verbunden ist:

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
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(A ) In diesen drei Punkten sind BÜNDNIS 90 und
SPD im Ziel einig.
Wir wollen die nötigen fossilen Energieträger so
umweltfreundlich wie möglich einsetzen , und
auch im Blick auf den Einsatz der heimischen
Kohle besteht zwischen der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN Einigkeit; das hatten wir bei der
Auseinandersetzung zur Steinkohle im vergange¬
nen Jahr auch hier gezeigt.
Beide Koaiitionspartner haben vor zwei Jahren
festgestelit , daß auch die heimische Braunkohle
bis in die Mitte des nächsten Jahrhunderts einen
wichtigen Beitrag zur Energieversorgung leisten
v/ird . Wir haben unterschiedliche Auffassungen
im Blick auf den Umfang , und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN halten den Aufschluß von Garzweil er II
für nicht erforderlich und nicht verantwortbar;
Frau Kollegin Nacken hat dss soeben noch einmal
dargestellt.
Die SPD hält die Fortsetzung eines dritten Tage¬
baus für erforderlich . Wir alle wissen , daß die
CDU als Befürworterin eines anderen Energiemi-
xes mit der Kernenergie etwas anderes will,

( Dr . Helmut Linssen [CDU] : Wegen der
C0 2-Problematik Herr Ministerpräsident !)

{B} aber auch bei ihr gibt es Stimmen gegen Garzwei¬
ler.

Darum appelliere ich an alle , die Verantwortung
tragen : . Lassen Sie uns so rational und so nahe
wie möglich an der Sache diskutieren . Lassen Sie
uns auf persönliche Angriffe , auf Herabsetzungen
und Verdächtigungen verzichten , und haben wir
Respekt auch vor denen , die Auffassungen ver¬
treten , die wir nicht teilen . Ich bin überzeugt da¬
von : Das erwarten die Bürgerinnen und Bürger
nicht nur von den Frauen und Männern , die sie in
den Landtag gewählt haben . Und darum sage ich
Ihnen:

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Sei wachsam !)

Der Schiüsselsatz heißt : Nach Recht und Gesetz,
sorgfältig und zügig . - Und dabei bleibt es.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Dr . Helmut
Linssen [CDU ] : Was ist mit den fünf Punk¬
ten !)

- Sie nennen das , Herr Kollege Linssen , die Soße.

Ich sage : Wir sind mit diesem Verfahren nach
Recht und Gesetz , sorgfältig und ohne Zögern , in

den letzten Jahren und Jahrzehnten in der Lan- fC)
despoiitik gut gefahren.

( Beifall bei der SPD)

Und wenn Sie , Herr Kollege Linssen , am
30 . März 1995 gesagt haben , die CDU werde ihr
Wächteramt im Blick auf die Rückholbarkeit ganz
energisch wahrnehmen,

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Jawohl !)
und wenn Sie hinzugefügt haben , das betreffe
auch die Genehmigung von Teilbetriebsplänen für
den Tagebau , weil wir uns bei jeder Genehmi¬
gung im klaren sein müssen , ob die wasserwirt¬
schaftlichen Probleme , die C0 2-Probleme oder die
Probleme vor dem Hintergrund der gesamten
Energiepolitik der Bundesrepublik Deutschland
insgesamt zu bewältigen sind,

( Dr . Helmut Linssen [CDU] : Ja , richtig !)

dann meine ich, das sei eine gute Linie , zu der
Sie uns seinerzeit gemahnt haben . Es war schon
damals überflüssig , aber zusätzliche Mahnungen
kann man immer brauchen . Sie sollten nur heute
nicht verschweigen oder verdrängen , was Sie
damals gesagt haben,

( Beifall bei der SPD)
#D)

Richtig ist : Auch in einem Rechtsstaat .können ‘

politische Überzeugungen Verwaltungsverfahren
nicht ersetzen , die nach Recht und Gesetz statt¬
finden . Und nach der Entscheidung des Bergam¬
tes Düren stehen jetzt noch weitere wichtige
Schritte an : verschiedene wasserrechtliche Er¬
laubnisverfahren . Auch diese Verfahren müssen
und werden nach Recht und Gesetz stattfinden.
Das bedeutet ganz einfach : Wenn die nötigen
Voraussetzungen für eine Genehmigung gegeben
sind , dann muß und dann wird genehmigt wer¬
den . Wenn die notwendigen Voraussetzungen für
eine Genehmigung nicht gegeben sind , dann darf
und dann wird nicht genehmigt werden . Davon
gehe ich aber - so hat es auch Kollege Clement
am 23 . Dezember gesagt - nach dem heutigen
Kenntnisstand nicht aus.

Recht und Gesetz sind die einzigen Maßstäbe,
nach denen die zuständigen Behörden Anträge
prüfen und Genehmigungen erteilen oder versa¬
gen.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Wenn sie arbei¬
ten , ja !)
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Das sind keine abstrakten Prinzipien ; sie sind in
einem Rechtsstaat Schutzvorschriften und Spiel¬
regeln , auf die sich eine demokratische Gesell¬
schaft im Interesse aller verständigt hat . Das
Recht ist keine Krücke , sondern ist eine Brücke,
über die widerstreitende Auffassungen und unter¬
schiedliche Interessen so zusammengeführt wer¬
den , daß Entscheidungen möglich sind , die von
allen akzeptiert werden können.

Das Recht setzt nicht nur dem politischen Han¬
deln, sondern auch dem Verwaltungshandeln
Grenzen . Und darum unterliegt das Verwaltungs¬
handein , das Tun und Lassen der Verwaltung , der
rechtlichen Kontrolle . Und weil das so ist , darum
gibt es keinen Zweifel , keinen Grund , Zweifel zu
wecken, daß auch die noch ausstehenden Verfah¬
ren des Wasserrechts genau nach den dafür vor¬
gesehenen Regeln stattfinden werden . Darauf
kann sich der Bergbautreibende , darauf können
sich die Beschäftigten genauso verlassen wie die
Bürgerinitiativen gegen das Projekt . Die fachlich
zuständigen Behörden werden von dem , was ge¬
tan werden muß , nicht abweichen - weder zu
Lasten noch zu Gunsten des Antragstellers.
Das ist der einzige rechtlich zulässige und der
einzige politisch richtige Weg , erst recht bei ei¬
nem Projekt von so außerordentlicher Bedeutung
und Tragweite . Das Beispiel Mülheim-Kärlich
zeigt : Es nützt einem Antragsteller auf Dauer
nichts , wenn Genehmigungen zwar in seinem
Sinne , aber ohne ausreichende rechtliche und
sachliche Grundlage erteilt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)
Deshalb kann sich jeder darauf verlassen , daß die
anstehenden Genehmigungsverfahren nicht nur
so zügig , sondern auch so sorgfältig durchgeführt
werden , wie es geboten ist.
Es ist verständlich , daß Garzweiler I ! im Jahr der
Bundestagswahl besondere Aufmerksamkeit ge¬
nießt . Das ändert aber nichts daran , daß Wahl¬
kämpfe keinen Einfluß auf Genehmigungsverfah¬
ren haben dürfen und haben werden . Ich bitte
darum , das bei allem notwendigen politischen
Streit zu beachten und nicht zu verdrängen.
Meine Damen und Herren , ich führe diese Regie¬
rung mit gutem Gewissen . Ich . wünschte mir, ich
könnte mehr von dem deutlich machen , was wir

in den letzten zweieinhalb Jahren gemeinsam
vorangebracht haben.

(Zurufe von der CDU : Gar nichts ! )
- Es wird noch Gelegenheit geben , das alles dar¬
zustellen , Herr Kollege Dr . Linssen.

(Lothar Hegemann [CDU ) : Nennen Sie doch
mal ein oder zwei Beispiele !)

Sie haben nun immer , immer wieder alle fünf Jah¬
re erfahren , was der Wähler von der CDU in
Nordrhein-Westfalen hält.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich habe es 1978 gehört , ich habe es 1983 ge¬
hört , daß es sich ändere , 1988 und dann wieder
1993 . Ich habe es vorher schon 12 Jahre gehört,
als Heinz Kühn regierte . Herr Kollege Linssen,
man muß näher bei den Menschen sein , als Sie
es sind , wenn man in diesem Land Wahlen ge¬
winnen will.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lothar He¬
gemann [CDU ] : Warum sind Sie dann 1987
nicht Kanzler geworden ?)

- Die Stelle ist nicht frei geworden , Herr Hege¬
mann - nicht nur zu meint -m Schaden . Aber ab
und zu einmal kandidieren und nicht gewinnen,
das kann man ertragen . Nur das darf natürlich
keine Dauerexistenz werden . Das ist nicht gut.

[Beifall bei der SPD)

Verzichten Sie auf Herabsetzung , verzichten Sie
auf Verdächtigungen , gehen Sie harte Kante an
der Sache : dann werden Sie feststellen:
Nordrhein -Westfalen hat eine handlungsfähige
Regierung , Nordrhein -Westfalen hat eine Regie¬
rung , die Perspektiven hat,

(Zurufe und Lachen bei der CDU - Beifall
bei der SPD)

Nordrhein -Westfalen hat eine Regierung , die ihre
inneren Konflikte nicht vertuscht.

(Zurufe von der CDU!

Das wird am Beispiel Garzweiler deutlich . Ich
wünschte mir , daß mit mehr Ehrlichkeit auch
Konflikte öffentlich ausgetragen würden , als das
gegenwärtig der Fall zu sein scheint . .

(Anhaltender , lebhafter Beifall bei SPD und
GRÜNEN]
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Gesetzentwurf der Landesregierung , in das
Polizeigesetz des Landes Nordrhein -Westfalen
ein Diskriminierungsverbot aufzunehmen . Des¬
halb ist davon auszugehen , daß der Sprecher
der Regierungsfraktion diesen Vorschlag nicht
ohne Abstimmung mit dem Innenminister ge¬
macht hat.

Beabsichtigt die Landesregierung , ent¬
sprechend dem Vorschlag des Sprechers der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei künfti¬
gen Demonstrationen am Standort des
Atommüll -Zwischenlagers in Ahaus “Polizei¬
beobachter " einzusetzen?

Ich bitte Herrn Innenminister Kniola um Beant¬
wortung.

Franz-Josef Kniola, Innenminister : Herr Abgeord¬
neter ! Meine Damen und Herren ! Ihre Frage zielt
ja nicht auf Polizeibeobachter ganz allgemein,
sondern Polizeibeobachter bei einem ganz speziel¬
len Anlaß . Sie wissen , daß der polizeiliche Anlaß
- falls es zum Castof -Transport kommt und ein
polizeilicher Einsatz dort erforderlich ist - in be¬
sonderem Maße im Blickpunkt der Medien stehen
wird . Es ist insofern ein großes öffentliches Inter¬
esse und ferner gewährleistet , daß es dabei auch
viele Beobachtende geben wird . Besonderer Poli¬
zeibeobachter bedarf es nicht . Die Landesregie¬
rung denkt auch nicht daran , solche einzusetzen.

Der zuständige Polizeipräsident hat mir allerdings
mitgeteilt , daß es von Abgeordneten aus unter¬
schiedlichen Parlamenten - so etwa dem Deut¬
schen Bundestag und dem Landtag Nordrhein-
Westfalen - und verschiedenen Fraktionen den
Wunsch gibt , an dem Geschehen beobachtend
teiizunehmen . Eine solche Beobachtungsmöglich-
keit wird durch den Polizeipräsidenten vorbereitet
und e ngeräumt.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank für die Be¬
antwortung , Herr Innenminister . - Es gibt eine
Zusatzfrage des Kollegen Paus . Bitte.

Heinz Paus (CDU) : Ich möchte nur nachfragen,
ob der Herr Innenminister die Bewertung , die der
Fraktionsvorsitzende der GRÜNEN in seiner In¬
itiative zum Ausdruck bringt , teilt , daß es - so
verstehe ich ihn - erforderlich ist , der Polizei aus

Anlaß einer solchen Demonstration auf die Finger [C)
zu gucken . Teilen Sie diese Bewertung - ja oder
nein?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Innenminister.

Franz -Josef Kniola, Innenminister : Es ist nicht die

Aufgabe der Landesregierung , Äußerungen von
Fraktionen zu bewerten.

( Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Eine
zweite Frage stellt der Kollege Paus . Bitte.

Heinz Paus (CDU) : Dann möchte ich den Minister
persönlich fragen , ob er der Auffassung ist , daß
es bei Demonstrationen erforderlich ist , der Poli¬
zei besonders auf die Finger zu gucken.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Innenminister.

Franz-Josef Kniola, Innenminister : Herr Abgeord - (D)
neter , schon in meiner ersten Antwort habe ich
klar und deutlich gesagt , daß die Landesregierung
nicht die Absicht hat , Polizeibeoba 'chter einzuset¬
zen.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Weitere
Zusatzfragen stelle ich nicht fest . Damit ist die
Mündliche Anfrage 161 erledigt.

Ich rufe die

Mündliche Anfrage 164

des Herrn Abgeordneten Dr . Helmut Linssen von
der Fraktion der CDU auf:

5 -Punkte -Programm von Ministerin Höhn zur
Verhinderung das Braunkohlentagebaus
Garzweiler II

Am 5 . Januar 1998 hat Ministerin Höhn ihr 5-
Punkte -Programm zur Verhinderung des
Braunkohlentagebaus Garzweiler II der Öffent¬
lichkeit vorgestellt . Ziel des Programms ist es,
die nach Recht und Gesetz erteilte Zulassung
des Rahmenbetriebsplans zu konterkarieren
und den Braunkohlentagebau Garzweiier ii
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(A ) totzuprüfen . Dabei soll das formal eigenständi¬

ge Verfahren zur Erteilung der wasserrecht-

iichen Erlaubnis Mittel zum Zweck sein . Dar¬

über -hinaus will die Ministerin noch einmal die

energiewirtschaftlichen und sozialen Grund¬

annahmen , auf denen der Braunkohfenplan
beruht , überprüfen.

Der Ministerpräsident hat es trotz Aufforde¬

rung vermieden , in der Debatte vom 20 . Janu¬

ar 1998 zum 5 -Punkte -Programm Stellung zu

nehmen . Er hat allerdings in einer ersten Re¬

aktion auf die Pressekonferenz von Ministerin

Höhn am 5 . Januar 1998 das 5 -Punkte -Pro-

gramm als sachlichen Diskussionsbeitrag ge¬
lobt . Dieser Einschätzung haben in der Debatte

vom 20 . Januar 1998 alle Redner der SPD-

und der CDU -Fraktion sowie der Wirtschafts¬

minister deutlich widersprochen.

Hält der Ministerpräsident die einzelnen Punkte

des 5 -Punkte -Programms der Umweltministe¬

rin für mit der Rechtslage vereinbar?

Ich bitte Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau um

Beantwortung.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä-

(B ) sident ! Meine Damen und Herren ! In Nordrhein-

Westfalen werden Genehmigungsverfahren weder
" durchgewinkt

" noch " totgeprüft
" , sondern sie

finden sorgfältig und zügig nach Recht und Ge¬

setz statt . Das gilt in besonderem Maße für die

Genehmigungsverfahren zu Garzweiier II , wie das

der Landtag am 16 . Mai 1997 festgestellt hat.

Was Sorgfalt und Zeitaufwand angeht , verdienen

unsere Genehmigungsbehörden gute Noten . Wie

effizient sie arbeiten , macht eine aktuelie Erhe¬

bung der Bezirksregierungen deutlich : ln allen

Regierungsbezirken konnten über SO % - in der

Mehrzahl der Regierungsbezirke sogar zwischen

70 % und 95 % - der Verfahren in weniger als

sechs Monaten beendet werden . Im Vergleich der

Jahre 1996 und 1997 ist die Zahl der Verfahren,

die in weniger als drei Monaten abgeschlossen
wurden , sogar nochmals gestiegen und liegt teil¬

weise schon bei mehr als 50 % aller Verfahren.

Bei einem Genehmigungsverfahren der Dimension

und Tragweite des Braunkohlentagebaus Gar¬

zweiler 1J verbietet sich freilich ein Vergleich mit

normalen Genehmigungsverfahren . Die Erhebung

zeigt dennoch klar, welche Bedeutung die Lan¬

desregierung gerade bei den für die Standorts¬

icherung bedeutsamen industriellen Anlagenzulas¬

sungsverfahren einem erfolgsorientierten Verfah¬

rensmanagement b8imißt.

Was hat Frau Ministerin Höhn in diesem Papier

gesagt ? - Sie geht zunächst auf das Verhältnis

zwischen dem Rahmenbetriebsplanverfahren und

dem wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren ein

und stellt fest , daß zwei voneinander unabhängi¬

ge Verwaltungsverfahren vorliegen . Daß diese

Verfahren nicht bei Null anfangen , ist selbstver¬

ständlich und gar keine Frage . - Ferner stellt sie

fest, daß durch die Rahmenbetriebspianzulassung
eine ergebnisoffene Durchführung der wasser¬

rechtlichen Verfahren nicht behindert werde.

Sodann beschreibt sie , welche Prüfungen durch¬

zuführen sind , um die von der Landesregierung

gegebene Bestandsgarantie für die Feuchtgebiete

im Schwalm -Nette -Gebiet einzulösen . Herr Kolle¬

ge Linssen , das entspricht genau dem , was Sie

selber gefordert haben.

Unter Punkt 2 weist Frau Ministerin Höhn darauf

hin , daß sie ein Gutachten in Auftrag gegeben
habe , das näheren Aufschluß darüber geben sol¬

le , ob im Rahmen des wasserrechtlichen Verfah¬

rens eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchge¬

führt werden muß . Die kürzlich ergangene Ent¬

scheidung des Bundesverwaltungsgerichts zum

vorläufigen Stopp der Planung für die A 20 unter¬

streicht die Notwendigkeit dieses Punktes . Herr

Dr . Linssen , auch Sie müssen doch - wie das

bergbautreibende Unternehmen und seine Be¬

schäftigten - ein Interesse daran haben , daß die

Genehmigungen möglichst rechtssicher sind.

Unter Punkt 3 nimmt Frau Kollegin Höhn zur Pro¬

blematik der Kippenversauerung Stellung . Sie

erläutert, daß nach Auffassung der Obersten

Wasserbehörde auch wegen der Kippe eine was¬

serrechtliche Erlaubnis erforderlich ist . Dabei be¬

zieht sie sich auf die von Frau Ministerin Merkel

am 18 . März 1997 erlassene Grundwasserver-

ordnung . - Wer kann im Hinblick auf die Rechts¬

sicherheit ein Interesse daran haben , diese Frage

ungeprüft zu lassen?

In Punkt 4 geht Frau Ministerin Höhn auf das im

Landesplanungsgesetz geregelte Verfahren zur

Überprüfung der Grundannahmen ein und legt

dar , weshalb sie es für erforderlich hält, eine

Überprüfung der Grundannahmen einzuleiten.

Frau Ministerin Höhn hat in der Landtagsdebatte

am 20 . Januar 1998 ausgeführt:

" Es geht keineswegs - da bin ich auch mit

Herrn Clement einig - darum , daß die Umwelt-
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(AI ministerin jetzt schon eine wesentliche Ände¬
rung der energiepolitischen Voraussetzungen
feststellt . Es ist Aufgabe zu überprüfen , ob es
so ist oder nicht . Erst in einem solchen Vor¬
stadium befinden wir uns . ”

§ 35 Landesplanungsgesetz bestimmt , daß der
Braunkohlenplan überprüft und erforderlichenfalls
geändert werden muß , wenn sich die Grundan¬
nahmen für den Braunkohlenplan wesentlich än¬
dern . Weiter heißt es dort , daß die Änderung in
dem Verfahren erfolgt , das für seine Aufstellung
gilt . Dazu sagte Herr Kollege Clement in der glei¬
chen Debatte:

“ Bei der Frage des Ja oder Nein zur Verände¬
rung der energiewirtschaftlichen Grundannah-
men ist klar, daß das dann in der Kompetenz
des Wirtschaftsministeriums , das die energie¬
wirtschaftlichen Kompetenz innerhalb dieser'
Landesregierung hat , liegt . "

Hier greifen also Zuständigkeiten für Energiepoli-
tik und Landesplanung sowie die Kompetenz des
Braunkohlenausschusses ineinander.

In Punkt 5 teilt Frau Ministerin Höhn mit , sie wol¬
le veranlassen , daß die aktuellen Umsiedlungs¬
planungen auf die Einhaltung der Sozialverträg¬
lichkeitskriterien und die Einhaltung der sozialen
Grundannahme des Braunkohlenplans untersucht
werden.

Im Ergebnis ist all das nichts anderes als eine
Beschreibung von Arbeitsfeldern , denen sich die
Fachbehörden im Geschäftsbereich des Ministeri¬
ums für Umwelt in Wahrnehmung ihrer Zustän¬
digkeiten in den nächsten Monaten intensiv zu¬
wenden werden . Daß es bei einem so hochkom¬
plexen Verfahren und bei Entscheidungen von so
großer Tragweite wie bei Garzweiler II an der
einen oder anderen Stelle zu unterschiedlichen
Rechtsauffassungen über die Auslegung der an¬
zuwendenden Rechtsvorschriften kommt , ist im
übrigen doch nichts Ungewöhnliches . Sie selber
wissen , daß es dem Vorhaben Garzweiler II dient,
wenn die Politik die sachgerechte Abwägung der
Argumente nicht behindert.

Ich bleibe bei dem , was ich am 5 . Januar gesagt
habe : Es gibt keinen Anlaß , daran zu zweifeln,
daß d<e zuständigen Fachbehörden ihre Arbeit
den gesetzlichen Vorschriften entsprechend ge¬
wissenhaft tun werden . Ich habe nicht die Ab¬
sicht , aus dem Plenarsaal des Landtages kom¬
mentierend in die Bearbeitung von Verwaitungs-
vorgär .gen einzugreifen . Jeder Versuch , darauf

politisch Einfluß zu nehmen , macht die Verfahren (C)
angreifbar und schadet dem ganzen Vorhaben.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr. Rau . - Eine Zusatzfrage stellt der
Kollege Dr . Linssen.

Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Herr Ministerprä¬
sident , ich möchte hier nicht alles wiederholen,
was in der Sondersitzung des Landtages an Kon¬
troverse zwischen den Ministern Clement und
Höhn offenkundig geworden ist . Sie haben ver¬
sucht , das jetzt zu kaschieren . Wir hatten von
Ihnen in diesem Bereich eigentlich kaum etwas
anderes erwartet . Trotzdem frage ich Sie : Sind
Sie bereit , bei den offenkundig unterschiedlichen
Einschätzungen zu den drei wasserrechtlichen
Fragen , zu der energiewirtschaftiichen Frage und
zu der Umsiedlungsfrage - das sind die fünf Punk¬
te von Frau Höhn - , von Ihrer Richtlinienkompe¬
tenz , die Ihnen nach Artikel 55 der Landesverfas¬
sung zusteht , Gebrauch zu machen und die
Braunkohle , wie das der Bundeskanzler bei der
Steinkohle gemacht hat , zur Chefsache zu ma¬
chen?

(D)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Ich glaube
nicht , daß man mit Richtlinienkompetenz in Ge r
nebmigungsverfabren elngreifen kann . Dann wür¬
den solche Verfahren wohl ganz besonders ge¬
fährdet.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Kollege Dr . Linssen,
bitte.

Dr. Helmut Linssen (CDU) : Herr Ministerprä¬
sident , ich hatte nicht danach gefragt , ob in Ver¬
fahren eingegriffen werden sollte . Ich bin genau¬
so wie Sie und wir von der CDU -Fraktion daran
interessiert , daß das nach Recht und Gesetz zü¬
gig und ohne politische Einflußnahme - wir kön¬
nen das schon beten - hier erfolgt . Trotzdem sind
die Widersprüche zwischen den Ministern offen¬
kundig . Das heißt , Herr Clement erklärt , daß die
drei ersten Fragen - Probleme , die Frau Höhn auf-
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geworfen hat - geklärt sind und die beiden ande¬
ren Fragen nicht in ihrem Zuständigkeitsbereich
liegen . Wie entscheiden Sie diese Frage?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Politische
Auffassungen , so habe ich gesagt , und Verwal¬

tungsverfahren sind zwei sehr unterschiedliche
Vorgänge . Die Verwaltungsverfahren werden
- ich sage ihnen den Text noch einmal - nach
Recht und Gesetz ' sorgfältig und zügig ohne politi¬
sche Einflußnahme erledigt . Was innerhalb der
Landesregierung zu koordinieren ist , das wird
innerhalb der Landesregierung koordiniert und
nicht plenar erörtert.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Kollege
Linssen stellt eine dritte Zusaufrage.

Dr . Helmut Linssen {CDU) : Herr Ministerprä¬
sident , es geht ja bei diesem Problem um die ge¬
nerelle Frage , ob die wasserwirtschaftlichen Aus¬
wirkungen des Vorhabens grundsätzlich be¬
herrschbar seien und ob das im Prüfungsverfah¬
ren nach § 55 BerggeseU geprüft worden ist.
Sowohl Minister Clement als auch der Fraktions¬
vorsitzende Matthiesen haben in diesem Plenum
erklärt , daß grundsätzlich die Beherrschbarkeit
und auch eine Vereinbarkeit mit § 6 Wasserhaus¬
haltsgesetz gegeben sei . Teilen Sie diese Auffas¬

sung?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Das ist im
Rahmenbetriebsplan in der Genehmigung fest¬

geschrieben . Dort sind auch die unterschiedlichen
Auffassungen , die es dazu innerhalb der Landes¬

regierung gibt , erwähnt . Aber der Rahmen¬
betriebsplan gilt.

Präsident Ulrich Schmidt : Ich habe auf dem Ta¬

bleau den Kollegen Dr . Klose stehen , den ich aber
nicht im Saal sehe . Dann hat der Kollege Stump
das Wort.

Werner Stump (CDU ) : Herr Ministerpräsident , ihn
Vorfeld der Genehmigung des Rahmenbetriebs-
pianes haben sich die Minister Ihres Kabinetts,
Frau Höhn und Herr Clement , ausgetauscht . In
diesem Zusammenhang stellte Frau Höhn fest,
daß der Rahmenbetriebsplan so , wie er zur Ent¬

scheidung gelangen soll , rechtlich unzulässig sei.
Teilen Sie die Auffassung Ihrer Umweltministerin,
daß der Rahmenbetriebsplari , wie er nun verab¬
schiedet worden ist , rechtlich unzulässig ist?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Dazu habe
ich bereits am Tage der Genehmigung des Rah¬

menbetriebsplanes in einer öffentlichen Erklärung
Stellung genommen . Ich kann hier nur wiederho¬
len : Nach meiner Überzeugung ist der Rahmen¬
betriebsplan rechtlich wirksam , er entfaltet alle
seine Wirkungen . Daß es unterschiedliche Auf¬

fassungen in der Landesregierung zu einigen
Punkten gibt , hebt das nicht auf.

(Zuruf des Werner Stump [CDU] : Ist er
rechtlich zulässig ? )

Präsident Ulrich Schmidt : Eine weitere Zusatz¬

frage stellt jetzt der Kollege Breuer:

Michael Thomas Breuer (CDU) : Herr Ministerprä¬
sident , Ministerin Höhn hat mehrfach zu erkennen

gegeben , daß sie eine Verträglichkeitsprüfung
nach der Hora, Fauna , Habitat -Richtlinie der Euro¬

päischen Union vornehmen möchte . Herr Mat¬

thiesen hält diese Verträglichkeitsprüfung erstens

für entbehrlich und stellt dann sogar fest , daß

diese mit der Rechtslage nicht vereinbar sei . Herr

Clement hat seinerseits mehrfach zu erkennen

gegeben , daß er die Auffassung des . Kollegen
Matthiesen teilt , daß die Landesregierung , wenn

sie eine Verträglichkeitsprüfung nach der FFH-

Richtlinie durchführen würde , nicht mit der

Rechtslage vereinbar handelte . - Wie gedenken
Sie , Herr Ministerpräsident , eine eventuelle Kolli¬

sion mit der Rechtslage innerhalb der Landesre¬

gierung zu verhindern?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.
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(A ) Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Darüber
wird entschieden , wenn das ansteht . Ob das an¬
stehen wird , weiß ich nicht . Aber Sie brauchen
sich keine Sorge zu machen . Ich werde Kollisio¬
nen innerhalb der Landesregierung zu verhindern
versucnen . Das ist mein Auftrag.

( Beifall von Abgeordneten der SPD und
GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Eine weitere Zusatz¬
frage stellt der Kollege Laurenz Meyer.

Laurenz Meyer (CDU ) : Zu der letzten Aussage
kann man nur sagen , daß Sie das bisher mit Bra¬
vour machen , solche Kollisionen zu verhindern.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Aber , Herr Ministerpräsident , ich habe folgende
Frage: Ministerin Höhn hat ja nach dem , was Sie
eben auch festgestellt haben , die Fachaufsicht
über das jetzt anstehende wasserrechtliche Ge¬
nehmigungsverfahren . Sie haben gesagt , daß das
ohne politische Beeinflussung stattfinden soll.

Gleichzeitig erklärt diese Ministerin , die die Fach¬
aufsicht hat , im Vorfeld und auf dem Landespar¬
teitag der Grünen, daß sie ausschließlich mit dem
Ziel Ministerin im Umweltbereich bleiben will,
Garzweiler II über die wasserrechtliche Genehmi¬
gung zu verhindern.

Halten Sie es wirklich mit Ihrer Amtspflicht für
vereinbar , daß Sie Frau Ministerin Höhn wegen
Befangenheit an der Stelle nicht von dieser Auf¬
gabe suspendieren?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Die Ent¬
scheidung fällt beim Landesoberbergamt . Ich bin
überzeugt, daß wir eine sachgerechte und objekti¬
ve Prüfung auch zu den wasserrechtlichen Fragen
haben werden.

Präsident Ulrich Schmidt : Eine Frage des Kollegen
Zylajew , bitte.

Willi Zylajew (CDU ) : Herr Ministerpräsident ! Sie
gehen nach eigenem Bekunden davon aus , daß

der Tagebau kommt . Sie wissen vermutlich auch (C)
über Ihre Parteifreunde , daß derzeit eine nach
meiner Einschätzung ungeordnete Umsiedlung
beginnt.

Mich würde es interessieren , ob Sie , ohne Einfluß
auf das Verfahren zu nehmen , bereit sind , Frau
Höhn anzuhalten , einen Umsiedlungsbeauftragten
zu benennen . Denn das ist etwas , was in der
Region intensiv gefordert wird - selbst von den
Initiativen , die sich bislang noch gegen diesen
Tagebau ausgesprochen haben.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Wir werden
das tun . Ich kann Ihnen nur den genauen Zeit¬
punkt noch nicht sagen , weil wir ein Anforde¬
rungsprofil entwickelt haben . Wir sind im Ge¬
spräch zwischen den zuständigen Ressorts und
der Staatskanzlei . Ich denke , daß das . in aller Kür¬
ze geschieht.

Präsident Ulrich Schmidt : Frau Ministerin Höhn
hatte sich gemeldet , bitte sehr.

Bärbel Höhn , Ministerin für Umwelt , Raumord¬
nung und Landwirtschaft : Ich möchte zu den
Ausführungen von Herrn Meyer etwas sagen.
Herr Meyer , es gibt kein Zitat von mir, das das
belegt , was Sie eben behauptet haben . Ich weise
das zurück.

Ich habe keineswegs im Vorfeld der Landesdele¬
giertenkonferenz oder sonst irgendwo behauptet,
daß ich durch das Genehmigungsverfahren Gar¬
zweiler II verhindern oder totprüfen will.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Doch ! - Zurufe
von der CDU - Unruhe)

Ich weise diese Behauptung zurück.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . - Eine wei¬
tere Zusatzfrage hat Kollege Reul , bitte.

Herbert Reul (CDU) : Herr Ministerpräsident !. Es ist
eben vom Kollegen Stump schon angesprochen
worden , daß Frau Ministerin Höhn erklärt hat , die
Zulassung des Rahmeobetriebsplans halte sie für
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rechtlich unzulässig . Sie haben eben erklärt , daß
Sie anderer Auffassung seien , es wäre rechtlich

zulässig . Sie haben also eine Klarstellung getrof¬
fen.

Ich frage Sie:

Erstens . Halten Sie es für normal , daß eine Mini¬
sterin Ihres Kabinetts erklärt, ein Vorgang , der
rechtlich zulässig ist , sei rechtlich unzulässig?

Zweitens . Was haben Sie unternommen , um Frau
Höhn darauf hinzuweisen , daß sie so mit der Fra¬

ge nicht umgehen kann?

Drittens . Was beabsichtigen Sie zu tun , wenn
eine Ministerin Ihres Kabinetts versucht , eine sol¬
che Einflußnahme hier stattfinden zu lassen?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident!

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Das ist eine

hypothetische Frage , denn es hat diese Enfluß-
nahme nicht gegeben . Der Rahmenbetriebsplan
ist erlassen worden . Er entfaltet alle seine Wir¬

kungen.

{ Herbert Reul ICDU] : Das habe ich nicht

gefragt !)

Daß es unterschiedliche Rechtsauffassungen in¬

nerhalb von Landesregierungen gibt , gilt nicht nur
für die Landesebene , die gibt es auch auf Bundes¬
ebene . Ich könnte Ihnen jede Menge Zitate dafür
liefern.

{ Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Eine Frage des Kollegen
Stump , bitte.

Werner Stump (CDU ) : Herr Ministerpräsident ! Die

Umweltministerin hat erklärt, daß sie prüfen will,
ob eine gemeinsame Umsiedlung gesichert ist.
Ich stelle meine Frage vor dem Hintergrund , daß

im . Rahmenbetriebsplan die Umsiedlung für gesi¬
chert erklärt wird und der Vorsitzende der SPD-
Fraktion keinen Zweifel daran läßt , daß es eine

sozialverträgliche Umsiedlung geben wird, und

nun durch die Verzögerungstaktik , den Tagebau
zu prüfen - wir sagen : kaputtzuprüfen - , der An¬

laß für Ihre Ministerin gefunden werden wird zu

sagen :
" Die Leute ziehen ja schon weg . Jetzt

wird keine geschlossene Umsiedlung mehr mög¬

lich sein . Deshalb ist der Tagebau an dieser Stelle (C)

gefährdet .
’

Halten Sie eine solche Vorgehensweise für ver¬
tretbar?

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Ich halte
den Tagebau nicht für gefährdet , ich habe Ihnen

im ersten Satz meine Antwort gegeben : Hier wer¬
den Prüfungsverfahren weder "durchgewinkt"
noch “ totgeprüft " . Dabei bfeibt 's.

Präsident Ulrich Schmidt : Ja , danke , Herr Mini¬

sterpräsident . - Eine Zusatzfrage stellt Kollege
Hegemann , bitte.

Lothar Hegemann {CDU ) : Herr Ministerpräsident!
Der Wirtschaftsminister hat am 23 . Dezember
Frau Ministerin Höhn einen Brief geschrieben , in

dem er noch einmal darauf hinweist , daß es rich¬

tig sei , daß beide Verfahren - das wasserrecht¬
liche und das bergrechtiiche - bei getrennter Zu¬

ständigkeit hätten parallel behandelt werden müs¬

sen . Er schreibt dann : Leider war da kein Einver¬

ständnis möglich.

Nun haben Sie gerade Kollegen Meyer erklärt,

daß Sie natürlich immer , wenn es unterschiedli¬
che Meinungen gibt , diese ' behandeln . Wie haben

Sie denn diese unterschiedliche Meinung behan¬

delt?

<

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Wir haben

hier eigens eine Sondersitzung gehabt , in der

deutlich wurde , wie Kollegin Höhn und Kollege

Clement unterschiedliche Akzente setzen . Das ist

vor aller Augen geschehen . Die unterschiedlichen

Meinungen der Koalitionspartner zu Garzweiler II

sind seit mindestens zweieinhalb Jahren , fast drei

Jahren bekannt . Warum wir das hier immer wie¬

der nachbeten , das verstehe ich nicht.

Ich sage Ihnen : Es wird nach Recht und Gesetz,

zügig und sorgfältig , ohne politische Einflußnah¬

me geprüft und entschieden.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Eine

zweite Zusatzfrage des Kollegen Reul , bitte.
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Herbert Reul (CDU ) : Herr Ministerpräsident ! Frau
Ministerin Höhn hat Herrn Clement am
22 . Dezember einen Brief geschrieben.

(Zuruf des Heinz Hunger [ SPD ])

In diesem Brief - ich zitiere - hat sie formuliert:
" Über die bergrechtiiche Zulassung von Be¬
triebsplänen entscheidet das zuständige Berg¬
amt . Für die Entscheidung über die wasser¬
rechtlichen Fragen ist ausschließlich die zu¬
ständige .Wasserbehörde unter der Aufsicht
des Umweltministeriums zuständig . "

Weiter:
" Das Umweltministerium trägt rechtlich die
volle und alleinige Verantwortung für diese
Entscheidung , so daß eine Präjudizierung der
wesentlichen wasserrechtlichen Fragen durch
den Betriebsplan rechtlich unzulässig ist .

"

Herr Fraktionsvorsitzender Matthiesen , der Vor¬
gänger von Frau Höhn , hat in der Sondersitzung
des Parlamentes erklärt - auch das will ich zitie¬
ren - :

" Da das Bergamt den Rahmenbetriebsplan
zugelassen hat , ist auch entschieden , daß eine
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit
im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes nicht
vorliegt . Diese Behördenentscheidung ist maß¬
geblich für das Landesoberbergamt bei der
Entscheidung über den Antrag auf die wasser¬
rechtliche Erlaubnis . Was geprüft ist , ist ge¬
prüft:

Das in der Zulassung des Rahmenbetriebs-
pians festgestellte Prüfungsergebnis muß den
nachfolgenden Behördenentscheidungen zu¬
grunde gelegt werden.

Dies , meine Damen und Herren , ist die klare
rechtliche Ausgangsfage für die vor uns liegen¬
den wasserrechtiichen Entscheidungen . Und
weil das so ist , ist in diesem Verfahren kein
Raum für politische Illusionen . "

Herr Ministerpräsident , ich frage Sie , welche der
Auffassungen gilt , die ihres Ministers oder die
des Fraktionsvorsitzenden der SPD ? Das sind
offens chtüch gegensätzliche Auffassungen.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Ich sage (C)
noch einmal : Wir haben das alles hier in einer
Sondersitzung erörtert.

( Lebhafter Widerspruch bei der CDU - Dr.
Helmut Linssen [ CDU] : Wir wollen Ihre Mei¬
nung hören ! - Zuruf von der CDU : Nicht
herumlabern ! - Weitere Zurufe von der
CDU)

Alle Positionen sind deutlich . Ich nehme hier nicht
zu einzelnen Zitaten Stellung , gleichgültig von
wem sie sind . Da muß man sich die ganzen Ak¬
ten ansehen , alle Reden durchprüfen.

Ich sage Ihnen: Sie brauchen sich keine Sorge um
die sorgfältige und zügige Entscheidung zu ma¬
chen ; sie wird getroffen.

( Beifall bei Abgeordneten der SPD - Herbert
Reut [CDU ] : Vorbeigemogeltf - Weitere Zu¬
rufe von der CDU)

- Ich habe bei vielen Gelegenheiten - von Hagen .
bis Dortmund - zu Garzweiler Stellung genommen
und dabei völlig klar gesprochen , Herr Kollege
Reul.

(Widerspruch bei der CDU)

- Aber selbstverständlich ! - Das können Sie alles
nachlesen . Ich stelle Ihnen das einmal in einer |D)
kleinen Broschüre zusammen.

(Herbert Reul [CDU] : Soll ich Ihnen einmal
Ihre Plenarrede vorlesen ?)

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort zu einer Zu¬
satzfrage hat Herr Kollege Hegemann . Bitte.

Lothar Hegemann (CDU ) : Herr Ministerpräsident,
Sie haben eben erklärt, es sei offenkundig , daß es
verschiedene Meinungen gebe . Ich darf Sie aber
daran erinnern , daß Sie nicht auf der Zuschauer-
tribüne sitzen , sondern daß Sie Chef dieses Kabi¬
netts sind . ,

( Beifall bei der CDU)

Die Umweltministerm hat von Prognos am
1 . Dezember Prognosedaten für den Energiever¬
brauch bekommen . Ist es Aufgabe der Umwelt¬
ministerin , ihrem Prüfungsverfahren auch Energie¬
prognosedaten zugrunde zu legen , oder ist dies
Aufgabe des Wirtschaftsministers ? Wie ist das
geregelt?
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Präsident Ulrich Schmidt : Bitte schön , Herr Mini¬
sterpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Dazu habe
ich in meiner Antwort - ich müßte das eben her¬
aussuchen - Stellung genommen.

(Zuruf von der CDU : Einfach so sagen !)

- Ich habe gesagt , daß hier die Zuständigkeiten
für Energiepolitik und Landesplanung und die
Kompetenzen des Braunkohlenausschusses inein-
andergreifen.

( Hermann -Josef Arentz [CDUJ : Was?
- Herbert Reuf ( CDUJ: Auch keine Antwort !)

Präsident Ulrich Schmidt : Eine Zusatzfrage vom
Kollegen Kruse , bitte.

Heinrich Kruse ( Bocholt ) (CDU ) : Herr Ministerprä¬
sident , Frau Ministerin Höhn sagt , daß im was¬
serrechtlichen Verfahren die Fragen der Kippen¬
versauerung für das Grundwasser und das Trink¬
wasser nicht dem Recht entsprechend abschlie -'

ßend geprüft worden sind . Herr Minister Clement
wie auch Herr Matthiesen behaupten , daß es eine
abschließende rechtliche Prüfung gegeben habe.
Wie beurteilen Sie diese Frage?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident
Dr . Rau.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Über Zu¬
ständigkeiten kann ich hinlänglich in der Frage-
stunde Auskunft geben , ln der Zulassung zum
Rahmenbetriebsplan heißt es:

" Soweit der Rahmenbetriebsplan Aussagen
insbesondere zu wasserwirtschaftlichen Sach¬
verhalten enthält , die nach den unter Hinweis
1 1 . 10 dargestellten Grundsätzen nicht

Prüfungs - und Regelungsgegenstand dieser
Zulassung sind , entfaltet diese keine
Feststellungs - und Bindungswirkung .

"

Präsident Ulrich Schmidt : Eine Zusatzfrage des

Kollegen Zylajew , bitte.

WDliZyiajew (CDU ) : Herr Ministerpräsident , Mini- (C)
Sterin Höhn sagt , die vom Umweltministerium
vorgebrachten Bedenken seien in dem Entwurf
des Rahmenbetriebsplans fachlich nicht adäquat
abgearbeitet worden . Das ist ihre Position . Dazu
sagt der Wirtschaftsminister in der SPD -Fraktion,
die wasserwirtschaftliche Beherrschbarkeit der
Sümpfungsmaßnahme und der Kippenversaue¬
rung sowie die Grundwassermodelle seien be¬
handelt und bearbeitet worden . Die Position sei
letztlich klar und in jeder Form ausreichend be¬
handelt worden . Die Bergbehörde - so sagt er
dann weiter - werde alle vom MURL in die Dis¬
kussion gebrachten Punkte bei der Entscheidung
über die Zulassung des Rahmenbetriebsplans be¬
rücksichtigen.

Meine Frage lautet : Was ist denn nun richtig , die
Position Ihrer Umweltministerin , die sagt , die
Punkte seien nicht abgearbeitet worden , oder die
Position Ihres Wirtschaftsministers richtig , der

sagt , das sei alles beraten und behandelt wor¬
den ? - Das ist ja keine Verfahrensentscheidung
mehr . Deshalb müssen wir einfach wissen , wem
Sie in dieser Sache vertrauen , Frau Höhn oder
Herrn Clement.

(Heiterkeit bei der CDU)

Dies wäre für die Mitarbeiter in der Region von |
erheblichem Interesse.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Zu der Fra¬

ge äußert sich der Rahmenbetriebsplan selber auf
Seite 6 . Ich will das jetzt nicht im einzelnen vorle¬
sen . Die unterschiedlichen Auffassungen haben
wir hier in einer Sondersitzung bereits erörtert.
Ich weiß nicht , warum wir das immer nachbeten.
Ich sage Ihnen nur : Der Rahmenbetriebsplan gilt,
und er entfaltet seine Wirkungen.

Präsident Ulrich Schmidt : Eine zweite Frage des

Kollegen Laurenz Meyer , bitte.

Laurenz Meyer (CDU) : Herr Ministerpräsident,
nachdem jetzt an den verschiedensten Punkten
deutlich wird - das ist ja die Grundlage -, daß es
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( Laurenz Meyer [CDU])

starke Meinungsverschiedenheiten innerhalb Ihrer
Landesregierung gibt

( Heinz Hunger [SPD ] : Das hatten wir doch
schon einmal !)

- nicht zum weiteren Vorgehen , das ich einmal
ausklammere , weil Sie sich immer darauf stützen,
sondern zu dem , was existiert , was bisher pas¬
siert ist und was Rechtslage ist - , zitiere ich ein¬
mal aus Artikel 55 unserer Landesverfassung:

" Bei Meinungsverschiedenheiten über Fragen,
die den Geschäftsbereich mehrerer Mitglieder
der Landesregierung berühren , entscheidet die
Landesregierung . "

Wann haben Sie , Herr Ministerpräsident , vor,
wenigstens Klarheit über das , was innerhalb Ihrer
Landesregierung existiert , herbeizuführen?

( Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident,
bitte.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Also : Die
Landesregierung entscheidet dann , wenn Ent¬
scheidungsbedarf konkret besteht.

( Lachen bei der CDU)

Sie hat dies zum Beispiel mit dem Rahmen¬
betriebsplan getan , und sobald weitere Entschei¬
dungen anstehen , werden auch diese getroffen,
aber nicht in der Fragestunde des Landtages.

(Laurenz Meyer [CDU ) : Hat die Landesre¬
gierung den Rahmenbetriebsplan entschie¬
den ? )

- Nein, aber ich habe dazu eine Erklärung der Lan¬
desregierung abgegeben : diese können Sie nach-
lesen . Ich habe Ihnen schon einmal geraten , mei¬
ne Erklärung vom 22 . Dezember 1997 nachzule¬
sen.

Präsident Ulrich Schmidt : Eine zweite Zusatzfrage
des Kollegen Kruse.

Heinrich Kruse ( Bocholt ) (CDU ) : Herr Ministerprä¬
sident , Sie hatten vorhin auf meine Frage bezüg¬
lich des wasserrechtlichen Verfahrens und der

unterschiedlichen Beurteilung durch Ministerin (C)
Höhn , Herrn Matthiesen und Herrn Minister Cle¬
ment eine sehr ergebnisoffene Antwort gegeben,
wie wir es von Ihnen eigentlich gewohnt sind.

Ich hätte es aber gerne genauer gewußt : Ich ver¬
mute , daß sich das Kabinett mit dieser Frage be¬
schäftigt hat . Zu welchem Ergebnis ist das Kabi¬
nett gekommen ? Sind diese Fragen vom Bergamt
abschließend geprüft worden - ja oder nein?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Das Kabi¬
nett hat sich mit dieser Frage nicht befaßt , und
es wird sich damit auch nicht befassen . Wir grei¬
fen als Landesregierung nicht in die Genehmi¬
gungsverfahren ein.

(Oliver Wittke [ CDU ] : Das ist doch keine
Antwort ! - Heinrich Kruse [CDU ] : Es geht
nicht um das Genehmigungsverfahren , es
geht um die rechtliche Beurteilung durch
das Kabinett !)

- Die gibt es nicht , und die braucht es auch nicht
zu geben.

Präsident Ulrich Schmidt : Eine zweite Zusatzfrage
des Kollegen Breuer , bitte schön.

Michael Thomas Breuer ( CDU ) : Herr Ministerprä¬
sident , ich habe mit Überraschung zur Kenntnis
genommen , daß sich das Kabinett damit gar nicht
beschäftigt.

Nun frage ich Sie ganz persönlich : Sind Sie als
Ministerpräsident dieses Landes und dieser Lan¬
desregierung der Auffassung , daß mit dem Rah¬
menbetriebsplan alle wasserrechtlichen Genehmi¬
gungen abgearbeitet wurden - ja oder nein?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Nein . Ich
bin der Meinung des Rahmenbetriebsplanes,

(Lachen bei der CDU)

in dem es heißt , daß sich eine Bindungswirkung
für die anderen Verfahren au's dem Ergebnis die-
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(Ministerpräsident Dr . Johannes Rau)

ser Prüfung nicht ergibt ; dies steht auf Seite 6 in

Zeile 8.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Eine

weitere Zusatzfrage des Kollegen Weisbrich , bit¬

te.

Christian Michael Weisbrich (CDU ) : Herr Minister¬

präsident , mit der Entscheidung über den Braun¬

kohlenplan im März 1995 hat ihre Regierung -

erstens - festgestellt , daß Garzweiler aus Grün¬

den des Gemeinwohls erforderlich ist.

Zweitens . Mit der Zulassung des Rahmen¬

betriebsplanes hat Ihre Regierung dem Bergbau¬
treibenden bestätigt , daß durch den Tagebau für

kein UmweJtmedium , also auch nicht für das

Wasser , eine Beeinträchtigung oder eine gemein¬
schädliche Auswirkung zu erwarten ist.

Drittens . Nach dem Wasserhaushaltsgesetz ist

eine Genehmigung selbst bei einer erheblichen

Beeinträchtigung des Grundwassers dann zu er¬

teilen , wenn dies aus Gründen des Gemeinwohls

erforderlich ist.

Vor diesem Sachverhalt frage ich mich , welchen

Handlungsspielraum Frau Höhn überhaupt noch

hat . Sie hat den Anschein erweckt , als könne

man mit Mitteln des Wasserrechtes hier noch

etwas verhindern . Die Menschen im Land glauben
zum Teil daran . Ich . frage Sie : Können Sie es mit

Ihrem Gewissen vereinbaren , diesen Glaubens¬

horizont im Land weiter aufrechtzuerhalten , ob¬

wohl am Ende , wie Sie das Verfahren bisher auf¬

gebaut haben , steht , daß selbst bei einer Beein¬

trächtigung aus Gründen des Gemeinwohles die

Genehmigung erteilt werden muß?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Ich kann

das mit meinem Gewissen gut vereinbaren . Das

Landesoberbergamt trifft die Entscheidung , und

ich glaube , daß es sachkundig und sachlich ist.

Deshalb sehe ich dem mit Gelassenheit entgegen.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . - Ich er¬

teile Herrn Arentz von der Fraktion der CDU das

Wort.

Hermann -Josef Arentz ( CDU ) : Herr Minister Cle¬

ment , Sie erinnern sich sicher noch an die zweite

Frage des Kollegen Reut, in der er die völlig un¬

vereinbare rechtliche Bewertung der wasserrecht-

iichen Fragen durch Frau Höhn und Herrn Mat-

thiesen deutlich gemacht hat.

(Klaus Matthiesen [SPD ): Ich bin nicht Mit¬

glied des Kabinetts , Sir !)

Der Ministerpräsident hat sich - das hat jeder hier

im Saal gehört -

(Klaus Matthiesen [SPD ] : Der tut immer so,
als wäre ich Mitglied der Landesregierung !)

leider vor einer klaren Antwort auf die Frage ge¬
drückt.

So wie wir Sie bisher kennengelernt haben , Herr

Clement , ist das Ihre Art nicht . Deshalb möchte

ich Sie fragen , wie Sie die unterschiedlichen

Rechtsauffassungen von Frau Höhn , daß nämlich

die wesentlichen wasserrechtlichen Fragen nicht

durch den Rahmenbetriebspian präjudizrert wer¬

den können , und ihrem Amtsvorgänger , dem

SPD -Fraktionsvorsitzenden , beurteilen , der sagt,

daß durch den Rahmenbetriebsplan die wesentli¬

chen wasserrechtlichen Fragen präjudiziert seien

und daß es nicht mehr um das Ob, sondern nur

noch um das Wie gehe.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Minister Clement.

Wolfgang Clement , Minister für Wirtschaft und

Mittelstand , Technologie und Verkehr : Ihre Frage,

Herr Kollege Arentz , gibt mir Gelegenheit zu be¬

merken , daß ich es außerordentlich eindrucksvoll

finde , wie Sie die letzte Debatte hier im Landtag

nachzuarberten versuchen . Sie haben offensicht¬

lich bei der letzten Gelegenheit Ihre Möglichkeiten

nicht genutzt . Ich finde auch die Fragestellungen
nicht sonderlich beeindruckend.

Sie kennen doch die Rechtslage , so vermute ich.

Ich verstehe selbst Ansätze der Diskussion gar

nicht , die Sie hier darbringen.

[Lothar Hegemann [CDU ] : Das kann nur an

Ihnen liegen !)
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(Minister Wolfgang Clement)

Der Rahmenbetriebsplan ist genehmigt . Ich habe
mehrfach etwas von Verzögerungen gehört . Ich
darf darauf hinweisen , daß die Zulassung des
Rahmenbetriebsplanes nicht nur nicht verzögert,
sondern außerordentlich frühzeitig durch das zu¬
ständige Bergamt erfolgt ist.

Dieser Rahmenbetriebsplan enthält alle Auskünfte
aut sämtliche Fragen , die Sie hier gestellt haben.
Dieser Rahmenbetriebsplan ist nur noch durch
Klage und von Gerichts wegen zu stoppen . An¬
sonsten ist er zugelassen , und alle übrigen Fra¬
gen , die Sie daran knüpfen , müßten Sie an Juri¬
sten stellen.

Im Rahmenbetriebsplan ist sehr deutlich Auskunft
dambe - gegeben worden , wie das Verhältnis von
Bergrecht und Wasserrecht bezüglich der von
Ihnen gestellten Fragen aussieht . Es ist ein Auf¬
guß von Fragestellungen , die nun wirklich über
Monate hin und her gekaut worden sind , den Sie
hier veranstalten.

( Herbert Reul [CDU): Sie sind genauso wie
Herr Matthiesen !)

- Wie bitte?

( Herbert Reui (CDU) : Sie antworten auch
nicht mehr !)

- Ich antworte auf Sachlagen , Herr Kollege . Sie
haben wenig Verständnis für Sachfregen , aber
ich muß Sie noch einmal darauf hinweisen , daß
hier die Zulassung eines Rahmenbetriebsplanes
bereits erfolgt ist . Soweit Sie diesbezüglich Ver¬
stände sschwierigkeiten haben , bin ich Ihnen ger¬
ne behilflich . Ansonsten : Die Zulassung des Rah¬
menbetriebsplanes ist , wie gesagt , von Gerichts
wegen anfechtbar.

( Laurenz Meyer [CDU ] : Sie müssen uns
nicht behilflich sein , Sie müssen - - -l

- Doch , ich muß ihnen behilflich sein , denn man¬
che Fragen reizen einen geradezu dazu , etwas
Hilfeleistung zu leisten . Das erübrigt sich aber
sicherl ch im Rahmen einer solchen Fragestunde.

( Hermann - Josef Arentz [ CDU ] : Keine Ant¬
wort !)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Eine
weitere Zusatzfrage des Kollegen Schemmer , bit¬
te schön.

Bernhard Schemmer (CDU) : Herr Ministerpräsi¬
dent , gerade ist angesprochen worden , daß die
vorangegangene Debatte ein bißchen unbefriedi¬
gend gewesen sei . Was ich insbesondere für un¬
befriedigend gehalten habe , war Ihre Beteiligung
an der Debatte ; denn die Debatte hat durch ande¬
re Leute stattgefunden . Der Ministerpräsident war
relativ wenig zu sehen.

Ich frage nochmals : Kann nicht klar geäußert
werden , ob eine wasserrechtliche Entscheidung
gefallen ist oder ob das noch völlig offen ist und
ob das , was noch offen ist , bis zum Juni 1998
entschieden wird?

Präsident Ulrich Schmidt : Zur Beantwortung Herr
Ministerpräsident , bitte.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : ich kann
Ihnen nur raten , Herr Kollege , den Rahmen¬
betriebsplan einmal sorgfältig und Wort für Wort
zu lesen . Dann ergibt sich , daß ihre Frage nicht
sinnvoll ist , daß man hier, nicht mit Ja oder Nein
antworten kann , weil der Rahmenbetriebsplan
dazu auf der Basis der Genehmigung von
März 1995 differenziert Auskunft gibt.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön ! - Eine
weitere Frage des Kollegen Wittke.

Oliver Wittke (CDU ) : Herr Ministerpräsident , wird
das wasserrechtliche Verfahren , wie von ihrem
Wirtschaftsminister angekündigt , im Sommer die¬
ses Jahres abgeschlossen sein?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : (ch kann,
über den Zeitpunkt gegenwärtig nichts sagen,
weil ich den Stand nicht kenne . Wir werden aber
alles tun , damit es nicht zu einer Unterbrechung
des Tagesbaus kommt.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön ! - Eine
zweite Frage des Kollegen Weisbrich!
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Christian Michael Weisbrich ( CDU ) : Herr Minister¬

präsident ! Herr Minister Clement hat eben fest¬

gestellt , daß hier nur noch durch Klage und vor
Gericht im negativen Sinne eine Entscheidung
herbeigeführt werden könnte.

In Ihrem Kabinett gibt es unterschiedliche Rechts¬

auffassungen über die wasserrechtliche Proble¬
matik . Ich habe vorhin gesagt , daß eine wasser¬
rechtliche Genehmigung selbst dann erteilt wer¬
den müßte , wenn erhebliche Bedenken bei Frau
Höhn bestehen , weil Gründe des Allgemeinwohls
daserfordern.

Frau Höhn hat nun in der Diskussion in Jüchen zu
erkennen gegeben , daß sie durchaus daran denkt,
die Klageprozedur dem Bergbautreibenden zu
überlassen . Werden Sie es zulassen , daß Ihre
Ministerin Höhn , gedeckt von den unterschiedli¬
chen Rechtsauffassungen , die in Ihrem Kabinett
bestehen , den Rechtsstreit auf dem Rücken des

Bergbautreibenden austragen läßt ? Werden Sie
zulassen , daß das bergbautreibende Unternehmen

gegen eine Versagung von Frau Höhn klagen
muß?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident!

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Das , was
Sie als erstes angesprochen haben , daß es nur
die Möglichkeit der Klage gibt , bezieht sich auf

den Rahmenbetriebsplan . Im übrigen können und
dürfen Sie nicht unterstellen , daß ein Mitglied der

Landesregierung etwas Rechtswidriges tut oder

tun will.

(Christian Michael Weisbrich [CDUI : Ist das
eine Antwort ? )

Präsident Ulrich Schmidt : Eine zweite Frage des

Kofiegen Wittke , bitte.

Oliver Wittke fCDU ) : Nachdem der Herr Minister¬

präsident über den Stand des Verfahren nicht

informiert ist , frage ich die Frau Umweltministe¬
rin : Frau Umweltministerin , können Sie die Aus¬

sage Ihres Kollegen Wirtschaftsminister bestäti¬

gen , daß das wasserrechtliche Verfahren bis zum

Sommer dieses Jahres abgeschlossen sein wird?

Bärbel Höhn, Ministerin für Umweltschutz , Raum¬

ordnung und Landwirtschaft : Ich glaube , es ist
sinnvoller , wenn man die Aussagen des Kollegen
Wirtschaftsminister einmal nachliest . Er hat auf

seiner Pressekonferenz , die er vor Weihnachten

abgehalten hat , etwas anderes gesagt . Insofern
sollten hier nicht irgendwelche Zitate , die herbei¬

gekramt werden und gar nicht stimmen , immer
wieder den Mitgliedern der Landesregierung um
die Ohren gehauen werden.

Im übrigen möchte ich einmal folgendes sagen -

das ist hier mehrfach festgestellt worden - : Wir

befinden uns in einem Verfahren nach Recht und

Gesetz , ln einem Verfahren nach Recht und Ge¬

setz wird entschieden , wenn die Probleme , die

auf dem Tisch liegen , abgearbeitet sind . Es wird

nicht danach geurteilt , was man politisch will

beziehungsweise was Abgeordnete der CDU poli¬
tisch wollen.

Wir befinden uns , um das noch einmal deutlich zu
machen , in einem Genehmigungsverfahren und

nicht in einem politisch zu beeinflussenden Ver¬

fahren . Insofern entscheidet über den Zeitpunkt
nicht ihre Auffassung , sondern die Genehmi¬

gungsbehörde dann , wenn die Probleme abge¬
arbeitet sind . Dann wird auch entschieden , wie

der Ausgang dieses Genehmigungsverfahrens ist.

So läuft das Verfahren : nach Recht und Gesetz.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Mir liegt
noch eine Wortmeldung von Frau Dr . Düttmann

vor . Bine!

Dr. Renate Düttmann -Braun (CDU) : Herr Minister¬

präsident , nachdem das offenbar alles so klar ist,

wie Sie es hier darstellen , frage ich mich aller¬

dings : Wofür benötigen wir dann noch die zuge-

. sagten 2 Millionen DM Steuergelder , die nach

meiner Wahrnehmung jetzt doch völlig unnötig in

den Sand gesetzt werden ? Aber vielleicht erklären

Sie es mir einmall

( Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Präsident Ulrich Schmidt : Frau Höhn!
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Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Daß Gelder
für zusätzliche Gutachten zur Beschleunigung der
wasse -rechtlichen Genehmigung

iLachen bei der CDU)

vom Landtag bewilligt worden sind , finde ich gut,
obwohl ich bei dieser Entscheidung des Kabinetts
gar nicht anwesend war . Da ist das begründet,
abgewogen und so entschieden worden . Der
Landtag hat dem zugestimmt . Ich finde das rich¬
tig.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön ! - Es gibt
noch eine Frage des Kollegen Arentz.

Hermann-Josef Arentz (CDU) : Frau Ministerin
Höhn , Sie haben in dem schön einmal zitierten
Schreiben vom 22 . Dezember 1997 an Herrn Cle¬
ment geschrieben , "daß die Verfügung eines Zu¬
lassungsbescheides für den Rahmenbetriebsplan
Garzweiler 1/11 in der zuletzt von Ihnen mündlich
dargestellten Form aus rechtlichen und fachlichen
Gründen unzulässig ist " . Wir haben eben vom
Herrn Ministerpräsidenten gehört , daß er den
Rahmenbetriebsplan für rechtlich zulässig hält
und daß er sich gegen jede Unterstellung gegen¬
über irgendeinem Kabinettsmitglied wehrt , daß
etwas Unzulässiges geschehen sei.

Ich frage Sie deshalb , ob Sie den Rahmen¬
betriebsplan so , wie er uns vorliegt , in allen Tei¬
len zur Grundlage der Prüfungen machen werden.

Präsident Ulrich Schmidt : Frau Ministerin Höhn!

Bärbel Höhn , Ministerin für Umwelt , Raumord¬
nung und Landwirtschaft : Der Rahmenbetriebs¬
plan ist genehmigt . Insofern wird auf dieser
Grundlage eines genehmigten Rahmenbetriebs-
pians das wasserrechtliche Erlaubnisverfahren
laufen.

Unabhängig davon hat nicht mein Kollege Cle¬
ment den Rahmenbetriebspian genehmigt , son¬
dern das Bergamt Düren . Ich habe den Eindruck,
diese Debatte leidet darunter , daß die CDU aus
ihrer Oppositionsrolle heraus nicht weiß , wie Ver¬
fahren nach Recht und Gesetz ab2ulaufen haben,

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lachen bei
der CDU)

und daß hier unzulässige Fragen oder Fragen , die (C)
aus wenig Rechtskenntnis bei einem Genehmi¬
gungsverfahren herrühren , gestellt werden,

( Hermann -Josef Arentz [CDU ] : Was ist
denn jetzt zulässig oder unzulässig ? )

die man in der Tat nicht anders beantworten
kann , ais das die Mitglieder der Landesregierung
getan haben . Es ist eben nicht so , wie Sie sich
das vorsteilen , daß sich Minister oder gar der
Ministerpräsident in einzelne Akten von Genehmi¬
gungsverfahren vertiefen . Sie versuchen , eine
politische Einflußnahme herbeizureden •• und die
wird es nicht geben!

( Herbert Reul [CDU ] : Das erzählen Sie ? )

Präsident Ulrich Schmidt : Mir liegt noch eine
Wortmeldung von Herrn Blömer vor . Bitte schön!

Richard Blömer ( CDU) : Herr Ministerpräsident,
wie erklären Sie es dann , wenn die Verfahren
nach Recht und Gesetz stattgefunden haben , daß
Herr Priggen und Fraü Steffens an den abschlie¬
ßenden Gesprächen über den Rahmenbetriebspian
teilgenommen haben , obwohl sie nicht Mitglied
der Landesregierung sind ? (D)

(Hermann -Josef Arentz [CDU ] : keine Ge¬
nehmigungsbehörde , nicht wahr , Frau
Höhn ! - Weitere Zurufe von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident!

Dr . Johannes Rau. Ministerpräsident : Das ist
falsch ! Es hat Gespräche gegeben , an denen war
auch ich beteiligt , über die politische Bewertung
und Gewichtung,

( Hermann -Josef Arentz ( CDU ] ; Aha !)

bei denen wir weder den Rahmenbetriebspian
noch Teile dieses Rahmenbetriebsplans gehabt
haben.

{Dr . . Helmut Linssen [ CDU ] : Die ganzen
Formulierungen habt ihr gehabt ! )

- Wir haben auch über Formulierungen diskutiert,

( Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Na bitte ! - Her¬
bert Reul [CDU] : Erforderliche Formulierun¬
gen ! - Weitere Zurufe von der CDU)
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aber wir haben nie einen Text des Rahmen¬
betriebsplans gehabt . Wir haben politische Ge¬
spräche geführt , wie sie im Kanzleramt Woche
für Woche manchmal drei - oder fünfmal stattfin-
den.

( Dr. Helmut Linssen [CDU] : Bei Genehmi¬
gungsverfahren ? )

- Wir haben nicht im Genehmigungsverfahren
Gespräche geführt ; wir haben politische Gesprä¬
che auf der Basis des Koalitionsvertrages geführt.

( Zurufe von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Die zweite Frage der
Frau Kollegin Dr . Düttmann -Braun . Bitte!

Dr. Renate Düttmann -Braun (CDU ) : Herr Minister¬

präsident , Sie haben eben ausgeführt , daß Sie die
2 Millionen DM durchaus für begründet halten.
Ich frage mich allerdings , ob Sie sie auch für not¬
wendig halten , vor allen Dingen , wenn man sich
vor Augen führt , daß man sich für diese
2 Millionen DM in diesem Lande auch durchaus
alternative Verwendungsarten vorstellen kann.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident!

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Ich habe
Ihnen eben gesagt : Ich habe an Beratungen und

Beschlußfassungen über diesen Punkt nicht teil¬

genommen , weil ich in dieser Woche krank war.
Ich habe mir die Diskussion auch nicht im ein¬

zelnen berichten lassen . Ich halte die Entschei¬

dung des Kabinetts und des Landtags für richtig
und habe das auch zum Ausdruck gebracht . Ich
bestreite nicht , daß Ihre Frage , ob man mit den

2 Millionen DM nicht auch etwas beliebig anderes
machen könnte , für jeden Betrag giit , über den

wir reden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . - Kollege
Hardt, gilt Ihre Wortmeldung noch ? - Nein . - Dan¬

ke schön.

Ich steife keine weiteren Wortmeldungen fest . Die

Mündliche Anfrage 164 ist erledigt.

Ich rufe die

Mündliche Anfrage 165

der Frau Abgeordneten Opladen von der Fraktion
der CDU auf:

Tauziehen um die Besetzung der obersten
Richtersteile am Landgericht Krefeld

Der Präsidialrat NRW kämpft über den einst¬
weiligen Rechtsschutz gegen die Entscheidung
des Justizministers , der einen Kandidaten sei¬
ner Wahl aus seinem Haus zum Landgerichts-

.Präsidenten Krefeld ernennen will. Ein zweites
Ausschreibungsverfahren hat es schon gege¬
ben . Das allein ist bereits einmalig in NRW.
Weder im ersten noch im zweiten Anlauf fin¬
det der Wunschkandidat die Zustimmung des
Präsidialrates , mehr noch , das Richter -Kollegi¬
um macht eine Verletzung seiner BeteUigungs-
rechte geltend , und , ganz offensichtlich , es
hält den auserwählten Bewerber nicht für ge¬
eignet . Der Justizminister sagt , er wolle die
Justiz 'neu möblieren " , und der Wunschkandi¬
dat sei mit modernem Personalmanagement
vertraut, so der Pressesprecher . Der Präsidial¬
rat sei in dieser Hinsicht eher “traditionell
orientiert “. Auch dieser Vorwurf gegenüber
dem Präsidialrat verblüfft , denn bislang war
die Justiz laut Minister auf einem guten Weg
zu einer modernen Justiz . Im übrigen hilft die
Kenntnis . in personellem Management nicht
viel , wenn man das Amt des Richters im we¬
sentlichen bisher nur aus der Ferne kennenge¬
lernt hat.

Warum versucht der Justizminister , mit allen
Mitteln seinen Kandidaten durchzusetzeh?

Ich bitte den Herrn Justizminister Dr . Behrens um

Beantwortung.

Dr. Fritz Behrens , Justizminister : Herr Präsident!

Meine Damen und Herren Abgeordneten ! Der frü¬

here Präsident des Landgerichts Krefeld ist im

Juni 1997 zum Präsidenten des Landgerichts
Duisburg ernannt worden . Die danach freie und

sofort wiederbesetzbare Präsidentenstelle beim

Landgericht Krefeld ist im Justizministerialblatt
Nordrhein -Westfalen vom 15 . Juni 1997 ausge¬
schrieben worden . Darauf hatte sich nur ein Rich¬

ter beworben , der eine Planstelle beim Oberlan¬

desgericht Köln innehatte , seit November 1995

an das Justizministerium Nordrhein -Westfalen
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Beginn : 10 .04 Uhr

Präsident Ulrich Schmidt : Meine Damen und Her¬
ren ! Ich eröffne die 87 . Sitzung des Landtags von
Nordrhein -Westfalen in dieser Wahlperiode und
heiße Sie alle , die zahlreich vertretenen Gäste auf
der Zuschauertribüne sowie die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Medien herzlich willkommen.
Für die heutige Sitzung hat sich ein Abgeordneter
entschuldigt ; sein Name wird in das Protokoll
aufgenommen.

Ich rufe die heutige . Tagesordnung auf:

1 Erklärung des Ministerpräsidenten

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Am
6 . Juli 1995 hat mich der Landtag nach den
Landtagswahlen vom 14 . Mai zum Ministerprä¬
sidenten des Landes NordrheimWestfalen ge¬
wählt . Heute möchte ich dieses Amt zurückge¬
ben.

Ais ich am 20 . September 1978 zum Nachfolger
von Heinz Kühn gewählt worden war , habe ich
mir nicht vorstelien können , daß ich diese Funk¬
tion so lange innehaben würde . Ich konnte da¬
mals nicht wissen , daß ich einmal vor Ihnen als
dienstältester Ministerpräsident und als dienst-
ältester Abgeordneter dieses Landtags sprechen,
würde.

in ati den Jahren war es mir immer besonders
wichtig , daß ich das Vertrauen rechtfertige und
erwidere , das die Menschen in Nordrhein -Westfa¬
len und das die Mehrheit im Landtag in mich ge¬setzt haben . Ich habe mich immer darum bemüht,
jenseits tagespolitischen Streits und grundsätzli¬
cher Unterschiede in den politischen Auffassun¬
gen auch die Gesprächsfäden zu Kolleginnen und
Kollegen in anderen Fraktionen nicht abreißen zu
lassen . Das habe ich am Schwanenspiegei so
gehalten , und daran hat sich auch hier in diesem
lichten Gebäude am Rhein nichts geändert.
Ich war und ich bleibe geprägt von den ganz un¬
terschiedlichen Erfahrungen , die ich habe machen
dürfen

- als Abgeordneter in der Opposition,
- als Vorsitzender der größten Regierungsfrak¬tion,

- als Mitglied und Chef einer Koaiitions-
* regierung,

- als Ministerpräsident mit eigener parlamentari¬
scher Mehrheit

- und dann wieder in einer Koalition.

Noch wichtiger ais die Gesprächsfäden auch in
andere Fraktionen des Parlaments war es mir,
daß ich mir in allen Ämtern und in allen Funktio¬
nen ein möglichst ungefiltertes Bild machen konn¬
te von dem , was die Menschen in unserem Land
bewegt . Dazu haben neben vielen Gesprächen
auch ungezählte Briefe , beigetragen , die mir ge¬
schrieben wurden.

Diese Briefe zu lesen war mir wichtiger ais man¬
ches andere . Ich verdanke ihnen neben manchen
Einsichten und der Möglichkeit , praktisch zu hel¬
fen , vor allem das .sichere ' Gefühl , daß ich Boden¬
haftung behalten habe . Es hat meinem Amtsver¬
ständnis entsprochen , daß Menschen , die dem
Ministerpräsidenten schreiben , auch eine Antwort
bekommen , und zwar so schnell wie möglich und
- wenn es irgend ging - von mir selber.
In der Politik kommt es wie in kaum einem ande¬
ren Bereich auf das geschriebene und auf das
gesprochene Wort an . Darum ist es so wichtig,
die Möglichkeiten und die Grenzen des Wortes zu
kennen und zu beachten.

Hans Jonas , den wir in der kommenden Woche
ehren und von dem zu wenige wissen , daß er ein
Sohn unseres Landes war , aus Mönchengladbach
stammte , hat das so formuliert:

Er hatte die Sorge der " Vergeblichkeit des Wor¬
tes ”

, das - so sagte er - dann ohnmächtig werden
kann für die Gegenwart , “ wenn es zu sehr in die
Zukunft greift oder wenn es zu stark in Wider¬
spruch gerät mit den Zwängen , den Nöten , den
Interessen oder den Mächten der Zeit .

"

Ich habe mich in allen Ämtern darum bemüht , ich
selber zu bleiben - im Reden und im Handeln und

•vor allem darin , daß beides übereinstimmt.
Wer sich darum bemüht , kann es nicht jedem
recht machen . Das wollte ich auch nicht . Ich ha¬
be getan , was ich für richtig hielt , und unterlas¬
sen , was ich für falsch hielt . Dabei waren die
Interessen unseres Landes Nordrhein - Westfalen
und das Wohl aller Menschen , die hier leben,
mein Orientierungspunkt.
Ich bin dankbar dafür , daß ich mich bei meiner
Arbeit immer auf eine solide und zuverlässige
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Mehrheit im Parlament stützen konnte . Ich bin
aber auch den Kolleginnen und Kollegen dankbar,
deren Vertrauen in mich nicht ganz gereicht hat,
um mich in meiner politischen Arbeit zu unter¬
stützen.

Das bedeutete ja nicht , daß der Gedankenaus¬
tausch , die politische Auseinandersetzung und
- wo nötig - auch der heftige Streit immer frucht¬
los bleiben mußten . Meine Erfahrung sagt mir,
daß konstruktive Kritik auch dann als Ansporn
dienen kann , wenn man sie selber nicht für ganz
berechtigt hält oder wenn man . sie nur teilweise
verstehen kann.

Am fruchtbarsten habe ich immer jene parlamen¬
tarischen Debatten empfunden , in denen quer
durch die Fraktionen spürbar wurde , daß sich die
Welt nicht auf schwarz oder weiß reduzieren läßt
- selbst dann nicht , wenn klare und eindeutige
Entscheidungen nötig sind.

Weil ich bei der Abwägung des Für und Wider in
den meisten Fällen nicht hundert Prozent auf der
einen oder auf der anderen Seite buchen konnte,
habe ich mich manches Mal mit Entscheidungen
schwergetan . Wer das als Schwäche ansieht,
dem will ich das gern nachsehen.

ich lasse mich leiten von einer Einsicht , die Andrä
Gide so formuliert hat : " Vertraut denen , die die
Wahrheit suchen . Mißtraut denen , die sie gefun¬
den haben .

"

Meine Damen und Herren , wer die Zukunft ge¬
stalten will, muß wissen , woher er kommt.
Nordrhein -Westfalen ist ein junges Land , aber ein
Land mit traditionsreichen Städten und Regionen.
So vielschichtig wie seine Vergangenheit , so viel¬
fältig wie seine Landschaften , so kontrastreich
sind auch die Eigenarten der Menschen , die in
Nordrhein -Westfalen leben : die hintergründig -ver¬
haltenen Westfalen , die temperamentvollen und
lebensfrohen Rheinländer und die Lipper , die für
ihre Sparsamkeit ebenso bekannt sind wie für
ihren Selbstbehauptungswiilen.
All das kann nur verstehen , wer die vielfältigen
geistigen und religiösen Traditionen kennt , die
unser Land prägen . Da gibt es den Ravensberger
ebenso wie den Wuppertaler Pietismus , den Pa-
derborner Katholizismus wie den des Münster¬
landes , die Freiheitsliebe der Rheinländer und den
Freisinn der Upper . Aus dieser Vielfalt gewinnt
Nordrhein-Westfaien seine Stärke.
Bei aller Vielfalt und bei allen Gegensätzen haben
die Menschen in Nordrhein -Westfaien inzwischen

ein Bewußtsein für unser Land und von unserem (C)
Land entwickelt , ein Landesbewußtsein , das nicht
auf Ausgrenzung setzt , sondern das zu gemein¬
samem Handein einlädt.

Wie kaum eine andere Region in der Bundesre¬
publik Deutschland ist unser Land seit über einem
Jahrhundert davon geprägt , daß Menschen als
Fremde zu uns kommen und hier eine neue Hei¬
mat finden : Arbeiter aus Schlesien und aus Masu¬
ren schon vor über hundert Jahren , Flüchtlinge
aus dem ehemaligen deutschen Osten nach
1945 , Männer und Frauen aus der Türkei , aus
Italien , aus Griechenland und vielen anderen Län¬
dern ; die vor allem große Unternehmen in den
sechziger Jahren als Gastarbeiter gerufen haben,
seit Mitte der achtziger Jahre viele Deutschstäm¬
mige , vor allem aus Polen , Rumänien und aus
dem Gebiet der früheren Sowjetunion , und Men¬
schen , die auf der Flucht vor Verfolgung und Ver¬
treibung , vor Elend und Bürgerkrieg zu uns ge¬
kommen sind.

Diese lange Tradition hat dazu beigetragen , daß
die meisten Menschen in Nordrhein -Westfaien
nicht danach fragen , woher einer kommt , son¬
dern was er tut und was er beiträgt , gemeinsam
die Zukunft zu gestalten . Wie schwer das ist , wie
viele Probleme das bringt , das wissen wir alle
und das erfahren wir jeden Tag.

Darum muß das friedliche Zusammenleben und
das gute Miteinander zwischen Alteingesessenen
und Zugewanderten politisch gefördert werden;
wir dürfen es nicht zerreden oder gar zerstören.
Das muß auch in Zukunft die gemeinsame Auf¬
gabe aller Demokraten sein - ohne Wenn und
Aber.

Solidarität und die Bereitschaft , auch in schwieri¬
gen Zeiten zusammenzustehen , das zeichnet un¬
ser Land Nordrhein -Westfaien aus . Solidarität hat
bei uns Tradition ; sie wird tagtäglich gelebt . Das
hat den Menschen in unserem Land Sicherheit
gegeben , unaufgeregt und mit ruhiger Kraft im¬
mer wieder auch große Herausforderungen zu
meistern . In kaum einem Land haben die Men¬
schen schon seit Jahrzehnten stärker als bei uns
erfahren , daß Veränderung die einzige Konstante
ist.

In den vergangenen Jahren hat sich Nordrhein-
Westfaien gewaltig verändert - weit mehr , als die
meisten von uns vor zwanzig Jahren gedacht
haben.
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(A ) So wenig die alten Zeiten immer gut waren , so
wenig hat sich alles zum Besseren verändern kön¬
nen . Aber daß es auch durch vorausschauende
Politik gelungen ist , dafür zu sorgen , daß aus
wirtschaftlicher Dynamik nicht soziales Dynamit
entsteht : Das ist eine Gemeinschaftsleistung , auf
die wir in Nordrhein -Westfalen stolz sein können.

In den nächsten zwanzig Jahren wird sich wieder
vieles verändern . Manches erkennen wir schon,
anderes sehen wir erst in Umrissen . Unser Land
wird sich - das jedenfalls ist gewiß - auch in den
kommenden zwanzig Jahren so stark verändern,
daß es in vielem nicht wiederzuerkennen sein
wird.

Unser gemeinsames Ziel aber sollte es sein , daß
Nordrhein -Westfalen ein starkes Land bleibt , in
dem zu leben und zu arbeiten sich lohnt . Ich bin
sicher , daß mein Nachfolger , dem ich Glück und
Segen wünsche , seine ganze Kraft für dieses Ziel
einsetzen wird.

Ich wünsche mir unser Land auch in Zukunft auf
der Höhe der Zeit : leistungsfähig und selbstbe¬
wußt , heimatverbunden und weltoffen , freiheit¬
lich und sozial , umweltbewußt und kulturell reich,
tolerant und menschenfreundlich.

Ich wünsche mir ein Land , das seine Stärke be-
^ zieht aus dem Ausgleich unterschiedlicher Inter¬

essen , aus dem Dialog verschiedener Kulturen
und aus der Bereitschaft der Menschen , nicht nur
an sich selber zu denken , sondern gemeinsam mit
anderen die Dinge zum Besseren zu verändern.

Ich wünsche mir ein Land , das sich stark macht
für einen lebendigen Föderalismus in Deutschland
und für ein zusammenwachsendes Europa , das
seine Kraft aus der Vielfalt seiner Regionen be¬
zieht.

Wenn das gelingt , dann ist mir nicht bange um
die Zukunft unseres Landes . Dazu kann jeder ei¬
nen Beitrag leisten . Ich werde das tun als Abge¬
ordneter , der ich bleibe , und jenseits des Amtes
des Ministerpräsidenten , das ich heute dankbar
abgebe.

Herr Präsident ! Meine Damen und HerrenI Fehler
machen alle . Auch ich habe Fehler gemacht . Ich
sntschuldige mich bei denen , die ich verletzt oder
gekränkt habe . Ich habe das nicht gewollt.

Ich überreiche Ihnen , Herr Präsident , jetzt den
Brief, mit dem ich gemäß Artikel 62 Abs . 1 unser

rer Landesverfassung vom Amt des Ministerprä - (C)
sidenten zurücktrete.

Glück auf und Gottes Segen für unser Landl

(Lang anhaltender , allgemeiner starker Bei¬
fall - Die Abgeordneten der SPD - Fraktion
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN sowie alle Mitglieder der Landesregie¬
rung erheben sich von ihren Sitzen .)

Präsident Ulrich Schmidt : Sehr geehrter Herr Mi¬
nisterpräsident ! Meine sehr verehrten Damen und
Herren ! Nun bin ich zwar nicht so bibelfest wie
Sie , Herr Ministerpräsident Dr . Rau . Trotzdem will
ich in Anlehnung an einen bekannten Bibelvers
sagen : Es gibt eine Zeit des Vorausschauens , es
gibt eine ' Zeit des Erinnerns , und es gibt eine Zeit
des Bedenkens . Wir lesen das bei Prediger 3,
Vers 1.

Heute ist für mich vor allem ein Tag des Einhal¬
tens , ein Tag , an dem ich zusammen mit Ihnen,
Herr Ministerpräsident , für einen Moment innehal¬
ten und auch kurz zurückblicken möchte auf die
vergangenen zwanzig Jahre . Der heutige Tag ist
schon ein denkwürdiger Tag , weil er das Ende
einer Etappe markiert . Er wird als Meilenstein auf
einer langen Wegstrecke festgehalten werden , fDJ
nicht aber als ein Tag des endgültigen Abschieds
in unsere Geschichtsbücher eingehen.

Mit dem heutigen Tag haben Sie ein Amt nieder¬
gelegt , das Sie zwei Jahrzehnte ausgefüllt haben:
Zwanzig Jahre lang haben Sie als Ministerprä¬
sident die Politik unseres Landes gestaltet . Dafür
spreche ich ihnen Respekt , Dank und Anerken¬
nung im Namen des nordrhein -westfäiischen
Landtages aus.

Erinnern Sie sich:
" Ich werde wohl kein Landesvater , weil mir
dazu bestimmte Strukturen fehlen . "

Erinnern Sie sich noch an dieses Zitat , Herr Mini¬
sterpräsident ? Es stammt aus Ihrer Abschieds¬
rede vor dem Rat der Stadt Wuppertal , Ihrer Hei¬
matstadt - deren jüngster Oberbürgermeister Sie

ja auch einmal gewesen sind wenige Tage nach
Ihrer Wahl zum Ministerpräsidenten . Aus heutiger
Sicht stelle ich fest : Hier hat sich ein großer Poli¬
tiker gründlich geirrt!
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^ den , wir betrieben eine forcierte Kernenergiepoli¬

tik. Dies ist nicht der Fall . Aber ich habe ihm ge¬
antwortet : Wir betreiben eine forcierte Entsor¬
gungspolitik. Dies halte ich auch für dringend er¬
forderlich und notwendig.

Deswegen befinden wir uns in intensiven Bera¬
tungen mit der Landesregierung von Niedersachsen.
Sie wissen , daß wir im September gemeinsam den
ersten konkreten . Schritt , nämlich den Beginn der
Flachbohrungen Anfang 1979, festgelegt haben . Vor¬
aussetzung für die Einhaltung dieses Termins ist

' insbesondere noch eine Einigung über die Finan¬
zierungsforderungen von Niedersachsen.

Beim zweiten Schwerpunkt unserer Entsorgungs¬
anstrengungen , dem Zwischenlager Ahaus , läuft das
Genehmigungsverfahren planmäßig . Nachdem nun¬
mehr auch die Stadt Ahaus der Aufnahme des Zwi¬
schenlagers grundsätzlich zugestimmt hat , nicht zu¬
letzt auf Grund des Engagements der Landesregie¬
rung in Düsseldorf, bin ich zuversichtlich , daß der
Terminplan für Ahaus eingehalten wird.

Auch beim Kernkraftwerksbau sind wir in der
Zwischenzeit ein Stüde vorangekommen . Auf
Philippsburg II und Esenshamm habe ich bereits
hingewiesen . Auch sonst geht die Fertigstellung von
Kernkraftwerken — die drei bekannten gestoppten
Vorhaben ausgenommen— gut voran.

Wir sind deswegen, meine Damen und Herren,
auf dem Wege , uns die Option für die friedliche
Nutzung der Kernenergie offenzuhalten . Hierzu ge-

(Bj hört aber auch , daß wir uns über die . Nutzung des
seit längerem eingeführten Leichtwasserreaktors
hinaus die Optionen für die in ihrer Entwicklung be¬
reits weit fortgeschrittenen neuen Reäktortechnolo-
gien offenhalten . Das heißt im Augenblick ganz kon¬
kret , daß wir neben dem Hochtemperaturreaktor
in Schmehausen auch den Prototyp Schneller Brüter
in Kalkar weiterbauen.

Ist das die Lage? Beschreibt ' dieser Antrag und
beschreibt der Begriff « eindeutige Rechtslage ' zu¬
treffend und umfassend das , was ist?

Ich will hier keine Föderalismusdiskussion begin¬
nen , so reizvoll sie wäre.

(Zuruf von der CDU/CSU : Warum eigent¬
lich nicht ?)

Aber ich will Sie fragen , ob man das Problem so
beschreiben darf oder ob man seine .Dimensionen
mit dieser Beschreibung verkürzt und seine Motive
offenbart ..

(Beifall bei der SPD und der FDP)
Mut zur Entscheidung hat Herr Abgeordneter

Waigel gefordert , weil es doch um Beherrschbares
und Vertretbares gehe . Ich meine ; die Begriffe be¬
schreiben weder die Fragestellungen , mit denen wir
es zu tun haben , noch die Antworten , die wir ge¬
ben - müssen . Das Beherrschbare und das Vertret¬
bare muß ja auch glaubwürdig gemacht werden im
Blick darauf , -ob es zweckmäßig , sinnvoll und ver¬
antwortbar ist.

Wie und um welchen Preis beherrschen wir das
Beherrschbare ? Wie und mit welchem Anspruch auf
Glaubwürdigkeit vertreten wir das Vertretbare ? Der
scheinbar schnelle Weg von der eindeutigen Rechts¬
lage zur Anweisung ist in Wirklichkeit bloß ein
bequemer Weg . Er wäre es vielleicht auch für die
Anzuweisenden , aber er wäre ein Weg am Bürger
vorbei.

(Beifall bei der SPD und der FDP)
Wir in Nordrhein -Westfalen wollen diesen Weg

nicht, und wir bedürfen dieses Schrittes , der Anwei¬
sung , nicht.

(Beifall bei der SPD)
Denn schon die Reihenfolge unserer Entscheidungen
sagt etwas über unsere Haltung . Am 28 . November
hat die Landesregierung das Zwischenlager für
Brennelemente in Ahaus beschlossen . Davon ist hier
wenig die Rede gewesen , das ist hier selten zitiert
worden.

(Dr. Steger [SPD] : Hört ! Hört !)
Da ist nicht deutlich geworden , daß Nordrhein-
Westfalen auch wegen Gorleben und für Gorleben,
auch wegen Brokdorf und für Brokdorf etwas tut
und daß bei uns die Bürger fragen : Wann handelt
eigentlich Niedersachsen?

(Beifall bei der SPD und der FDP — Haase
[Kassel] [CDU/CSU ] : Nehmen Sie erst ein¬

mal Ihre Chaoten an die Leine!)
— Ich habe Ihren Zuruf nicht verstanden.

Meine Damen und Herren , diese wenigen Bemer¬
kungen , die , wie ich weiß, eine Aufzählung von Tat¬
sachen sind und deswegen nicht sehr spannend seih
können , zeigen , daß es ebenso zweckmäßig wie not¬
wendig ist , bei jedem Einzelproblem den energie-
politischen Gesamtzusammenhang herzustellen . Das
war der Sinn meines heutigen Vorbringens . Wenn
das in der nachfolgenden Diskussion geschieht, so
müßte eigentlich deutlich werden , daß die energie-
politischen Gemeinsamkeiten zwischen Koalition
und Opposition sehr viel größer als die Gegensätze.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Präsident Carstens : Das Wort hat der Herr Mini¬
sterpräsident des Landes Nordrhein -Westfalen '.

Ministerpräsident Rau . (Nordrhein -Westfalen ) :Herr Präsident ! Meine Damen und Herren !- Bundes¬
und Landesregierung .zögern “

, so heißt es im An¬
trag der CDU/CSU -Fraktion, obwohl die neue Tech¬
nologie . beherrschbar " und „vertretbar “ ist ; und
weil Bundes- und Landesregierung zögern, darum
soll die Bundesregierung eine Anweisung nach Düs¬
seldorf geben . . -

(Haase [Kassel] [CDU/CSU ] : Sie sollen erst
einmal Ihre Chaoten an die Leine legen , ehe

Sie sich um Niedersachsen kümmern !)
— Wenn Sie meinen , ich sollte meine Chaoten an
die Leine legen , Herr Abgeordneter , dann kann ich
nur sagen : Ich rede hier vor dem Bundestag und
nicht in der Redaktionskonfereriz des „ Bayemku-rier “ .

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hart¬
mann [CDU/CSU ] : Das ist der Abgeordnete
Haase .von der CDU ! — Katzer [CDU/CSU ] :
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' ^ Da sitzt nicht die CSU ! — Haase [Kassel]
[CDU/CSU] : Sie müssen noch viel lernen,
Herr Rau ! — Heiterkeit bei der CDU/CSU

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU]

Es ist noch vieles zu tun , nicht nur im Blick, auf
das, was Entscheidungen vor uns betrifft.

(Zurufe von der CDU/CSU ) • -
— Ich freue mich, daß Sie so lebhaft sind . — Viel¬
mehr ist noch viel zu tun , um • die bisherige kern-
technische Entwicklung in der Bundesrepublik vom
Beherrschbaren und Vertretbaren zum Sinnvollen,
Verantwortbaren und Zweckmäßigen so zu bringen,
daß die Bürger unsere Wege verstehen und mit¬
gehen können.

(Beifall bei der SPD und der FDP — Vogel
[Ennepetal] [CDU/CSU ] : Dabei haben Rie¬

mer und Hirsch kräftig geholfen !)
.Die geforderten Entscheidungen müssen im Wort¬
sinn gewissenhaft getroffen werden . .

(Katzer [CDU/CSU ] : Wo ist eigentlich der
Hirsch?)

Wer geforderte Entscheidungen im Wortsinn ge¬
wissenhaft treffen will , dem darf es nicht lästig
werden, daß Menschen Angst haben , der darf nicht
ungeduldig darüber werden , daß Menschen Angst
haben, und der darf sich selber dadurch , daß Men¬
schen Angst haben , nicht lähmen lassen.

(Beifall bei der SPD und der FDP)
(B) Aber — dies würde ich gern an den Diskussions¬

beitrag des Herrn Kollegen Dr . Waigel anschlie¬
ßen — : Wer Nachdenklichkeit bedenklich findet,

_ wer Besinnung über mögliche Folgen als zögerliche
Unentschlossenheit diskreditiert , dessen schnelles
Handeln ist voreiliges Handeln.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Präsident Carstens : Herr Ministerpräsident , ge¬statten Sie eine Frage des Herrn Abgeordneten
Spies von Büllesheim?

Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen) : Ja.

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU) :
Herr Ministerpräsident , angesichts Ihrer Ausfüh¬
rungen zur Kürze des Weges von der Rechtslagezur Anweisung möchte ich Sie fragen : Wie bewer¬ten Sie die von echter Sorge getragene Prüfungsar¬beit aller Fraktionen dieses Hauses während der
letzten sechs Jahre bis 1978 und gleichzeitig die
Priifungstitigkeit Ihres Innenministers und Ihres
Innenministeriums bei der ersten und zweiten Teil¬
errichtungsgenehmigung für den Schnellen Brüter?Wollen Sie das abwerten?

Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen) : Ichhabe auch nicht vor , das abzuwerten , sondern ichmöchte Ihnen gern in Erinnerung bringen , Herr
Abgeordneter — vielleicht haben Sie es noch in
Erinnerung —, daß wir es bei der Kernenergie und —J

bei all dem, was damit zu tun hat , seit dem Jahre (C)
1956 mit Bewußtseinsveränderungen , mit Schärfun¬
gen des Problembewußtseins zu tun haben . Ich hätte
es sehr gern , daß etwas von diesen Schärfungen des
Problembewußtseins , das in den letzten Monaten —
übrigens auch beim Katholikentag in Freiburg —
deutlich geworden ist , in den Reden der Sprecher
Ihrer Fraktion deutlich würde.

(Beifall bei der SPD und der- FDP)
. Was die Prüfung dessen angeht , was wir an Teil¬

errichtungsgenehmigungen mit der ersten und mit
der zweiten erteilt haben , so ist da nichts abzuzie¬
hen . Und die dritte Teilerricfatungsgenehmigung
kommt auch , und sie kommt , nachdem dieses Parla¬
ment über die Sache, über die verhandelt werden
muß , geredet hat.

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lenzer
[CDU/CSU ] : Könnten auch Sie das etwas
präzisieren , auch zeitlich? — Wehner [SPD ] :

Ja , einen genauen Terminplan geben !)
— Gerne ! Die dritte Teilerrichtungsgenehmigung
kommt nach der Entschließung des Bundestages.

(Zuruf von der CDU/CSU : Müssen wir doch
Ersatzregierung spielen?)

— Nein , Sie müssen nicht Ersatzregierung spielen;
davon ist überhaupt keine Rede.

(Zustimmung des Abg. Wehner [SPD ] )
Aber lesen Sie doch bitte , wenn Sie das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts lesen , nicht nur den Teil,
der Ihnen paßt ; sondern nehmen Sie auch den Duk- pjtus des Urteils zur Kenntnis.

(Zustimmung des Abg . Wehner [SPD] )
Dann werden Sie feststellen , daß das Bundesver¬
fassungsgericht an keiner Stelle davon redet , daß
dem Parlament das Reden und das Entscheiden in
dieser Sache aus der Hand genommen werden solle,
und Sie werden auch feststellen , daß das Bundes¬
verfassungsgericht — vor allen Dingen im dritten
Leitsatz auf Seite 1 — deutlich macht, daß „ der Ge¬
setzgeber dann , wenn er eine Entscheidung getrof¬
fen hat , deren Grundlage durch neue , im Zeitpunkt
des Gesetzeserlasses noch nicht abzusehende Ent¬
wicklungen entscheidend in Frage gestellt wird , von
Verfassungs wegen gehalten sein kann , zu über¬
prüfen , ob die ursprüngliche Entscheidung auch un¬
ter den veränderten Umständen aufrechtzuerhalten
ist “ . Wenn dies der Leitsatz 3 des Urteils ist , wer¬
den Sie doch wohl einer Regierung und Koalitions¬
fraktionen zugestehen , daß sie vor einer schwierigen
Entscheidung — und dies ist eine schwierige Ent¬
scheidung, auch wenn das in Reden Ihrer Fraktion
nicht immer deutlich geworden ist — das Gespräch
mit dem Souverän , mit dem Bundesgesetzgeber
suchen und nach diesem Gespräch ihre Entscheidun¬
gen treffen.

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr.
Narjes [CDU/CSU ] : Wo sind denn die

neuen Tatsachen?)
— Es gibt viele neue Tatsachen , die wir ausbreiten
und darstellen könnten , und es wird mancherlei An¬
laß geben , das deutlich zu machen.
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Ministerpräsident Rau
(A) Es geht darum , daß angesichts der Sensibilität

des Themas, mit dem -.wir es zu tun haben , jeder
■ Schritt , den wir tun , sichtbar und glaubwürdig be¬

gleitet werden muß von gewissenhafter Prüfung,
von zunehmender Sachkunde und von der Bereit¬
schaft , solche Sachkunde noch zu steigern , vom öf¬
fentlichen Gespräch — und welcher Ort wäre für das
öffentliche Gespräch besser geeignet als das Parla¬
ment ? —

(Beifall bei der SPD und der FDP)

und von der Bereitschaft zur ständigen Überprüfung
des zurückgelegten Weges.

Ich möchte gern ein paar Sätze zum Vorschlag
meines Kollegen Horst-Ludwig Riemer sagen , der ja
einige Aufregung mit dem verursacht hat , was er im
September dargestellt hat und was unter dem Stich¬
wort „Plutoniumvemichtungsanlage “ nach meiner
Überzeugung viel zu knapp , viel zu schnell, viel zu
sehr nebenbei bewertet worden ist.

Daß dieser Vorschlag zu diesem Zeitpunkt gekom¬
men ist,

(Zuruf von der CDU/CSU : Ist kein Wunder !) •

hängt mit der dritten TEG zusammen , hängt damit
zusammen, daß ja nach der gegenwärtig zu erteilen¬
den Genehmigung nicht x-beliebige Maschinenteile
gekauft werden sollen , sondern ein schwieriger , ein
wichtiger Schritt auf dem Wege zur Fertigstellung
des SchnellenBrüters getan wird.

ß ) Nun kann es ja sein , daß einem das nicht paßt,
aber deswegen darf man doch wohl General Atomic
nicht aus dem Kreis der Sachkundigen ausschließen.

• Denn gerade General Atomic gehört zu denen , die
Möglichkeiten und Notwendigkeiten alternativer

• Brennstoffkreisläufe nicht nur für denkbar halten,
sondern auch an ihnen arbeiten und sie ' alternativ
anbieten. Von dort kommen ja die Überlegungen,
die ich ernst zu nehmen bitte und die in Punkt 2 des
Antrages der Koalitionsfraktionen zur Enquete-
Kommission u . a . angesprochen werden . Hier liegt
nach meiner Überzeugung der forschungspolitische
Fortschritt in den Entschließungen und in der heute
hier geführten Debatte . Hier wird , wenn ich den
Punkt 2 des Entschließungsantrags richtig verstehe,
die Ergebnisoffenheit dessen , was wir forschungspo¬
litisch tun , nicht nur deklamiert , sondern definiert
und so möglich gemacht. Dafür bin ich dankbar.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Ich bin deshalb für diesen Punkt 2 des Entschlie¬
ßungsantrags dankbar , weil er deutlicher macht, als
es in den Diskussionen der letzten Monate geschehen
konnte , daß die Formulierungen .Versuchsreaktor”
und .Prototyp “ nicht schamhaftes Verhüllen eines an¬
deren Sachverhaltes sind, sondern daß mit diesem Ent¬
schließungsantrag — mit dem , was er will , und dem,
was er erreicht — Kalkar wieder an den Platz ge¬
stellt wird , der ihm trotz der Größenordnung von
300 MW, die dieser Prototyp , dieser Versuchsreaktor
hat , forschungs- und technologiepolitisch zukommt.
Und ich bin dankbar für die Rede, die Herr Kollege
Volker Hauff hier heute gehalten hat , und für die

Rede meines Freundes Ueberhorst . Wenn alle , die ^

Über Kernenergie reden , in den letzten Jahren so
differenziert geredet hätten , wie diese beiden es
heute getan haben , wäre uns manche holzschnittar¬
tige Auseinandersetzung erspart geblieben.

. (Beifall bei der SPD und der FDP)

Es geht bei Ihrer heutigen Entscheidung über den
Entschließungsantrag nicht um die bloße Genehmi¬
gungsfähigkeit eines Typs, ' sondern es geht darum,
daß ein Parlament sich seines eigenen Weges öffent¬
lich . versichert und vergewissert . Vor diesem Ver¬
such und vor dieser Absicht habe ich Respekt.

Wenn der Punkt 4 des Entschließungsantrags der
Koalitionsfraktion von den .Auswirkungen auf das
gesellschaftliche Leben” und von der „Verhinde¬
rung von Fehlentwicklungen ” redet , meine ich , sei
es nicht erlaubt , so wie es der Abgeordnete Riesen¬
huber hier getan hat , süffisant von .psychosozialen
Expertisen “ zu reden.

(Beifall bei der SPD und der FDP — Vogel
[Ennepetal] [CDU/CSU ] : Er hat eine her¬

vorragende Rede gehalten !)
Es geht nicht um psychosoziale Expertisen , sondern
darum , daß wir miteinander das Gespräch darüber
suchen und bereit sind , es mit dem Bürger zu füh¬
ren , der ja nicht nur von Böswilligen in die Angst
vor dem Atomstaat getrieben werden könnte und
der wissen möchte, ob für uns das Wort „ beherrsch¬
bar " und das Wort „vertretbar “ eigentlich nur Wort¬
hülsen sind oder ob wir , die wir auf Zeit Verant - (
wortung haben, - selber die Dimension unserer eige¬
nen Entscheidungen bedenken können.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Mit dem Punkt 4 des Entschließungsantrages der
Koalitionsfraktion durchbricht meiner Überzeugung
nach der Bundestag beim Thema Kernenergie und
beim Thema Schneller Brüter die Schallmauer des
bloß Energiewirtschaftlichen , des bloß Energiepoliti¬
schen , des bloß Wirtschaftspolitischen . Deshalb wäre
ich froh , wenn diese Entschließung der Koalitions¬
fraktionen hier nicht nur mehrheitsfähig , sondern
auch übereinstimmungsfähig wäre.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Sie sichert , uns und Ihnen bei künftigen Entschei¬
dungen volle Handlungsfreiheit.

(Dr. Narjes [CDU/CSU ] : Nein !)
Sie setzt an die Stelle der Anweisung eine Auf¬
tragsverwaltung in Mitverantwortung . Und weil es
darum ging , wollten wir , daß dieses Parlament öf¬
fentlich redet . Wenn so verantwortliches Wahr¬
nehmen der Auftragsverwaltung geschieht , meine
Damen und Herren , dann fürchte ich die Karikatu¬
ren nicht , die hier und andernorts über -die Landes¬
regierung in Nordrhein -Westfalen ohne zeichneri¬
sche Einfälle immer wieder angeboten werden.

(Beifallbei der SPD und der FDP)
Wer das Problem auf die. Entscheidungsfähigkeit
eines Kabinetts reduzieren will , wer hier partei¬
politisch ein wenig Rabatt erreichen , ein wenig
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Ministerpräsident Kau
(A) Rendite haben möchte, der verkennt die Dimen¬

sion des Problems.
(Beifall bei der SPD und der FDP)

Hier darf man weder naßforsch noch locker , weder
ausweichendnoch abwiegelnd entscheiden.

(Zuruf von der CDU/CSU : Sagten Sie „naß¬
forsch“ ?)

Hier muß man glaubwürdig , verständlich , überset¬
zungsfähigreden und handeln.

Die Entschließung der Koalitionsfraktionen gibt
uns in Nordrhein-Westfaleh die Möglichkeit , die
dritte Teilerrichtungsgenehmigung zu erteilen . Die
Entschließung ist nach meiner Meinung nicht nur
mehrheitsfähig, sondern übereinstimmuhgsfähig.
Ich fände es gut , wenn auf der Basis dieser Ent¬
schließung die Gemeinsamkeit der Energiepolitik-
kein Wortgeklingel bliebe, sondern der Wirklich¬
keit ein Stück näher käme.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der
FDP)

Präsident Carstens : Das Wort hat der Herr Ab - ,
geordnete Gerstein.

Gerstein (CDU/CSU) : Herr Präsident! . Meine .
' Da¬

men und Herren ! Bevor ich auf die besonderen Pro¬
bleme des Landes Nordrhein-Westfalen in dieser
Debatte eingehe , lassen Sie mich , Herr Bundeswirt-
scfaaftsminister , einige Bemerkungen zu Ihren Aus¬
führungen machen.

CB)
Ich habe mit Freude festgestellt , daß Sie sich of¬

fensichtlich von Ihrem „Mainzer Karneval " besser
erholt haben als Ihre Partei.

(Dr . Steger [SPD] : Ha ! Ha ! So ein Kalauer !)
Sie haben von der Verpackung, von der zweiten
Fortschreibung des Energieprogramms , die in sehr
sinnvoller Weise um den Schnellen Brüter herumge¬
wickelt worden ist , einiges ausgewickelt . -Lassen Sie
mich dazu nur so viel sagen : Ihr Hinweis an die Op¬
position , daß wir Kalkar in den Mittelpunkt dieser
Debatte- gestellt hätten , ist ein Hinweis an die fal¬
sche Adresse,- denn Sie waren es doch — Ihre Koa¬
lition —, die verlangt haben , daß diese Debatte
kurzfristig zu dieser Zeit, am 14 . Dezember, statt¬
findet , um Ihre Probleme im Zusammenhang mit dem
Schnellen Brüter über den Deutschen Bundestag hier
und heute lösen zu können . Das war doch der ei¬
gentliche Grund.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Herr Bundeswirtschaftsminister , Sie haben auch

zum langfristigen Bedarf an Kohle einige Bemerkun- ■
gen gemacht, denen wir zustimmen können . Aber —
und das ist eben das Trauerspiel dieser Debatte zur
Unzeit — sie gibt uns keine Gelegenheit , einmal
wirklich ernsthaft darüber zu diskutieren , wo denn
der Standort der deutschen Steinkohle über das Jahr
1987 hinaus denkbar ist , und sie gibt uns keine
Möglichkeit, darüber zu diskutieren , wie die Wei¬
chen so gestellt werden können , daß der Mehrbedarf
an deutscher Steinkohle , von dem Sie auch gespro¬

chen haben , wirklich in späteren Jahrzehnten befrie - (C)
digt werden kann.

Herr Minister , Sie haben dann hier eine Aufzäh¬
lung all der Erfolge — oder : Scheinerfolge — der
Koalition in Verfolgung der zweiten ' Fortschreibung ‘
des Energieprogramms vorgetragen . Hierin gibt es
sicherlich eine Reihe von Tatbeständen , an deren
Schaffung wir auch mitgewirkt haben , die begrü¬
ßenswert und in Ordnung sind.

(Dr . Steger [SPD ] : Sehr gnädig !)
Aber dem entscheidenden Problem, das auch mit

der Frage , die wir heute hier diskutieren , der Ener¬
gieversorgung und der Stromversorgung , zusam¬
menhängt , dem ’ Problem , wie man Umweltschutz
und Energieversorgung zusammenpacken kann ; wie
man das Bundes-Immissionsschutzgesetz endlich so
zurechtschmeiden kann , daß alle die Investitionen,
die nach wie vor blockiert werden , realisiert werden
können , sind Sie mit der , wie ich meine , etwas zu
dünnen Bemerkung ausgewichen , Sie hofften auf
eine baldige Verabschiedung . Herr Minister , es be¬
darf allerdings noch sehr erheblicher Anstrengun¬
gen , wenn wir die Idee , die Bundesrepublik in zwei
Belastungsgebiete zu unterteilen , wieder aus der
Welt schaffen wollen , weil sicher ist, daß wir mit
dieser Idee die gemeinsame Absicht, auch in ande¬
ren Ländern , in revierfemen Ländern Steinkohle-
kraftwerke zu bauen , nicht verwirklichen können.

Meine Damen und Herren , der Herr Ministerpräsi¬
dent des Landes Nordrhein -Westfalen ist hier dan¬
kenswerterweise , so wie ich das sehe und der Presse
entnommen habe , ein wenig in Vertretung von (D)
Herrn Minister Riemer oder Herrn Minister Hirsch
erschienen.

(Zurufe von der SPD)
— Ja , doch.

(Ministerpräsident Rau [Nordrhein -West¬
falen ] erhebt sich auf der Bundesratsbank)

Der Herr Ministerpräsident hat verhindern wollen,
daß Herr Riemer heute seine wahre Meinung über
den Schnellen Brüter hier in diesem Plenum kund¬
gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dies , Herr Ministerpräsident , ist .natürlich Ihr gutes
Recht. Aber Sie haben damit ein wenig davon ab¬
gelenkt — Sie haben selber davon gesprochen —,
daß es notwendig sei , so zu diskutieren , daß wir
zu einer Erhöhung der Glaubwürdigkeit kommen.
Glauben Sie denn wirklich im Emst , daß der Teil
der Kemenergiediskussion , den Herr Minister
Riemer angezettelt hat , und der Teil der Kemener-
giediskussibn mit dem berühmten grünen Akten¬
ordner , den Herr Minister Hirsch angezettelt hat , ein
Beitrag sind, um die Glaubwürdigkeit der Diskus¬
sion um diese schwierigen Probleme zu erhöhen?
Ich bin da ganz anderer Meinung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Herr Ministerpräsident , Sie haben dankenswerter¬

weise wieder klargestellt , warum wir diese Debatte
führen . Wir führen diese" Debatte nicht wegen der
Zweiten Fortschreibüng des Energieprogramms der
Bundesregierung , sondern allein , um Ihnen zu hei-
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Minister Dr . Remmers (Niedersachsen)
(A) sage auch hier : Die Gesamtschule hat für uns ihre

Serientauglichkeit noch nicht bewiesen.
Hier in dieser Diskussion geht es jedoch nicht um

die Landespolitik ; hier geht es allein um das Sicht¬
barmachen und die Sicherung der gesamtstaatli¬
chen Verantwortung . Der Bundestag befindet sich
insofern in der glücklichen Lage — so könnte man
sagen — , für die Kinder in den Schulen nicht unmit¬
telbar haften zu müssen . Die Kultusminister haben
dagegen im Rahmen der KMK die Aufgabe , die Frei¬
zügigkeit und Vergleichbarkeit der Bildungschan¬
cen in unserem Staat zu sichern.

Der Kulturföderalismus ist von Hause aus ein In¬
strument der Verständigung und des Ausgleichs,
ohne Unterschiede verwischen zu müssen . Der Kul¬
turföderalismus ist gewissermaßen ein Kernstück
unserer pluralistischen Gesellschaft , die es für wich¬
tig hält , das Gespräch mit dem Andersdenkenden
nicht abreißen zu lassen. Bisher ist die KMK — zu¬
gegeben : wenn auch unter Mühen — ihren Aufga¬
ben gerecht geworden . Dem Bund stände es gut an,
den Kulturföderalismus zu respektieren , statt ihn,
wie wir es heute bei Herrn Schmude gemerkt haben,
mit seiner Vorhebe für die Polarisierung zu gefähr¬
den.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren , ich bin innerhalb der

Bund-Länder -Kommission nicht zurückgetreten , um
ein Ende zu machen , sondern um einen Anstoß für
eine erneute bildungspolitische Nachdenklichkeit
zu geben . Ich möchte deshalb hier auch nicht Ver-

(B) gangenheitsbewältigung betreiben , sondern nur fra¬
gen : Wie kann es weitergehen ? Niemand kann und
will im Emst die Gesamtschüler von heute über ihre
künftigen Abschlüsse im Ungewissen lassen . Nie¬
mand von uns wird die Absicht haben , die Gesamt¬
schüler gewissermaßen freiwillig zu Märtyrern zu
machen.

Die Gesprächsmöglichkeiten innerhalb der KMK
sind noch nicht voll ausgeschöpft . Die öffentlichen
Äußerungen von Bildungspolitiken ! aus den ver¬
schiedenen politischen Lagern geben zu erkennen,
daß die Chance für ein erfolgreiches Weiterver¬
handeln durchaus gegeben ist Dies hat auch die De¬
batte heute meiner Ansicht nach gezeigt Ich bin
also in dieser Hinsicht kein Pessimist Ich bekenne
offen: Ich habe die Hoffnung , daß wir uüs auf die
wirklichen Fragen im Zusammenhang mit der
Schule , wie ich sie angedeutet habe , einlassen.

Wenn wir das tun , dann werden wir auch mit ein
wenig mehr Gelassenheit an die Fragen der Ver¬
gleichbarkeit der Abschlüsse erneut herangehen
können . Lassen sie mich hier einmal deutlich ma¬
chen , worum es bei dieser Vergleichbarkeit geht
Wir müssen ja einen Maßstab haben . Wir haben von
unserer Seite gesagt : Wir nehmen den Maßstab des
gegliederten Schulwesens und dessen Abschlüsse.

(Daweke [CDU/CSU] [auf Bundesminister
Dr. Schmude zeigend] : Der aber auch !)

•Dies ist zunächst einmal wichtig , weil wir gar keinen
anderen Maßstab haben . Aber — das sage ich hier
auch — wir können an eine solche Vergleichbarkeit
natürlich nicht mit der Mikrometerschraube heran¬

gehen und ganz genau austüfteln , wie sich das in je- ('
der Einzelheit darstellt Vielmehr brauchen wir da
eine gewisse Bandbreite . Denn es gibt natürlich
auch im gegliederten Schulwesen bei den Abschlüs¬
sen eine gewisse Bandbreite . Sie wissen ganz genau,
daß man an dem einen Gymnasium so ein Abitur
und an jenem so eines bekommen kann . Auch gibt es
Unterschiede hinsichtlich eines Realschulabschlus-
ses ; es gibt einen -Realschulabschluß , den ich an ei¬
ner normalen Realschule erworben habe , und einen
solchen , den ich in einer zweijährigen Fachschule,
an der Berufsschule , einer Vollzeitschule erworben
habe . Insofern muß es — das darf ich hier einmal für
alle sagen — hinsichtlich dieser Vergleichbarkeit
die notwendig ist die aber nicht Gleichheit sein
kann, eine gewisse Bandbreite geben . Dies muß aber
andererseits bedeuten , daß in etwa gesagt wird , wie¬
viel Stundeneinheiten ein Schüler , der einen Real¬
schulabschluß erworben hat — egaL wo —, über die
Jahre — grob gerechnet — abgeleistet hat Man
kann hier zwar eine gewisse , knappe Bandbreite zu¬
lassen , aber man kann nicht akzeptieren , daß der
eine Schüler beim Erwerb seines Schulabschlusses
die Stundenzahl eines ganzen Jahres weniger abge¬
leistet hat als ein anderer Schulabgänger ; das ist
nicht möglich.

In diesem Sinne sage ich also, wir sollten mit einer
gewissen Gelassenheit und nicht mit der Mikrome¬
terschraube an die Festlegung der Leistungsprofile
herangehen . Das sollten wir schon deshalb nicht tun,
weil wir im übrigen unser gesamtes Schulwesen —
auch das gegliederte — weiterentwickeln wollen
und weil es sich weiterentwickelt Zu dieser Gelas- (1
senheit gehört dann auf der anderen Seite aber auch,
daß Allzweckwörter wie Emanzipation , Sozialisa¬
tion , Angstfreiheit und ähnliche durch konkrete , für
jeden vollziehbare Zielbeschreibungen ersetzt wer¬
den ; dies ist auch notwendig.

(Daweke [CDU/CSU] : Sehr gut !)
Meine Damen und Herren , ich meine , daß wir der
jungen Generation diese Gelassenheit und die erfor¬
derliche Gesprächsbereitschaft schuldig sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord¬
neten der SPD)

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr
Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen ).

(Daweke [CDU/CSU] : Welche Ehre , welche
Ehre , mein Lieber!)

Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen ):
Herr Präsident ! Meine Damen und Herren!

(Zurufe von der CDU/CSU: Frau Präsi¬
dent !)

— Frau Präsidentin ! Meine Damen und Herren ! —
Entschuldigung , ich bin in Gedanken noch ganz in
Düsseldorf.

(Daweke [CDU/CSU] : Da gibt es eine Krise!
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU : Da
geht die Regierung kaputt ! — Weitere Zu¬

rufe von der CDU/CSU)
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MinisterpräsidentRan (Nordrhein -Westfalen)
(A) — Ach, machen Sie sich keine Sorgen um unsere Re¬

gierung. —

(Daweke [CDU/CSU] : Ja , doch !)
Sie haben in der Debatte des heutigen Tages mit
mancherlei Beiträgen sehr oft nach Nordrhein-
Westfalen geblickt Es hat schon in der Rede des
Herrn Abgeordneten Keifer und später in anderen
Diskussionsbeiträgen Hinweise auf die Situation in
der nordrhein -westfälischen Landespolitik und
auf ihre Ziele gegeben . Dabei ist u . a . auch der Ver¬
dacht geäußert worden , daß das Bestreben unserer
Landesregierung , ab 1980 mehr Möglichkeiten für
mehr Gesamtschulen als Angebote neben dem her¬
kömmlichen Schulsystem zu haben , nichts anders
als der Versuch sei, das wieder wettzumachen , was
mit dem Volksbegehren gegen die kooperative
Schule aus der Sicht der Koalition in Verlust gera¬ten ist

(Dr, Hennig [CDU/CSU]-. So ist es doch !)
Mich hat die Debatte heute in einigen Teilen —

der letzte Diskussionsbeitrag hat sich da wohltuend
abgehoben — weniger an das Volksbegehren gegendie kooperative Schule erinnert das wir vor zwei
Jahren in der Tat nicht haben zum Erfolg führen
können

(Heffermann [CDU/CSU] : Das sie verloren
haben ! — Weitere Zurufe von der CDU/

CSU)

PI — ja, ja. das hatte ich im Vorsatz schon gesagt ; ich
habe Ihnen zugetraut daß Sie den Vorsatz noch in
Erinnerung haben —,

(Heffermann [CDU/CSU]: Ja sicher , Sie
wollten es nur ein bißchen umschreiben !)

sondern mich hat die Debatte hier in einigen Teilen
mehr an die Situation erinnert die wir in Nordrhein-
Westfalen vor zwei Jahrzehnten gehabt haben.

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Sie waren garnicht dal Wann sind Sie denn gekom¬
men ?)

—Aber sicher . Wir kennen «ns noch nicht lange ge¬
nug . Fragen Sie einmal die Kollegen , wann ich ge¬kommen bin!

(Dr. Je nninger [CDU/CSU] : Heute früh wa¬
ren Sie doch in Nordrhein -Westfalen ! .—

Weitere Zurufe von der CDU/CSU)
Das hat mich mehr an den Kampf der CDU/CSU für
die Beibehaltung der Konfessionsschule und der
konfessionellen Lehrerbildung als an die Diskussion
erinnert die wir hinsichtlich der Gesamtschule ge¬führt haben.

(BeifalLbeider SPD und der FDP — Dr. Jen¬
ninger [CDU/CSU] : Sie haben keine Ah¬
nung von der Debatte ! Er kommt nachmit¬
tags her und beschimpft uns ! So geht es
nicht ! — Keifer [CDU/CSU]: Sie waren
nicht bei der Debatte ! Es ist nicht fair , jetzt

zu schimpfen !)

Vizepräsident Frau Renger: Herr Ministerpräsi- (Q
dent fahren Sie bitte in Ihrer Rede fort

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Einen sachli¬
chen Beitrag hören wir gern an, aber keine

Zensur !)

Mini sterpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen ) :
Ich habe den Beitrag , den Herr Kollege Remmers so¬
eben hier geleistet hat-

(Dr. Je nnin ger [CDU/CSU]: Heute vormit¬
tag waren Sie nicht da !)

— Ich habe die Reden von heute vormittag nur
nachlesen können.

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Die sind noch
nicht abgedruckt ! Reden Sie keinen Stuß!
— Weitere fortgesetzte Zurufe von der

CDU/CSU)
— Darf ich jetzt meinen Diskussionsbeitrag leisten?
Ich rede hier nicht für eine politische Partei wie
Herr StreibL sondern ich rede hier , um Ihnen die Po¬
sition der nordrhein -westfälischen Landesregierung
deutlich zu machen.

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Bleiben Sie
doch bei der Wahrheit !)

Wenn Herr Kollege Remmers soeben gesagt hat-
(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU)

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und
Herren , bitte lassen Sie den Herrn Ministerpräsi¬
denten jetzt in seiner Rede fortfahren . Sie haben (D)sich dazu geäußert

Erlauben Sie eine Zwischenfrage , Herr Minister¬
präsident?

Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen ): Ja,
gerne.

VizepräsidentFrau Renger: Bitte , eine Zwischen¬
frage , Herr Dr. Hennig.

Dr. Hennig (CDÜ/CSU) : Herr Ministerpräsident,
können Sie mir verraten , wo Sie die Reden des heu¬
tigen Vormittags nachgelesen haben?

Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen ):Herr Abgeordneter , ich habe mir die Diskussions¬
beiträge von meinen Mitarbeitern , die mitgeschrie¬ben haben , in den Hauptteilen darstellen lassen , ei¬
nige habe ich nachlesen können , und einige habe ich
selber gehört Zu denen wollte ich gern etwas sa¬
gen.

(Beifall bei der FDP — Franke [CDU/CSU] :Wie kommt der an die Reden?)
Ich habe beispielsweise die Rede des Hamburger
Abgeordneten , dessen Namen ich nicht gegenwär¬
tig habe , sehr genau gehört

(Zuruf von der CDU/CSU : Sie kennen nicht
einmal die Abgeordneten !)

— Ist es schlimm, wenn man nicht alle Abgeordne¬ten kennt , weil man nicht oft im Bundestag ist ? Es
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MinisterpräsidentRau (Nordrhein-Westfalen)
(A) kommt doch vielmehr auf die Argumente als darauf

an, wer was gesagt hat

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf
von der SPD : Bei den Schreiern versäumen
Sie nichts , wenn Sie die Namen nicht ken¬
nen ! — Zuruf von der CDU/CSU : Was hat
der Hamburger Abgeordnete denn Schlim- .

. . mes gesagt ?)

Ich habe geglaubt es sei hier so, daß ein Redner
seine Gedanken im Zusammenhang darstellen , daß
er auf Zwischenfragen antworten kann und daß der
Bundestag im übrigen eine Stätte des Hörens und
Argumentierens und nicht der permanenten Unter¬
brechung ist

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Herr Kultusminister Remmers hat gesagt es gehe
bei der Schule um einen Maßanzug . Es gehe darum,
daß wir jedem das ihm Angemessene anbieten . Er
hat gesagt die Anhänger der Gesamtschule sollten
das »niedriger hängen ". Er hat weiter gesagt daß das
Stichwort von der Gesamtschule als der demokrati¬
schen Schule den Verdacht nähre , die Befürworter
der Gesamtschule wollten sagen , die andere Schule
sei nicht oder weniger demokratisch . Ich glaube , daß
das herkömmliche , das gegliederte Schulwesen .in
unserem Land nicht diffamiert werden darf , weil die
in ihm Tätigen vieles erbracht und geleistet haben
und weil wir denen , die da lehren und lernen , helfen
müssen , damit sie lehren und lernen können . Aber
ich halte die Frage für berechtigt ob .dies die opti-™ male Form sei oder ob man nicht eine andere Form
gleichberechtigt danebenstellen sollte , wenn man
glaubt daß es eine ändere Schulform gibt in der bes¬
ser gelehrt und besser gelernt werden kann als im
herkömmlichen System. Dafür ist man dann in der
Tat beweispflichtig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich gebe zu, daß das allzu pauschale Reden von
der Gesamtschule als der demokratischen Schule
falsch ist wenn es den Verdacht nährt man wolle
behaupten , sie sei die einzige demokratische
Schule.

(Zuruf von der CDU/CSU : Das war ein gu¬
ter Satz !)

— Ich hatte die Absicht noch ein paar gute Sätze zu
sagen, z. B . den nächsten.

(Zuruf von der CDU/CSU : Wir werden hö¬
ren !)

Meine Damen und Herren , erlauben Sie mir dann
die Rückfrage : Handelt nicht derjenige , der die Ge¬
samtschule als .sozialistische Einheitsschule “ ver¬
teufelt genauso fahrlässig und genauso bösartig wie
diejenigen , die meinen , man müsse das gegliederte
Schulwesen erst in Grund und Boden verdammen,
bevor man ein gleichwertiges oder gar besseres da¬
nebenstellen dürfe?

(Beifall bei der SPD und der FDP — Daweke
[CDU/CSU] : Das hat aber keiner gesagt !)

Und wer von der .Unterrichtskolchose “ spricht und
die Gesamtschule meint-

(Rawe [CDU/CSU]: Das hat keiner gesagt !)
— Lesen Sie denn nicht die apokryphen Schriften
Ihrer eigenen Partei ? Ich habe nicht behauptet das
habe heute jemand gesagt Wir haben hier eine De¬
batte über Bildungspolitik , die nicht nur mit den
heutigen Positionen und Argumenten zu tun hat
sondern in der man sogar noch den JBayemkurier“
aus der vergangenen Woche zitieren darf , wenn
man keine hygienischen Vorbehalte hat

Vizepräsident Frau Renger : Herr Ministerpräsi¬
dent gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn
Abgeordneten Rawe?

Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen ):
Ja.

/ .

Vizepräsident Frau Renger : Bitte , Herr Rawe

Rawe (CDU/CSU ): Herr Ministerpräsident Rau,
können wir .uns denn auf folgendes verständigen?
Sie selbst haben gerade gesagt wir wollten hier
nicht irgendwelche Scheingefechte führen.

Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen ):
Richtig.

Rawe (CDU/CSÜ ): Darf ich Sie dann fragen : Wer
hat denn diese Vokabeln , die Sie jetzt in den Mund
nehmen , heute in dieser Debatte gebraucht?

Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen ):
Sie sind nicht heute in dieser Debatte gebraucht
worden , aber mit diesen Vokabeln ziehen doch die
engagierten Gegner der Gesamtschule von Ort zu
Ort, und wer bei uns Lokalausgaben der Zeitungen
liest kann solche Zitate von verantwortlichen Politi¬
kern immer wieder lesen . Dagegen wehre ich
irnr -B

Es hat ja heute auch keiner gesagt daß wir diesen
Versuch nicht machen sollten , die verschiedenen
nebeneinanderzustellenden Schulformen aus dem
Ideologieverdacht herauszuholen . Deshalb habe ich
eben dem Herrn Kollegen Remmers , dem ich nicht
in allem zustimme , für die Sachlichkeit seines Dis¬
kussionsbeitrages gedankt und habe hinzugefügt:
Wer diese Sachlichkeit will, darf dann aber nicht
draußen im Lande eine Schule unter Ideologiever¬
dacht stellen , wie das vielerorts geschieht

Richtig ist daß es die angstfreie Gesellschaft nicht
gibt Richtig ist daß es die angstfreie Schule nicht
gibt Auch da ist Herrn Kollegen Remmers zuzu¬
stimmen . Sie haben dafür ein Bibelwort zitiert Sie
haben gesagt das stehe sogar da : Jn der Welt habt
ihr Angst “ — Richtig , aber es geht ja weiter . Da heißt
es dann : »Aber seid getrost“

Dann gibt es noch ein paar Stellen , an denen steht
daß »Furcht nicht in der Liebe“ ist und daß es zum
Wesen der Gesellschaft gehört daß wir Furcht und
Angst abbauen . Und da darf doch wohl jemand der
Meinung sein , daß die eine Schule dafür bessere
Voraussetzungen bietet als die andere.

(Beifall bei der SPD und der FDP)
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Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen)
(A) Leistung und Vergnügen darf man nicht so aus-

einandemehmen.
(Zuruf von der CDU/CSU: Ein toller Satz!)

— Er ist nicht von mir , er ist von Herrn Remmers . —
Beides gehört zusammen : richtig . „Leistung “ ist kein
obszönes Wort Ganz im Gegenteil , wir leben von
der Leistung, wir leben von der Leistung aller Men¬
schen, auch und besonders der Arbeitnehmer in un¬
serem Lande. Aber dann muß doch wohl die Frage
erlaubt sein, ob es nicht — auch für die Arbeitneh¬
mer — eine bessere Schule gibt als das gegliederte
Schulsystem. Das ist eine Frage , die uns bewegt

(Beifall bei der SPD)
So wenig „Leistung" ein obszönes Wort ist so wenig
darf das Wort „gesamt“ die Menschen gleich unter
Ideologieverdacht bringen und verdächtigen.

(Zustimmung bei der SPD — Hasinger
[CDU/CSUj: Und «gegliedert “ auch nicht !)

; Wehn wir Vergleichbarkeit erreichen wollen,
müssen wir über die Kriterien , des Vergleichbaren
und über die Methoden der Leistungsmessung und
des Leistungsdrucks , die es gibt reden , und wir müs¬
sen darüber reden , wie man verhindert daß man Lei¬
stung so mißt daß das Reformziel der Alternative
deshalb nicht erreicht werden kann , weil die Lei-

- stungskriterien des Herkömmlichen die eigentli¬
chen Kriterien und die eigentlichen .Maßstäbe
sind.

Wir in Nordrhein -Westfalen haben zehn Jahre
(B) Schulversuch mit der Gesamtschule hinter uns.

Wir haben die Gesamtschulversuche wissenschaft¬
lich ausgewertet Wir haben mit diesem einmaligen
Versuch wissenschaftlicher Begleitung in der Ge¬
samtschule die wissenschaftlich bestuntersuchte
Schule in der Geschichte des Schulwesens . Man darf
ja wohl hinzufügen , daß dabei nicht nur Gutes , nicht
nur Lobenswertes , nicht nur Unkorrigierbares zu¬
stande gekommen ist Das wußten die , die diese Un¬
tersuchung in Auftrag gegeben haben Aber glauben
Sie denn , bei der Untersuchung des Gymnasiums,
der Realschule und der Hauptschule , in welchem
Bundesland auch immer , kämen nur Lobsprüche zu¬
stande und da würden nicht Defizite offenbar , die es
seit Jahren und Jahrzehnten in uns erem Schulwe¬
sen gibt nicht wegen der Leute , die da lehren und
lernen , sondern trotz deren Anstrengungen ? Davon
muß die Rede sein dürfen.

(Beifall bei der SPD und der FDP)
Wir wollen in Nordrhein -Westfalen die Gesamt¬

schule — wir haben 32 davon — nicht als Zwangsge¬
samtschule , wie heute morgen Herr Kollege Vogel
zitiert hat sondern wir möchten gerne angesichts ei¬
nes zunehmenden Drucks von Eltern , daß es mehr
Elternrecht und mehr Eltemwillen in Nordrhein-
Westfalen gibt und daß er sich stärker realisieren
kann als bisher.

(Hasinger [CDU/CSU]: Das ist doch grotesk
nach dem Volksbegehren ! Warum haben
Sie gezögert das Koop-Volksbegehren
durchzuführen ? Das war ein Ausdruck des

Eltemwillens !)
~~~

Das Volksbegehren richtete sich ja nicht gegen die (C)
Gesamtschule , sondern gegen die Förderstufe . Die
war nicht nur in Nordrhein -Westfalen beabsichtigt
Es gibt andere Länder , in denen es eine Förderstufe
gibt Da gibt es keine Volksbegehren dagegen , da
gibt es keine Hirtenbriefe gegen die Förderstufe . Of¬
fenbar hat das von Ort zu Ort auch etwas mit Regie¬
rungssystemen zu tun.

(Hasinger [CDU/CSU] : Sie sind über den El¬
temwillen belehrt worden !)

Wir haben Jahr für .Jahr für mehr als ein Drittel
der Anmeldungen an den Gesamtschulen keine
Plätze . Wir haben einige Schulen , bei denen wir weit
über die Hälfte der Anmeldungen abweisen müssen.
Wir haben positive Urteile der Eltern , der Schüler,
der Lehrer - und der Schulaufsicht Wir schließen
aber in Nordrhein -Westfalen daraus nicht daß nun
die Zeit des Angriffs auf das herkömmliche Schul¬
system gekommen wäre.

(Pfeifer [CDU/CSUj: Das kann man aus Ih¬
ren Reihen auch anders hören !)

— Deshalb rede ich hier als Ministerpräsident da¬
mit deutlich ist was Nordrhein -Westfalen wilL

(Daweke [CDU/CSUj : Mindestens bis
•19800

Wir schließen daraus , daß die Gesamtschule aus
dem Charakter des Schulversuchs heraus muß in
den der Angebotsschule und daß sie gleichberech¬
tigt und gleichwertig neben das herkömmliche ge¬
gliederte Schulsystem überall da gestellt werden
soll , wo die Eltern das wollen . pj

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hasin¬
ger [CDU/CSUj: Die gleichen Reden haben

wir bei Koop gehabtO
— Nein , die gleichen Reden haben wir bei Koop
nicht gehalten . Da kann ich Sie nur fragen : Wo .wa¬
ren Sie denn , als ich da geredet habe?

(Zuruf von der SPD: Er hat es damals nicht
. verstanden 0

Die Gesamtschule wird nach meiner persönlichen
Überzeugung den Herausforderungen der 80er
Jahre besser gerecht Sie ist nicht die angstfreie
Schule , aber sie kann die Schule mit weniger Angst
sein.

(Zuruf von der CDU/CSU: Und weniger Lei-
stungO

Sie ist keine Schule ohne Leistung , aber sie kann
eine Schule mit anderen Kriterien der Leistungs¬
messung als die herkömmliche Schule sein.

(Rühe [CDU/CSUj: Sagen Sie doch : weniger
Leistung ! Das ist bei Ihnen in Nordrhein-

Westfalen nachgewiesenO
— Nicht weniger . Nein , das ist nicht nachgewiesen:
weniger Leistung.

(Rühe [CDU/CSUj: Heute in der FAZ ! —
Weitere Zurufe von der CDU/CSU)

Vizepräsident Frau Renger : Meine Damen und
Herren , ich bitte Sie wirklich , den Herrn Minister-

. Präsidenten ausreden zu lassen . Sie können Zwi¬
schenfragen stellen , Sie können zur Diskussion re-



14444 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 183. Sitzung . Bonn, Donnerstag , den 8. November 1979

Vizepräsident Frau Renger
(A) den lassen , aber es ist doch ein Akt der Höflichkeit,

dem Ministerpräsidentendie Möglichkeit zum Re¬
den zu geben.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Ministerpräsident Rau (Nordrhein-Westfalen):
Meine Damen und Herren, Sie wissen, es gibt kein
Werk, geschweige denn ein achtbändiges, aus dem
man nicht die Zitate herausziehen kann , die einem
gerade passen . Das können Sie auch mit einer Evan¬
geliensynopse machen . Damit haben sie aber noch
keine Bewertung der Gesamtschule geliefert

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Ministerpräsident Rau (Nordrhein-Westfalen):
Ja.

Vizepräsident Frau Renger: Bitte , Herr Abgeord¬
neter.

Röhe (CDU/CSU): Herr Ministerpräsident wür¬
den Sie es für ein unzulässiges Herausziehen von
einzelnenSätzen halten, wenn in der FAZ von heute
in bezug auf Ihr Land festgestellt wird: „Das zentrale
Ergebnis ist jedoch, daß bei Abschluß der Pflicht¬
schulzeit also nach dem neunten Schuljahr , die
Schüler der Gesamtschulen deutliche Leistungs¬
rückstände in den Fächern Deutsch, Mathematik
Englisch und im Prinzip auch in Physik gegenüber
den Schülern an Hauptschulen, Realschulen und
Gymnasien im gleichen Jahrgang haben“?

(ß) MinisterpräsidentRau(Nordrhein-Westfalen) : Ja,
das würde ich für eine unzulässige Verkürzungdes
Berichts halten.

(Rawe [CDU/CSU]: Dann sollten Sie ihn
vollständig lesen !)

— Das werde ich tun, Herr Abgeordneter! Ich bin
bereit mit Ihnen jede Wette zu machen. Daß auch
Sie ihn noch nichtvollständiggelesen haben, jeden¬
falls noch nichtalle achtBände. Aber es gibt keinen,
dem ich nicht zutraue, daß er nicht durch Lesen
noch klüger wird, als er schon ist Es kommt aller¬
dings auf die richtige Lektüre an.

(Rawe [CDU/CSU] : Jetzt hat er zugegeben,
daß er ihn nicht gelesen hat !)

InunseremLand habendie Eltern und die Schüler
und die Lehrer derer, die Gesamtschulenbesuchen,
ein Ja zu dieser Schule gesagt Wir werden keinen
zwingen, diese Schule zu besuchen, und wir werden
keine Voraussetzungen dafür schaffen , daß die
Wahlfreiheit der Eltern eingegrenzt wird.

(Hasinger [CDU/CSUj: Das glaube ich
nicht.1)

Aber eine Partei wie die CDU und die CSU, die
jahrelang das Wort „Elternrecht“ auf ihre Fahne ge¬
schrieben hatte , als das nach dem vermutetenWillen
der Eltern ihr zugute kam , sollte jetzt hinnehmen
und akzeptieren, daß sie , wenn Eltern andere Wege
gehen wollen , nicht die Vormünder dieser Eltern zu
sein hat sondern daß der Staat die Wege freizuge¬
ben hat die Eltern für ihre Kinder und mit ihren
Kindern gehen wollen.

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten sie eine ('
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Daweke,

Ministerpräsident Rau (Nordrhein-Westfalen):
Ja.

VizepräsidentFrau Renger: Bitte.

Daweke (CDU/CSU): Herr Ministerpräsident wie
wird denn das konkret beispielsweise in dem Teil
unseres Bundeslands , aus dem ich komme, in Ost¬
westfalen, aussehen, wenn Sie vor die Frage gestellt
sind: Sollen Sie jetzt diesem Eltemwilleneiner Min¬
derheit nachgebenund die Gesamtschuleunter Auf¬
gabedes dreigliedrigenSchulwesens am Ort einfüh¬
ren ? Wir haben ja nur eine ländliche Region,
und-

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben eine Zwi¬
schenfragegestellt Danke schön.

Ministerpräsident Rau (Nordrhein-Westfalen):
Herr Abgeordneter, ich glaube , daß diese Frageeine
rhetorische Frage ist und zwar deshalb, weil in
Nordrhein-Westfalen bei über 7 000 Schulen nur
32 Gesamtschulenexistieren und weil selbst dann,
wenn die Mehrheit der Eltern eine Gesamtschule
will, natürlich der Schulträger sicherstellen muß,
daß Gymnasien und Realschulen in ebenso zumut¬
barer Weise wie Gesamtschulen erreicht werden
können.

(Daweke [CDU/CSUJ: Wie soll denn das ge¬
hen?)

Das halte ich für selbstverständlich.
(Pfeifer [CDU/CSU] : Geben Sie dafür eine (1

Bestandsgarantie?)
— Nicht für jede einzelne Schule.

(Pfeifer [CDU/CSU]: Das ist das Problem!)
Das können sie gar nicht Gibt es denn'' bei Ihnen
eine Bestandsgarantiefür jede einzelne Schule an¬
gesichts eines Ersatzschulfinanzgesetzesmit 120
privaten Gymnasien , von denen 90 % in konfessio¬
neller Trägerschaftsind?

(Wehner [SPD] : Es geht nichtum die Sache,
sondernum das Stören! Herr Ministerpräsi¬

dent mißverstehen Sie das bitte nicht!)
— Herr AbgeordneterWehner, ich spreche nicht so
oft im Bundestag.

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Gott sei Dank!)
— Das war ein ganz besonders charmanter Zwi¬
schenruf. Wenn jemandauf die Rede eines Bundes¬
ratsmitglieds , der sagt: „Ich spreche nicht so oft im
Bundestag “, „Gott sei Dank“ ruft dann kann ich nur
sagen: Was haben Sie für ein Verständnis von Ver¬
fassungsorganenund von Gott!

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf
von der CDU/CSU)

Die Leistungsfähigkeit der Gesamtschule als
Schulform hat sich bei uns erwiesen. Es gibt Mängel.
Diese Mängel sind aufgezeigt worden. Sie sind ernst
zu nehmen, aber behebbar. iDie vorliegenden Aus-
wertungsmaterialien'sind eine umfassendeund aus¬
reichende Grundlage zur Beurteilung der Gesamt¬
schule in Nordrhein-Westfalen.
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Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen)
(A) Deshalb liegt die Änderung des Rechtsstatus der

Gesamtschule von der Versuchsschule zur Ange¬
botsschule nahe. Aber wir möchten vor einer sol¬
chen Entscheidung die öffentliche und die parla¬
mentarische Diskussion , und wir wollen die Ergeb¬
nisse der Diskussion in die Entscheidungender Lan¬
desregierung einbeziehen . Das kann nur dann ge¬
schehen, wenn wir für die Argumente des anderen
offen sind, wenn wir die sachliche Auseinanderset¬
zung suchen , wennwir die Beurteilungskriterienof¬
fenlegen, auch die , die uns zu Präferenzen für be¬
stimmte Schulen geführt haben, und wenn wir die
Schulen aus der Keulenschlacht des Wahlkampfes
heraushalten , in die wir sie nicht hineingebrachtha¬
ben,

(Dr. Hennig [CDÜ/CSU] : Das müssen ge¬
rade Sie sagen!)

damit es nicht zur Auseinandersetzung auf dem
Rücken von Schülern , Eltern und Lehrern kommt.
Ich, der ich achteinhalb Jahre lang der Kultusmini¬
sterkonferenz angehört habe , hoffe , daß dort noch
die Möglichkeit zum Konsens ist, daß dort keine
Außensteuerung stattfindet , daß dort nicht um des
Wahlkampfes willen Prinzipien geopfert Alternati¬
ven verschwiegen , Offenheiten mißbraucht wer¬
den. — HerzlichenDank denjenigen, die bereit wa¬
ren, zuzuhören.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Vizepräsident Frau Funcke : Das Wort hat der Herr
Minister Professor Herzog (Baden -Württemberg).

(B) wMinister Dr. Herzog(Baden-Württemberg) : Frau
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Ich komme
zum Bildungsgesamtplan zurück; denn über den
wird heute gesprochen . Ich sage am Ende dieser De¬
batte ausdrücklich noch einmal für mirh und meine
Kollegen aus den CDU- und CSU-regierten Ländern,
daß wir weiterhin gesprächsbereit sind, daß wir
nicht davon ausgehen , den Bildungsgesamtplan
platzen zu lassen, daß wir abernach älteren und jün¬
geren Erfahrungen jetzt eine Reihe von Bedingun¬
gen zu formulieren haben.

Erstens . Wir wollen — und das ist ein gerechtes
Verlangen — glasklare Abmachungen . Wir wer¬
den uns nicht mehr auf Formelkompromisse einlas¬
sen. Dazu sind wir zu oft hinters Licht geführt wor¬
den. Die Geschichte , die der Herr Ministerpräsident
Dr. Vogel heute früh vorgetragen hat, ist eine Ge¬
schichte von ununterbrochenenAlleingängen, zum-
Teil Vertragsbrüchen der anderen Seite . Darauf
werden wir uns nicht mehr einlassen. Das geht bis
hin zur Verfahrenseinigung vom 18 . Juni.

Wenneine Verfahrenseinigung darin besteht, daß
man zunächst ohne jegliche Wertung unterschiedli¬
che Positionen gegeneinanderstellt und die eine
Seite dann hinausgehtund dies als den Kompromiß
feiert, und darin, daß man ehrliche, grundsätzliche
und richtige Verfahrens - und Beratungsvorschläge
vereinbart und die andere Seite hinausgeht und
nach einem Vierteljahr in der Achter-Kommission
Bedingungen aufstellt , die die Weiterarbeit unmög¬lich machen — das war die SPD-Seite , das war der
StaatssekretärThiele aus Düsseldorf —, dann , kön¬

nen wir sagen: auf dieser Basis nicht Ich sage aber (Q
ausdrücklich: Wenn wir zu klaren Formulierungen
kommen— das wird Zeit kosten —, wollen auchwir
diesen Bildungsgesamtplan.

Zweitens. Wh - verlangen — und das ist ein ge¬
rechtes Verlangen — klare Verhältnisse in dieser
Planung. Das bedeutet daß wir über die Finanzie¬
rung Bescheid wissen müssen.

(Sehr gut! bei der CDU/CSU)
Allein für das Jahr 1983 differieren die Vorstellun¬
gen der Kultusministerseite und der Finanzmini¬
sterseite um acht bis zehn Milliarden DM. Ich gebe
meine Unterschrift nicht unter ein Papier, in dem
die Bürger dieses Landes wieder einmal mit großen
Versprechungenbelogen, hinters Licht geführtwer¬
den und man ihnpn nicht sagt daß am Ende , vor der
Unterschrift der beteiligten Ministerpräsidenten
und Mini ster, ein allgemeiner Finanzierungsvorbe¬
halt steht Das können wir unseren Mitbürgern
nicht zumuten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wh wollen auch insofern klare Verhältnisse —

auch das ist einbilligesVerlangen—, als wir endlich .
wissen wollen, worin sich die Gesamtschulen und
die Regelschulen in allen Ländern in ihren Leistun¬
gen, in dem, was geboten, und in dem , was verlangt
wird, unterscheiden und worin sie sich ähnlich
sind.

Die Arbeiten der vorhin schon zitierten Achter-
Kommission haben ergeben, daß die Verhandlungs¬
positionen, mit denen die CDU-regierten Länder, (D)
und die, mit denen die SPD -regierten Länder in die
Beratungen gegangensind, bei der Hauptschule um
fast 1000 Unterrichtsstunden in fünf Schuljahren,
bei der Realschule lind bei den Gymnasien in sechs
Schuljahrenumüber 1300 Unterrichtsstundendiffe¬
rieren . Meine Damen und Herren, wer rechnen
kann , der sieht daß es hier um ein volles Schuljahr
geht von dem der Herr Kollege Remmers vorhin ge¬
sprochen hat Wir werden in diesenVerhandlungen
nie hundertprozentigeEinigkeit hundertprozentige
Regelzahlenverlangenodererreichenkönnen. Aber
wenn es um den UnterschiedeinesSchuljahres geht
meine Damen und Herren , muß ich Sie fragen: Wie
soll ich mich vor meine baden -württembergischen
Eltern und Schüler hinstellen, um ihnen zu erklären,
daß bei dieser Bandbreitedie gleichen Berechtigun¬
gen erteilt werden? Darüber wird man reden müs¬
sen, darüber wird man auch reden können. Aber es
geht nicht so, Frau Schuchardt daß man im Gesetz
festsetzt daß das alles gleichwertig sei, oder, wie der
Kollege Rasch sagt das alles „garantiert“. Ich weiß
auch, daß es hier nicht nur um Zahlen , um Stunden
und dergleichen geht ; das ist völlig klar. Aber ir¬
gendwohängendie Dinge doch zusammen . Ich muß
dringend dazu raten , daß wir uns über diese Fragen
konkret nüchtern, kompromißbereitund ohne Zug¬
zwang — weil der Bildungsgesamtplan gerade jetzt
oder im März 1980 unterschrieben werden soll —
noch einmal unterhalten

Drittens. Wir wollen, daß wir uns in diesem Zu¬
sammenhangalle gegenseitignichts in die Taschen
lügen und nichts in die Taschen lügen lassen In Ba-
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Bundesminister Dr. Bangemann .
(A) Es wäre verfehlt , unter dem Eindruck des Unfalls

von Tschernobyl nunmehr die Lösung aller energie-
politischen Probleme nur unter dem Blickwinkel
der Kernenergie zu sehen.

(Lenzer [CDU/CSU]: Sehr richtig !)

Langfristig angelegte Politik ist nur dann erfolg¬
reich — und zwar gerade als Energiepolitik nur
dann erfolgreich —, wenn sie die richtigen Rahmen¬
bedingungen für eine -zugleich sichere , umwelt¬
freundliche und preisgünstige Energieversorgung
setzt Dafür haben wir die Weichen richtig gestellt

Dazu gehört euch der Einsatz der Kernenergie
auf überschaubare Zeit

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ist das die Posi¬
tion der FDP?)

Die Bundesregierung hat die Sicherheit der Kern¬
kraftwerke immer an die erste Stelle gesetzt Des¬
halb ist die Nutzung der Kernenergie zu verantwor¬
ten. Wir müssen dafür wirken , daß Sicherheitsüber¬
legungen in anderen Ländern den gleichen Rang
bekommen.

Der Energiebericht hat die wirtschaftlichen und
die ökologischen Vorteile im einzelnen dargelegt
Umweltentlastung , Schonung der begrenzt vorhan¬
denen fossilen Ressourcen — auch und vor allem
im Interesse der Entwicklungsländer —, Verminde¬
rung von Klimarisiken , kostengünstige Stromerzeu¬
gung im Interesse von Wachstum und Beschäfti-
gütig und die Nutzung der Kernenergie als moder¬
ner Technologie sind die entscheidenden Gründe.
Verantwortliche Politik gebietet all diese Faktoren
und die Risiken in die Abwägung einzubeziehen.

Deswegen , meine Damen und Herren , können
wir für einen absehbaren Zeitraum auf die Nutzung
von Kernenergie nicht verzichten . Wir brauchen es
auch nicht weil die Sicherheitsvorschriften , die wir
anwenden , zu den besten gehören , die es auf der
Welt gibt

(Dr. Schierholz [GRÜNE] : Oje . oje !)

Auf lange Sicht wird die Zukunft der Kernenergie
davon abhängen , ob es gelingt in bezug auf Sicher¬
heit Umweltfreundlichkeit und Wirtschaftlichkeit
bessere Versorgungsalternativen zu finden . Daran
arbeitet die Bundesregierung . Für uns ist die Kern¬
energie nicht das letzte Wort Aber wir müssen sie
jetzt nutzen , um auch diese Zukunftsmöglichkeiten
zu erreichen . Ich hoffe, meine Damen und Herren,
daß uns das gelingen wird.

Die Bundesregierung wird daran arbeiten . Sie
wird ihre erfolgreiche Energiepolitik fortsetzen und
damit eine Grundlage auch für eine gedeihliche
Entwicklung unserer Wirtschaft und unserer Ge¬
sellschaft schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Zuruf von der CDU/CSU: Wir werden ihr
dabei helfen ! — Dr. Schierholz [ GRÜNE]:

Eine blasse Rede!)

Präsident Dr. Jennlnger : Ich erteile das Wort dem (C)
Herrn Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-
Westfalen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Zurufe
von der CDU/CSU — Seitens [CDU/CSU]:

Sie haben sieh nicht zufällig verlaufen ?)

Ministerpräsident Dr. h. c. Reu (Nordrhein -Westfa¬
len ) : Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! Die
Bundesregierung legt ihren Energiebericht in einer
Situation vor, in der die Energiepreise weltweit ei¬
nen Kollaps erleben

(Beckmann [FDP ]: Aha!)
und ihre weitere Entwicklung ungewisser ist denn
je und in der eine heftige Debatte über die künftige
Energieversorgung die Bürger tief bewegt ln dieser
Situation erwarten die Menschen Orientierung,
Perspektive , politische Führung.

(Beifall bei der SPD — Dr. Schierholz
[GRÜNEI: Oh!)

An diesen Ansprüchen gemessen , kommt man
nicht zu einem positiven Urteil über diesen Ener¬
giebericht

(Zuruf von der SPD : Sehr wahr ! — Dr.
Schierholz [GRÜNE] : Jetzt wird es ly¬

risch !)
Wer ihn liest

(Gerstein [CDU/CSU] : Man muß ihn aber
gelesen haben !)

wird sich fragen : Sind das nicht Steine statt Brot?

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU)
Ist das nicht ein Dokument politischer Sprachlosig-

- keil , das zukunftsweisende Antworten verweigert?

(Lebhafter Beifall bei der SPD)
Wir in Nordrhein -Westfalen sind von diesem

Energiebericht und seinen Inhalten im Wortsinne
betroffen.

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Verhöhnen statt
lesen ! — Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Als Ministerpräsident des Energiezentrums Nord-
rheln -Westlalen , in dem fast jede zweite Kilowatt¬
stunde Strom hergestellt wird und aus dem 90% der
deutschen Steinkohle und Braunkohle kommen,

(Gerstein [CDU/CSU]: Da sollten Sie mit
dem Bericht ganz zufrieden sein !)

sage ich der Bundesregierung : Die Energiepolitik,
für die dieser Bericht steht , hat keine Zukunft

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei
der CDU/CSU)

Mehr noch : Sie gefährdet auf mittlere Sicht

(Feiicke [CDU/CSU] : Sie haben Ihre Zu¬
kunft hinter sich , Herr Rau !)

Zehntausende von Arbeitsplätzen im Kohleberg¬
bau.

(Zuruf von der CDU/CSU: Absolut falsch !)
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Ministerpräsident Dr. h. c. Rau ((Nordrhein-Westfalen)
(A) In den vergangenen Jahren war es unsere ge¬

meinsame Überzeugung : Wir brauchen eine Politik
weg vom öl,

(Zuruf von der CDU/CSU : Dos ist die Koh¬
le -Lüge von Ihnen !)

eine Politik , die unsere Abhängigkeit von Energie¬
importen verringert und nicht vergrößert , kn neuen
Bericht ist davon nicht einmal die Rede , geschweige
denn von Konsequenzen ans diesem Grundsatz.

(Dr . Schierholz [GRÜNE ] : In der Tat ein
dünner Bericht !)

Die Politik der sozial liberalen Regierung , die Po¬
litik Helmut Schmidts , war getragen von der Über¬
zeugung : Wir brauchen einen leistungsfähigen
Steinkohlebexgbau , der uns jedenfalls in gewissem
Umfang vor weltwirtschaftlichen Risiken schützt
Wir brauchen eine Energiepolitik , die der Stein¬
kohle Chancen auf den Energiemärkten in unserem
Lande erhält und sie bewußt unterstützt

(Beifall bei der SPD — Gerstein [CDU/
CSU ] : Das steht aber in dem Energiebe-

richt so drin !)
Es war unsere gemeinsame Überzeugung , daß das
nicht nur im Interesse der Kumpel ist sondern in
unser aller Interesse.

(Gerstein [CDU/CSU] : So steht es im Ener¬
giebericht !)

Auch der gegenwärtige Bundeskanzler hat solche
Erklärungen abgegeben.

(B) (Feilcke [CDU/CSU]: Der gegenwärtige ist
auch der zukünftige !)

Aber wenn man den Energiebericht liest dann
stellt man fest daß diesen Worten keine Taten fol¬
gen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Dr.
Schierholz [GRÜNE] : Sagen Sie doch mal

etwas zu Ihrer Position !)
Die Bundesregierung scheint die aktuellen Pro¬
bleme der Kohle nicht zu sehen.

(Beckmann [FDP]: Und was ist mit EBV?)
Sie sieht tatenlos zu, wie die kostengünstige Braun¬
kohle wider alle ökonomische Vernunft aus der
Verstromung gedrängt wird.

(Beifall bei der SPD)
Sie verschließt die Augen davor, daß der weltweite
Verfall der Ölpreise die Steinkohle erneut in Be¬
drängnis bringt

(Fellner [CDU/CSU] : Verlesen Sie sich
nicht !)

Wie sehen die Zahlen aus ? — 1984 wurden 127 Mil¬
lionen Tonnen Braunkohle gefördert 1985 nur noch
121 Millionen Tonnen , und in diesem Jahr werden
es voraussichtlich noch 115 Milli onen Tonnen sein.

(Zuruf von der SPD : Hört * Hört !)
Manche fürchten sogar , die rheinischen Brannkoh-
lenwerke würden in diesem Jahr die Förderung um
10 Millionen Tonnen zurücknehmen . Dafür gibt es
einen einzigen , sehr einfachen Grund : Das RWE

verströmt weniger Braunkohle , statt dessen geht (Q
das Kernkraftwerk Mülheim -KfiriirJi ans Netz.

Ich frage : Ist es energiepolitisch vertretbar , daß
die teure und risikoreiche Atomenergie die kosten¬
günstige Braunkohle aus der Stromversorgung ver¬
drängt?

(Beifall bei der SPD)
Wäre es nicht besser , der Braunkohle den Rücken
zu stärken und uns ein Stück Versorgangasicher-
beit zu erhalten?

(Beifall bei der SPD — Dr. Schierholz
[GRÜNEI: Das ist ja auch wirklich die um¬

weltfreundlichste Technologie !)
Wer vom Energiebericht der Bundesregierung

darauf eine Antwort erwartet , wird enttäuscht Er
findet nur Allgemeines Unverbindliches.

(Senfft [GRÜNE ] : Das ist doch Ihr Sül !)
Wenn dieser Energiebericht unkorrigiert verwirk¬
licht würde , «Ikttti das im Klartext : Eis kommt
zu weiteren ZechenstUlegungen und zii weiterem
Bqachlftigwngsabbau.

• (Dr . Vogel [SPD] : So ist es ! — Zurufe von
der SPD : Leider wahr !)

Die Forderung geht zurück . An der Ruhr wird schon
heute kurzgearbeitet Wenn sieb die Lage nicht än¬
dert wird weitere Kurzarbeit unvermeidbar.

(Talge [GRÜNE ] : Das hätten Sie vor Jah¬
ren »H<*« «1™ Schmidt erzählen können !)

Der Absatz der deutschen Steinkohle betrug 1985
insgesamt rund 92 Millionen Tonnen . W

(Beckmann [FDP ]: Mit dieser Rede hier
machen Sie der Kohle keine Freunde !)

Für 1988 rechnen die Bergbauuntemehmen mit
kr»«pp 80 Millionen Tonnen . Damit sich jeder . ein.
Bild davon machen kann , was das für die Menschen
praktisch bedeutet , nenne ich einige Beispiele.
Mitte vergangenen Jahres wurde die Scfajtrhfsnlage
findwnm in Dortmund mit sechstausend Arbeits¬
plätzen stillgelegt Die Schach Umlage Zollverein in
F-wn mit viertausend Arbeitsplätzen wird End e
dieses Jahres Auslaufen.

(Beckmann [FDP ] : Ja , die ist ausgekehlt 1)
„Minister Stein “ in Dortmund mit viereinbalbtau-
send Arbeitsplätzen verfährt Ende 1987 die letzte
Schicht In Essen und Dortmund wird in Zukunft
keine Kohle mehr gefördert

(Zuruf von der CDU/CSU : Ist doch alles
nichts Neues !)

Ein wesentlicher Grund für diese Entwicklung ist
im Kokskohlenbereich zu finden . Die Rohstahler¬
zeugung ist rückläufig . Koks wird teilweise durch
billigeres öl oder durch Gas ersetzt

Präsident Dr. Janninger : Herr Ministerpräsident
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Gerstein?

Ministe rpräsident Dr. h. c. Rau (Nordrhein -Westfa¬
len): Ja.
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(A) Gersteln (CDU/CSU): Herr ^ Ministerpräsident
würden Sie mit mir übereinstimmen , daß die Stille¬
gungen der von Ihnen genannten Schachtanlagen
durchgeführt worden sind, weil die Lagerstätten er¬
schöpft sind und einen vernünftigen Abbau nicht
mehr zulassen , und daß es sich hier um notwendige
Rationalisiernngsmaßnahmen oder Zusammenle-
gungsmaßnahmen des deutschen Steinkohleberg¬
bans handelt

(Lachen bei der SPD)
die in der Kohlerunde vereinbart sind und die mit
den augenblicklichen Absatzschwierigkeiten der
deutschen Steinkohle überhaupt nichts zu tun ha¬
ben?

(Dr . Schierholz [GRÜNE]: Die Antwort ist
Nein !)

Es kann nicht richtig sein , jetzt über umfangrei - (C)
chere Steinkohleimporte nachzudenken,

(Beifall bei der SPD)
vor allem nicht solange unsere heimische Stein¬
kohle unter großem Druck steht Ich sage das be¬
wußt in alle politischen Richtungen.

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU] :
Die klatschen ja für jeden Mist !)

Der Steinkohlebergbau braucht auch in Zukunft an¬
gemessene Innovalions - und Investitionshilfen.

Ich fordere das als Ministerpräsident des Landes
Nordrhein -Westfalen , das in den vergangenen zwei
Jahrzehnten aus seinem Landeshaushalt fast
14 Milliarden DM für den Steinkohlebergbau ge¬
zahlt hat die Verzinsung nicht einmal eingerech¬
net

MMsterpritoidMt Dr. h. c . Rau (Nordrhein -Westfa¬
len) : Herr Abgeordneter Gerstein , wenn es zu sol¬
chen Schließungen aus solchen Gründen kommt
brauchen wir einen Energiebericht , der die Zu¬
kunftsperspektive für die Kohle sichert und der zu¬
sätzliche Absatzmärkte ermöglicht statt einfach so
weiterzumachen wie bisher.

(B)

(Lebhafter Beifall bei der SPD)
Noch sehr viel ernster zu nehmen ist die Entwick¬

lung im Verstromungsbereich . wenn hier im Augen¬
blick die Absatzmengen auch stimmen , der Jahr¬
hundertvertrag also noch erfüllt wird. Ich will, daß
die heimische Stein - und Braunkohle auch in Zu¬
kunft Grundlage einer sicheren und zuverlässigen
Energieversorgung bleibt

(Beifall bei der SPD)
Da genügt eine scheinbar objektive Beschreibung
vorhandener Tendenzen und Trends nicht Da ist es
nötig , die Instrumente der Kohlepolitik weiterzu¬
entwickeln.

(Wolfram [Recklinghausen ] [SPD ] : Sehr
gut !)

Ich stimme Hans -Werner Meyer , dem Vorsitzenden
der IG BE zu, der sagt .Jetzt muß über die deutsche
Kohle und die Bergleute geredet werden , wenn eine
verhängnisvolle Schieflage in der energiepoliti¬
schen Diskussion vermieden werden solL“

(Beifall bei der SPD — Dr . Schierholz
[GRÜNE] : Der steht auch voll hinter den

DGB-Beschlüssen , was ?)
Darüber muß jetzt geredet werden.

Die Verhandlungen zwischen dem Steinkohle¬
bergbau und der Elektrizitätswirtschaft über eine
unbefristete Verlängerung des sogenannten Jahr¬
hundertvertrags über die Anpassung der Aus¬
gleichsabgabe müssen sehr bald beginnen . Und wer
die Kohle wirklich in den 'Wärmemarkt einbringen
will,

(Zurufe von der CDU/CSU und von der
FDP)

der muß die Entwicklung und den Einsatz umwelt¬
schonender und verbraucherfreundlicher Techni¬
ken fördern.

(Gerstein [CDU/CSU] : Vergessen Sie dabei
aber nicht die Bundesregierung !)

— Nein, die vergesse ich nicht Aber die Bundesre¬
gierung hat ein eigenes Gesetz , das ihr Gelder
bringt nämlich über die Heizölsteuer , die sie ein¬
setzt , um damit die Kohlelasten zu finanzieren.
Länder haben solche Gesetze nicht Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD)
Im Landeshaushalt 1987 sind zusätzlich 1,25 Milliar¬
den DM für diese eigentlich gesamtstaatliche Auf¬
gabe vorgesehen.

Was sagt nun die Bundesregierung in ihrem
Energiebericht zu den Perspektiven der Kohle ? Sie ' .
verbreitet Freude über die niedrigen ölpreise und 1
über die Entlastung für die Verbraucher.

(Zuruf Von der CDU/CSU: Ist das nicht gut?
— Dr . Waigel [CDU/CSU] : Bedauern Sie

das ?)
Ich finde es kurzsichtig . Denn wir alle wissen doch:
Eis wird nicht so bleiben , und es kann nicht so blei¬
ben.

(Dr. Waigel [CDU/CSU] : Das wünschen Sie
wohl gar nicht !)

Ich warne mit Hans -Werner Meyer davor , daß wie¬
der einmal der Kohlebergbau — ich zitiere — „un¬
ter der Welle billigen Öls in Atemnot kommt *.

(Beifall bei der SPD)
Wer heute die heimische Kohle schwächt , der ist
morgen wieder erpreßbar.

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU1:
Warum lassen Sie Herrn Meyer nicht

selbst reden ?)
Die Bundesregierung und auch Sie , Herr Bundes-
wirtschaftsminister , sprechen von einer Fortset¬
zung der marktwirtschaftlichen Politik . Wissen Sie
nicht, daß im Bereich der Energiewirtschaft Markt
und Wettbewerb wenig , Monopol und Marktbeherr¬
schung dagegen viel bedeuten?

(Beifall bei der SPD)
Da wird viel über die Steinkohle als Subventions¬
empfänger und davon gesprochen , daß die Hilfen
ans dem Verstromungsfonds , insbesondere der öl-(Beifall bei der SPD)
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Ministerpräsident Dr . h. c. Bon (Nordrhein-Westfalen)
(A ) Ausgleich , überprüft werden müßten. Es wäre gut,

wenn statt dessen von dem Versorgungsairftragge¬
sprochen würde, den die heimische Steinkohle er¬
füllt und der uns wenigstens in gewissem Umfang
vor Risiken der Energieversorgung schützt

(Kleinert [Hannover] [FDP}: Ähnlich wie
die Landwirtschaft?!)

Es wäre auch gut wennvon den vielen Menschenin
den Bergbaurevieren an der Ruhr, bei Aachen und
im Saarland gesprochen würde,

(Beifall bei der SPD)
deren wirtschaftliche Existenz von der Steinkohle¬
förderung und von der hohen Leistungsfähigkeit
unseres Bergbaus abhängt, die in Europa einmalig
ist

Es ist jetzt viel von den Umwettproblemender
Kohle die Rede. Gewiß, niemand darf darüber hin¬
wegsehen, daß Kohlekraftwerke Schwefeldioxid
und Stickoxide emittieren. Ich bedarf wirklich kei¬
ner Belehrungen zum Thema Waldsterben. Aber es
muß dann auch gesagt werden,

(Dr. Waigel [CDU/CSU] : Wie war das denn
in Buschhaus? Ibbenbüren!)

daß Kohle umweltfreundlich verbrannt werden
kann und daß wir in Nordrhein-Westfalen gewaltige
Anstrengungen unternehmen, - um die Kraftwerke
umweltfreundlichumzurüsten.

(Beifall bei der SPD —Zuruf von der CDU/
D . CSU : Was machen Sie mit dem COj ?)

Bei uns sind heute Kraftwerke mit einer Leistung
von insgesamt 10 000 MW mit Rauchgasentschwe¬
felungsanlagen ausgerüstet.

(Zuruf von der CDU/CSU : Und die Entstik- .
kung?)

Schon heute werden im Jahr 120 000 Tonnen
Schwefeldioxidund 40 000 Tonnen Stickoxide weni¬
ger an die Umwelt abgegeben als 1983.

(Seiters [ CDU/CSU] : Reden Sie über
Buschhaus oder worüber?)

— Und was Ibbenbüren und Buschhaus angeht,
Herr Abgeordneter:

(Seiters [CDU/CSU] : Zum Thema Glaub¬
würdigkeit!)

Dieses Kraftwerk erfüllt in vollem Umfang alle An¬
forderungen,

(Dr. Waigel [CDU/CSU] : Versöhnen, nicht
verhöhnen!)

die im Jahr 1684 in der ersten Buschhausdebatte
von allen vier Fraktionen dieses Hauses an die Ent¬
schwefelung gestelltworden sind.

(LebhafterBeifall bei der SPD)
Und bei der Entstlckung, die bei der dort verwende¬
ten Kohle besondersschwierig ist , halten wir es mit
den Betreibern , bei einem Zeitplan, den wir präzise
einhalten.

(Senfft [GRÜNE] : Das ist das Schlimme !)

Ich meine , der Hinweis auf das Kohlendioxid (C
sollte kein Argumentsein, um die Kohle schlechtzu¬
machen, und kein Argument, um der Atomkraftden
Weg zu bereiten. Wie ehrlich ist es gemeint, wenn
jetzt auch noch das Totschlagargument einer Kli¬
makatastrophe an die Wandgemaltwird?

(Senfft [GRÜNE ] : Das ist real!)
Keine Frage , das Problem ist ernst zu nehmen; aber
man mußdie Dimensionensehen . In der wehweiten
Gesamtemission von Kohlendioxid , die aus dem
Verbrennen fossiler Energieträger kommt, hat die
heimische Steinkohle einen Anteil von weniger
als 2 % .

(Dr. Vogel [SPD ]: Hört ! Hört!)
Und im übrigen: Wennich vom notwendigen Um-

steuern in der Energiepolitikrede,
(Gerstein [CDU/CSU] : Vom Ausstieg reden

Sie!)
dann meine ich zunächst, daß Forschungund Ent¬
wicklung auf umweltfreundlichere Nutzung der
Kohle umgesteuert werden müssen, statt weiterer
Förderung der Kernenergie.

(Beifall bei der SPD — Gerstein [CDU/
CSU] : Und was ist mit dem Ausstieg aus
der Kernenergie in zehn Jahren ? —
Feilcke [CDU/CSU] : Herr Rau ist ein Aus¬

steiger, ein Absteiger !)
Für Nordrhein-Westfalen, edier nicht nur für Nord¬
rhein-Westfalen , erwarten wir, daß sich die Bundes- (D
regierung zum Versorgungsauftragder heimischen
Kohle deutlicher bekennt und daß sie ihn konkret
beschreibtund sichert,

(Dreßler [SPD ] : Sehr richtig !)
daß sie die Dinge nicht weiter auf die Schließung
weiterer Zechenhintreiben läßt, daß sie den im Ver-
stromungsgesetzfestgelegten Auftrag ernst nimmt

(Gerstein [CDU/CSU] : Siebe Ziffer 80,
Energiebericht!)

und jetzt den Anteil der Kohle an der Stromerzeu¬
gung langfristig sichert und daß sie eine Politik der
nationalen Energiesicherung betreibt und die hei¬
mische Kohle nicht aus kurzsichtigenErwägungen
preisgibt.

(Gerstein [CDU/CSUJ: Siehe Ziffer 59,
Energiebericht!)

Bisher sind wir in einem nationalenKonsens von
der Unverzichtbarkeitder heimischen Kohle ausge¬
gangen. Nach diesem Energieberichtbesteht Anla ß,
zu warnen. Wer die heimische Kohle im Stich läßt,
trägt die Verantwortungdafür, daß die Bundesrepu¬
blik energiepolitischwieder erpreßbar wird,

(Beifall bei der SPD)
daß in den Steinkohlerevierenwieder die Angstvor
Zechenschließungen und dem Verlust des Arbeits¬
platzes umgeht Dieser Energiebericht richtet sich
gegen die Interessen Nordrhein-Westfalens und des
Saarlandes. Er richtet sich vor allem gegen die im
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(A) Bergbau arbeitenden und vom Bergbau lebenden !

Menschen. '

(Dr. Vogel [SPD] : Leiderl — Zuruf von der
CDU/CSU; Das ist nicht wahr! — Gersteln
[CDU/CSU]: Vom Verbund Kohle und
Kernenergie haben Sie noch nichts gehört?
— Feilcke [CDU/CSU ]: Selbst wenn er es
gehört hätte, er hätte es nicht verstanden!
— Dr. Vogel [ SPD } [zu Abg. Feilcke ge¬

wandt]: Flegel !)
In der Energiepolitik ist es an der Zeit, umzuden¬

ken und umzusteuern . Das hat auch der Vorsit¬
zende der Deutschen Bischofskonferenz , Josef Kar¬
dinal Höffner, auf dem Katholikentag in Aachen
gefordert Und er hat recht

(Beifall bei der SPD)
Er wares , der aus seinerVerantwortungheraus uns
allen ins Gewissen geredet und beim Namen ge¬
nannt hat was passiert wenn in einem Atomkraft¬
werk der nie auszuschließende Ausnahmefall ein-
tritt

(Dreßler [SPD]: Betretene Gesichter bei
der CDU !)

Dann gibt es
— so sagt Kardinal Höffner —

nicht einen Unfall, Harm gibt es eine Katastro¬
phe für Manschenund kommende Geschlech¬
ter, weit über die Grenzen der Länder hinaus.

* ‘ Und da sagen Sie, Herr Minister Bangemann, man
solle nicht ohne Not auf Kernenergie verzichten!
Das wäre Not Herr Bundeswirtschaftsminister.

(Beifall bei der SPD — Gerstein [CDU/
CSU]: Sagen Sie was zur Wiederinbetrieb-

nahme von Tschernobyl?)
Da hilft kein Herumdeuteln . In dieser Frage spricht
Kardinal Höffner

(Zurufevon der CDU/CSU und der FDP)
— wenn Sie mich schon nicht hören wollen,
vielleicht wollen Sie ihn und das , was er sagt
hören —

(Beifall bei der SPD — Dr. Schierholz
[GRÜNE]: Die würden ihm nicht mal Re-

derrechtgeben!)
für die große Mehrheit der Menschen in unserem
Land. Und ich bitte Sie eindringlich: Nehmen Sie
diese Sorgen der Menschen ernst

(Beifall beider SPD — Zurufvon der CDU/
CSU: Das tun wir doch! — Gerstein [CDU/
CSU] : Was sagen Sie zur Wiederinbetrieb¬

nahmevon Tschernobyl?)
Ich bitte Sie auch : IgnorierenSie doch nicht die

wesentlichen Ergebnisse aller in den letzten Mona¬
ten vorgelegten Gutachten, auch der von der Bun¬
desregierung selbst in Auftrag gegebenen Gutach¬
ten

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!)

über die Chancen einer sicheren Energieversor- (C)
gung ohne Atomkraft!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
Ich frage die Koalition: Was ist angesichts des

vorliegenden Energieberichts von den vielen unter¬
schiedlichen, ja widersprüchlichenÄußerungenaus
Ihren eigenen Reihen in den vergangenenWochen
und Monaten zu halten?

(Senfft [GRÜNE ] : Das ist bei Ihnen nicht
anders!)

Professor Biedenkopf
(Feilcke [CDU/CSU]: Ein kluger Mann!)

hat in einem Interview, übrigens in der „taz“, vor
vier Wochen gesagt:

Wenn ich es nüchtern betrachte, reduziert sich
die Auseinandersetzung zwischen CDU und
SPD auf die Frage , in welchen Zeiträumen sich
die gegenwärtige Energieversorgung verän¬
dern läßt Die SPD sagt das ist in zehn Jahren
möglich , die CDU sagt das geht in 30 bis 50 Jah¬
ren.
(Dr. Waigel [CDU/CSU] : Und was sagt Rau?

— Heiterkeit bei der CDU/CSU)
Ich sehe die Unterschiede nicht so wie Professor
Biedenkopf aber ich wäre schon froh , wenn die
Bundesregierung Herrn Biedenkopf wenigstens in
diesem Punkt folgen würde.

(Beifall bei der SPD) <D>

Der Energiebericht tut das eindeutig nicht Die
Worte von einer Übergangslösung, von einer im
nächsten Jahrhundert anstehenden Ablösung der
Kernenergie:

(Senfft [GRÜNE]: Sagen Sie mal was zum
Hochtemperaturreaktor!)

Meine Damen und Herren, war das alles nur Se¬
mantik, war das nur taktische Anpassung an die
Mehrheitsmeinung?

(Senfft [GRÜNE ]: Jetzt zu Hamm ! — Wei¬
tere Zurufevon den GRÜNEN und von der
CDU/CSU — Zuruf von der SPD : Herr Prä¬
sident rufen Sie mal die Schreierzur Ord¬

nung! —1Glockedes Präsidenten)
Der Energiebericht geht von der zeitlich unbefriste¬
ten und der unbegrenzten Nutzung der Kernener¬
gie aus.

(Dr . Vogel [SPD]: Das ist der Punkt !)
— Das ist der Punkt

(Beifall bei der SPD — Gerstein JCDU/
CSU]: Von „unbegrenzt“ kann im Energie¬

bericht keine Rede sein!)
Diese Aussage steht in deutlichem Widerspruch

zu allen rhetorischen Beteuerungen. Sie macht klar:
Die Bundesregierung will nicht was eine große
Mehrheit der Menschen bei uns will : daß wir uns so
schnell wie möglich von einer Technik trennen, die
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(AJ selbst nie versagen darf und bei der ein Menschnie

versagen darf.
(Dr. Schierholz [GRÜNE] : Was heißt «so

schnell wie möglich“?)
Eis geht um mehr als «m die isolierte Diskussion
einer einzelnen Technologie.

Sie wissen: Für das Land Nordrhein-Westfalen
hat Atomstrom keine besondere Bedeutung ; sein
Anteil beträgt nur 3% an der Stromversorgungdes
Landes.

(Gerstein [CDU/CSU] : Wasist mit KWU? —
Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE ] meldet sich

zu einer Zwischenfrage)
— Im Moment nicht

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ich wollte Sie
nach Tangen fragen! Was machen Sie denn
mit Liegen? — Gegenrufdes Abg. Dr. Vogel

[SPD ] : Die GRÜNEN sind nervös !)
Mir geht es aber um eine grundsätzliche Frage , die
für die Glaubwürdigkeitund damit für die Festig¬
keit unserer demokratischen Ordnung von zentra¬
ler Bedeutung ist Eine wachsende Zahl von Men¬
schen — nicht nur von Jungen Menschen— spricht
uns Politikern die Fähigkeit umzudenken ebenso
ab wie die Bereitschaft umzusteuem.

(Gerstein [CDU/CSU] : Ihnen vielleicht
aber uns nicht!)

Nicht wenige fragen sich , ob wir Politiker über-
haupt noch fähig sind, Neues hinzuzulernen.

{Feilcke [CDU/CSU] : Bei Ihnen habe ich
auch Zweifel !)

Und es gibt leider Anlässe zu solchen Fragen . Auch
der Energiebericht ist ein Beispiel dafür.

(Beifall bei der SPD)
Ich sage : Es ist kein Ausweis von Entschlossen¬

heit und Tatkraft an einmal getroffenen Entschei¬
dungen festzuhalten — ohne Rücksicht auf die Fol¬
gen, ohne Rücksicht auf gemachte Erfahrungen,
ohne Rücksicht auf neue Einsichten.

(Senfft [GRÜNE]: Das haben Sie mit dem
Hochtemperaturrcaktor auch gemacht !)

Die Bereitschaft aus Erfahrungen zu lernen, ist
Voraussetzungjeder verantwortungsbewußtenPoli¬
tik.

(Beifall bei der SPD)
Ich weiß selber, wie schwer das Ist

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha, was wollen
Sie denn?)

Aber ich bin überzeugt wir sind das unseren Mit¬
bürgern und Mitbürgerinnen schuldig.

(Beifall bei der SPD)
Dem Umlemen muß das Umsteuem folgen.

(Berger [CDU/CSUj: Sprechblasen! — Wei¬
tere Zurufe von der CDU/CSU)

Wer dazu nicht bereit oder nicht in der Lage ist der (C]
kann die Zukunft nicht gestalten.

(Beifall bei der SPD)
Man darf mit den Ängsten und Sorgen der Men¬
schen nicht spielen.

(Beifall bei der SPD — Lebhafter Beifall
bei der CDU/CSU — Seiten: [CDU/CSU]:
Auch nicht mit Bibelsprüchen ! — Pfeffer¬
mann [CDU/CSU]: Wie wahr, Sie alter
Miesmacher ! — Feilcke [CDU/CSU]: Sie
«mH doch lernfähig! — Anhaltende Zurufe

von der CDU/CSU: Wie wahr, sehr gut!)
Aber man spielt auch mit ihnen , wenn man sie ver¬
drängt verharmlost oder ignoriert

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU}:
Sie spekulieren doch mit der Angst der
Menschen ! — Weitere Zurufe von der

CDU/CSU)
Man darf sich nicht wundem, wenn Menschen ei¬
nem dann keinen Glauben mehr schenken.

(Ganz [St Wendel ] [CDU/CSU] : Sagen Sie
das dem Lafontaine ?)

— Herr Kollege , ich dachte. Sie wollten hören und
nicht stören; Sie hatten mich doch eingeladen—:

(Beifaü bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/
CSU]: Schonwiederein Vers! Der Mann ist
Ja ein Dichter! — Weitere Zurufe von der

CDU/CSU)
( D(weder bei Aussagen über die Sicherheitvon Atom¬

kraftwerken noch bei anderen technischen Groß¬
projekten.

Herr Präsident meine Damen und Herren, ich
habe dem Bundeskanzler am 10. Mai 1985 in einem
Brief meine im Laufe der Jahre immerstärker ge¬
wordenen Bedenken gegen die Technologie des
Schnelle« Brüters ausführlich mitgeteilt Ich habe
in diesem Brief am 10. Mai 1985 geschrieben:

In den letzten zweieinhalbJahren, die seit der
gmndgSfcrTifh^n Diskussionim DeutschenBun¬
destag vergangen sind, hat sich eine Reihe
neuer Aspekte ergeben, die uns veranlassen,
übereinigeFragen neu nachzudenken . Meinem
Eindruck nach haben sich bei uns, aber auch in
anderen Ländern die Zweifel verstärkt ob mit
Schnellen Brütern ein zweckmäßiger und ver-
antwortbarer Weg eingeschlagen wird , die
Energieversorgung für die Zukunft zu sichern.

Das war vor 17 Monaten. Hier geht es nach meiner
Überzeugung —• und darum wiederhole ich das —
um eine qualitativ neue Entscheidung.

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Allerdings!)
Aus meiner Sicht ist der Einstiegin die großtechni¬
sche, in die kommerzielle Plutoniumwirtschaft ein
Irrweg!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
Wir dürfen uns keine zusätzlichen Probleme und
keine nicht absch&tzbaren Risiken schaffen, wo wir
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schon mit den vorhandenen Risiken große Sorgen
haben.

(Sehr wahr! bei der SPD)
Und darum sage ich nein zu Kallcar und nein zu
Wackersdorf.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN —
Dr. Waigel [CDU/CSU] : Aber das war frü¬

her einmal anders!)
Auf der politischen Ebene wird die Inbetrieb¬

nahme von Kalkar ja nicht nur von uns Sozialde¬
mokraten abgelehnt

(Feilcke [CDU/CSU] : Auch von den GRÜ¬
NEN)

Auch in den Reihender Koalitionsfraktionen, Herr
Abgeordneter

(Dr. Schierholz [GRÜNE] : Und in den Rei¬
hen der GRÜNEN!)

— das war gerade durch den Zuruf bekanntgewor¬
den; das schien vorhernicht deutlichzu sein —, gibt
es viele, die erheblicheZweifel tun Sinn dieses Pro¬
jektes haben.

(Zustimmungbei den GRÜNEN)
Die CDU und die FDP in Nordrhein-Westfalen ha¬
ben jedenfalls in den vergangenen Monaten deut¬
lich kritische Distanz erkennen lassen.

(Hört Hört ! bei der SPD)
Auch sie halten die Inbetriebnahme inzwischenof¬
fenbar nicht mehr für realistisch.

(Dr. Vogel [SPD]: Aha! — Gerstein [CDU/
CSU] : Bei dieser Landesregierung!)

Die, die heute noch auf Kalkar setzen, werden
nachvollziehen müssen, was den niedersächsischen
MinisterpräsidentenErnst Albrecht damals beweg¬te, als er jenseits aller technischen und rechtlichen
Probleme in Gerieben einen Bau mit der Begrün¬
dung stoppte, das Projekt sei politisch nicht durch¬
setzbar. Ich weiß aus Gesprächenmit maßgeblichen
Vertretern der Energiewirtschaft: Auch ihnen ist
klar, daß ohne breite gesellschaftliche Akzeptanzauf Datier keine Energiepolitik betrieben werden
kann

Wir brauchen, meine Damen und Herren, einen
neuen energiepolitischenKonsens. Bei der Energie¬
einsparung, der rationellen Verwendung von Ener¬
gie und bei den regenerativen Energiequellengibt
es riesige technologische und industriepolitische
Chancen . Der intelligente Einsatz der Mikroelek¬
tronik kann den Energieverbrauch deutlich sen¬
ken.

(Gerstein [CDU/CSU] : Aber den Stromver¬
brauch steigern!)

Ich halte es für wichtiger, die Nachfrage nach
Strom auf diese Weise zu vermindern, als d« <: Ange¬bot an Strom durch den Bau immer neuer Kraft¬
werke zu vergrößern.

(Beifall bei der SPD)
Dazu ist freilich Voraussetzung , daß das volks¬

wirtschaftlich Vernünftige sich auch betriebswirt¬
schaftlich rechnet Solange auf Grund der Stromta¬

rife die Kilowattstundeim Durchschnittum so billi- (Q
ger wird , je höher der Stromverbrauch ist bleiben
Investitionen zur rationellen Energienutzung un¬
wirtschaftlich.

(Beifall bei der SPD)
Das behindert die Entwicklung, und das behindert
den Einsatz moderner Techniken. Wir brauchen
eine Änderungder Tarifstruktur.

(Lenzer [CDU/CSU] : Wollen Sie denn die
stromintensive Industrie ganz kaputt ma¬
chen? — Beckmann [FDPJ: Wollen Sie

Stahlwerke schließen ?)
Meine ebenso herzliche wie dringende Bitte an

die Bundesregierung ist deshalb : Blockieren Sie
nicht unsere Zukunltscbancen im Bereich der
Energietechnik, blockieren Sie nicht Kreativität
Phantasie und Leistungswillender Wissenschaftler
und der Techniker, der Ingenieure und der Arbeit¬
nehmer gerade in den mittelständischen Betrie¬
ben,

(Beifall bei der SPD)
indem Sie bloß beschreiben, was sich ergeben hat
statt zu sagen, was sein soll

(Sehr gut! bei der SPD)
(Vorsitz : VizepräsidentWestphal)

Wer heute weiter auf Atomkraft setzt provoziert in
diesem Bereich neuer Technologien einen giganti¬
schen Investitionsstau.

(Gersteln [CDU/CSUJ: Sie stellen die Dinge
doch auf den Kopf!) ' '

Darum bitte ich: Setzen Sie nichtweiterauf die Ver¬
gangenheit sondern öffnen Sie sich für die Zu¬
kunft!

(Feilcke [CDU/CSU] : Die haben Sie schon
hinter sich!)

Ich will verhindern, daß an der Ruhrnoch einmal
schwarze Fahnen wehen; es würde sie aber geben.

(Beifall bei der SPD)
Es gab einmal schwarze Fahnen an der Ruhr , und
das war dann auch das Ende der RegierungErhard,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)
Ich will verhindern, daß es an der Ruhrnoch einmal
schwarzeFahnen gibt

(Dr. Schierholz [GRÜNE) : Rot-grüne brau¬
chen wir!)

Es gäbe sie aber, wenn der vorliegende Energiebe-rieht Grundleige der Energiepolitik bliebe . Das darf
nicht sein ; wir müssen jetzt umsteuem zu einer
umweltverträglichen, sicheren Energieversorgung,
die Atomkraft durch wirklich moderne Techik er¬
setzt

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD —
Dr . Waigel [CDU/CSUJ: Da fehlt doch der
Schluß ! — War das alles? Mit diesem Auf¬
tritt Herr Vogel, können Sie zufrieden
sein! Da waren Sie immer noch besser! —

Heiterkeit bei der CDU/CSU)
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(A) heute ist präzise ein Vorgang , der auf der Basis des
Moderatorengutachtens erfolgt wäre — mit Ihrer Zu¬
stimmung: Sie haben es gefordert.

Nationale Stahl AG — die nächste Ruhrkohle? Na¬
türlich sagt Herr Jochimsen : ohne die Nachteile der
Ruhrkohle. — Ich möchte sehen , wie das gelingen soll.
Das haben auch wir damals geglaubt.

Meine Damen und Herren , so bitter es ist : Der
Strukturwandel muß durchgestanden werden . Neue
Arbeitsplätzemüssen her . Politische Aktionen vor den
Hochöfen, die Stimmen fangen , werden das verhin¬
dern. Am Beispiel Rheinhausen wird das überdeut¬
lich. Die Stadt ist ein erstklassiger industrieller Stand¬
ort DasAufheizen von Stimmungen über alle Medien
hat nur zur Folge, daß künftige Investoren sich drei¬
mal überlegen werden , dorthin zu gehen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Sie erzeugen im übrigen mit dieser ganzen Polemik

— ich verstehe alle Besorgnis — den Mausefallenef¬
fekt , daß Leute sich sagen : Hier kann ich nicht mehr
investieren : ich darf, wenn es schiefgeht , überhaupt
nicht mehr heraus , ohne einen riesigen politischen
Krach zu bekommen.

In Dortmund hat man es gelernt sich nach den
schlechten Erfahrungen des schlechten Klimas, des
schlechten Image inzwischen herauszuarbeiten . Das
ist vernünftig.

(Beifallbei der FDP und der CDU/CSU)
Machen Sie nicht mitallen zusammen in Rheinhausen
denselben Fehler noch einmal ! Helfen Sie den Betrof-

(Bj fenen , aber denken und handeln Sie für die Zukunft
von Rheinhausen und des Ruhrgebiets!

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Jenningen Ich erteile das Wort dem
Herrn Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Ich bin Graf
Lambsdorffdankbar für die ersten Sätze , in denen er
seine Betroffenheit gemeinsam mit den Menschen in
Rheinhansen ausgedrückt hat . Sowenig ich seine
Schlußfolgerungen im einzelnen akzeptieren kann , so
deutlich möchte ich hier sagen : In Nordrhein -Westfa¬
len gibt es gegenwärtig nichts anderes als Betroffen¬
heit, als Wut, als Enttäuschung , als Verbitterung . Ich
bin der Auffassung, daß wir den Weg suchen müssen
aus dieser Betroffenheit, aus dieser Verbitterung zu
neuer Hoffnung für die Menschen im Ruhrgebiet.Aber das kann wohl nur gelingen , wenn Glaubwür¬
digkeit der Politikwiederhergestellt wird. Aber die ist
in Zweifel geraten.

(Beifall bei der SPD)
Da gibt es einen Urheberrechtsstreit , wer das zu¬
stande gebracht hat, was man die Frankfurter Verein¬
barung nennt , die soziale Flankierung für ausschei¬
dende Stahlarbeitnehmer , in einem Katalog aufge¬zeichnet — 35 000 werden es sein , und 2 000 bei der

Maxhütte noch dazu . Da streiten wir darüber , wer die- (Q
sen Erfolg zustande gebracht hat . . .

(Stratmann [GRÜNE] -. Erfolg ? 35 000 Ar¬
beitsplätze vernichtet ! Was ist da Erfolg?)

— Moment , Sie haben mich ja noch gar nicht ange¬
hört.

(Stratmann (GRÜNE ] -. Sie stimmen zu !)
— Nein, ich stimme dem nicht zu, sondern ich versu¬
che , Gedanken zu,äußern.

(Jahn [Marburg ] [SPD ] : Der ist immer so vor¬
laut !)

Und noch während des Urhebenechtsstreits , wer das
zustande gebracht hat , kommen weitere 5 000 dazu,
wird die Grenze von 40 000 überschritten . Mehr als
die Hälfte dessen , was nach europäischer Überein¬
stimmung an Stahlarbeitsplätzen wegfallen soll, wird
in der Bundesrepublik abgebaut

(Dr . Vogel [SPD] : Großangelegt !)
Das ist ein europapolitischer Offenbarungseid , meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der GRÜNEN)

Da gibt es die Aussage , es werde nicht zu Massen¬
entlassungen kommen . Das ist erfreulich, wenn man
bedenkt , daß die , die ihren Arbeitsplatz verlieren wer¬
den , sozial abgesichert werden sollen. Aber das ist
eine ganz gefährliche semantische Spielerei Es wird
der Eindruck erweckt , Massenentlassungen würden
vermieden , d . h . Menschen behielten ihre Arbeit Das
Gegenteil ist richtig . Hier werden Menschen Arbeits-
platze verlieren , und Hoffnung für die nächste Gene¬
ration geht verloren , die am gleichen Ort — in der
dritten und vierten Generation — Arbeit haben wilL

(Dr. Vogel [SPD ] : Richtig!)
Die wollen nicht woandershin , die wollen da leben,
wo sie sind.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
Nim sage ich : Die Tinte über der Frankfurter Ver¬

einbarung ist noch nicht trocken,
(Dr. Vogel [SPD ] : Da wird sie schon gebro¬

chen !)
da wird sie schon gebrochen . Da wird gleichzeitig der
Geist von Frankfurt beschworen und gesagt : Die müß¬
ten jetzt genauso behandelt werden wie die 35 000,
die 37 000.

Man kann sich darüber freuen , daß soziale Flankie¬
rung erreicht sei . Aber , meine Damen und Herren,
soziale Flankierung ist nötig , aber soziale Flankierungist nicht Ziel von Politik, sondern Mittel auf dem Weg.Wir brauchen Wirtschaftspolitik, brauchen Arbeits¬
platzpolitik.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Die Frankfurter Vereinbarungen sind ohne Beteili¬
gung der Länder zustande gekommen . Wirweiden ananderer Stelle darüber zu reden haben . Ich klage danicht , sondern ich sage : Die Landesregierung vonNordrhein-Westfalen wird ihren Beitrag leisten . Sie
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Ministerpräsident Sau (Nordrhein-Westfalen)
(A) hat das schon im Juli erklärt . Aber sie fragt : Ist die

jetzige Lage nicht eine Folge verfehlter Stahlpolitik ln
Europa ! Hat die Bundesregierung ihren europapoliti¬
schen Kredit nicht verspielt , indem sie einseitig — ich
bin gestern im Landtag für einen Satz kritisiert wor¬
den — für Interessen von Großbauern , von Agrarfabri¬
ken eingetreten ist und keine Durchsetzungskraft für
die Stahlarbeiter mehr hat?

(Beifall bei der SPD — Dr. Graf Lambsdorff
[FDP] : Was ist denn mit Saarstahl und

Europa ?)
— Was ich sage , gilt völlig ohne Ansehen der einzel¬
nen Regionen und der einzelnen Standorte.

(Beifallbei der SPD)
Ich fördere seit langem , daß in der Bundesrepublik

endlich alle an einen Tisch kommen , daß eine natio¬
nale Stahlrunde , die der Kanzler immer noch verwei¬
gert , zustande kommt , damit wir endlich von der Ge¬
fahrwegkommen , Stahlstandorte gegeneinander aus¬
zuspielen.

(Dr. Vogel [SPD] : Richtig !)
Es ist nämlich der nächste Schritt , daß das geschieht
Das Motto . Jeder stirbt für sich allein ' darf doch nicht
wahr werden.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der GRÜNEN)

Es darf doch nicht ein Transportband der Angst von
Rheinhausen über Hamborn nach Hückingen , über
Bochum und Witten nach Siegen gehen , von anderen

_ Ländern jetzt ganz zu schweigen . Wir brauchen —
*B) darin stimme ich Graf Lambsdorff zu — den Struktur¬

wandel . Wir brauchen ihn auch in Nordrhein -Westfa-
len . Wir sind auf diesem Weg . Wir haben ein Konzept
vorgelegt Wir wollen eine Zukunftsinitiative Mon¬
tanregionen , Hamitauch der Teil der Frankfurter Ver¬
einbarung eingehalten wird , in dem sich Europa, die
Bundesregierung , die Stahlunternehmen , die Länder,
die Gewerkschaften zu einem gemeinsamen Aktions¬
programm für neue Arbeitsplätze verpflichten . Das
steht auch in der Frankfurter Vereinbarung . Stünde es
nicht drin , wäre es eine reine Sterbehilfe und nicht der
Weg nach vom , den wir gehen müssen.

Wirverlangen vom Bund Mittel nach Artikel 104 a
Abs. 4 des Grundgesetzes.

(Beifall bei der SH )}
Nordrhein -Westfalen verlangt nicht daß sich die Bun¬
desregierung ihm gnädig zuwendet , sondern verlangt
sein Recht für die Menschen , die die Bundesrepublik
nach dem Krieg aufgebaut haben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
Das sogenannte Kon|anktarprogramm , das das

Bundeskabinett gestern beschlossen hat , mag man
parteipolitisch so oder so bewerten ; aber eines sage
ich Ihnen : es taugt nicht für die Montanregionen,

(Beifall bei der SPD)
es ist nach unserer Überzeugung ein Südprogramm.
Es nützt Böblingen und Freiburg und München — die
haben auch gute sozialdemokratische Oberbürger¬
meister — , aber Duisburg und Oberhausen und Hat; .

tingen haben das Geld nicht , um die Mittel anzufor- (C)
dem , die der Bund bereitzustellen bereit ist Darum
sage ich , machen Sie endlich Politik für das größte
Bundesland-

(Wissmann [CDU/CSU] : Machen Sie Politik
für Nordrhein -Westfalen !)

— Ich mache sie auch , Herr Kollege Wissmann . Ich
mache sie seit 17 Jahren , und ich mache sie , immer
wieder bestätigt vom Wähler.

(Beifall bei der SPD)
Wenn wir sie gemeinsam im Interesse der Menschen
machen könnten , vor denen ich da gestern gestanden
habe , dann wäre das gut . Denn ich frage nicht danach:
Wer hat es zustande gebracht , sondern ich frage da¬
nach , ob wir gemeinsam Menschen Hoffnung geben
können.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Jenningen Ich erteile das Wort dem
Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung.

Dr. BlOm, Bundesministerfür Arbeit und Sozialord¬
nung : Herr Präsident ! Meine Damen und Herren!

(Zuruf von der SPD : Wo ist Ihre Fraktion?)
Die Stahlarbeiter in Rheinhausen bangen um ihre Ar¬
beitsplätze . Es ist gut , wenn der Deutsche Bundestag
durch alle seine Fraktionen heute deutlich macht , wir
stehen an ihrer Seite , wir lassen sie nicht allein.

(Zuruf von der SPD : Sie stehen vor, neben,
hinter , über ihnen , aber Arbeitsplätze haben (D)

sie trotzdem nicht !)
Richtig ist, Strukturwandel muß sein . Es gibt keine
Zukunft ohne Strukturwandel . Aber wo alte Arbeits¬
plätze abgebaut werden , dort müssen neue entstehen.
Die Menschen müssen nicht den Maschinen nachlau¬
fen , die Arbeitsplätze müssen dort sein , wo Menschen
ihre Heimat gefunden haben.

(Zuruf von der SPD : Tun Sie was dafür !)
Ich teile auch ihre Ansicht : Unterstützung für Arbeit
ist besser als jede Arbeitslosenunterstützung.

(Beilallbei der CDU/CSU und der Abg . Frau
Unruh [GRÜNE])

Erste und wichtigste Voraussetzung ist Arbeit Keine
noch so hohe Arbeitslosenunterstützung macht das
wett Der Auftrag , neue Arbeitsplätze zu schaffen , ist
ein Teil der Frankfurter Vereinbarung . Der zweite
Teil lautet : Massenentlassungen müssen verhindert
werden.

Meine Damen und Herren , ich wundere midi , wie
salopp Sie heute morgen darüber hinweggehen . . Be¬
erdigungshilfe ' sagt Herr Wieczorek . Lieber Johan¬
nes Rau, ich würde das auch nicht als eine semanti¬
sche Spielerei bezeichnen , wenn darin steht : Massen¬
entlassungen müssen verhindert werden.

(Ministerpräsident Rau: Steht nicht drin !)
Es besteht ein elementarer Unterschied zwischen

Arbeitslosengeld und Sozialplan . Wenn man ins Ar¬
beitslosengeld fallt, wird .ein Jahr später für die Ar¬
beitslosenhilfe die Bedürftigkeit geprüft Eine sozial
flankierte Überführung aus der Arbeit ist zwar nicht
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MlalstetprSstdenlDr. hc. Johannes Sau (Nordrhein -Westfalen)
(A) meine ich, wir dürfen jetzt nicht den Dauerkonflikt

dadurch anlegen , daß wir die Entscheidung , die ge¬
troffen werden könnte , im vorhinein als vorläufig er¬
klären; von keiner Seite dürfen wir das tun . Wie die
Geschichte später entscheidet , das ist nicht unsere
Aufgabe. Unsere Aufgabe ist, jetzt verantwortlich zu
entscheiden.

(Beifall im ganzen Hause)
Darum komme ich noch einmal auf das gestrige

Ansprechen von Gustav Heinemann zu sprechen . Ich
habe Omen eben gesagt : Ich weiß nicht , wie er sich
entschieden hätte . Aber ich habe das als Anlaß ge¬
nommen, mirnoch einmal deutlich zu machen : Um so
wichtiger ist , daß ich jetzt meine Entscheidung treffe,
nichtunter Berufung auf Heinemann oder Weizsäcker
oder Wehner oder Brandt , sondern ich , meine Ent¬
scheidung jetzt

Ich will firnen den Grund sagen . Ich würde ihn
gerne in einem persönlichen Dialog dem Regierenden
Bürgermeister sagen . Er hat davon gesprochen — er
hat ja recht — , das wäre doch wohl zu bewältigen . Die
scheinbare Zumutung , so haben Sie gesagt , wenn ich
es mir richtig notiert habe , eventuell in fünf oder zehn
Jahren mit Arbeitsplatz nach Berlin ziehen zu sollen,
sei doch wohl denkbar und durchstehbar . So habe ich
den Satz in Erinnerung

Dann sage ich : Dieser Satz ist für mich ein Schlüs¬
selsatz für meine Entscheidung für Bonn , nicht weil
ich glaube , daß Sie die sozialen Probleme hier in der
Region gering achten ; das gewiß nicht . Die sozialen
Probleme hier wären groß . Aber wir würden diese

PI Krise durchstehen -, wir würden sie bewältigen ; wir
würden uns auf die Hilfe anderer stützen und verlas¬
sen. Wir würden das bewältigen ; das glaube ich.

• (Beifall bei Abgeordneten der SPD , der CDU/
CSU und des Bündnisses 90/GRÜNE)

Aber schwer würde das.
Ich sage : Der Satz .die scheinbare Zumutung even¬

tuell in fünf oder zehn Jahren ' macht deutlich , daß wir
in der Gefahr sind, eine Symbolentscheidung zu tref¬
fen , eine bloße Geste. Denn in fünf oder zehn Jahren
ist es nicht mehr die Frage , jetzt ist die Frage , wie wir
den fünf neuen Ländern helfen . Dasmuß jetzt gesche¬
hen, indem wir jetzt mit unseren Mitteln unseren
Menschen in Leipzig, in Dresden , auch in Berlin un¬
sere Hilfe angedeihen lassen.

(Beifallbei Abgeordneten der SPD , der CDU/
CSU und der FDP)

Nicht die symbolische Wirkung der Geste , daß even¬
tuell in fünf oder zehn Jahren etwas komme , hilft in
den fünfneuen Ländern , sondern es hilft , was wir jetzt
tun.

Darum habe ich vor einem Jahr Vorschläge ge¬
macht Ich habe vot einem Jahr piiwn Vorschlag ge¬
macht, eine Einrichtung von Bonn nach Weimar zu
legen . Ich habe die Reden von Willy Brandt in Erinne¬
rung , auch , die Rede, in der er in Berlin Vorschläge

- gemacht hat , wir sollten uns doch jetzt über die bun¬
desstaatliche Ordnung Gedanken machen : Was
kommt wohin? Was wird denn aus Rostock, aus
Greifswald, aus Schwerin , aus Leipzig, aus Dresden,
aus Magdeburg , aus Erfurt?

All diese Fragen stehen jetzt für uns alle an . Aus (Q
diesen Fragen kommen wir nach meiner Überzeu¬
gung eben nicht heraus , indem wir jetzt eine Entschei¬
dung treffen , die Berlin noch nicht nützt und der
Rheinschiene jetzt schon schadet.

(Beifallbei Abgeordneten der SPD , der CDU/
CSU , der FDP und des Abg . Dr. Klaus-Dieter

Feige [Bündnis 90/GRÜNE])
Ich weiß nicht , was es bedeutet , wenn es links rot

aufleuchtet . Aber das ist gefährlich.
(Heiterkeit)

Lassen Sie mich noch zwei kurze Sätze sagen : Hier
sind die zehn Landtage und die zwei Landesregierun¬
gen zitiert worden . Auch mein Freund Jochen Vogel
hat sie zitiert

(Zuruf von der CDU/CSU)
— Den nordrhein -westfälischen hat er nicht zitiert,
weil der nicht bei den zehn ist.

Ich finde , die Landtage und die Landesregierungen
haben eine hervorragende Möglichkeit , ihrer Mei¬
nung Ausdruck zu verleihen , nämlich am 5 . Juli im
Bundesrat . Es ist Sache des Bundesrates , was die
Landtage und die Landesregierungen sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Hier hat jetzt der Bundestag zu entscheiden , und er
wird .nicht durch Entscheidungen von Landtagen und
Landesregierungen präjudiziert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD , der CDU/
CSU und des Bündnisses 90/GRÜNE)

Das letzte , was ich sagen möchte , ist : Meine Damen
und Herren , ich habe zu denen gehört , die sich wo- (° )
eben - und monate - , tage - und nächtelang um Kom¬
promisse bemüht haben , weil sie keine Spaltung woll¬
ten . Man kann 1986 als Kanzlerkandidat nicht »Ver¬
söhnen statt Spalten ' rufen und dann hernach sehen,
wie die Züge aufeinanderfahren . Nur , wenn jeder
Kompromißvorschlag daran gemessen wird , ob er
denn auch alles erfüllt , was der andere will, ist das
Wesen des Kompromisses verbraucht Deshalb ist es
nicht zu einem Kompromiß gekommen . Darum ist
jetzt zu entscheiden.

Ich bitte : Entscheiden Sie so , daß die bundesstaatli¬
che Ordnung gewinnt und daß wir die Kräfte und die
Sinne wieder freibekommen fürdie Hilfe in den neuen
Ländern!

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Beifall
bei Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP

und des Bündnisses 90/GRÜNE)

Vizepräsident HelmuthBecken Meine Damen und
Herren , das Wort hat nun der Abgeordnete Dietmar
Keller.

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Für unser neuestes
Theaterstück , vermeldete jüngst Wolf Biermann , habe
er einen pathetischen , einen sarkastischen und einen
Hegelschen Satz im Angebot . .So wie es ist , bleibt es
nicht “

, schrieb Bertold Brecht in .Revolutionäre Zei¬
ten ' . .So wie es bleibt , ist es nicht “

, äffte Heiner Mül¬
ler in Zeiten der Stagnation Brecht nach . „Nichts ist,
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Regierender Bürgermeister Eberhard Diepgen (Berlin)
(A) Ich weihe hierfür Berlin . Ich möchte mich aber auch

bei denjenigen bedanken , die sich um einen Konsens
bemüht haben . Ich weiß, wie schwierig das war. Ich
glaube , es ist wichtig , gerade hier auch noch einmal
darauf hinzuweisen , daß eine tragfähige Lösung von
möglichst vielen wirklich innerlich akzeptiert werden
muß.

Ich möchte Sie, meine Damen und Herren , aus den
Argumenten — ich habe nur drei genannt — einla-
den , auffordern , sich für Berlin zu entscheiden . Diese
Stadt Berlin ist sicher voller Gegensätze , voller Span¬
nungen und Widersprüchlichkeiten ; aber , meine Da¬
men und Herren , gerade deswegen ist sie nicht der
Hort von Zentralismus , gerade deswegen , durch ihre
Vielfalt, ist sie nicht das Beispiel einer Megastadt
Aber , meine Damen und Herren , diese Gegensätze,
Spannungen und Widersprüchlichkeiten sind der
Stoff , aus dem politische Kreativität entsteht . Das ist
für Regierungs - und Parlamentssitz auch etwas Gu¬
tes.

Vielen Dank.
(Beifallbei Abgeordneten der CDU/CSU , der
FDP, der SPD und des Bündnisses 90/

GRÜNE)

VizepräsidentHeimuth Becken Meine sehr verehr¬
ten Damen und Herren , ich erteile nunmehr das Wort
dem Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-

~ Westfalen , Herrn Johannes Rau.

Ministerpräsident Df. hc . Johannes Rau (Nord-
rhein -Westfalen ) : Herr Präsident ! Meine Damen und

1 Herren ! Ich gestehe , daß ich lange gezögert habe , ob
ich hier das Wort ergreifen sollte. Es ist eine Debatte,
die schon ihre merkwürdigen Akzente hat Seit Tagen
haben wir gelesen , was für ein schwieriger Tag für das

—■ Parlament das sein werde . Wir haben die Argumente,
die ausgetauscht worden sind , alle vorher in vielen
Gesprächen schon hin - und hergewendet , und es ist
auch für einen selber merkwürdig . Ich weiß nicht,
wem von Ihnen es auch so geht wie mir : Da sitzt man
da und schüttelt den Kopf bei Rednern , die man seit
Jahren und Jahrzehnten verehrt und mit denen man
befreundet ist

(Heiterkeit)
Da gibt man Leuten Beifall, bei denen man früher
keine Hand gerührt hätte.

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause)
Da ist man beeindruckt von Argumenten für die Posi¬
tion Berlins. Dann hört man jemanden , der für Bonn
wirbt , und man denkt : Na , wenn er es doch ein biß¬
chen anders sagte ! —

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause)
Dann kommt man auch in die Situation , in der ich
gerade war , als der Regierende Bürgermeister hier so
eindrucksvoll vortrug , als er die Stärken Nordrhein-
Westfalens , die er den Werbeschriften entnommen
hat

(Heiterkeit)
noch sehr viel deutlicher dargestellt hat als vor unse¬
rer letzten Landtagswahl.

(Heiterkeit)

Da denkt man : Wie komme ich hier zu einem Diskus- (C)
sionsbeitrag , der der eigenen Linie treu bleibt?

Ich gestehe : Was mich an Berlin-Befürwortern am
stärksten beeindruckt und verunsichert , ist die Sicher¬
heit ihrer Argumente.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des
Bündnisses 90/GRÜNE)

Ich bin oft viel unsicherer in dem , was mich bei dieser
Abwägung bestimmt Ich sage das hier freimütig.

Ich will Ihnen sagen , warum ich für den Standort
Bonn werbe : Nicht , weil ich es für selbstverständlich
halte , daß Diepgen für Berlin und Rau für Bonn ist,
sondern weil ich eine Reihe von Überlegungen ange¬
stellt habe , die in der Tat auch mit meiner eigenen
Lebensgeschichte Zusammenhängen . Hier haben
viele — auch der Bundeskanzler hat das getan — Da¬
ten und Fakten genannt , die Motive für die Art der
jetzigen Entscheidung geworden sind. Mir ist das am
stärksten bei Folgendem zum Bewußtsein gekommen.
Sie sind , Herr Kollege Kohl , heute als Enkel Adenau¬
ers bezeichnet worden . Ich habe gestern das Glück
gehabt , zum Sohn Gustav Heinemanns erklärt zu wer¬
den,

(Zuruf von der FDP : Zwangsadoptiert !)
dabei ist er nur der Urgroßvater meiner Kinder . Ich
wurde gefragt , wie mein Ziehvater angesichts dessen,
was ich da sagte , wohl dächte . Ich habe darauf nicht
geantwortet Ich habe darauf nicht geantwortet , weil
ich es nicht wußte , weil ich nicht weiß , wie ein Mann
wie Gustav Heinemann , mit dem ich mm wirklich
viele Jahrzehnte meines Lebens in enger Verbindung
gestanden habe und dem ich viel zu verdanken habe,
in dieser Situation entschieden hätte.

Ich sage das , damit wir uns der außergewöhnlichen
Situation bewußt sind , in der wir hier entscheiden.
Man kann ja begrüßen , daß es einmal quer durch die
Parteien geht

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Man kann aber auch besorgt sein , daß die Art, wie wir
miteinander umgehen und wie dann die Entschei¬
dung getroffen wird , hernach doch beiden schadet,
denen , die für Bonn, und denen , die für Berlin eintre¬
ten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Darum meine ich , wir sollten uns über ein paar Sach¬
verhalte einig werden.

Der eine Sachverhalt ist für mich , daß wir sagen:
Nim hat der Bundestag zu entscheiden . Er hat die
Argumente zu wägen , und er hat dann seine Entschei¬
dung zu treffen. — Deshalb habe ich gezögert , ob hier
Regierungschefs der Länder reden sollten . — Diese
Entscheidung des Bundestages muß dann gelten . Ich
fände es gut , wenn jede der beiden Seiten dann sagte:
Ja , das nehmen wir hin und an , und wirversuchen , der
anderen Region zu helfen . Wenn wir zu diesem Kon¬
sens nicht kommen , dann wird das hier eine Episode
und nicht der Beginn einer Epoche , dann kommen wir
nicht voran, bei dem , was doch die eigentliche Auf¬
gabe ist , auf die sich Bonn- und Berlin-Vertreter je¬
weils berufen , daß es nämlieh um die Angleichung der
Lebensverhältnisse in ganz Deutschland geht . Darum
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Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl
(A) mit der deutschen Einheit bewiesen , die in Frieden

und in Freiheit sowiemit der Zustimmung all unserer
Nachbarnmöglich war , weil uns die Nachbarn und die
Welt vertrauen . Deswegen ist es angesichts mancher
Fragen an die Deutschen wichtig , dieses Vertrauen
gemeinsam zu rechtfertigen.

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/CSU
— Anhaltender Beifall bei der F.D .P.)

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth : Als nächster spricht
der Ministerpräsident des Landes Nordrhein -Westfa-
len, Dr. Johannes Rau.

Ministerpräsident Dr. h . c . Johannes Rau (Nord¬
rhein-Westfalen) : Frau Präsidentin ! Meine Damen
und Herren! Die Regierungserklärung , die der Herr
Bundeskanzler soeben abgegeben hat ist wichtig für
uns hier in Deutschland, für die Menschen im Aus¬
land , und sie wird — wie wir heute morgen von dem
Sprecher der türkischen Regierung gehört haben —in
der Türkei als das wichtigste Ereignis dieses Tages
gewertet

Ich denke , wirhaben das mit Respekt zur Kenntnis
zu nehmen, auch da , Herr Bundeskanzler , wo in
einigen Teilen Ihrer Regierungserklärung die Ge¬
meinsamkeit, von der ich glaube , daß wir sie jetzt
brauchten , nicht mehr so deutlich geworden ist ln
einem Teil Ihrer Rede haben Sie — erlauben Sie mir,
das so zu sagen — manchen alten Hirschen zum
frischen Wasser geführt

(Bj (Heiterkeit und Beifall bei der SPD)
Bei dem Stichwort . Sekundärtugenden * frage ich
mich , wie lange das Klischee wohl noch hält

Pr . WolfgangSchäuble [CDU/CSUJ : Bis zu
Ihrer nächsten Mitgliederbefragung ! — Uta

Würfel [F.D .P.J: Solange es nötig istl)
Die Frage danach , was die Konfliktpädagogik denn

alles Zustande gebracht oder in Unordnung gebracht
hätte,

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU] : Nicht ver¬
niedlichen !)

will ich in der Tat nicht verniedlichen . Ich bin kein
Anhänger einer falschen Harmonielehre , aber auch
kein Anhänger der Konfliktpädagogik . Dennoch
meine ich, wir sollten nicht zuviel auf die Schule
schieben.

(Beifall bei der SPD)
Wir sollten nicht zuviel auf die Lehrer packen.

(Beifall beider SPD — Eduard Oswald [CDU/
CSU ] : Nur auf manche , nicht auf alle ! —

Weitere Zurufe von der CDU/CSU)
—- Ich weiß gar nicht warum Sie sich über so milde
Sätze aufregen.

(Dr . Wolfgang Schäuble [CDU/CSUJ : Wir
regen uns gar nicht auf ! — Gerhard O . Pfef-
fermann fCDU/CSU ] : Weil sie bewußt falsch

sind !)
Ich wollte von den Gemeinsamkeiten sprechen.

Und wenn man von Gemeinsamkeiten spricht darf
man auch Unterschiede deutlich machen.

Ich sehe einen Unterschied , Herr Bundeskanzler , in (G)
der Frage der Mehrstaatigkeit . Ich wüßte gern , ob das,
was Sie dazu gesagt haben , was viele Sprecher Ihrer
Partei und Ihrer Koalition dazu gesagt haben , iden¬
tisch ist mit dem , was die Ausländerbeauftragte der
Bundesregierung in einem Gesetzentwurf vorgelegt
hat

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich wüßte gern , ob es politisch wirklich klug ist
wenn man das kommunale Wahlrecht nach Maas¬
tricht den EG-Bürgem gibt es aber gleichzeitig der
größten Gruppe der ausländischen Arbeitnehmer , die
Sie angesprochen und die Sie für ihren großen Beitrag
zur deutschen Volkswirtschaft gelobt haben , verwei¬
gert — nämlich den Türken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der PDS/Linke Liste)

Ich wüßte gern , wie das mit den Worten überein¬
stimmt , die Sie über die Türkei gesagt haben , denen
ich zustimme, die Sie über Demirel, über Inönü gesagt
haben.

Herr Bundeskanzler , es gibt viel Gemeinsames;
deshalb haben wir uns auf Ihre Anregung am 1 . Juni
nach den schrecklichen Ereignissen in Solingen an die
Bürger gewandt und sie nicht um Ruhe gebeten,
sondern um besonnenes Denken und Handeln.

Und so glaube ich : Wenn wir ein Stückchen weiter¬
gehen , wenn wir ein Stückchen tiefer über das , was
geschehen ist , nachdenken , dann werden sich nicht
die Unterschiede verwischen , dann wird es nicht auf
pinmal einen Einheitsbrei politischer Meinungen f° )
geben ; aber es kann und mußnoch mehr Gemeinsam¬
keit geben , als wir sie bisher ausgesprochen haben.
Denn — das sage ich aus meiner persönlichen Erfah¬
rung — vielen Menschen hier im Westen schienen
Hoyerswerda und Rostockschrecklich weit weg . Aber
Hünxe und Solingen sind , ganz nah — Solingen ist
meine Nachbarstadt.

Viele haben das Gefühl , seit der Nacht von Pfingst- .
samstag habe sich unser Land verändert Wer wie ich
am Tatort dieser mörderischen Brandstifter gewesen
ist , der hat erfahren : Das am tiefsten sitzende Gefühl
der meisten Menschen ist eine Mischung aus Angst
und aus großer Sorge , aus Ohnmacht und aus
Trauer.

Ich denke , wir Politiker — alle — tun gut daran,
offen zu sagen , daß wir in vielem ratlos sind . Das darf
keine Ausrede für Nichtstun sein , aber es ist eine
Warnung vor zu schnellen Rezepten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der F.D .P .)

Für das . was in Solingen und in anderen Städten
geschehen ist — vorher und nachher — , gibt es eine
Fülle von Deutungsversuchen , von Erklärungsansät¬
zen , von Interpretationsversuchen . Ich gestehe Ihnen
aber ganz offen: Ich kann nicht begreifen , was junge
Menschen dazu treibt , die Häuser ihrer Nachbarn in
Brand zu stecken — und das in dem Bewußtsein , daß
sie diese ihre Nachbarn verbrennen.

Es ist erschreckend , daß "viele Reaktionen auf diese
menschenverachtende Gewalt ebenfalls Gewalt sind.
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-) z . B . bei den Straßenkrawallen , die wir erlebt haben.
Ich teile die Sorge vieler — auch Ihre Sorge , Herr
Bundeskanzler —■„ daß eine gestiegene Gewaltbereit¬
schaft und eine sinkende Hemmschwelle zur Anwen¬
dung von Gewalt zu beobachten und zu beklagen
sind.

Jetzt suchen wir nach den Ursachen . Die einen
suchen sie in den Familien , die anderen in der Schule,
die nächsten bei den Medien , wieder andere im Streit
um das Asylrecht . Viele sagen und bekräftigen — es
ist richtig —, wir Deutsche seien ein ausländerfreund¬
liches Volk. Aber andere malen das Gespenst eines
neuen Faschismus an die Wand.

( Vorsitz : Vizepräsident Hans Klein)
Sosehr ich verstehen kann , daß verzweifelt nach

schnellen und befriedigenden Antworten gesucht
wird, die auch beruhigen sollen, so falsch wäre es.
wenn wir es uns zu leicht machten . Die jungen
Menschen , die den Großteil der ausländerfeindlichen
Gewalttäter ausmachen , fallennicht vom Himmel: Sie
sind Kinder unserer Gesellschaft . Sie handeln nicht im
luftleeren Raum. Ihre Taten sind — so scheint es mir
jedenfalls — ein extremer Ausdruck einer tiefgehen¬
den Orientierungskrise in unserem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der F.D.P.)

Ungewißheit und Sorgen sind allgegenwärtig . Maß¬
stäbe scheinen verlorengegangen . Tabus werden
gebrochen , dem republikanischen Grundkonsens
droht Gefahr , und es fehlt an Orientierung.

Mußman da nicht fragen , ob sich im dritten Jahr der
' staatlichen Einheit die soziale Statik in unserem Land

so verändert hat daß wir das Zusammenleben neu
einüben müssen ? Zusammenleben ist nicht leicht;
Zusammenleben ist Freude und Bereicherung , kann
aber auch Zumutung sein . Zusammenleben mit Frem¬
den verlangt Toleranz auf beiden Seiten , verlangt
Offenheit und die Bereitschaft , Neues anzunehmen.

Zusammenleben , meine Damen und Herren , kann
auch nur gelingen , wenn wir die Menschen nicht
abschreiben oder gar verurteilen , denen Fremdes
Angst macht . Es ist ein großer und ein gefährlicher

'

Irrtum, Fremdenangst und Fremdenfeindlichkeit
gleichzusetzen.

Wir müssen dafür sorgen , daß aus Angst vor Frem¬
den nicht Haß wird , der sich in Gewalt entlädt Darum

sage ich : Lassen Sie uns barmherzig mit der Fremden¬
angst umgehen , damit wir die Fremdenfeindlichkeit
entschlossener bekämpfen können.

(Beifall bei der SPD , der CDU/CSU. der
F.D .P. und beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬

NEN)
Nun zitiere ich doch jemanden aus der , Frankfurter

Schule*
. Adorno hat gesagt , es gehe tim eine Gesell¬

schaft, in der die Menschen ohne Angst verschieden
sein können . Ich glaube , das ist die große Herausfor¬
derung.

(Beifall bei der SPD und der F.D .P . sowie bei
Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie gilt für alle Menschen . Also müssen wir auch die

Ängste mancher deutscher Mitbürgerinnen und Mit¬

bürger ernst nehmen , die verunsichert sind , die oft (Q
nicht wissen , wie sie sich Fremden gegenüber verhal¬
ten sollen, die Unbehagen empfinden , wenn ihre
gewohnte Umgebung ihnen fremd wird und unsicher
erscheint

Die Frage ist welchen Auftrag die Politik dazu
leisten kann , daßfriedliches Zusammenleben in unse¬
rem Land möglich ist Da sage ich : Dieser Beitrag ist
viel bescheidener in seinen Möglichkeiten , als man¬
che glauben . Aber er ist unersetzlich . Da gibt es
keinen Maßnahmenkatalog zum Abhaken . Da gibt es
keine Versicherungspolice gegen Fremdenhaß und
Ausländerfeindlichkeit

Aber wir alle sollten nach Möglichkeiten suchen,
wie wir Zusammenleben fördern , statt es zu behin¬
dern . Das sind wir den Opfern der Brandanschläge
schuldig . Das sind wir den Menschen schuldig , die
zum Teil schon vor einer Generation aus der Türkei
und aus Italien , aus Spanien , aus Portugal und aus
vielen anderen Ländern zu uns gekommen sind . Das
sind wir aber auch der überwältigenden Mehrheit der
Deutschen schuldig , die Zeichen setzen für Solidarität
und die sich trotzdem ohnmächtig fühlen in diesen
Tagen.

Ich will an einigen Beispielen deutlich zu machen
versuchen , in welche Richtung wir nach meiner Über¬

zeugung gemeinsam gehen sollten . Wiralle wissen ja,
daß Politik auch von der Überzeugungskraft des
Wortes lebt Wir wissen aber auch : Bestimmte Worte
und bestimmte Wörterhaben bestimmte Wirkungen.
Damm frage ich: Müssen wir nicht genauer denken
und dann sorgfältiger sprechen ?

101

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNENsowie bei Abgeordneten der

CDU/CSUund der F .D.P .)

Ich will Ihnen die Beispiele nicht zumuten . Aber
wieviele Worte -sind in den letzten zehn Jahren

geprägt und benutzt worden , die unterschwellig das

transportieren , wogegen wir jetzt gemeinsam hoffent¬
lich kämpfen wollen?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNENsowie bei Abgeordneten der
F.D .P. und des Abg . Dr. Heiner Geißler

(CDU/CSUJ)

Wie bringen wir das also zustande ? Ich sage das als

jemand , der mit dem Satz . Versöhnen statt spalten*
oft mißverstanden worden ist

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann man
wohl sagen !)

Wie bringen wir es zustande , daß unsere Sprache ein

Beitrag zum inneren Frieden wird und kein Beitrag
zur geistigen Aufrüstung? Ich will die Frage hier
stellen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der F .D .P .)

Die Gewalt , die wir in den letzten Monaten erlebt
haben , die latente Gewaltbereitschaft in unserer
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(A) Gesellschaft, die fängt im Schulbus an. Für die gibt es

keine Rechtfertigung. Aber es gibt Ursachen.

(Beifall der Abg. Michael Glos (CDU/CSUJ
und Eduard Oswald [CDU/CSU])

Man kann einige dieser Ursachen durch politisches
Handeln beeinflussen. Es ist doch keine neue Erfah¬
rung , daß Benachteiligungen , soziale Ungerechtig¬
keit , Angst vor sozialem Abstieg und Sorge um
Arbeitsplatz und Wohnung die Suche nach Sünden¬
böcken begünstigen und daß sie ein Nährboden für
Aggressivität und Gewalt sind.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS90/
DIE GRÜNEN sowie des Abg . Dr. Burkhard

Hirsch (F .D .P .])

Wir sind einig , Herr Bundeskanzler : Der Schutz der
bedrohten Menschen und die Verfolgung der Straftä¬
ter sind unverzichtbar wichtig . Aber noch wichtiger
ist . daß wir dazu beitragen , die sozialen Ursachen für
die Resonanz rechtsextremer Parolen zu beseitigen

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des
Abg. Dr . Burkhard Hirsch (F.D .P.))

und daß wir die Bereitschaftwecken , daß wir gemein¬
sam daran gehen , diese Ursachen zu verringern oder
gar zu beseitigen.

Wir brauchen also eine Politik der sozialen Gerech¬
tigkeit , eine Politik , die nicht zuläßt , daß eine wach¬
sende Minderheit auf der Strecke bleibt oder das

(B) Gefühl hat , auf der Strecke zu bleiben . Das ist der
wirkungsvollste Beitrag gegen Rechtsextremismus
und Gewalt

(Beifall bei der SPD)
Marie von Ebner-Eschenbach hat einmal gesagt:

Das Recht des Stärkeren ist immer das stärkste
Unrecht Wenn wir über Werteverlust sprechen , auch
im Zusammenhang mit jugendlichen Gewalttätern,
dann sage ich: Dieser Werteverlust , der gewiß auch
zusammenbängt mit sozialen Ursachen , die wir alle
nicht früh genug erkannt und nicht rechtzeitig verän¬
dert haben , liegt natürlich in der Gesamtgesellschaft
Damit liegt er auch in den Familien und auch in der
Schule , aber nicht bloß und nach meiner Überzeu¬
gung auch nicht zuerst in der Konfiiktpädagogik,
sondern darin , daß unsere Gesellschaft ein Leben
propagiert in dem individuelle Durchsetzungsfähig¬
keit und Konkurrenz um fast jeden Preis als ein Wert
an sich erscheinen . Das scheint nur ein Grund zu
sein.

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordneten
Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink (F.D .P .)
und Dieter -Julius Cronenberg (Arnsberg)
( F.D.P.) — Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU):

Das ist aber doch Konfiiktpädagogik !)
Ich frage also; Ist nicht das Absolutsetzen von

Wettbewerb und von Konkurrenz auch einer der
Gründe für einen solchen Werteverlust ? Wir alle
wissen , der Markt ist ein leistungsfähiges Instrument.
Auf das kann keine moderne Wirtschaftsordnung

verzichten . Der Markt kann vieles , aber er kann keine (Q
Wertorientiemng vermitteln , weil er wertblind ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der F.D .P.)

Wird das immer deutlich in unserer politischen Aus¬
einandersetzung ? Ich wundere mich oft über eine
Arbeitsteilung in der politischen Diskussion, in der
wertbezogene Fragen in die Sonntagskapitel gehören
und ferogehalten werden von den Alltagsfragen.

(Beifall bei der SPD)
Sie haben die Bildungspolitik angesprochen , Herr

Bundeskanzler . Ich stimme Ihnen zu: Wir brauchen
Diskussionen über Inhalte . Das beißt aber gleichzei¬
tig , daß wir Bildungspolitik nicht bloß noch als
Anhängsel , als Wurmfortsatz der Diskussionüber den
Wirtschaftsstandort Deutschland betrachten dürfen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

CDU/CSU)
Sie haben die Medien angesprochen . Wer von uns

allen erinnert sich? Lassen Sie uns doch einmal
freimütig darüber reden . Ich kann mich an den me¬
dienpolitischen Kongreß von 1985 erinnern : Mehr
Programme , mehr Vielfalt und mehr Auswahlmög¬
lichkeiten für den mündigen Bürger.

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl : Das sagen
Sie!)

'

— Das sage ich.
(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSUJ : Auch Herr

Clement?) (D)
Herr Bundeskanzler , ich bin nur deshalb hierherge¬
kommen , weil ich der Meinung bin : Wenn wir nicht
miteinander offen über das reden , was uns gemein¬
sam bewegt

’
, dann brauchen wir uns das Ritual von

Sitzungen nicht zu leisten . Das ist meine Meinung.
(Beifall bei der SPD . der CDU/CSU, der
F .D .P. und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬

NEN)
Wenn ich. Herr Bundeskanzler , am Anfang gesagt

habe , daß ich gegenüber dieser Gewalttat oft ratlos
bin , dann war das keine Sprechblase , mit der ich
anschließend sage , wo alle meine Ratschläge sind,
sondern dann ist das der Versuch , einmal offen
auszusprechen , wo mich und wo andere der Schuh
drückt . Ich weiß , das Bild vom Schuhdrücken ist
unpassend angesichts der Dimension dessen , was wir
hier miteinander bereden . Aber dann möchte ich doch
wirklich darüber reden , auch als jemand , der Medien¬
politik als Standortpolitik macht , ob das eigentlich
noch zumutbar ist Ich bin nicht für eine Aktion
» Saubere Leinwand “

. Ich bin nicht für verschärfte
Gesetze . Ich glaube , nicht die Verschärfung von
Gesetzen , sondern die Veränderung von Gesinnun¬
gen ist unser Thema.

(Beifali bei der SPD und der F.D .P . sowie bei
Abgeordneten der CDU/CSU)

Und da frage ich mich : Wollenwir uns die Argumente
von damals noch einmal ansehen ?.Wer damals Beden¬
ken gegen immer mehr Programme angemeidet hat,
dem ist Wirtschafts- und Technikfeindlichkeit vorge-
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0 halten worden — ich kann mich gut erinnern —, der

wurde karikiert als der selbsternannte Vormund des
mündigen Bürgers . Wer davor gewarnt hat , daß der
Fernseher in noch mehr Familien gleichzeitig die
Funktion von Vater und Mutter übernehme , dem
wurde mit medienpädagogischen Angeboten geant¬
wortet

(Beifall bei der SPD , der F.D.P. und dem
BÜNDNIS90/DIEGRÜNENsowie bei Abge¬

ordneten der CDU/CSU)

Darum müssen wir wieder stärker ins Gedächtnis
rufen : Es gibt Dinge jenseits von Angebot und Nach-

B) frage , so wichtig eine leistungsfähige Wirtschaft ist.
Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und soziale Ge¬
rechtigkeit darf man nicht gegeneinander ausspielen.
Die Leistungsfähigkeit unseres Sozialsystems hängt
ab von der Stärke unserer Wirtschaft Aber es gütdoch
genauso : Die Leistungsfähigkeit unserer Unterneh¬
men gründet auf der Stärke unseres Sozialsystems.

' '
(Beifaü bei der SPD)

Ich danke mit Ihnen , Herr Bundeskanzler , der
Polizei . Der Unterscheid ist Ich danke ihr auch für die
Strategie der Deeskalation, die ich für richtig halte.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin mit Ihnen der Meinung , Herr Bundeskanz¬
ler , daß es Verbote geben mußte . Sie haben die
Verbote , die der Bundesinnenminister ausgesprochen
hat, zitiert . Ich lobe das . Ich frage : War das früh
genug?

(Beifaü bei der SPD)

Hat es nicht vorher Drängen gegeben — jedenfalls aus
einzelnen Ländern — , solche Verbote auszusprechen,
und sind wir nicht damals auf taube Ohren gesto¬
ßen?

Ich stimme Ihnen zu , Herr Bundeskanzler , wir
dürfen den Begriffdes Patriotismus nicht den Rechten
überlassen . Ich habe in der Zeit , in der ich die
undankbare Aufgabe hatte , Kanzlerkandidat gegen
Sie zu sein

(Heiterkeit)

— Sie wissen , mit welchem Erfolg-

(Erneute Heiterkeit — Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl : Darin sind wir uns einigl)

— Man lernt hinzu. — Herr Bundeskanzler , ich habe
damals gesagt , ein Patriot ist jemand , der sein Vater¬
land Hebt, und ein Nationalist ist einer , der die
Vaterländer der anderen verachtet Ich bin ein deut¬
scher Patriot . — Dem habe ich nichts hinzuzufügen.
Aber zum Patrioten gehört daß er den Auftrag wahr-
nimmt , den Willy Brandt in der Regierungserklärung
1969 an den Schluß gestellt hat ; ein Volk guter
Nachbarn sein nach innen und nach außen.

(Beifaü bei der SPD, der CDU/CSU, der
FD .P. und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬

NEN)

Das ist damals , glaube ich , zu Recht verstanden
worden , zuerst als eine außenpolitische Aussage im
Blick auf die östlichen Nachbarn , im Blick auf das
entstehende Europa . Heute ist es eine konkretere
Aufgabe : guter Nachbar sein zu Hause in dem , was
man Wohngegend nennt , in der Nachbarschaft.

(Dr. WolfgangSchäuble [CDU/CSU| : Genau
das hat der Kanzler gesagt !)

— Ja , Herr Schäuble , ich bin ja nicht dabei, - ein
Gegenreferat zu halten , sondern zu ergänzen , zu
unterstützen , auch zu widersprechen.

(Beifaü bei der SPD)

Ich glaube , dies ist nicht die Stunde der Polemik
gegeneinander . Wir stehen vor einer Situation, die mir
oft angst macht , und da suche ich jedenfalls danach,
ob wir auch im Aussprechen unterschiedlicher Posi¬
tionen Wege finden, aber eben so , daß daraus Wett¬
bewerb um den richtigen Ansatz , um die bessere Idee
entsteht und nicht persönliche Feindschaft.

(Beifaü bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der FJD.P. — Dr . Wolfgang Schäuble (CDU/
CSU]: Mir lag nur daran , daß wir da überein¬

stimmen !)

— Richtig, völlig einig.

Also sage ich. wir brauchen die Zusammenarbeit
aller Gutwilligen. Wir brauchen sie bei der Bekämp¬
fung von Gewalt und Rechtsextremismus . Wir brau¬
chen Bürg ersinn und Zivilcourage . Im Schatten von
Gleichgültigkeit und dem Gefühl . Das geht mich
nichts an “ , das es auch gibt , müssen wir sagen,
niemand darf weghören , wenn am Arbeitsplatz oder
in der Kneipe Vorurteile gegen Ausländer geschürt
werden.

(Beifall bei der SPD . der F .D . P . und dem
BÜNDNIS90/DIE GRÜNENsowie bei Abge¬

ordneten der CDU/CSU)

Niemand darf wegschauen , wenn ausländische Mit¬
bürgerinnen und Mitbürger diskriminiert werden.
Niemand darf mitlachen , wenn Rassismus— als Witz

getarnt — verbreitet wird.

(Beifaü bei der SPD und der F.D .P .)

Jetzt haben wir neue Vorschläge : Politische Ethik¬
kommission . Verbot von Sendungen . Ich halte davon
nichts : aber ich halte viel von einem Meinungsklima,
das Programme kommerzieü untragbar macht dienur
an den inneren Schweinehund appellieren.

(Beifaü bei der SPD , der CDU/CSU, der
F.D .P . und beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der PDS/Linke

Liste)

Da meine ich , sosehr ich mich an der wirtschaftlichen
Prosperität freue , die wir gehabt haben und die ichmir
zurückwünsche : Bei vielen jungen Menschen , die in
dieser Zeit ihre prägenden Erfahrungen gemacht
haben , ist der Eindruck entstanden , nur materieüer
Erfolg zählt , Geld ist der Maßstab aüer Dinge. Wir
müssen aufpassen , daß wir nicht auf den Wegzu einer
Gesellschaft von Zynikern geraten , die von aüem den
Preis kennt und von nichts den Wert.
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(A) Es ist schlimm genug , was nicht nur an manchen

Stammtischen geredet wird, aber wir dürfen den
Stammtischnicht salonfähig machen.

(Beifaü bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Das heißt auch , Ressentiments gegen Minderheiten
dürfen nicht zum Schlagstock im politischen Mei¬
nungsstreit gemacht und mißbraucht werden.

(Beifaü bei der SPD und der F .D .P. sowie bei
Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir brauchen eine neue Grundlage für das Zusam¬
menleben in unserem Land. Es gibt noch unterschied¬
liche VoreteUungen darüber , welche Instrumente
nötigund sinnvoll sind. Ich meine , wer auf Dauer hier
wohnt, woher er auch immer gekommen sein mag,
werhiergeboren ist, der istnicht Gast bei uns , sondern
deristeinBürgerund eine Bürgerin; die haben gleicheRechte und gleiche Pflichten wie alle Bürgerinnen
und Bürger.

(Beifaü bei der SPD und der F.D .P . sowie bei
Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir müssen Schluß machen mit der Lebenslüge , wir
hätten es nicht mit Einwanderung zu tun.

(Beifaü bei der SPD und dem BÜNDNIS90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

PDS/Linke Liste)
Werpersönüchen Unmutund sozialen Unfrieden , wer
Agitation bis zu offener Gewalt verhindern wül , der
muß die in Bayern und in Schleswig-Holstein, inß ) Hessenund in Nordrhein-Westfalen und überall sonst
in der Bundesrepublik Deutschland geborenen Töch¬
ter und Söhnevon Mütternund Vätern aus Italien oder
der Türkei als Gleiche unter Gleichen behandeln.

(Beifaü bei der SPD sowie bei Abgeordnetender F.D .P. und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN)

Ich habe hier nur westlicheBundesländer genannt,weü wir in den westlichen Ländern diese zweite
Generation haben und sie noch nicht in den östlichen
Ländernhaben und haben können . Das ist etwas ganzNeues in der deutschen Geschichte , womit wir es zutun haben. Das ist doch nicht vergleichbar mit der
Einwanderung ins Ruhrgebiet Ende des vorigen Jahr¬
hunderts und Anfang dieses Jahrhunderts , weil esauch um unterschiedliche Kulturkreise geht , weü die
Fremdheit in vielem größer ist und die Nähe in vielem
enger , auch auf Grund des Zusammenlebens in der
betrieblichen AUtagswelt.

Ich erinnere an das Wort von Heinz Oskar Vetter.Vor30 Jahren hat er gesagt : . Wirhaben Arbeitskräfte
gerufen, und Menschen sind gekommen . “ Wir habenmit dieser Wirklichkeit nach meiner Überzeugungnoch nicht genug realisiert, was jetzt zu tun ist, daßman nicht da daheim ist , wo man seinen Wohnsitzhat,sondern wo man verstanden wird, wie das Christian
Morgenstern einmal gesagt hat.

Ich meine, wir sollten zu einer Zusammenarbeitaller Menschen guten Willens kommen , jenseits der
Parteigrenzen , aber ohne Parteigrenzen zu verwi¬schen.

Lassen Siemich das am Schluß sagen : Wirhatten bei (C)
unserem letzten Bundesparteitag einen Gast , der in
der Frage des Asylrechts anderer Meinung war als
wir, und er war in einer anderen Partei als in der , die
ihn eingeladen hat , und er gehört einer anderen
Glaubensgemeinschaft an als der , der ich angehöre.
Ich meine Ignatz Bubis , den Vorsitzenden des Zentral¬
rats der Juden in Deutschland . Da ich ihn auf der
Tribüne gesehen habe , habe ich gedacht , daß ich ihm
einmal herzlich danken möchte

(Beifaü bei der SPD)
für den Beitrag, den er gerade in seiner Zeit als
Vorsitzender des Zentralrats der Juden in Deutsch¬
land zum Verstehen und zur Verständigung geleistet
hat.

(Beifaü im ganzen Hause)
Meine Damen und Herren , ein Volk guter Nachbarn

— das ist eine richtige Maxime. Willy Brandt hat sie
damals ausgesprochen . Ich glaube , daß der gegen¬
wärtige Bundeskanzler diese Maxime genauso reali¬
sieren will Aber ein Volk guter Nachbarn zu Hause
und nicht nur in der Welt , sondern da wo wir leben , zu
sein,

(Beifall bei der SPD)
das istjetzt der Auftrag , dem wir uns zu stellen haben.
Der ist in diesen Tagen und Wochen nach den Bildern
von Solingen und nach dem Geschehen in den Tagen
danach unendlich schwer geworden . Aber wenn wir
die Erfüllungdieses Auftrags verfehlen , dann verspie¬
len wirdie Zukunft unserer Kinder und unserer Enkel.
Lassen Sie uns das bedenken , wenn wir hoffentlich
genauer denken , sorgfältiger sprechen und entschlos - ^sener handeln.

(Anhaltender Beifaü bei der SPD — Beifaü
bei der F .D .P. und beim BÜNDNIS 90/DEE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU/

CSU und der PDS/Linke Liste)

Vizepräsident Hans Klein: Herr Koüege Peter
Hintze , Sie haben das Wort.

Peter Hintze (CDU/CSU) : Herr Präsident ! Liebe
Kolleginnen und Koüegen ! Jeder von uns hat in dieser
Stunde das Bild der ausgebrannten Hausruine von
Solingen vor Augen . Es hat sich tief in unser Gedächt¬
nis eingebrannt . Uns alle haben die schrecklichen
Morde an fünf Frauen und Kindern entsetzt und
erschüttert . Wir verurteilen diese grausame Tat
zutiefst.

Unser Mitgefühl gilt den Familien , den Angehöri¬
gen und den Freunden der Opfer . Wir trauern mit
ihnen . Ihr Leid nimmt uns alle in Pflicht.

Die Welle der Gewalttaten , der Brand- und Mordan¬
schläge reißt nicht ab . Erst gestern gab es wieder zwei
Anschläge auf Wohnhäuser ausländischer Mitbürger
bei Mönchengladbach und im Südbadischen . Nur
durch Glück entkamen die Bewohner . Und was
geschieht morgen?

Von der heutigen Debatte muß die klare Botschaft
ausgehen : Die demokratischen Parteien stehen
gemeinsam zusammen gegen Haß und Gewalt.

(Beifaü bei der CDU/CSU)
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(A) erfüllbarer Wünsche, sondern ein Angebot an die
Koalition sein, zu einem Hochschulgesetz zu kom¬
men , und zwar bald , zu einem Hochschulgesetz , dem
ein langdauernder Rechtsstreit vor einer Vielzahl
von Gerichten erspart bleibt , zu ' einem Hochschul¬
gesetz, das die Erfahrungen und die schwierigen
Wege, die die Länder zurückzulegen hatten , tatsäch¬
lich auch berücksichtigt. Ich hoffe, daß uns dies bin¬
nen Jahresfrist gelingt.

Präsident Dr. h. c. Goppel : Das Wort hat Herr
Rau , Minister für Wissenschaft und Forschung des
Landes Nordrhein-Westfalen.

Rau (Nordrhein-Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Herr Kollege Vogel hat
nach einer Aufzählung dessen , was nach seiner Auf¬
fassung an diesem Hochsdiulrahmengesetz geändert
werden muß , davon gesprochen , daß dies kein Kata¬
log unerfüllbarer Forderung sei, sondern ein Ange¬
bot an die Koalition.

Was ist das für ein Angebot an die Koalition,
das am Anfang eine hodtschulpolitisdie Landschaft
zeichnet, diese Landschaft als objektive Fotografie
ansgibt und doch eine Karikatur ist , die mit schwar¬
zen Strichen die Wüste sozialliberaler Universitäten,
die Versteppung durch sozialdemokratische Univer¬
sitätsgesetze , bis hin zu Rahmenrichtlinien , die
offenbar häufiger zitiert , als im Zusammenhang ge¬
lesen werden , daistellt , und das dann die lichten
Oasen jener Länder, ihrer Hochschulen und ihrer
Gesetze dagegenstellt , die es ja immer geahnt , im-
mer gesagt und immer gewußt habenI

Offenbar ist der Bundesregierung der große Wurf
nicht gelungen , jedes Freundes Freund zu sein , denn
■das , was hier als blaß , als orientierungslos , als sich
den Interessen beugende Reformiosigkeit genannt
wird , das ist in Wirklichkeit — Herr Kollege Vogel
hat es an anderer Stelle dann auch gesagt — ein
respektabler Entwurf gegenüber einem Sachgebiet
und angesichts einer politischen Problematik , die
uns in allen Ländern, unterschiedlich von unserer
politischen Orientierung , seit Jahren beschäftigt,
bemüht und uns alle vor unterschiedliche Schwierig¬
keiten stellt , die nicht auf diese WeLse zwischen
Ländern dieser oder jener Orientierung aufgeteilt
werden können.

Eine solche Aufteilung ist nur dann möglich,
wenn man nicht den Text nimmt, sondern statt des
Textes Vermutungen übeT die Motive derer anstellt,
die den Text besprochen , erörtert und formuliert
haben . Es kann nicht von einer Diskriminierung
der Habilitation die Rede sein , sondern die vielfach
noch vorhandene Heiligsprechung der Habilitation
soll beendet werden . Wer sich die Hochschulge¬
schichte der letzten Jahrzehnte ansieht — nicht nur
der Bundesrepublik — , der wird feststellen , daß die
Habilitation ein Mittel zur Gewinnung von Hoch¬
schullehrernachwuchs gewesen ist — aber eben je¬
weils nur ein Mittel — und daß es daneben eine
respektable Geschichte gibt, die andere Wege in
Lehre und Forschung hinein aufgezeigt hat

Was bedeutet denn , so frage ich , der Vorwurf der IQ
Verschulung , gesprochen von jenen , die Verantwor¬
tung auch für Schulen haben , und der Hinweis auf
die Forschungsfeindlichkeit dieses Entwurfs ange¬
sichts der Tatsache , daß es keine politische Kraft
gibt , die nicht immer wieder darauf hinweist und
immer wieder ausspricht , daß Forschung zum unver¬
zichtbaren Bestandteil aller Hochschulen gehören
muß , weil sie — und nicht nur , Soweit sie — der
Lehre dient? Denn jede Lehre , die nicht durch For¬
schung kontrolliert wird und sich kontrollieren läßt,
wird tendenziell zut Irrlehre.

Aber haben wir denn nicht gelernt und gehört , daß
die Frage , wie denn Forschung nun in unsere hohen
Schulen hineingezogen und hineingenommen wer¬
den könne , nicht erst diese Bundesregierung und
ihre Vorgänger bewegt , sondern daß diese Frage
die Hochschulgeschichte unseres Landes seit Jahr¬
hunderten begleitet ? Philipp Melanchlhon hat seine
Antrittsvorlesung über Studienreform in Wittenberg
gehalten . Schleiermacher hat Kritik geübt an der
Berliner Universität und daran , daß sie nicht genug
orientiert sei an den Berufszielen derer , die in ihr
studieren , daß in den Universitäten manche zweck¬
freie Forschung , zu der Ja gesagt werden muß , ent¬
stellt und verzerrt werden kann zu einer zweck¬
losen Forschung , die wir an unseren Hochschulen
nicht haben dürfen und nicht haben wollen.

Niemand will die Freiheit als Medium der Wis¬
senschaft abschaffen , begrenzen , relativieren , aber
jeder — so hoffe ich — wird bei der augenblicklich
und in den nächsten Jahren nötigen Konzentration
auf Lehre, und zwar auf einer durch Forschung und pj
Forschungsergebnisse gesicherten Lehre , auch die
Freiheit derer sehen müssen , die vor den Toren un¬
serer Hochschulen noch warten , weil sie am Prozeß
der Forschung und der Lehre in der Freiheit betei¬
ligt werden möchten.

Darum meinen wir nicht , daß wir mit dem Begriff
der Verantwortung vor der Gesellschaft , der im
Entwurf des Hochschulrahmengesetzes steht und
von dem Herr Kollege Vogel meint , er werde , dem
Zeitgeist entsprechend , der in Art . 5 Abs . 3 GG
gesicherten Freiheit von Forschung und Lehre über¬
geordnet , dem Zeitgeist nachlaufen , sondern wir
glauben in der Tat , daß es zur Freiheit von For¬
schung und Lehre gehört , die Verantwortung vor
der Gesellschaft nicht nur nicht aus dem Blick zu
verlieren , sondern sich ihrer ständig bewußt zu sein
und dieses Bewußtsein auch institutionell gegen¬
über den Kräften und den Gruppen der Gesell¬
schaft zu verantworten , die so oft von denen zitiert
werden , die jetzt Sorge haben , hier werde ein
schlimmer hessischer Artikel übernommen.

Wir glauben , daß die Bundesregierung die Rah¬
menkompetenz ausschöpft , daß der Entwurf Anlaß
und Ermutigung gibt , im weiteren Verlauf der Ver¬
handlungen in Bundestag und Bundesrat eine Fülle .
wichtiger Einzelfragen zu klären ; aber wir glauben
gleichzeitig , daß dieser respektable Entwurf mit dem
Ziel der integrierten Gesamthochschule , ohne dieses
Ziel ausschließlich zu formulieren und zu postulie¬
ren , der hochschulpolitischen Entwicklung in der
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CA) Bundesrepublik neue Ziele setzt und neue Wegeeröffnet.
Das geschieht mit Instrumentarien , über die wir

miteinander reden können und sollen , wenn wir es
aufgegeben haben , die Karikatur als die Photogra¬
phie auszugeben und eine so farbenfrohe Landschaft
mit so vielen Grautönen zu malen , wie ich das eben
glaube vernommen zu haben.

Dabei wird es um Studienreformkommissionen
gehen , die in der Tat den Sachverstand der Verant¬
wortlichen aktivieren . Dabei wird es nicht darum
gehen , daß am Grünen Tisch gehandelt und nachher
übergestülpt wird auF diejenigen , um deren Berufs¬
bilder und Tätigkeitsbilder es geht . Aber es darf
doch wohl ein freimütiges Gespräch darüber geben,
wer denn in solchen Fragen abs timmt , wer als Sach¬
verständiger gilt oder wer sich ein Stück weit her¬
auszuhalten hat , damit er hernach die Ergebnisse der
Studienreform auch auf andere Bereiche übertragenkann.

Das bedeutet , daß zum Beispiel bei der Frage der
Drittmittelforschung die Problematik nicht darin
liegt , daß die Bundesregierung wiederum blaß, orien¬
tierungslos , sich Interessen beugend , reformlos über¬
nimmt , was Linke oder Rechte angeblich geradefordern , sondern es geht wirklich darum , daß Dritl-
mitlelforschung so begrenzt wird , wie Herr Kollege
Vogel es hier ausgesprochen hat , daß nämlich die
Rechte anderer nicht tangiert werden . Die Frage ist
nur , wer denn dies entscheidet , wenn nicht das
gewählte Gremium eben dieser anderen , wenn
nicht der Fachbereich und sein Organ . Wie denn

(B) sonst ? Nur durch die überörtlichen Einrichtungenoder gar durch diejenigen Dritten , die die Mittel
erbringen?

Lassen Sie mich dies noch ansprechen ! Ich glaubenicht , daß die Bundesregierung bei der Regelungüber die Zugänge , zu denen auch wiederum man¬
cherlei Kontroverses in mancherlei Erörterungenwird gesagt werden können , den Respekt vor den
elf Landtagen hat vermissen lassen . Vielleicht hat
sie zur Kenntnis genommen, daß es Landtage ge¬
geben hat , die die Zustimmung zum Staaisvertragmit der politischen Erklärung verbunden haben, sie
erwarteten , sie erhofften und sie erbäten eine die¬
sen Staatsvertrag ablösende Regelung durch den
Bundesgesetzgeber . Vielleicht hat sie zur Kenntnis
genommen , daß dies gerade der Wunsch jenes
Koalitionspartners im Bund und in manchen Län¬
dern war , dessen bedeutenden Anteil an diesem
Entwurf Sie, Herr Kollege Vogel, aus Gründen , die
hier niemand ahnt , so hervorgehoben haben!

(Heiterkeit .)
Natürlich müssen unsere Auswahlkriterien stän¬

dig leistungsbezogener , ständig besser nachprüfbar
werden . Aber wer redet denn einmal darüber , wel¬
cher Xeistungsbegrlff dem zugrunde liegt , wie denn
diese Leistung ermittelt und entwickelt wird und
ob denn wirklich der Zeitpunkt und der Tag der
Erlangung der Hochschulreife im Sinne unseres
Abiturs jenes richtige Datum ist , an dem die Blitz¬
aufnahme überden Leistungsstand dessen , der einen

Studienplatz erwartet , das richtige und das gerechte ^
Bild gibt?

Wir werden den Zielkonfiikt zwischen den §§ 41
und 47 zu lösen haben . Wir werden zu reden haben
über die Abgrenzung zwischen Rechts- und Fach¬
aufsicht , über Nichtöffentlichkeit und über Qualifi¬
kation der Leitung der Hochschule . Aber wir wer¬
den dies tun, meine Damen und Herren , auf der
Basis eines respektablen , verbesserungsfähiger !, ver¬
besserungswürdigen , uns alle — wie ich hoffe und
glaube — ein Stück weiterbringenden Entwurfs, der
uns nach anderen Ansätzen und nach früheren Ver¬
suchen die Chance gibt , rechtzeitig ein Gesetz zu
bekommen , mit dem wir eine schwierige Materie
nicht abschotten , nicht abtöten , sondern ihr Wege
öffnen, sich in der Freiheit zu entwickeln , die wir
der Wissenschaft sichern und die wir möglichst
vielen jungen Menschen in unserem Lande eröffnen
möchten.

Präsident Dr. h . c . Goppel : Das Wort hat Herr
Bürgermeister Kaschnick.

Kosdmldc (Bremen) : Herr Präsident ! Meine
Damen ! Meine Herren ! Der Senat der Freien Hanse¬
stadt Bremen begrüßt die Grundkonzeption des vor¬
gelegten Entwurfs für ein Hochschulrahmengesetz.
Der Senat ist der Auffassung , daß dieses Gesetz —
obwohl in weiten Teilen zwangsläufig ein Kompro¬
miß — ein Grundstein für die dringend notwendige
neue Ordnung im Hochschulwesen der Bundesrepu¬
blik Deutschland sein wird , einer Ordnung , die sich pjnicht vorrangig an föderalistischen Zuständigkeiten,
sondern an gesamtstaatlichen und gesellschaftlich « !
Forderungen orientiert

Trotz dieser grundsätzlichen Zustimmung muß je¬
doch nachdrücklich auf einige Probleme hingewie¬
sen werden , die nach bremischer Auffassung durch
das Hochschulrahmengesetz nicht akzeptabel ge¬löst sind . Es handelt sich einmal um die neuen
Zugangs - und Auswahlkriterien , zum anderen um
die unserer Meinung nach zu einertgende Festlegung
der Mitbestimmung an den' deutschen Hochschulen.

Die Ministerpräsidenten der Länder haben sich
im Zusammenhang mit dem Staatsvertrag über die
Vergabe von Studienplätzen eingehend mit dem
Problem der Vergleichbarkeit von Abiturnoten be¬
faßt Bremen hat schon in dieser Diskussion immer
wieder darauf hingewiesen , daß Schulabschlußzeug¬
nisse nur einen sehr beschränkten Vergleich der
Qualifikation von Studienbewerbern zulassen . Wis¬
senschaft und Praxis und die noch heute geführten
engagierten , fast emotionalen Diskussionen im poli¬
tischen Raum haben die Richtigkeit unserer An¬
sicht -bestätigt . Trotzdem geht auch das Hochschul¬
rahmengesetz wieder in entscheidendem Maße von
den Noten im Abiturzeugnis als Zugangsvorausset¬
zung zum Hochschulstudium aus. Festzuhalten ist:
Spitzenbegahungen sollten auf Grund der Abitur¬
noten bevorzugt zugelassen werden . Die im Hoch¬
schulrahmengesetz vorgesehene weitergehende Be¬
rücksichtigung der Abttumoten bringt jedoch nach
Meinung des Senats keine gerechte Zulassung.
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(A) bezug auf die wirklichen Probleme der Hochschule
bleibt es vage und wortkarg.

Es wird die Aufgabe der unionsregierten Länder
sein, im Vermittlungsausschuß einen letzten ernsten
Versuch zu machen, die richtige Gewichtung wieder
herzustellen, das heißt , Lösungen für die wirk¬
lichen Probleme der Hochschulen zu finden und nicht
Scheinlösungen für Scfaeinprobleme. Eine Einigung
wird nicht einfach sein.

Präsident Kübel : Nach dem Freistaat Bayern —
Nordrhein-Westfalen. Das Wort hat Herr Minister
Rau.

Ban (Nordrhein-Westfalen ) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren , nach dieser interessanten
demoskopisdhen Untersuchung .der DKP-Orientie-
rung von Studenten in den verschiedenen Bundes- •
ländern nach politischen Gesichtspunkten , Herr
Kollege Maier, läge es natürlich nahe , weitere Ver¬
gleiche anzusteüen . Zum Beispiel zu vergleichen,
wie denn — gemessen an der Bevölkerung — der
Anteil der Abiturienten in den verschiedenen Bun¬
desländern ist — hier liegt Bayern am Ende der
Skala aller Bundesländer — , festzustellen , wie denn
möglicherweise prozentual und absolut im öffent¬
lichen Dienst jene Kräfte beschäftigt sind , die wir
zu den Radikalen rechnen, und dabei Feststellungen
zu machen, die das bisherige Gewicht und angeb¬
liche Gesicht von A- und B-Ländern in der öffent-
lidikeit sicher anders darstellen würden , als es jene
Karikatur tim kann, die den Hochschulen in etlichen® Bundesländern anlastet , sie seien bestimmt von
Gruppenstrategie , Leistungsabfall und Ideologisie-
rung. Ich habe gegen dieses Bild, das Herr Minister¬
präsident Filbinger, Herr Kollege Vogel und auch
Sie , Herr Kollege Maier , hier gezeichnet haben,"zwei Vorbehalte.

Erstens verrät es einen Mangel an geographischen
Kenntnissen.,- denn es ist nicht so , daß die Phasen
der Unruhe in den hinter uns liegenden sechs Jah¬
ren irgend etwas zu tun gehabt hätten oder zu tun
gehabt haben könnten mit den politischen Orientie¬
rungen der Landesregierungen . Es ist nicht so , als
könne man hier das Bild aufrechterhalten , als gebe
es die , wie Herr Ministerpräsident Filbinger in sei¬
nem ersten Abschnitt gesagt hat , erfolgreichen Län¬
der in der Hochschulpolitikund die anderen , und die
erfolgreichen wären dann diejenigen , die die Mehr¬
heit in diesem Hause tragen , und die anderen wären
diejenigen , die in diesem Hause für das , was heute
ansteht , keine Mehrheit zu finden imstande sind.

Das sind Karikaturen , und sie sind in der Politik
erlaubt . Aber wer Karikaturen als Fotografien
ausgibt , der täuscht den Hörer , und der muß sagen,
welchen Weg er denn gehen will , den beschlosse¬
nen , im Bildungsgesamtplan von uns miteinander
verabredeten oder den heute hier vorgetragenen.Von dem heute hier vorgetragenen sprach Herr
Ministerpräsident Filbinger, als er die Drosselungder Abiturientenzahlen von 24 auf 20 Prozent aus-
spraefa und als ein Ziel seiner Politik darstellte . Was
ist das denn für eine Politik , die mit der Abkehr

vom Bildungsgesamtplan , auf den wir uns in Jahren (Q
verständigt haben , gleichzeitig die erreichte Durch¬
lässigkeit mindert , zweitens den Numerus clausus
von der Hochschule in die Schule verlagert , die Wie¬
derentdeckung und die Wiedereinrichtung der Auf¬
nahmeprüfungen in die Gymnasien zur Vorausset¬
zung hat ? Was soll dann noch das Reden von der
Vorschulerziehung ? Was soll dann noch das
Reden von der Chancengleichheit oder von der
Chancengerechtigkeit ? Was tun wir dann , wenn
nicht bildungspoiitisches Schattenboxen mit der Ein¬
führung von Orientierungsstufen oder der Reform
der gymnasialen Oberstufe ? Sind wir dann nicht da¬
bei , uns nicht nur über ein Gesetz zu streiten , das
eine langwierige und schwierige Entstehungsge¬
schichte hat , sondern sind wir dann nicht dabei , uns
die in Jahren erarbeiteten gemeinsamen Grundzüge
einer gemeinsamen Bildungspolitik jeweils wegzu¬
nehmen und gegenseitig zu bestreiten?

Ich meine, es sei auch nicht zulässig , nur damit die
Karikatur den ästhetischen Ansprüchen des Zu¬
schauers genügt , das Gespenst von der Arbeitslosig¬
keit der Akademiker an die Wand zu malen . Es sei
denn , man nimmt die vorliegenden Zahlen etwa der
Bundesanstalt für Arbeit nicht ernst , man nimmt
nicht zur Kenntnis , daß immer noch in dieser Gesell¬
schaft — das kann man beklagen oder begrüßen —
mit einer gehobenen Bildung auch eine relative
Sicherheit des Arbeitsplatzes erreicht worden ist und
daß immer noch die relative Arbeitslosigkeit in
allen Ländern, die mit diesem Problem 2Utun haben,
bei den akademisch Gebildeten geringer ist als bei
den übrigen . Vielleicht ein Gesichtspunkt dafür , ^
daß es so manche Abschottungstendenzen in der
Bildungspolitik der letzten Jahre gibt, soweit sie
sich als Standes- und als Ständepolitik mißversteht

Es gibt Übereinstimmungen , und wir sollten bei
diesen Übereinstimmungen bleiben . Wir sollten ver¬
suchen , sie im VermitUungsausschuß auszubauen
und noch einmal zu befestigen . Es gibt Übereinstim¬
mung darin , daß unsere Hochschulen funktionsfähig
gehalten werden müssen . Aber diese Übereinstim¬
mung zerrinnt , wenn man — aus welchen Gründen
auch immer — der Hochschule des anderen , oder
des angeblich anderen , als wären wir ihre Eigner,
unterstellt sie hätten ja den Abfall der Hochschu¬
len von der Leistung , den Abfall von der Objektivi¬
tät verschuldet.

In dem Land, für das ich spreche , sind die Hoch¬
schulen funktionsfähig . In dem Land , aus dem ich
komme, studieren an den fünf Gesamthochschulen
30 000 Studenten , und 6 000 davon in integrierten
Studiengängen . Das sind ebenso viele wie die Län¬
der Schleswig-Holstein , Rheinland -Pfalz und Ham¬
burg jeweils insgesamt ausbilden . In diesen Gesamt¬
hochschulen hat sich die Zuordnung der Fachbereiche
in neuen Strukturen ebenso bewährt wie die Mit¬
wirkung der Hochschulangehörigen an den Entschei¬
dungen . Dies sind keine Hochschulen, in denen Lei¬
stung mit Rabatt angeboten wird , sondern dies sind
Hochschulen, in denen aus Gründen der Ungedulddie Studienieform schon in Gang gekommen ist.
Wir haben aus Gründen der Ungeduld im Vorgriff
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(A) auf das zu verabschiedende Hochschulrahmengesetz
Studienreformkommissionen in unseren * Lande ein¬
gerichtet , und wir haben aus Gründen der Ungeduld
in den. integrierten Studiengängen begonnen , abzu¬
bauen , was es an unterschiedlichen Zugangsvoraus¬
setzungen von Fachoberschule oder Gymnasium her
gibt. Aber nicht weil wir den Rabatt bieten wollten,
sondern weil wir glauben , daß es , solange unsere
Schule in vielen Bereichen noch schichtenspezifisch
orientiert ist , auch gelten muß , daß sich die Fähig¬
keit zum Studium im Studium erweist , und daß in
den Brückonkursen Qualifikationen nachgeholt und
erstritten werden können.

Wer die Karikaturen zuläßt und sie als Fotogra¬
fien ausgiht , der soll aufhören , sich als der Archivar
und als der Lordsiegelbewahrer des Richtigen, des
Wahren , des Alleinstimmenden mißzuverstehen . Den
Wettbewerb zwischen den Ländern und ihren Hoch¬
schulen haben wir nicht zu scheuen . Aber wer jetzt
beginnt , über die Drosselung der Abituricntenzah-
len , auf die wir uns verständigt hatten , Lebensstopps
zu verordnen , Chancen junger Menschen zu begren¬

zen , statt Phantasie und Intelligenz darauf zu ver¬
wenden , zusätzliche Berufsangebote auch im nicht¬
akademischen Bereich zu machen und heiauszufin-
den, der verzerrt die hochsdiulpolitische Topogra¬
phie unseres Landes , und der fügt denen Leid zu,
der schädigt die , die mit großen Erwartungen auf die
gemeinsamen Bemühungen der Bildungspolitiker ge¬
blickt haben , und die seit fünf Jahren darauf warten,
daß wir endlich dieses Hochschulrahmengesetz zu¬
stande bringen.

P)
Präsident Kübel : Das Wort hat Bürgermeister

Professor Biallas aus Hamburg.

Prof . Dr . Biallas (Hamburg ) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren ! Auch ich möchte dieses
Gesetz ein wenig an seinen Zielen messen , an dem
wohl wichtigsten Ziel der Einheitlichkeit , sei es in
der äußeren Struktur der Hochschulen, sei es in der
inneren Struktur der Hochschulen, sei es auch in der
Personalstruktur.

Was ursprünglich das erklärte büdungspolitische
Ziel war , und was zu Beginn der Diskussion eigent¬
lich auch in den CDU-regierten Ländern sehr viel
weniger bestritten wurde als heute , ist doch die
Neuordnung des tertiären Bereichs gewesen , die
Neuordnung auf dem Wege über die Gesamthoch¬
schulen. Dieses Ziel ist im Verlauf des Gesetzge¬
bungsverfahrens immer mehr relativiert worden.
Aus der beinahe verbindlichen integrierten Gesamt¬
hochschule ist jetzt das Nebeneinander von additi¬
ver und integrierter geworden . Es zeichnet sich ab,
daß alsbald all dies möglich sein wird : die ursprüng¬
liche Hochschulstruktur und die verschiedenen For¬
men der Gesamthochschule . Wenn sich Herr Vogel
beklagt , daß dies doch Halbherzigkeit sei , daß man
Hann wenigstens versuche , über integrierte Studien¬

fänge ein bißdien von dem ursprünglichen hoch-
:chuIpolitisdien Ziel zu erhalten , und warum man
licht gleich von vornherein sage , was man wolle,
Hann kann ich Ihnen doch nur sagen : Im Verlaufe

der Beratungen des Bundestages haben die Bemü - fQ
hungen der Koalition , ein auch für den Bundesrat
annahmefähiges Gesetz zu machen , zu genau diesem
Resultat geführt . Es scheint mir ein wenig zynisch
zu sein , das den Kompromißbereiten anschließend
auch noch vorzuhalten.

Die Frage ist für mich auch, wie das mit der Ein¬
heitlichkeit im Inneren bestellt sein soll, wenn wir
den Vorschlägen und Vorstellungen der unions¬
regierten Länder folgen wollen . Die Studienreform-
ausschiisse , die eigentlich für die Länder dieses Ziel
haben und die auch dann für das gesamte Bundes¬
gebiet die Studienreform betreiben sollen , sind un¬
erläßlich ; vor allem auch unerläßlich auf Bundes¬
ebene , wenn man das Ziel der inneren Einheitlich¬
keit auch noch halbwegs retten will.

Ich würde es für unerträglich halten , wenn die
Studienreform am Ende darauf hinausliefe , daß
jeder das macht, was ihm paßt , lind daß die Abstim¬
mung über die Ländergrenzen hinweg nicht mehr
möglich wäre.

Dem Ziel der Abstimmung in den Ländern und
über die Ländergrenzen hinweg dient doch wohl
auch das , was als Hochschulkonferenz für die Länder
und für den Bund vorgeschlagen wird . Wer davon
ausgeht , daß die innere Gestaltung der Hochschule

.jedenfalls ohne diese nicht vorgenommen werden
kann und vorgenommen werden sollte — und wer
einen Rest von Autonomieanspruch der Universitä¬
ten und Hochschulen bejaht , wird dies sicherlich nidit
bestreiten wollen —, der wird für die einheitliche Re¬
gelung in Ländern und im Bund Institutionen schaf- ®)
fen müssen , in denen die Hochschulen als autonome
Gesprächspartner für den Staat auftreten können.
Genau dieses Ziel verfolgen Hocfaschulkonferenzen.
Die Hodisdiulkonferenzen ergeben sich für mich und
für meine politisdien Freunde aus der für uns un¬
strittigen Autonomie der Hochschulen einerseits und
andererseits daraus , daß die Einheitlichkeit der in¬
neren Struktur über die Grenzen der Bundesländer
hinweg gewahrt werden sollte.

Das Ziel des Gesetzes : Hochschulreform wird , so
glaube ich, auch durch viele Ihrer Vorschläge in
Frage gestellt Ich möchte einmal die Frage aufwer¬
fen , was Ihnen das Recht gibt , zu behaupten . Sie al¬
lein , Herr Vogel , Sie allein , Herr Maier , hätten
funktionsfähige Hochschulen, in denen der Lei¬
stungsabfall nicht zu verzeichnen gewesen sei , durch
Ihre Gesetze , durch Ihre politische Haltung bewirkt
Bei uns gibt es Immer noch viele Berufungen, auch
von bayerischen Universitäten nach Hamburg . Wir
berufen auch Leute von anderen Universitäten , und
niemand hat bisher den Hamburgern vorgehalten,
sie hätten es nicht vermocht , einerseits Hochschul¬
reform durch Universitätsgesetze zu betreiben und
andererseits einen doch sehr beachteten Leistungs¬
standard zu halten.

Ich halte dies also für ein sehr vordergründiges
Argument Ich bezweifle auch nicht, daß im VerlauT
von Hochschulreformen manches geschehen ist , was
mit dem ursprünglichen Leistungsgedanken der Uni¬
versität nur sdiwer zu vereinbaren ist . Die Frage ist
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(A) stand, da hat sie immer wieder die Initiativen er¬
griffen , die notwendig waren , damit dieses müh¬
same Werk der europäischen Einigung vorankam.
Dieser Flan und auch dieses Selbstverständ nis der
Europäischen Kommission ist seit einer Reihe von
Jahren aus den Gründen , die wir kennen , nicht
mehr oder zumindest nicht mehr in ausreichendem
Maße gegeben.

Dann ist es eine Zeitlang die französische Regie¬
rung gewesen, die ihrerseits ein Konzept von der
Zukunft Europas hatte , von einer Art Führungs¬
und Initiativrolle in Europa , mit allen Grenzen, die
diesen Bemühungen deshalb auferlegt worden
waren, weil eine ganz bestimmte gaullistische Phi¬
losophie dahinterstand . Auch diese Initiativen sind
nicht mehr spürbar.

Deshalb meine ich — ich habe das schon ange¬
deutet —, daß hier - eine besondere Verantwortung
der Bundesrepublik zufälU . Nicht , daß wir den Feh¬
ler begehen sollten , einen Führungsanspruch in
Europa zu erheben — das wäre grundfalsch —, aber
daß wir doch immer die Treibenden sind, immer
diejenigen , die bereit sind , voranzugehen und auch
für das Ganze zu denken und dafür auch Opfer zu
bringen; denn wenn es nicht irgend jemanden in
dieser Gemeinschaft gibt , der nicht auf Heller und
Pfennig nachrechnet , was er nun herausbekommt,
nachdem er etwas in diese Gemeinschaft hinein¬
gegeben. hat , dann kann das Einigungswerk nicht
gelingen.

Ich sagte , das muß mit . Takt , das muß mit einer
großen Beharrlichkeit geschehen . Aber der Tinde-

(B) mans-Bericht — und das ist sein eigentlicher Wert
— gibt uns eine Chance , die Dinge etwas weiter¬
zutreiben. Das wollte ich zum Ausdruck gebracht
haben . Ich wäre dankbar , wenn wir uns alle da¬
für . einsetzten, daß diese Chance auch von der
Bundesrepublik und den anderen Mitgliedstaaten
effektiv genutzt wird.

Amtierender Präsident Dr. Stoltenberg : Das Wort
hat Herr Minister Rau.

Rau (Nordihein-Westfalen ) : Herr Präsident , mei¬
ne Damen und Herren ! Wenn , das stimmt, daß Zwei¬
fel an der Frage angebracht sind , ob der Zeitpunkt
für Europa nicht schon verpaßt ist , wie Herr Mini¬
sterpräsident Albrecht es soeben ausgesprochen hat,
und wenn auf der anderen Seite auch seine zweite
Bemerkung zu diesem Thema stimmt, daß wir keine
Alternative zu Europa haben , dann wird unsere
Aufgabe darin bestehen, jenen merkwürdigen Wi¬
derspruch aufheben zu helfen , den ich darin sehe,
daß alle Umfragen davon sprechen , daß die große
Mehrheit der Bevölkerung in allen Ländern der Eu¬
ropäischen Gemeinschaft dieses Ziel Europa will,
und daß sie doch sowenig engagiert sich diesem
Ziel zuwendet.

Wie kommt es zu diesem interesselosen Wohl¬
gefallen, das die Bürger der europäischen Idee ent¬
gegenbringen? Hängt das wohl damit zusammen,
daß die Entscheidungsprozesse in der Gemeinschaft

inzwischen so kompliziert geworden sind, daß nur (Q
noch die unmittelbar Handelnden sie übersehen
können? Hängt es wohl daran , daß die Bürger nicht
mehr verstehen und nicht mehr sehen , was sie mit
den Technokraten in Brüssel verbindet , oder daran,
daß wir in den Medien zu oft von der mangelnden
Einigkeit hören und nicht von den Erfolgen der Ge¬
meinschaft in ihren Außenbeziehungen ? Ich denke
an die Konvention von Lome, die Abkommen mit
den Maghreb -Staaten , die Soforthilfe für Portugal.
Muß nicht der innere Aufbau der Gemeinschaft, der
wegen unterschiedlicher Entwicklungen in den ein¬
zelnen Mitgliedstaaten nachhinkte , jetzt vorange¬
trieben werden?

Mir scheint , es besteht auch ein Defizit an Demo¬
kratie in Europa . Nur durch mehr Demokratie , nur
durch das unmittelbare Mitwirken der Menschen
können Entwicklungen innerhalb Europas transpa¬
renter , deutlicher gemacht und Entscheidungen auf
eine tragfähige Grundlage gestützt werden . •

Deshalb glaube ich, daß die Direktwahl — die
noch nicht gesichert , aber in Aussicht ist , die auch
ein Produkt der Ungeduld sein wird angesichts der
Tatsache, daß sie zum erstenmal 1951 gefordert und
1956 in den Verträgen beschrieben wurde —, uns
ein Stück auf dem Weg zu Europa weiterbringen
kann. Ich denke , es ist zu begrüßen , mit welcher
Hartnäckigkeit und Geduld , mit welcher Bereit¬
schaft zum Kompromiß, aber auch mit welcher Klar¬
heit in der Zielvorstellung sich die Bundesregierung
für diese Direktwahlen in den mühevollen Ausein¬
andersetzungen der letzten Monate eingesetzt hat.
Dabei wissen wir , daß sich an der Kompetenz des ®
Parlamentes nichts ändert , daß wir vertrauen müssen
auf die Eigendynamik eines europäischen Direkt¬
wahlprozesses , darauf , daß eine neue Qualität , die¬
ses Parlaments entsteht , die dann zu erweiterten .
Konsequenzen führt Der Ministerrat die Kommis¬
sion und die Brüsseler Beamten werden dem — so
hoffen wir — dann Rechnung tragen müssen.

Aber diese Direktwahl , wenn wir sie im Jahre
1978 erleben werden , ist doch eine Herausforderung
an die politischen Parteien in der Bundesrepublik.
Sie macht es nötig , daß wir miteinander und mit den
Schwesterparteien in den übrigen Ländern der Ge¬
meinschaft sprechen und daß wir unsere eigenen
Zielvorstellungen deutlicher , möglicherweise korri¬
giert darstellen , um die Stimmen der Bürger zu ge¬
winnen.

So gehen wir in einen Prozeß der Werbung um das
politische Engagement der Bürger in allen Mitglied¬
staaten . Wir bitten sie, sich Europas so anzunehmen,
wie sie sich der Sachen in der eigenen Gemeinde,
im Land und in der Bundesrepublik annshmpn, und
wir bitten sie , Verständigung und Verständnis in
der Nachbauschaft der Völker als eine neue Lern¬
aufgabe zu verstehen . Deshalb geht es tun um¬
fassende und klare Information. Der Tindemans-Be-
richt bietet dazu ein wichtiges Stück. Aber dann geht
es auch darum , daß die Alternativen über die an¬
stehenden Probleme formuliert und deutlich gemacht
werden. Dazu werden wir ln den Regierungen und
in den Parteien die Mithilfe all derer brauchen , die
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in den letzten Jahrzehnten oft in Kreisen und Kon-
ventikela für Europa eingetreten sind , die in der
Gefahr der Müdigkeit waren und die wir jetzt ein-
laden und auffordern müssen , sich dieser neuen
großen Herausforderung mit uns zu stellen.

Amtierender Präsident Dr. Stoltenberg : Das Wort
hat Herr Staatsminister Wischnewski für die Bun¬
desregierung.

Wischnewskl , Staatsminister im Auswärtigen Amt:
Herr Präsident , meine sehr verehrten Damen und
Herren I Lassen Sie mich bitte zuerst sagen , daß die
Bundesregierung es außerordentlich begrüßt , daß
sich der Bundesrat mit dem Bericht des belgischen
Ministerpräsidenten über die Europäische Union so
intensiv beschäftigt Gestatten Sie mir in diesem Zu¬
sammenhang zu sagen , daß die Bundesregierung die
einzige unter den neun Regierungen ist die eine
schriftliche Stellungnahme zum Tindemans -Bericht
vorgelegt hat um auf diese Art und Weise den ge¬
setzgebenden Körperschaften , aber auch der gesam¬
ten deutschen Öffentlichkeit , die Möglichkeit der
Diskussion zu geben . Wir bemühen uns bei den Be¬
ratungen im Ministerrat diejenigen zu sein , die dar¬
an interessiert sind , daß möglichst bald Fortschritte
gemacht werden . Die Bundesregierung hat das von
Herrn Tindemans entwickelte Konzept als realistisch _
und pragmatisch begrüßt und den Grundvorstellun¬
gen des belgischen Ministerpräsidenten über die.
Europäische Union zugestimmt

Der vorliegende Entwurf einer Entschließung des
31 Bundesrates läßt eine weitgehende Identität der

Auffassung von Bundesrat und Bundesregierung er¬
kennen . Die Bundesregierung kann insbesondere
mifclef 'Beurteilung , die im ersten Absatz des Ent¬
schließ ungsentwurfs zum Ausdruck kommt , in vol¬
lem Maße übereinstimmen , daß nämlich der Bericht
durch seine pragmatische Zielsetzung und durch
seine konkreten Vorschläge einen Weg weist den
auseinanderstrebenden Kräften innerhalb der Ge¬
meinschaft Einhalt zu gebieten und langfristig einem
föderalistischen Europa einen Schritt näherzukom¬
men.

Zum Abschnitt des Entschließungsentwurfs über
die Direktwahl zum Europäischen Parlament darf
ich folgendes sagen . Die Bundesregierung hat durch
eigene Initiativen , aber auch durch Kompromißbe-

• reitschaft wesentlich dazu beigetragen , daß die oft
schwierigen Verhandlungen doch zu einem erfolg¬
reichen Abschluß geführt werden konnten . Jetzt
wird die Bundesregierung alles in ihren Kräften
Stehende tim , um die innerstaatlichen Vorausset¬
zungen für die Durchführung der Direktwahl im
Jahre 1978 zu schaffen. Sie wird dies tun in enger
Zusammenarbeit mit den Ländern , den Parteien und
Fraktionen des Deutschen Bundestages und den
Europäischen Organisationen in unserem Lande.

Mit Recht erwähnt der dem Bundesrat vorliegende
Entschließungsentwurf auch die Notwendigkeit , daß
die Neun sich in der Außen- und SicherHeitspoIitik
auf gemeinsame Standpunkte einigen . In den letzten
Jahren haben sich beachtliche Ansätze für eine ge¬

meinsame Außenpolitik entwickelt Die Gemein - (C)
schaft wird zunehmend Partner im weltpolitischen
Dialog . Ihr gemeinsames Auftreten nach außen wird
ermöglicht und abgestützt durch die Harmonisie¬
rung der außenpolitischen Vorstellungen in einer
engen , pragmatischen Zusammenarbeit der neun
Außenminister im Rahmen der europäischen politi¬
schen Zusammenarbeit Ein Feld , in dem dieses ge¬
meinsame Auftreten besonders erfolgreich war , ist
die Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa . Diese Bemühungen werden im Hinblick
auf das Treffen in Belgrad im nächsten Jahre fort¬
gesetzt Aber auch in anderen Bereichen — ich
nenne den Nahen Osten , den europäisch-arabischen
Dialog — gibt es wichtige Ansätze für eine gemein¬
same Außenpolitik und für internationale Koopera¬
tion . Auch die Zusammenarbeit in den Vereinten
Nationen der Neun wird ständig enger und besser.
Auf den Konferenzen mit der Dritten Welt , vor
allem auf der Konferenz über die internationale
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
spricht die Gemeinschaft schon heute mit einer
Stimme.

Wenn Sie, Herr Ministerpräsident Albrecht , diese
Frage in besonderem Maße angesprochen haben , so
gibt es gerade in diesen Tagen besondere Anstren¬
gungen der Bundesregierung , um im Rahmen der
Konferenz für internationale wirtschaftliche Zusam¬
menarbeit , aber auch bei den Problemen , die sich
aus der UNCTAD -Konferenz ergeben , eine gemein¬
same Haltung einzunehmen . Dies ist nicht immer
leicht aus dem einfachen Grunde , weil manche Part¬
ner in der Gemeinschaft über Marktwirtschaft in der ©1
Welt andere Vorstellungen haben als wir in der .
Bundesregierung.

Wenn Sie in -diesem Zusammenhang eine gemein¬
same Entwicklungspolitik fordern , dann hat die
Bundesregierung hier eine klare Priorität gestellt.
Sie hat gesagt , wenn multilaterale Hilfe, dann in
erster Linie europäische . Aber ich muß auch in aller
Deutlichkeit sagen , daß eine Vielzahl von Gründen
dafür spricht , daß es auch im Rahmen unserer Ent¬
wicklungspolitik nach wie vor nationale Aktivitäten
geben muß . Es würde zu weit führen , darüber heute •
weitere Ausführungen zu machen.

Auch mit der Aussage des Entschließungsentwurfs
zum Dialog der Tarifpartner mit den Regierungen
und der Kri mmis sion kann die Bundesregierung in
vollem Umfang übereinstimmen . In der Tat ist die
Bundesregierung der Überzeugung , daß die Zusam¬
menarbeit in der Dreierkonferenz einen besonders
wertvollen und aussichtsreichen neuen Ansatz dar¬
stellt , der auch für die weitere wirtschaftliche und
soziale Entwicklung der Gemeinschaft von größter
Bedeutung ist

Die Bundesregierung stimmt auch beim letzten
Punkt der beabsichtigten Entschließung, der sich
mit der Anerkennung und dem Schutz der Grund-
und Menschenrechte befaßt , mit dem Bundesiat
vollständig überein . Sie befürwortet den Gedanken
einer gemeinsamen Entschließung der europäischen
Organe über die Bindung an' die Grund- und Men¬
schenrechte . Dies wäre ein erster Schritt auf dem
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) suchen, auf denen zunächst einmal ein Ziel sicher¬
gestellt ist, nämlich daß der Steuerzahler das Geld
zurückbekommt , das eigentlich Ihm und nicht dem
Staat gehört, und zwar auf allen Ebenen . Das ist
unser erstes Anliegen; das werden wir zielstrebig
verfolgen.

Das zweite Anliegen ist : Wenn in die Steuer¬
struktur eingegriffen wird, dann gibt es den Weg
der Erhöhung der Mehrwertsteuer , aber — das Ist
der entscheidendePunkt, weil dort wieder der kleine
Steuerzahlerbetroffen ist — nur um den Preis einer
verbesserten Familienlastenausgleichssituation und
nur um den Preis einer wirksamen Entlastung der
mittels ländischen Betriebe, und da ist der Ansatz
die Gewerbesteuer.

Schließlich wollen wir eine Ausgleichsregelung
für die Ausfälle der Gemeinden haben . Ich darf nur
darauf hinweisen , daß bei der Auseinandersetzung
um die Lohnsummensteuer und deren Ersatz eine
interessante Diskussion ausbrechen wird , der idi
nicht vorgreifen will. Es wird nämlich endlich sicht¬
bar, warum beispielsweise das finanzstarke Land
Baden-Württemberg in vielen Investltionsbereichen
so zurückhaltend sein muß, trotz seiner Steuer¬
stärke, weil es nämlich das schon seinen Gemein¬
den geben muß, was die Länder , die bisher die
Lohnst; mm ensteuer haben, wahrscheinlich erst nach
der Ausgleichsregelung abgeben müssen . Dies führt
möglicherweise auch zu einer neuen Wettbewerbs-
gleichheit unter den Ländern.

Vizepräsident Dr. Albrecht : Herr Ministerpräsi¬
dent Rau!

Rau (Nordrliein-Westfalen) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Obwohl wir alle immer wieder
versichern, daß es auch in unseren Reden nicht
dazu komme, sind wir in den Diskussionen der letz- .ten Wochen in die Situation geraten — das haben
die Vorredner schon deutlich gemacht —, daß der
öffentliche Eindruck entstehen könnte , das Steuer¬
änderungsgesetz 1979 sei nicht mehr als ein lohn-
summensteuer-Abscfaaffungsgesetz. Es gibt einige —
Herr Kollege Stoltenberg hat die kritische Frage*n mich gestellt , ob ich möglicherweise etwas aus
unseren Nachtsitzungen berichten könnte —, die
der Meinung sind , das hätten wir in Nordrhein-
Westfalen verursacht , daß diese Gewichtung zu¬
stande gekommen seL

Ich glaube , daß es nützlich und gut ist , mit
Akribie und mit Gewissenhaftigkeit über den Aus¬
gleich zu sprechen — ich will darauf noch zurück¬
kommen — , daß aber für die Landesregierung in
No-dihein-Westfalen trotz dieser Verpflichtung zur

iskussioa dieser schwierigen Frage die Hauptver-
antwortung darin bestellt, daß wir den Bürgernin unserem Land deutlich machen möchten, daß die¬
ses Gesetz die Steuerzahler schon 1979 um mehr
als 7l/i Milliarden entlastet , daß dieses Gesetzmehr Steuergerechtigkeit bringt . Herr Späth hat die
rage gestellt , ob dies ein gerechtes oder ein unge¬rechtes Steuersystem wäre . Ich glaube , hier geht esunmer nur um Annäherungswerte . Hier geht es um

eine freilich schwierige Aufgabe , nämlich einerseits (Q
dem Steuerzahler das zurückzügeben , auf dessen
Rückgabe er Anspruch hat . Sie haben das soeben
gesagt . Aber es geht auch darum , Leistung zu be¬
lohnen ; es geht darum , die öffentlichen Korridore
so zu erhalten , daß wir die uns nach der Verfassung
aufgegebenen Aufgaben leisten und daß wir ihre
Erfüllung sichern können.

( Vorsitz: Amtierender Präsident Späth)
Der Gesetzentwurf , den wir beraten , bringt mehr

Steuergerechtigkeit und belohnt Leistung. Die Be¬
seitigung des Tarifsprungs beim Übergang von der
Proportionalzone in die Progressionszone wird für
breite Schichten gerade bei uns im Land Entlastun¬
gen bringen , die wir mit vertreten . Wir halten die
Bestimmungen für sozial ausgewogen , weil die Er¬
höhung des Gxundfreibetrags jedem Steuerpflich¬
tigen in gleicher Höhe zugute kommt und sich auch
in den unteren Einkommensbereichen am stärksten
aus wirkt

Hier will ich noch einmal auf Herrn Späth zu
sprechen kommen und sagen : Hier ist in der Tat
unsere Auffassung , daß die Vorstellungen der
unionsregierten Länder in der Frage des Familien-
lastenausgleicfas verteilungspolitisch rückschrittlich
sind, weil sie eben nicht alle Einkommensbereiche
gleichmäßig familienpolitisch fördern , sondern weil
hier das Hineinnehmen in die Progression vertei-
lungspolitisdie Verzerrungen bringt, denen wir
nicht zustimmen können.

Wir übersehen nicht , sondern wir möchten deut¬
licher ausgesprochen wissen , daß mit diesem Ge¬
setzentwurf sozialpolitischer und familienpolitischer (D)
Fortschritt bei der Erhöhung des Kindergeldes und
bei der flexiblen Altersgrenze für Schwerbehinderte
zustande kommt Wir bedauern , daß dies öffentlich
zu wenig zum Ausdruck gekommen ist

Aber nun geht es in der Tat darum, daß wir in
ein gemeinsames Verfahren der Beratung kommen,
bei dem wir nicht glauben , den Vermittlungsaus¬
schuß für das richtige Gremium halten zu sollen , bei
dem die erhofften positiven Wirkungen auf die wirt¬
schaftliche Entwicklung und die erhofften positiven
Wirkungen für die Bürger unseres Landes möglichst
schnell zum Zuge kommen.

Nun habe ich das Gefühl , Herr Kollege Stolten¬
berg , daß hier mit . Draufsatteln * erschwert und
doch verzögert werden soll . Wer die Frage der
Umsatzsteuer in das Vermittlungsbegehren hinein¬
bringt , wer so knappe Fristen setzt , wer meint , das
müsse alles bis dahin geregelt sein , wer zusätzlich
zur Lohnsummensteuer die Gewerbekapitalsteuer
abschaffen und damit neue Ausgleichsprobleme
bringen will , der darf nach meiner Überzeugung
nicht so verfassungspolitische Bedenken artikulie¬
ren , wie Sie das zu Beginn Ihrer Rede getan haben,
sondern der muß fragen , ob er nicht ein Vermitt-
lungsverfahren in Gang setzt , das das Ziel solcher
Vermittlungen , nämlich Konsens und Kompromiß,
schon im Ansatz nicht mehr möglich macht.

Ich rate dazu , die Umsatzsteuerverhandlungen,
die nötig sind, in denen verfassungsp ’olitische Pro-
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(A) bleme stehen , nicht in die Vermittlungsbegehren
hineinzunehmen , die die Mehrheit offenbar hier an¬
strengen will . Ich rate dazu , vor den Beratungen
des Vermittlungsausschusses in der Frage der Ge¬
werbesteuer doch einmal das Unions -Konzept dar¬
zustellen , mit dem denn kommunale Finanzauto¬
nomie gewährleistet werden soll , und hier nicht mit
unterschiedlichen Argumenten bei der KPV *) an¬
ders als in den Landtagen und im Bundestag vorzu¬
tragen ; denn die Sorgen, die wir in Nordrhein-
Westfalen gegenüber dem Thema »Wegfall der
Lohnsummensteuer * als kritische Anmerkungen ge¬
äußert haben , sind ja nicht die renitenten Formulie¬
rungen eines in die Pubertät geratenen Sohnes ge¬
genüber den Vätern in Bonn , sondern das sind
schwierige , uns belastende Fragen , bei denen wir in
den Zielvorstellungen mit der Bundesregierung voll
einig sind — in dem Ziel nämlich , die Wirtschaft
zu entlasten —, wobei wir ' aber in verfassungs¬
politischer Verantwortung dafür zu sorgen haben,
daß die Lebensfähigkeit unserer Gemeinden nicht im
Alimentationswege , sondern mit Finanzautonomie
der Gemeinden gesichert bleibt . Wie schwer das ist,
eine auch nur einigermaßen konsensfähige Rege¬
lung zu finden , hat sich gezeigt ; das war vielen zu
Beginn der Gespräche leider nicht deutlich genug.
Aber aus dem schwierigen und wahrscheinlich auch
langwierigen Bemühen um den Konsens, von unter¬
schiedlichen Positionen her eine Art Parteienstreit,
eine Art Familienstreit innerhalb der sozialliberalen
Bündnisse zu stilisieren , halte ich für verständlich
und unberechtigt zugleich ; denn hier geht es im
Sinne dessen , was hier als die Verfassungsfunktion

„j. des Bundesrates angesprochen worden ist, darum,
‘ daß die Länder nicht nur ihre Interessen wahmeh-

znen, sondern gleichzeitig für die Gemeinden han¬
deln , die in diesen Ländern auf ein solches Han¬
deln der Länder für sie angewiesen sind. Wir wer¬
den das geduldig , hartnäckig und in der freund¬
schaftlichen Übereinstimmung mit den Grundzielen
der Bundesregierung , die uns bisher bestimmt hat,
weiter tun.

Die Problematik liegt darin , daß generelle bun¬
desweite Regelungen schwer zu .finden sind. Die
Anteile an der Lohnsummensteuer differieren unter
den Ländern und Gemeinden ; das ist bekannt . Ich
möchte noch einmal darauf hinweisen , daß die

' Lohnsummensteuer -Ausfälle zu über 60 % aus den
Gemeinden des Landes Nordrhein -Westfalen kom¬
men . Das erklärt und dasi rechtfertigt die Hart¬
näckigkeit in der Frage eines einvemehmlichen und
einverständlichen Ausgleiches.

Unsere Problemgemeinden sind die Kohle- und
Stahlkommunen im Ruhrgebiet . Eine angemessene
Ausgieichsregeiung kann nicht so aussehen , daß
für die Gemeinden des Ruhrgebiets , in denen rund
90 °/o der ertragsschwachen Kohlekapazität der Bun¬
desrepublik und rund zwei Drittel der Kapazität
der gegenwärtig gewiß auch nicht in großem Ertrag
stehenden Stahlindustrie existieren , jeglicher Ak¬
tionsraum im investiven Bereich verlorengeht oder
eine stark beschnittene Finanzautonomie dazu führt,

*) „Konununalpolitische Vereinigung der CDU/CSU*

daß viel mehr Gemeinden im Ausgleichsstock Ian- (Q
den.

Herr Kollege Stoltenberg , es gibt keine Gemein¬
verhandlungen zum Stichwort Kohle. Es muß einmal
öffentlich gesagt werden , daß das größte Bundes¬
land im gegenwärtigen Haushalt 1,1 Milliarden DM
für die Erhaltung der nationalen Energiequelle
Kohle zahlt Wir glauben , dies tun wir nicht nur
für unser Land, dies tun wir nicht nur für die Men¬
schen in Nordrhein -Westfalen und für die Beschäf¬
tigten im Bergbau , sondern hier leisten die Steuer¬
zahler unseres Landes einen Beitrag für alle in der
Bundesrepublik . Wir möchten das offene Gespräch
darüber führen, ob das Vorhalten der Energiequelle
Kohle in diesem Land Nordrhein -Westfalen und
unter den Umweltbedingungen des Landes Nord¬
rhein -Westfalen nicht — stärker als bisher — eine
Sache aller Länder sein müßte, nicht auch eine
Sache, die hinsichtlich der Höhe der Beteiligung des
Bundes überprüft werden muß. Darüber reden wir
gegenwärtig in der Tat ebenso öffentlich wie ver¬
traulich mit allen , die bereit sind, sich dieser in
unserem Lande außerordentlich schwierigen Frage
zuzuwenden.

Der Art . 14 Abs . 4 des Steueränderungsgesetzes,
. der hier kritisiert , qualifiziert und zum Teil dis¬
qualifiziert worden ist , ist nach unserer Überzeu¬
gung die Festschreibung der Möglichkeit, eine zu
Ende gedachte Lösung in der Frage des Ausgleichs
zu präsentieren . Wir sollten diese Möglichkeit ge¬
meinsam nutzen . Deshalb appelliere ich an die
unionsgeführten Länder , die Bergbau- und Stahl¬
gemeinden des Ruhrgebiets nicht dadurch in Be- P)
drängnis zu bringen , daß zwangsläufig unzureichende
Lohnsummensteuer-Ausgleichsregelungen im Eil-
verfahren im Vermittlungsausschuß verabschiedet
werden . Wir sollten die Chance , die der Art . 14
Abs . 4 auch in der Zeitdimension bietet, nach mei¬
ner Überzeugung nutzen , um eine solche einver - '

nehmliche Lösung miteinander zu suchen. Wenn
wir diesen Lösungsvorschlag auf das .draufsatteln " ,
was ohnehin im Vermittlungsausschuß entschieden
werden muß , bringen wir, glaube ich, die Länder
insgesamt in eine schlechtere und in eine schwie¬
rigere Position, als wenn wir die Verhandlungen
unverzüglich, d . h. ohne fahrlässige Verzögerung,
miteinander führen , sie aber nicht an die Termine^
binden , die vom 1 . Januar her bestimmt sind.

Ich möchte diese Bitte ganz deutlich aussprechen.
Zugleich bitte ich, zur Kenntnis zu nehmen , daß
wir die zusätzlich beantragte Abschaffung der Ge-
werbekapltalsteuer für falsch und für verhängnis¬
voll halten. Wir bitten dringend darum, nun die
Bundesregierung einerseits nicht zu tadeln wegen
der vorschnellen Abschaffung der Lohnsummen-
steuer und andererseits nach der Melodie, daß
Sünde durch Addition geringer werde, die Gewerbe¬
kapitalsteuer zusätzlich auf dashier auf den Weg ge¬
brachte Paket »draufzusatteln " . Der Vorschlag, die
Gewerbekapitalsteuer abzuschaffen und dafür im
Einkommensteuerbereich etwas mehr zu tun , ist
unausgegoren , ist nicht durchdacht. Er ist im An¬
satz nicht einmal so durchdacht wie der der Ab¬
schaffung der Lohnsummensteuer . Er führt zu einem
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K) weiteren Steuerausfall für die Gemeinden von mehr
als 2 Milliarden DM. Er birgt ein finanzwirtschaft¬
liches Risiko , und er hat nach meiner Überzeugung
auch ein finanzpolitisches und verfassungspoliti¬
sches Risiko. Wir alle kennen die Überlegungen,
daß bei Annahme dieses Antrags die Gewerbesteuer
ihren Charakter als Objektsteuer verlöre , daß die
Gefahr entstünde , daß das Bundesverfassungsgericht
diese restlichen 20 Milliarden DM Ertragsteuer als
eine unzulässige zweite Einkommen- oder Körper¬
schaftsteuer nicht hinnehmen , sondern für verfas¬
sungswidrig erklären würde . Wir kämen in ein
Desaster der gesamten öffentlichen Finanzwirtschaft;
dies gilt vor allem für unsere Gemeinden . Tch bitte
Sie deshalb , von diesem Antrag Abstand zu neh¬
men.

Die Vorschläge zur Änderung des Gewerbesteuer¬
rechts sind für uns nicht nur eine finanzpolitische
Frage, sondern — hier gibt es Grundübereinstim¬
mungen auch zwischen Ländern unterschiedlicher
politischer Ausrichtung in den Regierungen — hier
gibt es auch Probleme im Hinblick auf das Ver¬
hältnis von Bund , Ländern und Gemeinden und sei¬
ne verfassungspolitisdie Bedeutung . Bisher bietet
das geltende Gewerbesteuerrecht den Gemeinden
einen breiteren Handlungsspielraum für eine eigen¬
ständige kommunale Haushaltspolitik . Die Gemein¬
den haben diesen Spielraum unterschiedlich stark
genutzt. In diesen unterschiedlichen . Regelungen
der gemeindlichen Haushaltspolitik — einige er¬
heben nun einmal Lohnsummensteuer , andere nicht;
es gibt Hebesät2e in unterschiedlicher Höhe —

{Bl schlägt sich auch ein Stück erhaltenswerter Diffe¬
renziertheit im Bundesstaat nieder . Was uns in
Nordrhein-Westfalen an diesem Vorschlag , die
Lohnsummensleuer abzuschaffen , aus dieser Sicht
gestört hat , ist die Frage nach dem Stück föderati¬
ver Vielfalt , das damit ins Gespräch und vielleicht
sogar in Wegfall gerät . Damit verbunden ist die
Erwartung des Bundes, daß die betroffenen Länder
und Gemeinden nun Folgeentscheidungen zu tref¬
fen hätten , die erhebliche politische Bedeutung ha¬
ben.

Was mich bekümmert , ist nicht , daß man darüber
mit dem Bund kontrovers reden muß , was mich
vielmehr bekümmert , ist die Haltung der CDU-ge-
fühiten Länder in dieser Frage . Wir hätten erwartet,
daß gerade auch sie für die föderative Vielfalt ge¬
stritten und die Frage der konkreten Ausgestaltung
der Gewerbesteuer weiter den einzelnen Gemeinden
überlassen hätten . Das Gegenteil ist der Fall. Sie
stimmen nicht nur übereilt der Abschaffung der
Lohnsummensteuer zu, sondern sie fordern auch
noch die -Beseitigung der Gewerbekapitalsteuer
und tragen damit nach unserer Überzeugung zur
Einschränkung des finanzpolitischen Aktionsrah¬
mens der Länder, besonders aber ihrer Gemeinden
bei.

Ich meine , wir sollten hier die Gefechtslage wie¬
der deutlich sehen . Deshalb bitte ich Sie, ein Kon¬
zept für die finanzpolitische Struktur unserer Kom-
munalverfassung vorzulegen und deutlich zu ma¬
chen, damit wir den Streit da austragen , wohin er

gehört , und damit wir nicht später in den Räten mit ^
unterschiedlichen Zitaten arbeiten.

Insgesamt begrüßen wir das Steuerpaket . Dieses
Begrüßen ist sicher verdunkelt woTden durch die
Geschichte und den Zeitablauf seines Zustandekom¬
mens in der Frage der Lohnsummensteuer . Wer
aber den Kreditbedarf im nächsten Bundeshaushalt
kennt und wer , wie die Opposition in unserem
Lande und im Bundestag sowie die Mehrheit im
Bundesrat , nicht müde wird , davor zu warnen , daß
die verfassungsrechtliche Grenze der Verschuldung
überschritten werden könnte , der sollte das . Drauf¬
satteln ' aufgeben . Er sollte sich nicht dem Ver¬
dacht aussetzen , als wolle er eine derartige Ent¬
wicklung noch fördern . Wir werden uns au dem
Versuch, die Bundesregierung hier in Bedrängnis
zu bringen , nicht beteiligen . Wir sind der Auffas¬
sung . daß die Neuverteilung der Umsatzsteuer ohne
Zeitnot zeitversetzt beraten werden muß und nicht
in den Vermittlungsausschuß gehört . Deshalb leh¬
nen wir die Anrufung des Vermittlungsausschusses
ab. Wir glauben , daß wir zu einvemehmlichen Re¬
gelungen auf andere , auf bessere Weise kommen
können , ohne bilaterale Geheimverhandlungen , aber
in der Wahrnehmung der Interessen der Bürger
unseres Landes, vor allen Dingen derer im Revier.

Amtierender Präsident Späth ; Das Wort hat Herr
Ministerpräsident Dr. Albrecht.

Dr. Albrecht {Niedersachsen ) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Idi ^
möchte nur einige kurze Bemerkungen zu den an¬
gesprochenen Themen machen.

Vorweg , Herr Kollege Rau, ich habe mit Schmun¬
zeln zur Kenntnis genommen , was Sie über die
nationale Aufgabe , die Kohleförderung aufrechtzu¬
erhalten , gesagt haben . Wenn es schon als eine
nationale Aufgabe gilt und deshalb Bundessadie
ist, die Kobleförderung aufrechtzuerhalten , gilt dies,
davon bin ich überzeugt , um so mehr natürlich , Herr
Bundesfinanzminister , für Gorleben. Hier kann noch
weniger bestritten werden , daß dies nicht nur eine
Angelegenheit des Landes Niedersachsen ist , daß
wir kein besonderes landespolitisches Interesse
daran haben , sondern daß dies ausschließlich eine
nationale Angelegenheit ist.

Wenn man über sektorale Subventionen spricht,
kann man — das möchte idi im Vorbeigehen noch
sagen — nicht nur über Kohle sprechen , sondern
dann stellt sich auch die Frage , warum die Küsten¬
länder die AufrediteThalhing des Schiffbaues mit
finanzieren ; ich denke auch an manche ähnlich ge¬
lagerte Fälle . Ich füge sogleich hinzu , daß ich es
überhaupt für eine unglückliche Entwicklung in un¬
serem Staate halte , daß mehr und mehr die Länder
an die Stelle des . Bundes in der sektoralen Struktur¬
politik getreten sind und daß schließlich in Deutsch¬
land sektorale Strukturpolitik nichts anderes ist als
ein Wettbewerb der Finanzminister in unkoordi¬
nierter Form, wobei dann die Frage , in . welchem
Land ein Unternehmen , das in Schwierigkeiten ist,
angesiedelt ist , ausschlaggebend ist für seine Uber-
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517. Sitzung

Bonn , den 26. November 1982

Beginn: 9.28 Uhr

Präsident Rau : Meine sehr geehrten Damen und
Herren ! Ich eröffne die 517. Sitzung des Bundesra¬
tes.

Die Tagesordnung liegt Ihnen in vorläufiger Fas¬
sung mit 40 Punkten vor.

Wir sind übereingekommen , die Tagesordnung
um einen Punkt 41 zu ergänzen . Es handelt sich
dabei um das Gesetz zum Kooperationsabkommen
der EG mit Jugoslawien , das Ihnen in Drucksache
482/82 vorliegt.

Punkt 8 — Grunderwerbsteuergesetz — wird von
rgj

der heutigen Tagesordnung abgesetzt
Der Tagesordnungspunkt 40 soll nach Tagesord¬

nungspunkt 12 aufgerufen werden . Die Tagesord¬
nungspunkte 3 bis 6 werden wegen ihres Sachzu¬
sammenhangs gemeinsam beraten.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung ? —
Das ist nicht der Fall. Dann ist sie so festgestellt

Punkt 1 der Tagesordnung:
Ansprache des Präsidenten

Meine Damen und Herren ! In der Sitzung am
29. Oktober haben Sie mich turnusmäßig zum Präsi¬
denten des Bundesrates gewählt Für diese Wahl
möchte ich Ihnen herzlich danken . Zugleich gelten
mein Dank, mein Gruß und mein Respekt Herrn
Kollegen Koschnick, der die Geschäfte des Präsi¬
denten des Bundesrates umsichtig und geschickt
wahrgenommen hat Ich bedaure , daß Herr Kollege
Koschnick wegen seiner Erkrankung heute nicht
hier sein kann . Gewiß darf ich ihm in Ihrer und
unser aller Namen herzliche Wünsche für eine
rasche und völlige Genesung übermitteln.

Hans Koschnick hatte das ehrenvolle Amt des
Präsidenten des Bundesrates schon zum zweiten
Male innegehabt Er war der einzige unter d<>n am¬
tierenden Regierungschefs , der zweimal Präsident
sein konnte . Vor ihm galt das nur für die Minister¬
präsidenten Ehard aus Bayern , Georg-August
Zinn aus Hessen , Peter Altmeier aus Rheinland-
Pfalz und Franz Josef Röder aus dem Saarland.

Mit mir tritt zum vierten Male ein Ministerpräsi¬
dent aus Nordrhein -Westfalen das Amt des Bun¬

desratspräsidenten an . Ich möchte meine Vorgän¬
ger noch einmal nennen : Karl Arnold , Franz Mey¬
ers und Heinz Kühn.

Als Karl Arnold im September 1949 der erste
Präsident des Bundesrates wurde — übrigens nach
einem intensiven »mH bis in die Morgenstunden ge¬
henden Konflikt über das Erstgeburtsrecht —, war
die Bundesrepublik Deutschland in der ersten
Phase des Wiederaufbaus . Das Land an Rhein und
Ruhr entwickelte sich damals zu einem dynami¬
schen Kraftzentrum des wirtschaftlichen Auf¬
schwungs für die gesamte Republik.

Heute haben wir miteinander eine Situation zu
bewältigen , die nach Phasen des wirtschaftlichen ^
Wachstums und des politischen Wandels uns alle
vor neue Fragen und vor neue Aufgaben stellt : Die
Zeiten kontinuierlichen wirtschaftlichen Wachs¬
tums scheinen für lange Zeit vorüber zu sein . Die
tiefgreifende Strukturkrise , die viele Industriena¬
tionen erfaßt , ist in manchen industriellen Berei¬
chen spürbar ; vor allem die alten Basisindustrien,
also Kohle »nd stahl , befinden sich in einer schwie¬
rigen Lage. Die Zahl derer , die Arbeit suchen , ist
bedrückend groß . Der finanzielle Gestaltungsspiel-
ruum der öffentlichen Hände ist stärker eingeengt
als in der Vergangenheit Die Grenzen der ökologi¬
schen Belastbarkeit werden für uns alle sichtbar,
und manche halten sie schon für überschritten.

Das alte industrielle Herz Deutschlands , das
Ruhrgebiet aber auch das Saarland , Bremen und
andere Regionen spüren diese Entwicklung beson¬
ders schmerzlich . Wir alle sind herausgefordert
diese Lage zu meistern . Da hilft kein Gegeneinan¬
der , da ist das Einüben des Miteinander nötig.
Schon die Neuordnung des Finanzausgleichs stellt
uns — auch in diesem Zusammenhang — unabhän¬
gig von unserer jeweiligen politischen Überzeugung
und von unseren unterschiedlichen Wertvorstellun¬
gen vor eine besondere Bewährungsprobe.

Ich bin überzeugt davon , daß die föderale Struk¬
tur unseres Staates und der mit dieser Struktur ein¬
hergehende Zwang zum vertikalen und zum hori¬
zontalen Interessenausgleich eher 'eine Chance bie¬
ten , dieser Herausforderung zu begegnen , als zen¬
trale Entscheidungs - und Verwaltungsstrukturen
das könnten.
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Präsident Bau
(A) Ich gehöre zu denen , die ihre politischen Erfah¬

rungen im Deutschland der Nachkriegszeitgesam¬
melt und die schon in der Kommunalpolitik gelernt
haben , wie wichtig und wie erfolgreichdieses Prin¬
zip staatlicher Organisation sein kann. Hätten wir,
wie unser westlicher Nachbar nnH Freund Frank¬
reich, ein zentrales Staats- und Verwaltungssystem
— das dort jetzt reformiertwird —, dann hätte sich
nach meiner Überzeugung diese Republik nicht so
ausgeglichen und positiv entwickelt

Den Föderalismus zu bejahen , das heißt die
Selbständigkeitder einzelnen Handlungsebenenzu
erhalten und zu festigen. So, wie der Bund darauf
zu achten hat daß die Länder in ihrer Selbständig¬
keit und in ihrer Lebensfähigkeitnicht durch sein
Handeln eingeengt werden, so haben die Länder
darauf zu achten, daß sie durch ihr Verhalten ge¬
samtstaatliche Interessen nicht außer acht lassen.

Recht verstandener Föderalismus stärkt histori¬
sche und kulturelle Eigenheiten. Er kann spezifi¬
sche politische Erfahrungen und Gestaltungsmög¬
lichkeiten berücksichtigen. Recht verstandener Fö¬
deralismus ist aber auch ein wichtiger Schritt auf
dem Wege , Entscheidungenund Verantwortungen
möglichst nahe an den Bürgerheranzubringenund
auf ihn zu verlagern. Politik wird ja nicht nur hier
in Bonn gemacht, sondern auch in Hamburg und
Hannover, in Düsseldorf und Kiel und in München
und Mainz — natürlich auch in Wetzlar , in Bad
Dürkheim, in Heidenheimoder in Neunkirchen . Die
meisten Probleme des Alltags müssen vor Ort ge-

. lost werden ; genau hier nehmen viele neue Pro-
' ' bleme Gestalt an. Wir Länder sind besonders dazu

verpflichtet, die politischen Gestaltungsspielräume
der Gemeinden zu erhalten und, wo das möglich ist,
auszubauen.

Gerade dann, wenn wir die zentralen Probleme
der Wirtschaft und ihrer Umstrukturierung, der Er¬
haltung und der Schaffung von Arbeitsplätzenund
des Schutzes von Natur und Umwelt lösen wollen,
genügen die nationalenAnsätze nicht; dann bedarf
es neben den weltwirtschaftlichen und europäi¬
schen Bemühungen auch eines zusätzlichen, regio¬
nal differenziertenVorgehens . Das wird darandeut¬
lich, d« B die standortgebundenen Probleme von
Kohle und Stahl oder die der Werften sich mit zen¬
tralen steuerrechtlichen Maßnahmen allein nicht
lösen lassen.

Um besonders schwerwiegende Strukturpro¬
bleme lösen zu können , würden die Gemeimchafts-
aufgaben und mancherlei Investitionshilfen ent¬
wickelt. Über die Angemessenheit dieser Instru¬
mentarien werden wir gewiß ebenso kontrovers wie
gemeinschaftlich sprechen müssen. Auch diejeni¬
gen, die sich von der vorgesehenen Anhebung der
Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben positive
Wirkungen in der augenblicklichen wirtschaftli¬
chen Lage versprechen, werden sich der Frage stel¬
len müssen, ob wir mit diesen Zweckzuwendungen
die regional und branchenbezogen größtmögliche
Effirionz erreichen. Wenn wir die föderale Struktur
stärken wollen, Hann müssen diese und andere For¬
men der Miscfafinanziening — auch solche ohne
ausdrückliche verfassungsrechtliche Grundlage,

wie es sie z. B. im kulturellen Bereich gibt — über- ( '
prüft und die Länder müssen in den Stand versetzt
werden, tatsächlich eigenverantwortlich zu han¬
deln.

In diesem Sinne begrüße ich den Vorschlag der
Bundesregierung, die Krankenhausßnanzieruiig
wieder auf die Länder zurückzuverlagern. Aller¬
dings müssen die finanziellenAusgleichsprobleme
vorher gelöst werden. Die politische und die wirt¬
schaftliche Eigenverantwortungder verschiedenen
Ebenenunseres Gemeinwesenszu stärken, das darf
nicht heißen, daß eine Haushaltsebenesich auf Ko¬
sten der nächsten salviert oder gar saniert

Unserevordringliche Aufgabe , meine Damen und
Herren, wird sein, die Investitionsanteileder Haus¬
halte möglichst hoch zu halten und sie, wo immer
das möglich ist, noch zu steigern. Das gilt vor allem
für diejenigen Investitionen, die den Strukturwan¬
del fördern und zusätzliche private Investitionen
anregen können. Wenn Ausgaben des Bundes ge¬
genwärtig gekürzt werden müssen, dann darf das
nicht dazu führen, daß z. B. die Gemeinden zusätz¬
lich belastet werden. Ich sehe eine solche Gefahr
vor allem ln der höheren Inanspruchnahmeder So¬
zialhilfe. Mehrere Kollegen haben darauf in den
letzten Monaten hingewiesen. Alle Verantwortli¬
chen müssen wissen, daß die Eigenständigkeitder
Länder, aber auch die der Gemeinden sich nicht
aufrechterhalten läßt, wenn die eine 'Handlungs-
ebene zum Kostgänger der nächsten zu werden
droht

Als ich soeben von der so augenfällig anderen fl
Struktur unseres Nachbarn Frankreich sprach,
wollte ich nicht nur auf die unterschiedlichehistori-

■sehe Entwicklung dieser beiden Staaten hinweisen,
sondern auch auf eine Formulierung unseres
Grundgesetzes aufmerksam machen, das von der
„Wahrung der Einheitlichkeitder Lebensverhältnis-
se“ spricht

Die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisseund
unsere föderale Staatsstruktur stehen in einem ge¬
wissen S|anniinp w fMltnl«r Föderalismus kann
notwendigerweise nicht Gleichheit oder Gleich¬
klang in allen Bereichenbedeuten. Föderalismusist
mit dem VorhandenseinunterschiedlicherLebens¬
verhältnisseverbunden. Gefordertist nicht die Ein¬
heitlichkeit sondern die Gleichwertigkeit der Le-
bensverbältniase. Gleichwertigkeit kann aber
durchaus Unterschiedlichkeitbedeuten. In ländli¬
chen Gebieten kann sinnvollerweise nicht die glei¬
che technische und soziale Infrastruktur bereitste¬
hen wie in den Ballungsräumen. Diese Ballungs¬
räume wiederum lassen sich nicht in natumahe l £-
bensräumezurückbauen.

Aus historischen , aus kulturellen, aus wirtschafts¬
strukturellen und aus politischen Eigenständigkei¬
ten sowie aus unterschiedlichen Problemen erge¬
ben sich natürlich Fragen: Muß sich Föderalismus
wirklichnach dem Geleitzugsprinzip verwir klichen,
wie man das manchmal in der Bildungspolitik zu
spüren glaubt? Ist Föderalismus nicht Vielfalt in
der Einheit ? Ist der Preis für den Versuch, diese
Einheitlichkeitzu erreichen, nicht manchmal sehr
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Präsident Rau
) hoch, wenn er u. a. aus unendlich langwierigenAb*

stinummgsprozessen zu bestehen scheint?
Ich will die Formenund Regeln des Zusammen¬

wirkens zwischen Bund und Ländern, zwischen den
Ländern untereinanderund zwischen Ländern und
Gemeinden nicht in Frage stellen. Aber wir müssen
wohl prüfen , ob das gewachsene System des Zu¬
sammenwirkens angesichts der schwierigen Pro¬
bleme, die nicht mehr durch ein wesentlichzu stei¬
gerndes Sozialprodukt gelöst werden können, noch
den gesamtstaatlichen Erfordernissen und den ge¬
wandelten Prioritäten der 80er Jahre entspricht.
Gibt es aus heutiger Sicht wirksamere Formen der
Aufgabenzuordnung und des gesamtstaatlichenZu¬
sammenwirkens , die bessere Ergebnisse verspre¬
chen?

Ich gestehe dabei gern zu, daß aus meiner Sicht
die erste Vermutung häufig dafür spricht, ortsna¬
hen, dezentralen Lösungen gegenüber zentralen
Zuständigkeiten oder gar gegenüberden üblich ge¬
wordenen Doppelzuständigkeiten den Vorzug zu
geben. Wer nahe am Ort plant und entscheidet, der
steht vielfach in engerem Zusammenhang mit der
Wirklichkeit, vor allem mit den direkt geäußerten
Bedürfnissen der Menschen , für die wir planen und
handeln sollen. Dezentrale Lösungen erlauben
mehr Vielfalt, mehr Wettbewerb , mehr bürgemahe
Demokratie und stärkere Rücksichtnahmeauf per¬
sönliche Betroffenheit Fehlplanungen und Fehl¬
handlungen haben auf ortsnäheren Ebenen oft we¬
niger schädliche Folgen als entsprechendes Fehl-
verhalten der Zentralinstanz. Sie werden erfah-

1 rungsgemäß auch eher erkannt und korrigiert Die
dezentrale Verwaltungsstrukturstellt — anders als
die zentralistische — aber gewiß auch höhere An¬
forderungen an die Verständiguhgs - und an die
Kompromißbereitschaft der Beteiligten . Wenn Auf¬
gaben von einer Ebene auf die darunterliegende
verlagert werden, dann bewirkt das mehr Unruhe
und mehr Auseinandersetzungenzwischen unter¬
schiedlichen Gruppen und Interessenvertretern.

Deshalb warne ich davor, Dezentralisierungund
Stärkung der Eigenverantwortung für bequeme
Wege zu halten. Es gibt keinen Weg zurück zu den
Verhältnissen, in denen eine unangefochteneFüh¬
rungselite jeweilige Probleme löst Vielfach treffen
die ForderungenunterschiedlicherGruppenaufein¬
ander und fordern die Verantwortlichen heraus. Ich
freue mich über die Bereitschaft zu Engagement
und Selbstverwaltung . Sie darf allerdings nicht
dazu führen, daß jeweils nur egoistische Ziele ver¬
folgt werden und daß sich die jeweilsStärkeren auf
Kosten der Schwächeren durchsetzen. Wer Verant¬
wortung und Aktivitäten vom Staat auf den einzel¬
nen zurückverlagert und wer Selbsthilfe fordert,
der muß darauf achten , daß das nötige Spannungs¬
verhältnis zwischen Solidarität und Subsidiarität
nicht verletzt wird.

Föderalismus und damit Eigenverantwortung
sind nur bei Kooperation möglich und werden
durch Konfrontation geschädigt Deshalb wieder¬
hole ich die Worte meines Amtsvorgängers Heinz
Kühn, der in seinerAntrittsredevor dem Bundesrat
gesagt hat

Der Bundesrat ist nicht nur Interessenvertre- (C)
tung der Länder, aber auch nicht Interessenin¬
strument der Parteien. Deshalb werden wir uns
um die aus der Sache notwendige Lösung be¬
mühen müssen und nicht die aus der Parteipo¬
litik gebotene Strategie wählen dürfen.

Nach Zusammensetzung und Aufgaben ist der
Bundesrat als Integrationsorgan geschaffen, das
Bundes - und Länderinteressen miteinander abstim¬
men soll. Dabei ist vorausgesetzt, daß sich Mitglie¬
der des Bundesrates nicht in Meinungsbildungspro-
zesse einbeziehen lassen, die diese Integrations¬
funktion beeinträchtigen könnten. Der Bundesrat
kann diese Integration auch nur leisten, wenn er
nach eigenen Maßstäben entscheidet; er könnte es
dagegen nicht, wenn er sich von Wünschen anderer
Bundesorganevereinnahmen ließe.

Die Interessen der Länder und ihre historischen
und politischen Erfahrungen gebieten es uns, zu¬
weilen Entscheidungen gegen politische Freunde
auf der Bundesebenezu treffen. Das gibt dem Bun- ,
desrat das ihm zukommende Gewicht bei der Mit¬
gestaltung der Politik des Bundes. Wir haben dar¬
auf zu achten, daß unsere Entscheidungen glaub¬
würdig , nachvollziehbarund für den Bürger durch¬
schaubar bleiben.

Politikeraller Parteien und auf allen Ebenen sind
in letzter Zeit zunehmender und gewiß auch oft
berechtigterKritik ausgesetzt Um so mehr sind wir
alle aufgerufen; die Maximen unseres Handelns zu
überdenken und unser Tun an diesen Maximenzu
messen. (D)

Eine andere Säule unserer staatlichen Ordnung
ist das Sozialstaatsprinzip. Millionen von Men¬
schen haben erfahren, daß es in den mehr als drei
Jahrzehnten des Bestehens dieser Republik gelun¬
gen ist, die Risiken des einzelnen durch unser öf¬
fentliches . Sozialleistungssystem abzumildern.
Ohne die gemeinsamen Anstrengungen, die das
möglich gemacht haben, wäre es nicht gelungen,
den inneren Frieden trotz erheblicher wirtschaftli¬
cher Wandlungenzu erhalten. Vom inneren Frieden
lebt aber auch die Stabilität unseres Staatswesens.

Zum Sozialstaat gibt es keine akzeptable Alter¬
native. Wir können uns über die Wege streiten,
nichtüber das ZieL Alle politischen Kräfte sind sich
darin einig, daß wir keinen Kampf aller gegen alle
wollen , sondern das Eintreten füreinander.

Gewiß dürfen wir die Augen nicht davor ver¬
schließen , daß zum geltenden System der sozialen
Sicherung auch Ungereimtheiten, Widersprüche
und Möglichkeiten des Mißbrauchs gehören und
daß wir angesichtsder Wirtschafts - und Haushalts¬
entwicklungenoft an die Grenze der Finanzierbar¬
keit stoßen. Vor allem die für viele ärgerlichen Miß¬
brauchsmöglichkeiten, die übrigens nicht spezi¬
fisch für unser Sozialrecht sind, sondern auch im
Subvention»- und im Steuerrecht eine mindestens
ebenso bedeutende Rolle spielen, dürfen kein Vor¬
wand für eine Abkehr vom Sozialstaatsprinzipwer¬
den . Wir müssen Mißbräuche bekämpfen und ab¬
bauen— in allen Bereichen , also auch bei der mani¬
pulativen Handhabung des Steuerrechts oder bei
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(A) der mißbräuchlichen Erlangung von Subventions¬

vorteilen.

Noch viel wichtiger scheint mir zu sein, daß wir
für diejenigen sorgen, die sich nicht selber organi¬
sieren, die sich nicht artikulieren, die sich nichtsel¬
ber helfen könnenund die in der Gefahr sind, über¬
gangen zu werden. Gerade die gut Organisierten,
die im Grunde nicht hilfsbedürftig sind, müssenfür
die reden , die nicht selber sprechen können. Solida¬
rität und Subsidiarität bedingen sich gegenseitig,
wenn der soziale Friede nicht gefährdet werden
solL

In weltpolitisch und weltwirtschaftlich schwieri¬
gen Zeiten brauchenwir mehr, nicht weniger Soli*
darität — Solidaritätnicht nur innerhalb der Grup¬
pen, sondern vermehrt zwischen den Gruppen . Ich
kann einem arbeitslosen , zum Lehrer ausgebildeten
jungen Menschennur schwerverständlich machen,
daß es wegen unserer Haushalts- und unserer Wirt¬
schaftslage nicht möglich ist, mehr Lehrer einzu¬
stellen . Oie Beschäftigten im öffentlichen Dienst
hingegen müssen einsehen, daß durch geringfügig
niedrigere Besoldungsanpassungenfinanzpolitisch
Spielraum für die Errichtung neuer Arbeitsplätze
geschaffen werden könnte.

Wir müssen Modelle entwickeln, wie trotz enger
finanzieller Möglichkeiten mehr Menschen Arbeit
finden können. Dazu brauchen wir Lösungen. Wenn
in unserer heutigen Sitzung Gesetze beraten wer¬
den, die von vielen Bürgern Opfer fordern, so ist
dies den Betroffenen nur dann plausibelzu machen,
wenn sie feststellen können, daß alle Gruppen un¬
serer Gesellschaft zu leistungsgerechten Opfern
herangezogen werden . Mir ist durchaus klar, daß
wir angesichts der wirtschaftlichen Lage und der
Entwicklung unserer Haushalte Opfer verlangen
müssen, auch wenn das schmerzhaft ist Dabei ha¬
ben wir darauf zu achten, daß wir den gesellschafts¬
politischen Konsensnicht verletzen, der unsere De¬
mokratie kennzeichnet

Die solidarischen Elemente unserer Gesellschaft
sind die Grundlage für ein Höchstmaß an innerem
Frieden und an Stabilität Die Stabilität unseres
Landes beruht auf dem inneren und dem äußeren
Frieden, in dem wir bisher leben durften. Ihn zu
bewahren und zu sichern ist für uns alle eine ent¬
scheidende Herausforderung. Gerade in Zeiten , in
denen wir nicht — wie früher — Zuwächse zu ver¬
zeichnen haben, sondernEinsparungen und Abstri¬
che vornehmen und zumuten müssen, sind die An¬
forderungen besonders hoch, gleichgültig , ob wir
auf der Bundes-, der Länder- oder der Gemeinde¬
ebene Verantwortung trägem Der Innere Friede —
das lehrt uns ein Blick über unsere Grenzen — ist
auch ein Produktivitätsfaktor. Er wird gefährdet
durch die zunehmendeZahl der Arbeitslosen, durch

das Abschotten der Gruppen voneinander, vor al¬
lem durch das Abschotten derjenigen, die Arbeit
haben, gegenüber denjenigen, die keine Arbeit fin¬
den können. Das läßt zunehmend mehr Menschen
an den solidarischen Grundlagen unserer Gesell¬
schaft zweifeln.

Wir müssen diese Zweifel ernst nehmen und uns
darauf besinnen, daß Innerer Friede nicht allein auf
materiellem Wohlstand beruht, sondern auf einem
Verfassungskonsens einerseits, der gegenseitigen
Bedingung von Freiheit und sozialer Verantwor¬
tung, und einem sozialen Konsens andererseits,
dem Eintreten des Stärkeren für den Schwäche¬
rem

Für den Erhält des inneren Friedens wird der
Ausgangdes Kampfes um die Wiedererlangung der
Vollbeschäftigung auf allen Ebenen und um die Fol¬
gen der Anpassung unseres sozialen Leistungssy¬
stems an veränderte Rahmenbedingungen aus¬
schlaggebend sein. Hohe Dauerarbeitslosigkeit
kann die Gemeinsamkeiten schnell Zerstörern Hin¬
weise auf Eigenverantwortungund Selbsthilfe kön¬
nen für junge Menschen, die keine Ausbildungs¬
stelle und keine Arbeit finden , leicht zynisch Wir¬
kern

Eigenverantwortung kann nur der ausüben, der
gelernt hat , mit ihr umzugehen. Dazu muß man ihm
helfen. Das heißt, wir haben die Menschen in die
gesellschaftspolitischenEntwicklungen einzubezie¬
hen und uns ihnen zuzuwenden , statt sie auszu¬
grenzen. An die Bereitschaft zum Dialog und zur
Verständigung vor allem mit Minderheiten sind
neue, hohe Anforderungen gestellt Staatliche Be¬
vormundung oder gar Lenkungführen zwangsläu¬
fig zur Polarisierung in der Gesellschaft Wer aber
seine eigenen Freiräume respektiert wissen will,
der muß die soziale Mitverantwortung durch alle
Gruppen beachten und seinerseits respektieren.

Wir leben in einer schwierigen Phase unserer po¬
litischen Entwicklung . Wir müssen Arbeitsplätzesi¬
chern und neue schaffen, die ökologische Stabilität
sichern, unseren liberalen Rechtsstaat schützen,
den inneren, sozialen Frieden bewahren und festi¬
gen und den äußeren Frieden sicherer machen.
Wenn wir diese Herausforderungbestehen wollen,
brauchen wir Mut und offene Konfliktbereitschaft;
denn wir wollen eine Gesellschaft der gelebten und
mitgestalteten Freiheiten, des erlebten und mitge¬
tragenen Ausgleichs und der nachvollziehbaren Ge¬
rechtigkeit.

Diese Gesellschaft ist es wert, verteidigt zu wer¬
den, nach innen und nach äußern Die Eigenschaften

. und die Fähigkeiten, den inneren Frieden zu erhal¬
ten und zu stabilisieren, sind die gleichen, die wir
zur Sicherung des äußeren Friedens brauchen.
Hieran mitzuarbeiten, will ich mich bemühen.

Für die Bundesregierunghat Herr Staatsminister
Vogel um das Wort gebeten. Bitte, Herr Staatsmini¬
ster!

Vogel , Staatsminister beim Bundeskanzler: Herr
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬
ren! Es gehört zur guten Tradition in diesem Hause,

Das darf aber nicht dazu führen, daß der einzelne
wieder mit seinen existentiellen Risiken allein
bleibt, damit der Staat kurzfristig finanzielle Er¬
sparnisse erzielt Auch ich sage ja zur Stärkung der
Selbsthilfe und zur Eigenverantwortlichkeit Auch
ich trete dafür ein, daß in kleineren, besser über¬
schaubaren Einheiten all das geleistet wird, was
dort geleistet werden kann.
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(A) Vizepräsident Or. Albrecht: Vielen Dank!
Das Wort hat jetzt Herr Kollege Rau.

Rau (Nordrhein -Westfalen ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren! In dem, was Staatsse¬
kretär Waffenschmidt und Kollege Späth vorgetra¬
gen haben , ist die ganze Dimension des Themas,
mit dem wir uns heute hier beschäftigen, schon
deutlich geworden. Ich stehe jetzt seit fast 13 Jah¬
ren in der Regierungsverantwortung: aber ich kann
mich nicht erinnern, daß es einmal eine Verord¬
nung gegeben hätte, die so viele Menschen bewegt
hätte und mitder wir uns in stundenlangenDiskus¬
sionen so intensiv beschäftigt hätten.

Das mag in Nordrhein -Westfalen besonders nahe¬
liegen und verständlich sein; denn das, wovon wir
als Politiker so oft reden, nämlich daß wir es mit
einem Zielkonflikt zwischenÖkonomie und Ökolo¬
gie zu tun hätten, spricht sich ja ganz leicht . Doch
wenn es sich leicht spricht, dann entsteht oft der
Eindruck , als stünden sich zwei Gruppen in unse¬
rem Lande gegenüber : diejenigen, die Arbeitsplätze
sichern und ausbauen wollen , und diejenigen, die
eine gesunde Umwelt für vorrangig halten.

In Wirklichkeit ist die Lösungschwieriger. Es gilt,
eine gesunde Umwelt für diejenigen zu schaffen,
die Arbeit haben oder welche suchen und die mit
ihrer Arbeit erst die Mittel erbringen, mit denen
sich Umweltschutz finanzieren läßt Der Konflikt
geht also durch den einzelnen hindurch, und er ist
je nach dem Thema, das man umweltpolitisch an-
spricht, auch für die eine oder andere Region , für

' ' das eine oder andere Land leichter zu bewältigen.
Es wird kein Zweifel daran bestehen, und es darf

kein Zweifel daran entstehen, daß die Meldungen
über zunehmende Waldschäden uns alle alarmie¬
ren. Unsere Forstbehörden haben hochgerechnet
daß 8,5 % der gesamten Waldfläche unseres Landes
geschädigt sind. Daß man hier nicht mit dem Hin¬
weis auf noch nötige Forschungenausweichendarf,
ist sicher auch richtig, sondern man muß schnell
handeln. Das schnelle Handeln freilich darf uns
nicht daran hindern, die Ursachen für das Wald¬
sterben genauer zu bestimmen, nach Lüftschadstof¬
fen, nach Trockenheit nach Frost, waldbauli¬
chen Einflüssen oder nach anderen Schadenserre-
gern zu fahnden und zu forschen.

Unstreitig ist sicherlich , daß Schwefeldioxid und
Stickstoffoxid als Schadensursachen eine wichtige
Rolle spielen. Auf jeden Fall sind beide Giftstoffe
nicht nur für den Wald, sondern auch für viele
Pflanzen, für Tiere, Menschenund Gebäude schäd¬
lich.

Es besteht auch kein Zweifeldaran, daß Heiz¬
kraftwerkeauf Kohle - und Ölbasis zu den Haupt¬
quellen für Schwefeldioxidemissionen gehören. Der
Anteil liegt in der Bundesrepublik gewiß bei über
50% . Aber wir müssen deutlich machen — und bei
Herrn Kollegen Späth ist das deutlichgeworden—:
Sie sind nur eine der Quellen , die unsere Umwelt
stark belasten.

Nordrhein -Westfalen begrüßt die Großfeuerungs-
anlagen-Verordnung , weil sie eine generelle Ver¬
minderungder Schadstoffemissionen , vor »B«*™ der

Schwefeldioxidemissionen aus Kraftwerken, zum
Ziel hat Wir halten diese Verordnung für einen
wichtigen Ansatzpunkt zur Verbesserungder Um¬
weltqualität und zur Bekämpfung des Waldster¬
bens, wenn wir ihren Charakter als Verordnung be¬
denkenund sie nicht so überfrachten, daß sie in den
Bereich der Rechtsunsicherheit hinübergeht und
dann wieder zwar unser Image freundlich gestaltet
aber in Wirklichkeitdas Nötige verzögert

Wir hatten diese Verordnung seit langem gefor¬
dert eine Verordnung , die auf die Initiative der
sozialliberalenBundesregierungim Septemberver¬
gangenen Jahres zurückgeht Damals, am 1. Sep¬
tember, wurden die Eckwerte beschlossen. Uns
wurde dann der gegenwärtige Entwurf am 7 . März
diesesJahres vorgelegt

' Alle Maßnahmen, die die Luftqualitätverbessern
wollen, soweit sie bei Kraftwerkenansetzen, berüh¬
ren natürlich das Kohleland Nordrbein-Westfalen
ganz besonders stark. Rund ein Viertel des in der
Bundesrepublik erzeugten Stroms stammt aus den
Braunkohlekraftwerken im rheinischen Revier.
Rund ein Drittel des in der Bundesrepublikerzeug¬
ten Stroms stammt aus Steinkohlekraftwerken, die
wiederum rund zur Hälfte in Nordrhein-Westfalen,
vor allem im Ruhrgebiet betrieben werden. Etwa
die Hälfte des insgesamtin der Bundesrepublik er¬
zeugten Stroms stammt aus Nordrhein-Westfalen.
Wir erzeugenweit mehr, als wir selbstverbrauchen,
und exportieren auch in andere Bundesländer.

Wir sehen uns als das energiewirtschaftliche
Zentrum der Bundesrepublik. Deshalb stehen wir
wie kein anderes Bundesland auch im Zentrum des
Konflikts , der heute Gegenstandunseres Gesprächs
ist

Wir tragen Verantwortung für einen gesunden
Wald nicht nur bei uns in Nordrhein -Westfalen,
aber auch für unsere Bürger; denn der Wald hat
eine wichtige Erholungsfunktion , und er ist ein be¬
deutender Wirtschaftsfaktor. Wir tragen aber auch
Verantwortungfür eine sichere Energieversorgung,
und wir glauben, die sicherste Energieversorgung
für die gesamte Bundesrepublik ist die auf der
Grundlageder heimischen Kohle.

Wir tragen Verantwortungfür die Menschen im
Revier, die vor Ort arbeiten und von der Kohle
leben, und wir tragen Verantwortungfür die wirt¬
schaftliche Entwicklung des Ruhrgebiets. Ich den¬
ke, das liegt im Interesse der gesamten Bundesre¬
publik.

Der Energieverbrauchist rückläufig; die Ölpreise
sind gesunken. Aber das, meine Damen und Herren,
darf uns doch sicht darüber hinwegtäuschen, daß
auf lange Sicht Energie knapp und die Energiever¬
sorgungmit Risikenbehaftetbleibt. Deshalb dürfen
wir, wenn wir sicht kurzsichtig handeis wollen,
nicht an den Grundpfeilernunserer gemeinsamen
Energiepolitikrütteln, und diese muß heißen: Weg
vom Ol — Vorrang für die Kohle!

Deshalb haben wir uns bei den vielstündigenBe¬
ratungen über diese Verordnung für eine Lösung
eingesetzt, die zur Rettung des Waldes beiträgt und
die wirtschaftlichen Grundlagen der Bundesrepu-
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blik sowie unseres Industrielandes Nordrhein -West¬
falen bewahrt Was wir mit der Verordnung tun
können , um beide Ziele ausgewogen miteinander zu
verbinden , das wollen wir tun . Aber wir müssen es
tun in dem Bewußtsein , daß der immer wieder be¬
schriebene Gegensatz zwischen Umweltschutz,
wirtschaftlicher Entwicklung und Arbeitsplätzen
nicht verbal abgehandelt werden darf , sondern poli¬
tisch durchgestanden werden muß.

Deshalb ist eine vernünftige Politik zur Begren¬
zung der Schadstoffemissionen aus Kraftwerken
gerade in den Belastnngsgebieten eine Vorausset¬
zung für den Bau neuer , umweltfreundlicher Kraft¬
werke und damit für die Kohlevorrangpolitik , für
sichere Energie und für wirtschaftlichen und sozia¬
len Fortschritt

Am 1. September 1982 hatten wir den Grundsatz-
beschluß der sozialliberalen Bundesregierung ken-
nengelernt , der einige Eckwerte festlegte . Die we¬
sentlichen Eckwerte hießen : Begrenzung der wichti¬
gen Schadstoffe durch strenge Anforderungen nach
dem Stand der Technik , vor allem Begrenzung der
Emissionen an Schwefeldioxid in der Regel auf 400
Milligramm pro Kubikmeter , keine Gefährdung des
sogenannten Jahrfanndertvertrages zwischen Koh¬
lebergbau und Elektrizitätswirtschaft ; deshalb
Übergangsfristen für alte Kohlekraftwerke.

Wir haben diesen Grundsatzbeschluß damals be¬
grüßt Wir .wollen deshalb keine Lösung , die hinter
diesen Eckwerten zurückbleibt . Wir wollen aber
auch keine Lösung , die die Kohlevorrangpolitik un-

B ) seres Landes gefährdet die Nordrhein -Westfalen
' rind das Ruhrgebiet unzumutbar belastet und Ar¬
beitsplätze bei uns bedroht Nach unserer Einschät¬
zung ist aber Kohlevorrangpolitik nur durchsetzbar
und verantwortbar , wenn Kohleverwendung um¬
weltverträglich ist oder , wo und soweit sie es noch
nicht ist umweltverträglich gemacht wird.

Wir wünschen eine Lösung , die eine sichere Ver¬

sorgung mit elektrischem Strom bei uns gewährlei¬
stet und die den Jahrhundertvertrag nicht antastet
Deshalb begrüße ich die Feststellung in der Koali¬
tionsvereinbarung der CDU/FDP -Bundesregierung
— ich begrüße nicht diese Bundesregierung ; ganz
im Gegenteil —:

(Heiterkeit)

„Der Jahrhundertvertrag für die Kohle bleibt auf-
rechterhalten .“ Im übrigen sind die energiepoliti¬
schen Aussagen dieser Vereinbarung nach meiner
Meinung unzureichend.

Wir suchen schließlich auch eine Lösung , die den
weiteren Ausbau der Fernwärme nicht in Frage
stellt Dieser ist energie -, umweit - und beschäfti¬
gungspolitisch dringend erforderlich . Kraft -Wär¬
me-Kopplung und ihre Nutzung durch Fernwärme
bietet eine gute Chance , Energie einzusparen und
Energieversorgung umweltfreundlicher zu machen.
Der von der Bundesregierung vorgeschlagene Fero-
wärmebonus trägt diesem Anliegen Rechnun g.

Übrigens : Bei den Motiven , die für die Zustim¬

mung oder Ablehnung der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung genannt werden , ist nicht zu überse¬

hen , daß die energiewirtschaftliche Situation des je - (C)
weiligen Landes eine große Rolle spielt Ohne den
Kollegen Späth überinterpretieren zu wollen, habe
ich seiner in vielen Punkten von mir mit Zustim¬
mung aufgenommenen Rede entnommen , daß der
Anteil an Steinkohle , an Ballastkohle , an nieder-
flüchtiger Kohle , der in Baden -Württemberg geför¬
dert wird , nur unwesentlich größer ist als in Bay¬
ern , während ich den Eindruck habe , daß sein Inter¬
esse an Kernenergie sehr viel stärker ist als es
angesichts des Sachverhalts zu verantworten ist
daß wir zwar beschlossen haben , bei der Kernener¬
gie müssen zunächst die Entsorgungsprobleme ge¬
löst sein , daß wir aber dem deutschen Volk heute
noch nicht mittetien können : Diese Probleme sind
in Wirklichkeit und faktisch gelöst — Das „Emirat“
Niedersachsen hat bei uns immer Zeichen der Hoff¬
nung gesetzt und wird es sicherlich in diesem Fall
auch tun.

(Heiterkeit)
Ich wage , meine Damen und Herren , die Vorher¬

sage , daß wir uns im Jahre 1984 mit den Umweltpro¬
blemen , die mit Kernenergie verbunden sind , ge- .
nauso intensiv auseinandersetzen werden , wie wir
es jetzt gegenüber der Steinkohle und der Braun¬
kohle tun . — Ich bitte um Verzeihung , Herr Präsi¬
dent das Wort „Emirat “ Niedersachsen sollte nichts
über Ihren Familienstatus sagen,

(Große Heiterkeit)
sondern nur über das; was das südlicher gelegene
Land Nordrhein -Westfalen gegenüber Niedersach¬
sen empfindet wenn wir Ihrer Energie - und Finanz - (D)

Politik begegnen.
Ich war bei der Kernenergie und bei dem Hin¬

weis darauf , daß die Entsorgungsprobleme dort erst
auf uns zukommen . Dabei kommt auch der Konflikt
neu auf uns zu, und deshalb könnte es sein , daß wir
bei all den wichtigen , nicht zu unterschätzenden
Umweltfreunden , Protestanten und Demonstran¬
ten , die ich alle sehr ernst nehme , wieder auf jene
kleine Gruppe stoßen , die jetzt gegen Kohle und
dann gegen Kernenergie protestiert nach dem Mot¬
to : „Wir brauchen keine Kraftwerke , wir brauchen
mehr Strom .“ Das muß , glaube ich, bei dem , wor¬
über wir miteinander verhandeln , auch im Hinter¬
grund und im Hinterkopf bleiben.

Die Kernenergie hat sicher ihren Platz in der
Elektrizitätswirtschaft nicht nur der Bundesrepu¬
blik insgesamt sondern auch Nordrhein -Westfa¬
lens . Deshalb begrüße ich die Absicht der Bundesre¬
gierung , mitzuhelfen , den Hochtemperatu rreaktor
in Schmehausen noch in diesem Jahr fertigzustel¬
len und dafür zu sorgen , daß er in Betrieb gehen
kann Ich habe auf diese Fragen deshalb hingewie¬
sen , weil es nach meiner Meinung bei dem schwieri¬

gen Thema , mit dem wir es zu tun haben , keine
Schwarzweißbetrachtung und kein Entweder -Oder,
auch nicht der verschiedenen Energieformen , ge¬
ben darf.

Nun sind, meine Damen und Herren , die wirt¬
schaftlichen Auswirkungen des vorliegenden Ver¬
ordnungsentwurfs vielfältig , auch wenn sie im ein¬
zelnen nicht immer genau prognostizierbar und
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(A) quantifizierbar sind. Ich bewerte positiv , daß klare

Emissionsbegrenzungen festgelegt werden , damit
Rechtssicherheit entsteht und damit Freiraum für
die Zulassung neuer Anlagen in überlasteten Gebie¬
ten geschaffen wird. Für mich war es eine schmerz¬
liche Erfahrung , daß trotz der Auslobung eines eige¬
nen Kraftwerkesanierungsprogramms durch un¬
sere Landesregierung vor vier Jahren der Weg zu
neuen Kraftwerken , die ja schon auf Grund der
jetzt geltenden Daten umweltfreundlicher wären,
von der Elektrizitätswirtschaft zu wenig gegangen
worden ist

Die finanziellen Belastungen durch das, was wir
hier verordnen , sind freilich beachtlich . Die Ent¬
schwefelungsmaßnahmen von Steinkohlekraftwer¬
ken machen Investitionskosten in Milliardenhöhe
nötig und verteuern zusammen mit den zusätzli¬
chen Betriebskosten den Strom . Steigende Strom¬
preise treffen die Industrie , aber auch den privaten
Verbraucher , dessen finanzielle Möglichkeiten
durch die wirtschaftliche Entwicklung ohnehin ein¬
geengt sind . Sie treffen natürlich vor allem strom¬
intensive Wirtschaftszweige — Aluminiumherstel-
lung , Zinkelektrolyse , Teilbereiche der Chemie,
Elektro Stahlerzeugung —, und sie treffen damit
ihre Wettbewerbsfähigkeit in der Welt, die auch von
Strompreisen abhängt

Ich sehe auch die Probleme , die auf den Stein¬
kohlebergbau zukommen , der in Zukunft verstärkt
sehwefelärmere Kohle liefern und Investitionen für
die bessere Aufbereitung der Kohle vornehmen
muß . Wir wissen , daß die Betreiber von Feuerungs-

* ' anlagen darauf hinweisen werden , es falle ihnen
nicht leicht die gestellten Anforderungen zu erfül¬
len und wirtschaftlich zu verkraften . Aber wenn wir

___ nicht nur Lippenbekenntnisse abiegen wollen, dann
müssen wir ihnen das zumuten , wohl wissend , daß
die Kosten letztlich von uns allen getragen werden.
Wir müssen das nach meiner Überzeugung im In¬
teresse der Gesundheit unserer Bürger akzeptie¬
ren.

Bei Neu- und Altanlagen wird die Verordnung —
das ist dargestellt worden — zu einer deutlichen
Verminderung von Schadstoffemissionen führen.
Vor allem die Verminderung von Schwefeldioxid-,
und Stickstoffoxidemissionen wird sich — so hoffen
wir — positiv auf unsere Wälder auswirken . Aber
wir dürfen nicht erwarten , daß diese Wirkungen
kurzfristig eintreten oder daß das Problem des
Waldsterbens allein mit der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung gelöst werden könnte . Wir brauchen,
unabhängig von dieser Verordnung , Lösungen , die
sich auf die ganze Bundesrepublik , aber nicht nur
auf sie , beschränken.

Kollege Späth hat auf die europäische Dimension
hingewiesen . Ich füge hinzu : Etwa 50% unserer
Schwefeldioxidbelastung importieren wir aus Nach¬
barländern . Wir halten es zum anderen für wichtig,
daß die Stickstoffoxide, die aus dem Verbrennungs¬
prozeß der Kraftfahrzeugmotoren stammen , wirk¬
samer bekämpft werden . Sowohl Kollege Waf¬
fenschmidt als auch Kollege Späth haben dieses
Thema schon angesprochen . Es ist nur schwer be¬
greiflich zu machen , daß wir in deutschen Automo¬

bilwerken mit Autos , die bleifreies Benzin benut- (<
zen , Exportschlager produzieren , daß wir aber , wohl
wissend , daß der Straßenverkehr etwa 30 bis 35 Pro¬
zent der Stickstoffoxide in die Umwelt bringt sol¬
che Autos für den eigenen Bedarf noch nicht produ¬
zieren , sondern , obwohl wir das technische Know-
how für bleifreies Benzin haben , u. a . in einer An¬
lage in Gelsenkirchen , hier nur zögerlich vorange¬
hen.

Die Landesregierung Nordrhein -Westfalen be¬
grüßt den von den hessischen Kollegen im Bundes¬
rat eingebrachten Entwurf eines Schwefelabgaben¬
gesetzes grundsätzlich ; denn eine solche Abgabe,
die für bestimmte Schwefelemissionen erhoben
werden soll, könnte dazu beitragen , daß Altanlagen
schneller umgerüstet werden und daß bei neuen
Feuerungsanlagen entsprechend dem Stand der
Technik der jeweils bestmögliche Zustand erreicht
wird. Wir werden darüber sprechen müssen , wie
man dieses Gesetz so formulieren kann , daß nicht
die Freikauftendenz , die wir in anderen gesell¬
schaftlichen Bereichen feststellen , hier Platz greift

Ich habe , meine Damen und Herren , darauf hin¬
gewiesen , wie schwel - wir uns mit der Entscheidung
über diese Verordnung getan haben . Der Konflikt
ist zum Teil öffentlich ausgetragen worden . Das
wird aber noch oft geschehen , nicht nur bei uns,
wenn wir das umweltpolitisch Nötige mit dem wirt¬
schaftspolitisch Vertretbaren in Übereinstimmung
bringen wollen . Für uns heißt das konkret in bezug
auf diese Verordnung , daß wir aus Umweltschutz¬
gründen dafür eintreten , für Staubfeuerungen mit
trockenem Ascheabzug den Grenzwert für Stick- Ü
stoffoxid von 900 Milligramm pro Kubikmeter , wie
im Verordnungsentwurf vorgesehen , auf 800 Milli¬
gramm abzusenken . Diese Begrenzung kann nach
unserer Überzeugung eingehalten werden . Aller¬
dings erschiene es uns problematisch , wenn auch
der Stickstoffoxidgrenzwert für Staubfeuerungen
mit flüssigem Ascheabzug gegenüber dem Verord¬
nungsentwurf noch zusätzlich verschärft würde,
weil bei schärferen Anforderungen der Einsatz von
niederflüchtiger Kohle und von ca. 22 Millionen t
Ballastkohle in Frage gestellt würde

Nach unserer Überzeugung ist es umweltpolitisch
hmnehmbar , hier von noch schärferen Anforderun¬
gen abzusehen , weil die Stickstoffoxidemissionen
ohnehin so weit zu begrenzen sind , wie das nach
dem Stand der Technik möglich ist . Wir erwarten,
daß Mer der Stand der Technik voranschreitet und
daß in absehbarer Zeit mit niedrigeren Emissionen
gerechnet werden kann.

Aber die Kemproblematik sind gewiß die Schwe-
felldioxidemissionen . Wir treten aus Gründen des
Umweltschutzes — Mer stimmen wir Baden -Würt¬
temberg zu — für die Absenkung der im Verord¬
nungsentwurf für Neuanlagen vorgesehenen Lei¬
stungsgrenzen von 400 bzw. 200 Megawatt auf 300
bzw. 100 Megawatt ein. Diese Absenkung der Lei¬
stungsgrenzen soll die Zahl der Feuerungsanlagen,
die schärferen Anforderungen unterworfen werden,
erweitern.

Bei Altanlagen wollen wir ebenfalls strengere
Anforderungen stellen , als im Verordnungsentwurf
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Bau (Nordrhein -Westfalen)
A) vorgesehen sind. Dies soll durch die Einführung

einer Dreiteilung der Anlageklassen geschehen , mit
der Folge , daß schon bei Anlagen ab einer Feue¬
rungsleistung von 200 Megawatt anstatt 400 Mega¬
watt generell Entschwefelungsmaßnahmen durch¬
geführt werden müssen . Wir wollen gleichzeitig
durch Zusammenfassung mehrerer kleinerer Anla¬
gen, die in einem betrieblichen oder räumlichen Zu¬
sammenhang stehen , sicherstellen , daß die Unter¬
teilung einer größeren' Anlage nicht dazu führt , daß
man sich den strengeren Anforderungen entzieht.

Wir glauben , daß schon mit diesen beiden Maß¬
nahmen eine effizientere Reduzierung der Schwe¬
feldioxidemissionen aus Altanlagen sicherzustellen
ist, und wir sind deshalb in diesem Punkt — im
Gegensatz zu Baden -Württemberg — der Meinung,
daß wir auf weitere Verschärfungen , etwa durch
Verkürzung der Restnutzungsdauer , verzichten
können . Wir glauben davon im Blick auf eine ver¬
nünftige technische und rechtliche Realisierbarkeit
der nötigen Umrüstungsmaßnahmen absehen zu
müssen.

Im Entwurf der Verordnung ist für Braunkohle
und Ballastkohle nur eine Regelung über Ausnah¬
men im Einzelfall vorgesehen . Das halten wir für
unzureichend . Deshalb treten wir dafür ein , daß bei
diesen Brennstoffen die einzuhaltenden Schwefel-
dioxidgrenzwerte wegen der besonderen Eigen¬
schaft der Brennstoffe generell auf 650 Milligramm
festgesetzt werden und daß wir für Braunkohle¬
feuerungen die Möglichkeit vorsehen , ein besonde¬
res Verfahren zur Beurteilung der Emissionen her-

(B) anzuziehen . Dazu haben wir einen Änderungsan¬
trag zu § 27 Abs. 3 vorgelegt , der besondere Beurtei¬
lungsverfahren nur dort zuläßt , wo sie unentbehr¬
lich sind.

Meine Damen und Herren , wir werden es aber
nicht bei diesen Beschlüssen belassen dürfen , we¬
der wir als Landesregierung , noch der Bundesrat,
noch diejenigen , die sonst Verantwortung tragen.
Das Thema muß auf der Tagesordnung bleiben . Die.
wirtschaftspolitische , die umweltpolitische Bedeu¬
tung dieser Verordnung für unser gesamtes Land,
für gesunde Luft , für Kohle , für die Wälder; das
alles darf nicht darüber hinwegtäuschen , daß die
zusätzlichen Belastungen , die durch die Großfeue-
nmgganlag e^-Vpmrrfniing auf Nordrhein -Westfa-
len, aber auch auf andere Regionen zukommen,
auch bezahlt werden müssen . Deshalb treten wir —
wie ich gelesen habe : gemeinsam mit der Opposi¬
tion in unserem Lande — für eine Abgaberegelung
zu lösten aller ein.

Sie kennen das im Dritten Verstromungsgesetz
von 1974 bestimmte Verfahren , mit dem der Einsatz
der Steinkohle in der Elektrizitätswirtschaft gesi¬
chert wird und das einen Ausgleich zwischen dem
Vorteil sicherer Energieversorgung , die allen zu¬
gute kommt , und den Lasten , die allein die Stein¬
kohle und die Kohleländer zu tragen haben , ver¬
sucht

Die hohen Investitions - und Betriebskosten für
umweltfreundliche Kraftwerke , die uns in Nord¬
rhein-Westfalen zusätzlich treffen , machen nach
meiner Überzeugung eine ähnliche Ausgleichsrege - _

lung nötig . Sie muß im Kern darauf hinauslaufen , (Q
daß eine zusätzliche Abgabe von allen Elektrizitäts¬
versorgungsunternehmen und allen Erzeugern von
Elektrizität erhoben wird und daß Zuschüsse für
Entschwefelungseinrichtungen mit dieser Abgabe
finanziert werden.

Vielleicht müssen wir noch einen Schritt weiter¬
gehen . Vielleicht brauchen wir einen umfassende¬
ren Ansatz und eine Gesetzesinitiative , die der wei¬
teren Verbesserung des Umweltschutzes und damit
dem Schutz des Waldes dient . Deshalb habe ich von
dem „Waldpfennig“ gesprochen , über den wir dis¬
kutieren müßten . Ich bitte die Bundesregierung,
diese Überlegungen zu . prüfen.

Soeben habe ich gesagt — und ich wiederhole
es —: Die Verordnung , die hier vorliegt , kann die
Probleme der Luftreinhaltung allein nicht lösen. Sie
ist nur ein Schritt — ein guter Schritt — in einem
umfassenden und noch zu erstellenden nationalen
umweltpolitischen Gesamtkonzept . Dabei müssen
wir uns vor allem der Emissionen annehmen , die
von den Millionen von Verbrennungsmotoren aus¬
gestoßen werden.

Die Endlichkeit der Rohstoff - und Energiequel¬
len und die begrenzte Regenerationsfähigkeit des
Naturhaushalts zwingen uns alle , schonend mit un¬
serer Natur umzugehen , den Frieden mit der Natur
zu suchen . Wenn es nicht gelingt , den Raubbau an
unserer Umwelt zu beenden , wenn wir hinnehmen
müssen , daß Wälder sterben und daß Pflanzen und.
Tierarten unwiederbringlich verlorengehen , wenn
es nicht gelingt , Giftkatastrophen wie in Seveso
oder Vorfälle wie in Harrisburg in umweltpolitisch
einschneidende Konsequenzen umzumünzen , dann
werden wir durch Unterlassen Lebensverhältnisse
schaffen , die das Leben der nächsten Generationen
nicht mehr lebenswert machen.

Der Mensch braucht eine gesunde Umwelt, und
auch die Wirtschaft kann sich nur in einer intakten
Umwelt weiterentwickeln . Unsere nordrhein -west-
fälischen Erfahrungen zeigen , daß auch die Siche¬
rung der Regenerationsfähigkeit der Natur eine un¬
verzichtbare Voraussetzung für die Bewältigung
struktureller Wirtschaftsprobleme ist und dazu
nicht in einem Gegensatz steht

Deshalb haben wir einen Kabinettsausschuß ein¬
gesetzt , der binnen Jahresfrist alle mit dem . heuti¬
gen Thema zusammenhängenden Fragen , die weit
über den engen Bereich der Kraftwerkswirtschaft
hinausreichen , die die gesamte Energie - und Um¬
weltproblematik in ihren vielfältigen Verästelungen
betrifft , prüfen und nötige gesetzliche Initiativen
vorbereiten soIL Wir hoffen , daß es zu einer Allpar¬
teienkoalition in diesen Fragen kommt

Wir bitten um Zustimmung zu der durch unsere
Anträge verbesserten Verordnung.

Vizepräsident Dr. AJbrecht: Das Wort hat jetzt Herr
Kollege Schmidhuber.

Schmldhuber (Bayern ) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Herren ! Die Bayerische Staatsregierung
begrüßt die rasche Vorlage der Verordnung über

. Großfeuerungsanlagen durch die Bundesregierung.
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528 . Sitzung

Bonn, den 28. Oktober 1983

Beginn : 932 Uhr

Präsident Rau: Meine sehr geehrten Damen und
Herren , ich eröffne die 528. Sitzung des Bundesra¬
tes.

Bevor wir mit unserer heutigen Arbeit beginnen,
haben wir eine traurige Pflicht zu erfüllen:

(Die Anwesenden erheben sich .)
Am 9. Oktober ist der ehemalige Präsident des

Senats und Erste Bürgermeister der Freien und
Hansestadt Hamburg , Professor Dr. Herbert
Weichmann , verstorben.

Mit Professor Weichmann hat unser Land einen
angesehenen Politiker von hoher moralischer Auto¬
rität und besonderer intellektueller Begabung ver¬
loren. Trotz der bitteren Erfahrungen , die Herbert
Weichmann in der Zeit des Nationalsozialismus ma¬
chen mußte , ist er nach dem Krieg aus der Emigra¬
tion in seine Heimat zurückgekehrt und hat am
Wiederaufbau unseres in jeder Hinsicht zerstörten
Landes wirkungsvoll mitgearbeitet : zunächst als
Präsident des Rechnungshofes , dann als Finanzse¬
nator und schließlich als Erster Bürgermeister der
Freien und Hansestadt Hamburg.

Professor Weichmann gehörte dem Bundesrat
von 1957 bis 1971 an . Im Amtsjahr 1968/69 hatte er
das Amt des Präsidenten des Bundesrates inne . Er
hat hier wie überall , wo er Verantwortung trug , als
Mahner gewirkt : als Mahner für Rationalität , für
Verantwortungsbewußtsein , für Augenmaß und Fe¬
stigkeit , für die Bewahrung der demokratischen Ge¬
sinnung und Haltung . Er hatte in seinem Leben
erfahren müssen , was der Verlust dieser Werte be¬
deutet Darum kämpfte er unermüdlich für sie. Die¬
ser Kampf geschah in Reden und in Taten , die seine
außerordentlichen Qualitäten als Staatsmann be¬
wiesen.

Unser Land ist durch seinen Tod ärmer gewor¬
den ; aber wir sollten alles tun , damit uns sein Vor¬
bild erhalten bleibt

Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen von
den Plätzen erhoben . Ich danke Ihnen.

Gemäß §23 der Geschäftsordnung habe ich fol¬
gendes mitzuteilen : Aus der Landesregierung von

Baden -Württemberg und damit aus dem Bundesrat
ist mit Wirkung vom 5. Oktober 1983 Herr Minister
Professor Dr. Roman Herzog ausgeschieden . Herr
Minister Herzog war ordentliches Mitglied des Bun¬
desrates seit dem 23 . Mai 1978. Für seine im Bun¬
desrat geleistete Arbeit danke ich ihm . In das ver¬
antwortungsvolle Amt beim Bundesverfassungsge¬
richt das er in den nächsten Monaten antreten
•wird, begleiten ihn unsere besten Wünsche . '

Zum ordentlichen Mitglied des. Bundesrates hat
die Landesregierung von Baden-Württemberg
Herrn Minister Dr. Heinz Eyrich bestellt

Aus der Landesregierung des Saarlandes und da¬
mit ebenfalls aus dem Bundesrat ist mit Wirkung /D>
vom 10. Oktober 1983 Herr Minister Edwin Hügel 1
ausgeschieden . Herr Minister Hügel gehörte dem
Bundesrat als stellvertretendes Mitglied seit dem
20. Juli 1962 an. Auch »hm spreche ich für die Mitar¬
beit hier im Hause meinen Dank aus.

Zmw neuen ordentlichen Mitglied des Bundesra¬
tes hat die Landesregierung des Saarlandes mit
Wirkung vom 11. Oktober 1983 anstelle von Frau
Minister Dr . Rosemarie Scheurlen Herrn Minister
Dr. Walter Henn benannt Frau Minister Dr.
Scheurlen ist zum stellvertretenden Mitglied des
Bundesrates bestellt worden.

Der Ministerpräsident des lindes Nordrhein-
Westfalen hat dem Präsidenten des Bundesrates
und damit mir mitgeteilt , daß mit Wirkung vom
25. Oktober 1983 Herr Minister Jürgen Girgen-
sohn aus dem Bundesrat ausgeschieden ist Herr
Minister Girgensohn war stellvertretendes Mitglied
des Bundesrates seit dem 2. Februar 1971. Ich
danke auch ihm für seine langjährige Mitarbeit in
diesem Hause.

Zinn neuen stellvertretenden Mitglied des Bun-
desrates wurde mit Wirkung vom gleichen Tag Herr
Minister Dr. Rolf Krumsiek benannt

Ich wende mich nun der Tagesordnung zu. Sie
liegt Ihnen in vorläufiger Fassung mit 45 Punkten
vor. Wir sind übereingekommen , die Punkte 44 und
45 vorzuziehen und riarh Tagesordnungspunkt 7 zu
behandeln . Beide Punkte werden ebenso wie
Punkt 8 und Punkt 9 wegen ihres Sachzusammen¬
hangs zur gemeinsamen Beratung aufgerufen.
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(A) Sie möchten zur Tagesordnung sprechen, Frau
Minister Rüdiger ? — Bitte!

Frau Dr. Rüdiger (Hessen) : Herr Präsident, ich
bitte darum, daß wir den Tagesordnungspunkt6 —
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Abwas¬
serabgabengesetzes — bis zur nächsten Sitzung
vertagen . Er soll nicht an die Ausschüsse zurück¬
verwiesen werden, sondern mir kommt es darauf
an, daß wir über die Problematik noch einmal mit¬
einander sprechen können und erst in der nächsten
Sitzung über die Einbringungentscheiden.

Präsident Rau: Ich entnehme dem Gesichtsaus¬
druck der Verantwortlichen Einverständnis mit Ih¬
rem Vorschlag.

(Heiterkeit)
Dann wird dieser Punkt abgesetzt.

Meine Damen und Herren , bevor wir in die Bera¬
tung unserer heutigen Tagesordnung eintreten,
möchte ich Gäste aus dem Ausland unter uns be¬
grüßen, die auf der Tribüne Platz genommen haben
und über deren Kommen wir mw freuen.

Es ist dies zum einen der Präsident des Senats
des Königreichs Spanien, Herr Jose Federico de
Carvajal Perez, der sich mit einer Delegation von
Mitgliedern des Senats auf Einladung des Bundes¬
rates in der Bundesrepublikaufhält Wir haben ge¬
stern schon intensive Gespräche führen können
und haben zur beiderseitigen Genugtuung ein ho-

' ' bes Maß an Gleichklang der Interessen und Ge¬
meinsamkeit der Auffassungen festgestellt Das
trifft sicher auch für die weiteren politischen Unter¬
redungen zu, die unsere spanischen Gäste hier in
Bonn und anschließendin Berlin und München ha¬
ben werden. Dieser Besuchwird gewiß dazu beitra¬
gen, die guten Beziehungen zwischen dem spani¬
schen Senat und dem Bundesrat zu festigen; er
kann darüber hinaus sicher auch der Freundschaft
zwischen unseren Völkern dienen. Ich begrüße un¬
sere spanischen Gäste und den Herrn Botschafter
noch einmal herzlich.

Zum anderen begrüße ich den Vorsitzenden der
koreanisch-deutschen Parlamentariergruppe in der
Nationalversammlung der Republik Korea, Herrn
Sang-Eun Wang , und seine Delegation. Unsere Gä¬
ste befinden sich aus Anlaßdes 100.Jahrestages der
Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen
Korea und Deutschlandin Bonn. Es ist gut zu wis¬
sen, daß auch über weite geographischeEntfernun¬
gen und über sich wandelnde weltpolitische Bedin¬
gungen Verbundenheit erhalten bleibt, die tragfä¬
hig »mR förderlich für die gegenseitigen Beziehun¬
gen ist Ich möchte auch daran erinnern, daß die
schweren Opfer, die Korea in jüngster Zeit zweimal
zugemutet worden sind, bei uns große Anteilnahme
ausgelöst haben.

Ich danke beiden Delegationenfür ihren Besuch
und für die guten Gespräche, die wir führen konn¬
ten. Ich wünsche Ihnen einen erfreulichen und an¬
genehmen Aufenthalt in unserem Land.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende
eines Geschäftsjahres des Bundesrates. Vor der
Wahl des nächsten Präsidenten möchte ich nach
der Übung des Hauses einen kurzen Rückblick auf
die Arbeit des Bundesrates im vergangenen Jahr
geben.

Zunächst eine nüchterne Bilanz der Zahlen, die
nicht nur für Statistiker interessant ist, sondern die
Ausdruck unserer gemeinsamen Arbeit und der
spezifischen Anforderungenist, die an das Verfas¬
sungsorgan Bundesrat im Laufe des letzten Ge¬
schäftsjahres gestellt waren. *

Während dieser zwölf Monate wurden im ersten
Durchgang 65 Gesetzentwürfe der Bundesregie¬
rung beraten . Aus den 48 Gesetzesanträgen der
Länder sind — außer denen , über die wir heute
noch entscheiden — insgesamt 20 Gesetzentwürfe
des Bundesrates hervorgegangen. Im zweiten
Durchgang wurden 43 Gesetzesbeschlüsse des
Deutschen Bundestages behandelt. Der Bundesrat
hatte darüber hinaus über die Zustimmungzu 113
Verordnungen und 17 Allgemeinen Verwaltungs¬
vorschriften zu entscheiden. Die Zahl der sonstigen
Vorlagen — zum ganz überwiegendenTeil EG-Vor-
lagen — lag in diesem Jahr bei 213.

Das letzte Geschäftsjahrwar durch die Auflösung
des Deutschen Bundestagesgeprägt. Das hatte zur
Folge , daß weit weniger Regierungsvorlagenzu be¬
raten waren als in früheren Jahren . Der Bundesrat
hat aber die Pause in der Gesetzgebungsarbeitzu
Beginn dieses Jahres zu einer Vielzahl politisch be¬
deutender Gesetzes! nitiafiven genutzt und dadurch
das parlamentarische Geschehen in Bonn wesent¬
lich beeinflußt

Wie nicht anders zu erwarten war, hat die Verän¬
derung in der politischenLandschaftder Bundesre¬
publik Deutschland seit Oktober 1982Einfluß auf
die Arbeit des Bundesrates gehabt So hatte mein
Kollege Posser Anlaß, am 20. Mai festzustellen:

Wir verabschieden uns heute, wenn es bei der
Entscheidung der Mehrheit bleibt von einer
Übung, die der Bundesrat in seiner mehr als
33jährigen Geschichte in stürmischen und in
ruhigen Tagen durchgehaltenhat Wann immer
ein Land oder mehrere Länder darum gebeten
hahp -n t einen Punkt auf die Tagesordnung zu
setzen und ihn an die Ausschüsse zu überwei¬
sen, ist die Mehrheit des Bundesrates dieser
Bitte gefolgt ganz unabhängig davon , ob sich
aus der Geschäftsordnungein Rechtsanspruch
auf diese prozedurale Behandlung ergibt oder
nicht

Auch die Landtagswahlendes Jahres 1983 haben
dafür gesorgt daß der Bundesrat seinen Anteil an
der politischenAuseinandersetzunghatte. Dennoch
ist festzuhalten, Haß in vielen Fällen auch über Par¬
teigrenzenhinweggemeinsameInteressen der Län¬
der gegenüber dem Bund deutlich vertreten wur¬
den. Ich hoffe , daß das trotz der vorhandenen Mehr¬
heitsverhältnisse im Bund und in den Ländernauch
künftig zur demokratischen Übung gehören wird.

Die Zusammenarbeit der beiden Verfassungsor¬
gane Bundesregierung und Bundesiat ist bei allen
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(A) politischen Unterschieden durchaus zufriedenstel¬

lend. Wir können mit Befriedigung feststellen, daß
die Bundesregierung bemüht ist, den Wünschen
und Bedürfnissen des Bundesratesentgegenzukom¬
men.

Leider gilt das nicht in gleichem Maße im Ver¬
hältnis Bundestag und Bundesrat. Daß sich der
Deutsche Bundestag bisher noch nicht in der Lage
gesehen hat, unserer Bitte zu entsprechen, die Be¬
ratungen des Bundeshaushalts 1984 und der Be¬
gleitgesetze eine Woche früher als geplant zu been¬
den, damit der Bundesrateine wenigstenszweiwö¬
chige Beratungsfrist hat, ist sehr bedauerlich.

Meine Damen und Herren, bei aller berechtigten
Sorge um die politischeBedeutun g des Bundesrates
nach dem Regierungswechsel in Bonn muß festge¬
stellt werden , daß die politische Eigendynamik des
Föderalismus und das aus- ihm erwachsende Ver¬
antwortungsbewußtsein der Länder für den Ge¬
samtstaat ein eigenes politisches Gewicht hat Das
zeigt die zum Teü erhebliche Verschärfungder Vor¬
lagen der Bundesregierung zur Bekämpfung der
Luftverschmutzung und des »sauren Regens“

, der
TA Luft ebenso wie der Großfeuerungsanlagen -Ver-
ordnung . Hier hat der Bundesrat seine politische
Gestaltungskraft deutlich gezeigt

Daß die Bundesregierung die Vorstellungen des
Bundesrates übernommen bat, kann uns mit Be¬
friedigung erfüllen. Auch die Beratungen über die
Einführung des bleifreien Benzins haben breite
Mehrheitenfür den Umweltschutz gezeigt Dabei

(B) haben die Länder sich besonders stark auch für ein
rasches Handeln eingesetzt Gerade diese Ent¬
schließung zeigt zudem , daß selbst zunächst mehr¬
heitlich abgelehnte Anträge dann doch noch politi¬
sche „Spätfolgen" haben können. .

Weitere Scfawerpunktthemen im abgelaufenen
Geschäftsjahrwaren neben den Bemühungen um
Konsolidierung der Staatsfinanzen vor allem die
Bekämpfung derJugendarbeitslosigkeitWohlallen
ist mittlerweile klargeworden , daß die hohe Arbeits¬
losigkeit in unserem Land vielfältige Ursachen hat
und daß wir nur durch gemeinsame Aktivitäten von
Gewerkschaften , Arbeitgebern und Politik Lösungs¬
ansätze finden können. Die einfachenRezepte grei¬
fen nicht mehr.

Deshalb werden wir uns auch hier im Bundesrat
den Fragen im Hinblick auf die Arbeitszeitverkür¬
zung zu stellen haben. Dabei wird die gesellschaftli¬
che Solidarität , um die ich in meiner Antrittsan¬
sprache vor einem Jahr geworben habe, auf dem
Prüfstand stehen . Diese Solidarität dürfen wir bei
den Bemühungen zur Sanierung der Haushalte
nicht aus den Augen verlieren.

Bund , Länder und Gemeinden stehen dabei vor
ähnlichen Problemen. Jeder von uns weiß aus eige¬
ner Erfahrung, wie schmerzlich diese Operationen
sind und wie schwierig es ist, dabei gerecht zu ver¬
fahren. Geradehier im Bundesrat ist zum Teil hef¬
tig darüber gestritten worden, wie weit Korrektu¬
ren am sozialen Sicherungssystem gehen dürfen.
Ich denke an die Kürzung beim BAföG und beim
Mutterschaftsgeld.

Dieses Haus ist sich sicherlich auch darin einig , (C)
daß die Bundesregierungden Bundeshaushaltnicht
auf dem Rücken der Länder und Gemeind en sanie¬
ren darf. Auch hier stellt sich die Frage nach der
Solidarität Das Anwachsen der Sozialhilfekosten,
vor dem ich in meiner Antrittsrede vor einem Jahr
gewarnt habe, ist leider Realität geworden . Ange¬
sichts der schwierigen Finanzlage in den Ländern
ist eine weitere Verschiebung finanzieller Verant¬
wortungvom Bund auf die Länder nicht mehr ver¬
tretbar.

Nichtnur die schwierige Finanzlagehaben Bund,
Länder und Gemeindenveranlaßt, darüber nachzu¬
denken, welche Aufgaben von ihnen wahrgenom-
men werden müssen und wie sie finanziert werden
können. Über die Verteilung der Aufgaben zwi¬
schen Bund und Ländern und die klare Zuordnung
der politischen Verantwortungmuß deshalb erneut
diskutiert und entschiedenwerden.

Meine Damenund Herren, wennwir uns hier und
andernorts immer wieder für eine Stärkung des fö¬
derativen Gedankenguts einsetzen, dann tun wir
das, um über den Bundesrat auch im Bund der „Po¬
litik vor Ort“ mehr Gewicht zu verleihen. Wir erle¬
ben ein Erstarken des Regionalismus und beobach¬
ten, daß immer mehr Menschen ihre Probleme ei¬
genverantwortlich auf einer für sie erreichbaren
und verständlichenEbene lösen wollen.

Der Bundesratgewinntganz offensichtlich an Po¬
pularität Uns liegt eine Allensbach -Umfrage aus
dem August 1983 vor, die zeigt, daß der Bekannt¬
heitsgrad des Bundesrates gestiegen ist 92 % der
Bundesbürgerwissen von seiner Existenz; 73 % kön- ' '
nen mindestens eine richtige Angabe über seine
Zuständigkeit machen. Und daß er die Vertretung
der Länder in Bonn ist, das wissen im Gegensatzzu
1980 — damalswaren es 39 % — jetzt 49%.

Daß bei den Anhängern der Grünen, meine Da¬
men und Herren, das Wissen um die Existenz , um
die Funktion und den Einfluß des Bundesrates noch
etwas geringer ist als bei den Anhängern anderer
Parteien, hängt nach meiner Meinung damit' zu¬
sammen, daß der „grüne Marsch“ durch die Institu¬
tionen bisher in den Ländern immer auf den Oppo¬
sitionsbänken geendet ist

Auch im Zusammenhangmit der Frage, was den
Kenntnisstand der Arbeitnotwendiger parlamenta¬
rischer Gremienbetrifft ist es zu bedauern, daß es
im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten, zur
Schweiz und zu Österreich bei uns kein For¬
schungsinstitut für Fragen des Föderalismus gibt
das in der Lage wäre, für die Arbeit des Bundesra¬
tes und der Ländergrundlegende Informationenbe¬
reitzustellen. Deshalb möchte ich an die Staats¬
rechtler, die Politikwissenschaftler, die Historiker
und die Sozialwissenschaftler appellieren, sich ver¬
stärkt mit den Problemen des Föderalismus und
des Regionalismus auseinanderzusetzen und ihre
Erkenntnisse in die politische Diskussion einzu¬
bringen.

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht
schließen ohne ein Wort des Dankes an Sie, die Sie
im vergangenenJahr durch Ihre Arbeit in den Aus¬
schüssen und im Plenum des Bundesrates Politik



374 Bundesrat— 528. Sitzung — 28. Oktober 1983

President Rau
(A) wesentlich mitgestaltet haben . Am schönsten wa¬

ren immer die Vorbesprechungen . Meinem mut¬
maßlichen Nachfolger , der jetzt wieder ein Amt in
Bonn übernehmen kann,

(Heiterkeit)
wünsche ich Glück und Erfolg . Daß unter weiß¬
blauer Amtsführung auch künftig für eine starke
und effiziente Kontrolle der Regierungstätigkeit
und für die notwendige Interessenvertretung der
Linder in der Bundeshauptstadt gesorgt ist , dessen
bin ich sicher.

Gestatten Sie mir , sehr geehrter Herr .Kollege
Strauß , daß ich Ihnen — im Vorgriff auf das , was
gleich zu unser aller Überraschung geschieht —

(Heiterkeit)
zum Schluß einen Satz mit auf den Weg in Ihr
neues Amt gebe , den ein Landsmann von Ihnen —
wenn ich es richtig weiß , der Ahn eines Parla¬
mentspräsidenten —, nämlich Heinrich von Po-
schinger , in seinem 1898 erschienenen Buch »Fürst
Bismarck und der Bundesrat ' über den Vorsitzen¬
den des alten Bundesrates niedergeschrieben hat
und der meine Erfahrungen in diesem Amt — und
hoffentlich auch die Ihren — treffend beschreibt:

Wenn der Vorsitzende noch dazu die Eigen¬
schaft hat , die trockenen Verhandlungen mit
seinem Humor etwas zu würzen , den Debatten
die Spitze abzubrechen und die Sitzungen nicht
zu sehr in die Länge zu ziehen , so kann der¬
selbe des Beifalls der Versammlung sicher

B)
(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren , wir kommen nun zu
Punkt 1 der Tagesordnung:

Wahl des Präsidiums.
Nach dem beim Bundesrat üblichen Turnus

schlage ich Ihnen für das am 1. November 1983 be¬
ginnende neue Geschäftsjahr vor, den Ministerprä¬
sidenten des Freistaates Bayern , Herrn Dr . h. c.
Franz Josef Strauß , zum Präsidenten des Bundes¬
rates zu wählen.

Über die Wahl des Präsidenten wird nach unserer
Praxis durch Aufruf der Länder abgest immt Ich
bitte , die Länder aufzurufen.

Dr. Vomdran (Bayern ) , Schriftführen
Baden -Württemberg
Bayern
Berlin
Bremen
Hamburg
Hessen
Niedersachsen
Nordrhein -Westfalen
Rheinland -Pfalz
Saarland
Schleswig -Holstein

Präsident Rau: Demnach kann ich feststellen , daß
Herr Dr. Strauß für das Ge¬
schäftsjahr 1983/84 einstimmig zum Präsidenten
des Bundesrates gewählt ist

Ich stelle jetzt die entscheidende Frage.
(Heiterkeit)

Herr Kollege , ich frage Sie vor all diesen Zeugen:
(Erneute Heiterkeit)

Nehmen Sie die Wahl an?

Dr. h. c. Strauß (Bayern ): Ich nehme *die Wahl an,
danke für Ihre humorvolle Geschäftsführung und
für das Vertrauen , das mir soeben zugestoßen ist

(Heiterkeit)

Präsident Rau: Dann darf ich Ihnen , Herr Kollege,
die Glückwünsche des Hauses aussprechen.

Wir kommen nun zur Wahl der Vizepräsidenten.
Nach dem üblichen Turnus schlage ich Ihnen zur
Wahl vor — jetzt wird es ganz sensibel —: zum
Ersten Vizepräsidenten den Präsidenten des lau¬
fenden Geschäftsjahres , zum Zweiten Vizepräsi - .
denten den Präsidenten des Senats der Freien Han¬
sestadt Bremen , Herrn Bürgermeister Hans Ko-
schnick , «nd zum Dritten Vizepräsidenten den Mi¬
nisterpräsidenten des Saarlandes , Herrn Werner
Zeyer.

Mit Ihrem Einverständnis lasse ich über diese
Vorschläge gemeinsam abstimmen . Wer zustimmen
möchte , den bitte ich um ein Handzeichen . — Diese
Vorschläge sind auch einstimmig angen ommen
worden.

Ich wohl nach dem, was ich soeben mit
Herrn Strauß erlebt habe , davon ausg ehen, daß die
Herren Kollegen diese Wahl annehmen , und spre¬
che auch ihnpn die Glückwünsche des Hauses aus.

Wir sind übereingekommen , dnftmein Nachfolger
Im Amt des Bundesratspräsidenten , Herr Minister¬
präsident Dr . Strauß , im Vorgriff schon heute
fpjne Antrittsrede hält . Ich darf ihm das Wort ge¬
ben . Im Anschluß daran hören wir für die Bundes¬
regierung Herrn Staatsminister Vogel

Bitte , Herr Kollege Strauß!

Dr. h. c. Strauß (Bayern ) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen , meine Herren ! Der Wechsel
im Amt des Präsidenten des Bundesrates vollzieht
sich traditionsgemäß in einer anderen Weise, als
dies bei der Besetzung anderer hoher Ämter in un¬
serem Staate ühiirh ist . Er vollzieht sich in einer
Form , wie sie der Aufgabe , der Zusammensetzung,
der Arbeit und nicht zuletzt dem Selbstverständnis
des Bundesrates angemessen ist

Seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland ,
also seit fast über dreieinhalb Jahrzehnten , ist der
Bundesnit als Bundesorgan nicht nur die institutio¬
nalisierte Verkörperung der föderativen Ordnun g
unserer Bundesrepublik ; er drückt darüber hin aus
in besonderer -Weise Kontinuität , Stabilität und
fTntxprurfgMy tpIt unseres freiheitlichen Rechts¬
staates , unserer parlamentarischen Demokratie,
aus.

Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
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Präsident Dr. h- c. Strauß
Landes Baden-Württemberg gemäß § 36
Abs. 2 GO BR — (Drucksache 19/84 ).

Wortmeldungen? — Erstens Ministerpräsident
Rau, Nordrhein-Westfalen.

Rau (Nordrhein-Westfalen ): Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Vor annähernd einem
Jahr — Herr Staatssekretär Nüssel hat uns soeben
daran erinnert — haben wir hier über die Groß-
feuerungsanlagen -Verordnung debattiert Die
neuen Meldungen über sich immer weiter ausbrei¬
tende Waldschäden bestimmen — nicht erst seit¬
dem, aber seitdem verstärkt — die Debatte und un¬
ser gemeinsames Ringen um den richtigen Weg und
das umweltpolitisch Gebotene.

Ich hatte damals die nordrhein -westfälische Posi¬
tion erläutert und die Verordnung grundsätzlich als
einen Schritt in die richtige Richtung begrüßt Für
uns war damals schon absehbar , daß die Groß-
feuerungsanlagen -Verordnung die Probleme des
Waldsterbens allein nicht lösen könne , sondern daß
sie durch weitere Maßnahmen ergänzt werden
müsse . Mit der Forderung nach einem umweltpoli¬
tischen Gesamtkonzept wie wir es inzwischen für
Nordrhein -Westfalen vorgelegt haben , hatte ich
schon damals zur weiteren Verbesserung des Um¬
weltschutzes und zum Schutz des Waldes die Frage
gestellt ob nicht die Erhebung eines Waldpfennigs
nötig sei

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf konkretisie¬
ren wir die damalige Vorstellung . Im Vordergrund
steht für uns die Sorge um den Wald. Wer die fort¬
schreitenden Waldschäden stoppen will, muß noch
entschiedener — darin besteht sicher Einigkeit —
gegen die Luftverschmutzung auch aus Kohlekraft¬
werken vorgehen. Die Großfeuerungsanlagen -Ver-
ordnung , die wir in Nordrhein -Westfalen zügig, kon¬
sequent und mit ersten Erfolgen umsetzen , reicht
dazu allein noch nicht aus.

Wir müssen dafür sorgen , daß alte Anlagen noch
rascher umweltfreundlich umgerüstet werden kön¬
nen zur Rettung des Waldes und zur Sicherung
einer Kohlevorrangpolitik , auf die wir nach unserer
Überzeugung aus Gründen einer sicheren und un¬
abhängigen Energieversorgung nicht verzichten
können . Ich sage das nicht bloß für Nordrhein -West-
falen . sondern ich glaube , daß wir alle bei der Frage
nach der Kohle in einem Boot sitzen ; denn wer sich
die Kohle wegdenkt, muß sich überlegen , was dann
an diese Stelle tritt und welche Abhängigkeiten und
Erpreflbarkeiten es dann gibt.

Deshalb dürfen nach dem 1.Juli 1988 umweltbela¬
stende Anlagen nicht kostengünstiger betrieben
werden können als bereits mit Rauchgasen tschwe-
iehmgsanlagen ausgerüstete unxweltschonendere
Anlagen . Wir wollen das durch eine Schadstoflaus-
gieichsabgabe erreichen , die wir im Gesetzentwurf
als Zusatzabgabe bezeichnet haben . Diese Schad¬
stoffausgleichsabgabe soll auf Schwefeldioxid,
Stickstoffoxid und Staub erhoben werden , und sie
behandelt alle Anlagen vom 1 . Juli 1988 an als Neu¬
anlagen . Sie wird dadurch den Umstellungsprozeß
für Altanlagen drastisch verkürzen können.

Wer bis zum 1.Juli 1988 nicht umgerüstet hat und (CJ
die Werte der Großfeuerungsanlagen -Verordnung
nicht einhalten kann , soll mit einer jeweils steigen¬
den Abgabe belegt weiden . Das ist im Sinne des
Verursacherprinzips eine scharfe Anwendung und
eine notwendige Ergänzung der Großfeuerungsan-
lagen-Verordnung zugunsten des Umweltschutzes.

Bei den ganz großen Kraftwerken geht unser Ge¬
setzentwurf sogar noch weiter . Bei diesen Anlagen
soll schon vom 1. Juli 1986 an eine Abgabe gezahlt
werden , es sei denn , ihre Umrüstung auf den Lei¬
stungsstand von Neuanlagen würde bis zum
30. Juni 1988 abgeschlossen.

Wir gehen mit dieser Schadstoffausgleichsabgabe
einen Weg, der marktwirtschaftskonform ist , indem
wir jedem Kraftwerksbetreiber freisteilen , selber
zu entscheiden , was lohnender ist : unverändert die
alte Anlage weiterzubetreiben oder umzurüsten.

Mit diesen Umrüstungsmaßnahmen sind enorme
Kosten verbunden . Allem die Investitionskosten für
die Rauchgasentschwefelung der Steinkohlekraft¬
werke werden auf 6 bis 10 Milliarden DM geschätzt
Zusammen mit den Braunkohlekraftwerken und
den . Maßnahmen gegen Stickstoffoxid - und Staub¬
emissionen ist mit etwa 15 Milliarden DM zu rech¬
nen. Hinzu kommen Betriebskosten von jährlich 2
bis 5 Milliarden DM.

. Diese Milliardenbeträge werden die Elektrizitäts¬
erzeuger natürlich über ,die Preise an die industriel¬
len und die privaten Verbraucher weitergeben . De»
würde die Unternehmen mit hohem Stromver - ^
brauch , die sich an Kohle gebunden haben , und
damit die Unternehmen in Nordrhein -Westfalen be¬
sonders hart und einseitig treffen , wenn wir nicht
gemeinsam nach einer gerechteren Lastenvertel-
Iung suchen.

Diese bessere Lastenverteilung wollen wir mit
dem Waldpfennig erreichen . Zwei Drittel der
Braun - und Steinkohlekraftwerke stehen in Nord-
rhein -Westfalen . Wir erzeugen mehr Strom , als wir
verbrauchen , wir liefern ihn in andere Bundeslän¬
der , und wir leisten damit auf der Grundlage der
heimischen Kohle einen entscheidenden Beitrag
für eine sichere Energieversorgung in der ganzen
Bundesrepublik . Deshalb erheben wir auch einen
Anspruch darauf , daß sich alle entsprechend dem
Gemeinlastprinzip an den sich aus dieser sicheren
Energieversorgung ergebenden finanziellen Lasten
beteiligen.

Die Kombination von Schadstoffausgleichsab¬
gabe und Waldpfennig , die Verbindung von Verur¬
sacherprinzip und Gemeinlastprinzip ist nach unse¬
rer Überzeugung richtig , vernünftig und effektiv.
Sie ermöglicht das, was wir gemeinsam wollen : eine
schnelle Umrüstung aller Anlagen.

Aber es geht uns nicht um Begriffe ; es geht uns
um die Wirkung . Wir müssen beides erreichen : Wir
müssen den Wald retten und die Kohle sichern . Die
Kohle ist der einzige heimische Energieträger , über
den wir in nennenswerten Mengen verfügen kön¬
nen und der m« zumindest zum Teil nationale Un¬
abhängigkeit in der Energieversorgung sichert
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Rau { Nordrhein -Westfalen)
(A) Kohlevorrangpolitik ist also Politik für die Unab¬

hängigkeit der gesamten Bundesrepublik , auch der
südwestdeutschen und der süddeutschen Bundes¬
länder , die einen erheblichen Anteil ihres Stroms
und ihrer Kohle aus Nordrhein -Westfalen bekom¬
men . Kohleverstromung kann aber auf die Dauer
nur gewährleistet werden , wenn die Umweltbelange
schneller berücksichtigt werden . Ich warne davor,
die Kernenergie als energiepolitische und umwelt¬
politische Alternative anzusehen . Wir stehen frei¬
lich zum Verbund von Kohle und Kernenergie . Ich
weise hier auf den Hochtemperaturreaktor in
Hamm hin , mit dem wir den technologischen Fort¬
schritt fördern.

Die Förderung , die wir mit dem Waldpfennig vor¬
nehmen wollen , soll gewährleisten , daß niemand
überfordert wird . Ich bin sicher , daß die Bürger
bereit sind , das Opfer einer Verteuerung von etwa
0,4 Pfennig pro Kilowattstunde dann zu bringen,
wenn die Energieversorgung gesichert und der
Wald erhalten wird , vor allem deshalb , weil die Ver¬
wendung dieser Mittel sich bei den begünstigten
Unternehmen kostenentlastend auswirken wird.
Außerdem ist die Abgabepflicht befristet

Waldpfennig und Schadstoffausgleichsabgabe ha¬
ben zwar unterschiedliche Erhebungs - und -zum
Teil auch unterschiedliche Verwendungstatbestän¬
de ; sie gehören aber untrennbar zusammen . Sie
sind nämlich eng miteinander verbunden durch den
gemeinsamen Zweck, die Sicherung der Energie¬
versorgung in der Bundesrepublik zu verbessern
und vor allem die bevorstehenden Umrüstungsvor-

(B) haben aller Großfeuerungsanlagen zu beschleuni¬
gen sowie durch Zuschüsse abzusichern.

Der Gesetzentwurf , den wir Ihnen zur Beratung
vorlegen , ist also eine Lösung für eine umwelt¬
freundliche Energieversorgung auf der Grundlag e
heimischer Energieträger . Er bringt einen Aus¬
gleich der unterschiedlichen Kostenbelastung , er
bringt finanzielle Anreize zur schnelleren Umrü¬
stung von Altanlagen und zur Weiterentwi cklung
des Standes der Technik auf dem Gebiet der Luft¬
reinhaltung , und schließlich bringt er betriebswirt¬
schaftliche Vorteile der Nutzung umweltbelasten¬
der Anlagen , indem er Mittel abschöpft.

Wir tmVton das für eine gute Lösung. Wir halten
sie für besser und für erfolgversprechender , als die
Großfeuerungsanlagen -Verordnung schon ein hal¬
bes Jahr nach ihrem Inkrafttreten wieder zu novel¬
lieren . Dann würden bereits angelaufene Investi¬
tionsplanungen gestört oder gar blockiert . Es würde
das genaue Gegenteil dessen erreicht , was be¬
zweckt werden soll. Darum haben wir dagegen Be¬
denken . Auch wir wollen nicht weniger umweltpoli¬
tischen Fortschritt , sondern mehr und früher.

Zwischen »Hpti Bundesländern und al len Par¬
teien sollten wir »ms darüber einig sein , daß der
wirksame Kampf gegen Luftver unrein igungen Vor¬
aussetzung für die Rettung des Waldes ist , da ß die
«r-hnoli «. Umrüstung von Altanlagen unumgänglich
ist , defi wir ein Anrelzsystem brauchen , dami t die
Verschmutzung der Luft sich weniger lohnt als
Maßnahmen zur Luftreinhaltung und daß wir für
diesen Umrüstungsprozeß die Unterstützung derer

brauchen , die Kohle nicht selber fördern , aber ver- (C)
wenden.

Wenn das unsere gemeinsame Grundhaltung ist,
dann sind wir offen auch für andere Vorschläge;
denn uns geht es um die Wirkungen und nicht um
die Instrumente . Wir hoffen im Interesse des Wal¬
des und der Kohle auf eine konstruktive Beratung.

Präsident Dr. h. c. Strauß : Der nächste Redner ist
Ministerpräsident Späth , Baden-Württemberg.

Späth (Baden -Württemberg ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Ich glaube , daß es im
Zusammenhang mit der Beratung des Gesetzent¬
wurfs von Nordrhein -Westfalen und , was das Auto
angeht , des Gesetzentwurfs von Baden -Württem¬
berg wichtig ist , noch einmal zusammenzufassen,
welche verschiedenen Wege man in dieser Frage
gehen kann . Zu diesem Paket gehören eigentlich
auch die anderen Entschließungsantrfige Baden-
Württembergs in Richtung auf eine Novellierung
der Großfeuerungsanlagen -Verordnung , in Rich¬
tung auf eine Schwefelminderung bei leichtem
Heizöl und Diesel und in Richtung auf eine Ver¬
drängung schweren Heizöls aus dem Markt

Ich möchte noch einmal vom Grundsätzlichen her
die Frage angehen , was der richtige Weg ist Ich
stimme — wie gesagt — mit Ihnen darin überein,
daß der Wald nicht warten wird, bis wir uns über
Einzelheiten geeinigt haben . Ich halte es für eine
ganz interessante Sache , daß heute übereinstim¬
mend eine frühzeitige Stillegung von Altanla gen
gefordert wird , während unser diesbezüglicher An¬
trag bei der Beratung der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung hier noch keine Mehrheit bekommen
hat Exakt dieses frühere Stillegen hatte n wir gefor¬
dert Ferner hatten wir eine Zwischengröße gefor¬
dert Wir .müssen auch etwas über die 100 bis 300
Megawatt sagen . Wir können uns nicht auf die
Kraftwerksanlagen der Stromerzeuger beschrän¬
ken , sondern wir müssen endlich auch — ich sage
Wflc hier einmal ganz offen — etwas härter an die
Industrieanlagen her angehen , wenn wir erfolgreich
sein wollen.

(D)

Ich habe rnieb gegen die hessische Schwefelab¬
gabe ausgesprochen , »md ich spreche mich auch ge¬
gen die Waldpfennig -Lösung aus . Ich will aber noch
einmal begründen , warum das gleiche Ziel nach un¬
serer Aufassung anders besser zu erreichen ist

Wir meinen , der Waldpfennig bedeutet im Grunde
nichts anderes , als daß Sie mit dieser Abgabe zwar
die Beteiligten drängen , früher stfllzulegen oder
früher umzurüsten ; aber gerade mit dieser Wahl¬
möglichkeit die Sie angedeutet haben , lass en Sie es
eigentlich offen , ob einer es sich durch die Abgabe
noch eine Zeitlang leisten kann , die Umwelt zu ver¬
schmutzen , allerdings kostenpflichtig.

Unser Anszitz ist ein anderer . Wir fragen : Wimm
brauchen wir eigentlich eine Bürokratie , die Geld
einsammelt das wir dann anderen geben oder den¬
selben Leuten zurückgeben , damit schneller Inve¬
stitionen zur Luftreinhaltung durchgeführt werden?
Wir sagen : Lassen wir das doch alles weg ! Der Staat
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Frau Griesinger (Baden-Württemberg)
i) würden, auch die Chance dazu bekommen . Dabei

werden vor allem die unionsgeführten Länder unse¬
rer Bundesregierung tapfer und hilfreich zur Seite
stehen.

Vizepräsident Rau : Zu einer kurzen Bemerkung
hat Herr Minister Oberst Hasselmann das Wort.

(Heiterkeit)

Hasseimann (Niedersachsen ): Vielen Dank , Herr
Präsident ! Nicht nur zu einer kurzen Bemerkung!
Nachdem hier zwei Frauen das Wort gehabt haben,
muß zwangsläufig noch jemand an die Seite des
Bundesfamilienministers treten , Hami t die Gleich¬
berechtigung wiederhergestellt wird.

Aber zur Sache ! Verehrter Herr Dr. Geißler , ich
weise nicht gerne Schuld zu, sondern möchte einen
Beitrag dazu leisten , daß Sie Ihre Idee in einer Zeit,
in der wir nicht genug Geld haben , besser finanzie¬
ren können . Vielleicht greifen Sie das auf ; vielleicht
sagen Sie aber auch, es sei falsch . Da ich nicht gern
über andere , sondern zun liebsten über mich selbst
rede, will ich dazu folgende Bemerkung machen,
meine Damen und Herren.

Erstens . Ich gehöre in Niedersachsen zweifellos
zu den wohl mit am besten besoldeten Nebener¬
werbslandwirten . Ich sehe überhaupt nicht ein,
warum ich bei meiner Gehaltsstufe Kindergeld be¬
kommen soll. Das muß ja irgend jemand vorher auf-

B) gebracht haben . Ich sehe das nicht ein . Sie können
das also streichen . Ich weiß — Sie und viele andere
wissen es auch —, daß es Leute gibt , die noch we¬
sentlich mehr verdienen als ich. Also könnten wir
doch irgendwo, jedenfalls so lange , bis Sie wieder
Gleichheit finanzieren können , Bedürftigkeit fi¬
nanzieren . Und diese streichen wir jetzt bei »ms

Zweitens. Ich bitte Sie, Herr Rnnrip«iminigti»r , ein¬
mal darüber nachzudenken , wie man die Faulheit
meiner Kinder — nicht anderer Kinder ; diese sind
ja nicht faul —, die sich darin äußert , Haß sie sich
mit ihrem Studium , bevor sie zum Human antre-
ten , Zeit lassen , bestrafen karm Das gilt nicht für
Mathematik , Chemie, Physik , Biologie und Spra¬
chen, wo sie mehr Semester brauchen . Wenn sie 27
Jahre alt geworden sind , sollten sie jedoch für die
Zeit ihres Wehrdienstes erneut Kindergeld in An¬
spruch nehmen können.

Bitte prüfen Sie einmal , ob wir nicht den Miß¬
brauch geltenden Rechts abstellen können , und
zwar durch ganz genaues Kontrollieren , wo Lücken
und Schleifen sind, um etwas auszunutzen , was im
Augenblick nicht ausgenutzt werden Wann weil wir
das Geld nicht haben . Sie sparen damit eine Menge
Geld. Dieses Geld stecken Sie in Ihre Stiftung . Sie
werden sehen , wieviel das ausmacht »mH wie gut
Sie damit fahren könnten.

Vielen Dank!

VizepräsidentRau ; Die Leitung der Sitzung über¬
nimmt Frau Kollegin Griesinger.

Das Wort hat Herr Ministerpräsident Rau, Nord- (C)
rhein -Westfalen.

(Heiterkeit)
(Vorsitz : Amtierender Präsident Frau

Griesinger)

Rau (Nordrhein -Westfalen ): Ich bin zwar dem
Hungertode nahe , weü ich amtierender Präsident
bin und Herr Strauß noch Herrn Kiesinger gratu¬
liert Aber nachdem Herr Kollege Hasselmann hier
ein solches Opfer gebracht hat — sein Kinder¬
geld —, wollte ich sagen : Bei mir bringt das noch
nicht vieL Das wären 50 DM.

(Hasselmann (Niedersachsen ] : Immerhin !)
Aber , Herr Kollege Hasselmann , Ihre in diesem

Punkt gewiß ein wenig scherzhaft gemeinte Bemer¬
kung — insofern scherzhaft , als Sie das Geld ja
auch spenden könnten — führt , meine ich , zu einem
ernsten Problem , zu dem man ein paar Sätze sagen
muß ; denn wir haben ja die Debatte — ich hatte
damit nicht gerechnet — auf familienpolitische Fra¬
gen und Themen ausgeweitet , während es nach
meinem Eindruck um eine andere Fragestellung
ging-

Ich finde es nicht so schlimm , daß Sie und ich
Kindergeld bekommen . Schlimmer , finde ich, ist es,
daß Sie und ich über unsere Steuergesetzgebung
für unsere Kinder sehr viel mehr bekommen als der
Facharbeiter für sein Kind . Deshalb meine ich, wir
sollten das gemeinsame gleiche Kindergeld für alle
nicht zur Disposition stellen . Dabei sollten wir blei- ,D>
ben . Wir sollten dann aber nach Wegen suchen , wie
wir den öffentlichen Eindruck vermeiden können,
daß die Kinder der Wohlhabenden einen höheren
Wert haben als die Kinder der sogenannten kleinen
Leute . Das spielt in das Thema Kinderbe treuungs-
beträge , Kinderfreibeträge und in viele Bereiche
hinein , in denen wir nach meiner Überzeugung ein
steuerpolitisches Umdenken brauchen , so wie wir
uns in der Frage nach der Bereitschaft zum Kind
darüber klar sein müssen , daß die heute vormittag
hier angesprochenen Gesichtspunkte nicht ausrei¬
chen.

Ich sage das als jemand , der in der Frage des
Schwangerschaftsabbruchs auf einem Parteitag der
Sozialdemokraten — ich weiß nicht , vor zehn oder
wieviel Jahren — in Hannover zu einer sehr klei¬
nen Minderheit gehört hat Ich glaube , wir waren
14 , die damals eine abweichende Meinung vertreten
haben . Ich bin dieser Meinung heute nicht sicher,
weil ich glaube , daß Männer in einer solchen Frage
sehr , sehr vorsichtig formulieren müssen , weil sie ja
in einer Situation sind, in der nicht ihre eigene Ent¬
scheidung die Entscheidung für Mutter und Kind
sein kann ..

Wichtiger als die Frage , welche Kindergeld - und
welche Steuerregelung wir haben , ist aber , ob wir in
der Bundesrepublik , und zwar in Bund , Länder »nd
Gemeinden , eine Politik haben , die so ist daß man
gerne Kinder hat und gerne Kind ist Aber das gilt
dann natürlich für den Wohnungsbau ebenso wie
für die Art , wie wir Straßen und Städte bauen . So¬
lange wir einen Wohnungsbau hatten , bei dem man
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Rau ( Nordrhein -Westfalen)
(A ) die begehbaren Wandschränkeund die Kinderzim¬

mer nicht auseinanderhalten konnte , solange wir
eine Städtebaupolitikhatten , in der Kinder und alte
Menschenoffenbarüberhaupt nicht vorkamen, weil
nur die Frage eine Rolle spielte, wie man schnell
zur Arbeit und von dort wieder zurückkommt , so
lange haben wir das Thema nach meiner Überzeu¬
gung zu kurz und zu knapp gesehen.

Deshalb habe ich mich hier als der Vertreter ei¬
nes der vier Länder gemeldet, in denen es solche
Stiftungen nicht gibt und in denen es sie nach die¬
sem Modell auch nicht geben solL Ich möchte dem
Eindruck widersprechen, Frau Kollegin Griesinger,
Frau Präsidentin, als ob man daraus den Schluß zie¬
hen könnte: Also geschieht in diesen vier Ländern
nichts, oder nicht das Nötige , oder nicht das Zurei¬
chende. Ich würde gerne von der Kindergartenpoli¬
tik bis zu den Beratungsstellenjeden Vergleich zwi¬
schen Nordrhein-Westfalen und jedem anderen
Land aufnehmen. Wir sähen dabei sicherlich nicht
schlecht aus.

Ich fände es aber auch nicht gut, wennwir in der
Frage des Schutzes des Lebens A-Länder - und B-
Länder-Positionenauseinanderdividierten. Wir sind
nicht einig in den Wegen; aber wir sollten in dem
Ziel einig sein, daß , aus unterschiedlichenparteipo¬
litischen Positionen heraus, auf allen Ebenen alles
geschehen muß, damit es die schwere Notlage nicht
gibt , von der in dem Gesetz die Rede ist

Wir sollten aber dann keinem den Respektversa¬
gen, dies auch schon angesichts der Geschichte bei-

. der Kirchen nicht, die, wäre sie anders gewesen , der
' alleinstehenden Mutter mehr Möglichkeiten der

Entfaltung und dem nichtehelichen Kind mehr
Chancen für eine Gleichwertigkeitmit anderen ge¬
geben hätte . Keiner darf in die Rolle dessen treten,
der über den anderen zu richten hat '

Wir sollten uns aber fragen , ob wir jenseits aller
Stiftungen nahe genug bei den Menschen sind, de¬
ren Notlage sie zu einer Entscheidungführt, die ich
froh bin nicht treffen zu müssen.

(Vorsitz : Präsident Dr. h. c. Strauß)
(Rau (Nordrhein-Westfalen] : Das war eine
Premiere für Frau Griesinger, und ich bin

verhungert!)

PräsidentDr. h. e. Strauß: Das Wort hat Bundesmi¬
nister Dr. Geißler.

Dr. Geißler , Bundesminister für Jugend, Familie
und Gesundheit: Herr Präsident ! Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Es gibt keine lange Er¬
widerung. Ich möchte aber zu den steuerpolitischen
Ausführungen des Herrn Ministerpräsidenten Rau
eine Bemerkung machen, weil diese möglicher¬
weise die Ouvertüre für die steuerpolltische Aus¬
einandersetzung darstellten.

(Rau [Nordrhein -Westfalen] : Das war ein
spontaner Beitrag!)

— Ja , und ich antworteebenso spontan.
Ich werde mich dafür einsetzen — ich glaube,, das

kann man jetzt schon prophezeien —, daß sich die

nach unserer familienpolitischen Konzeption vorge¬
sehene gesamte Entlastung für einen Facharbeiter
mit zwei oder drei Kindern nach unten hin nicht
wesentlich von der Gesamtentlastung unterschei¬
det, die ein Spitzenverdiener, wie z. B. Sie, be¬
kommt Das kann aber nicht auf dem Wege gesche¬
hen, den Sie vorgeschlagen haben, sondern dies
muß dadurch geschehen, daß wir beim Kindergeld
die Einkommensgrenzen beibehalten, die wahr¬
scheinlich auch Sie für richtig halten, die Sie aber
nicht realisieren konnten, und dafür dort, wo sich
die Steuerfreibeträge nicht auswirken, beim Kin¬
dergeld zuschießen müssen. Denn die steuerliche
Entlastung hat ja eine andere Aufgabe . Es ist nicht
einzusehen , daß ein Familienvater, der für seine
Kinder Aufwendungen hat und deren Kosten zu be¬
zahlen hat — das Geld gibt er ja aus —, diese auch
noch versteuern soll.

Wenn Sie , Herr Ministerpräsident, an Ihre Partei
einen hohen Beitrag zahlen, dann können Sie die¬
sen Beitrag steuerlich berücksichtigen . Übrigens
kann man, wie ich in den letzten Wochen erfahren
habe , auch Geldbußen steuerlich berücksichtigen.

(Rau [Nordrhein-Westfalen ] : Damit ist es
vorbei !)

— Damit es jetzt vorbei oder soll es vorbei sein.
(Rau [Nordrhein-Westfalen ] : Das haben

wir hier in Ordnunggebracht!)
— Dann ist das in Ordnung . — Ich bleibe beim Par¬

teibeitrag. Dieser kann steuerlich berücksichtigt
werden. Er wirkt sich bei Ihnen, weil Sie ein hohes
Einkommen haben, unter dem Strich natürlich we¬
sentlich günstiger aus als der Parteibeitrag, den der
Facharbeiterzahlt Es ist doch ganz selbstverständ¬
lich, daß dies für einen Familienvater dann entspre¬
chend geregelt werden muß . Die Frage Steuerge¬
rechtigkeit kann so nicht angegangen werden. Hier
entstehen Kosten, die von einem Familienvaterge¬
tragen werden. Diese soll er nicht auch noch ver¬
steuern müssen. Das ist der Grundsatz, den wir
nach unserer gesamtfamilienpolitischen Konzep¬
tion bei der Steuerpolitik realisierenwollen . Außer¬
dem — joVi sage es noch einmal — beinhaltet der
Kinderfreibetragauch noch den großen Vorteil , daß
wir eine ständige Dynamisierung des Familienla¬
stenausgleichserreichen, was bei einer reinen Kin¬
dergeldlösung nie der Fall sein wird.

Präsident Dr. h. e. Strauß : Das Wort hat Staatsmi¬
nister Gaddum,

(Gaddum [Rheinland-Pfalz] : Hat sich erle¬
digt»)

— Die Wortmeldung wird zurückgezogen . Dann lie¬
gen keine Wortmeldungenmehr vor.

Die Empfehlungen der Ausschüsse liegen in
Drucksache 100/1/84 vor. Ferner liegen Länderan¬
träge in den Drucksachen 100/2 und 100/3/84vor.

Wir stimmen zunächst über den 4-Länder-Antrag
in Drucksache 100/3/84 ab. Wer ihm zuzustimmen
wünscht ist um ein Handzeichen gebeten . — Das
ist die Minderheit

Dann stimmen wir jetzt über die Ausschußemp¬
fehlungen ab. Ich rufe auf: Ziffer 1. Ich bitte um ein
Handzeichen . — Das ist die Mehrheit
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Bundeskanzler Dr. Kohl
(A) deutscher Betriebe praktisch zerstören. Auch das

muß einmal ganz offen ausgesprochenwerden. Das
wird einer der Punkte der Auseinandersetzung
sein. .

Viertens. Der weitere Prozeß der europäischen
Einigung wird nur erfolgreichsein, wenn wir dazu
den .politischen Willen und die Kraft aufbringen.
Keine »List der Vernunft“ aus technokratischen
oder wirtschaftlichen Sachzwängenwird diese
Aufgabe abnehmen, die der Unterstützungaller po¬
litischen und gesellschaftlichen Kräfte unseres
Landes bedarf, wenn diese »List der Vernunft“ —
um das noch einmal so zu formulieren— nicht vor¬
dergründig ist, sondern wenn wir wirklich beides
miteinanderbündeln

Wir brauchen nicht nur das wirtschaftliche
das politische , wir brauchenvor allem auchdas kul¬
turelle Europa. Europa, wie es uns vorschwebt, ist
nicht nur das Verwalten europäischer Politik. Die
bereits bestehenden europäischenOrdnungsstruk¬
turen sind gefährdet wenn es uns nicht gelingt das
Europa, das uns vorschwebt auch im Geistig-Kul¬
turellen zu verankern. In diesem guwrmwnhang
ist es, glaube ich. wichtig, einmal mehr darauf hin¬
zuweisen , daß jeder von uns — auch mir geht es
immerwieder so — bereits sprachlichnicht sauber
formuliert. Wir reden von Europa und «wifw» EG-
Europa. ln Wahrheit ist "»feiyiifh EG-Europa ein
TeQ Mittel - und Westeuropasund nicht das Europa,
das wir uns wünschen, das durch die gegebenen
weltpolitischen Verhältnisse gegenwärtiggar nicht
zusammenwachsen kann Aber wir sollten die
Chance wahrnehmen, jenes Europa zu vollenden,
das jetzt eben die Möglichkeitund die hat
sich selbst in einem Teil Europaseinzubringen.

Die kulturelle DimensioneuropäischerPolitik zu
fordern, ist nicht zuletzt gerade angesichtsunserer
föderativenOrdnung auch ein wichtigerBeitragder
deutschen Bundesländer. Vor altem unsere jungen
Mitbürger sollten die Erfahrung fparKAr» lrSrmgr^
daß gemeinsame europäische Herkunft und ge¬
meinsames europäisches Bewußtsein auch die ge¬
meinsameeuropäische Zukunftbilden.

Der — auch nrw v̂>ein¬
mal erwähnt werden — des freien Europas richtet
sich gegen niemanden. Er steht picht im Wider¬
spruch zu unseren Bestrebungen, die Teilungunse¬
res Kontinents, die ja leirfpf mntf r aw»)> die Tei¬
lung unseresVaterlandes ist, zu überwinden.

Es ist in diesen Wochen — dies aus gutem
Grund— vielvom 8. Mai 1945 die Rede. Daß seit 40
Jahren der Friede im freihpitKrhan Europabewahrt
werdenkonnte, verdanken wir— nächst dem Nord¬
atlantischen Bündnis — urtA vor »Hptw dem

' Zusammenschluß von europäischen National in
der EuropäischenGemeinschaft. Wir sollten daher
unsere ganze Anstrengung darauf richten, dieses
Werk trotz aller Schwierigkeitenvoranzubringen.

I<assen Sie mich srhiipßpn jnit einem Wort Kon»
rad Adenauers aus der Regierungserklärungvom
Dezember 1954 . Er sagte

Die Einheit Europas war « n Traum von weni¬
gen . Sie wurde eine Hoffnung für viele. Sie ist

heute eine Notwendigkeit für uns alle. Sie ist (C)
notwendig für unsere Sicherheit, für unsere
Freiheit, für unser Dasein als Nation und als
geistig-schöpferischeVölkergemeinschaft

Ich denke, seit 1954 hat sich für uns, fürdie Bundes¬
republik Deutschland, an diesem Ziel nichts geän¬
dert

PräsidentDr. ti. c- Späth: Vielen Dank . Herr Bun¬
deskanzler! Der Bundesrat greift insbesondere Ihre
Erklärungauf, daß die Bundesregierungvor wichti¬
gen Entscheidungen der Europäischen Gemein¬
schaft vor allem auch im institutionellenBereich,
zum Dialog mit den Bundesländern bereit ist

ln der Aussprache bat jetzt Herr Ministerpräsi¬
dent Rau , Nordrhein-Westfalen. das Wort

Rau (Nordrhein-Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Der Bundeskanzlerhat
eine Reihe von Aspekten europäischerPolitik auf¬
gegriffen . Ich denke, wir haben es mit einem ge¬
meinsamen Themenkatalog zu tim, bei dem es
keine parteipolitischen Unterschiede gibt so groß
die Differenzen in der Gewichtungder einzelnen
Problemeauch sein mögen.

Die größte Sorge der Menschen in Europa ist
Massenarbeitslosigkeitund and derenFolgen.
Jahreswechsel waren in Europa über 13 Millionen
Menschenals arbeitslos registriert, viele von ihnen
dauerhaft und ohne Perspektive. Zn den ersten
sechs Wochen dieses Jahres sind Hunderttausende
hinzugekommen , nicht nur bei uns, nichtnur wegen ^
des Winterwetters.

Europas Zukunft entscheidet sich daran, ob wir
die Kraftund die Fähigkeit haben, entschlossenge¬
gen die immerlänger andauernde Massenarbeitslo¬
sigkeit vorzugehenoder nicht Ein Europa , das im¬
mer mehr Menschen brutal ausgrenzt sie gegen
ihren Wüten zu einer Arbeitszeitverkürzung auf
null Stunden zwingt, kann die Heran und die
Köpfe der Menschennicht erobern.

Ich sagte, daß heute in Europa über 13 Millionen
arbeitsfähigeund arbeitswillige Menschen arbeits¬
los sind. Nichtnur sie fragen: Wie es sein, daß
in den Europäischen Gemeinschaften rund zwei
Drittel aller Haushaltsmittel für die Interessen ei- •
nes Teils der etwa acht Millionen Landwirteund
deren Familien aufgewendet werden, während die
Arbeitslosen praktisch teer ausgehen? Wo bleibt
eine aktive europäische Beschäftigungspolitik?

Nun darf das Fehlen vernünftiger europäischer
Initiativen kein Vorwand für Untätigkeit im eige- .
nen Land werden. Aber ich sage: Massenarbeitslo¬
sigkeit machtaktive BeschäftigunjspoUäknational
und europäischdringend notig. Ein Aufschwung ist
gut ; aber ein Aufschwung, der an den Arbeitneh¬
mern vorbeigehtund der nicht neue Arbeitsplätze
schafft, wird sich nicht tragen. Ich weiß als Mini¬
sterpresidentdes exportstärksten Bundeslandeszu¬
dem, welcheBedeutungder DoUarkurs für die Ent¬
wicklung in den letzten Monatenhatte, aufwie dün¬
nem Eis wir gehen und welche Gefährdungenes
gibt
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Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) Ich will ein zweites Stichwort aufgreifen , das der

Bundeskanzler genannt hat , die Frage Umweltpoli¬
tik, Versöhnung von Ökonomie und Ökologie, Ver¬
söhnung von Technik und Natur , Integration von
Arbeitund Umwelt Sie, Herr Bundeskanzler , haben
vor kurzem gesagt daß wir „uns wieder auf unsere
Grenzen,"auf die Eindringlichkeit unserer Existenz
besinnen müssen , vor allem beim Umgang mit un¬
seren natürlichen Lebensgrundlagen “.

Ich denke , das ist richtig . Aber ich denke auch,
daß es im Blick auf die Einführung des umwelt¬
freundlichen Autos andere Konsequenzen hätte ge¬
ben können und geben müssen , wie sie z. B. in unse¬
rem Nachbarland Österreich gezogen worden sind.
Der Smog in der Bundesrepublik Mitte Januar —
den Alarm gab es ja dank der schnellen Umsetzung
der Werte der Umweltministerkonferenz „nur im
Ruhrgebiet“ — hat deutlich gemacht daß die Ge¬
sundheit der Menschen durch die Art des Wirt-
schaftens und durch die Lebens - und Konsumge¬
wohnheiten der Menschen bedroht ist

Eine solche Situation sollte unsere Position bei
Verhandlungen über die Einführung besserer EG-
Richtlinien und bei der Abstimmung zur Verhinde¬
rung weiträumiger , grenzüberschreitender Luftver¬
schmutzung stärken . Genauso wie es bei dem Weg
auf die politische Union Europas nicht immer nach
dem langsamsten Schiff gehen darf , kann auch die
Harmonisierung der Umweitstandards nicht auf
dem niedrigsten Niveau stattfinden.

Was Sie, Herr Bundeskanzler , zum Stichwort
(3) »Stahl“ gesagt haben , findet volle Zustimmung . Gut

wäre es gewesen, es wäre uns schon in den letzten
Jahren gelungen , zu verhindern , daß in manchen
Ländern der Europäischen Gemeinschaften die
Subvention die Höhe der Lohnsumme überstieg
und daß der deutsche Stahlarbeiter und die deut¬
schen Unternehmen mit keinem Mittel ihre Pro¬
dukte konkurrenzfähig machen konnten , solange es
eine solche Subventionspraxis gab , wie wir sie bei
einigen Partnern erlebt haben.

Unsere Sorge gilt der Agrarpolitik . Zwei Drittel
des Haushalts , habe ich gesagt , werden für die
Agrarpolitik ausgegeben . Und dennoch ist sie in der
Krise . Im Norden ist es eine Krise der Milchmarkt¬
ordnung , im SüdenJiegen die Probleme beim Wein
und beim ÖL In der Bundesrepublik hat diese Krise
eine neue Dimension erhalten . Die großen, umsatz-
starken Betriebe sind durch die umsatzbezogene
Subventionierung über die Mehrwertsteuerpau¬
schale begünstigt Das hat die Unterschiede — zwi¬
schen großen und kleinen Betrieben , zwischen ver¬
schiedenen Betriebsformen und zwischen den Re¬
gionen — besorgniserregend anwachsen lassen.

Wenn man realistisch auf die nächsten Monate
blickt dann ist klar , daß es weder spürbare Preiser¬
höhungen noch einen zusätzlichen Subventionsaus¬
gleich geben kann und geben wird . Es kann also
nur darum gehen , innerhalb des schon beschlosse¬
nen Systems noch einmal Korrekturen anzubrin¬
gen. Ich denke , hier müssen die legitimen Interes¬
sen auch der kleinen und der mittleren Landwirte
besser als in der letzten Verhandlungsrunde wahr¬
genommen werden . Auch im nationalen Bereich

sind Korrekturen im Blick auf soziale Maßnahmen (C)
nötig.

Die Landwirte empfinden die Situation als ver¬
fahren ; aber sie brauchen eine Perspektive . Sie kön¬
nen von der bisherigen Politik wenig erwarten.
Selbst der Sachverständigenrat — in diesen Tagen
oft gelobt — stellt fest , daß die Agrarpolitik der
Bundesregierung „ohne Perspektive “ sei . Wir haben
in Nordrhein -Westfalen gemeinsam mit der Land¬
wirtschaft ein Programm für eine umweltverträgli¬
che und standortgerechte Landwirtschaft ausgear¬
beitet Wir wollen den schmalen agrarpolitischen
Spielraum ausnutzen , den wir haben . Wir glauben,
daß das auch für Europa eine Basis sein kann , wenn
es in der Bundesrepublik gelingt solche Maßnah¬
men bundesweit durchzusetzen.

Was die europäische Währungspolitik angeht so
glauben wir, daß das gegenwärtige System allen
Skeptikern zum Trotz bislang erfolgreich funktio¬
niert Es ist gelungen , die Wechselkursausschläge
zwischen den Teilnehmerstaaten der EWS weit ge¬
ringer zu halten als z. B. die Ausschläge zum ameri¬
kanischen Dollar . Aber ich denke , wir müssen ein
Stück weitergehen . Wir müssen Vorschläge ins
Auge fassen wie ; eine breitere private Verwendung
der europäischen Rechnungseinheit des ECU, vor
allem in der Bundesrepublik , eine breitere offizielle
Verwendung des ECU durch alle Notenbanken , die
schrittweise Abschaffung der bestehenden Be¬
schränkungen des Kapitaiverkehrs in Europa , den
Beitritt Großbritanniens zum EWS und die engere
Einbindung Italiens durch eine Verengung der
Bandbreiten . Währungspolitik kann Europa nicht
integrieren ; aber wir brauchen mehr Konvergenz in
der Wirtschafts - und Finanzpolitik und verstärkte
Bemühungen um einen gemeinsamen Binnen¬
markt

Die Institutionen , von denen Sie gesprochen ha¬
ben , Herr Bundeskanzler , sind im letzten Jahr ins
Gerede gekommen . Ich denke , Politiker aller Par¬
teien haben erfahren müssen , daß der Wahlkampf
für die Europawahl axisgesprochen mühsam und
schwierig war . Ich denke , wir brauchen eine Re¬
form der Institutionen . Wir brauchen Europa und
seine Einrichtungen nicht noch einmal zu erfinden.
Aber im Rahmen des heute Möglichen sollten wir
alles tun , um die Gemeinschaft handlungsfähiger
und lebensfähiger zu machen , ihre Organe zu stär¬
ken , ihre Entscheidungsstrukturen zu verbessern
und den Blick für weitere Entwicklungsmöglichkei¬
ten offenzuhalten.

Im Vertrag von Rom ist festgestellt worden , daß
Beschlüsse des Ministerrates per Mehrheitsent¬
scheidung fallen sollen . Seit fast zwei Jahrzehnten
ist dieses Instrument faktisch außer Kraft gesetzt
Deshalb kommen viele nötige Entscheidungen in
Europa nicht mehr zustande . Ich halte das für einen
entscheidenden Fehler der gegenwärtigen Praxis.
Der Ministerrat muß wieder dazu kommen , daß
Entscheidungen im Normalfall als Mehrheitsent¬
scheidungen getroffen werden können.

Ebenso dringend ist eine Ausweitung der Rechte
des Europäischen Parlaments . Wir haben immer
gewußt daß es nicht ausreicht das Parlament nur
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Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) direkt durch die Bürger wählen zu lassen . Wir hat¬

ten vor fünf Jahren die Hoffnung , daß sich die
direkt gewählten Parlamentarier selbst eine wirkli¬
che und wirksame Beteiligung an den gemein¬
schaftlichen Entscheidungsprozessen erkämpfen
würden . Das ist nur in sehr bescheidenem Maße
gelungen . Das Beharrungs - und Verhinderungsver¬
mögen der nationalen Regierungen und der Brüsse¬
ler Bürokratie hat sich als stärker erwiesen . Damit
kann sich niemand zufriedengeben.

. Ich meine , wir sollten deshalb die Bundesregie¬
rung dazu auffordem , sich an die Seite der europäi¬
schen Parlamentarier zu stellen , wenn es um die
Mitwirkung des Europaparlaments bei der Aufstel¬
lung und Ausgestaltung des EG-Haushalts , wenn es
um die stärkere Beteiligung bei der Berufung der
Kommission und um Stärkung der Initiativrechte
des Europaparlaments geht.

Die Länder können es nicht hinnehmen , wenn
über den Umweg der Europäischen Union versucht
werden sollte , ihre Eigenstaatlichkeit und ihre urei¬
gensten Kompetenzen indirekt auszuhöhlen . Die
Finanzmmisterkonferenz hat im Oktober 1984 be¬
achtenswerte Bedenken gegen das im Vertragsent¬
wurf für eine Europäische Union vorgesehene Fi¬
nanzierungssystem erhoben . Auch ich bin der Über¬
zeugung , daß wir in der Europäischen Gemein¬
schaft eine Obergrenze für edle Eigeneinnahmen
brauchen , deren Änderung der Zustimmung aller
Mitgliedstaaten bedarf , wenn wir zu notwendigen
inhaltlichen Reformen — etwa in der Agrarpolitik
— kommen wollen.

Die großen Probleme der Europäischen Gemein¬
schaft , die 13 Millionen Arbeitslosen , die regionalen
Ungleichgewichte , die zunehmende Grenzüber¬
schreitung der Umweltschäden , die Überschußpro¬
duktion , die anstehende Süderweiterung : Das alles
wird erheblich verstärkt und verschärft dadurch,
daß der Ministerrat keine solide Haushaltspolitik
betreibt . Das Europäische Parlament hat mit 321
gegen 3 Stimmen bei 16 Enthaltungen den Haus¬
haltsentwurf abgelehnt , weil die Einnahmen nur für
die Ausgaben der ersten zehn Monate reichen.

Natürlich geht es bei diesem Haushaltskonflikt
auch um Einfluß und Macht der Organe der EG.
Dazu will ich mich hier nicht weiter äußern . Aber es
kann auf Dauer nicht gutgehen , wenn sich der Mi¬
nisterrat bei den Haushaltsberatungen gegenüber
den Vorschlägen des Parlaments taub , blind und
sprachlos stellt.

Die Süderweiterung , die Sie erwähnt haben , Herr
Bundeskanzler , ist nach meiner Überzeugung die
Einlösung eines Versprechens . Wir haben gewollt,
daß in Spanien und Portugal nach Jahren und Jahr¬
zehnten der Diktatur wieder demokratische Struk¬
turen entstehen . Sie sind entstanden . Wir haben zu¬
gesagt , daß wir diese Länder als unsere Partner in
der Europäischen Gemeinschaft haben wollen.
Darum kann sich die Bundesregierung darauf ver¬
lassen , daß alle nur möglichen Anstrengungen un¬
terstützt werden , damit beide Länder unter für alle
Beteiligten akzeptablen Bedingungen fristgerecht
zum vorgesehenen Termin der Gemeinschaft bei¬
treten können . _

Amtierender Präsident Dr . Albrecht: Vielen Dank , ( C)
Herr Kollege Rau!

Das Wort hat jetzt Herr Ministerpräsident
Späth.

Dr. h. c . Späth (Baden -Württemberg ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Der Bundesrat be¬
rät den vorliegenden Integrationsbericht in einer
Phase , die für die Europäische Gemeinschaft sehr
schwierig ist . Um so mehr begrüße ich es, daß Sie,
Herr Bundeskanzler , uns hier über die Einschät¬
zung der Bundesregierung ausführlich informiert
und weder Probleme bagatellisiert noch Hoffnun¬
gen verschwiegen haben . Ich möchte hinzufügen:
Es ist das erste Mal und war unter früheren Bun¬
desregierungen nicht üblich , daß der Bundeskanz¬
ler, der Bundesaußenministe r und der Bundesfi-
nanzminister in den Bundesrat kommen , um diese
Fragen mit uns zu diskutieren.

Ich stimme dem Herrn Kollegen Rau zu : Es ist in
der Europäischen Gemeinschaft vieles versäumt
worden . Ich nehme seine Stichworte auf . Wir haben
uns zu lange nicht um die schwierigen Fragen ge¬
kümmert Es ist wohl so, daß die jetzige Bundesre¬
gierung in einigen Bereichen eine Art Aufholjagd
beginnen muß , weil manches versäumt wurde . Ich
stimme mit Ihnen überein : Wir haben zu lange die
Frage der europäischen Umweltpolitik vernachläs¬
sigt Es ist möglicherweise zu lange die Frage der
europäischen Beschäftigungsperspektive und Ener¬
giepolitik vernachlässigt worden . Dies hat die
Schwierigkeiten — auch darin stimme ich Ihnen zu
— eher erhöht (D)

Es ist deshalb schon dankbar anzuerkennen , daß
hier gewissermaßen ein neuer Dialog entsteht und
daß neue Initiativen aufgenommen werden . Bei¬
spielsweise ist jahrelang in der EG die Diskussion
über institutionelle Aktivitäten und darüber , daß
wir Mehrheitsentscheidungen brauchen , nicht wie¬
der eröffnet worden . Zu lange hat mein die Dinge
einfach so hingenommen . Deshalb meine ich, wir
sollten die Gelegenheit des Dialogs mit der Bundes¬
regierung nutzen , sie zu ermuntern , die aktive
Schrittmacherrolle , die sie in den letzten Jahren
übernommen hat , fortzuführen.

Herr Bundeskanzler , Sie haben gesagt : „Wir wer¬
den Europa nur schaffen , wenn es im Bewußtsein
der Bürger lebendig ist “ Dem ist zuzustimmen . Die
Schwierigkeiten bestehen sicherlich darin , daß die
Europäische Gemeinschaft nach außen immer noch
zu sehr eine Mischung von Agrar - und Administra-
donsgememschaft ist Wenn man liest daß in den
Ratssitzungen ein neues Problem aufgetaucht ist
stellt man fest es ist immer ein Agrarproblem . Ein¬
mal sind es die Milchüberschüsse , einmal ist es der
Tafelwein, dann sind es die Oliven. Wer das immer
wieder liest wird große Zweifel daran haben , ob wir
mit diesem Bild die Bürger für Europa gewinnen
können . Sicher ist eines : Der Haushalt ist agrar -
lästig . Sicher ist auch ein anderes , nämlich daß
Brüssel gegenwärtig mit 1600 Vorschriften allein
die Agrarpolitik lenkt Dies ist gewiß ein Anlaß , dar¬
über nachzudenken , daß wir bei dieser Entwick¬
lung, die sicherlich historisch bedingt ist — das
wird gelegentlich vergessen —, bei der jetzigen Ge-
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Bundesminister Dr. Blüm
(A) Vollmundig — daran will ich erinnern — brüstete

sich die IG Metall einer neuen „Minimax -Taktik “,
nämlich mit minimalem Aufwand maximale Wir¬
kungen auszulösen. Weitschauende Gewerkschafter
hätten voraussehen können , daß diese neue Streik¬
taktik zu bisher nicht gekannten Folgewirkungen,
auch für die Arbeitslosenversicherung , fähig ist
WeitschauendeGewerkschafter — das füge ich jetzt
als Gewerkschafter hinzu — hätten die Gefahr er¬
kennen müssen : Wenn es der Normalstreik der Zu¬
kunft wird, daß man an Schlüsselstellen , an den
Kreuzungen mit einer Handvoll Leute streikt , dann,
fürchte ich, wird das zu einer ungeheuren Entsolida-
risierung in der Arbeitnehmerschaft führen . Denn
auf Dauer werden die privilegierten Schlüsselstel-
len -Arbeiter nur für sich streiken ; sie werden die
Arbeitskampf-Inhalte bestimmen.

Eine solche Gefahr bestand schon einmal bei den
Fluglotsen. Damals haben wir die Fluglotsen verbe-
amtet Ich fürchte , das ist nicht die Lösung des Pro¬
blems.

(Heiterkeit)
Aber es besteht doch das Problem , daß sich die aus¬
gleichende Solidarität der großen Errungenschaft
einer Industriegewerkschaft in Egoismus kleiner
Gruppen auflöst

Ich will hinzufügen : Die Unverhältnismäßigkeit
der Mittel ist nicht nur eine Gefährdung der Ge¬
werkschaften . Auch auf der Arbeitgeberseite man¬
gelt es an Augenmaß , das Veränderungen ein¬
schließt Auch Arbeitgeber können „minimax “

, mit
(B ) wenigen Handgriffen , die Gewerkschaften in die

Knie zwingen . Wäre es daher nicht richtig , beide
würden sich wechselseitig neue Hemmungen vor
Vemichtungsstrategien verschaffen ? Beide sind
nämlich aufeinander angewiesen . Der Klassen¬
kampf — von welcher Seite auch immer — nützt
keinem von beiden . Beiden , Arbeitgebern und Ge¬
werkschaften , fällt es aber offenbar schwer , sich auf
neue Bedingungen einzustellen und neue Turnierre¬
geln für den Arbeitskampf zu vereinbaren . Der Ge¬
setzgeber kann und will Hag nicht

Wie zwei Großhirsche , deren Geweihe so ausla¬
dend geworden sind , daß sie sich im Dickicht einer
verflochtenen Industriegesellschaft nicht mehr be¬
wegen können , stehen sie , röhren durch den Wald
und hoffen , durch Getöse ihre Bewegungsunfähig¬
keit übertönen zu können.

(Heiterkeit)
Der Streit um den § 116 handelt von den Folgen

des Arbeitskampfes für die Zahlpflichten der Bun¬
desanstalt Er handelt nicht vom Arbeitskampf ; er
handelt von den Folgen des Arbeitskampfes . Er gibt
keine Antwort auf das Problem , wie unter veränder¬
ten technologischen Bedingungen Arbeitskämpfe
geführt werden dürfen und sollen . Auch-der Gesetz¬
geber wäre damit überfordert , zumal die Verhält¬
nisse von Branche zu Branche , auch die Dichte der
Abhängigkeiten , verschieden sind . So stellen beide
ersatzweise an den Gesetzgeber unerfüllbare Forde¬
rungen.

Die Arbeitgeber erwarten vom Gesetzgeber mehr,als er darf , und die Gewerkschaften fordern , er solle

weniger tun , als er muß . Mein Aufruf ist : Laßt uns (C)
einen neuen Versuch machen , aus den Schützengrä¬
ben herauszukommen und Brücken auch zwischen
den Sozialpartnern zu schlagen!

Der § 116 behandelt die Situation , wenn das Kind
im Brunnen liegt Mit den Folgen können nicht die
Ursachen repariert werden . Für das Gelände sind
die Tarifpartner zuständig . Doch sie versagen , und
so ist die Diskussion über den § 116 , wie ich fürchte,
auch eine Alibi -Diskussion , der Offenbarungseid
von Verkalkungen und Verkrustungen in unseren
sozialen Beziehungen.

Präsident Dr. Albrecht: Besten Dank , Herr Kollege
Blüm!

Meine Damen und Herren , auf der Tribüne haben
Gäste aus Spanien Platz genommen . Es handelt sich
um den Vizepräsidenten der baskisehen Regional¬
regierung mit seinen Begleitern . Wir heißen Sie sehr
herzlich willkommen , freuen uns über Ihr Interesse
an unserer Arbeit und wünschen Ihnen einen ange¬
nehmen Aufenthalt in unserem Land.

(Beifall)
Das Wort geht jetzt an Herrn Ministerpräsidenten

Rau.

Dr. h . c. Rau (Nordrhein -Westfalen ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Der Bundesarbeits¬
minister hat seine Rede mit dem Ruf nach Versach¬
lichung begonnen , und er hat sie mit der Erinnerung
an den Anstand beschlossen . Für beides hin ich
dankbar.

Aber nun von Hirsch zu Hirsch:
(Heiterkeit)

Will derjenige , der sagt „Wir wollen versachlichen “,
und der dann den Gegnern der eigenen Konzeption
in den ersten drei Sätzen seiner Rede Manipulation,
Verdrehung , Verzerrung und rhetorische Aggres¬
sion vorwirft versachlichen ? Ist es Versachlichung,
wenn man ruft „laßt uns gemeinsam das Problem
lösen “

, und hinzufügt „Alle, die es anders lösen wol¬
len als ich, lösen es nicht “? — Ich finde , das ist rhe¬
torisch geschickt aber in der Sache falsch.

Herr Kollege Blüm, Weltanschauungskrieg : Die
anderen sind mal vollmundig und mal lammfromm.
Was ist das für ein Mann , der uns alle bittet bevor
wir entscheiden , uns noch einmal den „Grundriß
unserer Demokratie “ anzusehen ? Herbert Wehner
hat das gesagt Nun steht er nicht allen gleich nahe;
aber auf ihn zu hören , scheint mir vor allen Dingen
dann sinnvoll zu sein , wenn ein anderer uns rät vom
§ 116 und von seiner Novellierung abzulassen , weil
er eine bedrückende Perspektive für unseren
Rechtsstaat sieht

Derjenige , der so geredet hat ist Hans Katzer . Das
ist doch wohl kein irregeleiteter Hitzkopf ! Das ist
doch wohl keiner , der manipuliert , der verzerrt ! Das
ist jemand , der auf der anderen Seite als derjenigen,
auf der ich stehe , die Architektur dieses Staates mit¬
bestimmt hat : als stellvertretender Vorsitzender der
CDU, als Sozialminister in schwieriger Zeit als ein
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Dr. h- c. Bau (Nordrhein -Westfalen)
(A) Mann der Christlich -Demokratischen Arbeitneh¬

merschaft Wäre es nicht gut darauf zu hören?
Wäre es nicht gut, wenn man den Vergleich mit

1969 und mit der Großen Koalition zieht nicht nur
danach zu fragen, wie sich damals die Gewerkschaf¬
ten verhalten haben — anders als heute, haben Sie
uns dargestellt —, sondern auch danach zu fragen,
warum das denn wohl so war? Könnte es wohl sein,
daß sie sich damals anders verhalten haben, weil
sich diejenigen, die damals regierten — Sie haben
sie genannt CDU/CSU und SPD —, um den Konsens
bemüht haben, bis er erreicht war? Könnte es sein,
daß sie damals, wie Sie sagen, lammfromm waren,
weil es gelungen war, am Verhandlungstischnicht
nur Ritualformeln auszutauschen, sondern mitein¬
ander zu reden?

Ich stimme Ihnen zu : Starke, verantwortungsbe¬
wußte Gewerkschaften— ich füge hinzu: Einheits¬
gewerkschaften gehören zu unserem Staat; wir
brauchen sie — haben neben unserem Grundgesetz
dazu beigetragen, die politische Gestaltungder Zu¬
kunft als ein großartiges Angebot zu ermöglichen.
Sie haben daran mitgewirkt — im Gegensatz zur
Entwicklung in anderen Industriestaaten —, daß
wir, wer immer auch regierte, fast 40 Jahre lang
Stück für Stück dem sozialen Frieden nähergekom¬
men sind.

Aber wenn das so ist, müßten wir, meine ich,
danach fragen: Gibt es eigentlich zwingende Grün¬
de, jetzt den § 116 zu novellieren ? Zwei Jahrzehnte
haben wir mit dem, was damals in der Großen Koali-

( B) tion ausgehandelt und dann beschlossen worden
war, als das Land mit den wenigsten Streiktagen
von allen Industrieländern ohne große Konflikte Lö¬
sungen erreicht, die den Wohlstand vieler gemehrt

—haben . Ist es daher nicht Zeit abzuwarten, bis die
höchstrichterlichen Urteile gesprochen sind? Sind
es alles Manipulateure,Verdreher, Verzerrerin CDA
und KAB, die Sie öffentlich und persönlich bitten,
darauf zu achten, daß kein Riß zwischen den Grup¬
pen in unserer Gesellschaftentsteht?

Überdecken Sie das nicht, Herr Kollege Blüm,
wenn Sie sagen, es solle nur die Rechtslage klarge¬
stellt werden? Von welcher„Rechtslage“ sprichtder
Bundesarbeitsminister? Von der Rechtsauffassung
des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit? Oder
von der Rechtsauffassungder Gerichte, die bislang
die Bundesanstalt zur Zahlungverpflichten?

Wärees nicht wenn der Konsensnicht erreichbar
ist richtiger, den endgültigen Spruch der Gerichte
abzuwarten und dann zu werten, statt ein kleines
Problem— so haben Sie es uns soeben selbst darge¬
stellt — mit imkalkulierbaren neuen Problemen zu
erschlagen?

Ich empfinde die Verwirrung im Regierungslager
- als außerordentlich groß . Am letzten Wochenende
hat der Ministeipräsident des Freistaaten Bayern,
unser Kollege Dr. Strauß, erklärt, der vorliegende
Entwurf werde nicht mehr geändert, und er beruft
sich auf eine Abstimmung mit dem Bundeskanzler.
Am selben Tage erklären führende Sprecher der
Sozialausschüsse in der CDU, der Entwurf könne
natürlich noch geändert werden, und berufen sich

dabei ebenfalls auf den Bundeskanzler. Einen Tag (C)
später fordert unser Kollege Lothar Späth die Ge¬
werkschaften auf, nun endlich ihre Änderungsvor¬
schläge auf den Tisch zu legen. An wen sollen sie
diese denn schicken? An Strauß, der schon erklärt
hat, es sei fest vereinbart, daß hier nichts mehr geän¬
dert werde?

Das alles beeindruckt Sie offenbarwenig, obwohl
Sie wissen , daß die übergroße Mehrheit der Bürger
die geplanten Änderungen ablehnt. Das ist ja wohl
nicht nur an dem einen Flugblatt zu erkennen, das
Sie hier zitiert haben. Weniger als ein Fünftel der
Bürger stützen Ihre Absichten . Sie wie ich kennen
verantwortlicheUnternehmer und Manager, die im
vertraulichen Gespräch sagen : „Laßt doch den Un¬
fug bleiben!“ Verlaßt doch diesen Irrweg, auf den
einige VerbandsfunktionäreSie gebracht haben.

Die Situation gegenüber 1969 ist in vielfacher
Weise anders: so , wie Sie sie geschilderthaben, aber
auch anders. Die Industrie ist verflochtener. „Mini¬
max“ ist auchmit Materiallägemmöglich . Sie haben
zu Recht davon gesprochen.

Darum sage ich : Der Vorwand der angeblichen
Neutralität geht zu Lasten der Arbeitnehmer und
ihrer Gewerkschaften. Ichwarnevor einer Entwick¬
lung , in der jede Tarifauseinandersetzung schnell
einen unkontrollierbaren Flächenbrand auslösen
kann.

Nordrhein-Westfalen und mit ihm die anderen
SPD-geführten Bundesländer legen Ihnen den An¬
trag vor , den Gesetzentwurf der Bundesregierung (° )
abzulehnen. Wir haben das ausführlichund sachlich
begründet . Wir wollen keinen Zweifel daran lassen,
und zwar um des Bestandsundum der Fortentwick¬
lung des sozialen und demokratischenRechtsstaats
willen, wo wir stehen: Wir möchten für den sozialen
Frieden einstehen, und darum stehen wir an der
Seite der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften.

Wir haben aufgezeigt, a«b der Gesetzentwurf die
Neutralitätder Bundesanstaltnicht sichert, sondern
daß er sie gefährdet Wer über Neutralität des Staa¬
tes diskutiert, der muß wissen , daß Arbeitnehmer
von Betrieben, die wegen der Fernwirkungen von
Arbeitskämpfen stilliegen, schon nach geltendem
Recht ganz erheblicheLohneinbußenhinzunehmen
haben . Ihre Arbeitgeber brauchen nach der Recht¬
sprechung des Bundesarbeitsgerichtskeinen Pfen¬
nig Lohn zu zahlen. Das Kurzarbeitergeldder Bun¬
desanstalt für Arbeit aber gleicht nur zwei Drittel
des ausgefallenen Lohnes aus . Ein Arbeitnehmer,
der ein Drittel seines Lohnes verliert, spürt das,
wenn er eine Familie zu ernähren hat.

Nim wollen Sie auch noch die restlichen zwei Drit¬
tel — für diesen Teil jedenfalls — streichen. Sie wol¬
len das Risiko der FernWirkungenin einer ganzen
Branche vollständig den Arbeitnehmern und ihren
Gewerkschaftenauferlegen. Die Ursache für solche
Femwirkungen- ist nicht die häufig zitierte „Mini-
max“-Strategievon Gewerkschaften, sondernes gibt
auch Ursachen, die in Unternehmerentscheidungen
liegen. Sie selber, Herr Kollege Blüm , haben soeben
darauf hingewiesen.
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Dr. h. c. Rau ( Nordrhein-Westfalen)
(A) Wenn es so ist , daß dieser Gesetzentwurf nach

Ihrer Auffassung, wie Sie es dargestellt haben, we¬
der die Meinung der 150 wiedergibt, noch die der
Arbeitgeber, noch die der Gewerkschaften, noch die
der FDP, dann frage ich : WarummüssenSiemitdem
Kopf durch diese Wand?

Ich glaube , daß die Bundesregierungirrt , wenn sie
erklärt , ihr Entwurf trage zu einer Klarstellungder
Rechtslage bei. Auch Sie haben uns das soeben noch
einmal dargestelltWer unter Vermeidungdes Sach¬
verhalts Identitätwillen auf „Hauptforderung“ und
auf „annähernd“ zurückgeht der soll mir einmal
erklären , wieso die Formulierung „annähernd“ und
die Formulierung Hauptforderung “ in irgendeiner
Weise klarstellenden oder gar begrenzbarerenStoff
darbietet als die vorhandenenund geltenden Rege¬
lungen. Ab wann sind Lohnforderungen „annä¬
hernd “ gleich, zwischen 5 und 7 % oder von 5,5 bis
6,9 %? Solche unklaren Begriffe stellen es in das
Belieben der Bundesanstalt für Arbeit, durch die
Nichtzahlung von Kurzarbeitergeld Ausgänge von
Arbeitskämpfen mitzubestimmen. Und ich frage
wieder. Wo bleibt dabei die Neutralität des Staa¬
tes?

Der Bundsratmuß auch die Frage bedenken, wel¬
che Auswirkungen ein solches Gesetz für jedes der
Bundesländer hätte . Wir haben in letzter Zeit öfter
davon gesprochen , die Gewerkschaften könnten die
mit dem Gesetzentwurf beabsichtigten Folgen ja
leicht dadurchvermeiden , daß sie in den einzelnen
Tarifgebieten eben unterschiedliche Forderungen
stellen . Wer so argumentiert, der versteht nicht viel

‘ > von der inneren Struktur einer Gewerkschaft, der
muß sich aber auch fragen: Wollen wir eigentlich als
Nebenwirkung eines solchen unnützen, eines sol¬
chen überflüssigen Gesetzes eine Zersplitterungder
Arbeitsbedingungen in den einzelnen Landein und
zwischen den Ländern hinnehmen?

Arbeitsrechtliche Kleinstaaterei wäre volkswirt¬
schaftlicher Unfug, und sie widerspräche dem Geist
des Grundgesetzes , das den Bund für die Wahrung
der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in die
Pflicht nimmt. Wir haben doch nicht jahrelang viel
gemeinsames Geld in die Entwicklung des Zonen¬
randgebietesund des BayerischenWaldes gesteckt,
um jetzt als Femwirkung einer falschen Arbeits¬
rechtspolitik diese Regionen wiederäbsinken zu se¬
hen, weil tüchtige und mobile Arbeitnehmerwegen
immer höherer Lohndifferentiale in die Metropolen
abwandem.

Nein, meine Damen und Herren , die Bundesregie¬
rung geht einenfalschen Weg. Darum ist meine ein¬
dringliche Bitte : Lassen Sie ab von einem Weg , der
den Konsens gefährdet , der Rechtsunsicherheiten
verstärkt!

Wenn Sie sich dazu nicht in der Lage sehen, habe
ich noch eine eindringliche Bitte. Ich habe am An¬
fang von Hans Katzer gesprochen. Lassen Sie mich
von einem weiteren Mann sprechen, mit dem mich
parteipolitische Überzeugungen nicht verbinden.
Ich meine Ernst Benda, den früheren Präsidenten
des Bundesverfassungsgerichts und ehemaligen
Bundesinnenminister . Die Landesregierung von
Nordrhein -Westfalen hat Ernst Benda gebeten , ein

Gutachten zur Rechtmäßigkeit und zur Verfas- (C)
sungsmäßî keit der von der Bundesregierungbeab¬
sichtigten Änderung des § 116 vorzulegen. Er hat
uns ein solches Gutachten zugesagt

Ich bitte Sie, nachdem Sie uns die Fahrpläne
schon öffentlich bekanntgegeben haben, an denen
angeblich nichts zu ändern sein wird: Wenn es um
Konsens geht, wenn es um Versachlichung geht
wenn es um Anstand geht warten Sie, bis das Gut¬
achten vorliegt! Prüfen Sie die Argumente! Klären
Sie, Herr Kollege Blüm , ob nicht gerade Sie den
Konsens retten könnten, indemSie jetzt auf die Ver¬
abschiedungdesGesetzentwurfswarten. Sie, derSie
aus den Einheitsgewerkschaftenkommen und wis¬
sen , daß ein Rückfall in Gruppengewerkschaften
und in Weltanschauungsgewerkschaftenuns alle zu¬
rückwerfen würde!

Wir dürfen in der Tat unsere Gesellschaft nicht
weiter spalten, wir müssen zusammenführen, ver¬
söhnen und den .sozialen Frieden stärken . Darum
sage ich nicht daß jede polemische Keule gegen den
§ 116 richtig ist Aber ich sage: Richtig und vernünf¬
tig wäre es, wenn Sie jetzt warteten, wenn Sie die
Gesprächsfähigkeit nicht aufkündigten, wenn die
Gespräche nicht zu Ritualen verkämen, sondern
wenn wir aufeinander hörten.

Darum bitte ich eindringlich: Lassen Sie ab von
der Novellierung des § 116 jetzt, und hören Sie zu,
was noch an Argumenten kommt ! Vielleicht führt
uns die Einsicht zusammen.

PräsidentDr. Albiecht: Besten Dank!
Das Wort geht an Herrn Ministerpräsidenten

VogeL

Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz) : Sehr ,verehrter Herr
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Bundes¬
arbeitsminister hat an uns einen Appell zur Ver¬
sachlichung gerichtet Ich möchte mich diesem Ap¬
pell anschließen.

Herr Kollege Rau , versachlichen heißt zur Sache
kommen . Versachlichenheißt zum Kern der Sache
vorstoßen ; versachlichen heißt nicht hinnehmpn,
daß Falsches als richtig erklärt wird . Versachlichen
heißtüber die Sache reden, überdie Frage reden, ob
das Streikrecht abgeschafftwerdensoll und was tat¬
sächlich in demVorschlag steht Dazu ist. es notwen¬
dig, daß wir in den parlamentarisch dafür zuständi¬
gen Gremien über die Sache reden. '

Es ist hohe Zeit , daß mit dem heutigen Tag die
Behandlung dieser Frage im Bundesrat als dem er¬
sten damit befaßten parlamentarischen Gremium
beginnt und daß der Entscheidungsprozeßder zu¬
ständigenVerfassungsorganeeingeleitetwird. Und
es ist an der Zeit Herr Kollege Rau, daß wir uns
beiderseits bemühen, dieses Schreckensszenarium
wegzuräumen, das durch nichts gerechtfertigt ist

Da wird von schwerwiegenden Eingriffen In das
Arbeitskampfrechtgesprochen, da wird von Gefähr¬
dung des sozialen Friedens in noch nie dagewese¬
nem Ausmaßgesprochen , vom Anschlag auf die Ta¬
rifautonomie und die Koalitionsfreiheitvonder fak¬
tischen Aufhebung des Stxeikrechts , ja sogar von
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Dr . Aibrecht (Niedersachsen)
(A) hingen der Bundesanstalt für Arbeit dann ruhen,

wenn im Tarifgebiet der mittelbar Betroffenen „eine
Forderung erhoben worden ist , die einer Hauptfor¬
derung des Arbeitskampfes nach Art und Umfang
gleich ist, ohne mit ihr übereinstimmen zu müs¬
sen“.

Ich gebe gerne zu — ich vermute , der Bundesar¬
beitsminister wird es auch gerne zugeben —, daß
das kein sprachliches Meisterwerk ist , daß auch die
Interpretation , Gleichheit sei nicht Identität , keine
einfache Sache ist Aber trotzdem ist es das , was
gemeint war , als wir zusammen — ich sage einmal
„wir“, die gesellschaftlichen Kräfte — im Jahr 1973
die Neutralitätsanordnung der Bundesanstalt für
Arbeit erlassen haben.

Die Bundesregierung hat im übrigen eine zusätz¬
liche Hürde aufgerichtet , wonach dieser Tatbestand
allein noch nicht ausschlaggebend ist , sondern es
muß sich zusätzlich um einen Stellvertreterstreik —
so will ich einmal abgekürzt sagen — handeln , d. h.
es müssen zwei Hürden übersprungen werden , ehe
die Bundesanstalt für Arbeit in die Situation gerät,
nicht mehr Kurzarbeitergeld und nicht mehr Ar¬
beitslosengeld zu zahlen.

Nun weiß jeder von uns , daß solche Formeln , ganz
gleich, ob es heißt gleiche Forderung , annähernd
gleiche Forderung oder gleich , ohne mit ihr überein¬
stimmen zu müssen , der Interpretation bedürfen.
Dies hat mich zusammen mit anderen früh dazu
gebracht zu sagen : Besonders wichtig wird dann das
Verfahren , wer diese Begriffe interpretiert Das hat

f8) zu dem Gedanken geführt , einen Neutralitätsaus¬
schuß zu schaffen . Dieser Neutralitätsausschuß bie¬
tet den Hauptbetroffenen , nämlich den beiden Tarif-
partnem , die große Chance , ihrerseits an der Inter¬
pretation dieser Begriffe mitzuwirken , allerdings
unter Assistenz von Neutralen.

Ich will heute hier nicht verheimlichen , daß ich
mir bei diesem Neutralitätsausschuß eine echte
neutrale Bank gewünscht hätte , statt das ganze Ge¬
wicht , die neutrale Seite zu vertreten , nur auf die
Schultern des Präsidenten der Bundesanstalt für
Arbeit zu legen . Dennoch gebe ich zu, daß dieser
Neutralitätsausschuß auch in der jetzigen Formulie¬
rung einen deutlichen Fortschritt darstellt , und zwar
aus dem Grunde , den ich soeben schon erwähnt
habe , daß dadurch den Hauptbetroffenen die Mög¬
lichkeit gegeben wird, über die Jahre hinweg durch
eine Spruchpraxis letztlich selber und möglichst ein-
vernehmlich zu interpretieren , was Neutralität der
Bundesanstalt für Arbeit in Arbeitskämpfen letzt¬
lich bedeutet Es ist ja keineswegs so — das sei nur
angemerkt ; jeder hier weiß es —, wenn die beiden
das nicht schaffen , daß man dann ins Nichts fiele;
denn das letzte Wort liegt nicht beim Präsidenten
der Bundesanstalt für Arbeit sondern nach wie vor
beim Bundessozialgericht

Ich will keinen Zweifel daran lassen , daß der deut¬
sche Bundesrat heute mit der Stimme des Landes
Niedersachsen dieses Gesetzgebungswerk verab¬
schieden wird . Ich möchte aber gern noch ein Wort
über die Folgen und die Zukunftsperspektive sa¬
gen.

Ich bin fest davon überzeugt daß sich die Gewerk- (C)
schäften auch unter der neuen Regelung in Zukunft
in Arbeitskämpfen sehr wohl behaupten werden . Sie
werden vielleicht — das gilt vor allem für die IG
Metall — etwas vorsichtiger sein , nun die typische
„Minimax-Strategie “ zu betreiben . Sie werden sich
etwas weniger Zulieferbetriebe herauspicken , wenn
sie streiken wollen; Aber sie haben noch viele andere
Mögüchkeiten . Ich habe ja .soeben dargelegt und
wiederhole es noch einmal : Große, wichtige Gewerk¬
schaften haben von vornherein ihre Streikstrategie
anders angelegt

Ich meine auch hier , daß die Kollegen von der SPD
gut beraten wären , sich nicht zu weit vorzuwagen;
denn die Wahrheit wartet hinter der nächsten Stra¬
ßenecke auf uns . Schon beim nächsten und über¬
nächsten Streik wird deutlich werden , daß die
Streikfähigkeit eben nicht außer Kraft gesetzt wor¬
den ist sondern daß sie voll intakt ist

Mir liegt daran , noch einen letzten Punkt deutlich
zu machen : Es hat bei diesen Auseinandersetzungen
viele unerfreuliche Begleiterscheinungen und auch
einige schlimme Ausrutscher gegeben . Im übrigen
hat es auch törichte Forderungen gegeben , Forde¬
rungen der einen , daß dieser oder jener aus der CDU
ausgeschlossen werden sollte , und Forderungen der
anderen , daß dieser oder jener aus der Gewerk¬
schaft ausgeschlossen werden sollte . Ich meine , es
liegt im wohlverstandenen Interesse der Gewerk¬
schaften . in einem geordneten Verhältnis zu jener
Partei zu stehen , die seit der Gründung der Bundes¬
republik Deutschland ohne Unterlaß mit Abstand
die stärkste politische Kraft dieses lindes gewesen (D)
ist und dies im übrigen für überschaubare Zeiten
auch bleiben wird . .

Ich möchte aber ebenso der CDU/CSU und der
FDP empfehlen , über der Heftigkeit der Auseinan¬
dersetzung und bei allem Ärger über verbale und in
wenigen Einzelfällen auch tätliche Exzesse nicht zu
vergessen , daß die deutschen Gewerkschaften einen
großen, nach meiner Überzeugung einen histori¬
schen Beitrag zum Aufbau dieses demokratischen
Staates geleistet haben . Sie haben sich nicht verwei¬
gert , sie haben sich nicht , wie viele Gewerkschaften
in Europa, darauf beschränkt , rücksichtslose Inter¬
essenpolitik und sonst nichts zu vertreten , sondern
sie sind von Anfang an in die Mitverantwortung für
das Ganze gegangen , d. h . eben für diesen freiheitli¬
chen und sozialen Rechtsstaat Sie sind von diesem
Ansatz her , daß sie bereit waren , Mitverantwortung
zu übernehmen , dann auch zu der Überzeugung ge¬
kommen, daß Mitverantwortung Mitbestimmung
voraussetzt

Was wir jetzt brauchen , ist nach meiner Überzeu¬
gung Sachlichk eit ist Sinn für Maß . Eis wäre schön,
wenn die Zeit der maßlosen Übertreibungen ab
heute vorbei wäre . — Ich danke Ihnen.

Amtierender Präsident Börner: Meine Damen und
Herren , der nächste Redner ist Herr Ministerpräsi¬
dent Dr. Rau (Nordrhein -Westfalen).

Dr. h. C. Rau (Nordrhein -Westfalen ): Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Bei seinem Aufruf

- zur Sachlichkeit hat Herr Kollege Aibrecht soeben
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Dr. h. c. Bau (Nordrhein -Westfalen)
(A) bei einer bestimmten taktischen Position der IG

Metall gesagt* „Man ist oft klug beraten, wenn man
nicht alles tut was man tun kann.“ Das ist wohl
wahr . Wenndas die Mehrheit des Bundesratesdoch
sähe ! Wenn sie doch zur Kenntnis nähme, daß bei
allem berechtigten und verständlichen Zorn über
Entgleisungen in der Auseinandersetzungder letz¬
ten Monate auch dieser andere Satz von Herrn Kol¬
legenAlbrechthätte geltenkönnen: „Das letzteWort
liegt beim Bundessozialgericht“ Warum werden
denn die Gerichtsverfahren nicht abgewartet?
Warumwird denn ein Handlungszwangkonstruiert
der beim § 116 nicht hätte sein müssen? Sie haben
sich eine Diskussion aufgeladen, die Ihnen schadet
und die schlecht für den sozialen Frieden in unse¬
rem Volk ist

Die Frage, wer die stärkste politische Kraft ist
oderbleibt lassen wir noch offen . Die Wahrheitwar¬
tet hinter der nächsten Straßenecke, Herr Kollege
Albrecht

(Heiterkeit)
Aber wir sagen ein paar, wie ich glaube, auch jetzt
unverzichtbare Dinge. So , wie Herr Kollege Späth
mir im Februar nach meiner dringenden Bitte , den
§ 116 nicht zu novellieren , nachgesagt hat das sei
eine Predigt gewesen , so würde ich jetzt gern eine . .
Beschwörungaussprechen, wenn ich es könnte , und
sagen: Lassen Sie die Hände weg von der Novellie¬
rung dieses Gesetzes ! Sie haben nicht bedacht was
Sie anrichten würden . Sie haben nicht bedacht daß
man das Problem, das viele in diesem Feld sehen,
mit anderen Mitteln hätte angreifen müssen.

B)
Eis ist Jahrzehnte her, daß sich Konrad Adenauer .

und Hans Böckler über die Montanmitbestimmung
geeinigt haben, und die großen Parteien haben dem
zugestimmt Hätte Adenauer doch Enkel — wenig¬
stens im Bundesrat!

(Heiterkeit)
Gäbe es doch welche, die jetzt einsehen: Sozialer
Friede ist ein Produktionsfaktor, sozialer Friede
darf nicht Sache einer Partei sein oder bleiben ! Da¬
bei alle angesprochen, und zwar in der IG Me¬
tall und in der CDUebenso wie die vonAusschlußan¬
trägen Bedrohten wie wir, die wir solche Entwick¬
lungen für »ms selber nicht absehen können.

Bei den Arbeitskämpfenvon 1971,1978 und 1984
hat es mehr als 500 000 Arbeitnehmer gegeben , die
Kurzarbeitergeld bekommen haben. Wenn der § 116
in der uns jetzt von der Bundestagsmehrheitvorge¬
legten Fassung damals , 1971, 1978 und 1984, gültig
gewesen wäre, h»ttp diese halbe Million Arbeitneh¬
mer lrtMnpn Pfennig Kurzarbeitergeld bekommen;
sie wären vielmehr auf eigenes Geld oder auf Sozi¬
alhilfe angewiesen gewesen . Das ist die Lage.

Dieser Tatbestand kennzeichnet den Gesetzesbe¬
schluß, über den wir heute zu beraten haben, besser
als jede mögliche gesetzestechnische Wortklau¬
berei.

(Vorsitz : Präsident Dr. Albrecht)
Er belegtwSmlinh, daß der von der Bundesregierung
vorgelegteGesetzentwurfauch in der von der Bun¬
destagsmehrheit geänderten Fassung eindeutigund

einseitig zu Lasten der Arbeitnehmer geht. Er <C
knüpft seine negativen Wirkungen für die Arbeit¬
nehmer an Arbeitskämpfe. Das ist, Herr Kollege
Albrecht , ein Angriff auf die Streikfähigkeitder Ge¬
werkschaften.

Darum sind die Vorwürfe, die nach meiner Über¬
zeugung teilweise jedes vernünftige Maß sprengen,
fadenscheinig. Wir sollten nichtschimpfenund pole¬
misieren , sondern wir sollten ernsthaft bedenken,
was es denn wohl bedeutet, daß die Arbeitnehmer
von Flensburg bis Passau gegen dieses Gesetz pro¬
testieren. Das sind doch nicht sieben Millionen
irregeleiteteBürger; das sind mündige Staatsbürge¬
rinnen und Staatsbürger, die hier ihre Meinung
sagen.

Den Gesetzentwurf, über den wir Ende Januar
oder Anfang Februar hier beraten haben, haben die
sozialdemokratisch geführten Länder abgelehnt
Wir haben das ausführlichund, wie ich hoffe, sach¬
lich begründet Der jetzt vorliegende Gesetzesbe¬
schluß , also der von der Bundestagsmehrheit geän¬
derte Entwurf, ist in seinen Wirkungen um keinen
Deut besser. Er verkehrt höchstensnoch mehr das
ins Gegenteil , was ihm von seiten seiner Befürwor¬
ter mit auf den Weg gegeben worden ist; er ist näm¬
lich noch unklarer als seine Vorgänger . Gegen ihn
bestehen schwere politische und rechtliche Beden¬
ken , weil der neue Entwurf verdeckt was er be¬
zweckt nämlich die Chancen im Arbei tskampf zu
verändern, und zwar zu Lasten der Arbeitnehmer
und ihrer Organisationen.

Sie wissen — ich habe im Frühjahr darauf hinge- pj
wiesen —, daß die Landesregierungvon Nordrhein-
Westfalen Professor Benda, den ehemaligen Prä¬
sidenten des Bundesverfassungsgerichts, um ein
Rechtsgutachtenzur Frage der Verfassungsmäßig¬
keit des Entwurfs — auch in dieser geänderten Fas¬
sung— gebeten hat Ich habe Ihnen dieses Rechts¬
gutachten zugeschickt

Meine Damen und Herren, ich halte es auch hier
nnri heute für meine Pflicht ganz deutlich zu sagen,
daß ich bis jetzt ein Wort der Entschuldigunggegen¬
über Professor Benda vermisse, angesichts der Tat¬
sache , daß ihm unterstellt worden ist, er gebe ein
solches Gutachten aus unlauteren Motiven und aus
Gründen persönlichen Eigennutzes . Ich hätte ange¬
nommen , gegenüber einem früheren Mitglied
der Bundesregierung, dem ehemaligen höchsten
Richter der Republik, wenn schon der Wirtschafts¬
ministernicht* bereit ist, seine Position zu korrigie¬
ren, der Kanzler ein Wort der Entschuldigungfür
diesen„ Ausfall *1des Bundeswirtschaftsministersge¬
sagt hätte.

Nun habenwir in den letztenTagen ein Gutachten
des Bundesjustizministersvorgelegt bekommen, in
dam die Argumente Bendas zurückgewiesen wer¬
den. Ich habe das nicht für eine Neuigkeit gehalten.
Der „Express “ von beute ist spannender.

(Heiterkeit)
Denn daß der Bundesjustizministereinen von ihm
mit verabschiedetenund von ihm mit zu verantwor¬
tenden Gesetzentwurf der Bundesregierung, der er
angehört , für verfassungsmäßig hält, mußte nicht
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Dr. h. c. Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) mehr brieflich mitgeteilt werden; das hatten wir

unterstellt Wir würden aber gerne hören, wie das
vernichtende Urteil, das Ernst Benda in vier Punk¬
ten über diesen Gesetzentwurf spricht, korrigiert,
zurückgewiesen werden soll.

Benda sagt der Entwurf ändere dort, wo die
Rechtsstellung mittelbar betroffener Arbeitnehmer
innerhalb des fachlichen , aber außerhalb des räum¬
lichen Geltungsbereiches des Tarifvertrages neu ge¬
regelt werde , die Rechtslage in schwerwiegender
Weise zu ihrem Nachteil Er ist hier also ausdrück¬
lich anderer Meinung als der , die wir soeben
vom niedersächsischenMinisterpräsidentengehört
haben.

Er sagt zweitens , daß der Rechtsanspruch auf
Kurzarbeitergeld alle Voraussetzungenerfülle, die
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs¬
gerichts erforderlich seien, um einen Anspruch im
Bereich der sozialen Sicherung , des Eigentums¬
schutzes des Grundgesetzes nach Artikel 14, zu un¬
terstellen; denn die Arbeitslosenversicherungwerde
überwiegend durch Beiträge der Versicherten
finanziert

Benda erklärt drittens, der Eingriff verstoße ge¬
gen die vom Grundgesetz garantierte Koalitions¬
freiheit und werde durch diese nicht etwa gerecht¬
fertigt Der Entwurf greife vielmehr unzulässig in
die Betätigungsfreiheitder Koalitionen— und hier
vor allem der Gewerkschaften — ein.

Schließlich erklärt Professor Benda in dem
Rechtsgutachten ,der Entwurf stehe imWiderspruch

(E ) zum Willkürverbot des Grundgesetzes, wenn unbe¬
teiligte Arbeitnehmer, die zufällig von einem Ar¬
beitskampf mittelbarbetroffen sind , nicht nur ihren
Lohnanspruchverlören, sondernauch keinen Lohn¬
ersatz erhielten.

Meine Damen und Herren, ich meine, es müßte
uns alle aufriitteln , es müßte uns alarmieren, wenn
ProfessorBenda in seinem Gutachten den Satz for¬
muliert, daß die an einemArbeitskampfunbeteilig¬
ten und diesem gegenüber einflußlosenArbeitneh¬
mer über diesen Gesetzentwurf zum Faustpfand
würden, um andere Ziele zu verfolgen.

Nunsteht Ernst Bendamit seinen schwerenrecht¬
lichen Einwänden nicht allein . Der Entwurf ist aus
rechtlichenund aus politischen Gründen nicht ver¬
abschied ungsfähig . Deshalb möchte ich noch einmal
an die Kollegen von CDU und CSU appellieren, die¬
sem Gesetzentwurfihre Zustimmungnichtzu geben
und es dem Bundespräsidentenzu ersparen, unter
ein derart fragwürdiges Gesetz seine Unterschriftzu
setzen.

Ich denke, es gibt einen Grund, der über den § 116
hinaus entscheidendeBedeutunghat Wir haben in
der Bundesrepublik Arbeitsbeziehungen, die im
Ausland oft als vorbildlich angesehen werden. Wir
könnendarüberstreiten, wem wir das zu verdanken
haben, welche politischen Kräfte daran wie mitge¬
wirkthaben; aberwir sollten nicht darüber streiten,
daß wir diesensozialen Friedenin vier Jahrzehnten
miteinander haben erreichen können und daß wir
ihn sichern sollten. Denn dieses Miteinander —
auch das Miteinander mit großen , vernünftigenGe¬

werkschaften in einer Einheitsgewerkschaft— hat (C)
unsere Demokratie entscheidend geprägt und gefe¬
stigt Das ist ein Beitrag, den man gar nicht über¬
schätzen kann, ein Beitrag dazu , daß bei uns ein
Staat entstanden ist von dem die Arbeitnehmer
stärker als in anderen Ländern— stärker auch als
in anderen westlichen Industrienationen — sagen
können: Das ist auchunserStaat; das ist ein Staat in
dem es sich zu leben und zu arbeiten lohnt

Ich hielte es für einen kaumwiedergutzumachen¬
den Fehler, wenn das ohne Not aufs Spiel gesetzt
würde . Ich halte es, meine Damen und Herren, für
einen Irrtum, zu glauben , ein solcher Fehler fiele
bald dem Vergessen anheim. Wer auf das vermeint¬
lich kurze Gedächtnis der Betroffenen spekuliert,
wird sich verspekulieren, und er wird Mißtrauen
ernten. Es kommt jetzt darauf an, die verantwortli¬
chen Kräfte und Gruppen zusammenzuführenund
nicht gegeneinander auszuspielen , damit wir die
großenHerausforderungender Massenarbeitslosig¬
keit oder der Umweltgefahren bestehen können.

Gerade jetzt brauchen wir starke und selbstbe¬
wußte Gewerkschaften. Wir haben viele Anlässe,
Gewerkschaften und Arbeitgeber an einen Tisch zu
bringen, damitwir uns mit derArbeitslosigkeitstatt
mit dem § 116 beschäftigen.

Ich kann — nicht nur in diesem Fall — nur davor
warnen, die Gewerkschaften an die Wand zu drük-
ken.

Nordrhein-Westfalen und die übrigen SPD-ge-
führten Länderhaben vom Anfang dieses Gesetzes-
Vorhabens an deutlich gemacht , daß wir den Ent-
wurfmitallerEntschiedenheitablehnen. Ichmöchte
keinen Zweifel daran lassen, daß das nach wie vor
güt

Heute hat der Bundesrat die letzte Möglichkeit ,
'

einender überflüssigstenund nachmeiner Überzeu¬
gung zugleich giftigsten Sozialkonflikte seit Beste¬
hen der Bundesrepublik dadurch zu beenden, daß er
dem Entwurf seine Zustimmung verweigert

Die Bundesregierunghat in falscher Gangart ei¬
nen falschenWeg eingeschlagen . Wir werden, wenn
die Entscheidung heute gegen unsere Anträge fällt
alles tun, um Sie auf diesem Weg aufzuhalten. Ich
werde meinem Kabinettverschlagen, beim Bundes¬
verfassungsgerichtgegen ein solches Gesetz zu kla¬
gen — nicht um wieder eine Wallfahrt nach Karls¬
ruhe anzutreten, sondern um den sozialen Frieden
zu sichern.

Ich frage Sie, meine Damen und Herren : Welches
Gesellschaftsbild , welche Vorstellung steckt und
steht hinter dem, was die Diskussion in diesen Wo¬
chen und Monaten begleitet hat? Wohin geht der
Weg?

Ich habe gehört und gelesen , das Betriebsverfas¬
sungsgesetz werde angesichts des Ärgers um den
§ 116 vorläufig nicht novelliertHeißt dies, daß Sie in
der Sachevoneiner Novellierung AbschiednpVimPn,
oder heißt dies , daß Sie die nächste unangenehmeWahrheithinter die kommende Wahl schieben wol¬
len? Ich habe gelesen , daß die FDP — und nicht nur
sie — ein Verb&ndegesetz plane . Heißt dies, daß Sie
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(A) noch stärker in die Möglichkeiten der Gewerkschaf¬

ten eingreifen möchten?
Ich frage : Sollten wir nicht ; nachdem es monate¬

lang Wunden , harte Auseinandersetzungen gegeben
hat , jetzt erkennen : Dieser Weg war falsch , wir ge¬
hen nicht den entscheidenden Schritt , wir sagen
nein zur Novellierung des § 116 und suchen ein
neues Gespräch ? — Ich bitte Sie sehr darum.

Präsident Dr. Albrecht : Besten Dank!
Das Wort hat der Kollege Späth.

Dr. h. C. Späth (Baden -Württemberg ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Lieber Herr Kol¬
lege Rau , ich habe Ihrer Argumentation sehr auf¬
merksam zugehört . Ich muß im Protokoll .einmal
nachlesen , um ganz sicher zu sein , daß Sie zwei Aus¬
sagen tatsächlich so gemacht haben ; denn dann
könnte ich beide in bezug auf das Thema „Gesell-
schaftsbild “ entsprechend werten . Sie haben zum
einen gesagt , diesmal wollten Sie uns „beschwören “.
Dann haben Sie einen Satz gesagt , den ich in dieser
Diskussion für den gefährlichsten halte . Sie haben
das wiederholt , was der DGB zum Schlachtruf ge¬
macht hat , nämlich „Hände weg vom § 116!“ Dies
darf der DGB sagen . Eine große Interessengruppe
hat das Recht , möglicherweise aus eigenem Selbst¬
verständnis sogar die Pflicht , so etwas zu sagen.

Die politische Forderung „Hände weg !“ ist jedoch
in einer Demokratie eine ganz gefährliche Argu¬
mentation . Ich werde das nachher noch etwas näher

(B) begründen.
Ihre zweite Aussage war vielleicht eine Freudsche

Fehlleistung . Sie haben gesagt , Gewerkschaften und
Arbeitnehmer müßten endlich wieder an einen
Tisch.

(Dr. h. c. Rau [Nordrhein -WestfalenJ : Nein,
Arbeitgeber !)

— Ich wollte nur fragen , ob Sie das gemeint haben.
Sie haben nämlich eine Freudsche Fehlleistung be¬
gangen — wir können es nachlesen — und gesagt:
„Gewerkschaften und Arbeitnehmer müssen wieder
an einen Usch .“ —Ich habe gleich meinen Nachbarn
gefragt , weil mir das zum Gesellschaftsbild aufgefal¬
len war.

Gegen die Dramatik , mit der Sie die Lage darge¬
stellt haben , möchte ich einmal ein ganz normales
Bild setzen . Dann würde ich gern die Diskussion
über die Risiken für den sozialen Frieden und das
Gesellschaftsbild fortsetzen , über das wir reden . Für
mich hat sich das ganz anders abgespielt Für mich
hat sich etwas ergeben , was nicht neu ist weil es —
was inderPolitikja nicht immer vorkommt — einen
Vorgang gibt

Ich erinnere mich an eine Diskussion mit Gewerk¬
schaftsführern . die gesagt haben : „Ihr wollt doch den
§ 116 nur ändern ,weil ihr wegen des Erfolgs des letz¬
ten Streiks beleidigt seid . Euch paßt die ganze Rich¬
tung — Arbeitszeitverkürzung — nicht ; deshalb
wollt ihr diesen Paragraphen ändern .“ — Dies wäre
kein Grund , über den § 116 erneut nachzudenken;
da* räume ich ein . Aber der Grund dafür , das zu tun,
war die Tatsache , daß eine Interpretation der_Neu¬

tralitätspflicht durch die Sozialgerichte erfolgt ist (C
die zwei Fragen aufwirft : Ihre Frage , für die ich Ver¬
ständnis habe , nämlich ob man nicht besser abwar¬
ten sollte , und die Frage , ob politisch die notwendi¬
gen Klarstellungen getroffen werden sollten.

Ich habe große Zweifel, ob der soziale Friede und
das Funktionieren einer Gesellschaft gewährleistet
wären , wenn die politisch Verantwortlichen die Auf¬
gabe des Staates vor allem im Abwarten sähen,
sofern die Interessengruppen , die sich auf beiden
Seiten streiten , nur mächtig und groß genug sind.
Ich bin der Meinung , wenn eine Situation eintritt , in
der die Gerichte einen Weg der Auslegung gehen,
von dem der Gesetzgeber sagt „Das haben wir da¬
mals nicht so gewollt“, ist es eigentlich seine Auf¬
gabe — dafür ist er gewählt das ist seine Funktion
als Verfassungsorgan — , zu erklären : „Ich sage , was
ich gewollt habe , und ich interpretiere dies deutlich“
— mit all den Schwierigkeiten , die der Kollege Al-
brecht geschildert hat und die mit einer solchen
Klarstellung verbunden sind.

Der Grund ist die Tatsache ,daß die Sozialgerichte
gesagt haben : „Gleich ist für uns voll identisch “ und
daß die Lebenswirklichkeit anders aussieht Ich will
jetzt nicht auf das Benda -Gutachten eingehen ; ich
bin kein Jurist was mich mit Ihnen verbindet Aber
ob etwa der Gedanke Bendas von der Betroffenheit
außerhalb des Tarifgebiets beim Stellvertreterstreik
eine Verfassungsfrage ist kann doch nicht im Zu¬
sammenhang mit dem neuen § 116 entschieden wer¬
den , sondern eine ähnliche Regelung haben wir
schon seit 1973. ,

Jetzt meine ich, sollten wir einmal die Frage erör¬
tern — und diese stehe ich auch immer dem Deut¬
schen Gewerkschaftsbund —, warum es 1973 ohne
Schwierigkeiten möglich war , angesichts der Not¬
wendigkeit einer Klärung der Neutralitätspflicht
des Staates eine Lösung im Gespräch mit den Regie¬
renden zu finden , zu der die IG Metall 1973 gesagt
hat „So geht es .“

Jetzt lautet meine Frage zu diesem Gesellschafts¬
bild: Warum war 1973 eine solche Maßnahme mit
dem sozialen Frieden vereinbar ?Die jetzige Bundes¬
regierung hat übrigens genau das gleiche versucht
Sie hat den DGB und die Arbeitgeber eingeladen
und gesagt „Das ist unser Problem . Können wir
nicht wie 1973 darüber reden , wie wir diese Frage
klären ?“ — Dann hat man mehrmals miteinander
geredet und ich als Bürger draußen hatte den Ein¬
druck : Man will das wie damals machen . Nur hatte
man falsch kalkuliert weil der DGB offensichtlich
zu der Auffassung gelangte , daß er das mit dieser
Koalition so nicht regeln könne.

Dann hat der Gesetzgeber gesagt „Wenn wir uns
nicht freiwillig einigen , müssen wir ordnungspoli¬
tisch handeln .“ — Daraufhin kam plötzlich statt ei¬
ner Diskussion darüber , wie man vergehen solle , die
Forderung : „Hände weg vom § 118 !“

Diese Forderung ist für mich viel mehr als von den
„Ausrutschern “, über die .wir hier diskutieren , von
der Frage begleitet warum in einer demokratischen
Auseinandersetzung nicht mehr die Inhalte , son¬
dern das Gesellschaftsbild erörtert werden.
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Bundesminister Dr. Blum
(A) ln der Tat ist die Sozialpartnerschaft in Gefahr ; es

besteht die Möglichkeit daß der Zusammenhalt und
das Bewußtsein, aufeinander angewiesen zu sein,
schwächer werden . Es besteht die Versuchung , den
anderen k. o . zu schlagen . Diese Versuchung gibt es
nicht nur auf der Gewerkschaftsseite , sondern auch
auf der Arbeitgeberseite.

Man sollte die Hoffnung deshalb nicht aufgeben.
Vielleicht könnte die Erschütterung , die in den letz¬
ten Wochen und Monaten durch die Sozialpartner¬
schaft gegangen ist auch die Chance für eine neue
Selbstbesinnung sein , bei der man aus den Erfah¬
rungen lernt und den Blick in die Zukunft richtet
Laßt uns dieses Kapitel zuschlagen ! Ich bin dazu
bereit über diesen Schatten zu springen Wir sind
alle nur stellvertretend tätig ; wir haben alle die
Pflicht den Arbeitslosen zu helfen und den Sozial¬
staat sicher zu machen . Einer allein schafft das
nicht weder die Gewerkschaften , noch die Arbeitge¬
ber , noch die Bundesregierung . Zusammen werden
wir mit den Herausforderungen besser fertig . Des¬
halb fordere ich zu einem Neubeginn , zu einer An¬
strengung zur .Zusammenarbeit aut

Präsident Dr. Albrecht: Vielen Dank, Herr Mini¬
ster!

Wünscht der Kollege Rau noch das Wort?— Bitte
schön!

Dr . h. c . Rau (Nordrhein -Westfalen ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Herr Kollege Blüm

^ hat mich mehrfach persönlich angesprochen . Das
veranlaßt mich, noch eine kurze Bemerkung zu ma¬
chen.

Es gäbe viel Anlaß , auf das , was Sie, Herr Kollege
Blüm, gerade ausgeführt haben , im einzelnen einzu¬
gehen . Das will ich nicht tun , obwohl ich meine , die
Prinzessin auf der Erbse könnte auch einmal Nor¬
bert Blüm heißen . Denn wenn Sie Ihren Text einmal
nachlesen , werden Sie feststellen , daß Sie zu denen
gehören , die sehr gut austeilen können . Wer ange¬
sichts bestimmter Aktionen des DGB von „men¬
schenverachtendem Zynismus “ spricht , der ist in der
Wortwahl offenbar nicht kleinlich . Einiges sollte
man noch einmal nachlesen.

Der Grund , warum ich mich gemeldet habe , ist
auch nicht , daß ich mich vom Kollegen Späth phone¬
tisch mißverstanden fühle . Er hat mich in die Nähe
von Siegmund Freud gebracht Dorthin gehöre ich
nicht eher zu Adler und Jung . Also manchmal kann
es auch am Hören liegen.

Was ich zur Sache sagen wollte , ist eine sehr ernst¬
hafte Bemerkung . Herr Kollege Blüm , Sie haben uns
und die Gewerkschaften aufgefordert , den Vergleich
mit den Nazis zu unterlassen . Ich habe darüber hier
nichts gesagt weil wir bei uns im Landtag eine Dis¬
kussion über dieses Thema geführt haben , bei der
ich eindeutig — genauso wie die Vertreter der ande¬
ren Partei — gesagt habe , daß jeder Vergleich in
dieser Richtung völlig unzulässig und nicht ent¬
schuldbar ist Das muß für uns alle gelten . Sonst
sägen wir an dem gemeinsamen Fundament auf
dem wir unsere unterschiedliche Arbeit tun.

Ich sage aber ohne jede Häme : Das gilt natürlich (C)
für alle . Deshalb darf nicht der stellvertretende Vor¬
sitzende der CDU-Fraktion im „Deutschland -Union-
Dienst “ Vergleiche mit der NS-Zeit und der gegen¬
wärtigen Politik von SPD und Gewerkschaften an¬
stellen , und dann dürfen auch nicht eine bestimmte
gewerkschaftliche oder sozialdemokratische Posi¬
tion oder auch nur Manieren mit Ostblockmethoden
verglichen werden . Beides darf man nicht

Sie und ich wissen , daß das schwierig ist und daß
die Größenordnung zwischen Splitter und Balken
jeweils sehr unterschiedlich gesehen wird , je nach¬
dem, ob sich diese beim Nächsten oder bei einem
selber befinden . Aber lassen Sie uns dann auch bitte
nicht mit zweierlei Maß messen ! Dann wollen wir.
ui« alle daran erinnern , und dann darf das Wort
„versöhnen statt spalten “ nicht in eine Handwaffe
gegen den politischen Gegner umgebaut werden,
sondern dann muß es als eine Einladung verstanden
werden , sich gemeinsam den gleichen Kriterien zu
unterstellen . Mir lag daran , dies zu sagen.

Jeder Vergleich mit dem Nationalsozialismus ist
falsch , ist unangebracht muß zurückgewiesen wer¬
den, aber dann auch gegenüber den jeweils eigenen
Freunden . — Herzlichen Dank!

Präsident Dr. Albrecht: Meine Damen und Herren,
ich sehe keine weiteren Wortmeldungen.

(Einert [Nordrhein -Westfalen ] : Herr Präsi¬
dent ich möchte Sie bitten , die Abstim¬
mung gemäß unserer Geschäftsordnung

durch Aufruf der Länder vorzunehmen !)
— Ja , einverstanden ! Das ist das Recht eines Lan¬
des.

Wir kommen zur Abstimmung . Der Ausschuß für
Arbeit und Sozialpolitik empfiehlt zu dem Gesetz
einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundge¬
setzes nicht zu stellen . Es liegt ferner ein 5-Länder-
Antrag in der Drucksache 146/1/86 vor , mit welchem
die Einberufung des Vermittlungsausschusses ver¬
langt wird. Über diesen Antrag stimmen wir jetzt
ab.

Wer also die Elinberufung des Venmttlungsaus-
schusses mit dem Ziel der Aufhebung des Gesetzes-
beschTussesverlangen will, den bitte ich , mit Ja zu
antworten.

Ich bitte den Schriftführer , die einzelnen Länder
aufzurufen.

Dr. Vomdran (Bayern ) , Schriftführer.
Baden-Württemberg Nein
Bayern Nein
Berlin Nein
Bremen Ja
Hamburg Ja
Hessen Ja
Niedersachsen Nein
Nordrhein -Westfalen • Ja
Rheinland -Pfalz, Nein
Saarland Ja
Schleswig-Holstein. Nein
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(A) Dr. Albrecht : Damit hat der Bundesrat den Antrag
auf Einberufung des Vermittlungsausschusses nicht
angenommen . Weitere Anträge liegen nicht vor.

Dann stelle ich fest , daß der Bundesrat beschlos¬
sen hat , zu dem Gesetz einen Antrag gemäß Arti¬
kel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen.

Ich schließe damit die Beratung dieses Punktes.

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung:
Gesetz über die Anpassung der Renten der
gesetzlichen Rentenversicherung und der
Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversi¬
cherung im Jahre 1986 (Drucksache 158/86 ).

Hierzu hat sich Herr Minister HasseImann zu
Wort gemeldet

(Hasselmann [Niedersachsen ]: Ich gebe
meine Rede zu Protokoll !)

— Er gibt seine Rede zu Protokoll *).
Bundesminister Blum gibt seine Rede ebenfalls

zu Protokoll **). Sehr gut'
Wir kommen zur Abstimmung . Der Ausschuß für

Arbeit und Sozialpolitik empfiehlt dem Gesetz zuzu-
stimmen . Es liegt ferner ein Antrag Hessens in der
Drucksache 158/1/86 vor , mit welchem die Einberu¬
fung des Vermittlungsausschusses verlangt wird.'Die in dem Antrag angeführten Begehren bilden
einen einheitlichen Anrufungsgrund . Deshalb wird
mit der Abstimmung über die Einberufung des Ver¬
mittlungsausschusses zitgleich auch über den Anru¬
fungsgrund entschieden.

Wer also möchte , daß der Vermittlungsausschuß
aus dem in der Drucksache 158/1/86 angeführten
Grund einberufen wird , den bitte ich um das Hand-

-zeichen . — Das ist die Minderheit
Wir kommen zurück zur Ausschußempfehiung,

dem Gesetz gemäß Artikel 84 Abs . 1 des Grundgeset¬
zes zuzustimmen . Wer dieser Empfehlung folgen
will , den bitte ich um das Handzeichen . — Das ist die
Mehrheit

Damit hat der Bundesrat beschlossen , dem Gesetz
zuzustimmen.

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung:
Gesetz zur Änderung von Vorschriften der
gesetzlichen Rentenversicherung (Sechstes
Rentenversicherungs -Änderungsgesetz —
6 . RVÄndG) (Drucksache 147/86 ).

Wortmeldungen ? — Ich selber möchte dazu spre¬
chen . Könnte mich der Kollege Börner noch einmal
im Vorsitz vertreten?

(Vorsitz : Amtierender Präsident Börner)

Dr. Albrecht (Niedersachsen ) : Herr Kollege Börner!
Meine s&hr verehrten Damen und Herren ! Ich will
einige kurze Bemerkungen zu diesem Gesetz ma¬
chen , und zwar zu einem Thema , das uns alle be¬
wegt das in diesem Gesetz nicht geregelt ist das
aber Gegenstand auch des Antrages des Landes

*
) Anlage 1

**) Anlage 2

Hessen bildet nämlich zu der Stellung der Frauen (C)
der Jahrgänge 1921 und älter.

Ich meine , daß wir uns , was den Antrag des Lan¬
des Hessen angeht in einer Situation befinden , die
wir schon öfter erlebt haben , nämlich daß unsere
sozialdemokratischen Kollegen heute Forderungen
stellen , die sie in den dreizehn Jahren , in denen sie
in der Regierungsverantwortung waren , eben nicht
gestellt haben . Sie haben ja dreizehn Jahre lang Zeit
gehabt um die Mütter überhaupt so zu stellen , daß
ihnen , wenn sie vorübergehend aus dem beruflichen
Leben ausgeschieden sind , um sich um ihre Kinder
zu kümmern , daraus keine Benachteiligung hin¬
sichtlich ihrer Alterssicherung erwuchs . In diesen
dreizehn Jahren haben sich die Sozialdemokraten
konstant dem Drängen von CDU und CSU wider¬
setzt hier etwas zu tun . Wir sind es gewesen , die
trotz der Schwierigkeiten bei der Haushaltskonsoli-
dierung schon innerhalb der ersten Legislaturpe¬
riode der neuen Bundesregierung dieses Thema an¬
gepackt haben.

Ich will nicht sagen , daß wir das schon vollendet
haben ; aber wir haben wenigstens damit begonnen,
die rechtliche Benachteiligung der Mütter im Ren¬
tenrecht abzubauen.

Natürlich ist es leicht nachdem CDU/CSU und
FDP so etwas auf den Weg gebracht haben , ohne
Rücksicht auf die Finanzierbarkeit draufzusatteln
und zu sagen : „Hier müssen noch 4 bis 6 Milliarden
DM zusätzlich ausgegeben werden , damit auch die
Frauen , die bereits in Rente sind — und nicht nur
diejenigen , die nach und nach , später , in Rente ge- (D)
hen werden —, von diesen Möglichkeiten profitieren
können.

Es gibt hierzu übrigens eine ganz interessante
Aufzeichnung in unseren Protokollen . Schon im No¬
vember des Jahres 1984 hatte das Land Niedersach¬
sen bei der Beratung der entsprechenden Gesetze
im Ausschuß den Vorschlag eingebracht daß wenig¬
stens die Frauen der Jahrgänge 1921 und älter , die
vier und mehr Kinder großgezogen haben , von den
Möglichkeiten und Vorteilen dieses Gesetzes profi¬
tieren sollten . Das Protokoll weist aus , daß die Ab¬
stimmung 1 :8 :2 ausging ; das heißt wir waren mit
diesem Antrag mutterseelenallein . Wer die Arithme¬
tik des Bundesrates kennt kann sich sehr leicht aus¬
rechnen , daß sozialdemokratische Länder ausdrück¬
lich dagegen gestimmt haben müssen und andere
sich der Stimme enthalten haben.

Dies alles ändert nichts daran , daß das ein echtes
und ein ernstes Problem ist Ich glaube , nicht fehlzu¬
gehen , wenn ich sage , daß es eigentlich jedem von
imt bitter ankommt wir bisher nicht das Geld
gehabt haben , um gerade die Frauen der Jahrgänge
1921 und älter an diesen Möglichkeiten teilhaben zu
lassen , wobei ich den Eindruck habe — und dieser
wird sicherlich von vielen geteilt —, daß es diesen
Frauen nicht in erster Linie ums Geld geht sondern
es geht ihnen um die Anerkennung Ihrer Lebensar¬
beit Es geht ihnen um .die Wertung dessen , was sie
für die nachfolgende Generation geleistet haben.

Nun will ich nicht bezweifeln — denn das sti mmt
leider —. daß wir 1986, nachdem wir gerade erst aus
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Präsident Dr. Vogel

Wer den Empfehlungen der Ausschüsse folgen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen . — Das ist
einstimmig.

Ich rufe die Punkte 7 und 29 auf:
Entwurf eines Gesetzes über Finanzhilfen des
Bundesnach Artikel 104 a Abs. 4 des Grundge¬
setzes an das Land Nordrhein -Westfalen — An¬
trag des Landes Nordrhein -Westfalen gemäß
§ 36 Abs . 2 GO BR — (Drucksache 426/87)
in Verbindung mit
Entwurf eines Zweiten Gesetzes über Finanz¬
hilfen des Bandes nach Artikel 104a Abs. 4 des
Grundgesetzes an das Saarland — Antrag des
Saarlandes gemäß § 36 Abs. 2 GO BR —
(Drucksache 450/87 ) .

Ministerpräsident Rau hat um das Wort gebeten.

Dr. h. c . Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Es gibt einen Streit dar¬
über , wer es gesagt hat ; aber es gibt keinen Streit dar¬
über , daß es stimmt : „Wenn es an der Ruhrbrennt , ist
im Rhein nicht genug Wasser zum Löschen.“

Ander Ruhrbrennt 's . In den Montanregionen Nord¬
rhein-Westfalens auch über das Revier hinaus sind
große Probleme zu bewältigen . Weil die Bewältigung
dieser Probleme eine Sache aller sein muß, legt Nord¬
rhein-Westfalen einen Gesetzentwurf über die Ge¬
währung von Finanzhilfen des Bundes nach Arti¬
kel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes vor, in dem es um
den Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im
Bundesgebiet geht

Unterschiedliche Wirtschaftskraft muß nicht hei¬
ßen , daß jemand nicht mehr kräftig ist muß nicht hei¬
ßen . daß jemand seinen Beitrag zum Gemeinwesen
nicht mehr erbringen kann . Aber Nordrhein-Westfa¬
len — das industrielle Zentrum der Bundesrepublik in
den letzten vier Jahrzehnten — hat bei aller Kraft lind
trotz aller Kraft große Probleme.

Nun fragen die Menschen nicht nach Almosen, son¬
dern nach ihrem guten Recht. Denn niemand bestrei¬
tet , daß in den Jahren nach dem Zusammenbruch,
nach der ZerstörungDeutschlands , die Kraft zum Wie¬
deraufbau auch und vor allen Dingen von den Men¬
schen ausgegangen ist, die in den Stahlwerken gear¬
beitet haben und die in die Zechen eingefahren sind.
Ohne Kohleund Stahl in den ersten zwei bis drei Jahr¬
zehnten hätten wir den Wiederaufbau alle miteinan¬
der nicht schaffen können.

Darum geht es nicht um eine Kollekte, nicht um eine
Beih ilfe , sondern es geht erstens um Solidarität und
zweitens um etwas im Interesse des Gesamtstaates.
Gesamtstaatliches Handeln ist nötig , weil in der aktu¬
ellen Situation das vorhandene Instrumentarium , das
uns das Grundgesetz an die Hand gegeben bat , auch
wirklich genutzt werden muß.

Die Landesregierung , für die ich Ihnen den Antrag
vorlege und begründe , den wir jetzt miteinander be¬
sprechen , stützt sichnicht nur auf ihre eigene Einsicht,
auf diese allerdings auch . Wir stützen uns auf eine
einmütige Entschließung aller drei Fraktionen des

Landtags vom 25 . März , in der eine große gemein - (C)
same Kraftanstrengung aller Beteiligten zur Bewälti¬
gung der Probleme verfangt wird. Eine besondere
Expertenkommission soll Vorschläge für ein „Zu-
kunftsprogramm Montanregionen “ erarbeiten . An
der Spitze dieser Kommissionsteht ein früheres Mit¬
glied der Landesregierung : der auch Ihnen bekannte
Professor Paul MikaL .

Wir stützen uns auf ein einstimmiges Ergebnis der
Beratungen aller drei Fraktionen des Wirtschaftsaus¬
schusses unseres Landtags vom 4 . November , in dem
die Gesetzesinitiative , die ich Ihnen hier vorlege , be¬
grüßt wird und in dem von der Hoffnung auf Zustim¬
mung im Bundesrat gesprochen wird.

Alle Montanregionen stehen vor außerordentlichen
Anpassungsproblemen . Nordrhein-Westfalen ist be¬
sonders stark betroffen ; aber auch andere Länder ha¬
ben Montanstandorte : Bayern und Niedersachsen,
Saarland und Bremen . Darum ist es wichtig , daß un¬
sere Initiative für andere Länder mit Montanstandor¬
ten offensein muß und daß wir über die Akzente unse¬
res Vorschlags mit uns reden lassen.

Die nicht nur drohenden , sondern die absehbaren,
die auf uns zukommenden Arbeitsplatzverluste bei
Kohle und Stahl bringen unerträgliche soziale,
menschliche und wirtschaftliche Härten , weil sie in
Regionen stattfinden , die jetzt schon überdurch¬
schnittliche Arbeitslosigkeit haben . Sie schwächen
die Finanz- und die Wirtschaftskraft dieser betroffe¬
nen Städte und Regionen auf eine imerträgliche
Weise, und sie haben — darauf habe ich am Anfang ,D|hinzuweisen versucht — Auswirkungen auf die ge¬
samte Volkswirtschaft der Bundesrepublik.

Die eindrucksvollen Demonstrationen in den Mon¬
tanregionen , an denen Zehntausende von Arbeitneh¬
mern und ihre Familien teilgenommen haben , Gewer¬
betreibende und Handwerker genauso wie Fachar¬
beiter und Ungelernte , haben hoffentlich auf die Sor¬
gen und Nöte der Menschen aufmerksam gemacht.
Die Resolutionen der Städte und Kreise, die nicht nur
ich bekomme , fordern Hilfe und Solidarität ; denn in
diesen Städten und Kreisen ist in den letzten fünf Jah¬
ren die Sozialhilfeschon um mehr als 50 % gegenüber
dem Stand vorher angestiegen . Bürgerinitiativen de¬
monstrieren für den Emeuerungs - und den Modenti-
sierungswillen für die Region.

Wenn wir die Anpassungsprobleme in den Montan¬
regionen nicht bewältigen , dann kommt es zu einer
kraß unterschiedlichen wirt«yhaftlir-ln>n Entwicklung
im Bundesgebiet ; dann besteht die Gefahr erhebli¬
cher struktureller und sozialer Nachteile nicht nur
lokal, sondern in großen Bereichen des Bundesgebie¬
tes.

Daher darf nach unserer Überzeugung niemand ta¬
tenlos bleiben . Dabei müssen .alle Beteiligten ihren
Beitrag leisten : die Unternehmen , die Bundesregie¬
rung , die Europäische Kommission , die Landesregie¬
rungen und auch die in vielen Fällen schon gebeutel¬ten Kommunen . Das Hin- und Herschieben der Ver¬
antwortlichkeiten darf nicht weitergehen . Keiner, der
Mitverantwortung trägt , darf sich mit dem Hinweis
auf den anderen seiner Verantwortung entziehen.
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Dr . h . c. Bau (Nordrhein -Westfalen)
(A) Nun weist die Verfassungsordnung dem Bund und

den Ländern unterschiedliche Aufgaben zu. Regio¬
nale Strukturpolitik ist zunächst einmal Sache der
Länder . Nordrhein -Westfalen hat sich dieser Aufgabe
immer gestellt und wird das auch in Zukunft tun , un¬
geachtet der im gesamtstaatlichen Interesse zusätz¬
lich allein von uns und dem Bund getragenen Kohle¬
lasten.

Wir sagen nicht nein zum StrukturwandeL Dieser
ist eine notwendige Voraussetzung für wirtschaftli¬
che Dynamik , für mehr und für zukunftssichere Ar¬
beitsplätze sowie für ökologische Erneuerung über¬
haupt . Wirfördern , wir unterstützen den Strukturwan¬
del dadurch , daß wir neue wettbewerbsfähige Wirt-
schaitsStrukturen aufbauen , dadurch , daß wir innova¬
tive Technologie , innovative Produkte und Unterneh¬
men heranziehen und aufbauen helfen , dadurch , daß
wir Arbeitnehmer zukunftsorientiert zu qualifizieren
versuchen.

Die Erfolge dieser Strukturpolitik sind zwar nicht
allgemein bekannt ; aber sie sind beachtlich. In den
Jahren 1985 bis 1986 ist die Zahl der neuen Arbeits¬
plätze in Nordrhein-Westfalen per saldo um 138 000
gestiegen . Davon entfallen fast 130 000 auf den
Dienstleistungsbereich ; 40 000 neue Afbeitsplätze
gibt es in der Investitionsgüterindustrie . Wir haben
aber in diesen beiden Jahren 40 000 Arbeitsplätze bei
Kohle , bei Stahl und in der BauWirtschaftverloren. Wir
freuen uns über überdurchschnittliche Zuwachsraten
in Hochtechnologiebereichen : in der Datenverarbei¬
tung , bei Büromaschinen, in der Elektronik, bei den
Kunststoffen , in der Chemie und im Maschinenbau.

B ) _Der Anteil Nordrhein-Westfalens an der Gesamt¬
ausfuhr des Bundes beträgt 28,9 % . Damit haben wir
eine Spitzenposition unter den Ländern. In Nord-
Thein-Westfalen liegen wir bei der Produktivität nach
Hessen an zweiter Stelle der Flächenländer . In der
Umweltindustrie nehmen wir eine führende Rolle
wahr : über 500 Firmen mit über 100 000 Beschäftig¬
ten . Die Hälfte der betrieblichen Umweltinvestitiohen
im Jahre 1985 entfielen auf Nordrhein -Westfalen.

Ich hoffe , daß diese Feststellungen belegen können;
Der Strukturwandel kommt bei uns voran. Der Kurs
der ökonomischen und der ökologischen Erneuerung
ist nicht nur richtig ; er ist auch erfolgreich. Dieser
Strukturwandel wird auch den Nachbarn ein neues
Bild von Nordrhein-Westfalen zeigen , nicht mehr die
alte Schomsteinindustrie , sondern ein Land mit brei¬
ter gefächerten , mit leistungsfähigen und zukunftso¬
rientiert en Industrlestrukturen.

Aber , meine Damen und Herren , trotz aller Erfolge
der Strukturpolitik : Wir haben Ärbeltsplatzverluste
im Bergbau und in der Industrie , die im Zeitraum von
1977 bis 1986 höher gelegen haben als im Bundes¬
durchschnitt . Wir hatten Verluste von 13,9% , wäh¬
rend sie im Bundesdurchschnitt nur 7,9 % betrugen.
Von 522 000 Arbeitsplätzen , die während dieser Jahre
im Bund verlorengegangen sind , entfielen 320000
— das sind 62 % — allein auf Nordrhein -Westfalen.
Der Beschäftigungszuwachs im Zeitraum von 1977 bis
1986 war im Vergleich zum Bund geringer . Die Ar¬
beitslosenquote ist in den letzten zehn Jahren in Nord¬
rhein -Westfalen deutlich stärker angestiegen als im
Bundesdurchschnitt . Der Anstieg betrug bei uns

10,9 % . während der Bundesdurchschnitt bei 9,0%
lag.

Sehe ich mirdie Gründe an und versuche ich. Ihnen
die Gründe zu benennen , dann ist maßgeblich für
diese vergleichsweise schlechtere Entwicklung bei
diesen ökonomischen Kennzifferndie Entwicklung in
den Montanregionen des Landes. Die Entwicklungs¬
unterschiede in Nordrhein -Westfalen zum übrigen
Bundesgebiet sind auf die Situation in den Montanre¬
gionen zurückzuführen . Diese Montanregionen stel¬
len etwa ein Drittel des Wirtschaftspotentials unseres
Landes.

Nun sind neue , massive Produkfionseinschränkun-
gen angekündigt worden . Betriebsstillegungen in
Montanregionen und -Sektoren drohen dramatische
Formen anzunehmen.

Gegenwärtig erwarten selbst Optimisten Arbeits¬
platzverluste bei Kohle und Stahl in Höhe von minde¬
stens 55 000 Arbeitsplätzen bis 1990 . Berücksichtigt
man die Verflechtungsbereiche , ergibt sich aus den
schon jetzt absehbaren Maßnahmen ein Gesamtver¬
lust von 85 000 Arbeitsplätzen allein in Nordrhein-
Westfalen. Dabei wird unterstellt , daß die Stahlpro¬
duktion nicht mehr zurückgeht und am Jahrhundert¬
vertrag für die Kohle nicht gewerkelt wird. Die Ar¬
beitsplatzverluste im Kohlebereich , die sich aus politi¬
schen Entscheidungen aus der bevorstehenden Koh-
lerunde ergeben könnten , sind also noch nicht be¬
rücksichtigt

Wir wissen, daß es Anpassungsprozesse bei Kohle
und Stahl sowie in der Mantelindustrie geben wird.
Wir verschweigen das nicht Zum Glück verschwei¬
gen auch die Gewerkschaften das nicht . Aber wer das
nicht verschweigt , der spricht damit aus : Die Arbeits¬
losigkeit wird sich weiter erhöhen . Die Wirtschafts¬
kraft wird schwächer . Die Voraussetzungen für die
Überwindung der Strukturschwäche werden Sich
trotz aller Bemühungen und Fortschritte verschlech¬
tern.

Die bisherigen Anstrengungen des Bundes, der
Länder , der Gemeinden und der EG — ob wir sie
loben oder für unzureichend halten — reichen jeden¬
falls nicht aus , um die Strukturprobleme zu bewälti¬
gen , die jetzt in den Montanregionen anstehen . Wenn
es zu einer krisenhaften Zuspitzung kommt , dann
muß es auch zur Verstärkung der Bem ühungen um
die Lösung dieser Krise kommen. Dann muß sich der
Bund mit Finanzhilfen an besonders bedeutsamen In¬
vestitionen im Lande und in den Gemeinden beteili¬
gen . Diese Finanzhilfen des Bundes sollen öffentliche
Investitionen stärken und zur Verbesserung der Wirt¬
schaftskraft in Montanregionen beitragen.

Unsere Vorschläge beziehen sich auf einen Zeit¬
raum von vier Jahren . Wir möchten in jedem Jahr
500 Millionen DMhaben und bieten eine Drittelbetei¬
ligung des Landes an diesem Betrag an. Wir halten
dies für zweckmäßig , und wir halten das angesichts
unserer Probleme wahrlich nicht für überzogen.

Die Anmeldungen der Städte , der Kreise , der Kam¬
mern . der Unternehmen und anderer Projektträger
sind natürlich vieLhöher ais der sich daraus ergebende
Betrag von 2 Milliarden DM . Die Anträge gehen vom
Ausbau der Technologieparks über die Weiterent-
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) Wicklung von Umwelttechniken , von der Altlasten¬

sanierung bis zur Erschließung von Gewerbe - und
Industriegebieten.

Gäbe es keine Bundeshilfe, dann wäre nur ein
Bruchteil dieser Projekte zu verwirklichen . Darum
sage ich auch in Erinnerung an all das , was wir von der
Bundesregierung über ihre Bereitschaft zur Koopera¬
tion mit den Ländern gehört haben — dabei ist ja
sicherlich nicht nur die Mehrheit der Länder ge¬
meint — : Der Bund darf die Montanregionen nicht im
Stich lassen.

Am 10. Juli habe ich in einer Regierungserklärung
in Nordrhein-Westfalenauf den Zusammenhang zwi¬
schen der Beteiligung des Landes an der Gemein¬
schaftsinitiativeder IG Metall und der Wirtschaftsver¬
einigung Eisen- und Stahlindustrie sowie der aktiven
Beteiligungdes Bundesan der Zukunftssicherung der
Montanregionen hingewiesen . Ich habe damals ge¬
sagt. daß, wenn die öffentlichen Hände mithelfen,
Massenentlassungen zu verhindern , eine solche Hilfe
an Nordrhein-Westfalen nicht scheitern werde.

Nun höre ich in den letzten Tagen und Wochen
mahnende Worte, die mich vermuten lassen , daiß hier
etwas umgedreht werden soll. Ich hatte gesagt : Mas-
senentlassungen sollennicht scheitern . Das heißt, wir
wollen Geld nehmen, um Massenentiassungen zu
verhindern. Wer daraus jetzt macht , wir wollten Geld
nehmen , um Massenentlassungen zu finanzieren , der
hat die Öffentlichkeit getäuscht

Wir möchten, daß die Menschen in Nordrhein-
Westfalen leben , wohnen und arbeiten können , daR
sie bleiben können . Das gilt nicht nur für diejenigen,
die bei Kohle und Stahl arbeiten ; es gilt auch für die
mittelbar Betroffenen, für die Handwerker , für die in
den Dienstieistungsberufen Tätigen . Es geht also »m
alle, die um Kohle und Stahl herum leben.

Meine Damen und Herren , die Gesetzesinitiative,
die wir Ihnen vorlegen, halten wir ökonomisch für
sinnvoll und vernünftig. Darum weise ich darauf hin:
Hier geht es nicht um die Spezialität eines Landes —
jedenfalls nicht allein — , sondern um ein gesamtstaat¬
liches Anliegen. Wenn das industrielle Herz der Re¬
publik Rhythmusstörungen bekommt , dann geht es
dem Ganzen schlecht Ein weiteres Nachlassen der
Wirtschaftskraft im bevölkerungsstärksten Bundes¬
land würde auf die Gesamtwirtschaft ausstrahlen.

Es ist finanziell klüger , es ist für Nordrhein -Westfa¬
len , aber auch für die ganze Bundesrepublik langfri¬
stig wirksamer, Problemen frühzeitig vorbeugend
entgegenzuwirken, nicht erst den weiteren Abbau der
Wirtschaftskraft mit hohen finanziellen Verlusten in
Kauf zu nehmen und dann erst etwas zu tun.

Wir brauchen konzentrierte , massive Investitionen.
Die sozialeFlankierung des Kapazitätsabbaus , die im¬
mer versprochen wird, genügt nicht, sondern wir
brauchen Hilfen, die die Zukunft sichern und den
Montanregionen Modemisierungschancen sowie Per¬
spektiven geben.

Das heißt, es geht nicht nur um den Ersatz der Ar¬
beitsplätze , die jetzt bei Kohle und Stahl wegfallen,
sondern es geht um Ersatz auch für die Arbeitsplätze,die im Zusammenhang mit der Stahlkrise und den

Bergbauproblemen in anderen Wirtschaftszweigen (C|
wegfaßen, und das wahrlich nicht nur in Nordrhein-
Westfalen.

Die Finanzhilfen des Bundes an Nordrhein -Westfa¬
len sind verfassungsrechtlich nicht nur möglich , son¬
dern geboten . Das Grundgesetz . verpflichtet den
Bund, für die Einheitlichkeit und die Gleichwertig¬
keit der Lebensverhältnisse innerhalb des Bundesge¬
bietes zu sorgen . Dramatische Belastungen in mehre¬
ren Ländern mit Anpassungsproblemen im Stahlbe¬
reich, im Kohle- und im Werftbereich fordern das
Handeln heraus.

Das Instrument zum Ausgleich unterschiedlicher
Wirtschaftskraft ist der Artikel 104 a Abs . 4 des
Grundgesetzes . Es steht also nicht im freien politi¬
schen Ermessen des Bundes, ob er bei Vorliegen die¬
ser Voraussetzungen von seinen verfassungsrechtli¬
chen Möglichkeiten Gebrauch machen will oder
nicht Wenn Voraussetzungen vorliegen , dann be¬
steht auch nach Auffassung des Bundesverfassungs¬
gerichts für den Bund im Rahmen seiner finanziellen
Möglichkeiten eine Recbtspflicht zu handeln.

Mit den Gesetzen über die Gewährung von Bundes¬
finanzhilfen an die vier Küstenländer 1986 und das
Saarland 1984 hat sich der Bund ausdrücklich zu sei¬
ner Verantwortung bekannt , ich sage hier .deutlich:
Als ich in anderer Funktion im vergangenen Jahr
durch die norddeutschen Küstenländer fuhr , habe ich
immer wieder ein klares Ja zur Werfthilf e gesagt , weil
ich sie verfassungsrechtlich für geboten und politisch
für nötig hielt . Dabei bleibt es.

Aus dem bundesstaatlichen Prinzip ergibt sich , daß i° J
Länder auch bei der Anwendung des Artikels 104 a
Abs. 4 gleichzubehandeln sind . Dieses Gebot bezieht
sich nicht auf das einzelne Gesetz , sondern es bezieht
sich auf die Förderpolitik des Bundes generelL Die
gesamte Förderpraxis des Bundes muß bei wirtschaft-
Hchen Strukturhilfen nach einheitlichen Kriterien be-
urtefit werden.

■ Der Bundesrat hat am 7 . November 1986 bei der
Verabschiedung des Gesetzes über die Bundesfmanz-
hilien mit den Stimmen aller Länder festgestellt , daß
auch in anderen Wirtschaftsräumen ein erheblicher
Bedarf besteht , der weder durch den bundesstaatli¬
chen Finanzausgleich noch durch Finanzhilfen des
Bundeshinreichend abgedeckt ist Das , was der Bun¬
desrat am 7. November 1986 einstimmig festgestellt
hat , fordern wir jetzt ein.

DerHerr Bundeskanzler hat in seiner Regierungser¬
klärung ain 18. März 1987 zugesagt die Montanregio¬
nen würden mit den Küstenländern gleichbehandelt
Wenn es bei dieser Zusage bleiben soll , müßte unser
Antrag Erfolg haben . Denn die Bewältigung der Her¬
ausforderungen in aßen Montanregionen des Landes
ist eine Aufgabe , bei der wir Zusammenarbeiten müs¬
sen , weil wir gemei nsame Interessen haben : Nord¬
rhein-Westfalen, der Bund, die übrigen Bundeslän¬
der , die ich herzlich bitte , den Bück auf Nordrhein-
Westfalenzu richten und ihm nicht Almosen , sondern
sein Recht zu geben.

President Dr. Vogel; Nachdem Herr Ministerpräsi¬dent Rau soeben den Gesetzesantrag des Landes
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Präsident Dr . Vogel
(A) Nordrhein -Westfalen begründet hat , gebe , ich jetzt

Herrn Ministerpräsidenten Lafontaine das Wort zur
Begründung des Antrages des Saarlandes.

Lafontaine (Saarland ) : Herr Präsident ! Meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Ich weiß, daß Erörterun¬
gen über die Finanzen der Bundesländer den einen
oder anderen nur noch zu langweilen vermögen.
Gleichwohl bin ich der Auffassung , daß uns die Ent¬
wicklung der Länder- und der Gemeindefinanzen ei¬
nes Tages zwingen wird, sie als ähnlich ernst anzuse¬
hen wie etwa die Entwicklung bei der Krankenhaus¬
finanzierung , im Gesundheitswesen überhaupt , oder
die Entwicklung der Rentenfinanzen.

Die Tatsache , daß wir das Problem von Jahr zu Jahr
etwas vor uns herschieben , ändert nichts an der
Dringlichkeit , bald eine Lösung zu finden. Ich kann
dies in wenigen Worten angesichts der Situation der
Finanzen des Saarlandes am Beispiel des Antrages
klarmachen , den der Kollege Rau soeben für Nord¬
rhein -Westfalen gestellt hat und den wir in ähnlicher
Form für das Saarland wiederholen -.

Als der Bundestag zusammen mit dem Bundesrat
dreimal 100 Millionen DM nach Artikel 104a Grund¬
gesetz für das Saarland bewilligte , lautete die Begrün¬
dung des Gesetzentwurfs wie folgt:

Der politische und wirtschaftliche Anschluß des
Saarlandes an die Bundesrepublik Deutschland
erfolgte zu einer Zeit,^als dort in Wirtscbaftsstruk-
tur und -entwicklung bereits entscheidende Wei¬
chenstellungen vorgenommen waren . Durch das

(B) Gesetz über die Eingliederung des Saarlandes
vom 23. Dezember 1956 . . . wurden das Land,
der Bund und die Gesamtheit der übrigen Länder
aufgerufen , die saarländische Wirtschaft an die
Bundesrepublik anzupassen . Bis heute

— so die Begründung des damaligen Gesetzent¬
wurfs —

wurde der Anschluß an die Wutschaftsstruktur
ünd die Wirtschaftsentwicklung sowie an den
Rahmen einheitlicher Lebensverhältnisse im üb¬
rigen Bundesgebiet noch nicht hinreichend ge¬
funden . •

Entscheidende Ursache für die ungünstige Wirt¬
schaftslage ist die durch mehrmaligen Wechsel
des Staats - und Wirtschaftsverbundes gekenn¬
zeichnete geschichtliche Entwicklung der Region
und die damit verknüpfte einseitig montanorien¬
tierte Wirtschaftsstruktur des Landes.

Will man logisch argumentieren , dann wäre die
Frage aufzuwerfen : Hat sich an dieser Situation ir¬
gend etwas geändert ? Ist die Wirtschaft des Saarlan¬
des nicht mehr einseitig strukturiert ? Oder geht es
vielleicht der Montanindustrie gar besser? Sie alle,
meine Damen und Herren , wissen , daß die Montanin¬
dustrie im Saarland nach wie vor der dominierende
Wirtschaftszweig ist und daß sich mittlerweile die Ent¬
wicklung dramatisch verschlechtert hat.

Ich kann dies am Beispiel der Stahlindustrie in we¬
nigen Worten erläutern . Als ich 1985 das Amt des
Ministerpräsidenten des Saarlandes antrat , betrug der
Preis pro Tonne Stahl im Schnitt 900 DM. Heute ist er
auf 700 DM gesunken . Wenn man zwei Millionen

Tonnen produziert , fehlen innerhalb kürzester Frist if
400 Millionen DM.

Man steht dann nur vor der Alternative. Kostensen¬
kungen duxchzuführen — dies haben wir in großem
Umfang getan , und zwar früher als andere — oder
eben ein Ordnungsverfahren beispielsweise beim
Schlüsselunternehmen einzuleiten.

Allein diese Preisentwicklung seit 1985 zeigt Ihnen,
daß sich die Situation nicht verbessert, sondern in gro¬
ßem Umfang verschlechtert hat . Ähnliches kann man
für die Entwicklung im Bergbau sagen . Wir haben in
den letzten Wochen oft darüber diskutiert Ich will das
wichtigste Argument noch einmal wiederholen . Der
berühmte nationale Energiekonsebs ist nicht von ir¬
gend jemandem gekündigt worden , sondern die Ent¬
wicklung hat sich ganz , ganz anders vollzogen , als
diejenigen vorausgesehen haben , die damals , etwa
den Jahrhundertvertrag konzipiert haben.

An drei Beispielen ist dies nachvollziehbar . Erstens:
DerÖlpreis ist dramatisch verfallen. Damals ging man
wohl von einer anderen Entwicklung aus . Zweitens:
Der dramatische Einbruch bei Stahl ist seinerzeit
nicht vorausgesehen worden . Dies schafft für die
Kohle natürlich enorme Probleme. Drittens : Wie wir
alle wissen , waren die Strombedarfserwartungen
schlicht und einfach falsch. Da aber die Bauzeiten von
Kraftwerken zehn Jahre betragen , hat man heute ei¬
nen zu großen Kraftwerkspark . Die Frage ist schlicht
und einfach : Wer trägt die Hauptlast der damaligen
Fehleinschätzung ? Die Länder , in denen Kernkraft¬
werke stehen , wollen diese Lastnaturgemäß nicht tra¬
gen . Die Länder , in denen Kohlekraftwerke stehen , (c
wollendiese Last natürlich ebenfalls nicht tragen . Die
Frage ist : Wie kann ein Ausgleich gefunden werden?
In der Regel entscheidet die Mehrheit, und die Mehr¬
heit entscheidet eben nach der jeweiligen Interessen¬
lage . Das ist die Situation , in der wir im Moment ste¬
hen.

Daher ist die Begründung des Gesetzentwurfs , die
ich vorgetragen habe , in keinem Fall überholL Ich
stelle nur fest: Wenn die damalige Begründung Ge¬
wicht hatte , dann ist angesichts der Tatsache , daß sich
die Situation in den Montanrevieren dramatisch ver¬
schlechtert hat , dringend Handlungsbedarf gegeben,
die gesetzliche Frist zu verlängern . Dies ist der Antrag
des Saarlandes.

Nun könnte man argumentieren , die Hilfe von drei¬
mal 100 Millionen DM habe vielleicht ausgereicht,
um die Entwicklung in anderen Wirtschaftsbereichen
deutlich zu verbessern . Auch dazu einige Zahlen . Es
gab 50 000 Arbeitslose an der Saar, als wir im Jahre
1985 die Regierung neu gebildet haben . Diese Zahl ist
geblieben . Sie ist deshalb geblieben , weil die wirt¬
schaftliche Entwicklung in einigen Bereichen besser
ist als im Bundesdurchschnitt , beispielsweise in der
Automobilbranche . Nur , meine Damen und Herren,
auch hier zeigt sich , daß sich bei einem Rückgang
etwa der Konjunktur in der Automobilbranche — nie¬
mand kann dies ausschließen — die Probleme sofort
weiter dramatisch verschärfen . Unabhängig von die¬
ser Betrachtungsweise kann man aber auf Dauer ei¬
nem Bundesland nicht zumuten , mit einer Arbeitslo¬
senquote zu leben , die 4 % über dem Bundesdurch¬
schnitt liegt
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Wenn Sie sich jetzt einmal überlegen , welche Dis¬

kussion wir über den Industriestandort Deutsch land
führen und was wir bei der Auseinandersetzung über
den europäischen Binnenmarkt vor uns haben , kann
ich nur dringend raten : Jawohl , dem Anliegen ent¬
sprechen, aber bitteauf der Investitions- und nicht auf
der Verteüungsseite!

Oder bildlich gesagt : Die Wunde ist erkannt Sie
erfordert dringend eine Behandlung . Die empfohlene
Therapie-ist falsch. Auch wenn wir Salbe dick auf die
Wunde streichen, ist sie dadurch noch nicht geheilt
Wirmüssenwahrscheinlich operieren und die Voraus¬
setzungen für eine nachhaltige Genesung schaffen.
Der Medikamentenverbrauch sollte in Grenzen ge¬halten werden , weil er der Rehabilitation möglicher¬weise entgegenwirkt

Präsident Dr. Vogel: Vielen Dank, Herr Kollege
Späth!

Das Wort geht an Herrn Ministerpräsidenten Rau.

Dr. h. c. Rau (Nordrhein-Westialen ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Der letzte Weg des Kolle¬
gen Späth in die medizinische Diagnostik und Thera¬
pie macht es mir schwer, den richtigen Einstieg zu
finden. Ich will einen Satz aufgreifen , den Herr Kol¬
lege Späth ausgesprochen hat , und will ihm ausdrück¬
lich zustimmen.

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Wallmann)
Sie haben gesagt , wir müßten die Probleme diffe¬

renzierter sehen . Das ist richtig . Aber nehmen Sie es
mir nicht übel , wenn ich sage : Wir müssen sie auch
differenzierter sehen , als Sie sie hier dargestellt ha¬
ben . Dann die Enkel, die mit der Großmutter darüber
sprechen , ob diese Sozialhilfe in Anspruch nehmen
solle, obwohl sie nicht benötigt wird, sind in Baden-
Württemberg, in Nordrhein-Westfalen und in Nieder¬
sachsen Ausnahmefälle. Sozialhilfe ist nicht etwas,was gewuchert hat , weil das Anspruchsdenken der
Menschen gestiegen ist Sie ist vielmehr in den letzten
Jahren zu einer Dauerlast der Gemeinden geworden,weiles Strukturschwächen gibt , weil eine Wirtschafts¬
politik betrieben wird, die Arbeit nicht mehr in genü¬
gendem Maße und in allen Regionen zur Verfügungstellt

Hier muß man manches Bild korrigieren , u . a. das
Bild , es gebe Menschen, die immer mehr Sozialhilfe
wollten; die Steigerung der Sozialhilfe sei das Pro¬
blem . DasProblemist jedoch nicht die Steigerung der
Sozialhilfe, sondern darin, daß immer mehr Menschen
Sozialhilfe in Anspruch nehmen müssen , liegt einesder Probleme.

Ich kann nur davon abraten , so zu tun , als gäbe esbisher nicht nur reiche und arme Länder, sondern als
seien die reichen Länder identisch mit den sparsamenund die ärmeren Länder identisch mit den großzügi¬
gen . mit denen , die Verschwendung trieben . Davonkann überhaupt keine Rede sein.

Ich vertrete ein Bundesland , das im Durchschnittder Jahre 1981 bis 1987 die geringste Haushaltsstei¬
gerung aller Länder überhaupt aufgewiesen hat —
nicht aus Gründen der Verschwendungssucht , son¬dern aufgrund von Sonderlasten , die wir 30 Jahre
lang getragen haben , indem wir 11,2 Milliarden DM

in den Länderfinanzausgleich eingezahlt und aus (C»
Haushaltsmitteln über 17 MilliardenDM für die Kohle
bereitgestellt haben , die uns im Länderfinanzaus¬
gleich nicht angerechnet worden sind.

Der dramatische Anstieg der Sozialhilfe in den ver¬
gangenen sieben Jahren ist keine Folge von An¬
spruchsdenken . 1980 gab es brutto 13,3 Milliarden
DM, 1986 23,2 Milliarden DM Sozialhilfe — ein Zu¬
wachs von 74 % . Diese Entwicklung geht weiter . Die
Bruttoausgaben für Sozialhilfein meinem Bundesland
sind 1987 um 8 % gestiegen . Bundesweit haben sich
die Bruttoausgaben für Sozialhilfe innerhalb von sie¬
ben Jahren , die Ausgaben für Hilfe zum Lebensunter¬
halt innerhalb von Sechs Jahren verdoppelt

Von dieser Entwicklung freilich ist Niedersachsen
stärker betroffen als Bayern und Nordrhein -Westfalen
stärker als Baden -Württemberg , aber doch nicht des¬
halb , Herr Kollege Späth , weil die Elektronikindu¬
strie in Ihrem Land ihren Sitzhat oder weil Sie sie dort
angesiedelt haben — IBM war schon vor unserer Zeit
vertreten — . sondern weil wir es mitWirtschaftsstruk¬
turen zu tun haben , die in den letzten 100 bis 150 Jah¬
ren entstanden sind . Auch in der Forschungspolitik
wird man nicht in zehn oder in 15 Jahren zu Verände¬
rungen kommen , die substantiell das in eine andere
Richtung bringen , was mit der Gründung der Kaiser-
Wilhelm -Gesellschaft Anfang dieses Jahrhunderts
begonnen und in den ersten20,30 Jahren dieses Jahr¬
hunderts Gestalt angenommen hat

Es gibt in allen Ländern Kommunen, die wegen der
steigenden Sozialhilfeausgaben handlungsunfähig
werden . Wenn Sie hier nach mehr und nach neuen (D)Investitionen gerufen haben , dann kann ich dazu nur
sagen : Gut gebrüllt , Löwe! Nur, unser Problem ist
gegenwärtig , daß diejenigen öffentlichen Hände , die
bisher die Investitionen getragen haben , nämlich die
Gemeinden , nicht mehr investieren können , weil ih¬
nen die Sozialhilfe das Geld wegnimmt , mit dem sie
solche Investitionen leisten könnten.

Sehen Sie sich einige Zuwächse bei der Sozialhilfe
zwischen 1980 und 1986 an : in Flensburg eine Steige¬
rung um 109 % , in Mönchengladbach um 145 % , in
Oberhausen um 103% , in Aachen um 138 %, in Kassel
um 160 %, in Pirmasens um 101 % , in Stuttgart um
162 % ! Diese Steigerung ist doch nicht darauf zurück¬
zuführen , daß ein paar Großmütter unberechtigter¬weise Sozialhilfe beziehen ! Deshalb wollen wir ein
System haben , bei dem die Städte entlastet werden,
die entsprechende Lasten zu tragen haben.

Für die meisten dieser Kommunen gilt : Jede Mark
für Sozialhilfe fehlt bei den Investitionen. Damit geht
notwendige Hilfe heute auf Kosten der Zukunft

Die kommunalen Investitionen sind seit 1980 dra¬
matisch zurückgegangen . Bei uns waren es 1980 noch
12,8 Milliarden DM; jetzt sind es weniger als 10 Milli¬arden DM , obwohl sich Land und Kommunen kräftig
anstrengen.

Im Laufeder Jahre hat die Sozialhilfe ihren Charak¬
terverändert Sie war einmal als Individuelle Hilfe imEtnzelfatl gedacht Sie hat heute längst eine andereFunktion. Die Kommunen tragen närplich stellvertre¬tend für den Gesamtstaat einen erheblichen Teil der

-Kosten für Langzeitarbeitslosigkeit , für die Pflege
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Dr. h. c . Bau (Nordrhem-Westfalen)
(A) älterer Menschen — damit haben Sie recht — und für

die Asylbewerber . Darum spricht das Statistische
Bundesamt zu Recht von im Grunde wesensfremden
Lasten für die Sozialhilfe.

Die Höhe dieser Lasten , meine Damen und Herren,
ist durch Landespolitik, so gut wie nicht zu beeinflus¬
sen . Darin liegt nach meiner Überzeugung der Denk¬
fehler des Kollegen Späth . Niemand kann die Kom¬
munen oder die Länder für steigende Arbeitslosigkeit
oder für wachsende Kosten im Pflege- und im Ge¬
sundheitsbereich verantwortlich machen . Aber ob¬
wohl sie keinen Einfluß haben , sind die Regionen von
den Folgen betroffen . Die überproportional hohen So¬
zialhilfelasten schmälern alle Möglichkeiten , nun
durch kommunale Investitionen oder durch den Aus¬
bau kommunaler Dienstleistungen Weichen für die
Zukunft zu stellen . Das ist ein sich selbst verstärken¬
der negativer Prozeß.

(B ) Die ungünstige Wirtschaftsstruktur und die Folgen
des Strukturwandels führen zu überdurchschnittli¬
cher Arbeitslosigkeit , übrigens in den großstädti¬
schen Regionen auch' zu Einwohnerverlusten . Das
bedeutet sinkende Einnahmen für die Kommunen ,
steigende Verschuldung und steigende Zinsbela¬
stung . Dazu kommen die wachsenden Sozialhitfeaus-
gaben und die Lasten für die Aufrechterhaltung der
von Ihnen gelobten Infrastruktur . Die Konsequenz ist
ein dramatischer Verfall der Investitionskraft.

Dies ist nun — darin stimme ich dem Kollegen Al-
brecht ausdrücklich zu — weit mehr als ein kommu¬
nales oder ein Landesproblem . Hier geht es um
Grundfragen der föderalen Struktur unseres Staates.
Denn wenn sich die Lebensverhältnisse innerhalb der
Bundesrepublik Deutschland weiter auseinanderent¬
wickeln und die bestehenden Finanzierungsregelun¬
gen bei der Sozialhilfe diesen Trend noch verstärken,
dann wird das ein Sprengsatz für unsere föderale Ord¬
nung.

Wenn viele Kommunen dringend notwendige Inve-,
Stationenin die soziale und die wirtschaftsnahe Infra¬
struktur nicht mehr bezahlen können , dann ist das
zum Nachteil der Bürger und der örtlichen Unterneh¬
men . Diese aber haben ebenfalls Anspruch auf gleich¬
wertige Lebensverhältnisse.

Es geht nicht darum , daß reiche Länder für die .un¬
solide Finanzpolitik * armer Länder die Zeche bezah¬
len sollen . Es ist umgekehrt : Diese Initiative ist nötig,
weil der Mehrheit der Länder seit Jahren der gerechte
Ausgleich für ihre überproportionalen Belastungen
durch die Sozialhilfe vorenthalten wird.

Der Länderfinanzausgleich ist ein Finanzkraftaus¬
gleich. Dies hat das Bundesverfassungsgericht bestä¬
tigt Regionalunterschiedliche Haushaltsbelastungen
von Ländern und Gemeinden können im Länderfi¬
nanzausgleich nur bei den vom Bundesverfassungs-
gerichtzugelassenen Ausnahmen berücksichtigt wer¬
den . Das ist nach meiner Überzeugung ein schwer¬
wiegender Mangel des bundesstaatlichen Finanzaus¬
gleichs.

Die Länder können die Haushaltslasten der Länder¬
gesamtheit einschließlich der Gemeinden bei der Um¬
satzsteuerverteilung gegenüber dem Bund geltend
machen . Es fehlt aber an einem Instrumentarium , das
den Lastenausgleich zwischen den Ländern regelt.

Wenn der Bund die Sozialhilfe zur Hälfte über¬
nähme , dann wäre das keine Neuerung im System der
Finanzbeziehungen zwischen Bundund Ländern . Wir
haben auf vielen anderen Gebieten einen besonderen
Ausgleich: bei den Gemeinschaftsaufgaben , bei der
Forschungsfördenmg , von der Baden-Württemberg
und Bayernzu Lasten anderer Länderbesonders stark
profitieren , bei den Geldleistungsgesetzen — bei
BAföG und Wohngeld — , bei den Investitionshilfen
nach Artikel 104 a Abs . 4 des Grundgesetzes : für Ver¬
kehr , für Städtebau , für Wohnungsbau.

Die Bundesregierung hat hier eine Aufgabe wahr-
zunehmen ; sie hat eine Rolle als .ehrlicher Makler * .
Dies hat das Bundesverfassungsgericht am 24 . Juni
1986 gesagt Der Bund hat eine Verpflichtung für den
Ausgleich regionaler Belastungsunterschiede . Er muß
verhindern , daß unsere Republik in eine reiche und
eine arme Hälfte airseinanderfällt.

Ich denke , so wahr es ist , Herr Kollege Späth , daß
nicht die reichen Länder jetzt die Schulden der armen
bezahlen sollen, so wahr ist auch das andere : Je stär¬
ker der Norden in Schwierigkeiten gerät , desto deut¬
licher wird, es dem Süden auch nicht mehr gut¬
gehen kann.

Der Bund hat eine Mitverantwortung für die Situa¬
tion in den Ländern und Regionen , die finanzielle Pro¬
bleme haben . Die Stichworte dazu : Steuersenkungen
und Aushöhlung der Gewerbesteuer , Beschneidung
der Hilfen für Arbeitslose . Das Nord-Süd-Gefälle bei
den Aufträgen der öffentlichen Hand und bei der For¬
schungsförderung , von dem der Kollege Albrecht ge¬
sprochen hat , will ich hier ebenfalls nennen.

Ich glaube , HaR die Finanzverantwortung der Län¬
der mit diesem Gesetzentwurf nicht auf den Bund
abgeschoben wird. Vielmehr wird umgekehrt ein
Schuh daraus : Weder steigende Arbeitslosigkeit noch
die wachsende Zahl pflegebedürftiger Menschen und
auch nicht die Zahl der in unserem Land Asylsuchen- ■
den liegen in der Verantwortung der Gemeinden.
Darum können sie dafür auch nicht allein die finan¬
zielle Verantwortung tragen.

Es mag sein , daß der vorliegende Gesetzentwurf
nicht die beste aller Möglichkeiten ist Wir sind die¬
sem Gesetzentwurf beigetreten , weil er realistisch,
schnell zu verwirklichen ist und in die richtige Rich¬
tung zeigt

Wer dazu nein sagt , muß eine andere Lösung brin¬
gen — nicht irgendeine , sondern eine bessere . Der
Hinweis darauf , daß es auch noch andere Probleme

Die Kosten der weiter steigenden Arbeitslosigkeit
werden zunehmend auf die Gemeinden verlagert Die
wegen Arbeitslosigkeit Sozialhilfebedürftigen haben
inzwischen einen Anteil von über 30 % und in den
Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit von bis zu 45 % .
Dabei sind die Lasten unter den Ländern ungleich
verteilt . Die Länder und die Regionen , in denen we¬
gen des wirtschaftlichen Strukturwandels , nicht we¬
gen der Verweigerung dieses Strukturwandels , son¬
dern wegen der Kraftanstrengung , die dieser Struk¬
turwandel nötig macht eine überdurchschnittliche
Arbeitslosigkeit herrscht haben auch die höchsten
Lasten für die Sozialhilfe.
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gibt und daß man viele , viele Probleme hinzufügen
könnte, ist keine Antwort auf die in diesem Gesetzent¬
wurf gestellte Frage und ihre Lösungschancen . Ich
kenne bisher keine Alternative , die sofort verwirklicht
werden könnte. Darauf kommt es aber an ; denn wir
brauchen jetzt nicht neue Seminare , sondern eine Lö¬
sung.

Schon am 1 . Oktober 1987 haben die Länderfinanz¬
minister an die Regierungschefs der Länder geschrie¬
ben und .auf die stark wachsenden Belastungen im
Bereich der Sozialhilfe * hingewiesen . Sie haben da¬
mals einmütig eine Beteiligung des Bundes an Sozial¬
hilfeausgaben durch eine Regelung gemäß Arti¬
kel 104 a Abs. 3 des Grundgesetzes vorgeschlagen.
Herr Kollege Späth, auch Ihr Finanzminister hat das
geschrieben. Deshalb darf man jetzt nicht auf eine
große Gemeindefinanzreform nach 1990 , auf ein Bun¬
desstrukturministerium, auf Bundesstrukturtöpfe hin-
weisen. Dasmag es alles einmal geben , und dann mag
man all das wieder zur Disposition stellen , was in die¬
sem Augenblick nötig ist. Aber Länder und Gemein¬
den brauchen diesen Ausgleich jetzt

Ich habe oft an eine Gemeindefinanzreform erin¬
nert, ohne positive Reaktionen zu hören . Darum sage
ich : Heute brauchen wir die Beteiligrung des Bundes
an den Sozialhilfelasten. Wenn dann über die Ge¬
meindefinanzen grundsätzlich geredet wird , wenn
diese neu erörtert werden und darüber neu entschie¬
den wird, kann man über diesen Punkt wieder nach-
denken.

Wenn der vorliegende Antrag Gesetz wird , stellt er
kein Bundesland schlechter , als es vorher stand Alle
Länder werden nach diesem Modell netto entlastet —
allerdings in der Relation zu den Belastungen , die sie
bisher getragen haben . Dieser Lastenausgleich ist
dringend nötig . Ich habe soeben darauf hingewiesen,
wievielNordrhein-Westfalen, das größte Bundesland,
bisherzum Ausgleichdessen beigetragen hat , was wir
gemeinsam zu verantworten haben . Wir haben
11 Milliarden DM gezahlt Sie nennen die Summe, die
Sie gezahlt haben , Herr Kollege Späth , und diese ist
ebenfalls eindrucksvoll. Aber wir haben das doch
nicht deshalb gezahlt, um die Zeche für die Fehler
anderer zu begleichen , sondern wir haben in den
Länderfmanzausgleich hineingezahlt , weil es solida¬
rische Hilfe geben muß , um historisch gewachsene
Strukturen zu erneuern . Das ist auch jetzt das
Thema.

Darum appelliere ich an die Kollegen aus den süd¬
deutschen Ländern. Hier geht es nicht nur um Geld,
sondern auch um die Lebensfähigkeit unseres födera¬
len Gemeinwesens. Wer das Auseinanderfallen der
Lebensverhältnissenicht verhindert , der fördert klein¬
lichen Partikularismus oder zentralistische Tenden¬
zen. Beides können wir für unsere Zukunft nicht brau¬
chen.

Wir suchen Lösungen, wir sind gesprächsbereit
Das Gesprächsangebot liegt mit dem Gesetzentwurf,
der heute beraten wird, auf dem Tisch.

Vizepräsident Dr. Wallmann: Vielen Dank , Herr
Kollege Rau!

Das Wort hat der Kollege Dr . Vogel.

Dr. Vogel (Rheinland -Pfalz ) : Herr Präsident ! Meine (C|
sehr verehrten Damen und Herren ! . Wir suchen Lö¬
sungen , wir sind gesprächsbereit * — das war der
letzte Satz des Herrn Kollegen Rau . Wenn er die Ein¬
schränkung wegläßt , daß sich das nur auf die Geset¬
zesvorlage beziehen darf , werden wir auch Lösungen
finden.

DerAnsatz der niedersächsischen Initiative ist nach
meiner Überzeugung richtig. Es gibt eine unter¬
schiedliche regionale Entwicklung, und zwar nicht
allein deshalb , weil unterschiedliche Politik Gott sei
Dank zu unterschiedlichen Ergebnissen führt . Dies ist
natürlich auch ein wesentlicher Grund dafür , daß es
regionale Unterschiede gibt , weil manche jetzt sehr
unterschiedliche Früchte sehr langfristiger Politik in
einigen deutschen Ländern ernten . Die Unterschiede
in den Ergebnissen durch unterschiedliches politi¬
schesVerhalten sind ein Grund . Der zweite Grund der
unterschiedlichen regionalen Entwicklung aber liegt
in den unterschiedlichen Bedingungen in den Lin¬
dem und in den unterschiedlichen Belastungen , die
wir einzelnen Ländern in der Bundesrepublik zumu¬
ten.

Gegen diese unterschiedliche Entwicklung muß et¬
was geschehen . Im Grunde — und darin stimmten alle
bisherigen Redner überein — muß der finanzielle
Handlungsspielraum erweitert werden . Es muß ein
Konzept erarbeitet werden , das uns größeren Hand¬
lungsspielraum gibt . Wenn die Initiative der Nieder¬
sachsen schließlich dazu führte, daß wir dazu kämen,
dann hätte sich diese Initiative gelohnt . Wenn das
gelingen soll, muß zunächst einmal die globale Welt¬
betrachtung mit der Unterscheidung zwischen Nord (DJ
und Süd in Frage gestellt werden.

Meine Damen und Herren , es hat mir außerordent¬
lich wohlgetan , als ich in den letzten Tagen zum er¬
sten Mal in meinem Leben in allen Zeitungen las, ich
würde zum »reichen Süden “ gehören . Wenn ich mir
dann die Verschuldung und Neuverschuldung meines
Landes ansehe , wenn ich voller Neid darauf schaue,
was alles sich Herr Albrecht und was ich mir nicht
leisten kann , was sich andere Länder , Nordrhein-
Westfalen beispielsweise , und was wir uns nicht lei¬
sten können , dann werde ich etwas nachdenklich,
weil Rheinland -Pfalz seit acht Tagen — seit dem Al-
brecht-Vorschlag und der Diskussion darüber — glo¬
bal zu den reichen Ländern des Südens gezählt
wird.

Nachdem Herr Kollege Albrecht vorhin in seiner
Redeauch noch globale Berechnungen angestellt hat,
indem er alle Länder des Südens zusammenrechnete
und gegen alle Länder des Nordens aufrechnete , wird
das Bild natürlich erst recht schwierig.

Ich räume ein , daß Rheinland-Pfalz sich gerne als
nördlichstes der Südländer bezeichnet . Aber vorallem
muß ich darauf hinweisen , daß der Main in Mainz in
den Rheinfließt und daß das genau die Mitte des Lan¬
des , nicht etwa die Grenze ist Ich bin also gegen sol¬
che globalen Betrachtungen.

Die Fakten liegen auf dem Tisch; das ist richtig.Aber eine Menge der Zahlen , die auf. dem Tisch lie¬
gen , sind völlig falsch und müssen sehr genau über¬
prüft werden , weil sie alle so angegeben sind , daß sie

— dem jeweiligen Antrag nützen und der jeweiligen
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(A) nung so , daß die Anstrengungen der Menschen weit¬

gehend vergebens waren.
Damit allein ist es natürlich auch nicht getan , son¬

dern wenn diese Aufgabe gelingen soll, bedarf es
einer gewaltigen Anstrengung der Menschen in der
BundesrepublikDeutschland . Wir alle müssen helfen.
Man kann gespannt sein , ob wir die Probe wirklich
bestehen . Wir alle müssen helfen , heißt , daß wir jetzt
nicht Forderungen an die Bundesregierung stellen,
sondern daß wir Forderungen an uns selber , die Län¬
der, stellen, daß jeder Landkreis , jede Stadt und jede
Gemeindedas Ihre tut , daß sich die private Wirtschaft
hier voll engagiert , daß sich die gesellschaftlichen
Gruppen engagieren , daß sich in Wahrheit unser gan¬
zes Volk hier engagiert . Gefragt ist jetzt , daß jeder
erklärt, welchen Beitrag er leistet , und dies nicht im
Schwange der Gefühle für einige wenige Wochen,
sondern über Monate , Jahre , nach meiner Überzeu¬
gung viele, viele Jahre hinweg , auch wenn uns dies
Opfer abverlangt

Dies setzt eigentlich voraus , daß wir , die politischen
Parteien, auch bereit sind , darauf zu verzichten , Wäh¬
lerstimmen zu gewinnen , indem wir an den alten,
engstirnigen Egoismus der Menschen appellieren , an
den man immer appellieren kann , der immer latent
vorhanden ist

Ich meine, daß wir eine wirklich große Chance ha-
. ben . Wer eine solche Chance verpaßt , den straft das

Leben. DieseSentenz ist, wie man weiß, nicht von mir,
sondern von jemandem der am Gang der Dinge in
Osteuropa und auch in der DDRnicht ganz unbeteiligt
gewesen ist — Vielen Dank.

(B)

Präsident Mompec Meine Damen und Herren , das
Wort hat Herr Ministerpräsident Dr . Rau (Nordrhein-
Westfalen) . — Bitte schön!

Dr.h. c . Rau (Nordrhein-Westfalen) : Herr Präsident
meine Damen und Herren ! Der Anlaß für die heutige
Debatte sind die Entschließungsanträge zur Deutsch¬
landpolitik und der Bericht des Bundeskanzlers über
seine Reise nach Dresden in den beiden letzten Ta¬
gen . Das war eine wichtige Reise, Herr Bundeskanz¬
ler. Ich finde in dem , was in der gemeinsamen Mittei¬
lung seinen Niederschlag findet vieles, dem die Lan¬
desregierung Nordrhein-Westfalen und viele andere
sicherlich zustünmen können.

Ich will, Herr Kollege Albrecht nicht versuchen,
nun auf Polemik mit Polemik zu erwidern. Aber ein
bißchen « Hallenhandball mit Zettelkästen “ könnten
wir schon spielen. Deshalb wollen wir einmal Zitate
aus Zusammenhängen ziehen , auch über Grenzfra-
gen und über den Begriff «Wiedervereinigung * re¬
den . Das wird interessant Dabei wird sich herausstei¬
len , daß der Weg vom Saulus zum Paulus keine per¬sönlicheEntscheidung ist, sondern ein Ruf von außen.
Vorsicht bei der Theologie, jedenfalls in Verbindungmit Polemik!

Also kein Wort darüber , wie der Begriff von der «Le¬
benslüge der Wiedervereinigung ' denn wohl gemeintist ! Wer die Rede, aus der dieser Begriff stammt,
kennt , der weiß, daß der Autor dieses Begriffeswahr¬
lich zu denen gehört , die für die deutsche Einheit
mehr zustande gebracht haben als mancher, der noch

aktiv im politischen Leben steht . Ich meine Willy (C;
Brandt, dessen Glaubwürdigkeit in Deutschland
wohl außerhalb jeder Frage ist Wenn Willy Brandt
dann die Frage nach dem Begriff der Wiedervereini¬
gung und nach der Möglichkeit stellt , daß diese eine
Lebenslüge sein könne , weil das Grundgesetz den
Begriff des «Weder * am Schlußseiner Präambel nicht
kenne , dann meine ich, man sollte angesichts einer
solchen Debatte auf den Versuch verzichten , hier
Menschen ins Unrecht zu setzen.

Denn sehen Sie : Das ist jedenfalls für mich eines der
bewegenden Themen auch in der vor uns hegenden
Zeit Wir haben der gemeinsamen Erklärung gewis¬
sermaßen Aufträge entnommen , auf die sich die bei¬
den Unterzeichner geeinigt haben , nämlich das ge¬
meinsame Drängen der beiden deutschen Staaten auf
Abrüstungsvereinbarungen , auf Handels - und Ko¬
operationsabkommen zwischen der EG und der DDR,
die gemeinsame Kommissionfür wirtschaftliche Fra¬
gen , die Intensivierung der Zusammenarbeit im Be¬
reich des Umweltschutzes , die Fonds für Reisezah¬
lungsmittel mit bis zu 2,9 Milliarden DM für die Jahre
1990 und 1991 . Das sind wichtige Ergebnisse . Aber
ich finde , noch wichtiger als alle konkreten Vereinba¬
rungen ist, daß der Bundeskanzler und Ministerpräsi¬
dent Modrow ein hohes Maß an gemeinsamer Verant¬
wortungsbereitschaft gezeigt und daß sie gemeinsam
zur Mäßigung aufgerufen haben.

Und wenn schon Zettelkasten , dann auch der Hin¬
weis auf die Kritik, die noch keine acht Tage alt ist,
warum sich denn unser Bundespräsident mit Herrn
Modrow habe fotografieren lassen . Das habe doch pjModrow aufgewertet , so sagte ein Unionsabgeordne¬
ter öffentlich.

Sehen Sie, ich bin der Meinung , es gibt Situationen,
wo man solche Phasen hinter sich lassen muß , in de¬
nen Tn an über das reden muß, was wir jetzt tun kön¬
nen , damit keine nationalistischen Töne gebraucht
werden , damit aus überschäumenden Emotionen, die
ja begreiflich sind , nicht unvernünftiges Handeln ent¬
steht Dabei muß man schon feststellen : Das, was wir
aus Dresden gehört haben , unterscheidet sich in man¬
chen Tönen von dem, was man hier im Lande hören
kann . Wir dürfen uns also keine Arbeitsteilung lei¬
stem in der DDRvernünftig reden und in der Bundes¬
republik um der vermeintlichen parteipolitischen Vor¬
teile willen Polemik betreiben sowie Emotionen schü¬
ren.

Die Deutschlandpolitik braucht mittel - und langfri¬
stige Perspektiven . Aber es gibt auch eine Reihe von
Aufgaben , bei denen es gar rächt schnell genug vor¬
angehen kann . Für uns alle — das hat auch der Bun¬
deskanzler gesagt — ist wichtig und dringlich , was
den Menschen in der DDR jetzt Hoffnung schafft und
Zuversicht gibt Wir müssen helfen , daß sie sich in
ihrer Heimat , in der DDR, wohlfühlen können ; denn
die weitere Abwanderung würde große wirtschaftli¬
che und soziale Schwierigkeiten in der DDR und für
die DDR bringen . Immer mehr Übersiedler zusätzlich
zu den Aussiedlem schaffen auch bei uns große Pro¬
bleme. Sie kennen die Themen: Arbeitslosigkeit, Woh¬
nungen und Kindergartenplätze . Eine Gefährdung
beider Sozialsysteme dürfen wir nicht hinnehmen und
nicht in Kauf nehmen . Darum muß schnell geholfen



Bundesrat — 608 . Sitzung — 21. Dezember 1989 567

Dr.h- c. Jtati (Nordrhem-West/alen)
werden . Das ist auch in unserem wohlverstandenen
Interesse,

Die Länder müssen mit den Problemen fertig wer¬
den , die sich aus dem Zuzug von Übersiedlem und
Aussiedlem ergeben . Ich stimme Ihnen za Herr Kol¬
lege Albrecht : Wir müssen fragen , was wir, was die
Städte und Gemeinden tun können.

Ich denke aber , daß es nicht illegitim ist , die Frage
zu stellen , ob Länder und Gemeinden angesichts ihrer
Finanzausstattung nicht längst überfordert sind und
ob es nicht der zusätzlichen Hilfe auch durch den
Bund für die in den Ländern und Gemeinden zu lei¬
stenden Arbeiten bedarf.

Meine Damen und Herren, wir brauchen Berechen¬
barkeit und Verläßlichkeit Wir handeln nicht im luft¬
leeren Raum . Der Herr Bundeskanzler hat darauf hin¬
gewiesen , daß der Prozeß, in dem wir uns bewegen
und von dem er im Blick auf sein 10-Punkte -Pro-
gramm sagt , dieser Prozeß sei keine zeitlich festge¬
legte Abfolge , auch von unseren Nachbarn beachtet
wird , auch von denen , in deren Mitte wir als Deutsche
leben.

Der Zusammenhang zwischen den beiden deut¬
schen Staaten , zwischen einem möglicherweise und
hoffentlich eines Tages einigen Deutschland und ei¬
ner'europäischen Friedensordnung ist unübersehbar.
Dieser Anspruch der anderen auf Berechenbarkeit
auf Verläßlichkeit und Gewißheit gilt allerdings dann
wohl auch und besonders für die Polen . Ich möchte
jedenfalls dem Herrn Bundeskanzler noch einmal zu
bedenken geben , ob er nicht , auch angesichts dessen,
was wir dazu nach seinem Besuch in Polen an polni¬
schen Stimmen hören , etwa vom polnischen Par¬
lamentspräsidenten , aber auch von vielen anderen,
auch hier aus der Bundesrepublik und aus seiner eige¬
nen Partei , über die Erklärung des Bundestages vom
8 . November hinausgehend — nicht materiell darüber
hinausgehend ; denn sie hat ja auch ihre Abstim¬
mungsgeschichte gehabt — , den Satz , den der Bun-
desaußenminister vor den Vereinten Nationen ge¬
sprochen hat , nachsprechen sollte und ob nicht ein
öffentliches Wort auch für unsere Nachbarn in Polen
eine besondere Hilfe sein könnte.

Wir brauchen Sicherheit über Grenzen , Gewißheit
für die Grenzen . Wirhaben es mit einem fieformpro-
zeß in Polen , in Ungarn , in der Tschechoslowakei und
in Bulgarien zu tun , und wir alle wissen , in welchem
Maße das von der Frage abhängt , ob er gelingt , wie
Gorbatschow diesen Winter übersteht oder ob dort
eines Tages ein Marschall seine Aufgabe wahmimmt,
was keiner von uns wüL

Herr Kollege Albrecht , Sie haben zitiert ; “ Wer zu
spät kommt , den straft das Leben . * Sie wissen , das ist
von Lenin . Den darf man aber wieder zitieren , wenn
Gorbatschow ihn nennt

Wir glauben , es ist nötig, daß wir jetzt von der Bun¬
desrepublik aus ein deutliches und ermutigendes
Wort zu den Reformprozessen sagen.

Ich glaube , daß der Antrag der B-Länder überwie¬
gend unstrittige Punkte enthält . Aber was ihn kenn¬
zeichnet , ist das , was fehlt. Es fehlt hier auch eine
klare Aussage zur polnischen Westgrenze , es fehlt , —

wie ich glaube , an der Einsicht, daß der Prozeß des (Q
Zusammenwachsens in Deutschland mit dem Prozeß
der Abrüstung und mit dem Umlenken von Mitteln
aus dem militärischen in den zivilen Bereich unauflös¬
lich verbunden ist und sein muß . Herr Kollege Mom-
per hat auf das Stichwort . Kurzstreckenraketen*
schon hingewiesen.

Wir wollen jetzt praktische Hilfe leisten . Vieles von
dem , was in der gemeinsamen Vereinbarung steht,
habe ich erfahren können , weil ich durch Zufall , falls
das Wort erlaubt ist, am 9. November in Leipzig war.
Als die Mauern aufgetanwurden , hatte ich am 11. No¬
vember die Chance zu einem zweieinhalbstündigen
Gespräch mit Herrn Modrow. Ich habe dann am
15 . November in einer Regierungserklärung .ständige
Kommissionen, konkrete Hilfe vorgeschlagen , und
zwar auch im Gesundheitswesen . Dabei lernt man
immer noch hinzu. Ich habe z. B. hinzugelemt , daß
auch meine öffentliche Äußerung , wir hätten zuerst
Ärzte zu stellen , sicherlich falsch ist Trotz der Abwan¬
derung der Ärzte in einem solchen Umfang , wie sie
die DDR hat erleiden müssen , sind jetzt wohl das
wichtigste medizinische Geräte , Apparaturen . Die
einfachsten Dinge fehlen . Bei uns wird morgen eine
Konferenz mit Krankenhausträgem stattfinden . Ich
denke , daß wir für 94 evangelische und katholische
Krankenhäuser in der DDR eine Partnerschaft mit hie¬
sigen evangelischen und katholischen Krankenhäu¬
sern zustande bringen können . Die Vorbereitungen
dafür sind im Gange . .

Wir haben bereits für einige Millionen Mark Medi¬
zinversorgung in die DDR geliefert Auch ich bin der
Meinung , daß wir eine Absprache unter den Ländern
brauchen , damit nicht hernach nur die Metropolen
versorgt werden und viele Bereiche in der sogenann¬
ten Provinz leer ausgehen . Hier wird es ein System
geben müssen , wobei ich glaube , daß wir am besten
beraten sind , wenn wir uns an die jeweiligen . Runden
Tische * halten ; denn im Augenblick finden wir ja fak¬
tisch auf der staatlichen Ebene gar nicht die entspre¬
chenden Partner.

Daher glaube ich, daß der jeweilige .Runde Tisch*
eine Gesprächsmöglichkeit schaffen kann , die uns
hier Entscheidungen erleichtert und ermöglicht

Wir müssen also schnell helfen , und wir müssen
auch private Hilfezu mobilisieren versuchen . Wir wol¬
len dazu die bisher bestehenden Städtepartnerschaf¬
ten nutzem Es sind bei uns in Nordrhein -Westfalen
zwölf. Die dreizehnte kommt gerade hinzu . Ich hoffe,
daß wir diese Zahl in den nächsten Monaten werden
verdoppeln können.

Deutlich mußbleiben , daß der Weg zueinander und
der Weg aufeinanderzu kein Hemmschuh für den
europäischen Einigungsprozeß sein darf . Ich glaube,
die Europäische Gemeinschaft , ja, der ganze Westen,
sind aufgefordert zu helfen — nicht nur in der DDR,
sondern auch in den Ländern , die sich dort auf den
Weg gemacht haben.

Meine Damen und Herren , es wird manchen Streit
darüber geben , welcher Teil westdeutscher Politik zu
den gravierenden Veränderungen 'dieses Revolutions¬
jahres 1789 — 1989 — beigetragen habe . — Da können

—Sie einmal sehen ; Man war in die Jubiläumsreden
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(A) eingeübt , und nun kann daraus etwas Aktuelles wer¬

den.
Diesen Streit darf man legitimerweise führen . Aber

wenn wir darüber streiten , wieviel Anteil wir wohl
haben , dann liegt der Streitgegenstand unter 50%;
denn die eigentliche Leistung ist von Männern und
Frauen in der DDR erbracht worden , die aufrechten
Gang nicht nur beschworen , sondern auch eingeübt
haben.

Ich meine , auch ein Wort des Dankes an die beiden
Kirchen sei fällig. Hätte es ihr beschützendes Dach
nicht gegeben , gäbe es auch nicht die .Runden Ti¬
sche “

, an denen heute Verantwortliche und solche,
die eines Tages Verantwortung übernehmen werden,
sitzen und versuchen , einem Staat für die nächsten
Monate zu helfen, der dann den Weg in die parlamen¬
tarische Demokratie gehen kann und wird . Der muß
das nicht nach unserem Vordenken , nach unserem
Vorbild tun, sondern auf die Art und Weise , für die
sich die Menschen in der DDR entscheiden . Alle un¬
sere Hinweise und Empfehlungen können die Selbst¬
bestimmung derer nicht eingrenzen , die sich auf die¬
sen eindrucksvollen und ganz gewiß schwierigen
Weg gemacht haben . Wir sollten alles tun , um ihnen
zu helfen.

Präsident Mompen Danke schön!
Herr Ministerpräsident Dr. Späth (Baden-Württem¬

berg ) hat das Wort. — Bitte schön, Herr Kollege!
Dr. h. c . Späth (Baden-Württemberg ) : Herr Präsi¬

dent, meine Damen und Herren ! Ich glaube , aus dem
(B) Bericht des Bundeskanzlers ist hervorgegangen , daß

das Wichtigste, was ihm in Dresden gelungen ist , eine
Kombinationvon Mahnen zur Geduld und gleichzei¬
tig ,von Auf-den-Weg-Bringen eines ganzen Pakets
von Maßnahmen, die jetzt duichgeführt werden kön¬
nen , darstellt.

Ich halte es für richtig , daß wir in der Frage der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit nicht abwarten , bis
alle Gesetze geformt und eine neue Regierung ge¬
wählt ist Ichbin sehr wohl der Meinung — das zeigen
auch die Erklärungen — , daß politische Vereinbarun¬
gen mit staatsrechtlichem Charakter sicherlich einer
freigewählten Regierung in der DDR Vorbehalten sein
müssen . Aber wir können die Leute nicht warten las¬
sen, und wir können nicht den Eindruck erwecken:
Jetzt gibt es ein paar Hilfsmaßnahmen , und dann
kommt das große Warten.

Die Menschen sind ungeduldig . Wer die Bilder ge¬
sehen hat , weiß, wie ungeduldig sie sind und wie
gefährlich Ungeduld werden kann , die umschlägt,
und zwar in zwei Richtungen : Zum einen kann Unge¬
duld zur Destabilisierung führen , und zwar sehr
schnell, und zum zweiten kann Ungeduld in der Er¬
wartung praktisch verbesserter Lebensbedürfnisse
die Entscheidung zur Übersiedlung gewaltig beein¬
flussen.

Ich glaube , eine große Einigung gibt es : Das Ziel
kann nicht sein, daß die Menschen für sich persönlich
dieEntscheidung treffen , wie etwas wird. Es mag bes¬
ser werden , es mag bleiben , wie es ist , es mag schlech¬
ter werden ; ich entscheide für mich, ich habe nur ein
Leben; ich fange in der Bundesrepublik neu an . Dies
ist mit Sicherheit keine Lösung, die wir auf beiden

Seiten anstreben können , weil sie für uns nicht lösbar (C
ist und zu einem Kollaps der Situation in der DDR
führen würde.

Das heißt , es ist wohl richtig — und dort beginnt
bereits die Hilfestellung , die die Länder leisten kön¬
nen — , daß die regionale Zusammenarbeit vor allem
auch im mittelständischen und im unteren Wirt¬
schaftsbereich starten muß. Wir werden bald sehen,
wenn über die großen Kooperationsvereinbarungen
zwischen Kombinaten , deren zukünftige Strukturen
und größeren Finnen bei uns diskutiert wird , daß ge¬
waltige Hürden zu überwinden sind , daß ein großer
Verhandlungszeitraum notwendig wird und daß dann
auch dort die Ungeduld wächst , die bei der prakti¬
schen Zusammenarbeit im kleinen Bereich nicht zu
entstehen braucht.

Herr Kollege Albrecht hat gesagt , wir müßten über
das reden , was wir , jeder an seinem Platz, praktisch
tun könnten . Ich glaube , das , was wir jetzt schon er¬
kennen — und fast alle von uns haben bereits begon¬
nen , Gespräche , Kontakte aufzunehmen — , das , was
relativ schnell geht , ist praktische Hilfe in dem , was
wir im weitesten Bereich etwa den handwerklichen
Sektor nennen.

Und wo die Probleme sind — das war auch für mich
eine neue Erkenntnis — , dort gilt es vor allem , etwa
beim Bauhandwerk , aufzubauen , und zwar beim ganz .einfachen Reparaturbauwerk . Wir müssen aufpassen,
daß wir jetzt nicht alle über die großen Denkmäler , die
wir wieder herrichten wollen, reden , während den
Leuten der Wind durch die Ritzen der Fertigbetonbau¬
ten der 50er und 60er Jahre pfeift und sie zunächst (d1
einmal Leute und Maschinen suchen , die einen neuen
Außenputz aufbringen können , die die dringendsten
Sanierungsmaßnahmen im Heizungsbereich durch¬
führen . Also schlicht gesagt : Ich glaube , wir haben
eine ganze Menge von Möglichkeiten , praktische
Hilfe in diesem Sektor einzuleiten.

Die regionale und kommunale Ebene kann bei der
Zusammenarbeit auch etwas bewirken , was meiner
Meinung nach noch eine große Rolle spielen wird.
Wenn Sie mit den Menschen drüben — und das
braucht uns nach 40 Jahren eigentlich gar nicht zu
wundem — über Marktwirtschaft reden , dann haben
diese eine Begrifflichkeit in bezug auf Marktwirt¬
schaft , die mit unseren Vorstellungen von Sozialer
Marktwirtschaft fast nichts gemein hat . Da ist diese
Kapitalismus-Angst , weil ihnen der Staat , unser Staat,
bisher gewissermaßen als Gegenstück , nämlich als
kapitalistischer Staat , begegnet ist und sie seine sozia¬
len , seine ökologischen Komponenten und viele an¬
dere Dinge noch gar nicht begriffen und erlebt ha¬
ben.

Deshalb glaube ich, daßbeispielsweise mit der Hilfe
im Gesundheitswesen , mitdem , was jetzt viele Ländertun , nämlich die Kliniken, die Pflegeeinrichtungeneinmal mit den dringendsten Hilfsmöglichkeiten mo¬derner Art, mit ganz einfachen Hilfen, auszustatten,für die Menschen erlebbar wird , daß diese Bundesre¬
publik nicht nur ein kapitalistischer Staat sein kann,wenn er in sokurzer Zeit so viel soziale und praktische
Hilfestellung in Bereichen geben kann , die nicht zum
typischen kapitalistischen Erscheinungsbild , wieetwa Kaufhäuser und andere Dinge , zählen.
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Bundesminister Seitens
i marktwirtschaftliches Preis- und Lohnsystem sowie

die Freiheit im Außenhandel.
Wir wissen, daß diese Refonnpolitik ebenfalls pa¬

rallel sozial und ökologisch abgesichert werden muß.
Diesist für die Bundesregierung von zentraler Bedeu¬
tung . Nur mit einer sozialen Flankierung kann der
wirtschaftlicheNeubeginn in der DDR erfolgreich sein
sowie die notwendige Zustimmung und Unterstüt¬
zung der Menschen finden.

Wir haben hierzu unsere weitreichende Hilfe ange-
boten . Wir sind bereit , sofort beim Aufbau einer mo¬
dernen Arbells- und Sozialordnung mitzuwirken. Wir
bieten personelle und technische Hilfe an . Wir wissen
auch , daß dabei eine Anschubfinanzierung notwen-

•dig werden wird. Es gibt Felder , wo die finanzielle
Hilfe der Bundesrepublik Deutschland sinnvoll ist,
wirkungsvoll ist und dringend gebraucht wird, anders
als bei den genannten Feldern , von denen die DDR
sagt , daß wir ihr jetzt mit einem entsprechenden Kre¬
dit oder mit einer entsprechenden Zahlungsbilanz¬
hilfe zur Seite springen sollen . Wir sind zu dem, was
ich gerade gesagt - habe , bereit und auch in der
Lage.

Die Bundesregierung setzt bei dem Prozeß des Zu¬
sammenwachsens der beiden deutschen Staaten in
Deutschland auf eine enge Zusammenarbeit von
Bund und Ländern . Diesem Zweck dienen insbeson¬
dere die Gespräche der Regierungschefs von Bund
und Ländern und die vereinbarten ständigen Gesprä¬che der Chefs der Staats - und Senatskanzleien mit
dem Chef des Bundeskanzleramtes . Auch die Teil¬
nahme des Ministerpräsidenten des Freistaates Bay¬ern , des Ministerpräsidenten von Nordrfaein-Westfa¬
len sowie des Regierenden Bürgermeisters von Berlin
am Gespräch des Bundeskanzlers mit Ministerpräsi¬
dent Modrow belegen die Absicht der Bundesregie¬
rung , die Länder in angemessener und umfassender
Weise zu beteiligen . Diese Beteiligung an den Ver¬
handlungen mit der DDR ist auch durch die gestrige
Vereinbarung beim Gespräch des Bundeskanzlers
mit den Regierungschefs der Länder sichergestelltworden.

Gerade angesichts der gestern erzielten breiten
Übereinstimmung , was die Unterrichtung , die Konsul¬
tation und die Beteiligung der Länder anbetrifft, ist
allerdings nach dem Sinn des Vorschlags zu fragen,einen . beratenden Ausschuß“ von Bundestag und
Bundesrat einzusetzen . Ein solches Gremium ist im
Grundgesetz nicht vorgesehen und hätte deshalb
keine verfassungsrechtliche Grundlage . Ich darf
daran erinnern , daß unsere Verfassung und die Ge¬
schäftsordnungen der Verfassungsorgane detaillierte,
sorgsam abgewogene und effektive Regelungen über
die Beteiligung aller Verfassungsorgane an den anste¬
henden politischen Entscheidungen enthalten . Sie
werden auch besonderen politischen Situationen ge¬recht.

Bundestag und Bundesrat haben in den vergange¬nen Wochen und Monaten wiederholt aktuell und
grundsätzlich über Fragen der Deutschlandpolitik de¬
battiert . Die Ausschüsse beider Verfassungsorganehaben jederzeit die Möglichkeit , sich aktuell und im
Detail über anstehende Fragen zu informieren und zu
beraten . Ober Gesetzgebungsmaßnahmen wird in

beiden Gesetzgebungsorganen zügig und gründlich (C)
beraten.

Die Bundesregierung ist davon überzeugt , daß die
gestern vereinbarten pragmatischen Formen politi¬
scher Konsultationen zwischen Bund und Ländern
unter entsprechender Beteiligung der Länder den auf
uns zukommenden Herausforderungen und verfas¬
sungspolitischen Entscheidungen sowie auch der Dy¬
namik der Entwicklung gerecht werden.

Meine Damen und Herren , wir wissen , daß es bei
den Menschen in beiden Teilen Deutschlands Besorg¬
nisse gibt In der DDR geht es dabei um Arbeitsplätze,
um Ersparnisse und Wohnungen zu bezahlbaren
Mieten. Bei uns geht es um eine befürchtete Überla¬
stung des . sozialen Netzes *, um mögliche Einbußen
beim Lebensstandard aufgrund von Hilfen an die DDR
und um die Stabilität der Währung. Wir können die¬
sen Besorgnissen mit guten Gründen begegnen . Ich
appelliere an uns alle , jeglichen Versuchen entgegen¬
zutreten , in diesem Bereich Ängste zu schüren.

Die objektiven Voraussetzungen für die Lösung der
vor uns liegenden Aufgaben sind ausgesprochen gut
Die wirtschaftlichen Daten bei uns sind ungewöhnlich
günstig . Wir haben ein hohes Wirtschaftswachstum.
Die Zahl der Arbeitsplätze wächst . Der Handelsüber¬
schuß liegt bei etwa 130 Milliarden DM. Es gibt eine
große Bereitschaft unserer Wirtschaft, sich in der DDR
zu engagieren.

Durch die notwendigen Leistungen der Bundesre¬
publik Deutschland an die DDR wird kein einziger
Bürger bei uns in seinen sozialen Rechten beeinträch¬
tigt Von dem dynamischen wirtschaftlichen Aufhol - pj
prozeß , den wir auf dem Gebiet der DDR durch den
Übergang von der zentralen Planwirtschaft zur sozia¬
len Marktwirtschaft erleben werden , werden alle pro¬fitieren : nicht nur die Bürger im anderen Teil Deutsch¬
lands , sondern auch wir.

Meine Damen und Herren , der Bundeskanzler hat
gestern im Deutschen Bundestag das Leitwort der
kommenden Monate genannt : nationale Solidarität
Je stärker die Gemeinsamkeit von Bund , Ländern und
Gemeinden ist, um so besser werden wir die vor uns
stehenden großen Aufgaben lösen.

Präsident Mompen Schönen Dank, Herr Bundesmi¬
nister!

Das Wort hat nunmehr der Ministerpräsident von
Nordrhein-Westfalen, Herr Dr. Rau. Bitte!

Dr.h. c. Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Herr Bundesminister Sei-
ters hat dargestellt , was die Regierungschefs der Län¬
der gestern mit dem Bundeskanzler über die Art und
Weise verabredet haben , wie wir den Prozeß beglei¬ten wollen, der in diesen Monaten mit dramatischen
und sich oft hektisch verändernden Situationen auf
uns zugekommen ist Ich bin dankbar dafür , daß wir
uns verständigt haben . Diese Verständigung , Herr
Bundesminister, an der Sie mitgewirkt haben , wird inder Tat sicherstellen , daß die Exekutiven der Länder
informiert werden , mitwirken können und an Ent¬
scheidungsprozessen beteiligt werden . Dafür herzli¬
chen Dank!
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Dt. h. c- Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) Nun haben Sie nach dem Sinn des Antrages gefragt,

den Nordrhein -Westfalen gestellt hat , und dann
— ohne die Antwort auf diese Frage abzuwarten —
erklärt , dieser Antrag habe keinen Sinn. Dashalte ich
für ein Mißverständnis , zumal , es sich nach meiner
politischen Erfahrung immer als gut erwiesen hat , die
Antwort auf Fragen nicht gleich selber zu geben , weil
sonst der Dialogcharakter des Gesprächs reduziert
wird.

In der Sache also möchte ich Ihnen sagen , warum
ich meine , daß ein solcher Ausschuß von Bundesrat
und Bundestag Sinn macht Es gibt Gremien , in denen
wir im Verhältnis 11 : 11 zusammen - oder einander
gegenübersitzen : elf Mitglieder des Bundestages , elf
Mitglieder des Bundesrates . Das gilt für den Vennitt-
lungsausschufl . Dieser Ausschuß hat in den letzten
Jahren nicht mehr getagt . Aber es gab eine Reihe von
Jahren , in denen er in einer nur dem Zeitgeschichtler
einsichtigen Weise die innere Struktur der Bundesre¬
publik mitbestimmt und mitgestaltet hat

Dieser Vermittlungsausschuß hat bei kleinen Fra¬
gen und großen Herausforderungen den Weg zur Ge¬
meinsamkeit erleichtert . Wir möchten , daß bei der
Herausforderung , die größer ist als jede zuvor in der
Geschichte der Bundesrepublik , Gelegenheit besteht.
Konsens auch zwischen den Legislativen zu errei¬
chen . Ich glaube , daß Ihrer Ablehnung , Herr Bundes-
minister , die irrtümliche Meinung zugrunde liegt der
Bundesrat sei eine Art erweiterter Ministerpräsiden¬
tenkonferenz . Das ist nicht der FalL Der Bandesrat ist
ein Organ des Bundes und kein Organ der Länder.

fB) Und weil er ein Organ des Bundes ist das an der

Gesetzgebung mitwirkt , darum muß er nach meiner
Überzeugung bei dem Prozeß mitwirken , der die Si¬
tuation auf deutschem Boden wie keine andere politi¬
sche Entscheidung als die verändern wird, mit der wir
es jetzt zu tun haben.

Es gibt ändere Bereiche , in denen wir uns im Ver - .
. hältnis 11 : 11 treffen . Mit Zustimmung der Bundesre¬

gierung und der Mehrheit des Bundestages haben Sie
vor einiger Zeit wegen einer anstehenden und im
Augenblick in der Durchführung befindlichen — so
nennt man das wohl — Reform einen Ausschuß 11 : 11
gebildet Ich meine den Infrastrukturrat der Post.
Wenn Sie dieses Verhältnis dort brauchen , um wieviel
mehr brauchen Sie es bei der Frage , ob und wie
Deutschland wieder ein Ganzes wird? Macht Ihnen
nicht dieses Beispiel deutlich , mit wie kleiner Münze
Sie einen Antrag abweisen , über den nachzudenken
sich lohnt?

Ich stehe noch ein wenig unter dem Eindruck des¬
sen , was ich durch Rundfunk und Fernsehen — ich bin
selber nicht dabeigewesen — von der gestrigen De¬
batte im Bundestag über die deutschlandpolitischen
Fragen mitbekommen habe . Ich finde die Art und
Weise , wie im Augenblick darüber gestritten wird,
wer denn wohl in welchem Maße an dem beteiligt sei,
was sich in der DDR vollzieht , sehr kleinkariert und
mies . Ich bin der Auffassung , daß wir damit nur wenig
denen gerecht werden , die den Wandel wirklich zu¬
stande gebracht haben , nämlich den Menschen aus
den Kirchen , den Menschen aus den gesellschaftli¬
chen Organisationen , den Menschen , die in der DDR

aus den Nischen herausgekommen sind . Sie haben (Q
ihn zustande gebracht , nicht diebundesdeutsche Poli¬
tik , gleichgültig , welche.

Nun stehen wir vor der Frage : Wie soll denn ein von
vielen als illusionär beiseite geschobenes , ein von vie¬
len als utopisch kaum mehr erhofftes und erwartetes
einiges Deutschland aussehen ? Und wo finden wir
uns zusammen , um darüber nachzudenken ? Unsere
Väter haben in Herrenchiemsee zusammengesessen,
um das Grundgesetz zu entwickeln . Dieses Grundge¬
setz ist zustande gekommen , weil die Ministerpräsi-
dentenkonferenz einen solchen Auftrag gegeben
hatte . Einen Bundesrat gab es seinerzeit noch nicht,
einen Bundestag auch nicht Es gab damals noch ge¬
meinsame Ministerpräsidentenkonferenzen . Man
muß sich das einmal in Erinnerung rufen ! Es hat Kul-
tusministerkonferenzen gegeben . Bei einer saß nicht
nur Christine Teusch aus Nordrhein -Westfalen am
lisch , sondern als sächsischer Kultusminister auch der
Vater des Mannes , der später der dienstälteste Bremer
Kultusminister war : der Vater von Moritz T 'ape als
Kultusminister in einer gemeinsamen Kultusminister¬
konferenz 1946.

Nun stehen wir, fast 45 Jahre danach , vor der Frage:
Welche Gestalt , welche innere Form soll dieses
— man sagt es kaum — neue Deutschland haben ? Ich
bin der Meinung , man darf jetzt nicht fragen , wer wo
welche Gremien hat , sondern die Frage muß lauten:
Wie wirken alle zusammen ? Unser Antrag ist ein An¬
gebot des Bundesrates — wie ich hoffe , eines Tages
seiner Mehrheit —, uns zusammenzusetzen , uns zu¬
sammenzufinden und z. B . über die Frage zu reden : ^
Wie kann denn in einem einigen Deutschland wieder
politische Kraft ohne Machtkonzentration entstehen?
Wie kann Gewaltenteilung , wie eine innere Struktur
dieses Staates aussehen?

Sie haben recht : Die Währungsunlon muß kommen .
'

Auch ich finde , sie muß schnell kommen . Nur : Die Art
und Weise, wie das bei uns manchmal gesagt wird,
scheint mir den Verdacht zu nähren , als seien die
Menschen in der DDR im wesentlichen wegen der
West-Mark auf die Straße gegangen . Das sind sie
nicht ! Sie werden ohne diese D-Mark ihre wirtschaft¬
liche Souveränität nicht zurückgewinnen . Sie sind auf
die Straße gegangen , weil sie die Unmündigkeit nicht
mehr ertragen konnten , weil sie Demokratie wollten.
Wenn wir etwas al«Exportartikel bezeichnen wollten,
riaiiTi müßte dies unser Verständnis von einer freien
Gesellschaft , von einem demokra tischen und sozia¬
len Rechtsstaat sein , und nicht unsere Währung . Diese
kann das Instrument , sie kann das Transportmittel
sein. Aber in den letzten Wochen kam hier eine Dis¬
kussion auf , als ginge es bloß darum.

Ich habe vom Vermittlungsausschuß gesprochen .
Ich könnte von anderen Gremien berichten , in denen
wir im Verhältnis 11 : 11 zusammensitzen . In diesem
Fall sind es Exekutivvertreter . Ich habe keine Sorge,
daß wir Defizite im Terminkalender haben werden.
Ichbin davon überzeugt : Gelegenheiten zu Sitzungen
wird es in hohem Maße geben , auch zu Absprachen.
Nun Das ist nicht der Gegenstand unseres Antrages.
Der Gegenstand dieses Antrages ist vielmehr die
Frage danach , ob wir das Maß der Herausforderung
erkennen , das in dem liegt , wasjetzt vor uns steht Das
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Dr. h. c. Ran (Nordrhem-Westfalen)
0 Maß der Herausforderung ist , daß wir ein einiges,

demokratisches, rechtsstaatliches und soziales
Deutschland wollen, aber nicht in der Art einer Aus¬
dehnungder Bundesrepublik auf das Gebiet der bis¬
herigen DDR — so wenig , wie wir je das andere ge¬
wollthaben : die Ausdehnung der DDR auf das Gebiet
derBundesrepublik. Das ist kein dritter Weg, sondern
eine neue Chance.

Es stellt sich die Frage , ob wir diese neue Chance
erkennen und ob wir das wahmehmen , was an Mög¬
lichkeiten neuer Entwicklungen auf der Basis unserer
Erfahrungen, auf der Basis dessen , was wir in der Ver¬
fassungswirklichkeit der Bundesrepublik geleistet
und versäumt haben , auf uns zukommt

Weil wir ohne Zögern unseren Weg gehen , aber
aufhörenmüssen , ihn mit Hektik zu gehen , lautet der
Vorschlag Nordrhein-Westfalens , ein Gremium zu bil¬
den, in dem Kooperationund Nachdenklichkeit nicht
als Kontrastprogrammzu den großen Hammerschlä-
gen der politischen Parteien , sondern als Mittel poli¬
tischer Gestaltung genutzt werden.

Das , was wir gestern miteinander verabredet ha¬
ben , ist gut und wird sich hoffentlieh bewähren . Über¬
haupt gab esin den letzten Wochen und Monaten eine
Reihe von positiven Zeichen dafür , daß sich die
deutschlandpolitischenMöglichkeiten , die wir wahr-
nehmen, nichtnach parteipolitischen Präferenzen sor¬
tieren lassen. Die Diskussionen über die Artikel 23
Abs . 2 oder 146 des Grundgesetzes verlaufen quer
durch die Parteien . Die Frage , ob es einen dritten Weg
gibt — ich meine jetzt nicht den politischen dritten

B) Weg, hinsichtlich dessen manche die Sorge haben,
Eppelmann wolle ihn noch —, also die Frage , ob es
einen dritten verfassungsrechtlich zulässigen Weg
gibt, wird uns noch lange beschäftigen.

Wenn ich mir die Regierungserklärung ansehe , die
mein baden -württembergischer Kollege Späth in der
vergangenen Woche abgegeben hat , und diejenige,
die ich vorgestern in Düsseldorf vortragen konnte,
stelleich in wichtigen Punkten weitgehende Überein¬
stimmung fest , ohne abgeschrieben zu haben , Herr
Kollege Späth.

(Heiterkeit)
— Wir haben uns in der vergangenen Woche bei an¬
derer Gelegenheit gesehen . Ich habe nicht alles
Schwäbische erzählt , was ich wußte , einfach um ihn
zu schonen.

(Erneute Heiterkeit)
Ich muß dazu gleich noch eine Geschichte erzählen,
aber außerhalb des Plenums.

(Heiterkeit)
Ich habe das gesagt , weil ich glaube , daß das nicht

nur etwas mit der persönlichen Nähe von Regierungs¬
chefs zu tun hat , die sich ja auch im Laufe der Zeit
jenseitsparteipolitischer Unterschiede ergeben kann,
sondern auch deshalb , weil ich glaube , daß darin
Chancen der Gemeinsamkeit liegen , die wir nutzen
sollten.

üie Art und Weise, Herr Kollege Seiters , mit der Sie
die Äußerungen von Frau Minister Luft zurückgewie¬
sen haben , hat mir, offen gesagt , nicht gefallen . Ich

teile nicht die Meinung von Frau Kollegin Luft . Ich (Q
hätte es auch für falsch gehalten , wenn in der Bespre¬
chung die geforderten 15 MilliardenDM gewisserma¬
ßen einfach hinübergeschoben worden wären . Das
konnte keiner erwarten , zumal dann nicht , wenn der
„Runde Tisch" vorher beschließt, man wolle jetzt noch
keine Vereinbarung über die Währungsunion . Aber
etwas mehr Konkretion , etwas bessere materielle Vor¬
bereitung , ein klareres Papier mit ein paar Hinweisen
hätte ich mir für diesen Kreisschon gewünscht , damit
man mit etwas hätte nach Hause gehen können , wo¬
mit man hätte arbeiten können . Denn ganz unabhän¬
gig davon , ob es die Opositionsparteien sind — in der
DDR stehen wir im Augenblick vor der Situation , daß
Oppositionsparteien in der vorläufigen Regierung sit¬
zen — oder ob es die gegenwärtig noch Regierenden
sind : Es gibt in der DDR ein Unbehagen gegenüber
bundesdeutscher Politik , weil man den Eindruck hat,
daß man in der Spaimbreite von Wortreichtum und
Handlungsarmut verkomme und daß man den Weg
zum 18 . März und darüber hinaus nicht finde . Denn
nach dem 18 . März sind harte Entscheidungen in der
DDR nötig.

Weil das so ist, darum glaube ich : Wir müssen dar¬
auf achten , daß wir nicht bloß sagen , dies sei die
größte Herausforderung der Nachkriegsgeschichte,
sondern daß wir uns auch fragen : Sind wir eigentlich
gerüstet , sie zu bestehen ? Daher stünde es , meine ich,
allen Politikern gut an , sich nicht selber Zeugnisse
über das auszustellen , was sie zu leisten imstande
wären.

Bundestag und Bundesrat haben vier Jahrzehnte
lang diese Republik gestaltet Sie haben das mitunter - ^
schiediichen Mehrheitsverhältnissen , in unterschied¬
lichen Atmosphären politischer Auseinandersetzung,
mit Turbulenzen und gelegentlich auch in gepflegter
Langeweile , aber mit großem Erfolg getan.

Wir werden danach gefragt: „Was bringen wir in
den Gesprächsprozeß mit dem anderen deutschen
Staat ein? " Wie vermeiden wir den Eindruck , es gehe
bloß darum , daß er sich uns angleiche , ohne daß wir
mit unseren guten Erfahrungen zurückhalten wollen,
die wir mit der Marktwirtschaft gemacht haben , ohne
daß wir mit den guten Erfahrungen zurückhalten wol¬
len , die wir mit der Gewaltenteilung gemacht haben,
ohne all das , was alle Demokratien auszeichnet und
was die Menschen in der DDR dazu geführt hat , daß
auch sie Demokratie und keine Volksdemokratie wol¬
len , die das Gegenteü einer Demokratie ist?

Hier stehen viele Fragen an , und es wird sich in den
nächsten Monaten erweisen : Die deutsche Frage ist
auch eine Frage der sozialen Gerechtigkeit in beiden
deutschen Staaten . Dabei müssen wir den Eindruck
abwehren , als seien diejenigen , die den „aufrechten
Gang * geübt haben und die ihn gegangen sind , als
dies noch lebensgefährlich war , jetzt auf unsere Almo¬
sen angewiesen.

Wir müssen auch darauf achten, daß es ein geord¬
neter Weg ist , daß der deutsche Einigungsprozeß ge¬
lingt Wir müssen darauf achten , daß wir jetzt nicht
bloß darüber reden , ob und wie viele Ländervertreter
dabei sind , wenn die beiden deutschen Staaten mit
den Vier Mächten darüber reden , was sich sicher¬
heitspolitisch ergibt , sondern daß wir trotz der äugen-
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Dr . h . c. Sau (Nordrhem -Westfalen)
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auf die deutsch -deutsche Situation nicht die europäi¬
sche Dimension vergessen . Diese europäische Di¬
mension ist mehr als die Frage nach dem EG-Beitritt
der DDR oder ihres jetzigen Staatsgebietes . Es steht
auch die Frage an , wie sich Europa entwickelt und ob
wir unser Bild von Europa revidieren , das sehr oft
durch den Konsumverzicht an Informationen ein rei¬
nes Westeuropabild geworden ist . Dabei fehlt es an
Gesprächsmöglichkeiten , an denen alle Organe des
Bundes beteiligt sind.

Unterstellen wir einmal , daß die Bundesregierung
alles richtig macht , unterstellen wir einmal, daß der
Kanzler so gut ist , wie er behauptet zu sein, dann ist
das noch kein Grund , die Organe des Bundes aus dem
Gesprächsprozeß herauszuhalten , der jetzt in Gang
kommen muß.

Darum bitte ich Sie herzlich und dringend, jetzt
nicht zu sagen : . Gremien haben wir genug , wir tagen
ja schon immer , wir haben alles miteinander bespro¬
chen . “ — Nein , ein neuer deutscher Staat, der mehr ist
als die Addition der beiden , der etwas anderes ist als
die Reduktion des einen vom anderen , ein Prozeß zur
Einheit , der neue Wege und nicht nur den der Entvöl¬
kerung der DDR weist , aber auch nicht den des Auf¬
kaufs der DDR, ein solcher neuer Weg ist eine Heraus¬
forderung , die über die Infrastrukturveränderung der
Post so weit hinausgeht wie das Unendliche über un¬
seren Mitlim eterbegriff.

Darum bitte ich Sie: Nehmen Sie dieses Angebot
wahr ! Denn das Ziel soll ein föderales Deutschland
sein , ein Bond ,deutscher Länder , wie immer dieser

,B* dann heißt , so wie die Bundesrepublik Deutschland
ein föderaler Staat und keine Republik mit Provinzen
ist Das muß in der Wirklichkeit unseres Lebens wie¬
der deutlich werden , und das kann deutlich werden,
wenn wir uns ohne falsche Abgrenzungen bei uns
zusammensetzen und wenn wir Bundestag und Bun¬
desrat jene Souveränität geben — nicht jene Digni¬
tät — , die ihnen von .der Verfassungsgeschichte her
zukommt

Darum bitte ich : Stimmen Sie dem Antrag Nord¬
rhein -Westfalens zu!

Präsident Mompen Schönen Dank . Herr Minister¬
präsident!

Das Worthat nun der Bayerische Ministerpräsident,
Herr Dr . Streibl . — Bitte schön . Herr Dr . Streibl!

Dr. h c. Streibl (Bayern) : Herr Präsident ! Meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Herr Kollege Rau, ich
stimme mit dem meisten , was Sie gesagt haben , voll
überein . Insbesondere möchte ich festhalten , daß
dazu über alle Parteien hinweg das Ziel gehört das
Sie zuletzt formuliert haben : wieder ein echtes föde¬
rales Deutschland und kein nationales Reich zu schaf¬
fen , das zentralistisch bestimm t ist

Ober den Weg dorthin gibt es verschiedene Mei¬
nungen . Ich glaube , es ist uns gestern gelungen — wir
haben hieran über die Parteigrenzen hinweg alle
kräftig mitgewirkt — , in einem Gespräch mit dem
Bundeskanzler und dem Bundespräsidenten eine be¬
friedigende Übereinstimmung über die Beteiligung
der Länder an diesem historischen Prozeß zu erzie¬

len . Ich meine , damit ist ein Instrument geschaffen , IC)
über das die Länder ihre legitimen Belange in den
Verhandlungsprozeß einbringen können.

Ich darf darauf hinweisen , daß ich wohl einer der
ersten war, die darauf verwiesen haben , daß sich die
Souveränität der Bundesrepublik auf die zunächst
entstandenen souveränen und handlungsfähigen
Länder gründet Ich weise darauf hin : Bayern läßt sich
als Hüter und Wächter des Föderalismus von nieman¬
dem übertreffen.

(Dr. h .c . Rau (Nordrhein-Westfalen ] : Wir
versuchen es jetzt ! — Heiterkeit)

— Herr Rau, wir werden sehen , ob wir dazu ein neues
Gremium brauchen . Ich meine, man sollte diesen Pro¬
zeß auch nicht zu sehr mit Gremien überlasten . Wir
alle haben enge Kontakte nach drüben : örtlich die
Kommunen, untereinander die Handels kamm ern.
Auf allen Ebenen in den Regionenund in den Ländern
ist ein Prozeß im Gange . Vor allem gibt es den Bun-
desratsausschuß für Innerdeutsche Beziehungen , in
den auch die Interessen des Bundesrates im Rahmen
der deutschlandpolitischen Entscheidungen einge¬
bracht werden können . Ich bin sicher , daß der Vorsit¬
zende , Kollege Späth , die Möglichkeiten dieses Aus¬
schusses voll ausschöpfen wird. Ein ähnlicher Aus¬
schuß besteht im Bundestag.

In der Tat ist die Frage : Brauchen wir ein solches
zusätzliches Gremium , wie es bei harten Auseinan¬
dersetzungen über grundlegende Meinungsverschie¬
denheiten im Gesetzgebungsgang der Vermittlungs - _ j
ausschuß darstellt ? Wir sollten uns das noch einmal .
sehr genau überlegen . Ich bin prima fade der Mei¬
nung : Es ist eigentlich nicht nötig . Wir sollten aber
darüber diskutieren.

Meine Damen und Herren , ichbin mit meinem Vor¬
redner absolut darin einig : Die Deutschen drüben
selbst haben sich die Freiheit genommen . Es waren
nicht wir, die hier auf die Straße gegangen sind. Mit
großer Bewunderung haben wir diesen Prozeß ver¬
folgt. Natürlich gab es aber einige Voraussetzungen,
die schon etwas mit unserer Verfassung zu tun haben.
Unser Anteilim freien Westen an der Revolution in der
DDR , wenn man so sagen darf , war , daß hier das
Modell eines blühenden Staatswesens entstanden ist
das im Osten eine starke Anziehungskraft auslöste
und Bewunderung fand. Ohne dieses Modell eines
freiheitlichen und sozialen Rechtsstaats vor Augen
hätte die Revolution drüben wohl keine Perspektive
gehabt

Man kann der Bundesregierung dazu gratulieren,
daß sie durch ihre Politik und jetzt auch durch die
Absprachen mit Ost und West einen erheblichen Bei¬
trag geleistet hat

Die Bundesrepublik — das ist ein weiterer Grund —
war eingebettet in das westliche Bündnis , in die west¬
liche Wertegemeinschaft und wirtschaftlich in die Eu¬
ropäische Gemeinschaft Es waren — das möchte ich
doch festhalten — die Standhaftigkeit und die Festig¬
keit des Westens , die letztlich das Einlenken des
Osten bewirkt haben , und nicht Anbiederung oder
ständiges Paktieren.
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im Bundestag und Bundesrat einer Mehrheit der
gesetzlichen Mitglieder.

Man hat damals also schon weit vorausgedacht . Lei¬
der ist das dann nicht übernommen worden . Vor allem
wir Bayern haben das bedauert

Allerdings gebe ich zu : Unsere Verfassungsväter
dachten dabei vor allem an eine Beschränkung der
deutschen Hoheitsrechte zugunsten einer kollektiven
europäischenFriedensordnung . Das lag damals etwas
näher . Daß es schon ein Jahrzehnt später einen Zu¬
sammenschluß von sechs europäischen Staaten ein¬
schließlichder Bundesrepublik geben könnte , die sich
auf den Weg zu den Vereinigten Staaten von Europa
machen würden, überstieg verständlicherweise da¬
mals ihr Vorstellungsvermögen.

Alle unsere Initiativen , einschließlich der zur Ände¬
rung von Artikel 24 Grundgesetz , tragen aber auch
der Tatsache Rechnung , daß EuropapollUk heute
nicht mehr — das möchte ich unterstreichen — Au¬
ßenpolitik im klassischen Sinne ist, sondern europäi¬
sche Innenpolitik geworden ist . Sie hat eine neue
Qualität gewonnen . Deshalb müssen wir dem unsere
Rechtsinstrumente anpassen.

Ziel unseres Antrages — noch einmal — ist es nicht,
die Entwicklung der Gemeinschaft hin zurpolitischen
Union aufzuhalten. Vielmehr wollen wir diese Ent¬
wicklung in geordnete Bahnen lenken . Niemand
kann ein Interesse daran haben , daß die VielfaltEuro¬
pas , die letztlich seinen Reichtum ausmacht und ihm
seine Vitalitätgibt , auf dem Weg zur Einheitverloren¬
geht

Hierfür stehen in der Bundesrepublik Deutschland,
wie ich meine, die Länder . Ihre Flg i>iKtaatUriiltp(t und
Gestaltungskraft sind zu erhalten und zu stärken.
Darin sind wir uns — über alle Parteigrenzen hin¬
weg — einig. Deshalb müssen wir dafür sorgen , daß
schon heute die Weichen für die künftige Binnen¬
struktur der Gemeinschaft richtig gestellt werden . Die
Änderung des Artikels 24 Grundgesetz ist ein Beitrag
dazu.

Ich bitte Sie um Ihre Zus timmung zu diesem An¬
trag.

Präsident Mompen Schönen Dank , Herr Minister¬
präsident!

Das Wort hat nunmehr Herr Ministerpräsident
Dr . Rau (Nordrhein-Westfalen) . Bitte schön, Herr Kol¬
lege!

Dr. h. c. Rau (Nordrhein -Westfalen ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Nachdem Herr Kol¬
lege Streibl eindrucksvoll dargestellt hat, daß die
Mehrheit der Länder diesen Weg zu gehen für richtighält, und auch ich zu dieser Mehrheit gehöre , sind
nicht mehr viele Gesichtspunkte hinzuzufügen.

Sie haben ebenso eindrucksvoll , Herr KollegeStreibl , vorgetragen , daß dieser eigentlich bayerische
Antrag , schon 1987 erdacht , zunehmend Freunde ge¬funden hat : in Hessen , in Baden-Württemberg , ja , bis
zu Nordrhein-Westfalen und zum Saarland . Das ist
besonders schön. Daß das ein so bedrückend langer
Weg war , ist nicht schön . Aber ich schätze , die heuti¬
gen Anträge des Saarlandes und Nordrhein-Westfa¬
lens zu anderen Punkten der Tagesordnung werden

uns Gelegenheit geben zu sehen , ob man auch schnei- IC
ler zum Ziel kommen kann , wenn man sich über eine
einheitliche Linie einigen will.

Es geht um die Frage , wie wir am europäischen Pro¬
zeß beteiligt werden , wie der schleichende Verlust
wesentlicher Elemente der Eigenstaatlichkeit ver¬
mieden werden kann , der mit dem Übergang von
Hoheitsrechten auf zwischenstaatliche Einrichtungen
verbunden ist . Aber es geht auch um die Frage, in
welcher Weise die Länder das Zusammenwachsen
Europas selber mitgestalten und fördern können.

Hierbei handelt es sich um ein Anliegen , das die
Länder insgesamt schon seit langem beschäftigt . Das
haben wir gehört Daß wir dabei zu einer breiten
Mehrheit zu finden scheinen , ist erfreulich — auch
dort wo wir über einzelne Formulierungen noch dis¬
kutieren werden . Die hohe politische Bedeutung des
Gesetzesvorhabens .wird nicht in Frage gestellt

Deshalb schließe ich mich dem , was Herr Kollege
Streibl über die heransragende Bedeutung des Föde¬
ralismus in unserer Verfassungsordnung ausgefühlt
hat , an und will das mit nur wenigen Bemerkungen
unterstreichen.

Dem föderalen Gedanken kommt sowohl im Prozeß
der europäischen Einigung als auch — das scheint mir
in der vor uns liegenden Zeit besonders wichtig zu
werden — beim Zusammenwachsen der beiden deut¬
schen Staaten eine gesteigerte Bedeutung zu . Die Art
und Weise , wie die Länder gelegentlich formal, aber
in Wirklichkeit doch formalistisch beteiligt werden,
gibt diesem Antrag eine zusätzliche Begründung . Fö-
deralismus ist nämlich die nötige Antwort auf Zentra¬
lismus und auf Nationalismus . Angesichts der Be¬
fürchtungen unserer Nachbarn , ein geeintes Deutsch¬
land könne sich von Europa abwenden , aus europäi¬
schen Sätzen Sprüche machen , sich auf seine eigene
Stärke zurückziehen , sich einigeln , glaube ich : Ge¬
rade wenn wir dieses Zusammenwachsen der Deut¬
schen wollen , müssen wir eine stärkere Stellung der
Länder suchen — stärker , als das Grundgesetz sie bis¬
her vorsieht . Freilich: Die Länder müssen sich dann
auch noch aktiver um die Mitgestaltung Europas
kümmern , als sie das bisher tun . Ich füge hinzu: Die
Länder wollen das . Das ist auch Gegenstand des Ge¬
setzesantrages.

Sie haben , Herr Kollege Streibl , eine Rede von
Jacques Delors vom 17. Januar zitiert . Mir ist die
Begegnung der Ministerpräsidenten mit Jacques De¬
lors in.der Vertretung des Freistaates Bayern vor etwa
drei Jahren in guter und lebhafter Erinnerung , ebenso
die anschl ießende Besprechung beim Bundeskanzler.
Schon in diesem Gespräch ist zweierlei deutlich ge¬worden : einerseits unsere Kritik daran , daß sich die
Europäische Gemeinschaft , die Kommission und die
Behörde durch Richtlinien zu sehr in einzelstaatliche
Entscheidungen einmischen , andererseits die große
Bereitschaft von Jacques Delors, föderalistische Ge¬
sichtspunkte in den Aufbau der Europäischen Ge¬
meinschaft einzubeziehen und dieses Europa als ein
föderales Gebilde zu verstehen.

Ich hatte in der letzten Woche Gelegenheit zu ei¬
nem Gespräch mit Jacques Delors und war froh dar-
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) über , daß er dabei diesen Gedanken eher noch ver*

stärkt als abgeschwächt hat

Bundesstaatliche Ordnung und Stärkung der Re¬
gionen in Europa sind zwei Antworten , die wir in den
deutschen und in den europäischen Einigungsprozefi
einbringen müssen , wenn wir diese Prozesse mitein¬
ander verknüpfen und voranbringen wollen . Die Län¬
der wollen also, daß ihre Rechte im Prozeß der euro¬
päischen Integration verfassungsrechtlich verankert
werden , damit die' Bedeutung dieses fortschreitenden
Prozesses für die föderative Ordnung der Bundesre¬
publik Deutschland und demnächst dann im deut¬
schen Bundesstaat , der mit der Bundesrepublik
Deutschland nicht mehr identisch sein wird , voran¬
kommt

Nach der geltenden Fassung des Artikels 24 Abs. 1
kann der Bund durch einfaches Gesetz Hoheitsrechte
auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen,

■ darunter auch Hoheitsrechte der Länder . Eine Zustim¬
mung des Bundesrates ist nach der geltenden Verfas¬
sung grundsätzlich nicht vorgesehen . Wir sind dage¬
gen der Auffassung , daß die Zustimmung des Bundes¬
rates zur Übertragung von Hoheitsrechten immer
notwendig ist . Der Gesetzentwurf will darüber hinaus
Mitwirkungsrechte der Länder bei der Willensbildung
des Bundes in solchen Angelegenheiten sicherstel¬
len.

Wenn es um die Übertragung von originären Ho¬
heitsrechten der Länder geht , ist die Eigenstaatlich¬
keit immer betroffen . Aber auch mit der Übertragung

i) von Hoheitsrechten des Bundes auf zwischenstaatli¬
che Einrichtungen verlieren die Länder die ihnen über
den Bundesrat eingeräumten Mitwirkungsrechte in
Bundesangelegenheiten . Die Übertragung von Ho¬
heitsrechten greift also stets in ein ausgewogenes Sy¬
stem der Kompetenzverteilung ein . Sie wirkt wie eine
Verfassungsänderung , und zwar ohne die sonst bei
Verfassungsänderungen nötige Zweidrittelmehrheit

Der bisherige Einigungsprozeß in Europa zeigt daß
zwischenstaatliche Einrichtungen eine Eigendyna-
Tniif entwicklen , die nicht auf die innerstaatliche Kom¬
petenzverteilung in den Mitgliedsstaaten achtet
Diese Entwicklung wirkt sich auch auf den nichtstaat¬
lichen Bereich aus . Mir hat noch in den letzten Tagen
ein Vertreter der drei Evangelischen Landeskirchen in
Nordrhein -Westfalen erklärt , daß diese einen solchen
Gesetzesantrag unterstützten , weil er Bedeutung
auch für das Verhältnis von Staat und Kirche habe , da
die meisten Kirchenangelegenheiten Ländersache
seien und nicht durch Übertragung auf andere Ho¬
heitsträger unversehens der kirchlichen Mitwirkung
entzogen werden dürften . Das ist ein besonderer
Aspekt der Subsidiarität , von der Sie gesprochen ha¬
ben . Wir beziehen uns dabei nicht auf das klassische
Subsidiaritätsprinzip nach Quadragesimo anno von
1931 , sondern wir haben andere Solidaritäts- und
Subsidiaritätsbegriffe . Aber in der Zielsetzung sind
wir uns einig.

Ich denke , das ist ein berechtigter Hinweis . In die¬
sem Hinweis drückt sich zugleich Vertrauen gegen¬
über den Ländern aus , dem wir auch in Zukunft ge¬
recht werden wollen.

Die Bundesregierung hat nun in den Ausschußbera - (C)
tungen geltend gemacht — ich sage : irrtümlich — , es
erscheine ratsam , zunächst auf den Spruch des Bun¬
desverfassungsgerichts zur EG-Medlenrichtlinie zu
warten . Dem kann ich mich nicht anschließen . Dem
hätte ich mich anschließen können , wenn es nicht zu
dieser Richtlinie gekommen wäre . Aber die hier an¬
stehende Zentralfrage des Kompetenz- und Beteili¬
gungsföderalismus sollte nicht juristisch entschieden
werden . Gefordert ist eine politische Entscheidung.
Diese kann man nicht dadurch ersetzen , daß wir auf
einen Spruch des Gerichts warten , das seiner Beurtei¬
lung eine Verfassungslage zugrunde zu legen hat , die
wir gerade als unzureichend empfinden.

Ich möchte zuletzt noch eine Bemerkung an dieje¬
nigen anschließen , die von einer Stärkung der Länder
eine Behinderung der europäischen Integration er¬
warten . Ich halte das für unbegründet

Die Länder haben schon früh deutlich gemacht daß
sie den europäischen Einigungsprozeß ausdrücklich
und uneingeschränkt unterstützen . Ihre Zustimmung
zur Einheitlichen Europäischen Akte zeugt davon.
Ich will das hier noch einmal bekräftigen . Wir haben
aber ebenso gesagt , daß für uns eine der Kernfragen
lautet welche Rolle die Länder in einem künftigen
europäischen Bundesstaat spielen werden.

Die geringe Beteiligung bei den letzten Europa-
wahlen , aber auch Umfrageergebnisse zeigen uns,
riäR zumindest eine starke Minderheit der Bürgerin¬
nen und Bürger in der Bundesrepublik der Europäi¬
schen Gemeinschaft mit erheblicher Distanz gegen¬
übersteht Ich denke , daß eine wesentliche Ursache (D)
dafür in den für den Laien kaum durchschaubaren
Willensbildungs - und Entscheidungsprozessen auf
europäischer Ebene liegt Es besteht die Gefahr , daß
Europa und die europäische Einigung zum Synonym
für Anonymität und Zentralismus werden.

Dem wollen wir entgegenwirken , in dem wir die
Länder stärker als bisher in den Integrationsprozeß
einbringen . Wir wollen diese Integration nicht behin¬
dern, sondern Europa auf eine breitere Basis steDen.
Es geht also nicht um ein Wiedererstehen des Partiku¬
larismus, sondern um die Nutzung der Integrations¬
kräfte, die von den Regionen kommen.

Wir lassen yn« von der Überzeugung leiten , daß
«Hein der föderative Gedanke der Vielfalt und den
Besonderheiten der Regionen in Europa gerecht wird.
Wir sehen uns darin auch durch wachsende Regiona¬
lisierungsbemühungen in Frankreich , in Spanien , in
Italien und in Belgien bestärkt

Ich batte es für möglich, die Regelungskompeten¬
zen für alle Aufgaben , die nur auf europäischer Ebene
gelöst werden können , schrittweise dorthin zu verla¬
gern . Voraussetzung dafür sind aber eine gleichbe¬
rechtigte Beteiligung der Länder an diesem Prozeß
und eine Stärkung des föderativen Elements ln der
Gemeinschaft , mit der den zentralistischen Bestre¬
bungen entgegengewirkt werden kann .

Ich bin davon überzeugt : Politische Einheit Europas
und Vielfaltder Regionen sind kein Widerspruch . Wir
brauchen die Länder , damit Europa zu einer starken
politischen und sozialen Gemeinschaft werden kann,
die ihre Kraft aus der Vielfalt und aus den Stärken der
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(A) Regionen bezieht . Darum sind wir Mitantragsteller;

deshalb bitten wir um Zustimmung.

Präsident Momper: Danke schön , Herr Ministerprä¬
sident!

Das Wort hat nunmehr Herr Ministerpräsident
Dr. Späth (Baden Württemberg ) .

Dr. h. e. Späth (Baden Württemberg ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Baden-Württemberg
hat sich dem Antrag angeschlossen . Wenn wir bei die¬
sem Punkt immer etwas zögerlich sind , so deshalb,
weildie beiden Kollegen in ihren Ausführungen heute
morgen natürlich auch etwas auf die Problematik hin¬
gewiesen haben . Daher möchte ich nur wenige selbst¬
kritische Anmerkungen zu diesem Thema machen.

Das Problembesteht darin , daß wirzwar alle Europa
wollen, daß wir aber natürlich die Mitwirkung der
Länder bei der Abgabe von Souveränitätsrechten zu
sichern wünschen. Dabei wissen wir: Europa kann nur
entstehen , wenn wir Souveränitätsrechte an eine eu¬
ropäische Ebene abgeben.

Das Dilemma besteht darin , daß wir uns in einem
Prozeß befinden , den ich — bis hin zum Präsidenten
der Kommission — einen Lernprozeß nennen möchte.
Wenn ich die Positionen , die vor vier, fünf Jahren in
Brüssel vertreten worden sind , mit dem Wandel , den
wir in der Diskussion mit dem Kommissionspräsiden¬
ten — ich glaube , 1987 — empfunden haben , und mit
dem vergleiche , was heute in bezug auf die Position

(Bj des Präsidenten zitiert wurde , müssen wir dazu sagen:
Alles, was in Brüsselan regionalen Ebenen besteht , ist
davon natürlich weit weg . Das darf hier nicht uner¬
wähnt bleiben.

Für alle regionalen Konferenzen , die wir veranstal¬
ten , besteht in Brüssel ein Beratungsgremium , das
eine Mischung aus regionalen und kommunalen Ele¬
menten darstellt. Darin sind alle vertreten , beginnend
mit der Ebene der selbständigen Länder der Bundes¬
republik bis hin zur kommunalen Selbstverwaltungs¬
organisation. Darin liegt natürlich eine Schwierig¬
keit.

Ich glaube , wir müssen uns mehr um folgende Frage
kümm ern. Deshalb sehe ich darin auch durchaus kei¬
nen Widerspruch zu einer Stärkung des Europäischen
Parlaments . Diese Frage richtet sich an uns. Wenn ich
mir die Diskussionbei der Ministerpräsidentenkonle-
renz über die Zusammenarbeit der europäischen Re¬
gionen ansehe , stelle ich fest , daß wir in bezug auf den
konstruktiven Teü , indem wir uns nämlich jetzt über¬
legen , weichen Mitwirkungsrahmen wir in Europa
suchen , weit weg von dem sind , was eigentlich pas¬
sieren müßte, um das Defizit auszugleichen , das wir
im Grunde dadurch ausgleichen müßten , daß wir in
Europa bei der Stärkung unserer Abwehrposition mit-
wirken , wenn wir Artikel 24 Abs. 1 ergänzen.

Denn wir müssen uns darüber im klaren sein : Mit
unserer Initiative — ich sage noch einmal, wir werden
sie mittragen — haben wir im Grunde natürlich nur
die Möglichkeit, dem Bund gegenüber Entscheidun¬
gen in RichtungEuropa zu verweigern . Daneben müs¬
sen wir aber die konstruktive Ebene auf der europäi¬
schen Seite stärken und voranbringen . Deshalb

begrüße ich gerade die Initiative in Richtung auf die (C)
regionale Zusammenarbeit.

Ich möchte hier aber ergänzend sagen : Die deut¬
schen Bundesländer haben bisher auf dem Sektor der
Vereinigung der europäischen Regionen , der im Au¬
genblick natürlich noch ein ziemlich breites und eher
konfuses Gebüde ist, nur wenige Initiativen ergriffen.
Es sind noch nicht einmal alle deutschen Bundeslän¬
der in die Gemeinschaft der europäischen Regionen
eingestiegen , um dort zu versuchen , diesen Reglona-
lisienxngsprozeß voranzubringen.

Man kann sich Europa durchaus als eine Einrich¬
tung vorstellen , in der es eine starke europäische
Ebene , eine starke regionale und eine relativ schwa¬
che nationale Ebene gibt ; denn alle Aufgaben — das
gilt übrigens auch für das vereinigte Deutschland — ,
die wir in der Zukunft im großen Rahmen lösen müs¬
sen , haben eine europäische Dimension. Das reicht
vom Umweltschutz über die großen Wissenschaftsfra¬
gen bis hin zu europäischen Verkehrslösungen . Ent¬
weder geschieht dies auf eineT europäischen oder ei¬
ner regionalen Ebene.

Im Grande könnte man sich also vorstellen , daß
eines Tages die Aufgabe der nationalen Regierungen
vor allem darin besteht , freitags in Brüssel das zu
machen , was wir jetzt freitags als Aufgabe der natio¬
nalen Beteiligung in europäischen Dimensionen in
Bonn machen . Dann hätten wir den Idealzustand,
nämlich eine starke europäische Ebene , eine starke
regionale Ebene und eine nationale Ebene , die logi¬
scherweise deshalb an Bedeutung verlieren muß , weil
die nationalen Grenzen unwichtig werden . Das ist die
große Vision, die wir von Europa haben . Ich will hin-
zufügen : Ein Stück weit geht die Aktion in bezug auf
Artikel 24 dorthin.

Ich möchte hier aber gern das zweite „Bein'1 noch
einmal in Erinnerung rufen, das darin bestehen muß,
daß wir viel stärker versuchen müssen , mit den regio¬
nalen Ebenen , die wir als Ansatzpunkte in den ande¬
ren europäischen Ländern betrachten , zosammenzu-
arbeiten . Die Spannbreite ist natürlich sehr groß und
reicht von der Selbständigkeit einer italienischen oder
französischen Region bis hin zur Selbständigkeit Ka¬
taloniens in Spanien . Wir sollten versuchen , unsere
Kraft auch stärker in diese europäische regionale Zu¬
sammenarbeit einzubringen . Das gehört eigentlich zu
diesem Antrag.

Ich unterstütze die vorliegende Initiative nach¬
drücklich . Unser gelegentliches Zögern erklärt sich
dadurch , daß wir gerne das Gleichgewicht halten wol¬
len . Wir wollen also nicht nur sagen , was wir notfalls
verhindern wollen , wenn die nationale Ebene etwas
nach Europa abgibt , was uns nicht gefällt, sondern wir
wollen auch eine regionale Ebene in Europa gestal¬
ten . Ich glaube , das gehört zusammen und sollte hier
nicht unerwähnt bleiben . — Vielen Dank.

Präsident Momper: Schönen Dank , Herr Kollege!
Das Wort hat nunmehr Herr Staatsminister Profes¬

sor Hill (Rheinland -Pfalz ) . Bitte schön , Herr Kollege!Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Hill (Rheinland-Pfalz ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Wenn man als letzter re-
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iai gen , den Investitionen , den Städten auf der unteren
Ebene beginnen und z. B . Grundstücke verkaufen.
Über die Preise könnte von mir aus nachverhandelt
werden . Aber was glauben Sie wer alles in die Her¬
richtung schöner alter Gebäude in den Städten inve¬
stieren wird , wenn er einen zehnjährigen Mietvertrag
bekommt ? — Das wichtigste wäre , wenn jetzt alle die¬
jenigen. die Bankfilialen, Gaststätten . Kaufhäuser,
Gott weiß was. Läden usw . einrichten wollen , alte
Gebäude kaufen und sie sofort instandsetzen könn¬
ten . Dadurch entstünde die zweite große Nachfrage¬
welle nach Arbeitsplätzen in der DDR.

Wenn jetzt die Kommunen — hier sollten wir uns
einschallen und helfen — die Gelder aus dem Erlös
von Grundstücksverkäufen nehmen und damit Infra-
stnikturmaßnahmen finanzieren , führt das zur dritten
großen Nachfragewelle in der DDR selbst Das ist der
Boom, der schnell erzeugbar ist. Der Boom der Pro¬
duktion wird erst in zwei oder drei Jahren kommen,
weil alle Betriebe umgestellt werden müssen . Daraus
werden auch die Schwierigkeiten entstehen.

Deshalb ist es richtig , daß 7 Milliarden DM aus un¬
seren Zahlungen plus ERP-Kredite zur Verfügung ste¬
hen , damit wir im Einzelfall durch Kredite abfedem,
Liquiditätshilfengeben oder — was ich für noch viel
wichtiger halte — Neugründungshilfen geben kön¬
nen. Es wäre gut , wenn es auf der kommunalen Ebene
einen Zusammenhang zwischen der Arbeitsverwal¬
tung und der Übernahme von Leuten , die aus Betrie¬
ben kommen, durch Beschäftigungsgesellschaften
der Kommunen gäbe . Die Betriebe sollten nicht mit

B, Subventionen gehalten und damit der Restrukturie¬
rungsprozeß behindert werden , sondern dort, wo re-
strukturiert wird, sollten die Menschen , die dort nicht
mehr beschäftigt werden können , von Beschäfti-
gungsgfesellschaften übernommen werden . In den
Städten und Gemeinden könnte sehr viel geleistet
werden , von der Wiederherrichiung von Kranken¬
häusern bis zu Kindergärten und öffentlichen Einrich¬
tungen der Infrastruktur . Man könnte die große Auf¬
bruchstimmung — Stichwort: .Wir helfen dabei mit,
unser Land in Ordnung zu bringen “ — mit Weiterbil¬
dung . und Qualifizierung kombinieren und die Gel¬
der aus den Verkaufserlösen in die Ausbildung und
Qualifizierung der Menschen stecken . Das wäre ein
Prozeß , der die Aufbruchstimmung erzeugt , die wir
brauchen.

Ich bin dafür, daß wir dabei abfedem und mithelfen.
Ich bin nicht für die bloße Anwendung der Arbeitslo¬
sengesetze . wenn jemand auf der Straße liegt . Das
macht die Leute kaputt . Wenn wir ihnen sagen : . Ihr
werdet alle auf der Straße liegen “

, aber keine Ideen
haben , wie wir ihnen unsere solidarische Hilfe anbie¬
ten können, entsteht eine miese Stimmungauf beiden
Seiten. Ich kann alle nur warnen , die meinen , mit die¬
ser miesen Stimmung könnte man Politik in Deutsch¬
land machen , in einer Phase , in der die Menschen
Hoffnung, Unterstützung und Ansprache wünschen.

Dann haben wir auch das Recht, die Verwertung
des Vermögens der DDR einzuklagen . Wenn wir in
der vorgesehenen Größenordnung finanziell helfen,
wenn wir drüben praktisch helfen , wenn wir dort , wo
Betriebe ihre Ausbildung wegen mangelnder Renta¬
bilität einstellen , Berufsschulen einrichten , jeder in

seiner Partnerregion , und dabei helfen , dort ein Be- ' C' i
rufsschulwesen aufzubauen , wenn wir das alles tun
dann können wir auch verlangen , daß die DDR zur
Finanzierung ihre Vermögenssubstanz eir.setzt . Dann
können wir natürlich auch verlangen , daß das SED-
Vermogen — darüber haben wir gestern diskutiert-
hier gibt es keine Probleme zwischen den Parteien — .
daß die Altvermögen , die aus dem Volksvermöger.
kommen , dem Volk auch zurückgegeben werden.
Dann werden wir für viele Fragen , die Sie aufgewor¬
fen haben , Lösungen , zumindest Lösungsansätze , fin¬
den . in diesem Fall wird sicherlich der eine oder an¬
dere Briefwechsel noch möglich sein.

Die Frage , die ich am Schluß stellen möchte und die
wir hier erörtern müssen, lautet , ob wir gemeinsam
versuchen wollen , das aus dem Staatsvertrag abzulei¬
ten , was jetzt unsere Pflicht ist , ob wir unsere födera¬
tiven Werte in Engagement in der DDR umsetzen und
den Leuten Hoffnung machen wollen , damit sie nicht
vier Wochen lang bangen müssen , ob sie den Vertrag
bekommen oder nicht, ob die D-Mark kommt oder
nicht , und sie auf diese Weise in weitere Zweifel stür¬
zen . oder ob wir ihnen sagen : .Jetzt sind die Grund¬
lagen gelegt , jetzt laßt uns gemeinsam miteinander
reden ! “

Wir haben die ersten dreißig Stellen in unseren
Haushalt für Leute eingesetzt , die wir als Berater in
unsere Partnerregion schicken wollen , damit im Be¬
rufsschulwesen , in der Bauverwaltung , der Stadtpla¬
nung , damit überall etwas geschieht . Sollen wir diese
Leute jetzt hinüberschicken , um den Menschen dort
zu erläutem , daß die D-Mark am 1 . Juli möglicher-

)D|
weise nicht kommt ? ! — Ich kann dazu nur sagen : Wer
die Menschen aus der Unsicherheit befreien will , tut
human mehr, als wenn er hier beckmesserisch auf¬
zeigt . was alles noch hätte geändert oder verbessert
werden müssen.

Ich meine — jetzt erinnere ich wieder an unseren
Präsidenten — : Lassen Sie uns den Schwung vom
10 - November umsetzen ! Ich möchte den Kollegen
von der SPD sagen : So , wie ich Sie alle kenne , weiß
ich. daß auch Sie jetzt amliebsten drüben mitarbeiten
würden , etwas daraus machen würden . Es tut mir
auch leid, daß Sie jetzt kritisieren und alles in Frage
stellen müssen.

(Heiterkeit)
Aber wenn der 22 . Juni vorüber ist. noch ein biß¬

chen . Lack “ an den Vertragkommt und er dann über
die Bühne gebracht ist , dann helfen wir drüben ge¬
meinsam und zeigen , was wir, ohne Rücksicht auf die
Parteien , gemeinsam können.

Präsident Momper : Schönen Dank . Herr Kollege!
Das Wort hat nun der Ministerpräsident von Nord¬

rhein-Westfalen , Herr Kollege Dr . Rau . - Bitte schön,
Herr Kollege!

Dr. h. c. Rau (Nordrhein -Westfalert ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Kollege Späth hat es mir
mit dem fröhlichen Schluß seiner Rede leichtgemacht.
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, A) Ich war insgesamt von ihm schon sc beeindruckt , weil

er die Bundesregierung lobte

(Dr . h . c. Späth [Baden -Württemberg ) : Das
soll schon einmal Vorkommen !)

— was wir außerhalb von Wahlkämpfen gelegentlich
erleben — , daß ich jetzt , da er uns am Schlußmit einer
polemischen Pointe dazu aufforderte , doch die Beck¬
messerei zu unterlassen , gerne sagen würde : Es ist
schon gut , wenn wir von Gemeinsamkeit reden . Es ist
gut , wenn wir die deutsche Einheit alseine Sache aller
ansehen : aller Parteien , aller politischen Kräfte, aller
Gebietskörperschaften.

In der Tat , die größte Herausforderung , vor der wir
seit 1949 stehen , ist dieser Weg zur Einheit . Aber
wenn er das ist, dann werden wir auch miteinander
darüber sprechen , wann man denn die Gemeinsam¬
keit postuliert , wann man denn die SPD fragt : «Ist
das Ihr letztes Wort? “ Wenn man diese Frage stellt,
wenn man selber sein letztes Wort schon gesprochen
hat , und wenn man selber sagt : . Darüber läßt sich nun
nicht mehr reden ; Bundesrat , friß oder stirb ! ' — Sie
merken , ich habe ein Wort ausgetauscht — , dann
kann man nicht nach Gemeinsamkeit rufen.

Sie haben aus der Rede von Walter Momper vom
10 . November zitiert Das war ein bewegender Tag
hier im Bundesrat . Aber hätten wir nicht auch die
Ministerpräsidenten der Länder zitieren können , die
damals , am 10 . November , das politiische Gespräch
über den Staatsvertrag angeboten haben ? Hätten wir
nicht auch die dringende Bitte , geäußert in Bundestag

PI und Bundesrat , an den Kanzler zitieren können , end¬
lich einmal alle an einen Tisch zu bitten und die
Grundfragen zu erörtern? — Nichts davon ist gesche¬
hen!

Wir haben am 18 . Dezember beim Bundeskanzler
gesessen . Er hat uns versprochen : .Das werden wir
alles gemeinsam tun .

" Wir haben am 15 . Februar bei
ihm gesessen . Er hat uns versprochen : «Wir werden
das alles gemeinsam tun . “ — Wie ist es denn gewe¬
sen? Wo haben wiruns denn die Arbeitspapiere besor¬
gen müssen , damit wir Einblicke bekamen in das , was
diskutiert wurde?

Nein ! Wer uns fragt, ob dies das letzte Wort ist , und
wer dann , wie Herr Bundesfinanzminister Waigel, von
dem « Ihnen zur ersten Beratung vorliegende Entwurf
des Staatsvertrages “ spricht , der muß bei dieser For¬
mulierung auch die Möglichkeit zur Beratung geben.
Der darf nicht sagen : «Bundesrat . tage in einem
Schweigekloster ! " Der darf nicht sagen : .Bundesrat,
hier ist es nun ; du kannst ja oder nein sagen ; mehr
kannst du nicht sagen . “

Darüber müssen wir reden , nicht über die Frage,
wer wann das letzte Wort spricht , sondern über die
Frage : Was ist das , was hier zur Gestaltung ansteht?
Haben wir es hier mit einem völkerrechtlichen Ver¬
trag zu tun , den wir zu ratifizieren haben ? Haben wir
es auf einmal mit Ausland zu tun? Oder haben wir es
mit einem staatsrechtlichen Vorgang zu tun, zu dem
die Verfassungsorgane des Bundes ihr Wort zu sagen,
ihre Entscheidung zu treffen haben ? Das steht an!

Der Bundesfinanzminister hat gesagt , dies sei eine
Aufgabe , die nur gemeinsam zu schaffen sei . Ich

stimme Ihnen ausdrücklich zu , Herr Bundesfinanzmi - *
nister: Das ist eine Aufgabe, die nur gemeinsam zu
schaffen ist ! Aber warum haben Sie denn dann sechs
Monate lang Diskussionen über den Begriff « Runder
Tisch“

, über «round table "
. wie ihn Willy Brandt ge¬

nannt hat , über die vieler. Angebote , sich einmal zu¬
sammenzusetzen . geführt ? Warum haben Sie denn
dann den Weg über Expertengespräche gewählt —
nicht Verhandlungen , sondern Gespräche ? Warum
haben wir es hier zum erstenmal mit dem Sachverhalt
zu tun. daß Regierungsverhandlungen zwischen zwei
Staaten als Expertengespräche deklariert werden , da¬
mit man die Länder ausschließen kann ? Das steht
an!

Wir wollen einen neuen deutschen Bundesstaat!
Wir wollen doch kein neues Deutsches Reich — alle
miteinander nicht . Und wenn wir einen neuen deut¬
schen Bundesstaat wollen , dann muß auch die Chance
gegeben sein , daß wir ihn miteinander gestatten . In
der DDR gibt es noch keine Länder . Hier bei uns gibt
es sie . Aber wer sagt das den Verfassungs - und den
Staatsrechtlem , nicht nur den Finanzpolitikem ? Das
steht als Frage an!

Herr Bundesfinanzminister , Sie haben die Abspra¬
che erwähnt , die wir miteinander über die Finanzie¬
rung getroffen haben . Ich will Ihnen gern bestätigen:
Dies war eine faire , den Interessen der Länder .ent¬
sprechende , wenn nicht gar entgegenkommende Ver¬
abredung . Sie war natürlich nicht die Bilanzierung
und der Ausgleich dessen , was die .deutsche Einheit
kosten wird , sondern sie war die Beschreibung - des¬
sen, was Länder und Gemeinden dazu beizutragen ^
haben .

,D

Sie haben dabei das Bibelworterwähnt : «Geben ist
seliger denn nehmen . " Damit haben Sie recht. Das
steht im Neuen Testament Aber denken Sie als
Finanzminister bitte auch an jenes andere Bibelwort:
«Nur ein Narr gibt mehr , als er hat . "

(Heiterkeit)
Und vergessen Sie nicht : Wir sind auf vielen Feldern
längst engagiert . Das , was Kollege Späth soeben am
Schluß eindrucksvoll dargestellt hat — 30 Planstellen
in Baden-Württemberg , die für den Einsatz drüben
zur Verfügung gestellt werden — , ist eine gute Nach¬
richt, Herr Kollege Späth . Nur, neu ist sie für andere
Länder nicht. Wir haben das längst getan . Unsere Mit¬
arbeiter sind in den Regionen der DDR , zu denen wir
besondere und langjährige Beziehungen haben
— übrigens nicht nur politische Beziehungen , son¬
dern auch kirchliche , private Kontakte — , längst ver¬
treten und versuchen zu helfen.

Nein , es geht hier in der Tat um die Frage , wie das
letzte Wort heißt . Aber bevor man das entscheidet,
muß man über das reden , was Sache ist Und dies ist
nicht geschehen!

Ich sagte : Es gab Expertengespräche , um die Län¬
der auszuschließen . Ich denke , manche entdecken
den Föderalismus immer dann , wenn sie Stimmen
brauchen . Ich wünschte mir aber , sie würden den Fö¬
deralismus so entdecken , wie es einer der früheren
Kollegenhier im Bundesrat jetzt noch einmal in Erin¬
nerung gebracht hat . ln einer Rede in Speyer hat
Bernhard Vogel darauf hingewiesen , daß die Bun-
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(Ai desrepublikDeutschland eine Schöpfung der Länder

ist . nicht umgekehrt.
Deshalb ist die Frage : Wie kommt denn der Prozeß

zustande, in dem wir die deutsche Einheit nicht nur
gesetzgeberischfestlegen , sondern auch politisch ge¬
stalten ? Die Bundesregierung hat uns an das Wort
erinnert: „Wir sind das Volk.

" Dieses Wort wurde
nicht von Leuten aus den Blockparteien gesprochen.
Es wurde nicht von Politikern gesprochen . Auf dieses
Wort : „Wir sind das Volk" kann man nicht antworten,
indem man sagt : „ Und ich bin der Kanzler! "

(Heiterkeit)
Das reicht nicht! Hier benötigt das Gespräch mehr
politische Substanz.

Ich will Ihnen ganz offen sagen : Wenn die Bundes¬
regierung glaubt , der Bundestag und der Bundesrat
seien Zaungäste , seien gewissermaßen Schlachten¬
bummler, wenn es um die Grundsteinlegung der
deutschen Einheit geht , dann irrt sie . Von diesem
Staatsvertrag, dem wichtigsten Schritt zur Verände¬
rung der staatlichen Strukturen in Deutschland , sind
die Länder in der Bundesrepublik in ihrer staatlichen
Existenz und in ihrem Mitwirkungsrecht unmittelbar
berührt Deshalb glaube ich , daß für diesen Staatsver¬
trag der Grundsatz gelten muß , daß der Bundesrat die
Möglichkeithaben muß , über den Text gründlich und
eingehend zu beraten , Änderungen zu beschließen,
die aus seiner Sicht nötig sind , und danach dem Text
insgesamtzuzustimmen oder ihn abzulehnen . Unsere
Mitwirkungdarfnicht zu einer bloßen Jasager -Veran¬
staltung werden. Es gibt die deutsche Einheit nicht

1 nur zu den Bedingungen des einen . Man darf auch
nicht glauben , derjenige sei am stärksten für die Ein¬
heit, der sie als Privatveranstaltung so mit Hektik und
Druck betreibt , wie wir es in den letzten Wochen und
Monaten erlebt haben.

Der Vertragstext darf nicht den föderalen Gedan¬
ken mißachten. Das heißt konkret , daß wir bei Arti¬
kel 7 Abs . 3 Satz 2 und bei Artikel 8 über Schiedsge¬
richt und Reglenmgsausschuß reden müssen . Dazu
gehört auch , daß wir über Währungs - und Wirtschafts¬
union . über Sozial - und über Umweltunionmiteinan¬
der sprechen müssen.

Ich empfinde die . Situation nicht so . wie Kollege
Späth gemeint hat , daß im Augenblick eine miese
Stimmungherrsche , auch nicht in bezug auf die deut¬
sche Einheit. Ich glaube vielmehr , daß die Menschen
diesen Weg gehen wollen . Ich meine auch , daß die
Menschen über die Bedingungen dieses Weges einen
öffentlichen Diskurs wünschen . Aber viele sind von
mancherlei Vermischungen irritiert, bei denen auf
einmal deutsche Einheit und taktisches Verhalten bei
der Anpeilung oder Festlegung von Wahltenninen
miteinander verbunden werden.

Darum will ich hier ausdrücklich sagen : Soweit ich
es sehe , sind alle Länder bereit , an der deutschen Ein¬
heit und an einem deutschen Bundesstaat mitzuwir¬
ken . Alle Länder sind zu teilen bereit , um die Teilung
zu überwinden . Die Voraussetzung dafür aber ist , daß
Kalkulierbares hinsichtlich Kosten und Belastungen
genannt wird . Wir haben unsere Bereitschaft durch
die Verabredung gezeigt , die wir in der vergangenen
Woche getroffen haben . Wenn wir einen sol¬

chen Vorschlag von Anfang an gehabt hätten , wären tCi
uns viele öffentliche Diskussionen und viele Sorgen
um die Handlungsfähigkeit der Länder und Gemein¬
den erspart geblieben.

Das zentrale Problem in der DDR wird wohl — dar¬
auf haben sowohl der Bundesfinanzminister wie auch
Kollege Späth hingewiesen — der wirtschaftliche
Strukturwandel , der Übergang von einer Kommando¬
wirtschaft zu einer , wie ich freilich finde , sozial und
ökologisch verpflichteten Marktwirtschaft sein . Das
ist ein Ziel , ein Entwurf , der historisch ohne Beispiel
ist . Das sind große Chancen für die Menschen ; aber es
sind auch enorme Risiken. Darum sind Umsicht und
Vorsorge nötig . Wer Umsicht und Vorsorge als Säu¬
men und Zögern diskreditiert, der wird der Sache
nicht gerecht.

Genau an dieser Umsicht und Vorsorge mangelt es
diesem Vertragswerk in vielen Punkten . Es gibt die
Sorge, daß viel zu viele Betriebe in der DDR der ge¬
planten Schocktherapie nicht standhalten . Das gilt
auch für solche Betriebe , die nach einer angemesse¬
nen Übergangszeit durchaus wettbewerbsfähig wä¬
ren . Gewiß wird nach dem 2 . Juli verständlicherweise
die Konsumnachfrage stark ansteigen . Die Menschen
haben zum erstenmal „ richtiges" Geld . Aber wie be¬
urteilen sie die Gefahr , daß das ein Strohfeuer ist , das
im Herbst zusammenbricht ? . Wie beurteilen sie die
Sorge, daß vor allem die Industriebetriebe nach eini¬
gen Monaten zunehmende Liquiditätsprobleme be¬
kommen? Allein im warenproduzierenden Gewerbe
arbeiten etwa 3,2 Millionen Menschen . Wenn diese
Betriebe ihre Waren nicht mehr absetzen können —

(Dj
wer sich heute umsieht , der erkennt das schon — .
wenn sie nicht mehr verkaufen können , was sie pro¬
duzieren . dann kommt es zu Entlassungen in großem
Umfang. Dann mag alles das nötig sein , Herr Kollege
Späth , wovon Sie soeben gesprochen haben . Nur muß
man doch darüber reden!

Wenn der Bundeswirtschaftsminister von „ dramati¬
scher Arbeitslosigkeit “ in der DDR spricht , und wenn
diesem Vertrag eine viel zu optimistische Prognose
zugrunde gelegt wird — jedenfalls gemessen ah den
Äußerungen des Bundeswirtschaftsministers ; Sie stel¬
len , wie der Herr Bundesfinanzminister dargestellt
hat , für das zweite Halbjahr 7 Milliarden DM zur Ver¬
fügung — , dann frage ich : Reicht das ? Was ist nach
dieser Zeit? Wie wollen wir verhindern , daß sich Fehl¬
entwicklungen nur verzögern, statt daß wir ihnen
durch die richtigen Schritte zum richtigen Zeitpunkt
entgegenwirken ? — Wir werden auf absehbare Zeit
Mittel und Maßnahmen brauchen , damit wir den
Strukturwandel erleichtern , damit moderne und qua¬
lifizierte Arbeitsplätze entstehen können . Dazu gehö¬
ren natürlich Ausbildung und Qualifikation.

Nein, meine Damen und Herren , es geht nicht um
sogenannte Nachbesserungen im Sinne günstigerer
Konditionen für die DDR zu Lasten der Bundesrepu¬
blik, sondern es geht darum, zu verhindern , daß die
Überwindung der staatlichen Teilung in soziales
Chaos führt Darum muß in einem solchen Staatsver¬
trag von den Vertragspartnern verbindlich vereinbart
werden , welche weiteren Maßnahmen sie prüfen,
welche Regelungen sie treffen wollen , sobald eine der
Vertragsparteien nachvollziehbar darlegen kann , daß
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oder weniger günstig entwickelt als angenommen.
Wir brauchen vorsorgliche Maßnahmen zur Finan¬

zierung . Wenn der wirtschaftliche Strukturwandel,
wenn die Modernisierung der Betriebe in erster Linie
von Privatseite finanziert wird , dann muß doch die
Frage gestellt werden : Wie wird denn mit dem Ver¬
mögen von SED/PDS und mit dem Vermögen der
übrigen Blockparteien umgegangen , das sich in vier
Jahrzehnten angesammelt hat?

Hier ist neues Denken nötig ! Nur wenn neues Den¬
ken Platz greift, ist auch neues Handeln möglich . Ge¬
rade angesichts der Steuerschätzungen , von denen
meine beiden Vorredner gesprochen haben , muß dar-

(B ) über geredet werden , was das denn für die Entwick¬
lung etwa im Bereich der Untemehmenssteuem be¬
deutet . Ist angesichts unserer glänzenden Umsatz-
und Gewinnsituation die Ankündigung weiterer glo¬
baler Senkungen in der Größenordnung von 25 Milli-

— arden DM wirklich sinnvoll?
Meine Damen und Herren , lassen Sie mich einen

letzten Punkt erwähnen ! Wer Zeitungen sammelt und
sich Zettelkästchen anlegt , der hat zu Wahlterminen
und zu der Frage eines Junktims oder Nichtjunktims
in den letzten Wochen und Monaten jeden Tag eine
neue Äußerung lesen können , sehr häufig von der
gleichen Person. Dann muß doch die Frage gestellt
werden : Welchen Zusammenhang sieht die Bundes¬
regierung und sehen die Koalitionsfraktionen zwi¬
schen dem Staatsvertrag und dem Tennin für gesamt-

■deutsche Waiden ? Ist dieser Termin eine von wahltak¬
tischen oder parteipolitischen Überlegungen abhän¬
gige Variable ? Ich habe am 14 . Mai erlebt , wie ein
Junktim zwischen dem Staatsvertrag und der Verein¬
barung des Wahltermins in der Koalition hergestellt
wurde . Der demokratische Griindungsakt des neuen
deutschen Bundesstaates als Ergebnis solcher Koali¬
tionsgespräche ? — Nein!

Wir müssen den Zeitpunkt , wir müssen die Ausge¬
staltung der ersten gesamtdeutschen Wahlen als inte¬
grale Bestandteile bei der Herstellung der deutschen
Einheit sehen . Darum sind das gesamtstaatliche Auf¬
gaben . Das ist eine völlig neue politische Qualität.
Darum darf über den Zeitpunkt und die Ausgestal¬
tung der ersten gesamtdeutschen Wahlen nach unse¬
rer Überzeugung nur in vollem Konsens der staatli¬
chen Ebenen entschieden werden . Alle verantwortli¬

chen Krälte in der Bundesrepublik Deutschland und i<- •
in der DDR müssen sich verständigen.

Sie haben recht : Das Grundgesetz ist auch die Aus¬
gangsbasis für den neuer . Staat, der entstehen wird.
Auf dieses Grundgesetz sind alle demokratischen
Kräfte in der Bundesrepublik verpflichtet . Aber wie
sieht dieses Grundgesetz am Ende aus ? Was geschieht
bei Anwendung des Artikels 23 mit den Elementen
des Artikels 146? Welche Rechtsgebiete , welche Be¬
reiche werden sich verändern ? Ich bin kein Jurist:
aber ich weiß, daß vom Strafrecht über das Kirchen¬
recht bis zu vielen anderen Elementen unserer Gesell¬
schaftsordnung neue Überlegungen Platz greifen
müssen und Platz greifen werden . Darum kommt es
darauf an . daß das Grundgesetz jetzt von uns nicht nur
gepriesen wird , sondern daß wir auch seine Gesin¬
nung ernst nehmen . Und zur Gesinnung des Grund¬
gesetzes gehört , daß die Bundesrepublik Deutschland
ein Bundesstaat und keine Republik mit Präfekten
und Provinzen ist.

Wenn das so ist , dann müssen die föderalen Ele¬
mente gestärkt , und dann muß über die Finanzkom-
pelenz geredet werden . Auf der Basis dieses Grund¬
gesetzes muß , meine ich, am Ende stehen , daß dieje¬
nigen , die Sie mit dem Ruf » Wir sind das Volk “ zitiert
haben , die Chance erhalten , sich die Geburtsurkunde
dieses neuen Staates selber auszustellen , indem sie
einen Volksentscheid treffen.

Der Prozeß der deutschen Einheit muß in der Tat
schnell und zügig sein . Aber schnell und zügig ist
etwas anderes als hastig und hektisch . Es sollte sich
niemand täuschen : Der Weg zur wirklichen Einheit
der Deutschen , und zwar im Leben der Menschen und
nicht nur auf dem Papier , in der Verfassungswirklich¬
keit und nicht nur im Verfassungstext , ist lang und
wird uns allen viel Kraft abverlangen . Aber wenn wir
diesen Weg gemeinsam gehen sollen , muß die Ge¬
meinsamkeit am Anfang stehen und über die ver¬
schiedenen Etappen durchgehalten werden . Sie darf
kein taktisches Kalkül sein , sondern dann muß sie
Fundament für das sein , was wir tun , und für die Art.
wie wir es tun.

Der Rat , den der Bundesfinanzminister uns am An¬
fang gegeben hat , nämlich daß wir ohne kleinliches
Gezänk und ohne parteipolitische Polemik beraten
sollen, gilt für alle als zustimmungsfähig , und das wol¬
len wir auch alle versuchen . Aber dann dürfen Sie
nicht fragen : . Ist das Ihr letztes Wort ? “

, bevor Sie Ihr
erstes Wort gesprochen haben und bevor die Tür —
statt zu schweigender Zusümmung — zu Beratungen
in der Sache offen ist . — Herzlichen Dank!

Präsident Mompen Schönen Dank , Hert Kollege!
Das Wort hat nunmehr Herr Ministerpräsident

Dr . Streibl (Freistaat Bayern ) . — Bitte schön , Herr Kol¬
lege Streibl!

Dr. h. c. Streibl (Bayern ) : Herr Präsident ! Meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Ich war wirklich stolz.
Kollege Rau, als wir am vergangenen Mittwoch zu¬
sammen mit dem Bundesfinanzminister vor die Presse .
gegangen sind . Ich war stolz darauf , daß es gelungen
ist, ein gemeinschaftliches Werk des Bundeskanzlers
und sämtlicher Ministerpräsidenten der Bundesrepu-

Es geht nicht nur um die SED. Ich denke , der Bun¬
desrat muß darüber sprechen , und zwar nicht nur bei
Haushaltsberatungen . Wenn es wirklich stimmt —
diesen Eindruck haben wir in den letzten Monaten
und Jahren gewonnen ; wir haben das gelobt und ge¬
priesen — , daß die Entspannungspolitik in Europa
Fortschritte macht — das ist doch kein deutsch -deut¬
sches Phänomen , sondern dies zeigt sich auch in der
Tschechoslowakei , Ln Ungarn und in Polen — , dann
müssen wir doch darüber sprechen , ob es in einer sol¬
chen Zeit angemessen ist, den höchsten Verteidi¬
gungshaushalt seit Gründung der Bundesrepublik
vorzulegen und dann auch noch vorzusehen , daß er
um 1,5 Milliarden DM gesteigert wird. Wieviel von
diesen Mitteln könnte genutzt werden , um die soziale
und die ökologische Erneuerung in der DDR zu finan¬
zieren?
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(A) sieht Wir werden in diesen Tagen über weitere Kre¬

dite für die UdSSR reden . We : wird diese denn ver¬
weigern wollen, wenn diejenigen , die das alles einge¬
leitet haben , jetzt selber in Gefahr sind ? Wie wollen
wir denn ein stabiles Europa schaffen, wenn wir nicht
gewaltige Mittel einsetzen ? Wollen wir dann unter¬
scheiden und sagen : Das ist zuviel und das ist zuwe¬
nig?

Wir haben uns doch alle miteinander lange ge¬
wünscht, eines Tages Freiheit und Frieden für Geld
kaufen zu können . Wir haben viel Geld für Häiflings-
irelkäufe gezahlt . Wir hätten viel Geld ausgegeben,
wennwir damit den Schießbefehl an der Mauer weg-
bekommen hätten . Jetzt ist all das eingetreten , was
wir eigentlich nicht zu träumen gewagt haben . Plötz-
lich gibt es in der UdSSR einen Staatschef namens
Gorbatschow , der bereit ist , der deutschen Wie¬
dervereinigung zuzustimmen und konstruktiv nach
Lösungenzu suchen, wie man Einzelprobleme bei den
Zwei -plus-Vier-Gesprächen im Prozeß der Einigung
lösen kann.

Daß der amerikanische Präsident das unterstützt,
haben wir eigentlich immer geglaubt . Daß der Präsi¬
dent der Französischen Republik seine Bedenken zu-
rücksteüt und in dieser Phase zusammen mit dem
deutschen Bundeskanzler die Initiative .politische
Integration Europas“ ergreift , ist doch ein groß¬
artiges Ereignis, genauso wie die Tatsache , daß die
Engländer dem Ganzen zustimmen , daß die Zwei-

. plus-Vier-Gespräche mit festem Termin laufen , daß in
Wien Hoffnungen auf einen Erfolg bestehen , daß der
KSZE-Prozeß mit neuen Zielen versehen werden
kann . Gestern hat der Bundeskanzler zu der Frage¬
stellung NATO und Warschauer Pakt die Idee geäu¬
ßert , daß man mit einem Nichtangriffspakt beginnen
könnte . Man muß sich einmal vergegenwärtigen , was
es historisch bedeutet , wenn Vertreter der beiden
Blöcke , die jeweils Schutzfunktionen hatten , plötzlich
miteinander reden , mit einem Nichtangriffspakt be¬
ginnen und Strukturen für ein großes europäisches
Sicherheitssystem entwickeln.

Darüber hinaus ist die Wirtschaltslage so günstig
wie nie zuvor. Die künftigen Tarifabschlüsse sollten
sich an dem der IG-Metall und an den Steuererleich¬
terungen zum 1 . Januar orientieren . Anschließend
sollten wir einmal zusammenzählen , damit wir einen
Eindruck davon bekommen , was wir tun würden,
wenn wir die Wiedervereinigung in einer tiefen wirt¬
schaftlichen Krise bewältigen müßten. Was hätten wir
denn getan , wenn wir jetzt in der Lage wären , wie sie
Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre bestanden
hat ? Wir stehen vor diesem Problem in einer Situa¬
tion, in der wir tatsächlich sagen können : Wir brau¬
chen jetzt keine Steuern zu erhöhen , weil wir Steuer¬
mehreinnahmen haben . Die Zahlen liegen alle auf
dem Tisch. Sie müssen einmal die Relation sehen . Es
ist ein glücklicher Zufall, daß wir die großen Aufgaben
bei dieser Konjunkturlage lösen können.

Mir fällt dazu nur ein Vergleich ein . Es gibt das Bild
der Friedensbewegung : Schwerter zu Pflugscharen.
Das ist ein interessantes Bild . Es mahnt uns eigentlich,
jetzt lieber die Pflugscharen zu bezahlen , damit wir
die Schwerter nicht mehr brauchen . Wer nicht bereit
ist , die Pflugscharen zu finanzieren , d . h . die Wirt¬

schaftshilfe zu sichern , damit der ganze Osteuropa - l(
sehe Prozeß so stabil wird , daß sich der Sicherheits¬
prozeß mit einem ökonomischen Stabiiitätsprozeß
verbindet , der läuft eines Tages Gefahr , wegen der
Destabilisierung wieder Geld für andere Dinge ausce-
ben zu müssen.

Da wir doch darin übereinstimmen , daß dies die
ganz große Chance ist . nicht nur den deutschen Pro¬
zeß , sondern auch den europäischen Friedensprozeß
zu fördern , weiß ich nicht , ob wir uns weiterhin in
Alternativdiskussionen verstricken dürfen , wie wir sie
geführt haben . Deshalb will ich mit einem Wort von
Herbert Wehner schließen , der am 30 . Juni 1960.
also vor fast genau 30 Jahren , gesagt hat:

Das geteilte Deutschland , meine Damen und Her¬
ren — ich möchte damit nicht belehren - . kann
nicht unheilbar miteinander verfeindete christli¬
che Demokraten und Sozialdemokraten ertra¬
gen.

Ich möchte ebenfalls nicht beiehren : aber das ver¬
einte Deutschland kann das auch nicht ertragen.

Präsident Momper: Schönen Dank . Herr Kollege
Späth!

Das Wort hat nunmehr der Ministerpräsident von
Nordrhein-Westfalen . Bitte schön. Herr Kollege Rau!

Dr. h. c . Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! In der Presseschau
habe ich heute morgen eine Meinung vertreten ge¬
hört , jetzt , bei den veränderten Mehrheitsverhältnis - (D
sen im Bundesrat , werde die SPD diesen Bundesrat
sicherlich zu einem „ Kampfinstrument ” machen.

Ich habe immer ein anderes Verständnis vom Bun¬
desrat gehabt . Inzwischen habe ich jedoch ein ganz
neues . Man kann den Bundesrat auch zur Abiage-
stelle für alte Wahlreden machen . Herr Kollege
Späth.

(Heiterkeit!
Das haben Sie uns soeben vorgeführt.

Soweit Sie sich mit der SPD und ihrer deutschland¬
politischen Position auseinandergesetzt haben , darf
ich Ihnen versichern — ohne Prophet wie derjenige zu
sein, den Sie soeben mit den Schwertern und den
Pflugscharen zitiert haben — : Die Schlichtheit Ihrer
Argumente wird kein weiterer Redner hier erreichen.
Mit der Darstellung sozialdemokratischer Politikhatte
das, was Sie hier zu einem Popanz aufgebaut haben,
den Sie dann verprügelt haben , nichts zu tun . Es mag
Zeitungen geben — in Baden-Württemberg — , die
die sozialdemokratische Position so darstellen . Dann
aber empfehle ich die Lektüre überörtlicher Tageszei¬
tungen.

Wer so verfährt , daß er z . B . erzählt , die SPD habe
die Übersiedler aussperren , und die CDU habe der
DDR helfen wollen , der stellt die Argumente auf den
Kopf. Wir haben Forderungen gestellt und sind dafür
gescholten worden , der DDR endlich zu helfen , und
wir haben hier darüber diskutiert , ob diese Hilfe schon
vor Wahlen stattfinden solle oder ob man mit ihr war¬
ten müsse , bis in der DDR eine fTeigewählte Volks¬
kammer existiere . — Das war die Diskussion.
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( Ai Nun kommt der nicht nur beim Skatspiel mit mir

befreundete Lothar Späth und erzählt , man dürfe
nicht nachkarten . Und was tut er dann 35 Minuten
lang ? Nicht nur nachkarten ! Er zeigt hier lauter Asse
und sagt : Das wird ein Nullouvert.

(Heiterkeit)
Nein , Herr Kollege, so schlicht sind die Dinge nicht.

Wir alle kennen die Gründe , warum der saarländi¬
sche Ministerpräsident heute nicht hier sein kann . Ich
habe auch nicht die Funktion , die Position des Saar¬
landes hier darzustellen — das wird sicherlich noch
geschehen — , zumal ich eine andere Position ver¬
trete.

Nur , so zu tun , als stünden diejenigen , die diesen
Staatsvertrag ablehnen , damit im Tor, um die Heilig¬
sprechung der Bundesregierung zu verhindern , das ist
ein völlig falsches Bild , ein völlig falsches Verständnis.
Es ist ein Genuß , Sie die Bundesregierung loben zu
hören ; das freut uns immer wieder : wegen der Origi¬
nalität , wegen der Nähe zur Bundesregierung , die Sie
immer wieder bezeugen — wenn nicht gerade Wahl¬
kampf ist. Aber die Fragen , mit denen wir es hier zu
tun haben , darf man nicht polemisch , darf man nicht
„in kleiner Münze " vertun.

Ich glaube , daß das heute ein ganz wichtiger Tag ist,
so wie gestern ein sehr wichtiger Tag war . Und wenn
wir schon das Nachkarten , wenn wir schon den Urhe¬
berstreit vermeiden wollen,.dann sollten wir uns in der
Tat der Dimension dessen bewußt sein , was gegen¬
wärtig zu gestalten ist, wie Kollege Späth gesagt

(Bi hat.
Heute ist ein Tag , der für viele Erinnerungen weckt.

Heute vor 49 Jahren ist die deutsche Armee in die
Sowjetunion einmarschiert , und das , was wir hier
heute besprechen , ist einer der Versuche , die Folgen
dessen zu mildem , was auch mit diesem Tag vor
49 Jahren zusammenhängt , die Folgen desse'n zu mil¬
dem , was viele Menschen innerlich zerreißt Es gibt
Menschen , die innerlich zerreißt , was wir im Blick auf
die polnische Grenze hoffentlich einstimmig heute
beschließen werden . Es ist keine leichte Sache , ge¬
meinsam . wie wir das hoffentlich tun werden , zu die¬
ser Grenze ja zu sagen , von der wir jedenfalls wissen,
daß sie nicht durch Willkür zustande gekommen ist,
sondern sie ist die schreckliche Folge eines von Deut¬
schen begonnenen Krieges.

Ich denke , wir müssen uns der Bedeutung dieses
Tages bewußt sein . Wir haben das Ziel verfehlt , wenn
wir so tun , als sei der Staatsvertrag die einzige Lösung,
wenn wir so tun , als sei jeder , der gegen diesen Staats¬
vertrag stimmt , damit ein Gegner der deutschen Ein¬
heit . Davon ist überhaupt keine Rede . Wir streiten um
den richtigen Weg.

Dazu meine ich freilich, Herr Kollege Späth — das
habe ich gestern auch im Innerdeutschen Ausschuß
gesagt — , wir brauchten jetzt nicht im einzelnen dar-
zustellcn . welche Zusagen hinsichtlich unserer Betei¬
ligung wir bekommen haben und wie viele dieser
Zusagen nicht eingehalten worden sind . Das wäre in
der Tat ein Nachkarten.

Wir sollten jedoch — jedenfalls sage ich das für
Nordrhein -Westfalen — sagen : Gemeinsamkeit muß

man am Beginn des Weges versuchen und nicht am ■<
Ende des Weges reklamieren . Nurwer am Beginn ver¬
sucht . zur Gemeinsamkeit zu kommen, kann sie errei¬
chen , jedenfalls in einer Gesellschaft, die wir als plu-
rale , als pluralistische Gesellschaft wollen und in der
es unterschiedliche , gegenläufige politische Kräfte in¬
nerhalb des demokratischen Spektrums gibt.

Wir alle wollen die Teilung Deutschlands überwin¬
den ; wiralle wollen die Teilung Europas überwinden.
Wir alle setzen auf die Einigung Deutschlands inner¬
halb eines europäischen Einigungsprozesses . Aber
ich denke , daß wir dieses Ziel um so besser erreichen
werden , je mehr uns bewußt ist . wer uns diese Chance
eröffnet. Diese Chance eröffnet uns keine Bundesre¬
gierung und keine Landesregierung , kein Bundestag
und kein Bundesrat sondern diese Chance haben uns
demokratische Revolutionen in der Mitte und im
Osten Europas eröffnet.

Was mich bedrückt , ist, daß diejenigen Menschen,
die diese Revolutionen durch aufrechten Gang zu¬
stande gebracht haben , in der öffentlichen Diskussion
überhaupt nicht mehr Vorkommen . Wer spricht denn
noch von jenen , für die es Lebensgefahr bedeuten
konnte , im Deutschlandfunk morgens aus irgendeiner
mecklenburgischen , brandenburgischen oder sächsi¬
schen Pfarrerwohnung , oder wo es sonst gewesen sein
mag , ein Interview zu geben ? Wer spricht denn noch
von Konrad Weiß , von Bärbel B o h l e y und von de¬
nen . die diesen Prozeß in Gang gesetzt haben , als wir.
wohl engagiert , wohl auch ein Stückchen helfend,
dabei mitzuwirken versucht haben , daß dieser Prozeß
vorankam ! Es war doch deren Werk, und es war auch ,q,
nichtein Jahr der Deutschen , das hinter uns liegt , son¬
dern es war ein Jahr europäischer Freiheitsbewegun¬
gen . Ohne Budapest , ohne Prag, ohne Warschau , vor
allen Dingen ohne Moskau und ohne Gorbatschow
hätte dieser Prozeß so nicht gelingen können . .

Ich stelle mir vor, wir hätten uns bei der Art. wie
dieser Staatsvertrag zustande gekommen ist . anmer¬
ken lassen , daß wir das wissen. Ich stelle mir vor. wir
hätten diese Chance als eine gemeinsame Chance
aller Verfassungsorgane von Bund und Ländern , von
Bundestag , Bundesregierung und Bundesrat erkannt.
Dann wären wir nicht in die merkwürdige Situation
gekommen , uns Exemplare des Staatsvertragsent¬
wurfs von der Regierung der DDR ausleihen zu müs¬
sen , damit wir sie ein paar Tage bevor die Bundesre¬
gierung sie uns mit Stundenfristen zustellte lesen
konnten.

Darum geht es , und es geht um die Frage , ob und
wie wir diese Chance wahmehmen , wie wir das , was
es seit 1949 jetzt zum erstenmal gibt — Hoffnung auf
Vereinigung in Frieden und mit Zustimmung unserer
europäischen Nachbarn — , zustande bringen . Daher
ist dieser Tag , so glaube ich, ein wichtiger Tag . Ich
bestreite überhaupt nicht , daß dies ein Tag der Freude
und der Hoffnung ist. Nur , wer auf das hinweist , was
mit diesem Tag auch an Befürchtungen , an Ängsten
verbunden ist , der ist doch damit nicht „ Bundesbe¬
denkenträgerEs will sich doch kein Hochgefühl ein¬
stellen.

Ich weiß nicht, ob Sie heute morgen in den Nach¬
richten den Bericht über das Interview mit dem Mann
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. Ai gehört haben , der die Arbeitslosenimtiativen in der

DDR zusammenzutuhren versucht , der darüber be¬
richtet . daß es inzwischen 130 000 Arbeitslose gibt
und daß es einige Fälle von Selbstmord unter Arbeits¬
losen gegeben habe.

Wir haben Zeiten erlebt , in denen wir in Nordrhein-
Westfalen 800 000 Arbeitslose hatten . Seit nunmehr
acht Jahren liegt die Zahl der Arbeitslosen in der Bun¬
desrepublikjeweils bei über zwei Millionen; seit zwei,
drei Monaten liegt sie endlich einmal knapp darunter.
Wir wissen , welche Belastung das ist. Aber welche
Sorgen sich damit in der DDR verbinden , in einem
Land ohne marktwirtschaftliche Ordnung , ohne ent¬
sprechende soziale Systeme , ohne Absicherungen,
ohne das soziale Netz , muß man doch sagen dürfen.
Das muß doch ausgesprochen werden.

Daher muß man doch bei der Diskussion über den
Staatsvertrag und über das Begleitgesetz darauf hin¬
zuwirken suchen , daß Verbesserungen stattfinden,
daß Sicherungen erfolgen . Deswegen , denke ich, darf
man nicht mit dem Kauf von Trabis oder Volkswagen
kommen. Alles richtige Einsichten , aber keine zurei¬
chenden zur Lösung der Probleme, vor denen die
Menschen in der DDR und wir gemeinsam , in weni¬
gen Monaten hoffentlich einig , in einem Staat organi¬
siert . stehen werden.

Deshalb ist es ein Zerrbild zu glauben , wie appel¬
lierten an Neidgefühle . Wer soziale Gerechtigkeit
einfordert , appelliert damit nicht an Neidgefühle . So¬
ziale Gerechtigkeit als politisches Prinzip ist keine
sozialdemokratischeErfindung ; das finden Sie in der

(B ) katholischen Soziallehre und in der evangelischen
Sozialethik ganz genauso . Nur , sobald es jemand ein¬
fordert , der eine andere parteipolitische Orientierung
hat. wird daraus der Vorwurf der Neidgefühle.

Wir wollen teilen , wollen die Teilung überwinden,
auch durch Teilen . Aber dann muß man doch die
Frage stellen : Wer trägt denn die Lasten? Werden
denn den starken Schultern auch mehr Lasten aufer¬
legt als den schwachen , oder müssen die schwachen
Schultern wieder alles tragen ? Da Sie aus dem alten
Testament die Schwerter , die zu Pflugscharen gewor¬
den sind , zitiert haben — immerhin ein Satz , den die
Sowjetunionauf ein Denkmal gesetzt hat ; das einzige
Mal , daß die Sowjetunion einen Bibelspruch benutzt
hat — , will ich Ihnen mit einem Wort aus dem Neuen
Testament einen Gruß sagen : „Wem viel gegeben ist.
bei dem wird man viel suchen , und wem viel anver-
traut ist. von dem wird man um so mehr fordern .

"
StellenSie sich vor, wir würden das einmal steuerpoli¬
tisch umsetzen!

(Heiterkeit — Dr. h . c. Späth [Baden-Würt-
tembergj : Wir zwei hätten damit keine Pro¬

bleme !)
— Nein, weil wir aus dem Mittelstand hervorgegan¬
gen sind!

(Erneute Heiterkeit ) )
In der DDR haben Menschen 40 Jahre lang in einem

totalitären System unter einer Kommandowirtschaft
gelebt . Wir haben jetzt die Pflicht, dabei mitzuwirken,
daß Währungsunion , Sozialunion , Wirtschaftsunion,
Uraweltunion — inzwischen haben Sie eine Fahn¬

dungsunion , hinzugefügt — erfolgreich werden . Wir «<’

haben auch dafür zu sorgen , daß es nicht zu wirt¬
schaftlichen. sozialen und menschlichen Katastro¬
phen kommt. Weil es darum geht , war der Streit um
den Staatsvertrag richtig.

Ich gestehe , es ist wieder das übliche Muster . -Wenn
in der eigenen Partei „ Zoff " herrscht , sagt man : Das ist
Vielfalt . Wenn in der anderen Partei Streit ist . sagt
man: Das ist Zerrissenheit der SPD . Das sind die be¬
kannten schlichten Muster.

Ich gestehe , wir haben uns den Streit nicht erspart.
Wir sind sehr oft bis an die Grenze der Diskussionsfä¬
higkeit bei der Frage gegangen : Was können wir mit¬
tragen , wie weit können wir das mittragen . wer kann
das mittragen ? Aber ich denke , daß der Bürger einen
Anspruch darauf hat zu erfahren , ob man es sich
leichtmacht oder ob man in einem schwierigen Dis¬
kussionsprozeß zu einem Ergebnis kommt

Wir haben ein Ergebnis , und es wird in der Abstim¬
mung deutlich werden . Deshalb will ich jetzt nicht
darüber reden und rechten , welche Verbesserungen
denn nun stattgefunden haben , ob sie im Vertrag oder
im Gesetz sind . Ich denke , wir sind ein Stück beim
Schutz von DDR-Produkten vorangekommen , bei der
aktiven Arbeitsmarktpolitik , bei den Vorkehrungen
für eventuelle krisenhafte Zuspitzungen , beim Arti¬
kel 1 b , den unser KollegeJochimsen maßgeblich for¬
muliert hat.

Aber ich würde doch gern noch einmal in Erinne¬
rung rufen , was den meisten bekannt , aber vielen
nicht bewußt ist : Die Bundesrepublik Deutschland ist iDi
eine Gründung der Länder , und nicht umgekehrt . Der
neue Staat , der jetzt entstehen soll , der soll, wie immer
er heißt, ein Bund deutscher Länder sein.

Darumhaben wir zu fragen : Wie kommen wirzu ei¬
ner Politik , die nicht etwas einverleibt , sondern die
Achtung vor dem bekundet , was unsere Landsleute
unter imerträglichen Umständen geschaffen haben?
Wie kommen wir dazu , daß künftig alle politischen
Kräfte und Institutionen in der DDR und bei uns an
diesem Einigungsprozeß beteiligt werden?

Dabei denke ich . daß auch die Bundesregierung
nochlernen könnte und daß mit der Mißachtung föde¬
raler Prinzipien Schluß sein muß. daß die Länder
wenigstens in Zukunft rechtzeitig und umfassend an
der weiteren Gestaltung des deutschen Einigungspro-
zesses beteiligt werden . Es geht auch darum , daß wir
über die Bestimmung des Zeitpunktes und über die
Ausgestaltung der ersten gesamtdeutschen Wahlen
miteinander reden . Auch hier erfahren wir aus den
Zeitungen , was vorgesehen ist.

Ich glaube , daß das Grundgesetz eine gute Grund¬
lage , ein großartiges Angebot und eine noch nicht
erfüllte Aufgabe ist . Es ist deshalb eine gute Basis
auch für den neu entstehenden gemeinsamen Staat.

Aber machen Sie doch nicht jeden zum Sektierer,
der gerne darüber reden möchte , wie denn dieses
Grundgesetz im Blick auf die Stärkung des föderalen
Prinzips verbessert werden kann , im Blickdarauf , daß
die Friedensstaatlichkeit im Grundgesetz festge¬
schrieben werden könnte ; der Verzicht auf atomare,
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(A ) auf biologische und chemische Waffen , daß das

Grundgesetz durch die Konkretisierung des Sozial¬
staatsgebotes verbessert werden könnte , daß der Um¬
weltschutz als Staatsziel in das Grundgesetz aufge¬
nommen werden könnte , daß das Recht der Frauen
auf Gleichstellung wirksamer abgesichert werden
könnte , als es ist ! Weil wir das glauben , darum sind
wir dafür , daß über eine künftige Verfassung eine
Volksabstimmung stattfindet , daß das Fundament für
die künftige staatliche Ordnung eines Tages von allen
Bürgerinnen und Bürgern gelegt wird.

Noch einmal : Wir erneuern das Angebot an die
Bundesregierung zui Zusammenarbeit . Aber das muß
dann Kooperation , Information und anschließend ge¬
meinsames Nachdenken sein.

Wir wissen , die deutsche Einigung ist ohne Zustim¬
mung der europäischen Nachbarn nicht möglich.
Darum werden wir heute zur Frage der polnischen
Westgrenze Stellung nehmen . Diese Grenzfrage hat
Deutsche und Polen schrecklich belastet Wir haben
eine Politik zu betreiben , die Grenzen annimmt und
dadurch mitzuwirken versucht , daß sie nicht mehr
trennen , sondern uns als Nachbarn verbinden.

Ich bin davon überzeugt , die demokratischen Revo¬
lutionen in der Mitte und im Osten Europas geben uns
eine historische Chance , auch die europäische Tei¬
lung zu überwinden . Das heißt aber , daß wir nicht .
vergessen dürfen , daß wir uns in zwei Prozessen be¬
finden : in dem deutsch -deutschen Prozeß und im eu¬
ropäischen Einigungsprozeß im Westen , den wir be¬
schleunigen müssen , daß wir vor der Umgestaltung in
vielen Bereichen ' steheri und daß wir deshalb Mittel

(B| freisetzen müssen , auch durch drastische Abrüstung,
damit wir Mittel für die Zukunft der Menschen ver¬
wenden können und wir die Möglichkeit erweitern,
im Osten und im Süden zu helfen.

Wir dürfen über die Schwierigkeiten in unserer In¬
dustriewelt die Nöte der Dritten und der Vierten Welt
nicht verdrängen . Wirwerden schon in aller Kürze vor
der Aufgabe stehen , ein umfassendes Hilfsprogramm
des Westens für den Osten zu formulieren , damit der
demokratische Aufbau und der ökonomische Umbau
möglich werden . Das gilt vor allen Dingen imBlickauf
die Sowjetunion , von der Sie, Herr Kollege Späth,
nach Ihrer Reise berichtet haben.

Nordrhein -Westfalen stimmt dem Vertragswerk
zwischen beiden deutschen Staaten zu , und zwar trotz
der schwerwiegenden Mängel , mit denen wir uns in
den letzten Wochen oft intern und öffentlich beschäf¬
tigt haben . Wir knüpfen an diese Zustimmung nicht
nur die Bereitschaft zur Mitwirkung , sondern auch die
Forderung nach zukünftiger Zusammenarbeit statt
des Gegeneinander -Aufbringens , damit wir den deut¬
schen und den europäischen Einigungsprozeß wirk¬
sam voranbringen können.

Präsident Momper: Schönen Dank , Herr Kollege
Rau!

Das Wort hat nun der Ministerpräsident von Hes¬
sen , Herr Dr. Wallmann. Bitte schön , Sie haben das
Wort!

Dr. Wallmann (Hessen ) : Herr Präsident ! Meine sehr
verehrten Damen und Herren ! Herr Kollege Rau, ich

möchte mich eigentlich nicht daran beteiligen , die iCi
Redebeiträge von Kollegen zu benoten . Ich finde , der
Gegenstand unserer heutigen Beratung ist dafür zu
wichtig. Ich bekenne ganz persönlich, daß ich dank¬
bar bin , in einer Zeit zu den handelnden Politikern zu
gehören , in der wir über die Entscheidung , die heute
ansteht , miteinander beraten und sie dann zu verab¬
schieden haben . Das ist ein historischer Augenblick
im Leben unseres Volkes.

Ich finde, wir sollten auch unserer Freude darüber
Ausdruck geben , daß wir auf dem Wege zur deut¬
schen Einheit in einem europäischen Einigungspro¬
zeß sind und daß — der Herr Präsident hat schon dar¬
auf hingewiesen — die Mitglieder des Bundesrates
aus Berlin heute zum erstenmal voll stimmberechtigt
sind . Das alles ist Anlaß zu Freude und Dankbar¬
keit

Herr Kollege Rau , Sie haben uns einen Entschlie¬
ßungsantrag vorgelegt Dabei mag man über manches
miteinander streiten ; manches kann man vielleicht
auch akzeptieren . Insgesamt ist dieser Entschlie¬
ßungsantrag für das Bundesland Hessen nicht akzep¬
tabel.

Sie. Herr Kollege Rau. haben soeben gesagt , daß die
Gemeinsamkeiten , die die Bundesregierung gesucht
habe , für Sie nicht ausreichend seien . Sie haben sogar
von einer Mißachtung dieses Bundesrates und der
Länder durch die Bundesregierung gesprochen . Nun.
es ist Ihr gutes Recht, Herr KollegeRau, zu sagen : Wir
halten das nicht für ausreichend . Aber ich muß doch
daran erinnern , daß diese Gemeinsamkeit nicht nur
gesucht worden ist, sondern es hat sie doch gegeben . id>
Herr KollegeSpäth hat recht , wenn er darauf hinweist
— ich will den Faden ein bißchen weiter spinnen — ,
daß wir z. B . zum Fonds . Deutsche Einheit “ ein ein¬
stimmiges Votum abgegeben haben , lieber Hen Kol¬
lege Rau.

(Rau [Nordrhein -Westfalen] : Das stimmt !)
Wenn wir ehrlich sind — jetzt wende ich mich an Sie,
Herr Bundesfinanzminister — . müssen wir zugeben:
Wir haben nach den ursprünglichen Vorschlägen
— damals Artikel 23 — nicht damit gerechnet daß wir
zu einem solchen Ergebnis kommen würden.

' Ich meine also, wenn man schon seinem Unmut und
seiner Unzufriedenheit über die, wie Sie behaupten,
fehlende Kooperation hier Ausdruck verleiht , dann
muß man das . Finde ich, hinzufügen.

Ich finde, zu dem vollständigen Bild gehört dann
auch , lieber Herr Kollege Rau: Natürlich stimmen wir.
darin überein , daß das Jahr 1989/90 kein Jahr , ich
sage , ausschließlich der Deutschen ist Natürlich ist es
ein Jahr der europäischen Erhebungen . Wir alle mit¬
einander das haben wir auch miteinander zum
Ausdruck gebracht — sind doch für das dankbar ge¬
wesen , was in Polen geschehen ist. Ich polemisiere
nicht Man könnte ja , festgemacht an Namen , einiges
anmerken , was in der Vergangenheit geschehen oder,
richtiger gesagt , nicht geschehen ist . Aber wir sind
doch einer Auffassung — das sollten wir in diesem
Augenblick festhalten — , daß ohne das , was in Polen
und in Ungarn geschehen ist vermutlich das , was in
der DDR geschehen ist kaum oder nicht geschehen
wäre.
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iai und der Zonenrandförderung geht . Denn dabei wird

uns zur Sicherung der DDR -Länder viel einfallen . Sie
werden manchen unserer Einfälle nicht gutheißen
und sagen : .Jetzt laßt uns einmal ein bißchen solida¬
risch miteinander reden .

"

Wir bemühen dauernd die berühmten Mütter und
Väter des Grundgesetzes , wenn wir unsere eigenen
Interessen formulieren. Deren Interessen waren viel
ausgeglichener als diejenigen der einzelnen Redner
hier — vielleicht sogar einschließlich derjenigen des
VertretersBaden-Württembergs . Bis hin zu den prak¬
tischen Fragen , die wir lösen müssen , bleibt übrig , daß
hier etwas sehr Vernünftiges gesagt wurde , nämlich
daß die beiden größten Länder auch über die meisten
Stimmen verfügen müßten.

Ich kann darüber unbefangen reden : zu den ganz
großen haben wir nämlich nie gehört Außerdem gab
es in Hohenzollem, wo ich geboren bin , immer auch
ein Stückchen Preußen.. Vorher waren wir österrei¬
chisch . Auch mit Preußen waren wir nie besonders
glücklich. Der Pfarrer in Sigmaringen hat an dem Tag,
an dem Hohenzollem zu Preußen kam . in der Kirche
gesagt : .Heute , liebe Gemeinde , muß ich über zwei
Dinge predigen : erstens , warum wir uns darüber
freuen sollen, daß wir zu Preußen kommen , und zwei¬
tens , warum wir es unserer großen Sünden wegen
nicht besser verdient haben . “

(Heiterkeit)
Der deutsche Südwesten hat eigentlich erst in Ba¬

den-Württembergseine Form gefunden . Deshalb sind
wir auch so stolz . Wir sind der Meinung , daß wir mit

(B| viel pragmatischer Gemeinsamkeit der DDR helfen
müssen . Wer in den nächsten Jahren angesichts der
Probleme, die auf uns alle zukommen ., Prinzipien . rei¬
tet "

, wird nicht viel Erfolg haben.
Zu dem Gefühl für Ausgleich und Gerechtigkeit

gehört für mich, nachdem Artikel 29 mit den Intentio¬
nen der Väter und Mütter des Grundgesetzes nicht
mehr übereinstimmt , daß wir offen sagen : Laßt uns
nicht mehr streiten! Die kleinen Länder gehören ge¬
nausogut dazu , und die drei Stimmen werden nicht
bestritten . Wir müssen aber auch sagen : Jetzt schaut
euch doch einmal das Gefälle an , das inzwischen ent¬
standen ist! Ist es deshalb nicht ehrlicher , entspre¬
chend dem Vorschlag Bayerns und Nordrhein-West¬
falens — ich bin hier gar nicht festgelegt — keine be¬
stimmende Struktur der starken Länder zu schaffen?
Wer das einmal zusammenzählt , der sieht doch genau,
daß damit nicht der Versuch gemacht wird, etwas zu
blockieren.

So sind wir Schwaben und wir Badener halt : Wir
sind Pragmatiker . Jetzt machen wir das , was die An¬
tragsteller vorgeschlagen haben , und dann machen
wir das , was der KollegeWedemeier will , nämlich den
Bestand der kleinen Länder sichern . Wir sorgen dafür,
daß alle gut leben können . Dann verständigen wir uns
auf ein vernünftiges Stimmenverteilungsprinzip . Die
DDR sichen ihre Rechte im Einigungsvertrag , und wir
sichern unsere . Deshalb nennen wir das Ganze
- Staatsvertrag " .

Wenn wir das jetzt beschließen , haben wir in vier
Wochen geregelte Verhältnisse und können uns den
Problemen zuwenden , die dann wichtig sind , wenn

die DDR-Kollegen bei uns sitzen , nämlich : Wie 'Ci
sichern wir als erstes , daß die Menschen in der DDR
den Anschluß an die Lebensverhältnisse in der Bun¬
desrepublik finden , und zwar sowohl im reicher Nor¬
den als auch im armen Süden?

Vizepräsident Engholm : Vielen Dank . Herr Mini¬
sterpräsident!

Das Wort hat Herr Kollege Rau (Nordrhein -Westfa¬
len ).

Dr. h . c. Rau (N'ordrhein -Westfalen ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Bayern und Nordrhein-
Westfalen zusammen als die Nachfolger Preußens:
Ein schönes Bild ; nur stimmt es nicht . Es stimmt sowe¬
nig wie das . was Kollege Momper zur Grundmelodie
seines Diskussionsbeitrages gemacht hat , nämlich der
Satz , die pure Größe sei kein Argument . Das ist rich¬
tig . Übrigens weiß ich aus vielen anderen Beispielen:
Klein zu sein ist auch noch kein Verdienst.

(Heiterkeit)
Aber die — wie sagt man statt „ Unterstellung " et¬

was Freundliches ? — Arbeitshypothese , Herr Kollege
Momper, hier wollten sich die großen Länder die
Mehrheit sichern , ist falsch. Davon ist nie die Rede
gewesen — weder als das Grundgesetz erarbeitet
wurde noch heute . Denn die Väter und die Mütter des
Grundgesetzes waren für ein abgestuftes Stimmen¬
verhältnis . Das , was jetzt ansteht , ist nicht die Frage,
ob die vier bevölkerungsstärksten Länder , in denen
mehr als die Hälfte der Einwohner des gesamten
Deutschlands leben werden , die Mehrheit bekom - ID)
men, sondern ob sie eine Sperrminorität erreichen
können , wenn es um ihre und um des Gesamtstaates
Interessen geht . Das ist die Fragestellung . Darauf
kann man zu unterschiedlichen Antworten kommen.
Aber keine dieser Antworten ist „ unerträglich "

, keine
ist . entlarvend "

, keine ist „ abschottend " .
Wer das so sieht , der muß sich solche Qualifizierun¬

gen zuruckgeben lassen . Das ist keine „ fragwürdige"
Gesetzesinitiative , sondern es ist eine wohlüberlegte
und in vielen , vielen Gesprächen begründete Initia¬
tive . Die Väter und Mütter des Grundgesetzes wollten
einen Ausgleich zwischen dem Bundesstaatsprinzip
und dem Demokratieprinzip . Dem entspricht eine an¬
gemessene Repräsentanz , nicht eine Mehrheitsbil¬
dung im Bundesrat . und zwar für keinen . Deshalb
geht es für die vier bevölkerungsstärksten Länder in
der Tat um die Möglichkeit , bei verfassungsändem-
den Gesetzen so mitzuwirken, daß die Verfassung
nicht zu ihren Lasten geändert werden kann.

Das hat Auswirkungen . Es geht in der Tat auch um
die Größenordnungen eines Landes wte Nordrhein-
Westfalen. Herr Kollege Späth hat soeben die Zahlen
genannt : Herr Kollege Streibl, Sie haben sie auch an¬
geführt . Ohne eine Änderung des Artikels 51 würde
der mit der Abstufung 1949 bei Inkrafttreten des
Grundgesetzes beabsichtigte Interessenausgleich zu
Lasten des Demokratieprinzips gestört . Das ist falsch.
Darumfinde ich es richtig , daß wir jetzt den Artikel 51
Abs . 2 ändern . Es gibt eine Notwendigkeit , die sich
aus dem bevorstehenden Beitritt der Länder in der
DDR ergibt . Ich hoffe , daß wir diese hier herzlich be¬
grüßen , daß wir uns freuen , wenn deren erste Ver-



444 T: ijri (i**«.frtf — **17 Sir/ :iin ? - 24 - . tiO ' J'»’ I

Dr . h . c . Rau ( Nordrhem -UVs ' tdler . t
:Ai treter nach dem 3 . Oktober kommen , und daß wir

nicht vorher über Möblierungsfragen reden müssen,
sondern sagen : Herzlich willkommen im Bundesrat in
Bonn!

Das ist kein imfreundlicher Akt gegenüber der
DDR . Ich jedenfalls habe die Diskussion um eine an¬
gemessene Regelung der StimmenVerteilung nicht
nur sehr offen geführt , sondern ich habe sie auch in
Gesprächen mit denen geführt , die gegenwärtig in
der DDR — freilich vorläufig — Verantwortung wahr¬
nehmen , also mit Regierungsbevollmächtigten und
mit denen , die sich in den nächsten sieben Wochen
um politische Verantwortung bewerben werden.

Nordrhein -Westfalen hat dem Bundesrat einen ei¬
genen Gesetzentwurf zugeleitet . Dieser Entwurf sieht
ein wenig anders aus als der bayerische . In den Aus¬
schüssen ist darüber beraten worden . Wir sind der
Meinung , auch der bayerische Gesetzentwurf ge¬
währleistet , daß die gewünschte Sperrminorität bei
Abstimmungen über verfassungsändernde Gesetze
zustande kommt , und zwar um der Sache willen . Da
wir wirklich eine ausgewogene Abstufung der Stim¬
menverhältnisse zwischen den kleinen , den mittleren
und den großen Ländern erreichen wollen, sind wir
kompromißbereit . Wir legen W'ert darauf, daß auch im
oberen Bereich , was die Zahl der Einwohner betrifft,
noch den unterschiedlichen Bevölkerungsgrößen
Rechnung getragen wird. Deshalb sind wir für die
Ergänzung des bayerischen Gesetzentwurfs dahin,
daß Ländern mit mehr als zwölf MillionenEinwohnern
acht Stimmen im Bundesrat zugestanden werden . Das
wäre für uns ein tragfähiger Kompromiß . Ich glaube.

|B| daß der Föderalismus in den nächsten Jahren vor ei¬
ner Bewährungsprobe stehen wird . Ich glaube , daß
der Föderalismus nicht von Verfassungsfragen , son¬
dern von der Bedürftigkeit der Lander und der Frage
ausgehölt werden wird , ob wir die Probleme mitein¬
ander lösen werden oder ob der Bund einzelne an den
Tropf nehmen muß . womit der .goldene Zügel " ge¬
genüber den Ländern genutzt wird.

Ich glaube , es war Herr Kollege Späth , der soeben
die Verabredung mit dem Bundesfinanzminister beim
Fonds „Deutsche Einheit“ noch einmal ausdrücklich
gelobt hat . Dieses Lob haben wir miteinander ausge¬
sprochen . Das war ein vernünftiger Kompromiß, der
damit zustande gekommen ist . Ich erinnere aber
daran , wie Herr Kollege Streibl , der Bundesfinanzmi¬
nister und ich dieses Ergebnis vor der Bundespresse¬
konferenz miteinander vorgetragen haben und mit
welcher Freude wir den Satz des Bundesfinanzmini¬
sters gehört haben : . Damit sind die Beiträge der Lan¬
der abschließend geregelt ; weitere Risiken gehen zu
Lasten des Bundes .

“ Sie haben das gesagt , und der
Bundesfinanzminister , dem Sie ja auf besonders sub¬
tile Weise eng verbunden sind.

(Heiterkeit)
hat es bestätigt . Bloß : Wie lange haben diese Sätze
gehalten , soweit das die Bundesregierung angeht?
Wie schnell lagen neue Vorschläge vor? Wie schnell
war der erste Staatsvertrag vergessen?

Wir reden über einen zweiten Staatsvertrag . Ich bin
noch nicht sicher , ob es dazu kommt . Das hängt von
anderen Fragen als von diesen ab . Wir tun so . als hätte
es den ersten nie gegeben , als gäbe es nicht den Arti¬

kel 9 mit einer Nachverhandlungsklausel , die wir
endlich nutzen sollten , als wäre kein Regierungsaus¬
schuß vorgesehen , der bis heute nicht gebildet ist. Ich
frage : Was sind Staatsverträge wert , was sind Worte
wert , wenn wenige Wochen spater die neuen Heraus¬
forderungen in neue Forderungen umgemünzt wer¬
den ? Ich bin für klare Verhältnisse und bitte Sie : Stim¬
men Sie diesem Antrag zu!

Vizepräsident Engholm: Vielen Dank . Herr Kollege
Rau!

Das Wort geht an Sie . Herr Ministerpräsident
Dr . Wagner.

Dr. Wagner (Rheinland-Pfalz) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren! Die Frage , über die wir
uns unterhalten , ist eine der zahlreichen , die sich im
Zusammenhang mit der deutschen Einheit stellen.
Deswegen gestatten Sie auch mir vorab ein paar kurze
Bemerkungen zu der Tatsache , daß sich dieser müh¬
same und gleichzeitig großartige Prozeß nun dank des
Beschlusses der Volkskammer von vorgestern einem
gewissen Abschluß zu nähern scheint.

( Vorsitz: Präsident Momper)
Die Landesregierung von Rheinland -Pfalz empfin¬

det tiefe Genugtuung über diese Tatsache . Wir haben
auf diesen Tag lange gewartet . Wir haben die Erwar¬
tung . daß wir ihn erleben würden , nie aufgegeben,
wenn wir auch nicht wissen konnten , wann es soweit
sein würde . Jetzt ist ein weiterer , entscheidender
Schritt nach der Wirtschafts- und Währungsunioh be¬
schlossen ; Unklarheiten sind beseitigt . Allein darin id
liegt ein sehr großer Vorteil . Es ist sehr zu hoffen, daß
dieser Schritt das Maß an Vertrauen schafft , welches
bisher offenkundig nicht in vollem Umfang geschaf¬
fen werden konnte und welches erforderlich ist, damit
die wirtschaftlichen und finanziellen Investitionen in
der DDR den Umfang annehmen , den wir und den die
Menschen dort brauchen.

Ich sage ganz klar — ich habe das auch schon vor
einigen Tagen erwähnt — , daß mir ein noch früherer
Beitrittsterminlieber gewesen wäre , und zwar im Hin¬
blick auf die Lage in der DDR. Aber selbstverständlich
muß man Verständnis für das Argument haben , daß es
Bedenken dagegen gab . den Beitritt vor der letzten
Runde der Verhandlungen mit unseren Verbündeten
und mit den Vier Mächten zu vollziehen , zumal aller
Anlaß besteht , unseren Verbündeten und der Sowjet¬
union für die Entwicklung in den letzten Monaten
Dank zu sagen , vorab den Vereinigten Staaten , insbe¬
sondere ihrem Präsidenten , und der Sowjetunion für
den guten Geist Dank zu sagen , in dem diese Gesprä¬
che gefördert wurden , für das Verständnis , das sie für
das elementare Recht und auch den elementaren Wil¬
len unseres Volkes gehabt haben , nun seine Einheit in
Freiheit zu bekommen . Also : 3 . Oktober . Wie gesagt,
schneller wäre noch besser gewesen . Aber zumindest
ist jetzt Klarheit geschaffen.

Dies wird ein bedeutender Tag sein. Wir sollten uns
gemeinsam überlegen , ob er künftig nicht als «Tag
der deutschen Einheit " an die Stelle des 17 . Juni tre¬
ten sollte.

Das bedeutet , daß wir allen Anlaß haben , die Streit¬
fragen und die Zweifelsfragen, die es im Zusammen-
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U oder nicht. Aber ich habe bisher nicht gehört , daß

irgend jemand gesagt hätte : „ Die deutsche Einheit ist
uns zu teuer , und weil sie zuviel kostet , werden wir
davon absehen . " — Übrigens sind wir durch unser
Grundgesetz daran gehindert , eine solche Diskussion
zu führen.

Mit dieser Bemerkung möchte ich deutlich machen:
Der schnelle Weg zur Vollendung der deutschen Ein¬
heit ist derjenige, der weniger Mittel kostet als der
langsamere.

' Deswegen ist das Argument falsch, daß
es zu schnell gehe und deswegen zu teuer werde . Je
langsamer es gegangen wäre , um so teurer wäre es
geworden.

Im übrigen ist das keine Frage von Kosten, sondern
es ist eine Frage von Investitionen in die deutsche
Zukunft. Es werden hohe finanzielle Mittel erforder¬
lich sein ; das ist keine Frage . Da es aber Investitionen
in unsere Zukunft sind und diese Investitionen auch
rasch rentierLich werden - durch den wirtschaftli¬
chen, sozialen und ökologischen Aufbau des beitre¬
tenden Gebiets der fünf künftigen Bundesländer wer¬
den nämlich das wirtschaftliche Wachstum und auch
die Steuereinnahmen in ganz Deutschland nachhaltig
verstärkt — . ist es auch ökonomisch und finanzpoli¬
tisch richtig, diese Finanzierungslasten durch die lei¬
stungsfähigen Kapitalmärkte so weit zu bewältigen,
wie es bisher angelegt ist . Deswegen bleibt die Bun¬
desregierung dabei, daß die finanzielle Bewältigung
der Aufgaben , die uns die Vollendung der deutschen
Einheit stellt, Steuererhöhungen nicht erforderlich
macht. Die Leistungsfähigkeit unserer in guter Ver¬
fassungbefindlichen Wirtschaft wie die Leistungssfä-

,B| higkeit der Kapitalmärkte sind dazu in der Lage. .
Herr Präsident! Meine Damen und Herren ! Ich will

im übrigen im Interesse der Vollendung der deut¬
schen Einheit , die sich über den 3 . Oktober dieses
Jahres hinaus uns allen als dauernde Aufgabe stellen
wird , dafür plädieren , daß wir uns in den Diskussio¬
nen , ob es um Stasi-Akten , Kosten oder soziale Ver¬
änderungen geht , nicht nur unserer Verantwortung
für die 60 Millionen Deutschen hier in der Bundesre¬
publik, sondern auch für die 16 Millionen Deutschen,
die ab dem 3 . Oktober mit uns vereint sein werden,
bewußt sind. Wir brauchen in einer solchen Zeit , in
der große Veränderungen auf Menschen zukommen,
die es in über vier Jahrzehnten nicht gewohnt waren,
durch Eigeninitiative ihr Schicksal ein Stück weit
selbst gestalten zu können , weder Ängste noch Neid,
sondern wir brauchen Zuversicht und Solidarität.

Wenn wir uns alle dieser Verantwortung bewußt
sind, leisten wir .auch insoweit den Beitrag , der unse¬
rer Verantwortung und dem Auftrag unseres Grund¬
gesetzes entspricht, nämlich die Einheit und Freiheit
Deutschlands zu vollenden.

Präsident Momper: Das Wort hat nunmehr der Mi¬
nisterpräsident von Nordrhein -Westfalen . Herr Kol¬
lege Rau. — Bitte schön!

die Zweistaatlichkeit gewöhnt , manche in einem Pro - (C)
zeß , der sie von Überlegungen zur Einheit weg zu
einer Politik brachte , die das Miteinanderleben ange¬
sichts der schwierigen Bedingungen , die den Men¬
schen in der DDR auferlegt waren , erleichterte.

Viele haben gehofft , daß eines Tages der Tag der
Einheit kommen werde ; aber sie haben es angesichts
der Verfestigungen , die in ganz Europa stattgefunden
hatten , nicht mehr glauben können.

Dann hat ein Prozeß begonnen , der kein deutsches
Jahr , sondern ein Jahr europäischer Bürgerrechts¬
und Freiheitsbewegungen eröffnete . Das , was am
9 . November des vergangenen Jahres den aufrechten
Gang der Menschen nicht nur möglich , sondern auf
besondere Weise auch sichtbar gemacht hat , hat vor¬
her in Prag , in Warschau und in Budapest stattgefun¬
den . Das alles wäre ohne die Veränderung der Politik
der Sowjetunion nicht möglich gewesen , die mit dem
Namen Michail Gorbatschow verbunden ist.

. Nun sind noch keine zwölf Monate vergangen , und
wir kennen das Datum der Vereinigung ; wir kennen
das Datum , von dem an wir wieder in einem Staat
miteinander leben werden . Dazu sage ich : Das ist ein
Anlaß zu heller Freude . Ich sage dies auch als jemand,
der Anfang der 50er Jahre selber einmal in die Politik
gekommen ist , weil er ungeduldig war und weil er
nicht wollte, daß wir in zwei deutschen Staaten ne¬
beneinander und gegeneinander leben.

Dieses Gefühl heller Freude istnicht immer so deut¬
lich geworden , auch nicht in den tage - und nächtelan - •
gen Verhandlungen , die wir miteinander geführt ha-

(D)
ben . Ich denke aber , wir dürfen diese Grundstimmung
nicht vergessen und nicht aufgeben.

Daß dies nicht so deutlich geworden ist , hängt damit
zusammen , daß die Probleme, die uns begegnen , sehr
viel größer sind , als jeder von uns vermuten konnte.

Bundesminister Schäuble hat soeben zwei Aussa¬
gen gemacht , die man auch gegeneinander stellen
kann , wenn man will . Er hat gesagt : „Keiner weiß,
was die deutsche Einheit kostet ; keiner kann das zu¬
verlässig rechnen . “ Drei Minuten später hat er erklärt:
„Steuererhöhungen wird es nicht geben .

" — Ich ge¬
höre nicht zu denen , die Steuererhöhungen wün¬
schen. Wer wünschte diese? Aber ich denke , wir müs¬
sen aus einer Diskussionsebene heraus - und von ei¬
nem Diskussionsweg wegkommen , der auf viele Men¬
schen doppelbödig wirken kann.

Wenn die deutsche Einheit nicht zum Nulltarif zu
haben ist — das steht in den gleichen Reden , in denen
Steuererhöhungen bestritten werden — , muß man sa¬
gen, wer sie denn bezahlt Man muß sagen , wie man
denn ein Prinzip zustande bringen will , das nicht mit
Neid zu tun hat , sondern das das Wort „Solidarität “ ,
das Herr Bundesminister Schäuble soeben mit Recht
zitiert hat . in den Begriff „soziale Gerechtigkeit“
übersetzt . Wie kommen wir dazu , daß die starken
Schultern wirklich mehr tragen als die schwachen , die
weniger tragen können ? Das sind Fragen auf dem
Weg zur deutschen Einheit, die uns noch lange Zeit
beschäftigen werden.

Sie beschäftigen denjenigen , der zwar die Ankün¬
digung mit Freude vernimmt, es gebe keine Steuer-

Dr. h. c . Rau : (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damenund Herren ! Die deutsche Einheit
bringt helle Freude. Viele in allen politischen Parteien
hatten sich in den letzten Jahren und Jahrzehnten an
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(Al erhöhungen . der abe r erfahrt . daB seine Hypotheken¬

zinsen gestiegen sind und das Häuschen, das seine
Lebensplanung über drei Jahrzehnte finanziell be¬
stimmt. wesentlich teurer wird , als er gedacht hat.

Dies ist zumutbar , wenn wir nicht nur bei der hollen
Freude , sondern auch bei der Wahrheit bleiben , wenn
wir sagen , was ist . und wenn wir den Satz, daß Tei¬
lung nur durch Teilen überwunden werden kann,
wirklich ernst nehmen und den Menschen sagen , wo
wir ihren Beitrag zu diesem Teilen erwarten , erbitten
und fordern.

Der zweite Staatsvertrag ist nach langen Gesprä¬
chen und Verhandlungen zustande gekommen . Er hat
inzwischen , so glaube ich , einen Text und atmet einen
Geist, von dem ich sage : Ich kann ihm zusliramen . Ich
gestehe nach der versöhnlichen Rede, die Herr Schäu¬
ble hier soeben gehalten hat , offen : Ich habe das
Klima und die Art und Weise der Verhandlungen
beim zweiten Staatsvertrag als wesentlich besser und
positiver empfunden als beim ersten . Wir hätten das
auch schon beim ersten haben können.

Dennoch : Der Staatsvertrag macht auch deutlich,
wo die Sorgen und die Probleme liegen werden . So
wird es dann , wenn wir ihn verabschiedet haben , hof¬
fentlich keinen Urheberstreit mehr darüber geben,
wer daran mitgewirkt hat . wer etwas zustande ge¬
bracht hat und wo die Verdienste der einzelnen Grup - •
pen liegen . Beim ersten Staatsvertrag war es für den
Fernsehzuschauer gelegentlich kaum zumutbar , zu
sehen , wie man aus Verhandlungen kann und der

(ßj eine Partner sagte : „ Wir kommen aus diesen Ver¬
handlungen und haben die und die positiven Ent¬
wicklungen erreichen können “

, während der andere
Verhandlungspartner sagte : „ Das waren gar keine
Verhandlungen ; das war alles schon vorher so ge¬
klärt .

"

. In diesem Fall ist nachweisbar , ist sichtbar und er¬
kennbar , wo die sozialdemokratisch geführten Länder
und wo die im Bundestag zur Opposition verpflichtete
SPD Veränderungen und Verbesserungen des Staats¬
vertrages zustande gebracht haben.

Das wird ganz deutlich bei der Frage nach der. Ver¬
fügbarkeit von Grund und Boden für Investitionen:
denn das ist nicht nur bei den Menschen drüben in der
DDR , sondern auch bei den potentiellen Investoren
hier das Thema Nummer eins.

W'ir haben nicht alles erreicht , waswir wollten . Aber
wir glauben , die Regelungen helfen mit , daß jetzt die
Zeit der Unsicherheit vorüber sein kann und daß die
Investoren und nicht nur die Gebrauchtwarenhändler
hinübergehen . Es ist nämlich schon bedrückend , was
man in diesen Wochenin der DDR empfindet . Mir hat
ein Bürgermeister einer brandenburgischen Stadt , der
keiner politischen Partei angehört , als ich ihn fragte,
wie er seine Arbeit mache und welche Empfindungen
er dabei habe , gesagt : „ Wir waren 29 Jahre lang
schiffbrüchig ; jetzt sind wir an Land gekommen und
werden von lauter Seeräubern empfangen .

' Er hat
mir erzählt , wer alles kommt und von welchen Gedan¬
ken nach „schnellem Geld " getrieben manche in die
DDR gehen . Wir sollten auch über diese Sorge offen
und öffentlich sprechen.

Ein herzliches Willkommen allen Unternehmern , | C
die es als Herausforderung ansehen . in der DDR und
damit für das gemeinsame Deutschland zu investie¬
ren , aber ein klares Nein zu all den Geschäftema¬
chern , die jetzt alten Leuten drüben Zeitschriften-
Abonnements verkaufen und ihnen dafür einen Ta¬
schenrechner schenken ! Ich denke , das hat auch et¬
was mit der Wirklichkeit der Menschen drüben zu
tun.

Darum noch einmal : Das erste , was jetzt in der DDR
gebraucht wird , ist InvestitionssicherheiL Sie ist er¬
reicht. ■

Das zweite ist der Aufbau der Verwaltung . Das
klingt ein bißchen bürokratisch . Wenn man aber sieht
und erlebt , wie viele Menschen nicht zurechtkom¬
men . weil es keine geordneten Verwaltungen gibt,
wird einem deutlich , wie entscheidend hier Hilfe ist.
N'orörhein-Westfalen hat im Augenblick gut 400 Be¬
amte in Brandenburg und einige davon in Mecklen¬
burg-Vorpommern . Wir lassen uns berichten und er¬
fahren von der Mühsal , die das bedeutet , aber auch
von der Chance und der Herausforderung , die das für
qualifizierte Männer und Frauen darstellt , die dort
mithelfen können und mithelfen dürfen.

Freilich . 2,1 Millionen Menschen im öffentlichen
Dienst, der mit unserem vergleichbar ist: Das kann
nicht funktionieren . Die Personallast der fünf entste¬
henden Länder ist dreimal so hoch wie bei uns in
Nordrhein -Westfalen , das etwas mehr Einwohner hat
als diese fünf Länder in der DDR. Wir haben in unse¬
rem Landeshaushalt einen Personalkostenanteil von
40 % . | D;

Wenn ich mir vorstelle , daß ich Ministerpräsident in.
der DDR.wäre und einen solchen Personalbestand zu
übernehmen und in vielen Fällen nachträglich zu qua¬
lifizieren hätte , so glaube ich , daß das nicht funktio¬
nieren kann.

Ich bin sehr froh darüber , daß es die Clearingstelle
gibt Aber ich sage mit gleicher Offenheit : Mir wäre es
lieber gewesen , die eine Seite , die Bundesregierung,
oder die andere Seite , der Bundesrat . hätten einen
Weg gefunden , ein glaubwürdiges und überzeugen¬
des Konzept zur Lösung dieser Frage zu erarbeiten,
die den öffentlichen Dienst noch eher handlungsfähig
macht und ihn nicht gegenüber anderen Beschäftig¬
ten bevorzugt , die in der DDR ebenfalls Arbeitsplatz¬
sorgen haben . Ich glaube , daß die Gestaltung des öf¬
fentlichen Dienstes ein ganz wichtiges Problem sein
wird , dem wir uns zuwenden sollten.

Wenn ich es richtig übersehe , wird für die Länder
der bisherigen DDR im kommenden Jahr ein Finanz¬
volumen von 140 Milliarden DM zur Verfügung ste¬
hen : 70 Milliarden DM aus dem Zentralhaushalt und
70 Milliarden DM für Länder und Gemeinden aus
dem Foods . Deutsche Einheit " . Diese 140 Milliarden
DM entsprechen etwa dem Haushaltsvolumen , das
wir in Nordrhein -Westfalen im Land und in den Ge¬
meinden — bei den Gemeinden im Vermögens - und
Verwaltungshaushalt — haben.

Wer sich klarmächt , wieviel zusätzliche Infrastruk¬
tur in der DDR geschaffen werden muß . der weiß
auch : Das kann so nicht reichen . Oder der Prozeß wird
so langsam verlaufen , daß sich die erhofften und er-
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•i warteten wirtschaftlichen Erfolge nicht rechtzeitig,
nicht gleichzeitig einstellen.

Deshalb sind wir nicht damit zufrieden , daß wir nur
zu einer solchen Finanzierung haben finden können.
Aber ich gestehe , daß es schwer ist . eine andere vor¬
zuschlagen, vor allem dann , wenn man aus guten
Gründen und nicht aus Gründen des Neides oder des
Behaltenwollenssagt : „Der Anteil der Länder ist nun
wahrlich erfüllt . "

Ich habe es in den letzten Wochen als ein wenig
ungerecht empfunden , daß der Eindruck erweckt .
wurde, die Länder stünden mit „ zugenähten Ta¬
schen " da . Davon ist keine Rede . Wenn ich mir die
Verpflichtungenansehe , die wir im Fonds „Deutsche
Einheit" übernommen haben , wenn ich mir die
3,1 -Milliarden DM -ansehe , die Nordrhein-Westfalen
die Einheit in dieser Wahlperiode kosten wird, und die
1.8 Milliarden DM , die wir aufgrund des Umsatz-
steuerkompromisses zusätzlich hergeben — also
über 5 Milliarden DM bis einschließlich 1994 — , und
dann ab 1995 allein aus dem Fonds „ Deutsche Ein¬
heit " 1,3 MilliardenDMjährlich , dann kann ich dazu
nur sagen : Das ist nicht Sparsamkeit ! Denn wenn ich
die Verantwortung auch gegenüber den Menschen in
Nordrhein-Westfalenwahrnehmen will , die ich zu tra¬
gen habe , und wenn ich soiidansch mit den Landern
in der. DDR sein will , dann ist dies ein solidarischer
Kompromiß. Alles andere würde uns daran hindern,
unsere Aufgaben der Daseinsvorsorge nach dem Prin¬
zip der sozialen Gerechtigkeit zu erfüllen.

Ich habe zwei Punkte aus dem Vertrag aufgegriffen.
31 Ich will längst nicht alle anderen Punkte nennen , die

zu besprechen wären . Lassen Sie mich aber noch auf
ein Feld zu sprechen kommen , das mir wichüg ist.

Wir haben darüber gestritten , und wir haben einen
Kompromiß — er kann Ihnen nicht reichen , Herr
Schäuble , und er kann mir nicht reichen , weil es ein
Kompromiß ist — in der Frage der Weiterentwicklung
des Grundgesetzes erzielt.

Ich finde es nicht gut , wenn man denjenigen , die die .
Vorläufigkeit des jetzigen Grundgesetzes betonen
und die den Weg 'zu einer Volksabstimmung als „ Ge¬
burtsurkunde " des dann einigen Deutschland gehen
wollen, unterstellt , sie hätten kein positives Verhältnis
zum Grundgesetz . Dieses Grundgesetz , mit dem wir
seit vier Jahrzehnten leben , ist ein großes Angebot . Es
ist die freiheitlichste Verfassung , die es je auf deut¬
schem Boden gegeben hat . Aber es ist eine Verfas¬
sung, die in den 40er Jahren von den Vätern und Müt¬
tern unseres Staates entwickelt worden ist, für die es
manche Problemfeldernoch nicht geben konnte , weil
es die Thematik dieser Bereiche nicht gab.

Es gab damals nicht die Probleme des Verhältnisses
von Erster , Zweiter und Dritter Welt zueinander . Sei¬
nerzeit gab es nicht die heutige Dimension des Mit¬
einanders von Mann und Frau in der Gesellschaft . Es
gab nicht das Problem der Umweltvorsorge und des
Schutzes der Schöpfung , der nicht nur etwas mit un¬
seren natürlichen Lebensgrundlagen , sondern mit der
gesamten Schöpfung zu tun hat.

Deshalb fände ich es gut , wenn wir uns in den näch¬
ster. zwei Jahren Zeit zu einem Gespräch über

unsere Verfassung nähmen , in einem kritischen D ; u - iCi
log prülten , ob wir wirklich „ in guter Verfassung
sind "

, und , wo wir es nicht sind, eines Tages zu einem
vom Grundgesetz ausgehenden , dieses aber in eini¬
gen Punkten überschreitenden Grundgesetz kämen,
das in einer Volksabstimmung angenommen werden
könnte.

Ich wünschte mir, die föderalen Aspekte und Ele¬
mente in diesem Grundgesetz wären dann noch stär¬
ker als im gegenwärtigen . Ich wünschte mir, wir wür¬
den das einbeziehen , was wir an Veränderungen im
Verhältnis von Bund, Ländern und Gemeinden und in
der europäischen Dimension unseres Tuns in den
90er Jahren an Erfahrungen gemacht , an Hoffnungen
entwickelt , an Befürchtungen bestätigt gefunden ha-
ben.

Eine solche Diskussion täte uns gut , und sie
brauchte die helle Freude nicht zu übertönen , von der
die nächsten Wochen und Monate hoffentlich be¬
stimmt sind , eine Freude , die uns Antrieb und Auftrieb
geben kann , alle Kräfte zu sammeln und nicht zu ver¬
gessen . daß die deutsche Einheit, die wir feiern , nicht
zuerst unser Werk ist, sondern zuerst das Werk derje¬
nigen , die , zum Teil unter Lebensgefahr — jedenfalls
mit mehr als normaler Zivilcourage — , ein System ab-
geschüttelt haben , das sie entmündigen wollte und
entmündigt hat . Und wir sollten dann ebenso an die¬
jenigen denken , auch wenn sie in der politischen
Wirklichkeit keine große Rolle spielen - jedenfalls
gegenwärtig nicht — . die in manchen Kirchen, in vie¬
len Nischen , in der Zusammenarbeit jüngerer Men¬
schen mit älteren und erfahrenen , zum Teil aus der
Verfolgung im Nationalsozialismus kommend , in der fl»
DDR in einer menschenunwürdigen , unzumutbaren
Weise gelebt haben und die den Prozeß der Einheit
stärker in Gang gebracht haben als wir, die wir ihn
jetzt hoffentlich gerecht gestalten.

Präsident Mompen Schönen Dank!
Das Wort hat nunmehr der Ministerpräsident des

Freistaates Bayern, der Kollege Dr. Streibl . — Bitte
schön, Herr Kollege!

Dr. h. c. Streibl (Bayern) : Herr Präsident ! Herr Bun¬
desminister ! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die nach dem Krieg gewaltsam herbeigeführte Tei¬
lung Deutschlands geht zu Ende.

Herr Kollege Rau , ich habe eines als angenehm ver¬
merkt . Sie haben hier ganz offen davon gesprochen,
viele hätten nicht mehr daran glauben können , daß es
zu einer Vereinigung der beiden Teile Deutschlands
kommen könnte , und hätten deshalb versucht, auf
allen möglichen Wegen drüben zu helfen . 40 Jahre
Sozialismushaben unermeßliches Leid über die Deut¬
schen drüben gebracht . Mauer , Stacheldraht und
Schießbefehl waren seine Markenzeichen . Totale Be¬
spitzelung und Überwachung haben sein Überleben
40 Jahre lang gesichert . Daher ist es verständlich,
wenn manche sagten : „ Der Zustand ist kaum mehr
änderbar ; wir wollen anderweitig menschlich hel¬
fen.

"

Jetzt haben sich die Deutschen in der DDR zu dem
freiheitlichen Staat , dem freiheitlichsten auf deut¬
schem Boden , bekannt . Der Beitritt zum Grundgesetz
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Mauer einfach mit großer Wucht auf eine Losung unri
damit die Einheit Deutschlands drängten.

Deswegen sage ich auch in dieser Stunde : Mir ist
bei allenAufgaben, bei der Größeder Verantwortung,
die wir haben , weder nach Erschöpfung noch nach
Bangenzumute, sondern mein Sinn steht nach Freude
und Dankbarkeit . Ich denke , daß wir Freude und
Dankbarkeit brauchen , um daraus die Zuversicht zu
schöpfen, die wiederum notwendig ist . um die Auf¬
gabe zu meistern.

Wenn wir in diesem Sinne nicht nur den Einigungs¬
vertrag verabschieden , meine Damen und Herren,
sondern uns zum 3 . Oktober und ab dem 3 . Oktober
an die Vollendungder Einheit in Frieden und Freiheit
machen, werden wir eine gute Zukunft für unser deut¬
sches Vaterland gewinnen.

Vizepräsident Engholm : Vielen Dank . Herr
Dr. Schäuble!

Das Wort hat der Ministerpräsident Nordrhein-
Westfalens. Herr Kollege Rau.

Dr. h . c . Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren - Ich lasse einmal weg . Herr
Bundesminister, wo die Bundesregierung die Bundes¬
regierung lobt . Ich tue das in Düsseldorf auch im¬
mer.

( Heiterkeit)
Dort tue ich es mit Bezug auf die Landesregierung . Ich
lasse weg. was an erfolgreicher Steuerpolitik be¬
schrieben worden ist. Sie wissen, das sind Felder , auf
denen wir unterschiedlicher Meinung sind . Hier steht
das eine Konzept gegen das andere . Wir werden in
den nächster. Monaten viel Gelegenheit haben , diese
beiden Konzepte miteinander zu vergleichen und
Menschen entscheiden zu lassen, welchen Weg für
die deutsche Politik sie insgesamt und tendenziell für
den vorzugswürdigsten und für den richtigen hal¬
ten.

Ich bin mir auch nicht sicher , ob wir das aurnefimen
sollten, was Sie über die Bedenken gesagt haben , die
Sie bei der Diskussion über die Kosten haben . Das ist
einer der Punkte, mit denen wir uns seit langem be¬
schäftigen . Ich will ihn nicht in den Mittelpunkt stel¬
len. Aber das Problem ist . daß man nicht in einer Rede
sagen darf , es werde keinem Menscher, schlechter,
sondern allen besser ergehen , und im gleichen Satz,
die deutsche Einheit gebe es nicht zum Nulltarif. Denn
wenn ein Tarif vorhanden ist . muß man darüber spre¬
chen . wer diesen Tarif bezahlt.

Dabei kommt es nun sehr darauf an — aas hat dann
auch mit Steuerpolitik und mit Finanzpolitik zu tun — .
ob starke Schultern mehr tragen als schwache oder ob
die schwachen Schultern , nur weil es zahlenmäßig
mehr sind, die Last aufgebürdet bekommen . Darum
ist eine Diskussion über die Kosten der Einheit sinn¬
voll . Denn wir haben längst gemerkt und gespürt : Es
ist ein riesigesFeld, auch ein riesiges finanzielles Feld,
mit dem wir es zu tun haben.

Aber ich will von einem anderen Thema sprechen,
davon , daß wir nach meiner Überzeugung in den
nächsten Monaten und Jahren erkennen werden , daß

das , was an Gemeinsamem entsteht , nicht die bloß«

Fortsetzung unserer bundesrepublikanischen Ge¬
schichte ist. Wir sind zwar den Weg über den Arti¬
kel 23 gegangen : aber das sagt noch nichts über ries,
was die Menschen in Brandenburg , ir. Mecklenburg-
Vorpommern, in Sachsen , in Thüringen , in Sachsen-
Anhalt an anderen Erfahrungen in unser gemeinsa¬
mes Leben einbringen . Sie lernen uns neu kennen
wir lernen sie neu kennen . Ich denke , der schnelle
Einigungsprozeß hat oft überdeckt , daß vieles als
neue Gemeinsamkeit erst noch entstehen muß Da>
was sich mit dem 3 . Oktober vollzieht , betrifft beide
bisherigen Teile Deutschlands und ist schon Anlaß
über dieses Deutschland noch einmal nachzuden -
ken.

Ich kann mich gut an die. Zeit erinnern , ais vor
21 Jahren Gustav Hei ne man n hier im Bundeshaus
seine Antrittsrede hielt . Er hat damals gesagt:

Es gibt schwienge Vaterländer . Eins davon ist
Deutschland . Aber es ist unser Vaterland. Hier
leben und arbeiten wir. Darum wollen wir unse¬
ren Beitrag für die eine Menschheit mit diesem
und durch dieses Land leisten.

Ich denke , meine Damen und Herren , dieses schwie¬
rige Deutschland , die Schwierigkeit unseres Vaterlan¬
des hat auch den Einigungsprozeß geprägt . Darum
hat es ein hartes politisches Ringen um die Gestalt uni.
der Schritte zur Einheit gegeben.

Im Gegensatz zum ersten Staats vertrag hat sich
beim zweiten noch rechtzeitig die Erkenntnis dun h-
geselzt . daß wir den Weg zur Einheit nur gemeinsam
gehen können . Ich bin froh darüber , daß ich darie
Herrn Bundesminister Schäuble ausdrücklich zustim¬
men kann . Die Kooperation zwischen Bundesregie¬
rung und Bundesrat . auch zwischen den Parteien in
der Frage des zweiten Staatsvertrages ist gut gewe¬
sen. Wir haben miteinander etwas erreicht , und wir
können darüber reden , wer welchen Teil des Erreich¬
ten für sich zu verbuchen hat . Diese Gemeinsamkeit
hat sich bewährt . Wir haben eine zufriedenstellende
Einigung über die Fragen erzielt , die noch offen wa¬
ren.

Ganz leicht ist das nicht gewesen . Ich weiß nicht . ol>
es Ihnen auch so erging wie mir : Ich mochte ir. den
vergangenen Wochen manchmal keine Zeitung mehr
lesen , wenn ichz . B . las. wie man über Übergangsgeld
für Abgeordnete stritt , wenn ich las . was wir Wochen
und Monate über Wahltermine und Wahlbedingun¬
gen , über den Zusammenhang zwischen der Lösung
dieser Frage und dem Abstimmungsverhalten erörtert
haben . Ich fand , das war ein Spiel mit dem Feuer, und
ich bin froh , daß das ausgeräumt ist.

Für mich sind einige Ergebnisse der letzten Ver¬
handlungsrunde besonders wichtig : zum einen , daß
wir zu einer sachgerechten Festlegung beim Umgang
mit den Stasi-Akten gekommen sind , zum zweiten,
daß die Aufnahme der Anliegen von Opfern des Na¬
tionalsozialismus , die bisher nicht oder nur geringfü¬
gig entschädigt worden waren , geregelt worden ist.

Ich bm froh darüber , daß es eine grundsätzliche
Fortgeltung von DDR-Vorschritten über die straf¬
rechtliche Rehabilitierung gibt . Ich .denke , die Über¬
gangsvorschriften im Bildungs- und im Polizeibe-
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1 -i reich liegen int rechlsstaatlichen Interesse . Dali eine

Reihe von Verordnungen über die Festsetzung von
Natur - und Landschaftsschutzgebieten in der DDR
veitergelten , finde ich richtig.

Dennoch , so gut das alles ist. wir müssen uns klar-
machen : Der Einigungsvertrag ist in vielen Teilen
unvollkommen ; er muß es sein . Er ist weniger das
Ergebnis als ein neuer Auftrag : der neue Auftrag,neue Gemeinsamkeiten zu entwickeln.

Ich selbst verstehe den Artikel 5 als Auftrag , das
Grundgesetz zur gesamtdeutschen Verfassung fort-
zuentwickein . Hier gibt es Meinungsunterschiede
z wischen den politischen Parteien. Es gibt keine Mei-
nungsunterschiede darüber , daß das Grundgesetzeine erprobte freiheitliche Grundordnung ist . ein
„ großes Angebot "

, wie Gustav Heinemann es ge¬nannt hat . Es gibt keine Meinungsverschiedenheit , so
hoffe ich , darüber , daß wir gemeinsam mit den Men¬
scher . in dem beigetreienen Gebiet auf dieser Grund¬
lage eine gesamtdeutsche Verfassung brauchen . Die
Unterschiede beginnen dort , wo wir darüber reden,
v/ie das denn geschehen soll. Ich bin davon über¬
zeugt : Wir brauchen am Ende eine Volksabstimmungder Menschen in Deutschland als „ Geburtsurkunde"

neuen Staates.
Am 7 . September habe ich hier gesagt , die bevor-

Vt-hende Einheit Deutschlands erfülle mich mit heller
. Pieude . Das bleibt so . und das wird sich hoffentlich

in den Veranstaltungen ausdrücken , die überall im
Lande in den Städten und Gemeinden und am 3 . Ok¬
tober in Berlin stattfinden . Aber man drängt die helle

i Freude nicht zurück , wenn man sagt : Es wäre ver¬
hängnisvoll . und es wäre für unsere politische Kultur
und unser Geschichtsverständnis schlecht, wenn wir
eien unbequemen und schmerzlichen Tatsachen unse¬
rer jüngeren Geschichte auswichen . Wir müssen

—Garan auch am 3 . Oktober erinnern.
ln der Präambel zum Einigungsvertrag ist ein Be¬

kenntnis zur „ Kontinuität deutscher Geschichte ' aus¬
gesprochen . Es gibt dann die Formulierung von „der
sich aus unserer Vergangenheit ergebenden beson¬
deren Verantwortung für eine demokratische Ent¬
wicklung in .Deutschland , die der Achtung der Men¬
schenrechte und dem Frieden verpflichtet bleibt " .

Meine Damen und Herren , ich habe diese Formu-
i .erung als eine Verklausulierung empfunden . Ich
hatte mir gewünscht , wir hätten ein klareres Wort
dazu gesagt . Ich kenne viele der Gründe , die dagegen
gesprochen haben.

Vor 14 Tagen hatte ich Gelegenheit , in Israel mit
v .« len Menschen zu sprechen . Ich habe mich darüber
gefreut und auch ein bißchen gewundert , mit welcher
Unbefangenheit gerade in Israel die deutsche Einheit

. rnitempfunden wird. Aber ich habe auch gespürt , daß
dieser Text für viele , die aus Deutschland stammen,
noch nicht beschreibt , was sie empfinden , wenn sie
uns diesen Schritt zur deutschen Einheit gehen se¬
hen.

Ich finde es gut , daß nach dem Einigungsvertrag
diejenigen Ansprüche auf Rückerstattung oder Ent¬
schädigung haben , die Vermögen verloren haben . Ich
freue mich darüber , daß die Frist zur Anmeldung sol¬
cher Ansprüche verlängert wird ; denn viele wissen

gar nicht, was dabei aui sie zukommen könnte und
worauf sie zugehen . Ich bedanke mich bei der Bun¬
desregierung für die Bereitschaft zu Vereinbarungen
über die Fondslösung für Härteleistungen an bisher
nicht oder nur geringfügig berücksichtigte Opfer.

Ich glaube , zu der besonderen Verantwortung , von
der die Präambel spricht, gehört , daß 'wir aktive Frie¬
denspolitik betreiben . Das ist sicherlich eine gemein¬
same Grundüberzeugung . Für mich ergibt sich dar¬
aus , daß als eine der ersten Aufgaben des vereinten
Deutschlands der Abschluß völkerrechtlich verbindli¬
cher Regelungen über die Unverletzlichkeit der ge¬
genwärtigen Grenzen in Europa zustande kommt.

Zu dieser besonderen Verantwortung , die in der
Präambel steht , gehört auch der vernünftige Umgangmit den schrecklichen Hinterlassenschaften des
Staatssicherheitsdienstes . Ich kann den Wunsch der
Bürger in der bisherigen DDR verstehen , daß wir ih¬
nen die Aufarbeitung der menschenverachtender.
Machenschaft überlassen . Darum freue ich mich über
die von den Vertragsparteien niedergelegte Erwar¬
tung . daß der gesamtdeutsche Gesetzgeber die
Grundsätze aus dem Volkskammergesetz vom
24 . August 1990 umfassend berücksichtigt.

Ich denke , es ist gut, wenn wir von der Verantwor¬
tung sprechen , die in der Präambel zitiert wird, daß
wir auch an die Deutschen denken , die ihre Heimat
verloren haben und für die es eine bittere Stunde war,
als wir die deutsch -polnische Grenze völkerrechtlich
so festgelegt haben , wie es nötig war . Das sind Men¬
schen . die das demokratische Deutschland auch mit
aufgebaut haben . Ich denke , daß wir ihren Schmerz iDi
über die in der Vergangenheit erlittenen Verluste zur
Kenntnis nehmen und verstehen sollten.

Wir sollten ihnen sagen : Ein friedliches Europa be¬
kommen wir nur durch den Blick nach vorn. Wir kön¬
nen vor den Konsequenzen deutscher Geschichte
nicht ausweichen . Wennman das sagt , kann man den¬
noch Verständnis für empfundenen Schmerz haben,
wie er mir in vielen Briefen in diesen Wochen begeg¬
net ist.

Ich denke , daß es auch zu den Konsequenzen der
deutschen Geschichte gehört , daß es Eigentumsverlü-
ste gibt, die nach der Regelung im Einigungsvertrag
nicht mehr rückgängig gemacht werden können.
Wenn wir schnell gleiche Lebensverhältnisse wollen,
dann können wir 45 Jahre getrennter deutscher Ge¬
schichte nicht völlig neu aufrollen.

Freilich hätte ich mir zu Beginn dieses Kapitels eine
umfassende Amnestieregelung gewünscht , freilich
eine Amnestie nicht nur und nicht in erster Linie für
DDR-Spione — das war nie das entscheidende
Thema — , aber eine Amnestie für alle, die auch als
Opfer des deutsch -deutschen Gegensatzes leichte
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten begangen
oder gegen Dienstvorschriften verstoßen haben . Das
gilt für viele Menschen in der DDR; es gilt auch hier
für Friedensdemonstranten , die an Sitzblockaden teil¬
genommen haben.

Meine Damen und Herren, ich habe gesagt , der
Einigungsvertrag sei weniger Ergebnis als Auftrag.
Wir alle spuren — die Besuche und die täglichen
Briefe machen es uns deutlich — : Viele Bürger in der
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beunruhigt. Die Stimmungslage bei Bürgern in der
Bundesrepublik ist ähnlich

Der Einigungsvertrag nimmt die Besorgnis nicht
weg : aber unsere Aufgabe besteht darin , der Besorg¬
nis den Boden zu entziehen . Die Schnelligkeit des
Einigungsprozesses hat die Aufgabe größer werden
lassen, als viele angenommen naben . Ich glaube , er ist
eine Grundlage dafür , daß wir Deutschen diese Auf¬
gabe gemeinsam bewältigen können.

Darum sage ich ja zu diesem Vertrag . Es erfüllt mich
mit heller Freude, daß der 3 . Oktober em besonderer
Tag sein wird und daß unsere Verantwortung danach
noch größer ist — nicht unsere Macht, sondern unsere
Verantwortung! Wir wollen sie nach Kräften und im
Wettstreit wahrnehmen.

Vizepräsident Engholm: VielenDank . Herr Kollege
Rau!

Das Wort erteile ich Herrn Ministerpräsidenten
Dr . Wallmann (Hessen ) .

Dr. Wallmann iHessen ) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Henen ! ich möchte genau wie Herr Kollege
Rau die Frage nach den Kosten der Einheit in dieser
Stunde nicht in den Mittelpunkt meiner Ausführun¬
gen stellen . Ich glaube , wir sollten uns bewußt sein,
daß dies die abschließende Beratung des Einigungs¬
vertrages ist und daß wir Gelegenheit gehabt haben,
nicht nur im Bundestag und in der Volkskammer,
nicht nur in den Plenarsitzungen und in den Aus-

IB ) Schüssen des Bundesrates darüber miteinander zu
diskutieren , sondern auch in vielen Gesprächen , die
wir. die Regierungschefs , miteinander und auch
mit der Bundesregierung , Herr Bundesinnenminister
Schäuble , geführt haben.

Ich will allerdings — weil Sie einige grundsätzliche
Anmerkungen zu dem Thema der öffentlichen Bela¬
stungen gemacht haben , Herr Kollege Rau — darauf
hinweisen . -daß ich Herrn Bundesinnenminister
Schäuble ausdrücklich zustimme , wenn er darauf auf¬
merksam gemacht hat . daß es eine wechselseitige
Abhängigkeit, eine Interdependenz zwischen öffent¬
lichen Abgaben und Höhe der Steuern auf der einen
Seite sowie Produktivität und Wachstum auf der an¬
deren Seite gibt.

Ich sage das grundsätzlich , meine Damen und Her¬
ren. weil keiner von uns die Zukunft kennt . Auch die¬
ses sollten wir in aller Offenheit bekennen . Aber wenn
ich gesagt habe , daß Produktivität und Wachstum vor.
der Höhe der öffentlichen Abgaben und Steuern ab¬
hängig sind , ist das ja keine spekulative Aussage , son¬
dern dann ist das durch gründliche Untersuchungen
von Weltbank und OECD erhärtet . Wir haben das
auch selbst hier bei uns in der Bundesrepublik
Deutschland nach der Steuerreform erfahren . Sie ha¬
ben darauf zu Recht . Herr Bundesinnenminister , hin¬
gewiesen . Es hat alle möglichen Horrorgemälde gege¬ben. daß öffentlicheHände ihre Aufgaben nach dieser
Steuerreformnicht mehr würden erfüllen können . Das
Gegenteil davon ist eingetreten . — Nur soviel , meine
Damen und Herren, zu diesem Thema!

Diese heutige Sitzung gehört zu den herausragend-
ster, in der Geschichte des Bundesrates . Nachdem

gestern der Deutsche Bundestag und die VolksKcti '.
mer mit großer Mehrheit dem Einigungsvertrag zwi¬
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DL .-R
zugestimmt haben , befinden wir nun heute im Buu-
desrat über dieses historische Dokument . Zusammen
mit den Verträgen von Moskau, die in der letzten
Woche unterzeichnet wurden , bildet dieser Emi
gungsvertrag die Grundlage für ein geregeltes 7u-
sammenwachsen der beiden Teile Deutschlands
einem Staat.

Heute , in diesen Tagen der Freude und der Dank¬
barkeit , müssen wir auch der Opfer gedenken , die ehe
Teilung unseres Landes gefordert hat . Heute müssen
wir auch an all die Frauen und Männer denken , (he
nach dem Ende des lurchtbaren nationalsozialisri
sehen Schreckensregimes in Konzentrationslagern
urakamen und deren Leichen erst jetzt in versteckten
Massengräbern gefunden wurden . Wir haben an die¬
jenigen zu denken , die zu jahrelangem Zuchthai;
verurteilt oder zu Zwangsarbeit verschleppt wurden.
Wir haben an die vielen Menschen zu denken , die
bespitzelt und drangsaliert wurden . Und wir haben
um die über 200 Menschen zu trauern , die an der
unser Land durchtrennenden Grenze ihr Leben verlo¬
ren. nur weil sie von dem einen Teil Deutschlands in
den anderen wollten , weil sie in Freiheit leben woll¬
ten.

Erst jetzt zeigt sich in vollem Umfang , daß das tota¬
litäre sozialistische Regime noch verwerflicher war.
als es viele von uns für möglichgehalten haben Selbs*
vor der Zusammenarbeit mit Mördern und Terror:s ' ->n
hat es mcht zurückgeschreckt . (]

Aber in einer friedlichen Revolution — eine Lei¬
stung , meine Damen und Herren , die unsere Lands¬
leute im anderen Teil unseres Vaterlandes nicht nur
für sich , sondern für uns alle erbracht haben — . in
einer friedlichen Revolution, von der heute noch gar
nicht abzusehen ist , was sie für das geistig -moralische
Selbstverständnis der Deutschen in Zukunft bedeutet,
haben unsere Landsleute in der DDR dieses System
zum Einsturz gebracht . Und in dieser Stunde , in riet
wir zum letztenmal hier im Bundesrat über den Eini¬
gungsvertrag beraten und ihn verabschieden werden,
haben unser Dank und unsere Bewunderung -vor al¬
lem ihnen , unseren Landsleuten , ihrem Mut und ihrer
Freiheitsliebe zu gelten.

Aber wir bedenken auch , meine Damen und Her¬
ren : Zu den schwierigsten Aufgaben , vor denen wir
jetzt stehen , gehört die Überwindung der schwerwie¬
genden Folgen , die vier Jahrzehnte kommunistische'
Diktatur im geistigen Leben in der DDR hinterlassen
haben.

Wir , die wir das Glück hatten , auf der Sonnenseite
zu stehen , dürfen uns nicht als die Besseren begreifen.
Wohlverhalten , Anpassung an die herrschende Ideo¬
logie, Selbstverleugnung und die Angst , durch unbe¬
dachte Äußerungen die persönliche und berufliche
Zukunft zu gefährden — dies alles , meine Damen u : ’ri
Herren , sind schreckliche Erfahrungen , die die Man¬
schen dort jahrzehntelang machen mußten.

Jetzt ist der geistige Klammergriff der kommunisti
sehen Ideologie endlich beseitigt . Aber die verhö¬
renden Schäden , die diese Ideologie gerade im « <>> <; •
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es , eine neue deutsch -polnische Freundschaft zu be¬
gründen , so wie Deutsche und Franzosen seit den 60er
Jahren eine deutsch- französische Freundschaft be¬
gründet haben. Ich meine , ein reiner Grenzvertrag ist
nichtgenug , sondern ein deutsch -polnischer Freund¬
schaftsvertragsollte an dessen Stelle treten oder dazu
ausgebaut werden. Gerade die Jugend beider Länder
muß einander begegnen . Ein deutsch -polnisches Ju¬
gendwerk kann helfen , indem es von den Erfahrun¬
gen des Deutsch-Französischen Jugendwerkes aus¬
geht

Meine Damen und Herren , mit den fünf neuen Lan¬
dern ist die Bundesrepublik Deutschland ziemlich ge¬
wachsen : Sie hat nun 44 % mehr Räche und 26%
mehr Einwohner. Mit etwa ?8 Millionen Einwohnern
ist das vereinte Deutschland jetzt nach der Sowjet¬
union der bevölkerungsreichste Staat in Europa.

Manche sehen die Ursachezweier Kriegedarin , daß
mit Bismarcks Deutschland in der Mitte Europas ein
zu großer Nationalstaat gebildet wurde . Ich teile diese
Auffassung nicht. Entscheidend ist nicht die Größe
oder die Lage eines Landes auf seinem Kontinent , son¬
dern die Art und Weise, in der es von seiner Größe und
von seiner Lage Gebrauch macht . Entscheidend ist die
Einbettung eines Landes in die europäischen und in¬
ternationalen Zusammenhänge . Wir sollten gemein¬
sam dazu beitragen , daß in der Zukunft die Größe
Deutschlands seinen Nachbarn nicht noch einmal
zum Schaden, sondern stets zum Nutzen gereicht.
Auch große Nachbarn können gule Nachbarn sein.
Ich denke , Deutschland sollte das beweisen.

| B) Meine Damen und Herren , mit dem vorliegenden
Vertragswerk wird der Auftrag erfüllt, die deutsche
Einheit im Einklang mit unseren Nachbarn und den
Siegermächten zu vollziehen. Der Vertrag berück¬
sichtigt die Sicherheitsinteressen Europas und garan¬
tiert die bestehenden Grenzen . Der Vertrag ist ' auch
ein Meisterwerk der Diplomatie , der deutschen Di¬
plomatie, an dem der Herr Bundesminister des Aus¬
wärtigen einen ganz hohen persönlichen Anteil hat.
Dafür möchte ich Herrn Minister Genscher den
Dank Berlins aussprechen.

Meine Damen und Herren , mit dem Vertrag endet
die bisherige Nachkriegsordnung Europas. Es endet
die Zeit der Ost-West-Konfrontation. Wir stehen am
Beginn einer neuen Epoche der Zusammenarbeit der
Völker in Europa, die die Chance eröffnet, an die glo¬
balen Probleme des Hungers , der Umweltzerstörung
und der Unterentwicklung gemeinsam heranzuge¬
hen . Diese Chance sollten wir alle gemeinsam nutzen.
— Danke schön.

Amtierender Präsident Schröder : Das Wort hat jetzt
der Ministerpräsident des Landes Nordrhein -Westfa¬
len . Herr Kollege Rau.

Dr. h . c. Rau (Nordrhein-Westfalen ) : Herr ' Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Vor einigen Sitzun¬
gen habe ich hier von der Vorfreude darauf gespro¬
chen , daß eines Tages die Vertreter der neuen Länder
mit uns hier im Bundesrat in Bonn sein würden.

( Vorsitz: Präsident Momper) .

Es ist schon schön , aut der nordrhein -westfälischen (C)
Bank den Landessprecher Brandenburgs , Jochen
Wolf, neben sich zu wissen, der gleich zu uns spre¬
chen wird , und es ist schön , ein Stückchen von der
Veränderung der Wirklichkeit mitzubekommen , die
so rasant und so schnell ist, daß man aus dem Staunen
nicht mehr herauskommt.

Der Zwei-plus-Vier-Vertrag wird sicherlich hier
nicht mit unterschiedlichen Meinungen gewertet . Es
mag Akzentverschiebungen geben ; aber es ist schön,
daß alle 16 Länder diesen Vertrag begrüßen und daß
sie in diesem Vertrag einen wichtigen Schritt in der
deutschen Geschichte sehen . Der Vertrag drückt aus.
daß die ehemaligen Siegermächte jetzt Partner sind
und daß beide deutschen Staaten jetzt ein Staat sein
können . Er ist ein Zeichen für das Vertrauen unserer
Nachbarn in unsere Friedenspolitik und in die in den
letzten Jahrzehnten gewachsene Demokratie.

Das vereinte Deutschland verpflichtet sich nach Ar¬
tikel 2 dieses Vertrages dazu, daß von deutschem Bo¬
den nur Frieden ausgehen wird. Wie oft haben wir
dieses Wort gesprochen , wie oft haben wir dieses Wort
als Hoffnung bekundet ! Jetzt ist es die Basis unseres
staatlichen Handelns . Wir sprechen davon , daß Hand¬
lungen , die geeignet sind und in der Absicht vorge¬
nommen werden , das friedliche Zusammenleben der
Völker zu stören , insbesondere die Führung eines An¬
griffskrieges vorzubereiten , verfassungswidrig und
strafbar sind . Das spricht sich leicht . Aber wer unsere
Wirklichkeit — auch die der letzten Jahre — ansieht,
der wird darüber reden müssen , was wir denn noch
tun , damit das erkennbar wird . Eine solche Bereit¬
schaft verpflichtet ja alle Deutschen , imabhängig von
ihrer Parteizugehörigkeit , und es handelt sichum eine
gemeinsame Aufgabe , der wir uns nicht entziehen
dürfen.

Ich zitiere diesen Text, weil es erschreckende Infor¬
mationen über Waffenfieferungen gewissenloser
deutscher .Unternehmer gibt ; ich nenne die Stich¬
worte Libyen und Irak . Ich denke , wir haben allen
Grund , darüber zu sprechen , daß das Geschäft mit
dem Tod aufhört , daß wir die Gesetze verschärfen , die
dieses Geschäft mit dem Tod offenbar immer noch ein
Stück weit möglich gemacht haben . Denn wir haben
versprochen , daß wir das friedliche Zusammenleben
der Völker nicht mehr stören wollen . Ich glaube , daß
wir miteinander ernsthafte Anstrengungen unterneh¬
men müssen , um den Waffenhandel zu unterbinden,
der nicht nur Unternehmen aus Deutschland , sondern
der Deutschland nicht nur um seinen Ruf, sondern
auch um seine Handlungsmöglichkeiten bringt

Ob wir das leisten , das wird ein Prüfstein unserer
Friedenspolitik sein . Es ist nicht hinnehmbar , daß be¬
freundete Staaten uns auf Geschäfte von Unterneh¬
men in Deutschland hinweisen müssen . Wir müssen
selber nach dem Rechten sehen , wir brauchen schär¬
fere Kontrollen , und wir brauchen harte Strafen für
illegalen Waffenhandel.

Ich begrüße es sehr , daß im Vertrag die erneute
Bekräftigung des Verzichts — ich zitiere — . auf Her¬
stellung und Besitz von und auf Verfügungsgewalt
über atomare , biologische und chemische Waffen*
steht . Ich glaube , dieser Verzicht auf ABC -Waffen ist
ein ganz entscheidender Schritt nach vom . Nach mei-
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ner Überzeugung gehört er in eine künftige deutsche
Verfassung.

Daß die Reduzierung der Streitkräfte des vereinten
Deutschlands auf 370 000 Mann , möglich wird, ent¬
spricht der Abrüstungspolitik , die wir Sozialdemokra¬
ten immer betrieben und später gefordert haben . Un¬
sere Streitkräfte sind nur zur Verteidigung da ; sie
bedürfen nicht der Angriffsfähigkeit . Ich hoffe, daß in
den kommenden Jahren weitere Verringerungen
möglich sind , nicht nur , um unsere Budgetprobleme
zu lösen , sondern ich glaube , daß wir die eingesparten
Mittel nicht zuletzt in der Dritten Welt verwenden
müssen . Denn jetzt , nachdem Deutschland größer ge¬
worden ist, muß sich unser Blick verändern.

Am 15 . August habe ich in der Regierungserklä¬
rung in Düsseldorf gesagt ; Wir wissen, der Kampf
gegen Hunger , Elend und Ausbeutung , die Bereit¬
schaft zu humanitärer Hilfe , zu wirtschaftlicher und
technischer Unterstützung sind unverzichtbar , wenn
es darum geht , den Frieden sicherer und die Sicher¬
heit friedlicher zu gestalten . Wir müssen den Völkern
im Süden durch unser Handeln zeigen , daß wir kein
Europa wollen , das auf sich selbst und bestenfalls auf
einen innereuropäischen Ausgleich beschränkt
bleibt.

Wir dürfen nicht hinnehmen , so meine ich , meine
Damen und Herren , daß der Ost-West-Konflikt, der zu
Ende ist , jetzt durch immer neue , immer schärfere
Nord -Süd -Konflikte abgelöst wird . Darum finde ich
es gut , daß im Vertrag steht : Das vereinte Deutschland
und die Republik Polenbestätigen die zwischen ihnen
bestehende Grenze in einem völkerrechtlich verbind¬
lichen Vertrag . Das vereinte Deutschland hat keiner¬
lei Gebietsansprüche gegen andere Staaten und wird
solche auch nicht in Zukunft erheben.

Wir haben in unserer letzten Landtagssitzung eine
bewegende Rede des Vizepräsidenten Dr. Hans-Ul¬
rich Klose gehört , der uns berichtet hat , wie er mit
seiner Frau , die von jenseits der Oder stammt, dort an
der Oder steht , und wie sie davon träumen , daß diese
. verlorene Gebiete " — so sage ich es nun in Anfüh¬
rungszeichen — eines Tages durch Grenzen mitein¬
ander verbunden sind, die nicht mehr trennen , son¬
dern zueinander führen . Die offene Grenzfrage im
Osten , besonders gegenüber Polen, ist in der Ge¬
schichte ein Hindernis für die Entwicklung normaler
Beziehungen und ein Grund für Mißtrauen in unsere
Absichten gewesen . Jetzt ist die Grenzfrage nicht
mehr offen . Jetzt müssen die Grenzen offen werden,
und Europa muß alle Länder umfassen , muß allen Bür¬
gerinnen und Bürgern den freien Umgang miteinan¬
der bieten . Dazu gehört auch , daß wir unser Denken
über Europa verändern , daß wir bewußter machen,
was wir oft sagen , daß dieses Europa nicht an der
Oder -Neiße -Grenze aufhört.

Ich bedaure es , daß das vereinigte Deutschland für
Polen mit der Einführung des Sichtvermerkzwanges
an der östlichen Grenze beginnt , und ich bitte die
Bundesregierung , über die Zwischenlösung für polni¬
sche Studenten und Gastarbeiter hinaus gemeinsam
mit Polen nach einer Lösung im Kleinen Grenzverkehr
zu suchen . Ich habe diese Eindrücke und den Anlaßzu
dieser Bitte auch aus Besuchen an der deutsch-polni¬

schen Grenze am vergangenen Wochenende gewon- IQ
nen.

Wir werden unseren Blick jetzt stärker auf ost - und
südosteuropäische Länder richten müssen . Wir haben
den Reformkräften in der Sowjetunion und Michail
Gorbatschow insbesondere , aber auch den Re¬
formkräften in Mittel- und Südosteuropa die deutsche
Einheit zu verdanken . Da das so ist , darum müssen wir
diesen Landern jetzt durch verstärkte Anstrengungen
helfen , ihre Probleme zu lösen . Da ist Hilfe bei dem
wirtschaftlichen Strukturwandel nötig , da muß es das
Ziel sein , Demokratie zu stärken und wirtschaftliche
Verhältnisse zu schaffen , die die Menschen nicht
mehr zum Verlassen ihrer Heimat zwingen , bloß da¬
mit ihre Kinder eine sichere Zukunft haben können.
Wir brauchen eine neue FlüchtUngspolitik , und diese
Flüchtlingspolitik kann nicht nur in der Regelung von
Aufnahmezahlen , sondern sie muß in der Hilfe vor Ort
bestehen . Hier kann es zu einer gemeinsamen Bemü¬
hung der Bundesregierung , der Länder und der Euro¬
päischen Gemeinschaft kommen . Ich halte sie für not¬
wendig.

Der Vertrag ist ein Auftrag , ein Aufruf an die
Adresse des vereinten Deutschlands , sich engagiert
für Frieden und Sicherheit , für Menschenrechte und
für menschenwürdiges Leben in ganz Europa und in
der Welt einzusetzen . Diese friedlichen Aufgaben
müssen unser Wollen und Tun jetzt erkennbar bestim¬
men . Ich denke , die Länder wollen und werden daran
nach Kräften- mitwirken.

Präsident Momper. Schönen Dank . Herr Minister- (D)
Präsident!

Das Wort hat nunmehr der Landesbevollmächtigte
Wolf (Land Brandenburg ) . — Bitteschön , Herr Kollege
Wolf!

Wolf, Landesbevollmächtigter . Brandenburg : Herr
Präsident !

’Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Für die Vertreter der fünf neuen Bundesländer in
Deutschland ist der heutige Tag ein weiteres Beispiel
für die nicht abreißende Kette von Momenten , die aus
unserer Sicht den Ausdruck .historisch* zu verdienen
scheinen . Noch liegt der Tag der deutschen Einheit
keine volle Wochezurück , da erhalten die vorläufigen
Vertreter dieser fünf neuen Bundesländer erstmalig
Gelegenheit , ihre Stimme in diesem Hohen Hause zu
erheben . Da ich weiß , daß nur aus zwei dieser neuen
Bundesländer Vertreter hier sind, füge ich hinzu, daß
wir beiden Chemnitzer diese fünf neuen Länder heute
hier hoffentlich würdig vertreten.

Der Anlaß für diese Wortmeldung eines Vertreters
der fünf neuen Bundesländerist schonfür sich genom-
men historisch , betrifft er doch das Gesetz zu dem
Vertrag über die abschließende Regelung in bezug
aufDeutschland . Dasheißt nicht mehr und nicht weni¬
ger als ; Der Gegenstand dieser Beratung ist die Wie¬
dererlangung der völligen Souveränität Deutsch¬
lands in Übereinstimmung mit allen seinen Nachbarn
und den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges.

Alle Redner zum Tag der deutschen .Einheit , deren
Reden ich Gelegenheit hatte zuhören oder nachzule¬
sen , haben auf die besonderen Beziehungen des ge-
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A) Bundesregierungbereitist, unsere Anliegenzuunter¬

stützen — , allen europäischen Regierungen , klar sein,
daß eine politische Akte und ein politischer Verfas¬

sungsentwurf in der Bundesrepublik Deutschland der

Ratifizierung auch durch die Länderkammer be¬
darf.

Werwill , daß die Regionen Sire Kraftin das Konzept
Europas einbringen , der darf ikeinen Weg gehen , bei
dem diese durch Ausschluß bei entscheidenden Ver¬
handlungen und Festlegungen in eine Art Abwehrpo¬
sition gegenüber dem europäischen Einigungsprozeß
gedrängt werden.

Wir wollen die europäische Verankerung der re¬
gionalen Ebene , die Gestültang der reg ionalen
Strukturen im nationalen Rahnen und die Zusam¬
menarbeit der Regionen über die Grenzen hinweg in
einem Europa der Regionen erreichen . Dieses Ziel ist
ehrgeizig . Ich stelle mir vor, daß es eines Tages — wie
etwa zwischen den Badenern und den Elsässern —
auch hier eine grenzüberschreitende Zusammenar¬
beit geben könnte. So , wie niemand mehr die Grenze
zwischen Frankreich und Deutschland wahmimmt
wäre eines Tages etwa zwischen Sachsen , und Schle¬
sien an der Oder-Neiße -Grenze eine überregionale
und interregionale Zusammenarbeit vorstellbar , bei
der auch die Grenze zwischen Polen und Deutschland
nicht mehr wahrgenommen würde . Eist dann hätten
wir das erreicht, was wir uns als friedliches Europa der
offenen Grenzen vorstellen . Diese offenen Grenzen
müssen es ermöglichen , regionale Interessen — auch
dann , wenn sie grenzüberschreitend sind — zusam¬
menzufassen.

^ Ich glaube,,es ist wichtig , daß wir in den nächsten
Monaten diesen Prozeß der politischen Verhandlun¬
gen über Europa von hier aus begleiten . Denn noch
einmal Es hüjü nicht , wenn wir unsere Position in der
Verfassung d$r Bundesrepublik Deutschland und die
Regionaleberie in der europäischen Verfassung eine
mehr oder weniger unverbindliche Position einneh¬
men.

Jeder muß wissen , daß die deutschen Bundesländer
— vielleicht mit Ausnahme Belgiens — die einzige
Ebene sind, von deren Zustimmung die Mö glichkeit
des Vollzugs der Einigung über solche europäischen
Akte abhängt

Deshalb meine ich , wir sollten unsere Möglichkei¬
ten jetzt mahnend , warnend begleiten , aber auch un¬
ter dem Aspekt weiteibetreiben : Wir wellen das ei - .
rüge Europa auf allen drei Ebenen , auf der großen
europäische * Ebene und der nationalen Ebene . Aber
auch die regionale Ebene muß in der verfassungsmä¬
ßigen Form beteiligt sein , die rieh in der Bundesrepu¬
blik Deutschland bewährt hat

PrWdaht Dr. Voecherair Vielen Dank , Herr Kol¬
lege Späth!

Das Wort hat Herr Ministerpräsident Rau (Nord¬
rhein-Westfalen).

J

Dr. h. c. Rau (Nordrhein -Westfalen ) : HerrPräsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Der dienst-
älteste Ministerpräsident hat das Thema so umlassend
behandelt daß es nicht einmal die Möglichkeit der
Ergänzung zu geben scheint Die Tatsache , daß Rh

seine Ausführungen unterstreichen will , rechtfertigt (Q
es noch nicht daß ich mich als Zweitberufener eben¬
falls äußere . Aber mir geht es darum , deutlich zu ma¬
chen , daß Europa und der föderale Aufbau Europas
nicht Sache nur einer politischen Seite sind . Die Ent¬
schließung macht deutlich : Wir wollen gemeinsam ei¬
nen Weg gehen , von dem wir glauben , daß er für
unser Land und für Europa richtig ist

Ich finde es gut , daß wir am 9 . November darüber
sprechen , an dem Tag , an den der Präsident erinnert
hat dem Tag , der heute vor einem Jahr den Menschen
die Freiheit gegeben hat und an einem Tag , an dem
wir eines Jahres mit lauter großen , wichtigen und hi¬
storischen Ereignissen gedenken.

Es könnte für manchen der Eindruck entstehen , wir
seien voll mit uns selber beschäftigt , wir hätten so viel
Deutsch -Deutsches zu tim , daß wir die europäische
Dimension aus dem Blick verlieren . Dies wäre nach
meiner Überzeugung verhängnisvoll Es ist gut wenn
wir darauf hinweisen , daß das Europa , das wir uns
vorstellen , ein föderales Europa sein soll

Lippenbekenntnisse zum Föderalismus , formel¬
hafte Lobgesänge auf die Vorteile der bundesstaatli¬
chen Ordnung hat es immer gegeben . Der politische
Alltag sah und rieht nicht selten anders aus . Aber das
Voranschreiten der europäischen Einigung und der
deutsche Einigungsprozeß können einerseits Zentra-
lirienmgstendenze * und andererseits separatistische
Tendenzen hervorbringen . Beidem sollten wir wider¬
stehen und widersprechen.

Wer den Zentralismus nicht will und den Separate - ^
mus für verhängnisvoll hält der muß den Föderalis¬
mus «Hrfcw». Diese Einsicht bricht sich immer mehr
Bahn . Der Föderalismus hat politische Schubkraft be¬
kommen.

Erfahrungen mit dem Zentralismus und drohende
Aushöhlung des Föderalismus führen zu erstaunli¬
chen Entwicklungen . In anderen Ländern Europas
sind Rpgton aHrierangsbe mähangea im Gange . Die
Menschen in der ehemaligen DDR stellten auf der
Suche nach politischer Identität die alten Lander wie-
der her . Die Länder der Bundesrepublik kämpfen mit
großem politische * .Einsatz darum, hei der Gestaltung
Europas

’ein kräftiges Wortmitzureden.

Die Länder der Bundesrepublik , der alten Bundes¬
republik, haben sich zusammen gerauft rundem deut¬
schen EinigungsprazEß einen kräftigen föderativen
Stempel aufzudrücken . Die Zentralisienmgstenden-
zen haben auch etwas Gutes : Sie lassen uns nämlich
die Vorteile einer föderativen Ordnung klarer und
deutlicher erkwnnm - Starke -Regionen , starke Länder
führen zu blühenden Provinzen . Erst ein starker Zen¬
tralstaat « zeugt das, was man gemeinhin unter Pro-
vinziahsmus und Pnrrinzialitit versteht

Die vertikale Gewatteateflaag . die Chance * zum
poUüacheu Experiment sind nach wir vor merkbare
Vorzüge ein « föder ativen Ordnung . Starke Länder
im Bundesstaat sind der beste Schutz gegen national-
staatliche Verspätungen.

Die Gefahren fürkräftige föderative Entwicklungen
in Deutschland und Europa sind vielgestaltig ; Kollege
Späth hat sie dargestellt Das immer wiederkehrende
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(A ) kurzschlüssi ge Argument , die heutige Mobilität der
Menschen müsse ständig weitere zentralstaatliche
Kompetenzen nach sich ziehen , halte ich für falsch.

Ich halte dieses Argument für falsch. Wir sind «ns
der Gefahren bewußt , durch undurchschaubare Wil-
lensbildungs - und Entscheidungsprozesse eine wei¬
tere Zentralisierung gewissermaßen schleichend hin-
zunehmen.

In einer gemeinsamen Kraftanstrengung haty>n die
Länder für sich eine angemessene Beteiligung an den
Verhandlungen znm Einigungsvertrag erreicht Auf
den zähen Einsatz der Länder in diesen Verhandlun¬
gen ist es zurückzuführen , daß im Einigungsvertragin
letzter Minute einige Sicherungen gegen eine weitere
Schwächung der Länder in der Bundesrepublik
Deutschland festgeschrieben wurden.

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auf den Artikel 5
des Einigungsvertrages lenken . In dieser Vorschrift

' wird den gesetzgebenden Körperschaften des verein¬
ten Deutschlands empfohlen , sich innerhalb von zwei
Jahren mit den im deutschen Einigungsprozeß aufge¬
worfenen Fragen zur Änderung oder Ergänzung des
Grundgesetzes zu befassen . Unter anderem geht es
dabei um die von den Ministerpräsidenten beschlos¬
senen Eckpunkte der Länder für die bundesstaatliche
Ordnung im vereinten Deutschland.

Drei Fragenkreise stehen im Vordergrund : Die H-
nanzhezfehungeu zwischen Bund und Ländern und
zwischen den Ländern im vereinten Deutschland be¬
dürfen einer grundlegenden Überprüfung . Bis zum

ßj 31 . Dezertiber l994 müssen in der Frage einer ausrei¬
chenden Finanzausstattung der Länder Lösungen ge¬
funden werden . Die Frage einer eigenen Geteizge-
btxngskoßipetenz der Länder über Steuern , deren Er¬
träge den Ländern zufließen , wird dabei sicherlich
eine Roll4 spielen . Die Länder halten es für unerläß¬
lich , den Sund mehr als bisher bei der Inanspruch¬
nahme sfiner konkurrierenden Gesetzgebungszu-
stündigkdit zu beschränken.

Und schließlich beanspruchen die Länder mehr
MltspracherechteIntBereich derIntenMtfoaalenBe¬
ziehungen . Das gilt für die ÜbertragungvonHoheits-
rechten auf zwischenstaatliche Einrichtungen, für
Mitwirkungsrechte beim Abschluß und bei der Um¬
setzung völkerrechtlicher Verträge . Es ist gut, wenn
wir darüber sprechen , bevor die Konferenz in Rom
stattfindet Es ist gut, wenn die Länder auf der Einhal¬
tung des verabredeten Fahrplanes bestehen und
wenn sie auf der europäischen Ebene mitreden.

Der ameriiraniixh e Soziologe Bell bat darauf hin¬
gewiesen , daß die Nationalstaaten für die großen Fra¬
gen zu Vtein und für die konkreten Fragen za groß
seien . Daraus erwächst die Chance der Regionen. Wir
sollten sie wahmehmen . Wir sollten das Sshrirtlsr l-
tftsprinzlp in den europäischen Einlguogiftoreß
etnbrtngem. Wir sollten alles tun, um die Vielfalt der
Länder unedle Vielfalt der Regionen zu einerpoliti¬
schen Möglichkeit zu machen , die die Menschen in
unserem Land reicher , fähiger macht , den Heraasfor¬
derungen zu begegnen , vor denen sie stehen. Wir soll¬
ten uw im europäischen Prozeß nicht wie Ttappisten
verhalten , sondern unser Wort sagen und unsere
Chancen wahmehmen.

Präsident Dr. Voscherau : Vielen Dank , Herr Kol- (C
lege Raul

Das Wort hat Herr Kollege Wagner (Rheinland-
Pfalz).

Dr. Wagner (Rheinland -Pfalz) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Das vereinte Deutschland
macht sich nicht isoliert auf den Weg in die nächsten
Jahre und Jahrzehnte , auf den Weg etwa zu einer iso¬
lierten Großmacht , sondern es begibt sich in die Zu¬
kunft im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft,
fest eingefügt in diese Gemeinschaft und von dem
Wüllen getragen , alles zu tun, um zum weiteren Aus¬
bau und zur weiteren Festigung dieser Gemeinschaft
entscheidend beizutragen.

Die gewachsene Bedeutung und Handlungsfähig¬
keit unseres Landes führen dazu , daß wir mit noch
mehr Gewicht und hoffentlich dann auch mit noch
mehr Erfolg zum Ausbau dieser Europäischen Ge¬
meinschaft , ziun Ausbau hin zur Wirtschaft»- und
Währungsnnion , zum Ausbau hin zur Politischen
Union und — wie ich 'meine — auch zur Verteidl-
guoguudon beitragen können . Zahlreiche Fragen
stellen steh. Alle sind von großer Wichtigkeit ; alle
sind , wie ich glaube , lösbar.

Eine der wichtigen Fragen ist , wie dieses Europa,
welches wir vor uns sehen , in seiner inneren Struktur
beschaffen sein solL Hier lautet unsere Aussage : Eu*
ropa soll, wird und kann in seinem Aufbau nicht an¬
ders als föderalistisch sein. Das ist eine Erkenntnis,
die sich in Europa weitgehend Geltung verschafft hat
Für uns Deutsche ist sie selbstverständlich ; denn wir (jjj
haben in der Bundesrepublik gute , hervorragende Er¬
fahrungen mit dem bundesstaatlichen Hrinzip ge¬
macht Wir gehen davon aus , daß sich diese guten
Erfahrungen zum Nutzen aller auch auf das vereinte
Europa übertragen lassen . I

Die I.ander wollen mit ihrer Initiative d*ber heute
erreichen , daß die politische Grundstruktur des künf¬
tigen Europas von vornherein in die richtigen , födera¬
listischen Bahnen gelenkt wird. Dazu gehört selbst¬
verständlich eine föderalistische , nicht zentralistische
Verfassungdes künftigenEuropa», derkünftigenEu¬
ropäischen Gemeinschaft

Es ist klar, daß dieses Europa nicht weniger , son¬
dern im Gegenteil sehr viel mehr föderalistisch sein
wird als etwa heute eia Land wie die Bundesrepublik:
Deutschland oder andere föderalistische Staaten , die
wir in der Welt kwnen. Anders ausgedrückt ; Die Mit-
gttedrfastea werden ein weit größeresEigengewicht
etwa als unsere I .ander heute in Deutschland ha¬
ben.

Das bedeutet auch , meine Damen und Herren
— um auf eine in der politischen Debatte dieser Wo¬
chen ’ verkommende Frage kurz mit einzugehen — ,
daß die Nationalstaaten selbstverständlich ihre Be-
destaag behaUan . Se werden in Europa, in der Euro¬
päischen Gemeinschaft , nicht verschwinden , nicht in
ihr aufgehen . Deswegen ist auch die Annahme falsch,
der 7mnmr»i«m«rhTnB Deutschlands zur nationalen
Einheit würde nur zu einem relativ rasch vorüberge¬
henden Zustand nationaler Einheit führen, weil eine
Aufhebung dieses Zustandes in der Europäischen Ge¬
meinschaft stattfinden würde . So wird es nicht sein.
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(A ) fehlung würdigen , jedoch seine Verfassungsaufgaben
wahrenund seinen Sitz selbst festlegen . Die Entschei¬

dung des Bundestages hat Fragen beantwortet , aber
ihrerseits auch Fragen aufgeworfen.

Der Bundesrat, auch der Präsident und der Direktor,
sind dadurch in der Situation , sich auf die nicht in

jeder Hinsicht absehbare Entwicklung der kommen¬
denJahre ganz praktisch einzustellen und sich darauf
vorbereitenzumüssen . Deshalb müssen wir dem Bun¬
desrat Optionen erhalten , Vorbereitungen treffen
und für die Zukunft ein gewisses Maß an Flexibilität
bewahren . Wir sollten uns bei unserer Entscheidung
bewußt bleiben, daß Arbeitsfähigkeit und Gewicht
des Bundesrates im Interesse des Föderalismus unse¬
res ganzen Staates ebenso wie die Belange unserer
Mitarbeiterund der Region hier gewahrt werden müs¬
sen. Die bundesstaatliche Ordnung , die traditionelle
Vielfaltder Zentren in Deutschland und unser Weg zu
einem dezentralen Europa der Regionen müssen aus
meiner Sicht erhalten bleiben.

Lassen Sie mich jetzt zu den Wortmeldungen kom¬
men. Als erster Redner hat Herr Ministerpräsident
Dr . Rau (Nordrhein-Westfalen) das Wort.

Dr . h . c . Johannes Rau {Nordrhein -Westfalen ) : Herr
Präsident! Meine Damen und Herren ! Sie , Herr Präsi¬
dent . haben schon darauf hingewiesen , daß der Bun¬

destag am 20 . Juni eine tiefgreifende Entscheidung •

getroffen hat . Wir haben alle miteinander an den öf¬
fentlichen und parlamentarischen Diskussionen über
dieses Thema teilgenommen . Ich denke , es machte

(Bi keinen Sinn, jetzt , 15 Tage nach der Entscheidung des

Bundestages, noch einmal die Argumente auszutau¬
schen , die die einzelnen Sprecher damals bewegt ha¬
ben . Die Entscheidung ist getroffen worden.

Ich selber habe in der Diskussion des Bundestages
an alle appelliert , die zu treffende Entscheidung dann-
auch wirklich zu respektieren und nicht „nachzukar¬
ten“ . Das habe ich getan , als ich noch vermutete , der
Bundestag würde sinnvöllerweise zugunsten von
Bonn entscheiden . Das muß aber dann natürlich auch
gelten , nachdem der Bundestag anders entschieden
hat . Heute geht es also nicht um die Revision einer
getroffenen Entscheidung , sondern es geht jetzt
darum — darauf hat der Präsident hingewiesen — ,
daß der Bundesrat in eigener Verantwortung über sei¬
nen Sitz entscheidet.

Interessant war in den Beratungen des Bundesta¬
ges , daß eine Fülle von Sprechern auf Entschließun¬
gen deutscher Landtage hingewiesen und dies zu ei¬
nem gewichtigen Argument erklärt haben . Ich habe
darauf erwidert : Das , was die Landtage entschieden
haben , steht an , wenn der Bundesrat über seinen Sitz
entscheidet . Und das ist heute der Fall.

Trotz darf nicht unser Ratgeber sein , sondern es ist
die Frage zu stellen : Wie sieht das föderale Deutsch¬
land aus , und in welchen Phasen wird es sich wie ent¬
wickeln?

Der gemeinsame Antrag der Länder Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz , Saarland , Schleswig-Hol¬
stein und Bremen , dem sich weitere Länder ange¬
schlossen haben , hat als wesentlichen Inhalt die Aus¬
sage , daß BonnSitz des Bundesrates bleiben soll . Das

hindert nicht , daß wir die Planungen und Überlegun¬
gen im Blick auf die neue Hauptstadt beobachten,
Schlüsse daraus ziehen und zum gegebenen Zeit¬

punkt die Entscheidung überprüfen , die wir getroffen
haben . Niemand will lind wird den Direktor des Bun¬
desrates und seine Mitarbeiter daran hindern , sich
solchen Überlegungen zuzuwenden . Das ist auch nö¬

tig; denn bisher gibt es keine Erfahrungen mit der
räumlichen Trennung.

Darum ist es vernünftig , wenn der Bundesrat seine

Entscheidung im Lichte der noch zu gewinnenden
Erfahrungen in späteren Jahren überprüft.

Ich denke , daß wir unseren Blick auch nicht nur auf
Bonnund mmauf Berlinverengen dürfen , sondern wir

hatten uns eigentlich vorgenommen , und zwar unab¬

hängig davon , ob wir für Bonn oder für Berlin votiert
haben , daß es zu einer ausgeglichenen Verteilung
von Bundeseinrichtungen in allen 16 Ländern kommt
und daß die fünf neuen Länder besonders berücksich¬

tigt werden . Dem haben wir . außer durch öffentliche

Erklärungen , bisher nicht Rechnung getragen.

Ich glaube also , daß es gut wäre , wenn der Präsident
des Bundesrates Gespräche mit der Präsidentin des

Bundestages mit dem Ziel suchte , eine gemeinsame
Föderalismuskommission einzurichten , die jetzt prüft
und dann entscheidet , was sich aus dem ergibt , was
der 20 . Juni gebracht hat.

Es wäre im Interesse der Länder , wenn die Bundes¬

regierung bis Ende des Jahres darlegen könnte , wie
und bis wann sie den Beschluß des Bundestages vom
20. Juni umsetzen will und wie sie die daraus resultie¬
renden Kosten , auch die Folgelasten finanzieren
will.

Der Bundesrat ist ein Symbol des Föderalismus.
Der Bundesrat in Bonn ist ein Symbol dafür , daß der
Föderalismus auch im vereinigen Deutschland eine
zentrale Rolle spielt. Denn einige haben offenbar ver¬

gessen oder sind in der Gefahr zu vergessen , daß die
Bundesrepublik Deutschland , die Bundesrepublik
des Grundgesetzes , die Bonner Republik , eine Grün¬
dung der Länder ist und die Länder nicht die Filialen
des Bundes , des Zentralstaates , sind. Das muß weiter¬
wirken . Ich denke , daß die Verfassungsdiskussion , die
wiruns auch im Bundesrat vorgenommen haben , dazu
wichtige Argumente liefern kann.

Heute vor einem Jahr haben die Ministerpräsiden¬
ten Eckpunkte der Länder für die bundesstaatliche
Ordnung im vereinten Deutschland beschlossen.
Diese Eckpunkte sind in die verfassungspolitische
Diskussion oder gar in die verfassungspolitischen Er¬

gebnisse dessen , was wir jetzt erörtern , längst nichl
umgesetzt . Sie gehören in das Zentrum der Debatte.

Bonn als Sitz des Bundesrates darf in der Tat nicht
bedeuten , daß mm der Bundesrat gewissermaßen dei
Rest ist , der in der alten Bundeshauptstadt verbleibt
Aber wenn das nicht so sein soll, dann müssen wir die
Bundesregierung fragen , wie sie den Beschluß de:
Bundestages auslegt , was denn Kembereiche sein sol
len , die nach Berlin gehen , was außerhalb des Kern:
ist und wie eine Verwaltungsstadt Bonn denn ausse
hen soll.
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IA) Es ist merkwürdig : Ich habe bisher nur Leute gefun¬
den , die sich zum Kembereich rechnen , soweit sie im
öffentlichen Dienst beschäftigt sind . Ich denke , wir
werden im einzelnen dem nachgehen müssen , was
sich aus dem im Beschluß des Bundestages angeleg¬
ten Dualismus ergibt . Noch wichtiger aber ist es , daß
wir darüber reden , was denn mit der Region , mit der
Rheinschiene , mit Bonn und mit Köln geschieht . Ich
lese darüber vieles . Ich lese von der Wissenschafts¬
stadt , von der Kulturstadt , von europäischen Zentren.
Nahezu täglich bekommt man irgendeine große Ein¬

richtung genannt , die eines Tages hier in Bonn ihren
Sitz haben soll.

Was ist aber mit den Organen des Bundes und der
Länder , die schon in Bonn sind ? Was ist mit der Bund-
Länder -Kommission, was ist mit der Kultusminister¬
konferenz , was ist mit dem Wissenschaftsrat , wie geht
es weiter mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft,
mit dem Deutschen Akademischen Austauschdienst,
mit der Alexander -von-Humboldt -Stiftung , mit der

Arbeitsgemeinschaft der Forschungseinrichtungen?
Wäre das nicht ein Nukleus für dieses Wissenschafts¬
zentrum am Rhein?

Der Bundestag — darauf hat der Präsident hinge¬
wiesen — hat empfohlen , daß der Bundesrat in Bonn
bleibt . Ich habe dieser Empfehlung , was den Absen¬
der angeht , auch im Bundestag widersprochen . Es
kann nicht Sache des Bundestages sein , seinerseits zu
entscheiden : «Wir gehen , andere bleiben “

, sondern
w i r haben die Entscheidung zu treffen , wo w i r unse¬
ren Sit2 haben wollen. Natürlich haben wir dabei die
Situation zu bedenken , die eines Tages entsteht,
wenn die sogenannten Kembereiche der Bundesre¬

gierung und das Parlament in Berlin sind . •

Übrigens : Die Zeitschienen , die uns dafür in den

Gesprächen genannt werden , werden ständig länger.
Die Zeitschienen , die ich heute morgen gehört habe,
sind wesentlich länger als diejenigen , über die am
20. Juni im Bundestag diskutiert worden ist Dennoch
warne ich sehr davor, an die Gewöhnung zu appellie¬
ren und zu glauben , die Menschen würden es schon
hinnehmen , wenn sich das ganze eines Tages so oder

so entwickelt.
Diese Entwicklung muß gesteuert werden ; wir

müssen sie steuern . Wir können das tun durch eine

eigene Entscheidung . Ich bitte Sie herzlich , für Bonn

als den Sitz des Bundesrates zu stimmen.

Ich weise die nachfolgenden Redner darauf hin , daß

es schwer ist , in dieser Atmosphäre zwischen Transpi -

ration und Inspiration
(Heiterkeit)

überhaupt einen sinnvollen Satz zu formulieren.

(Erneute Heiterkeit)

Aber wenn es Ihnen dann gelingt , rate ich Ihnen , die

Entscheidung für Bonn so deutlich auszusprecher,
daß auch die Menschen in dieser Region merken und

spüren , daß hier nicht irgend etwas mit Rechenschie¬
bern hin und her manipuliert wird , sondern daß wir

uns um die Infrastruktur in diesem neu und größer
gewordenen Deutschland sorgen und daß die Bedeu¬

tung Bonns, der Stadt des Grundgesetzes , daß die

Bedeutung des Bundesrates — nein , nicht der zweiten

Kammer , sondern der anderen Kammer — nicht ge - (Ci
schmälert werden soll , und daß wir miteinander ein
Zeichen dafür setzen , daß Föderalismus nicht in un¬
sere Sonntagsreden gehört , sondern in unsere A11-

tagsarbeit — Herzlichen Dank.

Präsident Dr. Henning Voscherau : Vielen Dank,
Herr Kollege Rau!

DasWort hat nun Herr Ministerpräsident Dr . Streibl

(Bayern) .

Dr. h . c . Max Streibl (Bayern) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Der Deutsche Bundestag
hat am 20. Juni einen Beschlußvon historischer Trag¬
weite gefaßt - Wir wollen diesen Beschluß nicht kriti¬
sieren , wir wollen nicht rechten . Er ist knapp ausge¬
fallen . Wir sind Demokraten ; wir respektieren ihn.

Es widerspräche auch dem Geist des Föderalismus,
anders zu verfahren . Die Staatsorgane haben sich ge¬
genseitig keine Zensuren und keine Ratschläge für
ihre inneren Angelegenheiten zu erteilen.

Ich glaube , es wäre gut gewesen , wenn der Bundes¬

tag diesen Grundsatz beherzigt und darauf verzichtet
hätte , seinerseits Vorstellungen über den künftigen
Sitz des Bundesrates von sich zu geben . Damit hätte er

• vielleicht sogar die Beratungen hier wesentlich er¬
leichtert.
. Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Der Bun¬

destag hat meines Erachtens die ihm gezogenen
Grenzen weiter überschritten , als es dem bloßen
Wortlaut nach zunächst scheinen mag . Mit seiner

»Empfehlung ' hat er nämlich den Bundesrat als Dis- 1

Positionsmasse in seinen eigenen Überlegungen in

der Hauptstadtfrage eingesetzt . Dies können und dür¬

fen wir nicht hinnehmen.
Ich danke Herrn Präsidenten Voscherau dafür , daß

er diesen Übergriff des Bundestages sofort mit han¬

seatischer Höflichkeit , aber in unmißverständlicher
Klarheit zurückgewiesen hat.

Der Bundestag hat mit seinem Beschluß, den Sitz

des Bundestages und der Bundesregierung nach Ber¬

lin zu verlegen , die entscheidende Vorgabe geschaf¬
fen , von der wir heute einfach ausgehen müssen.

Nicht ohne Grund heißt es heute in der Tagesordnung
nicht «Sitz des Bundesrates “

, sondern «Sitzvon Parla¬

ment und Regierung " .
Die Entscheidung , die wir heute zu treffen haben,

hat nicht nur geographische Bedeutung , wenngleich
ich verstehe , daß Bonn und Nordrhein -Westfalen jetzt
natürlich um einen Ausgleich kämpfen . Ich unter¬

stütze das,- ich werde dazu gleich noch einige Anre¬

gungen geben.
Aber, meine Damen und Herren , es geht nicht nur

um diese Bedeutung , sondern es ist auch die Frage zu

beantworten , auf welche Artund Weise der Bundesrat

auf Dauer tätig sein solL Dazu gehört auch die Frage,
von wo aus regiert werden soll. Sie wissen , daß wir

Bayern aus guten Gründen — meistens unter Rück¬

sichtnahme auf die psychologischen Bedenken unse¬

rer westlichen Nachbarn — Bonn den Vorzug gege¬
ben hätten . Aber auch die Gesichtspunkte , die letzt¬

lich den Ausschlag für. den -Bundestag gegeben
haben , nach Berlin zu gehen , wiegen sehr schwer.
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Dr. h. c. Max Streibl (Bayern)
■M Das wäre ein Antrag, den alle tragen könnten.

Aber man will jetzt keine Vorfestlegung , daß das
letzten Endes alles zusammenkommt Meine Damen
und Herren, ich kann dazu nur eines sagen : Ich
glaube nicht, daß es gut wäre — damit hat auch mein
Vorrednergeendet , und das hat auch Herr Scharping
gesagt — , jetzt nur mit einem Zeichen — mehr ist
nicht gesagt worden — der Solidarität und der Hoff¬
nung für die BonnerBevölkerung zu arbeiten . Ich bin
der Meinung, die Entscheidung ist klar gefallen , und
deshalb sollte man jetzt nicht versuchen , ein Trost-
pflästerchen zu finden , das dann letztendlich doch
nicht hält.

Ich bin auch der festen Überzeugung , daß wir , bis es
soweitist, bis der Bundestag umzieht , bis die Bundes¬
regierung umzieht, bis dann der Bundesrat umzieht,
entsprechende Ausgleichsmaßnahmen schaffen kön¬
nen. Dahin sollten wir die Hoffnung lenken . Aber wir
sollten hier — das wäre einfach nicht ehrlich — nicht
den Eindruck erwecken , als würde am Ende die Ent¬
scheidung doch so fallen können , daß der Bundesrat
immer hier seinen Sitz hat . getrennt von Bundestag
und Bundesregierung.

Das bitte ich noch einmal zu bedenken , wenn wir
jetzt zur Abstimmung kommen . Mehr kann ich leider
nicht tun . Ich habe verschiedene Vorschläge gemacht.
Ich glaube aber , Wahrheit ist in der Politikimmer noch
das beste . Es geht auch um Glaubwürdigkeit hier im
Bundesrat.

Präsident Dr. Henning Voscherau : Vielen Dank,
j !

Herr Kollege Streibl!
Das Wort hat Herr Ministerpräsident Johannes Rau

(Nordrhein-Westfalen) .

Dr. h . c. Johannes Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr
-Präsident! Meine Damen und Herren ! Ich möchte
mich bei allen Kollegen bedanken , die in vielfachen
Gesprächen während der Reden versucht haben , eine
Kompromißformulierungzu finden . Ich weiß, wie mü¬
hevoll das ist; denn ich habe zu denen gehört , die das
in der Nacht vom 20 . Juni versucht und die dies nicht
zustande gebracht haben.

Ich willnun nicht mehr in der Sache argumentieren.
Ich will jetzt nicht den Voscherau -Plan gegen Ham¬
burg vertreten , sondern ich will zu dem . was Herr
Streibl gesagt hat — Herr Kollege Biedenkopf hat so¬
eben einen ähnlichen Vorschlag ins Gespräch ge¬
bracht — , ganz bündig sagen — bitte nehmen Sie mir
das nicht übel! — : Hier gibt es zwei verschiedene
Positionen , und zwischen diesen müssen wir jetzt ent¬
scheiden . Die eine Position ist: Ja zu Bonn und Über¬
prüfung in einigen Jahren ; die andere Position ist:
Jetzt Bonn , dann Berlin , und Überprüfung macht nur
Sinn, wenn sie nach Berlin führt.

Das sind die beiden Gegenpositionen . Wer will, daß
der Bundesrat in Bonn ist und daß dann in einer spä¬
teren Überprüfung die Argumente noch einmal ge¬
wichtet werden — aber mit offenem Ergebnis — , den
bitte ich , dem Antrag Nordrhein-Westfalens zuzu¬
stimmen. Wer jedoch wie Herr Kollege Streibl , wie
Herr Kollege Eichel und einige andere der Meinung
ist , es laufe sowieso auf Berlinzu , und wir müßten uns
jetzt nur so verhalten , daß das nicht zu schmerzhaft

wird , der muß für den bayerischen Antrag stimmen . (Ci
Das sind die wirklichen Alternativen . Ich finde , es
gehört auch zur Glaubwürdigkeit , daß wir diese Al¬
ternativen deutlich weiden lassen . Sonst können wir
beschließen : Wenn ja , dann nein , sonst eben nicht.

(Heiterkeit)
Aber das wäre , jedenfalls in meinem Wahlkreis , nur
schwer zu vermitteln , und ich möchte dort gern sagen
können : Es bleibt beim Bundesrat in Bonn. Wenn sich
neue Gesichtspunkte ergeben , werden wir das über¬
prüfen und werden daraus Konsequenzen ziehen.

Wer aber jetzt sagt : Es geht sowieso nach Berlin, der
darf nach meiner Meinung dem nordrhein -westfäli¬
schen Antrag nicht zustimmen, sondern dann sollte
man offen sein . Ich habe mich darüber gefreut , daß die
Ministerpräsidenten von Berlin und Brandenburg
— noch sind es ja zwei Personen — gesagt haben , das
fänden sie vernünftig und richtig . Das gleiche von
Sachsen -Anhalt zu hören , hat mich gefreut . Ich hatte
gehofft , auch Sachsen würde sich dazu bereitfinden
können . Aber das werden wir gleich alles sehen und
zählen . Ich bin davon überzeugt , es gibt eine vernünf¬
tige Mehrheit und eine Mehrheit der Vernunft.

Präsident Dr. Henning Voscherau : Vielen Dank , lie¬
ber Herr Kollege Rau ! — Ich darf zunächst feststellen,
daß mir weitere Wortmeldungen jetzt nicht vorliegen.
Weiter weise ich darauf hin, daß Herr Ministerpräsi¬
dent Dr. Gomolka (Mecklenburg -Vorpommern ) eine
Erklärung zu Protokoll ‘

) gegeben hat.
Da die Rednerliste erschöpft ist , kommen wir jetzt <D)

zur Abstimmung . Zunächst möchte ich feststellen, daß
uns die Drucksachen 421/91 und 422/91 — diese in
einer neuen Fassung — vorliegen . Ich gehe davon
aus , daß diese beiden Drucksachen auch Ihnen allen
vorliegen , an Sie verteilt worden sind.

Darf ich zur Sicherheit jetzt doch noch einmal fra¬
gen , ob uns ein gestellter Antragverborgen geblieben
ist . — Das scheint auch nach den Ausführungen des
Kollegen Streibl nicht der Fall zu sein.

Ich beginne in der Abstimmung mit dem Antrag der
Länder Nordrhein -Westfalen, Bremen , Rheinland-
Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein in Drucksa¬
che 422/91 (neu ) und bitte diejenigen Kolleginnen
und Kollegen , die diesem Antrag zustimmen wollen,
um ihr Handzeichen . — Dasistmit 38 Stimmen, sofern
wir alle gleichermaßen richtig gezählt haben , die
Mehrheit . Der Antrag isl angenommen.

Damit ist der Antrag Bayernsund Niedersachsens in
Drucksache 421/91 erledigt.

Bonn bleibt also nach Maßgabe dieser Entschei¬
dung bis auf weiteres Sitz des Bundesrates.

Meine Damen und Herren , darf ich trotzdem Ihre
Geduld noch ein wenig in Anspruch nehmen und
diese Entscheidung als Präsident mit zwei Bemerkun¬
gen verbinden.

Erstens . Dies ist eine Entscheidung , die dem Bun¬
desrat — genauer : dem jeweiligen Präsidenten des
Bundesrates . Herr Kollege Gomolka — gleichwohl

* 1 Anlage 1
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Dr. b . c. Max Strelbl (Bayern)
(A ) In diesen staatlichen Rahmen fügt sich zudem die

unmittelbare grenzüberschreitende Zusammenarbeit
in Nordostbayem , dem sächsischen Vogtland und
dem Egerland — „Euregio -Egrensis “ als Stichwort —
oder zwischen dem Bayerischen Wald und Böhmer¬
wald bestens ein.

Zugleich sehe ich mit Genugtuung , mit welchem
Elan die Sudetendeutschen selbst an diese neue
Aufgabe herangehen . Ich sehe , wie viele Heimat¬
kreise in der alten Heimat tätig sind . Ein reger
kultureller und wissenschaftlicher Austausch hat ein¬
gesetzt Dies alles sind erstaunliche Bekundungen
von Heimatliebe , aber auch Bekundungen des Wil¬
lens, unter veränderten Bedingungen Nachbarschaft
Partnerschaft und Verständigung zu suchen.

Weil wir die Verständigung mit den Tschechen
wollen, verwahre ich mich entschieden gegen Äuße¬
rungen , daß das Nein Bayerns zu diesem Vertrag eine
«Kriegserklärung " sei . Es ist das Nein zu diesem
Vertrag , so wie er hier vorliegt Es ist das Nein zu
diesem Motivenbericht , der in der Bundestagsdebatte
leider überhaupt nicht zur Sprache gekommen ist . Es
ist kein Nein zu Verständigung mit unserem östlichen
Nachbarn und mit seinen Menschen.

Das Ende unseres Jahrhunderts bietet Deutschen
und Tschechen die Chance , mit dem erinnernden
Blick auf die Geschichte Nachbarschaft in echt euro¬
päischem Geist aufzubauen . Der Freistaat Bayern als
Nachbarland Böhmens und als Schirmland der Sude¬
tendeutschen stellt sich dieser großen Aufgabe im
Bewußtsein seiner historischen , deutschen und euro-
päischen Verantwortung.

Vizepräsident Dr. Henning Voscherau: Vielen Dank,
Herr Ministerpräsident Streibl!

_
' Das Wort hat nun Ministerpräsident Rau (Nord¬
rhein -Westfalen) .

Dr. h. c . Johannes Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Das Wort . hi¬
storisch " ist in den letzten Jahren so oft benutzt
worden , daß es wie eine abgegriffene Münze wirkt
Dennoch habe ich den Eindruck , daß das , worüber wir
hier miteinander beraten , historische Dimensionen
hat.

Der Bundestag hat diesem Vertrag mit einer ganz
breiten Mehrheit zugestimmt . Ich bin davon über¬
zeugt , daß diese breite Mehrheit der Zustimmug auch
uns gut anstünde.

Richtig ist , man darf die Wahrheit nicht verschwei¬
gen. Richtig ist. man darf auch nicht verschweigen,
daß es schreckliche Vertreibungen gegeben hat . Ich
bin dankbar dafür , daß der Präsident der Tschechoslo¬
wakischen Republik , Havel , das mehrfach deutlich
ausgesprochen hat . Im vergangenen Jahr ist ihm der
»Karlspreis" für seine Bemühungen um Europa ver¬
liehen worden.

Aber wer die Wahrheit in bezug auf die Vertreibung
nicht verschweigt und wer , Herr Kollege Streibl,
darauf insistiert, daß sie angesprochen werden muß,
der darf , wenn er das im Namen der Wahrheit tut.
nicht der selektiven Wahrheit das Wort reden , sondern
muß der ganzen Breite des Geschehens und des

Prozesses zwischen Deutschen sowie Tschechen und (C;
Slowaken Rechnung tragen.

Dabei ist das freilich eine beide Völker in vielem
miteinander verschränkende und in vielem gegensei¬
tig verletzende Geschichte . Sie hat nicht mit der
Vertreibung angefangen , sondern dem ist eine jahr¬
hundertealte Geschichte vorausgegangen , auch eine
jahrhundertealte Geschichte gegenseitigen Freiheits¬
entzugs und gegenseitiger Unterdrückung.

Das hat es im kommunistischen Gewand vier Jahr¬
zehnte lang gegeben . Viele haben es gespürt , viele
haben es durchlitten . Aber das hat es in anderen
Gewändern Jahrzehnte und Jahrhunderte vorher
auch gegeben . Wer von der Wahrheit spricht , muß die
ganze Wahrheit aussprechen.

Auch in Nordrhein -Westfalen leben sudetendeut¬
sche Bürger , nicht so viele wie imFreistaat Bayern. Bei
uns leben mehr Menschen aus anderen östlichen
Ländern . Wir sprechen mit diesen sudetendeutschen
Bürgern . Manche von ihnen haben auch nicht verges¬
sen , daß mein Vorgänger im Amt des Ministerpräsi¬
denten , der das Amt zwölf Jahre innegehabt hat , vor
über 50 Jahren seine Freiheit nur retten konnte,
indem er politisches Asyl in Prag bekam . Das war in
der Zeit des Nationalsozialismus.

Mich bewegt eine solche Erinnerung , so wie mich
die Erinnerung an den Abend bewegt , den der eine
oder andere von uns mit dem Bildschirm verbindet
und nicht mehr vergißt : Wie in der Deutschen Bot¬
schaft in Prag Tausende von Menschen , die aus den (Döstlichen Bundesländern kamen , die Nachricht entge-
gennahmen — es war abends um elf, halb zwölf Uhr
am 30. September 1989 — : « Ihr dürft ausreisen ! "

Diese Ausreise hatten Menschen bewirkt , die damit
etwas riskiert haben , etwa der damalige Außenmini¬
ster Horn , ein Mann , den man in sölchen Jahren
einen „Refonnkommunisten " genannt hätte —
jemand , der heute in den Städten des westlichen
Bündnisses großen Respekt und hohe Anerkennung
findet , aber auch jemand , der in seinem Leben mit der
Geschichte seines Volkes und mit der Geschichte
unserer Völker verstrickt gewesen ist.

Ich stimme diesem Vertrag gern zu . Gern heißt nicht
«leichtfüßig *

, heißt nicht , das vergessen machen , was
geschehen ist , heißt nicht , ausklammem , was noch zu
besprechen , zu regeln und zu erörtern ist — bis hin zu
Vermögensfragen , die der Vertrag ausdrücklich nicht
behandelt.

Ich hätte ihm noch lieber zugestrnimt , wenn wir ihn
ein paar Monate eher miteinander hätten besprechen
können . Ich kann das Drängen vieler in Deutschland
und in der Tschechoslowakei verstehen , die gesagt
haben : „Bringt das nicht in Wahlkämpfe hinein ! “

Wer sich den jetzigen kommunistischen Stimmen¬
anteil der Wahl Anfang dieses Monats ansieht , und
wer sich ansieht , mit welcher Propaganda dieser
Stimmenanteil erreicht worden ist , der weiß: Er hat
etwas mit dem Datum der . Verhandlungen und mit
dem Datum des Abschlusses dieser Verhandlunqenzu
tun.
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Br . h. c. Johannes Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) Es wäre besser gewesen , wir hätten unser Herz im

vergangenen Jahr und nicht im Februar dieses Jahres
über die Hürde geworfen.

Ich bedauere diesen Zeitpunkt auch deshalb , weil
sich die Tschechoslowakei — die Zeitungen berichten
uns täglich davon — in einer Situation befindet , in der
wir gar nicht wissen , ob es den Vertragspartner so
noch gibt , wenn wir dem Vertrag zugestimmt haben.
Wann wird die Slowakei ihre eigene Souveränität
erklären ? Wie wird der Status des Staatspräsidenten
sein ? Wird das eine Föderation , eine Konföderation,
oder wird das ein Nebeneinander oder ein Gegenein¬
ander zweier souveräner Staaten?

Die Situation in den Nachbarländern macht uns
deutlich : Wir haben einen Beitrag zu dieser Diskus¬
sion zu leisten — nicht als Belehrende , nicht als

- Herablassende . Wir wissen nicht , wie sich das , was
nach den Wahlen in der CSFR an politischen Struktu¬
ren zusammengekommen ist , in politischen Organisa¬
tionen , in Staaten oder Staatenbünden finden wird.

Aber gerade die Situation in Jugoslawien sollte uns
ermutigen , daran zu erinnern , daß wir Strukturen in
Europa brauchen , die den Regionen Substanz geben,
damit es kein Gegeneinander gibt , daß wir Föderalis¬
mus brauchen , damit es nicht Separatismus geben
muß.

Ich gehöre zu denen , die das Auseinanderfallen der
Tschechoslowakei aus vielerlei Gründen sehr bekla¬
gen würden , nicht nur wegen der mangelnden Fähig¬
keit der Slowakei , ohne Dauerhilfen von anderen ihre
wirtschaftliche Substanz auf Existenzniveau zu brin-
gen . sondern auch deshalb , weil ich glaube , daß die
allzu große Vielgestaltigkeit staatlicher Strukturen
das Zusammenwachsen in Europa erschwert.

Dieses Zusammenwachsen in Europa ist das eigent¬
liche Thema . Das Thema ist nicht Verzicht , sondern
das Thema ist Einsicht —Einsicht auch in alle Dimen¬
sionen von Wahrheit und Wahrhaftigkeit , die nicht
nur fragt , wer mit welchen Mitteln vertrieben worden

. ist, sondern : Wie ist die Vertreibung zustande gekom¬
men ? Wer hat den Haß aufgebaut ? Wie sind Haß und
Gegenhaß eskaliert ? Die Antwort wird sein , daß wir
ein neues Europabild finden , zu dem das ganz alte
Prag gehört , die Stadt mit der großen Karlsuniversität,
aber eben auch die Stadt , in der religiöse und weltan¬
schauliche Konflikte jahrhundertelang das innere
Leben geprägt haben . Die Geschichte der Hussiten
und der Böhmischen Brüder ist nur ein Akzent , die
Entwicklung des Volkskatholizismus in der Slowakei
ist ein anderer Akzent.

Wir werden lernen müssen — die Entspannungs¬
politik hat uns die Chance dazu gegeben , das wider
alle Erwartungen lernen zu können — , daß Europa
sein Bild verändert , daß Budapest . Prag und Warschau
— große alte europäische Städte — zu einem westli¬
chen Europa finden , das nicht westlich bleibt und das
nicht so bleiben kann , wie es ist , das sein Selbstver¬
ständnis ändern muß , auch indem es neue Dimensio¬
nen seiner eigenen Geschichte zuiückgewinnt . Dazu
gehört die Vertreibung . Aber wer nur sie nennt , hat
schon wieder „verzeichnet * .

Ich glaube , daß wir mit diesem Vertrag , mit dem,
was nach diesem Vertrag fortgesetzt und verstärkt

werden kann , eine große Chance haben . Wenn ich in (Q
Böhmen bin oder im mährischen Teil des Landes und
die Bilder sehe , dann denke ich an Regionen Westeu¬
ropas . des Ruhrgebiets , Elsaß-Lothringens oder Bel¬
giens vor40 Jahren . Das war die Industriekulisse nach
dem Zweiten Weltkrieg in Westeuropa , so wie sie dort
jetzt ist.

Dann denke ich : Welch eine Chance für uns, für
Unternehmer und für Arbeitnehmer , für ökologisch
Engagierte , für ökonomisch Phantasievolle , mitzuhel¬
fen , daß auf lange Sicht — niemand sollte dabei
kurzatmig sein — dort Landschaften Wiedererstehen,
wie wir sie in den letzten vier Jahrzehnten mit
mancherlei Hilfe haben zustande bringen können.

Wer das will, der muß den Daumen von der Waag¬
schale der Vorurteile wegnehmen . Wer das will , darf
nicht die eine Wahrheit aussprechen und die andere
verschweigen . Aber wir müssen das wollen , weil es für
unser eigenes Überleben keine Chance gibt , wenn es
uns nicht gelingt , diesem größer gewordenen Europa
ein menschliches Antlitz zu geben.

Ich denke , dieser Vertrag ist dazu eine große
Chance . Darum sollten wir , bei allem Zittern und bei
allem Zagen darüber , daß Menschen diesen Vertrag
anders interpretieren , anders verstehen , daß er sie
selber wegen ihrer eigenen Lebensgeschichte
schmerzhaft trifft, diesem Vertrag nicht halbherzig
zustimmen , sondern ein klares Ja sagen.

Vizepräsident Dr. Henning Voscherau :Vielen Dank,
Herr Rau!

Das Wort hat Herr Minister Kaesler (Sachsen-
Anhalt ).

Hans-Jürgen Kaesler (Sachsen -Anhalt ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Heute fragen sich
einige — Herr Ministerpräsident Rau, Sie haben es
angesprochen — , welche Bedeutung das angekün¬
digte Auseinandergehen der CSFR für den zu ratifi¬
zierenden Nachbarschaftsvertrag mit Deutschland
und für den weiteren europäischen Entwicklungspro¬
zeß haben wird.

Sicherlich ist es verfrüht , rechtliche Erwägungen
darüber anzustellen , welche Rechtsfolge für den mit
Deutschland ratifizierten Vertrag eintreten würde,
falls wir es künftig mit zwei Staaten , nämlich der
Tschechei und der Slowakei , zu tun hätten.

Wir sollten hier in Ruhe die weitere Entwicklung
abwarten und nicht jetzt schon über hypothetische
völkerrechtliche Fragen diskutieren . Vor allem müs¬
sen wir uns vor Augen führen , daß die gegenwärtige
Diskussion derTschechen und der Slowaken über ihre
staatsrechtliche Trennung keineswegs mit einer
Abwendung von Europa oder gar mit einer neuen
Form nationalistischen Denkens gleichzusetzen ist

Meine Damen und Herren , die im Jahre 1989
vollzogene Hinwendung des tschechischen und slo¬
wakischen Volkes zum freiheitlichen Europa ist
unumkehrbar . Alle Bevölkenmgsteile der Tschecho¬
slowakei wünschen den Nachbarschaftsvertrag mit
Deutschland . Sie wollen mit uns Deutschen ein neues
Kapitel in der Geschichte äufschlagen . Sie wollen mit
dem europäischen Einigungsprozeß Schritt halten.

18 Bundesrat — 651 . Sitzung — 14 . Januar 1993

(A) Anlage
Erklärung

von Ministerpräsident Dr. h . c. Johannes Rau
(Nordrhein -Westfalen)

zu Punkt 2 der Tagesordnung

Nachdem der Bundesrat keine Stellungnahme zu
Art. 5 des Gesetzentwurfs beschlossen hat , legt die
Landesregierung Nordrhein -Westfalen Wert auf die
Feststellung , daß sie die Regelung zur Harmonisie¬
rung von Naturschntzrecht und Baurecht im Gesetz¬
entwurf der Bundesregierung nicht akzeptiert . Die
Landesregierung hält weiterhin im Grundsatz eine,
flächendeckende Anwendung der Eingriffsregelung
für erforderlich.

(C

(B) C
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676 . Sitzung

Bonn , den 4 . November 1994

Beginn : 9.31 Uhr

Präsident Dr. h . c . Johannes Rau: Meine sehr
geehrten Damen und Herren , ich eröffne die 676. Sit¬
zung des Bundesrates.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten , habe ich
gemäß § 23 Abs. 1 unserer Geschäftsordnung Verän¬
derungen in der Mitgliedschaft bekanntzugeben:

AusderBayerischen Staatsregierang und damit aus
dem Bundesrat sind am 21 . Oktober Herr Staatssekre¬
tär Johann Böhm und am 27 . Oktober 1994 Herr
StaatsministerDr. Gebhard Glück sowie Frau Staats¬
sekretärin Chrisü Schweder ausgeschieden . Die
Staatsregierung hat am 31 . Oktober 1994 Herrn Mini¬
sterpräsidenten Dr. Edmund Stoiber , Frau Staatsrai-
nisterin Professor Ursula Männle und die Herren
Staatsminister Hans Zehe tmaier , Dr. Georg Frei¬
herr von Waldenfels , Dr . Otto Wiesheu und
Erwin Huber zu Mitgliedern und die übrigen Mit¬
glieder der Staatsregierung zu stellvertretenden Mit¬
gliedern des Bundesrates bestellt.

Ausder Regierung des Landes Rheinland -Pfalz und
damit aus dem Bundesrat sind am 26 . Oktober Herr
Ministerpräsident Rudolf Scharping , Frau Staats¬
ministerin Jeanette Rott und die Herren Staatsmini¬
ster Ullrich Galle undKarlSchneider ausgeschie¬den . Die Landesregierung hat Herrn Ministerpräsi¬
dent Kurt Beck am selben Tage zum Mitglied des
Bundesrates bestellt.

Den ausgeschiedenen Mitgliedern danke ich für
ihre Mitarbeit in den Ausschüssen und im Plenum des
Bundesrates.

Besonders danke ich Herrn Ministerpräsidentena . D . RudolfScharping , der dem Bundesrat seit 1991
angehört hat und der im neuen Deutschen Bundestag
künftig eine herausgehobene Rolle wahmehmen
wird.

Den neuen Mitgliedern wünsche ich mit uns allen
hier im Hause eine gute und vertrauensvolle Zusam¬
menarbeit

Ich wende mich jetzt der Tagesordnung zu . Sie liegtIhnen in vorläufiger Form mit 35 Punkten vor.
Punkt 4 wird von der Tagesordnung abgesetzt . Die

Tagesordnungspunkte 30 und 34 werden ebenfalls

abgesetzt , sollen aber in der kommenden Sitzung des
Bundesrates am 25 . November beraten werden.

Es ist angekündigt worden, daß der Behandlung des
Punktes 35 gemäß § 23 Abs. 4 der Geschäftsordnung
des Bundesrates widersprochen werde . Ich frage des¬
halb , ob Fristeinrede erhoben wird.

(Dr. Amo Walter (Saarland ] : Es wird Fristein¬
rede erhoben , Herr Präsident , und zwar vom.
Saarland , von Sachsen-Anhalt und von

Schleswig-Holstein !)
— Dann wird auch dieser Punkt von der Tagesord¬
nung abgesetzL

Zur Reihenfolge der Tagesordnung weise ich darauf
hin , daß die Punkte 5 und 6 miteinander verbunden
werden . Tagesordnungspunkt 22 wird nach Punkt 11
aufgerufen . Im übrigen bleibt es bei der ausgedruck¬
ten Tagesordnung.

Gibt es noch Wortmeldungen zur Tagesordnung ? —
Das ist nicht der Fall . Dann ist sie so festgesteDt.

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf:

Ansprache des Präsidenten

Meine Damen und Herren , Sie haben mich in der
letzten Plenarsitzung , am 14 . Oktober , tumusgemäß
für ein Jahr zum Präsidenten des Bundesrates
gewählt . Dafür möchte ich Ihnen noch einmal recht
herzlich danken.

Im Namen des ganzen Hauses danke ich meinem
Vorgänger , Herrn Kollegen Wedemeier , für seine
Arbeit im zurückliegenden Jahr . Mit seiner umsichti¬
gen Art , das Amt zu führen , hat er mitgeholfen , daß
sich die jahreszeitlich bedingten politischen Wogen
im Bundesrat nie überschlagen haben.

Das Amt des Bundesratspräsidenten ist ein Amt
eigener Art : Man kann sich darum , nicht bewerben,
sondern es kommt auf einen zu . Seit Dienstag dieser
Woche darf ich es nun zum zweitenmal wahrneh¬
men.

Die Tatsache einer zweiten Amtsperiode verbindet
mich mit sechs Kollegen, die' seit Gründung unserer
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Präsident Dr. b. c. Johannes Rau
(A) Bundesrepublik das Amt des Bundesratspräsidenten

ebenfalls zweimal wahrgenommen haben : Hans
Erhard und Georg August Zinn . Peter Altmeier
und Franz -Josef Röder und nicht zuletzt Hans

• Koschnick , dem ich ira Namen des ganzen Hauses
alles erdenklich Gute für seine wichtige , oft gefährli¬
che , unverzichtbare Arbeit in Mostar wünsche, beider
die Länder ihn auch in Zukunft hoffentlich nicht nur,
aber auch mit Polizisten unterstützen wollen.

Der Kollege Dr . Bemhard Vogel warinden Jahren
1976/77 und 1987/88 Präsident des Bundesrates . Weil
er inzwischen das Land gewechselt hat , kann er sogar
auf eine dritte Amtsperiode hoffen . Thüringen ist
nämlich im Jahre 2004 wieder an der Reihe.

(Heiterkeit)
Freilich , meine Damen und Herren : Zwei Amtspe¬

rioden werden in Zukunft seltener Vorkommen. Das
hängt damit zusammen , daß es mit der Einheit ItJLän-
der geworden sind und daß nun ein Regierungschef
nur alle 16 Jahre Bundesratspräsident wird . Es hängt
aber auch damit zusammen — so habe ich festge¬
stellt —, daß die politischen Verhältnisse vielerorts
nicht mehr so stabil sind , wie sie es in den ersten
Jahrzehnten gewesen sind.

Bei meiner Antrittsrede 1982 habe ich vom „ Föde¬
ralismus und Sozialstaat “ gesprochen . Das ist ein
Thema , das an Aktualität nichts verloren 'hat Wir
leben aber heute in einer anderen Welt ln fünf Tagen
wird es fünf Jahre her sein , daß das Symbol für
Unfreiheit und deutsche Täflun g , die Berliner Mauer,

_ . gefallen ist . Dieser Tag —'Sie werden sicherinnern—
B und die Tage danach waren Tage unbeschreiblicher

Freude . Ich wünschte mir. daß es uns stärker gelänge,
die Erinnerung an diese Freude nicht nur an einem
Feiertag , sondern auch im Alltag wachzuhalten.

Als ich vor zwölf Jahren zum erstenmal Präsident
des Bundesrates war , gab es elf Länder: jetzt sind es
schon seit vier Jahren 16. Die Zusammenarbeit mit
den Kolleginnen und Kollegen aus Brandenburg und
Mecklenburg -Vorpommern , aus Sachsen,- Sachsen-
Anhalt und Thüringen ist uns sehr schnell zur Selbst¬
verständlichkeit geworden.

Gegen manche Prognosen haben sich die Länder in
den vergangenen vier Jahren nicht nur jedes für sich,
sondern auch gemeinsam als handlungsfähig erwie¬
sen . Die staatliche Einheit hat nicht die von manchen
befürchtete Schwächung des Föderalismus gebracht.
Gemeinsam ist es den Ländern in den vergangenen
Jahren gelungen , die föderale Ordnung zu stärken
und sie an veränderte Bedingungen anzupassen.

Am 16 . Oktober haben die Wählerinnen und Wähler
in allen 16 Ländern zum zweitenmal gemeirisam über
die Zusammensetzung des deutschen Bundestages
entschieden . Mit Thüringen und Mecklenburg -Vor¬
pommern haben nun alle fünf neuen Länder zum
zweitenmal in demokratischer Wahl die Zusammen¬
setzung ihrer Parlamente bestimmt.

Damit sind die politischen Gewichte auf Bundes¬
und auf Länderebene jxen verteilt . Wie weit der Weg
noch ist , bevor wir das Ziel erreicht haben , daß die
Bundesrepublik Deutschland nicht nur staatlich , son¬
dern auch kulturell , auch sozial und wirtschaftlich

vereint ist, das zeigen übrigens auch die unterschied - (Q
liehen Wahlergebnisse in den alten und in den neuen
Ländern.

Ich finde unterschiedliche Wahlergebnisse aber
auch noch unter einem anderen Gesichtspunkt inter¬
essant : In Thüringen , in Mecklenburg-Vorpommern
und im Saarland fanden am 16. Oktober auch Land-
tagswahleri statt , in Nordrhein -WestfalenKommunal¬
wahlen . Diese Wahlen hatten ganz unterschiedliche
Ergebnisse . Die Bürgerinnen und Bürger haben sich
sehr bewußt entschieden , weil sie offenbar Unter¬
schiede gesehen haben , je nachdem , ob es um die
Bundespolitik , um die Landespolitik oder um die
Kommunalpolitik gegangen ist.

Das gilt sicherlich nicht für die Mehrheit der Wäh¬
lerinnen und Wähler , aber doch für eine beachtliche
Minderheit Ich halte das für ein besonders bemer¬
kenswertes und für ein besonders erfreuliches Ergeb¬
nis des Wahlsonntags vom 16. Oktober. Es zeigt daß
sich im Laufe der Jahre der föderale Aufbau unserer
Bundesrepublik Deutschland , der immer auch die
Chance für pin Stück Machlvertellung und Macht-
begrenzung bietet , fest im Bewußtsein und im politi¬
schen Urteil der Menschen verankert hat.

Trh empfinde das als politische Stärkung für die
Länder und für die Gemeinden , und ich sehe darin
den Auftrag an uns alle , die Interessen unserer jewei¬
ligen Länder und die Interessen der Länder insgesamt
gegenüber Bundestag und Bundesregierung selbst¬
bewußt und unüberhörbar zum Ausdruck zu brin¬
gen. PI

Meipe Damen und Herren , die finanzielle Hand¬
lungsfähigkeit der Länder und Kommunen ist eine .
Grundbedingung für einen funktionierenden und
leistungsfähigen Föderalismus . Deshalb ist es wich¬
tig , daß die Länder und der Bund im vergangenen Jahr
der Finanzbeziehungen zwischen dem Bund und den
Ländern und zwischen den Ländern neu geregelt
haben.

Der neue LänderSnanzausgleich , der in wenigen
Wochen in Kraft treten wird, schafft den Ländern eine
verläßliche finanzielle Grundlage für Ihre Aufbauar¬
beit Er ist ein Beispiel für kooperativen Föderalis¬
mus.

Ich sehe allerdings mit Sorge, daß das Finanzge¬
bäude , das wir mit dem Solidarpakt errichtet haben,
schon Risse zeigt Nach den Solidarpaktverhandlun-
gen hatten die Länder gehofft, daß die Finanzbezie¬
hungen zwischen Bund und Ländern für lange 21eit
nicht mehr auf der Tagesordnung des Bundesrates zu
stehen brauchen . Diese Hoffnung hat sich leider nicht
erfüllt.

Wir hatten seither mehrfach Anlaß, uns damit zu
beschäftigen . Ich denke an die finanziellenFolgen des
Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz , an die
InsolvenzrechtsTeform und an die Unternehmensteu-
errefonn . Das waren jeweils politische Vorhaben , mit
denen nicht nur bestimmte politische Ziele verfolgt
werden , sondern mit denen auch bestimmte Folgen
für die Länder verbunden sind.

Schon heute ist absehbar , daß wir uns in den
kommenden Jahren mit weiteren wichtigen Fragen
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werden auch über die Verteilung der Finanzen zwi¬
schen Bund und Ländern bestimmen.

Denken Sie an die steuerliche Freistellung des
Existenzminimums, die das Bundesverfassungsge¬
richt bis zum 1 . Januar 1996 verlangt hat . Denken Sie
an die Neuordnung des Familienlaslenausgleichs , an
die steuerliche Förderung zukunflsorlentierter Inve¬
stitionen oder an die künftige Finanzierung der
Europäischen Union.

Das sind einzelne Beispiele , die für ein grundsätzli¬
ches Problem stehen : Wir müssen nach Wegen
suchen , wie die politische Entscheidung einerseits
und die Verantwortung für Kosten und Lasten ande¬
rerseits näher zusammengebracht werden können.

Es war kein heutiger und auch kein ehemaliger
Ministerpräsident, sondern es war der Bundespräsi¬
dent , der erst vor kurzem festgestellt hat , daß es viele
Bereiche in unserem Bundesstaat gibt, in denen der
Bund anschaffen und die Länder und Kommunen
zahlen müßten. Die Gesetzgebung des Bundes — so
der Bundespräsident — müsse sich wieder mehr von
dem Grundsatz leiten lassen , daß , wer die Ursachen
bestimme , auch deren Wirkungen in vollem Umfang
zu verantworten habe . Der B undespräsident hat d as in
plastische Worte gefaßt : „ Wer zahlt, schafft an , und
wer anschaffen will, soll gefälligst zahlen .

“

Meine Damen und Herren , was für die Steuer - und
Finanzpolitik gilt, das gilt auch für viele andere
Bereiche . Fast alle Entscheidungen , die auf der Bun-

I5) desebene getroffenwerden , haben Auswirkungen auf
die Länder . Entweder sind sie es, die praktisch umset-
zen müssen , was politisch beschlossen worden ist,
oder sie müssen für die Folgen dessen aufkommen,
was politisch gewollt ist.

Lassen Sie mich auch dafür wenige Beispiele nen -.
nen : Stärkere Anstrengungen und neue , „ intelligen¬
tere * Instrumente zur Bekämpfung der Arbeitslosig¬
keit sind dringend nötig , wenn wir uns nicht damit
abfinden wollen, daß der Sockel an Arbeitslosigkeit
nach jeder wirtschaftlichen Rezession höher wird.

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist die wich¬
tigste gesellschaftspolitische Aufgabe , weilArbeitslo¬
sigkeit nicht nur für die betroffenen Frauen und
Männer schlimm ist, sondern auch zu einer Bedro¬
hung für die Stabilität unserer Demokratie werden
kann.

DieLänder und die Gemeinden haben aber noch ein
zusätzliches Interesse daran , daß mehr dafür getan
wird, Menschen die Möglichkeit zu geben , von der
eigenen Arbeit zu leben . Es sind nämli ch die Gemein¬
den und die Länder , die für eine fehlende oder nicht
ausreichende Arbeilsmarktpolitik bezahlen müssen.
Wir werden uns mit diesem The ma spätestens im
Zusammenhang mit dem Haushaltsentwurf der Bun¬
desregierung noch eingehend beschäftigen müssen
und , wie ichhohe , auf eine gemeinsame Linieverstän¬
digen.

Die Modernisierung der öflentlichen Verwaltungist ein weiteres Beispiel dafür , wie sehr die Länderund
Gemeinden in ihrem alltäglichen Handeln durch

Entscheidungen gebunden und bestimmt werden , die (Q
auf Bundesebene getroffen werden.

Wenn wir aus Gründen der Verwaltungsvereinfa¬
chung , aus Kostengründen und zur Stärkung des
Wirtschaftsstandorts auf Vorschriften , Reglementie¬
rungen , Standards verzichten wollen , dann müssen *
Bund und Länder an einem Strang ziehen . Dabei
besteht nicht nur im öffentlichen Dienstrecht ein
enormer Reformstau.

Meine Damen und Herren , ich könnte jetzt noch
viele andere wichtige Aufgaben nennen , denen allen
gemeinsam ist, daß Bundestag und Bundesrat glei¬
chermaßen gefordert sind , ihre Verantwortung wahr¬
zunehmen und ihr gerecht zu werden . Daran werden
wir gemessen , gleich , welche Funktion wir ’ausüben
und gleich , welche politische Übeizeugung wir
haben.

In den vergangenen Monaten ist immer wieder der
Eindruck entstanden und auch verbreitet worden , daß
die wichtigen Zukunftsaufgaben durch Nebenthemen
und Ablenkungsmanöver von der politischen Tages¬
ordnung verdrängt werden.

Es muß unser gemeinsames Interesse sein , daß
dieser Eindruck keine neue Nahrung findet Das setzt
voraus , daß wir uns um die wirklichen Aufgaben
kümmern und daß wir die Auseinandersetzung in der
Sache so hart wie nötig führen , im persönlichen
Umgang aber so fair wie nur möglich.

Es käme der politischen Kultur in unserem Land
auch zugute , wenn wir auf Scheingefechte soweit wie
möglich und auch darauf verzichten könnten , p)
bestimmte Fragen fast ausschließlich unter dem
Gesichtspunkt zu behandeln , wer davon kurzfristig
einen Vorteil hätte . Wenn in der Öffentlichkeit bei¬
spielsweise der Eindruck entsteht , die Darstellung
und die Bewertung der wirtschaftlichen Lage und
ihrer voraussichtlichen Entwicklung beruhten weni¬
ger auf Fakten als auf bestimmten politischen Stichta¬
gen , dann trägt das weder zu einer vernünftigen
Diskussion über die wirtschaftlichen Stärken und
Schwächen der Bundesrepublik Deutschland bei,
noch stärkt es die Glaubwürdigkeit der Politik.

Meine Damen und Herren , die Bundesregierung
verfügt im Deutschen Bundestag über eine knappe
parlamentarische Mehrheit Bundestag und Bundes¬
rat haben unterschiedliche politische Mehrheiten.

Wiralle kennen die politische Kontroverse darüber,
ob sich die jeweilige Mehrheit im Bundesrat als
verlängerter Arm der parlamentarischen Opposition
versteht und ob sich umgekehrt die jeweilige Minder¬
heit im Bundesrat der Bundesregierung und den
Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag ver¬
pflichtet glaubt.

Das sind abstrakte Debatten . Die politische Wirk¬
lichkeit ist differenzierter . Wir haben in der Vergan-
genheitimmerwieder festgestellt , und wirwerdendas
auch in Zukunft feststellen , daß einfache politische
Gleichungen nicht aufgehen . Dafür sind die Probleme
zu vielschichtig und die Interessenlagen in vielen
Fällen zu unterschiedlich.

Wir sollten bei unserer Arbeit auch nicht vergessen,
. daß sich der Bundesrat nicht darauf beschränken darf,
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Gesetzgebung einzubringen . Häufig wird übersehen,
daß es die Länder waren , die die Bundesrepublik
Deutschland gegründet haben — nicht etwa umge¬
kehrt.

Bei den Beratungen zur Verfassungsreform hat sich
gezeigt , daß der Bundesrat über , parteipolitische
Grenzen hinweg imstande ist . gemeinsame Interessen

(Bl der Länder gegenüber dem Bund zu formulieren und,
wenn auch noch unzureichend , durchzusetzen.

Die Bereitschaft und die Fähigkeit zur Zusammen¬
arbeit und zu gemeinsam getragenen Lösungen wer¬
den in Zukunft — davon bin ich überzeugt — noch
wichtiger . Darin werden die unterschiedlichen Inter¬
essenlagen und unterschiedliche politische Bewer¬
tungen zum Ausdruck kommen . Es wäre ein großer
politischer Gewinn , wenn uns diese konfliktbereite
und konfliktfähige , aber auch konsensorientierte
Zusammenarbeit gelänge.

Ich möchte in dem Amt, das Sie mir übertragen
haben , meinen Teil dazu beitragen , und ich bitte Sie
um Ihre Unterstützung . — Herzlichen Dank.

(Beifall)
Das Wort zur Widerlegung hat Herr Staatsminister

Pfeifer vom Bundeskanzleramt.
(Heiterkeit)

Anton Pfeifer, Staatsminister beim Bundeskanzler:
Herr Präsident , meine Damen und Herren.1 Im Namen
des Bundeskanzlers und der gesamten Bundesregie¬
rung darf ich Ihnen , Herr Ministerpräsident Rau, zur
Wahl zum Präsidenten des Bundesrates gratulieren
und Ihnen für dieses Amt die besten Wünsche über¬
mitteln . Sie übernehmen dieses hohe Amtheute zum
zweitenmal.

Bei Ihrer Amtsübernahme im Jahre 1982 hat der
damalige Vertreter der Bundesregierung erklärt , er
betrachte es als seine Aufgabe , alles in seinen Kräften
Stehende zu tun , damit die Bereitschaft der Bundes¬

regierung zu einer konstruktiven , Partnerschaft !!- (Q
chen Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern in
die Tat umgesetzt werden kann . Diese Haltung der
Bundesregierung hat sich nicht verändert . Sie soll und
wird auch für Ihre zweite Amtszeit gelten.

\

Ihnen , Herr Präsident Wedemeier , möchte ichfür
die insgesamt gute Zusammenarbeit im vergangenen
Jahr danken , und ich schließe in diesen Dank die
Zusammenarbeit mit dem Ständigen Betrat ein . Ihre
Amtszeit wurde von der zu Ende gehenden Legisla¬
turperiode des 12. Deutschen Bundestages geprägt.
Das letzte Jahr einer Legislaturperiode war immer ein
Jahr besonders intensiver Gesetzgebungsarbeit . Dies
bedeutete für uns aile im vergangenen Jahr auch
deshalb eine besondere Herausforderung , weil in
diesem letzten Jahr der ersten Legislaturperiode des
wiedervereinig ten Deutschlands einige außerge¬
wöhnlich bedeutsame , aber von der Gesetzesmaterie
her gesehen auch imgewöhnlich schwierige Geset¬
zesvorhaben zu beraten waren.

Hinzu kamen die unterschiedlichen politischen
Mehrheitsverhältnisse in Bundestag und Bundesrat,
die es mit sich brachten , daß bei vielen dieser Geset-
zesvorhaben die Mehrheit des Bundesrates von einem
anderen politischen Gestaltungswillen geprägt war,
als er in den Gesetzesbeschlüssen des Bundestages
zum Ausdruck kam . Ichhalte deshalb die in der Arbeit
des Vermittlungsausschusses im vergangenen Jahr
zum Ausdruck gekommene Fähigkeit zum guten
Kompromiß für besonders bemerkenswert.

Die Kunst des Kompromisses, meine Damen und P)
Herren , der praktische Sinn für das Machbare , sind
konstituierende Elemente unserer Demokratie . Im
Bundesrat und noch mehr im Vermiitlungsausschuß
wird dies in besonderer Weise greifbar . Im Brücken¬
schlag , der hier zwischen unterschiedlichen Auffas¬
sungen stattfindet , im ständigen Zusammenführen
und Zusammenfügen manifestiert sich, so denke ich,
auch ein Stück unserer politischen Kultur.

Dies hat bewirkt , daß in den letzten zwölf Monaten
eine ganze Reihe bedeutender Gesetze zustande
gekommen ist , wie beispielsweise das Pflege-Versi-
cherungsgesetz , das Gentechnikgesetz , das Verbre-
chensb ekämpfu ngsgesetz sowie für die innere Einheit
fundamentale Gesetze wie das Entschädigungs - und
Ausgleichsleistungsgesetz , das Zweite SED-Un-
rechlsbereinigungsgesetz und das Gesetzgebungs¬
werk , in dem der im Frühjahr 1993 geschlossene
Solidaipakt und die darin enthaltene Einbeziehung
der neuen Länder in die Neuregelung des bundes¬
staatlichen Finanzausgleichs umgesetzt wurde.

Ich möchte , Herr Präsident , an dieser Stelle nichtauf
die kritischen Bemerkungen cingehen , die Sie zu den
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern
gemacht haben . Die bevorstehenden Haushaltsbera-
tungen werden in der Tat Gelegenheit geben , dieses
Thema eingehend zu erörtern . Wir stehen hier alle in
einer gesamtstaatlichen Verantwortung . Dies bedeu¬
tet — das möchte ich allerdings sagen —, daß die
Bundesregierung bei ihren Entscheidungen selbst¬
verständlich auch die Finanzsituation der Länder und
Kommunen im Auge bat.

Nach der Kompetenzordnung unseres Grundgeset¬
zes muß der Bundesrat im Rahmen der ihm übertra¬
genen gesamtstaatlichen Mitverantwortung bundes¬
politische Interessen wahrnehmen . Der Bundesrat
kann deshalb weder Vollzugsorgan der Bundesregie¬
rung noch Instrument der Opposition im Deutschen
Bundestag sein . Der Bundesrat muß politische Gestal¬
tungskraft für die Entwicklung des vereinten Deutsch¬
lands sein. Daraus erwächst ihm besondere Verant¬
wortung . Daraus erwachsen aber auch legitime
Rechte . Die Pflicht zum bundesfreundlichen Verhal - . .. .
ten , die das Grundgesetz vorsieht , gilt für beide , für
die Länder und den Bund . Mit diesem Grundsatz ist
eine Finanzpolitik des Bundes unvereinbar , die Kon¬
solidierung betreibt , indem sie finanzielle Lasten auf
Länder und Gemeinden verlagert

Allein das vergangene Jahr bietet viele Beispiele
dafür , daß die Länder bereit sind , ihrer Verantwortung
gerecht zu werden . Ich erinnere an die nach schwie¬
rigen Verhandlungen gelungene soziale Absiche¬
rung des Risikos der Pflegebedürfügkeit . Icherinnere
an den Asylkompromiß , an die Bahnrefonn und an
die Postreform II.

625Bundesrat — 678 . Sitzung •— 16 . Dezember 1994

(A) (C)

678 . Sitzung

Bonn, den 16. Dezember 1994

Beginn: 9.31 Uhr

Präsident Dr . h . c. Johannes Rau: Meine Damen
und Herren , auf der Besuchertribüne des Bundesrates
begrüße ich heute Vertreterinnen und Vertreter der
deutschen Sinti und Roma, an ihrer Spitze den Vorsit¬
zenden des Zentralrates , Roniani R o s e . Ich bin dank¬
bar daFür, daß auch Vertreter der Kirchen und Reli¬
gionsgemeinschaften heute hier sind . Ich begrüße
Herrn Bischof Dr. Löwe und Herrn Paul Spiegel,den stellvertretenden Vorsitzenden des Zentralrats
der Juden in Deutschland.

Gemeinsam wollen wir eines Tages gedenken , der
in der Geschichte der Sinti und Roma tiefe Wunden

1®! hinterlassen faaL
Vor 52 Jahren , am 16. Dezember 1942 , verfügte

. der Roichsführer SS “ Himmler den sogenannten
Auschwitz-Befehl. Nach diesem Befehl wurden alle
Sinti und Roma nach Auschwitz verschleppt , deren die
SS habhaft werden konnte.

Die meisten von ihnen , Frauen und Männer , ganzAlte und ganz Junge , haben das sogenannte Zigeu¬ner -Familienlager Birkenau nicht überlebt . Sie wur¬
den vernichtet und ermordet : durch Hunger und
Seuchen , durch Zwangsarbeit , durch grauenhafte
Menschenversuche und durch Gas . Für sie wurde
. der Tod ein Meister aus Deutschland “ , wie Paul
Celan in seiner Todesfuge gesagt hat.

Auch für die Sinti und Roma ist Auschwitz . ein
Gipfelpunkt in der Kolonie des Grauens , die die
Namen vieler Orte kennt : Majdanek , Belzec, Chelmo,
Treblinka , Soblbor , Buchenwald , Sachsenhausen,
Ravensbrück , Bergen -Belsen . Es wären noch viele
Orte zu nennen , an denen Sinti und Romagequält und
ermordet worden sind.

Die Namen dieser Orte stehen für einen Völker¬
mord ohnegleichen , für ein unfaßbares Grauen , das
sich den Maßsläbcn unseres Denkens und Empfin¬dens widerselzt . Für uns wird es wohl immer unbe¬
greiflich bleiben , was in Auschwitz und an den ande¬
ren Orten der Vernichtung geschah.

So empfanden es auch die Überlebenden . . Uns
wurde bewußt “

, schreibt der ehemalige Auschwitz-
• Häftling und jüdisch - italienische Schriftsteller Primo
Levi, . daß unserer Sprache die Worte fehlen , um diese

Beleidigung , diese Zerstörung des Menschen zu
beschreiben ” .

Ich frage mich : Zeigt sich unsere Sprachlosigkeit
nicht auch darin , daß wir angesichts des namenlosen
Leidens ganz allgemein vor den . Opfern des Natio¬
nalsozialismus " sprechen ? Geräl da nicht die Verges¬
senheit , daß es Menschen waren , die getötet wurden
— Menschen , mit ihren eigenen Schicksalen , mit
Hoffnungen und Träumen , die in den Vernichtungs¬
lagern ausgelöscht wurden ? Wir müssen wohl schon
genauer hinsehen , wenn wir erkennen 'wollen , daß
diese Menschen verfolgt, gequält , ermordet wurden,
weil sie Sinti und Roma waren , weil sie Juden waren,
weil sie Minderheiten angehörten.

I lier nicht zu unterscheiden , hieße auch , den Tätern
einen späten Triumph zu bereiten . Sie haben diesen
Menschen ihren Nanien , ihr Gesicht und ihre Her¬
kunft genommen und sie so zu anonymen Opfern
gemacht . Wir dürfen nicht zulassen , daß diese Schick¬
sale der vielen einzelnen in den unendlichen Opferli¬
sten der Todesfabriken verlorengehen.

Wenigstens in unserer Erinnerung müssen wir die¬
sen Opfern das Antliz des Menschen bewahren , ihnen
ihren Namen , ihre Herkunft und ihre ganze Identität
zurückgeben . Darum bin idi froh darüber , daß es in
Berlin zu einer Verständigung gekommen ist, auch
der emiodeten Sinti und Roma mit einem Mahnmal zu
gedenken.

In unserer Erinnerung müssen wir aber auch das
Böse und dessen oft unaussprechliche Banalität fest-
halten . Die Täter und ihr Tun müssen beim Namen
genannt werden.

An dem Völkermord und dem , was zu ihm führte,
haben viele mitgewirkt , die meisten aus freien Stük-
ken und nicht wenige aus Gründen des beruflichen,
des privaten oder des politischen Fortkommens . Wir
wissen heute : Nur eine verschwindende Minderheit
hat den Anstand bewahrt , den Unterdrückten und
Verfolgten zu helfen , ln einem Klima allgemeiner
Gleichgültigkeit gegenüber ihrem Schicksal gediehder Rassenwahn.

Als die Sinti und Roma zu den Sonderzügen nach
Auschwitz gebracht wurden,

"wandten sich die mei-
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auch zu . Wir sehen daran : Die nationalsozialistische
Verfolgung der Sinti und Roma baute auf einem
Sockel von Vorurteilen und rechtlichen Diskriminie¬
rungen auf , der in den Jahrhunderten zuvor errichtet
worden war.

Seit mehr als 600 Jahren leben und arbeiten Sinti
und Roma auch in unserem Land . Deutschland ist ihre
Heimat . I lier sind sie seit Jahrhunderten zu Hause . Im
Laufe dieser Geschichte gab es viele Beispiele ganz
unkomplizierten Zusammenlebens . Dennoch ist die
Geschichte der Sinti und Roma vor allem eine
Geschichte der Ausgrenzung und der Verfolgung.
Die Jahre der Nazi -Herrschaft brachten dann uner¬
meßliches Leid über die Sinti und Roma. Sie wurden
ausgesondert , deportiert und vernichtet.

Die Sinti und Roma, die heute in unserer Mitte
leben , tragen an der schweren Last der Vergangen¬
heit . Viele von ihnen [üblen sich auch in der Bundes¬
republik Deutschland mehr geduldet als respektiert.
Auch heute gibt es in unserer Gesellschaft Vorurteile
gegenüber Sinti und Roma. Wir wissen viel zuwenig
über ihre Geschichte, über ihre Sprache und über ihre
Kultur.

Unwissenheit und Vorurteile , meine Damen und
Herren — das ist eine gefährliche Mischung . Darum
müssen wir uns die Vorurteile bewußt machen , und
darum müssen wir der Unwissenheit durch Aufklä¬
rung begegnen . Wir brauchen Zeichen des Miteinan¬
ders , und ich hoffe sehr , daß unser gemeinsames
Gedenken heule ein solches Zeichen selzt.

Pf Wir alle müssen zusammenstehen ; denn uns mah¬
nen nicht nur die Verbrechen und das Unrecht eines .
nationalsozialistischen Gestern . Wir haben auch die
Opfer des Fremdenhasses heute zu beklagen . Seil
drei Jahren müssen wir erleben , daß Menschen in
unserem Land angegriffen und an Körper und Seele
verletzt werden , nur weil sie anderer Herkunft öder
anderer Hautfarbe sind . Wir müssen denen konse :
quent und couragiert eine Abfuhr erteilen, die die
Vergangenheit in die Gegenwart verlängern wol¬
len.

Wie wir mit Menschen Zusammenleben , die bei uns
fremd sind , oder sich —wie die Sinti und Roma— nicht
aufgenommen fühlen , weil sie eine Minderheit sind,
das bleibt die Probe darauf , ob wir die Lehren der
Vergangenheit begriffen haben . Hier entscheidet
sich , inwieweit unsere Geschichte zu einem kulturel¬
len Boden geworden ist, der in einer humanen und

1 demokratischen Weise Früchte trägt.
Heute werden wieder diejenigen weniger , deren

. Kompaß auf Auschwitz gerichtet bleibt* wie das
Ralph Giordano einmal von sich selber gesagt hat . Die
Generation der Opfer und die Generation der Täler
sterben aus . Das führt zu einem Verlust an unmittel¬
barer Erinnerung . Daher ist es verständlich , daß die
Angehörigen und Freunde der Opfer fürchten , den
Deutschen könne die Erinnerung an das Vergangene
verkümmern und damit auch die daraus erwachsende
Verantwortung gegenüber unserer Geschichte.

Ich teile diese Sorge . Heule mehren sich auch bei
uns Stimmer», die einen Schlußstrich unter die beson¬
dere Verantwortung ziehen wollen , die wir Deutsche

gegenüber unserer Geschichte haben . Es gibt für uns (Q
keine erinneTungsferne , gleichsam fugendichle Nor¬
malität — auch und gerade nicht nach der Einheit.

Der Schatten von Anschwitz liegt auch über den
nachgeborenen Generationen , die keine pcrsöntichc
Schuld tragen . Wer heute aus diesem Schatten her¬
austreten will , der setzt die Grundlagen für eine
moralisch sensible , politische Gesittung aufs Spiel , die
nach der Katastrophe des Nationalsozialismus bei uns
gewachsen sind.

Wir Deutsche müssen die Erinnerung an unsere
Vergangenheit wachhalten . Unser Gewissen darf
nicht abstumpfen . Wir dürfen uns nicht gewöluien,
weder an vergangenes noch an gegenwärtiges Leid.
Sich zu gewöimen , das wäTe eine andere , nicht
weniger schlimme Art der Verdrängung.

Natürlich gibt es auch die Gefahr , daß Gedenken zu
Ritualen und zum Reflex verkommen , in bloßen For¬
men und inhaltslosen Formation erstarren kann . Für
mich ist das in manchem von dem deutlich geworden,
was in der DDR . antifaschistische Lrinnerungsarbeil"
hieß . Um so mehr kommt es darauf an . daß wir für
unser Gedenken neue Wege finden — vor allem zu
Jungen Menschen . Für sie wird Auschwitz immer
mehr zu etwas Verangenem , zu etwas Fremdem.

Brauchen wir deshalb nicht neue Formen des Erin-
nems , die gerade bei den jungen Menschen aus dem
Wissen über die Geschichte Mitleid und Anteilnahme
für die Opfer wecken , und die ihre Wachsamkeit und
Zivilcourage stärken ? Anders können Menschen¬
rechte und Demokratie nicht gesichert werden . Müs- ^
sen wir nicht auch ihre manchmal unbefangene Neu¬
gier auf Geschichte wichtiger nehmen als unsere
häufig allzu fertigen Antworten?

Auf diese Fragen habe ich keine leichten Antwor¬
ten . Aber wir müssen uns ihnen stetlcn . damit Geden¬
ken eine Verpflichtung wird, die die nachgeborene
Generation mit innerer Überzeugung übernehmen
kann . An wen sollten wir denn das Vermächtnis der
Opfer des Holocaust weitorgeben . wenn nicht an die
junge Generation ? Wenn uns das nicht gelingt , dann
versteinert die Trauer , dann macht sich das Vergessen
breit und die Mörder hätten doch noch gesiegt —über
die Massengräber hinweg.

DieSehnsuchl nach Vergessen ist allzu menschlich.
Aber es ist und bleibt eine fundamentale Herausfor¬
derung , sich dem Vergessen -Wollen cntgegcnzuslel-
len.

Diezwölf Jahre der nationalsozialistischen Barbarei
sind eine Vergangenheit , die nicht vergehen will . Sin
sind mit nichts anderem in der Geschichte vergleich¬
bar . Sie können die schlimmen Verbrechen anderer
ebensowenig relativieren , wie aus dem Aufrechnen
von Unrecht gegen Unrecht Recht entsteht . Diese
Vergangenheit läßt sich nicht bewältigen . . Das Höch¬
ste , was man erreichen kann * , so hat Hannah Arendt
einmal gesagt , . isl zu wissen und auszuhalten , daß es
so und nicht anders gewesen isl “

. Ich füge hinzu:
damit es so, wie es war, niemals wieder wird.

Tage wie der heutige sollten Anstoß geben,
Geschichte zu erarbeiten unrizu verarbeiten , nicht
. Schwamm drüber * zu -sagen , sondern sich dem zu

Bundesrat — 678. Sitzung — 16 . Dezember 1994 627

PräsidentDr. h. c- Johannes Rau
(A) stellen , was gewesen ist . Wir müssen das tun . weil es

eine trügerische Annahme wäre , daß das Böse dann
verdorrt, wenn keiner mehr davon weiß. Wir werden
Heilung nicht im Vergessen finden . Verdrängen hält
die Versöhnung auf , sich efinnern bringt sie uns
näher.

Wirerinnernuns heute an die Sinti und Roma, die in
Auschwitz-Birkenau umgebracht wurden .

'Ihre Na¬
men finden wir auf den Seiten des Gedenkbuchs , das
die Forschungsstelle „Auschwitz" und der Zentralrat
Deutscher Sinti und Roma herausgegeben haben.
Dort stehen auch die Namen der vielen ermordeten
Neugeborenen , der Kinder und Jugendlichen von
Sinti und Roma. Sie haben in ihrem kurzen Leben nur
Stacheldraht , Hunger , Krankheit und das Warten auf
den Tod kennengelernt .

'Wir erinnern uns heute an die
Hunderttausende Sinti und Roma , die zwischen 1933
und 1945 verfolgt und ermordet wurden ; in den
Konzentrations- und Vernichtungslagern , von SS-
Einsatzgruppen in Ost - und Südosteuropa und als
Zwangsarbeiter in deutschen Rüstungsuntemeh-
men.

Ihrer allerwollen wir uns erinnern und uns vor ihnen
in Ehrfurcht verneigen . .

Zum ehrenden Gedenken an alle Menschen , an
jede einzelne und an jeden einzelnen , die dem Ras¬
senwahn , der Gewalt und der Willkür der National¬
sozialisten zum Opfer gefallen sind, bitte ich Sie , sich
von Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich)
(B) Ich danke Ihnen.

Damit ist die 678. Sitzung des Bundesrates eröff¬
net

Ich darf noch herzlich Herrn Prälat Boeklet begrü¬ßen . Die noch getrennten Brüder habe ich schon
begrüßt , Herr PrälaL

Bevorwir jetzt in die Tagesordnung eintreten , habe
ich gemäß § 23 Abs . 1 unserer Geschäftsordnung
Veränderungen ln der Mitgliedschaft bekanntzuge¬ben:

Aus der Regierung des Landes Berlin und damit aus
dem Bundesrat ist am 9. November 1994 Herr Senator
Thomas Krüger ausgcschieden.

Aus der Regierung des Landes Sachsen -Anhalt und
damit aus dem Bundesrat isl am 26 . November 1994
Herr Minister Professor Dr. Jürgen Gramke ausge¬schieden.

Aus der Regierung des Freistaates Thüringen und
damit aus dem Bundesrat sind am 30. November 1994
die Herren Minister Dr . Jürgen Bohn , Dr . Frank-
Michael Pielzsch '

, Hartmut Sieckmann,Dr. Klaus Zeh , Dr . Hans -Joachim Jentsch und
Dr. Ulrich Fi ekel ausgeschieden.

Die Landesregierung hat am 13 . Dezember 1994
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Bernhard Vogel,Herrn MinisterDr. GerdSchuchardt , FrauMiniste-
rin Christine Lieberknecht und Herrn Minister
Otto Kretschmer zu Mitgliedern und die übrigen
Mitglieder der Landesregierung zu stellvertretenden
Mitgliedern des Bundesrates bestellt.

Aus der Regierung des Landes Mecklenburg -Vor - (Q
pommern und damit aus dem Bundesrat sind am
9. Dezember 1994 die Herrn Minister Dr . Klaus
Gollert . Herbert Helmrich , .Conrad -Michael
Lehment , FriederJelen und Frau Ministerin Stef-
üeSchnoor ausgeschieden.

Die Landesregierung hat am selben Tag Herrn
Ministerpräsidenten Dr. Berndl Seite , Herrn Mi¬
nister Dr. Harald Ringstorff und Herrn Minister
Rudolf Geil zu Mitgliedern und die übrigen Mitglie¬
der der Landesregierung zu stellvertretenden Mitglie¬
dern des Bundesrates bestellt.

Ich danke den ausgeschiedenen Mitgliedern für
ihre Mitarbeit in den Ausschüssen und im Plenum des
Bundesrates . Den neuen Mitgliedern wünsche ich mit
uns .allen hier im Hause eine gute und vertrauensvolle
Zusammenarbeit und eine lange Verweildauer.

(Heiterkeit)
— Es war alles ziemlich viel, was sich dort geändert
hat.

Ich wende mich nun der Tagesordnung zu . Sie liegt
Ihnen in vorläufiger Formmit 81 Punkten vor. Wir sind
übereingekommen , die Tagesordnung um die Druck¬
sachen 702/94 (neu ) und 1095/94 zu ergänzen . Die
Punkte 6 , 7 und 72 werden von der Tagesordnung
abgesetzt.

Zur Reihenfolge der Tagesordnung weiseich darauf
hin , daß Punkt 71 nach Punkt 1 aufgerufen wird. Die
Punkte 4 und 5 werden gemeinsam aufgerufen . Auch
die Punkte 9 und 10 werden miteinander verbunden .

'
Die Tagesordnungspunkte 74 und 75 werden nach
Punkt 20 beraten , Tagesordnungspunkt 52 nach '
Punkt 24 . — Das kann , man nicht verstehen ; das muß
man sich merken.

(Heiterkeit)
Gibt es noch Wortmeldungen zurTagesordnung ? —

Damit ist sie so festgeslellL

• Punkt 1:
Wahl von Vorsitzenden der Ausschüsse
(Drucksache 1100/94)

Nach Anhörung der betroffenen Ausschüsse wird
vorgeschlagen , für das laufende Geschäftsjahr Frau
Ministerin Marianne Granz (Saarland ) zu Vorsitzen¬
den des Gesundheitsausschusses lind Herrn Minister
Dr . Gerd Schuchardt (Thüringen ) zum Vorsitzen¬
den des Ausschusses für Kulturfragen zu wählen.

Wer stimmt diesen Vorschlägen zu? —
Es ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 71 auf:
Bilanz des Bundesministers des Auswärtigen
zur deutschen Präsidentschaft in der Europäi¬
schen Union

Das Wort hat der Bundesminister des Auswärtigen,
Herr Dr. Kinkel . Auf ihn folgen sechs Redner.

Dr. Klaus Kinkel. Bundesminister des Auswärtigen:
Herr Präsident , meine Damen und Herren ! Ich freue
mich, daß ich heule vor dcmBundesral die Bilanzdes
deutschen Ratsvorsitzes in der Europäischen Union
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A) Insgesamt — das können wir in die öffentliche

Diskussion einbringen ; damit können wir uns sehen
lassen — handelt es sich also nicht um weitere
Vergünstigungen für Beamte , sondern um Einspa-
rungsmaßnahmen in unseren Haushalten in Richtung
eines . schlanken " Staats.

Tch bitte Sie deshalb , die Einbringung unseres
Gesetzesantrages beim Deutschen Bundestag in der
Fassung der Ausschußempfehlungen mit klarer
Mehrheit zu beschließen . — Danke schön.

Präsident Dr. h. c .Johannes Rau: VielenDank. Herr
Senator)

Herr Staatssekretär Dr. Waffenschmidt, bitte.

Dr. Horst Waffenschmidt , Pari . Staatssekretär beim
Bundesminister des Innern : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren I Die Initiative von
Berlin muß man meines Erachtens in zwei . Abteilun¬
gen" einteilen.

Ich' will , Herr Senator , mit dem beginnen , was ich
ausdrücklich begrüße , nämlich mit den Initiativen für
mehr Teilzeitarbeit , mit den Aktivitäten für mehr
Flexibilität und auch den Initiativen , die Sie im Blick
auf die Umschulungsmaßnahmen geschildert haben.
Ein Teil dieser Maßnahmen ist bereits in dem Per-
speklivbericht enthalten , den die Bundesregierung
für den öffentlichen Dienst vorgelegt hat . Die ersten
Beratungen mit den Ländern darüber haben begon¬
nen . Dabei kommen wir gemeinsam sicherlich zu
guten Ergebnissen . Aso ein klares Jaza den Möglich-

5)
keilen für mehr Teilzeitarbeit und Flexibilisierung!

.Abteilung " zwei : Es bestehen große Bedenken im
Hinblick auf eine generelle Öffnung des Vorruhe¬
standes schon ab 55 Jahren . Meine Damen und
Herren , wir haben oft darüber gesprochen und wer¬
den weiter darüber sprechen , in welchem Umfang die
Versorgungslasten ansteigend Das ist ein Thema , das
uns sehr bewegen wird . Ich muß hier für die Bundes¬
regierung sagen : Wir sind äußerst skeptisch und
lehnen den Weg ab , noch mehr Möglichkeiten zu
eröffnen, vorzeitiger als bisher in den Ruhestand zu
gehen.

Zusamm engefaßt sage ich zu den vonmir angespro¬chenen Aktivitäten für mehr Beweglichkeit im öffent¬
lichen Dienstrecht ein klares Ja , zu der generellen
Erweiterung des Vorruhestandes ein kristallklares
Nein. — Herzlichen Dank.

Präsident Dr. hx . Johannes Rau: Vielen Dank!
Zur Abstimmung liegen vor : die Empfehlungen der

Ausschüsse in Drucksache 942/1/94 und Zu -Drucksa-
chc 942/1/94 . Der Antrag von Baden -Württemberg in
Drucksache 942/2/94 ist zurückgezogen.

Ich rufe zunächst aus den Ausschußempfehlungendie Ziffern auf, zu denen eine Einzelabstimmung
gewünscht wurde:

Ziffer 5 ! 1 iandzeichen bitte ! — Das ist die Mehr¬
heit.

Jetzt Ziffer 81 — Das ist die Mehrheit.
Nun die noch nicht erledigten Ziffernder Ausschuß-

empfehlungcn ! Wer stimmt zu ? — Das ist die Mehr¬heit.

Wir kommen zur Schlußabslimmung . Wer den (C)
Gesetzentwurf nach Maßgabe der soeben angenom¬
menen Änderungen beim Deutschen Bundestag ein-
bringen möchte , den bitte ich um das 1 Iandzeichen . —
Das ist die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.
Meine Damen und Herren , ich möchte Ihre Auf¬

merksamkeit auf die Ehrentribüne lenken . Dort hat
der Marschall des Senats der Republik Polen , Seine
Exzellenz Adam Struzik , mit einer Delegation Platz
genommen.

(Beifall)
Exzellenz ! Nachdem Herr Kollege Wedemeier und

ich und einige andere in den vergangenen Tagen
Gelegenheit zu einem Meinungsaustausch mit Ihnen
gehabt haben, ' darf ich Sie jetzt im Plenarsaal des
Bundesrates sehr herzlich begrüßen.

Ihr Besuch setzt eine Reihe von politischen Kontak¬
ten zwischen dem polnischen Senat und dem Bundes¬
rat in den letzten Jahren fort. Der Bundesrat pflegt
wohl mit keinem anderen Parlament einen so dichten
Besuchsaustausch wie mit dem Senat der Republik
Polen . Daran läßt sich ermessen , wie eng und wie
freundschaftlich die Kontakte zwischen der Republik
Polen und der Bundesrepublik Deutschland mittler¬
weile sind.

In wenigen Wochen jährt sich das Ende des Zweiten
Weltkriegs und die Befreiung Deutschlands vom
Nationalsozialismus , zum 50. Mal . Gerade in dieser
Zeit gedenkt man in Deutschland und auch in Polen
der vielen Millionen Menschen , die dem sclireckli- P)
chcn Tun von damals zum Opfer gefallen sind. Wir
haben nicht vergessen , daß Polen nicht nur das erste.
Opfer der deutschen Aggression im Zweiten Welt¬
krieg gewesen ist, sondern daß es auch entsetzlich
unter der nationalsozialistischen Barbarei gelitten hat.
Wir haben aus der Geschichte gelernt.

Mit dem Abschluß des Nachbarschaftsvertrages vor
drei Jahren haben Deutschland und Polen die Grund¬
lage zu einer Partnerschaft gelegt , die großartige
Chancen für beide Länder mit sich bringt , wie das
Beispiel der deutsch -französischen Freundschaft
zeigt . Sie eröffnet ein weites Feld der Zusammenar¬
beit in verschiedensten Bereichen des staatlichen
Lebens . Sie fördert das gegenseitige Verständnis der
Kultur und der Geschichte des Nachbarn . Das ist
Voraussetzung für ein freundschaftliches Miteinander
der Menschen in Polen und in Deutschland.

Diesem partnerschaftlichen Verhältnis entsprichtes , daß die Bundesrepublik Deutschland ausdrücklich
den Wunsch Polens nach Aufnahme in die Europäi¬sche Union unterstützt . Nach den beachtlichen Erfol¬
gen auf dem Weg zur Marktwirtschaft hat geradePolen sehr gute Chancen , bei der Ostintegration der
Union mit voranzugehen.

Sie. Herr Marschall , haben in zahlreichen Gesprä¬chen in Dresden und in Bonn einen Eindruck von der
Entwicklung des vereinten Deutschlands gewinnenkönnen . Ich hoffe sehr , daß Sie zugleich einen Ein¬
druck davon gewonnen haben , wie emsthaft wir
Deutschen die Partnerschaft zwischen unseren beiden
Ländern voran treiben wollen . Ich hoffe sclir , daß



88 Bundesrat — 6B1 . Sitzung — 10 . März 1995

Präsident Dr . tue. Johannes Sau

[A) dieser Besuch zu einer weiteren Vertiefung der guten
Beziehungen zwischen beiden Staaten beiträgt.

Exzellenz , ich wünsche Ihnen noch ein paar ange¬
nehme Stunden in Bonn — also nach der Sitzung —

(Heiterkeit)
und heute nachmittag eine gute Heimkehr nach
Warschau . Noch einmal herzlich , willkommen!

(Beifall)

Ich rufe Punkt 8 auf:
Entschließung des Bundesrates zur Neurege¬
lung der steuerlichen Wohneigenturasförde-
rung und zur Verbesserung der Bausparförde-
rtrng — Antrag des Landes Baden-Württem¬
berg . Antrag der Länder Baden -Württemberg
und Hamburg gemäß § 23 Abs. 3 i. V. m . § 15
Abs . 1 GO BR — (Drucksache 85/95)

Jetzt hören wir Herrn Ministerpräsidenten Teufel
(Baden -Württemberg ) . — Ihm folgt Herr Staatsmi¬
nister Mittler (Rheinland -Pfalz) .

Frau Staatsministerin Professor Männle (Bayern)
gibt eine Erklärung zu Protokoll *).

Bitte , Herr Kollege.

ErwinTeufel (Baden -Württemberg ): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Dem Bun¬
desrat liegt heute eine Entschließung Baden -Würt¬
tembergs zur Neuregelung der steuerlichen Wohn-
eigentumsförderung und zur Verbesserung der Bau-

jgj Sparförderung vor. Der Finanzausschuß des Bundes¬
rates hat hierzu — einstimmig — eine Beschlußemp¬
fehlung gefaßt , die inhaltlich zwar sehr offen formu¬
liert ist , die aber die drei wichtigsten Kemanliegen
unseres ursprünglichen Entschließungsantrages auf¬

greift Lassen Sie mich deshalb vorab einige Worte zu
dem Anliegen Baden -Württembergs sagen!

Wer im Land herumkommt und mit den Menschen
redet , der braucht überhaupt keine Statistiken , um
festzustellen , daß Familien mit Kindern auf dem
Wohnnngsmarkl benachteiligt sind . Betroffen sind
vor allem j unge Familien mit mittleren und niedrigen
Einkommen . Die Schaffung und die Bereitstellung
von bezahlbarem Wohnraum , gerade auch für junge
Familien mit Kindern , muß uns allen deshalb ein
wichtiges Anliegen sein . Es gilt aus Sicht des Staates
dazu die richtigen Rahmenbedingungen zu setzen.
Die beiden wichtigsten Instrumente staatlicher Förde¬

rung , die steuerliche Wohneigentumsförderung und
die Bausparförderung , sind dringend reformbedürf¬
tig .

■

Die Entwicklung der Wohneigenturosbildung der
letzten Jahre führt deutlich vor Augen , daß sich hier

gravierende Rückstände und Mängel aufgebaut
haben.

Mit einer Wohneigentumsquole von 41 % lag
Deutschland schon vor der Wiedervereinigung am
Ende der Skala aller EU-Mitglledstaalen . Wir sind
auch heute und erst ' recht nach der Wiedervereini¬

gung an der letzten , wirklich an der allerletzten Stelle
innerhalb der Europäischen Union . In Irland oder

' ) Anlage 2

Spanien leben 80 % der Haushalte in den eigenen vier (Q
Wänden . Vergleichbare Industriestaaten wie Italien
und Frankreich liegen mit 67 % Wohneigentum weit
vor uns . Wir haben also in diesem Bereich, verglichen
mit allen europäischen Ländern , einen großen Nach¬
holbedarf.

Aber nicht nur der Vergleich im internationalen
Bezug fällt wenig positiv aus . Auch bei der Zahl der

jährlich fertiggestellten Wohnungen ist der Anteil des
Wohneigentums rapide zurückgegangen . Waren im
Jahr 1980 in den alten Ländern noch ca . 68 % der

neugebauten Wohnungen selbstgenutzt , so waren es
1994 gerade noch 40 % .

Diese Entwicklung ist famüienpolitisch und sozial¬

politisch fatal . Heute gilt es , dieser Schieflage von
staatlicher Seite aus gegenzusteuem . .̂ Wir müssen
Anreize zur Eigenkapltalbildung schaffen , und wir
müssen den Eigenfumserwerb erleichtern.

Wir leisten damit auch einen wichtigen Beitrag zur
Vermögensbildung der Bürger . Mit selbstgenutztem
Wohnraum wird sowohl eine wirksame Eigenvor¬
sorge für das Alter geleistet als auch der Wohnungs-
markt insgesamt entlastet Je mehr eigene Wohnun¬

gen gebaut werden , desto mehr Mietwohnungen
werden frei für sozial schwächere Gruppen.

Eine Ursache für den stetig sinkenden Anteil von
Wohneigentum sehe ich in der Tatsache , daß Bauen
bei uns in Deutschland besonders teuer geworden ist
Viele Familien müssen bei der Realisierung ihres
Wunsches nach den eigenen vier Wänden an die
Grenze ihrer finanziellen Belastbarkeit gehen . Die

Schwierigkeiten , die junge Familien auf dem Woh- 'D*

nungsmarkt haben , können abgemildert werden . Für
sie muß die Förderung von Wohneigentum so verbes¬
sert werden , daß sie eine echte Chance haben , eine
eigene Wohnung oder ein eigenes Heim zu bauen
oder zu erwerben . Gerade unter diesem Aspekt müs¬
sen wir sowohl die steuerliche Wohneigentumsförde¬
rung als auch die Bausparförderung wieder attrakti¬
ver . effizienter , vor allem zielgenauer ausgestalten.

Die von Baden -Württemberg eingebrachle Ent¬
schließung hat deshalb zwei Anknüpfungspunkte:

Die steuerliche Wohneigentumsförderung wird

künftig sozial gerechter , familienfreundlicher und

zugleich erheblich einfacher.
Die für den Wohneigentumserwerb unerläßliche

Eigenkapitalbildung wird durch eine Verbesserung
der Bausparlörderung erleichtert.

Die bisherige steuerliche Wohneigentumsförde¬
rung ist viel zu kompliziert Der Präsident des Bun¬
desfinanzhofs hat vor kurzem die Vermutung geäu¬
ßert daß es nur noch zehn Fachleute in Deutschland

gebe , die die geltende Regelung des § lOe des
Einkommensteuergesetzes verstünden . Diese Aus¬

sage , meine Damen und Herren , ist kein Grund zum
Schmunzeln . Sie zeigt daß ein Gesetz , das zur Förde¬

rung des Wohneigentums der Bürger geschaffen
wurde , nicht mehr hilft und nicht mehr verstanden
wird.

Ich begrüße deshalb ausdrücklich die Entscheidung
der Bundesregierung , eine Novellierung jetzt nicht in
das Steuerpaket aufzunehmen . Ich stelle mir vielmehr
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682 . Sitzung

Bonn , den 31 . März 1995

Beginn : 9 .33 Uhr

Präsident Dr. h. c . Johannes Rau: Meine sehr
geehrten Damen und Herren , ich eröffne die 682. Sit¬
zung des Bundesrates.

Die Tagesordnung liegt Ihnen in vorläufiger Form
mit 60 Punkten vor . Die Punkte 6 und 7 werden
miteinander verbunden . Außerdem wird Tagesord¬
nungspunkt 57 bereits nach Punkt 7 aufgerufen.
Tagesordnungspunkt 59 folgt auf Punkt 13.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung ? — Das
ist nicht der Fall. Dann ist sie so festgeslellt

<B) Ich rufe Punkt 1 auf:
Ansprache des Präsidenten des Europäischen
Parlaments -

Sehr verehrter Herr Präsident Dr. Hänsch, ich freue
mich sehr darüber . Sie hier im Bundesrat der Bundes¬
republik Deutschland begrüßen zu können . Ich heiße
Sie und Ihre Begleitung im Namen des gesamten
Hauses besonders herzlich willkommen.
. Mit Ihnen besucht zum zweitenmal seit Bestehen
des Europäischen Parlaments ein Präsident dieses
Hohen Hauses das föderative Organ der Bundesrepu¬blik : Fast auf den Tag genau vor 15 Jahren hatte der
Bundesrat die Ehre , Ihre Amtsvorgängerin Simone
Ve il alsPräsidentin des zu diesem Zeitpunkt erstmals
direkt gewählten Europäischen Parlaments willkom¬
men heißen zu dürfen.

Seitdem ist Europa nicht nur größer geworden,
sondern mit dem vollständigen Umbruch der weltpo¬litischen Lage und mit der Vereinigung Deutschlands
hat sich die europäische Situation insgesamt gravie¬rend und dramatisch verändert . Zugleich eröffnen
sich dem europäischen Kontinent Chancen , die vor
15 Jahren niemand für möglich gehalten hätte . Die
weitere Integration der Europäischen Union und die
Forderung nach ihrer Erweiterung gehören zu den
damit verbundenen Herausforderungen . Das Euro¬
päische Parlament hat an diesem Vereinigungsprozeß
maßgeblichen Anteil gehabt . Der Bundesrat ist immer
dafür eingetreten , daß seine Stellung im Zusammen¬
hang mit den übrigen europäischen Institutionen
weiter gestärkt wird . Daran werden wir auch künftigfesthalten.

Der Bundesrat hat den europäischen Einigungspro¬
zeß von Anfang an mit großer Aufmerksamkeit ver¬
folgt und gerade in den letzten Jahren im Rahmen
seiner Möglichkeiten zu fördern versucht . Nach
Maastricht stehen wir nun vor der Regierungskonfe¬
renz zur Oberarbeitung des Vertrages über die Euro¬
päische Union im kommenden Jahr , über deren Vor¬
bereitung wirheute beraten werden . Ich glaube sagen
zu dürfen : Der Bundesrat nimmt als föderatives Organ
Deutschlands seine europäische Verantwortung sehr
ernst

Bevor ich nun die Ehre habe . Sie, IIcrr Präsident , im
Namen des Hauses zu bitten , zu uns zu sprechen , will
ich doch einen kleinen Hinweis auf Ihre Biographie
geben : Sie haben einen wichtigen Lebensabschnitt als PI
Pressereferent des Ministers für Wissenschaft und
Forschung des Landes Nordrhein -Westfalen, der
Johannes Rau hieß , verbracht.

(Heiterkeit)
Von daher sind wir einander keine Unbekannten , und
ich denke , aus mir wird auch noch was.

(Erneute Heiterkeit)
Jetzt hören wir Sie. Herr Präsident , lieber Klaus

Hänsch , herzlich willkommen!

Dr. Kiaus Hänsch , Präsident des Europäischen Par¬
laments (mit Beifall begrüßt ): Herr Präsident , meine
Damen und Herren I Ihre Einladung , heule zu Ihnen zu
sprechen , ist mir als Präsident des Europäischen
Parlaments eine Ehre und als Deutscher eine Freude.
Ich danke Ihnen herzlich dafür.

Als Präsident des Europäischen Parlaments wie als
Deutscher bin ich mir durchaus bewußt , vor einem
Verfassungsorgan der Bundesrepublik Deutschland
zu sprechen , in dem Bundesländer vertreten sind , die
nach ihrem ökonomischen Gewicht und von ihrer
Bevölkerungszahl her größer sind als mancher Mit¬
gliedstaat der Europäischen Union und deren staatli¬
che Geschichte weiter zurückreicht als die vieler
Mitgliedstaaten der Europäischen Union . Der Bun¬
desrat ist nicht nur , wie er manchmal von außen
gesehen wird , eine Regionalkammer . Sie haben sich
— das wissen wir — von Anfang an intensiv mit der
europäischen Politik beschäftigt , und Sie haben ver-
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(A)

686 . Sitzung

Bonn , den 23. Jurri 1995

Beginn : 9.31 Uhr

Präsident Dr. h. c. Johannes Rau: Meine sehr ge¬
ehrten Damen und Herren , ich eröffne die
685. Sitzung des Bundesrates.

Die Tagesordnung liegt Ihnen in vorläufiger Form
mit 42 Punkten vor. Wir and übereingekommen.
die Tagesordnung um das Gesetz zur Änderung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu ergänzen , das
heute im Bundestag beschlossen werden soll. Das
Gesetz wird als Tagesordnungspunkt 43 aufgeru¬
fen. Die Drucksache wird im Laufe der Sitzung ver¬
teilt

i®) Die Tagesordnungspunkte 41 und 42 werden nach
Punkt 13 aufgerufen . Im übrigen bleibt es bei der
Reihenfolge der ausgedruckten Tagesordnung.

Gibt es dazu Wortmeldungen ? - Das ist nicht der
Fall. Dann ist dieTagesordnung so lestgestellt

Meine Damen und Herren , bevor leih Tagesord¬
nungspunkt 1 aufrufe , darf ich Ihre Aufmerksamkeit
auf die Ehrentribüne lenken . Dort hat der PrSsIdent
des Senats der Italienischen Republik, Herr Profes¬
sor Dr. Carlo Scognamiglio , in Begleitung einer
Delegation des Senats Platz genommen.

Exzellenz! Nachdem einige von uns in den vergan¬
genen Tagen Gelegenheit zu pinem Meinungsaus¬
tausch mit Ihnen gehabt haben - wir werden einan¬
der heute mittag noch sehen - , darf ich Sie und Ihre
Begleitung jetzt im Plenarsaal des Bundesrates sehr

. herzlich begrüßen.
Ihr Besuch setzt eine Reihe von politischen Kontak¬

ten zwischen dem Senat der Italienischen Republik
und dem Bundesrat fort . Der letzte Besuch eines Ih¬
rer Amtsvorgänger , des Herrn Senatspräsidenten
Spadolini , fand 1988, ein Jahr vor dem Umbruch
im Osten Deutschlands , statt.

Seither hat sich in beiden Staaten viel verändert.
Die Republik Italien erlebt einen beispiellosen Er¬
neuerungsprozeß in Staat und Gesellschaft, der viel¬
fältige Chancen mit sich bringt Wie jeder Aufbruch
birgt er natürlich auch Schwierigkeiten in sich . Wir
verfolgen diese Entwicklung mit großem Interesse

nrid mit viel Sympathie . In Deutschland haben Sie es
nun mit 16 Ländern zu tun . Unsere Hauptaufgabe
bleibt nach Vollendung der staatlichen Einheit wei¬
ter an der inneren Einheit unseres Volkes zu arbei¬
ten. Soviel dabei auch erreicht worden ist - es liegt
noch ein gutes Stück Wegesvor uns.

Ihr Besuch , Herr Präsident ist für uns ein Zeichen
freundschaftlicher Verbundenheit und der ausge¬
zeichneten Beziehungen zwischen Italien und
Deutschland . Die deutsch-italienische Partnerschaft
bleibt eines der Fundamente des neuen europä¬
ischen Hauses . Diesem Europa sind beide Staaten
seit langem besonders eng verbunden.

Sie haben in dieser Woche Gelegenheit zum Erfab-
rungs - und Meinungsaustausch mit führenden Ver¬
treterinnen und Vertretern der deutschen Politik ge¬
habt Ich denke , daß Sie in Ihren Gesprächen in
Frankfurt und Mainz , in Heidelberg , Berlin und Pots¬
dam ebenso wie hier in Bonn über viele Aspekte der
Beziehungen zwischen unseren beiden Staaten ha¬
ben sprechen können . Ich hoffe , daß Sie sich bei uns
ebenso gut aufgenommen gefühlt haben wie ich
selbst mich anläßlich eines schon länger zurücklie¬
genden Besuchs beim früheren Senatspräsidenten
Cossiga.

Exzellenz , wir weiden nachher noch ausführlich
miteinander sprechen können . Da sich Ihr Besuch
schon seinem Ende zuneigt wünsche ich Omen be¬
reits jetzt im Namen des Bundesrates noch einige an¬
genehme Stunden in Bonn und heute nachmittag
eine gute Heimreise . Es führen viele Wege nach
Rom.

(Beifall)

Meine Damen und Herren , jetzt rufe ich Punkt 1
der Tagesordnung auf:

Jahressteuergesetz 1996 (Drucksache 304/95,
zu Drucksache 304/95, zu Drucksache 304/95
[2])

Das Wort hat als erster Herr Ministerpräsident Teu¬
fel (Baden -Württemberg ) . - Ihm folgt Herr Minister¬
präsident Dr. Vogel (Thüringen ) .

(Zuruf)
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(A) (C)

, 689. Sitzung

Bonn , den 13. Oktober 1995

Beginn : 9.31 Uhr
I

Präsident Dr. h. c. Johannes Rau: Meine Damen
und Herren, ich eröffne die 689. Sitzung des Bundes¬
rates und sage : Guten Morgen ! Aus Anlaß meiner
Abwahl sind viele Fernsehteams hier ; diese dürfen
aber jetzt gehen.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten , habe ich
gemäß § 23 Abs. 1 unserer Geschäftsordnung eine
Veränderung in der Mitgliedschaft bekanntzuge¬
ben:

Aus der Regierung des Landes Hessen und damit
aus dem Bundesrat ist mit Ablauf des 19. September
1995 Frau Staatsministerin Iris B laul ausgeschieden.
Ich danke ihr für ihre Milarbeit in den Ausschüssen
des Bundesrates und hier im Plenum.

Jetzt wende ich mich der Tagesordnung zu . Sie
liegt Ihnen in vorläufiger Form mit 59 Punkten vor.
Die Tagesordnungspunkte 57 un$l 59 werden nach
Punkt 14 aufgerufen , Tagesordnungspunkt 58 nach
Punkt 13 . Im übrigen bleibt es bei der Reihenfolge
der ausgedruckten Tagesordnung.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung ? - Das
ist nicht der Fall. Dann ist sie so festgestellt.

Meine Damen und Herren , es gehört zur Tradition
unseres Hauses, daß der amtierende Präsident vor
der Wahl seines Nachfolgers einen kurzen Rückblick
anf die Arbeit des Bundesrates lm vergangenen Jahr
gibt.

Zunächst eine nüchterne Bilanz der Zahlen . Sie ist
nicht nur für Statistiker interessant , sondern sie ist
Ausdruck unserer gemeinsamen Arbeit und der be¬
sonderen Anforderungen , die an das Verfassungsor¬
gan Bundesrat im Laufe des letzten Jahres gestellt
waren.

Wir haben bis zu dieser Stunde 80 Gesetzentwürfe
der Bundesregierung und 136 Vorlagen der Euro¬
päischen Union beraten . Außerdem haben wir be¬
handelt : 54 Gesetzentwürfe des Bundesrates aus An¬
trägen der Länder, 39 Gesetzesbeschlüsse des Bun¬
destages im zweiten Durchgang , 146 Verordnungenund rund 150 sonstige Vorlagen.

Das ist ein stattliches Pensum , das wir in 40 Si-
zungsstunden mit rund 700 Tagesordnungspunkten
bewältigt haben . Wenn man das umrechnete , dann
hätten wir im Durchschnitt nur etwas mehr als drei¬
einhalb Minuten für jeden Tagesordnungspunkt ge¬
braucht Daraus könnten manche den Schluß ziehen,
der Bundesrat segne nur ab , was andere längst ent¬
schieden hätten , oder er nehme sich nicht genug
Zeit, die Vorlagen sorgfältig zu prüfen und ausführ¬
lich zu beraten . Das ist gewiß nicht sol

Wer unsere Arbeit kennt , weiß : Beratung und Be¬
schlußfassung im Plenum stehen am Ende eines Pro¬
zesses , in dem ein Ausgleich zwischen den Ländern
untereinander auf der einen Seite und zwischen
Bund und Ländern auf der anderen Seite gefunden P)
werden muß . Das ist eine schwierige Aufgabe , die
nur gelingen kann , wenn bei allen die Bereitschaft
vorhanden ist , aufeinander zuzugehen und einander
zuzuhören . Nur dann läßt sich ein Weg finden , an
dessen Ende eine Entscheidung steht die alle mittra¬
gen können . .

Wenn es richtig ist, daß eine Demokratie ohne die
Knnst des Kompromisses sicht lebensfähig ist dann
gilt diese Einsicht in besonderem Maße für uns , für
den Bundesrat Auch im vergangenen Jahr hat der
Bundesrat gezeigt daß er in schwierigen Fragen
tragfähige Lösungen finden konnte . Ich nenne nur
die Stichworte » Schwangeren - und Familienhilfege¬
setz“, „ Ozongesetz “ , „BAföG-Noveüe * und schließ¬
lich - noch druckfrisch - .Jahressteuergesetz “ .

Was wir in diesem Geschäftsjahr an Arbeit gelei¬
stet haben , kann rieh sehen lassen . Es ist ein gutes
Beispiel für die sachgerechte Mitwirkung der Län¬
der bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bun¬
des und in den Angelegenheiten der Europäischen
Union.

Dafür möchte ich allen Mitgliedern des Bundesra¬
tes , den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den
Ländern und nicht zuletzt allen Mitstreiterinnen und
Mitstreitern aus dem Sekretariat des Bundesrates
danken . Sie haben dafür gesorgt , daß der föderale
Gedanke in unserem Land mit Leben erfüllt wurde
und die Länder ihrer Verantwortung für den Ge¬
samtstaat gerecht werden konnten.
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Präsiden ! Dr. h. c. Johannes Rau

(A) Es bat in den vergangenen zwölf Monaten auch
Stimmen gegeben , die aus den unterschiedlichen po¬litischen Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat
den Schluß gezogen haben , der Bundesrat werde
zum verlängerten Arm der Opposition im Parlament.
In meiner Antrittsrede vor einem Jahr babe .ich schon
davor gewarnt , aus den bestehenden Mehrheitsver¬
hältnissen falsche Schlüsse zu ziehen.

Der Bundesrat ist weder Vollzugsorgan der Bun¬
desregierung noch Instrument der Opposition Im
Deuts chen Bundestag . Nach unserem Grundgesetzist er das Verfassungsorgan , in dem die Interessen
aller Länder und die Interessen der Länder Insge¬
samt gegenüber Bundestag und Bundesregierung
wahrgenommen werden.

Ich glaube , ich kann mit Ihrer aller Zustimmung sa¬
gen , daß wir diese Interessen in den vergangenen
zwölf Monaten selbstbewußt und unüberhörbar zum

•Ausdruck gebracht haben , ohne dabei die gesamt¬
staatliche Mitverantwortung aus dem Blickzu verlie¬
ren.

Der Bundesrat ist nach der Kompetenzordnung un¬
serer Verfassung auch zur Wahrnehmung bundespo-
Utischer Interessen verpflichtet . So hatte es die
Mehrheit im Parlamentarischen Rat gesehen . Sie
wollte kein starres System von Bundesstaat und
Gliedstaaten , sondern pine hnndtmctaatiiV hp Ord¬
nung , die auf die Kooperation von Bund und Ländern
angewiesen ist.

Ich möchte daran erinnern , daß allein acht Länder
in diesem und im nächsten Jahr ihr 50 . Grün-

(B) dungsjublläum nach dem Zweiten Weltkrieg feiern
können . In diesem Jahr sind das Bayern, Hessen , Ba¬
den -Württemberg und Bremen , und im kommenden
Jahr werden es Hamburg , Niedersachsen , Schles¬
wig -Holstein und Nordrhein -Westfalen sein.

Nach der staatlichen FinVipit ist d 'p T -änriprfamnio
größer geworden . Fünf neue Länder sind hinzuge¬
kommen , und morgen , auf den Tag genau vor fünf
Jahren , am 14 . Oktober 1990, haben die Menschen in"
den sogenannten neuen Ländern , die älter als die
westlichen sind , zum erstenmal ihre Länderparla¬
mente frei wählen können.

Wie sehr in unserem Land der Föderalismus ein le¬
bendiges , in der Bevölkerung verankertes und weit¬
hin bejahtes Prinzip ist, hat gerade die Entwicklung
seit dem 9. November 1989 gezeigt Nachdem die
Mauer gefallen war und sich in der DDR das Ende
der SED-Herrschaft abzeichnete , regte sich rasch der
Wunsch nach Wiederherstellung der alten Länder.
Die alten sächsischen Landesfarheri weiß-grün bei '
den Leipziger Montagsdemonstrationen , handge¬
schriebene Plakate , wie «Thüringen begrüßt seine
Gäste "

, und übermalte Schilder , auf denen « Land
Mecklenburg -Vorpommern" statt « Bezirk Rostock"
zu lesen stand : AU das zeigt uns , welche Kraft lands-
mannschaflllche Zusammengehörigkeit und regio¬
nales Selbstbewußtsein als Grundlagen des födera¬
len Gedankens in Deutschland haben.

Vor zehn Tagen haben wir zum fünftemnal mit gro¬
ßer Freude den Tag der staatlichen Einheit gefeiert.
Der Tag der Einheit in Düsseldorf wäiäüch ein Tag

des Nachdenkens und der Rückschau auf rfaq schon (C)
Geleistete , an dem deutlich geworden ist, daß nach
den Tagen des Jubelns und des Staunens im Herbst
1989 im andauernden deutschen Vereinigungspro¬
zeß der Alltag eingekehrt ist Wir erleben , daß in den
letzten 40 Jahren manch Hemmendes gewachsen ist
und daß noch viel zu tun bleibt , bis wir die Innere
Einheit Deutschlands verwirklicht haben.

Mit der staatlichen Einheit ist den Deutschen in
Ost und West ein neuer Anfang geschenkt worden.
Wir haben diese Chance für einen gemeinsamen
Neubeginn bekommen , weU bei unseren Nachbarn
die Überzeugung gereift war, daß nicht das geteüte
Deutschland das bessere Deutschland sei, sondern
daß von diesem Land keine Gefahr mehr für seine
Nachbarn ausgehe . Aus den schrecklichen Erfah¬
rungen , die wir Deutsche mit uns selber und die
unsere Nachbarn mit uns gemacht haben , erwächst
auch eine besondere politische Verantwortung der
Bundesrepublik Deutschland für ein Europa der
friedlichen Partnerschaft und der gegenseitigen
Hilfe.

Ich sehe es als unsere wichtigste Aufgabe am Ende
des Jahrhunderts , daß wir Deutschen die treibende
.Kraft im europäischen Einigungsprozeß bleiben.

Ich bin davon überzeugt , daß selbstbewußte Län¬
der , die ihren Ansphich auf Mitgestaltung vernehm¬
bar deutlich machen , auch beim Zusammenwachsen
Europas eine wichtige Rolle spielen können und
sollten. Die Länder wollen mit ihren Stärken zu ei¬
nem starken Europa beitragen . Wir wollen anderen
helfen , daß sie eigene Stärken entwickeln und aus- (D)
bauen können . Das ist in unser aller Interesse , und
das kann Hoffnung für ein friedlicheres Zusammen¬
leben in Europa stiften.

Diese Herausforderung werden Bund und Länder
in den kommenden Jahren nur gemeinsam meistern
könnpn . Ich bin mir sicher, daß unter der weiß-
blauen Amtsführung meines Nachfolgers im Amt des
Bundesratspräsidenten auch künftig für die notwen¬
dige Interessenvertretung der Länder gesorgt ist Ich
wünsche ihm für den Fall, daß er im ersten Wahlgang
gewählt wird,

(Heiterkeit!
bei dieser Aufgabe Glück und Erfolg.

Aristide Briand bat einmal gesagt : «Ein Kompro¬
miß ist erst dann vollkommen , wenn alle unzufrieden
sind . " Nach meiner Erfahrung ist das zwar nicht al¬
les , aber doch das Wichtigste, was man Ober die
Freude und über die Bürde sagen kann , die auf Sie,
Herr Kollege Stoiber, in Ihrem neuen Amt zukom¬
men.

Jetzt wollen wir uns der mit Spannung erwarteten
Wahl zuzuwenden . - Herzlichen Dank.

(Beifall)

Jetzt rufe ich Punkt 1 der Tagesordnung auf:
"Wahl des Präsidiums
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Dr. Henning Scherf (Bremen)
(A) hingen ist . Das war der Versuch , ein Stück Rücksicht

zu nehmen , ein Stück zu balancieren . Hoffentlich
akzeptieren das diejenigen , die in Bonn diese so
schmerzhafte Entscheidung ertragen . - Ich sehe die
Oberbürgenneisterin unter uns . Ich hoffe, daß ich
auch in Zukunft in dieser Sache freundschaftlich und
umsichtig mit ihr umgehen kann . Ich bin hier gerne
gewesen und will auch in Zukunft gerne hier sein.

Warummuß der Bundesrat nach Berlin? - Wir müs¬
sen die zweite Kammer, die Länder , den Föderalis¬
mus in unmittelbarer Nähe zu den Entscheidungen
der Bundesregierung und des Bundestages halten.
Wir können uns nicht nur auf die Plenarberatung
konzentrieren, sondern wir müssen auf alles das , was
vor den Plenarentscheidungen so wichtig ist, unser
Augenmerk richten. Es kommt entscheidend darauf
an, daß wir den informellen Teil nutzen , der für eine
politische Verständigung sehr wichtig ist Wenn wir
das heute nicht hinbekämen , hätte ich die Sorge , daß
wir in wachsendem Maße in eine Distanz geraten,
die dem Föderalismus nicht guttun kann , die auch
unserer Rolle als Länder beim zukünftigen Mitgestal¬
ten und beim Einflußnehmen auf Entscheidungen
des Bundes Abbruch tun würde . Wir müssen um des
Föderalismus willen, um eines lebendigen , auch
machtbewußten Entscheiden und Mitentscheidens
der Länder bei der zukünftigen Arbeit der Bundesre¬
gierung und des Bundestages willen diese für die
Nordrhein-Westfalen und die Rheinland -Pfälzer
schmerzlicheEntscheidung treffen.

Ich denke , wir werden , wenn wir gut sind , auch
weiterhin ein europäisches Vorbild bleiben . Wir

(B) werden , wenn wir es schaffen , diesen Umzug so zu
organisieren , daß wir hier keine übermäßigen Wun¬
den aufreißen, diese Balance , die die Bundesregie¬
rung hinbekommen muß , hinbekommen.

Wir werden , lieber Bruder Johannes Rau, im Sinne
dieses Predigertextes unsere Zeit nicht verpassen,
sondern im Sinne der verabredeten Stunde , in der
wir diese Entscheidung zu treffen haben , umsichtig
mit den hier eingeschlossenen Interessen umgehen.

Ich möchte in Nordrhem -Westfalen weiterhin ein
Gemgesehener sein . Ich habe keine Sorge , daß es
Rachegelüste bei den Nordrhein -Westfalen gibt . Ich
kann mir Johannes Rau gar nicht rachedurstig vor¬
stellen . Ich glaube, wir bekommen es trotz der heute
zu treffenden Entscheidung hin , uns auch in Zukunft
hier in Bonn brüderlich und schwesterlich und als
Gäste einer liebgewonnenen Gastgeberrolle wohl zu
fühlen . Ich hoffe , daß wir bei dieser Entscheidung
beieinanderbleiben . —Vielen Dank.

Präsident Dr. Edmund Stoiber : Nächste Wortmel¬
dung : Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen) !

Dr. h. c. Johannes Rau {Nordrhein -Westfalen) :
Herr Präsident , meine Damen und Herren ! Es läge
nahe , Bibelworte an den Beginn zu stellen . Das hat
Herr Scherf mir vorweggenommen . Mir würden ei¬
nige eInfallen - nicht nur das Wort aus Prediger 3,
wobei man Harm auch die anschließenden Verse zi¬
tieren muß , was nämlich seine Zeit hat : Lachen hat

seine Zeit, Weinen hat seine Zeit, Klagen und Trau- (C)
em haben ihre Zeit

Es gibt viele Bibelworte , die einem einfallen , auch
solche, in denen von Glaubwürdigkeit die Rede ist,
davon , ob unsere Rede eigentlich «ja , ja ; nein , nein"
sein muß oder ob es beliebig ist, was wir miteinander
tun und miteinander verabreden.

Damit Sie, Herr Kollege Scherf, . schutzbedürftig “ ,
wie Sie sind,

(Heiterkeit)

nicht den Eindruck bekommen , ich sei rachsüchtig,
sage ich Ihnen : Ich werde es auch künftig nicht sein.
Aber ich bin schon ein wenig betroffen , wenn ich mir
jenen Tag in Erinnerung rufe, an dem wir im Bundes¬
tag die Entscheidung über den Sitz von Bundestag
und Bundesregierung , Teilen der Bundesregierung,
wie es im Beschluß heißt , getroffen haben.

Ich habe damals gegen diesen Beschluß gekämpft
und gestritten . Ich habe in meiner damaligen Rede
gesagt : Was immer heute hier entschieden wird , ich
werde es mittragen . - Das habe ich gesagt , als ich
glaubte , die Entscheidung würde für Bonn fallen . Da¬
nach ist es schwierig gewesen , durcftzuhalten , auch
hier in der Region durchzuhalten und zu sagen:
« Nein, die Entscheidung ist für Berlin gefallen . Wir
tragen sie mit . "

Diejenigen , die damals für den Text gestimmt ha¬
ben , Willy Brandt , Wolfgang Schäuble , Hans-
Dietrich Genscher , Jochen Vogel - wen könnte
ich sonst noch nennen ? haben in namentlicher Ab- (D)
Stimmung unter Ziffer 9 beschlossen : «Der Bundes¬
tag empfiehlt dem Bundesrat , aus Gründen des Prin¬
zips des Föderalismus seinen Sitz in Bonn zu behal¬
ten . " - Das steht im Beschluß des Bundestages . Da¬
nach hat der Bundesrat hier eine Entscheidung ge¬
troffen, daß er im Lichte von Erfahrungen seine Ent¬
scheidung für Bonn prüfen wolle.

Nim ist das « Licht von Erfahrungen “ offenbar nicht
mehr gefragt , sondern jetzt geht es um andere
Gründe . Ergebnisse der damaligen Entscheidung
des Umzugsprozesses liegen noch nicht vor. Der Um¬
zug hat noch nicht stattgefunden - er hat faktisch
noch nicht begonnen - , ein Umzug, zu dem ich stehe,
ein Umzug , gegen den viele Menschen hier in der
Region bittere Vorbehalte haben . Aber ich bin dank¬
bar dafür , daß der Regierende Bürgermeister von
Berlin und die Oberbürgermeisterin von Bonn in
den letzten Wochen und Monaten offenbar eine Ge¬
sprächsbasis gefunden haben , die dafür sorgen
kann , daß hier zwar Narben bleiben , aber keine
Wunden.

Wer will , daß keine Wunden bleiben , der darf das
einmal gegebene Wort nun nicht einfach wegwerfen,
als wäre es nicht gesprochen . Wir haben hier am
5 . Juli 1991 entschieden . Damals haben wir eine Ent¬
scheidung zum Verfahren getroffen . Am 24 . Mai die¬
ses Jahres lagen uns zwei Anträge vor. Dann haben
wir uns vor Beginn der damaligen Sitzung darauf
verständigt , die Diskussion über den künftigen Sitz
des Bundesrates auf heute zu vertagen.
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Dr. h. c.Johannes Ran (Nordrhein-Westfalen)
(A) Heute haben wir es nun mit zwei Anträgen zu tun,

einem von mehreren Ländern unterstützten Antrag,
heute für Berlin zu entscheiden , wie es Herr Kollege
Scherf soeben vorgetragen hat , indem er alle Gründe
für Bonn- nannte , und einem Antrag der Länder
Nordrhein -Westfalen und Rheinland -Pfalz , die dafür
eintreten , daß der Bundesrat bei dem am 5 . Juli 1991
verabredeten Verfahren bleibt.

Meine Damen und Herren , ich möchte gegen allen
Augenschein noch einmal für diesen Antrag werben.
Ich möchte Thnen gern noch einmal erläutern, warum
ich es für falsch halten würde , wenn wir heute eine
endgültige Entscheidung träfen . Ich habe auf die De¬
batte vom 20 , Juni 1991 hingewiesen . Ich ärgere
mich darüber , wie die Diskussion über den richtigen
Sitz für Bundestag , Bundesregierung und jetzt auch
für den Bundesrat teilweise geführt wird. Mich ärgert
das nicht erst heute , sondern seit Beginn dieser Dis¬
kussion.

Erlauben Sie mir, daß ich ausnahmsweise einmal
mich selber zitiere. .Ic.h.habe am 15 . August 1990”vor
dom Landtag Nordrhein -Westfalen eine Regierungs¬
erklärung abgegeben und dabei gesagt:

Ich widerspreche jenen , die in der aktuellen De¬
batte falsche Argumente gegen Berlin Vorbrin¬
gen . Weder ist Berlin ein Hort preußisch-deut-

' scher Reaktion, noch macht der dort angebliche
Druck der Straße freie demokratische Entschei¬
dungen unmöglich . . . . . .
Falsche Argumente und falsche Töne gibt es aber
auch gegen Bonn . Deshalb sage ich: Berlin ist

(B) nicht Babylon,‘üncTBoiin ist nicht Krähwinkel.

Damals , am 20. Juni , hatten wir eine Arbeitstei¬
lung zwischen Berlin und Bonn beschlossen. .Unser
Kollege Manfred Stolpe hat das mit dem Bild einer
Ellipse beschrieben , die zwei Brennpunkte hat Ber¬
lin und Bonn.

Ich bin überzeugt davon , meine Damen und Her¬
ren - heute mehr als damals - , für eine andere Lö¬
sung , etwa diejenige , daß sich der Bund vollständig
aus Bonn nach Berlin verabschiedet , hatte es im
Deutschen Bundestag damals keine Mehrheit gege¬
ben . Der Beschluß, der dann gefaßt worden ist, bein¬
haltet die Ziffer 9 , die ich noch einmal zitiere:

Der Deutsche Bundestag empfiehlt dem Bundes¬
rat , in Wahrnehmung seiner föderalen Tradition
seinen Sitzin Bonn zu belassen.

Man wird doch nicht nur fragen dürfen , sondern man
wird fragen müssen , warum das heute falschsein solL

Wir haben uns am 5 . Juli hier damit beschäftigt,
weiche Schlußfolgerungen der Bundesrat aus der
Entscheidung des Bundestages ziehen soll . Damals
haben wir uns mit Mehrheit dafür_entschieden , in
Bonn zu bleiben , und zugleich , wie ich finde, außer¬
ordentlich hellsichtig beschlossen , daß sich der Bun¬
desrat - ich zitiere - .

eine Überprüfung der Entscheidung im Lichte
der noch zu gewinnenden Erfahrungen sowie der
tatsächlichen Entwicklung der föderativen Struk¬
tur in späteren Jahren vorbehält.

Mindestens genauso wichtig wie die Entscheidung (C)
in der Sache war für mich, daß sich der Bundesrat da¬
mals auf ein Verfahren verständigt hatte , wie diese
Entscheidung später überprüft werden soll Die Ver¬
ständigung über das Verfahren sollte für alle gelten,
ganz unabhängig davon , welche Auffassung die efn-

. ... zeinen Länder zur Frage des endgültigen Sitzes des
Bundesrates haben.

Nun sage ich : Trotz Ihres Bemühens , Herr Kollege
Scherf, gelingt es auch dem neu eingebrachten An¬
trag verschiedener Länder nicht , überzeugend dar¬
zulegen , daß es heute schon Erfahrungen mit einem
Zustand gibt, den wir noch gar nicht erreicht haben.
Man kann es drehen und wenden , wie man wüh Der
Logik des Beschlusses vom 5. Juli 1991 entspricht es,
Hann endgültig über den Sitz des Bundesrates zu
entscheiden Lwenn Bundestag und Teile der Bundes-

■regierung ihre Arbeit in Berlinaufgenommen haben.
hi Hp-m Antrag , den Sie soeben begründet haben,

heißt es:
Die begonnenen Maßnahmen und die gewonne¬
nen Erkenntnisse in den vergangenen Jahren zei-

- gen , daß es für ein effizientes Zusammenwirken
der Verfasstmgsorgnae sowie für die Entwick¬
lung der föderalen Struktur förderlich ist, die in
Bonn biwährte Nähe zum Bundestag und zur
Bundesregierung für den Buhdesrat auch in Zu¬
kunft beizubehalten.

- Dem muß ich widersprechen . Tatsächlich ist es doch
so, daß es ganz unterschiedliche Prognosen darüber
gibt , ob und wie das Zusammenwirken der Verfas¬
sungsorgane funktioniert , wenn sie an unterschiedli - (D)
chen Orten oder an einem Ort ihren Sitz haben.
Weil wir das heute nicht wissen können , darum hat
der Bundesrat gesagt : »Wir verlassen uns nicht auf
Prognosen, wir verlassen uns nicht auf Vermutungen
und Spekulationen . Wir wollen die endgültige Ent¬
scheidung über den künftigen Sitz auf der Grund¬
lage praktischer Erfahrungen treffen . *

Meine Damen .und Herren , vielleicht ist das ein
bißdien altmodisch ; aber ich finde , daß es nach wie
vor vernünftig ist; auf Erfahrungen statt auf Progno¬
sen zu setzen . Wären wir nicht auf vielen anderen
Feldern der Politik glücklich, wenn wir statt auf der
Grundlage

’voii Prognosen aus Erfahrungen klug ent¬
scheiden könnten?
- Mich irritiert in den letzten Monaten zunehmend,
HaR der Eindruck erweckt wird , mit der Entschei¬
dung des Bundestages vom 20 . Juni 1991 sei im
Grunde genommen auch die Entscheidung für den

' Bundesrat schon vorweggenommen worden . Welch
ein Selbstverständnis , meine Damen und Herren,
nein , welch e« grandioses Mißverständnis über die
unterschiedlichen Aufgaben und über die Machtver¬
teilung in einem föderal aufgebauten Staat wie un¬
serer Bundesrepublik Deutschland!
- B_ei der .Sitzfrage .geht es im Kern nicht um Berlin

_ oder Bomii .es geht .darum , welches Selbstverständ¬
nis und welches Verständnis von seinen Aufgaben
der Bundesrat hat . Wer freilich im Bundesrat mehr

“ das Begleitörchester für den „ersten Geiger “ Btindes-
tag sieht, der wird es logisch finden , wenn beide am
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Dr. h. c. JohannesRau (Nordrhein-Westfalen)
(A) gleichen Platz sind . Wenn es aber darum geht , die In¬

teressen der Länder im bundesstaatlichen Gefüge
und gegenüber der Europäischen Union einzubrin¬
gen und durchzusetzen, dann ist das eine Aufgabe,
die an verschiedenen Orten sehr gut , vielleicht sogar
besser wahrgenommen werden kann.

In Zeiten wie diesen achtet die Öffentlichkeit be¬
sonders darauf , ob wir als politisch Verantwortliche
in unseren Entscheidungen verläßlich und bere¬
chenbar sind . Der Bundesrat sollte keinen Beitrag
dazu leisten , die Glaubwürdigkeit der Politik zu be¬
schädigen. Es darf nicht der Eindruck entstehen , daß
heute so und morgen so entschieden wird, obwohl
sich an der sachlichen Entscheidungsgrundlage
nichts geändert hat

Ich habe zu Beginn gesagt , daß ich die Entschei¬
dung des Bundestages respektiere und mittrage . Ich
habe auch gesagt, daß der Beschluß in allen seinen
Teilen erfüllt werden müsse . Die Grundlagen dafür
sind das Bonn/Bertin-Gesetz , dem der Bundesrat am
18. März 1994 zugestimmt hat . Dort ist eine faire Ar¬
beitsteilung zwischen Berlin und Bonn festgelegt.
Mit diesem Gesetz und mit dem Ausgleichsvertrag
vom Sommer 1994 hat die Region Bonn die notwen¬
dige Sicherheit bekommen , die die wichtigste Vor¬
aussetzung dafür ist, daß sie den Strukturwandel in
den komm enden Jahren erfolgreich bewältigen
kann , dessen Schwierigkeiten , aber auch dessen
Chancenniemand unterschätzen sollte.

Diese Entscheidungen , meine Damen und Herren,
haben auch mitgeholfen, daß der Ruf nach Revision
des Bundestagsbeschlusses vom 20. Juni auch in der^ Region Bonn keine ernsthafte Resonanz mehr findet.
Wenn das so bleiben soll, dann müssen sich alle Sei¬
ten ein getroffene Vereinbarungen und an geltende
Beschlüssehalten . Es darf nicht der Eindruck entste¬
hen, die Entscheidungen für Berlin seien Entschei¬
dungen erster Ordnung , und die Entscheidungen für
Bonn seien Entscheidungen zweiter Ordnung mit ge¬
ringerer Bindewirkung . Wie anders aber wäre es zu
verstehen, wenn sich der Bundesrat jetzt über die
von ihm selber aufgestellten Verfahrensgrundsätze
für die endgültige Entscheidung über seinen Sitz
hinwegsetzte!

Meine Damen und Herren , seit dem 5 . Juli 1991,
seit wir so beschlossen haben , hat sich nur eines dra¬
matisch verändert die Finanzsituation der öffentli¬
chen Haushalte . Wie müßte das auf die Bürgerinnenund Bürger wirken, wenn wir gerade jetzt ohne Not
eine Entscheidung träfen , die nicht nur politischen
Schaden anrichten , sondern auch viel Geld kosten
würde. Herr Kollege Dr . Stoiber, Herr Präsident , Sie
haben im Januar 1996 in einem Brief geschrieben —
ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis - :

Die Entscheidung über die Verlagerung eines
obersten Bundesorganes bedarf einer langfristi¬
gen Vorbereitung , in der selbstverständlich auch
die Interessen der betroffenen Regionen berück¬
sichtigt werden müssen.

So weit unser Präsident.
Ich stimme dem ausdrücklich zu ; aber ich stelle

fest: Die Entscheidung , die Sie heute treffen wollen,

ist in der Sache weder langfristig noch kurzfristig (C)
vorbereitet Ich kann und ich will nicht verstehen,
daß wir heute entscheiden sollen, ohne die Kosten zu
kennen und ohne zu wissen , welcher zeitliche Rah¬
men realistich wäre . Ich will, daß der Bundesrat die
endgültige Entscheidung über seinen Sitz auf gesi¬
cherter Grundlage und durch ein Gesetz trifft , und
zwar dann , wenn die Zeit dafür gekommen ist.
Darum haben wir unter Ziffer 2 unseres Antrages for¬
muliert:

Der Bundesrat beauftragt den Direktor des Bun¬
desrates , bereits jetzt einen Kriterienkatalog zu
entwickeln , wie diese Entscheidung des Bundes¬
rates für Bonn entsprechend dem Beschluß vom
5. Juli 1991 im Lichte der noch zu gewinnenden
Erfahrungen sowie der tatsächlichen Entwick¬
lung der föderativen Struktur in späteren Jahren
überprüf l werden soll.

Wir bleiben damit in der Logik unserer bisherigen
Beschlußlage. Wir entwickeln sie fort mit dem Ziel,
die endgültige Entscheidung solide vorzubereiten
und sie auf der Grundlage praktischer Erfahrungen
zu treffen.

Meine Damen und Herren , manchmal redet man
nicht nur in den Wind, sondern auch gegen den
Wind . Manchmal hat man das Gefühl , man hat Rük-
kenwind von den Parteien und Fraktionen des eige¬
nen Landes . Das ist bei uns so . Alle in Nordrhein-
Westfalendenken so. Alle in Nordrhein -Westfalen le¬
sen mit großem Interesse nicht nur Prediger 3 , son¬
dern auch die » Frankfurter Allgemeine ' von heute,
die auf Seite 1 meldet : »Bayern gegen Umzug der
Wehrdienstsenate nach Leipzig,

(Heiterkeit)
weil der Regierung Stoiber ' - so heißt es dort -
„nicht gefällt, daß bei einem Umzug Kosten verur¬
sacht würden , die bei der angespannten Haushalts¬
lage besser zu vermeiden wären . " Dabei geht es um
sieben Richter, zwölf Beamte und neun Angestellte.

(Erneute Heiterkeit)
Meine Damen und Herren , muß man noch mehr

kommentieren , was hier geschieht ? Dabei geht es um
einen Beschluß der Föderalismuskommission , den
wir alle gemeinsam gefaßt haben . Aber dazu ver¬
weist die Regierung Stoiber darauf , daß Bayern oh¬
nehin mit Bundeseinrichtungen unteipropoitional
versehen sei . Da für die Betroffenen, von denen ich
soeben gesprochen habe , ein Umzug unzumutbar
sei, würde ihnen bei einer Verlegung nur der Weg in
die Arbeitslosigkeit bleiben.

(Heiterkeit)
Meine Damen und Herren , man muß Bibel und

Zeitung lesen.
(Große Heiterkeit)

Man muß die Bibel lesen , damit man die Zeitung
versteht.

(Erneute Heiterkeit)
Die Zeitung verwirrt einen , wenn - man das Men¬
schenbild und die Zukunftsperspektive der Bibel aus
dem Blick verliert . Dann wird man nämlich , wie der
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Dr . h . c. Johannes Kau (Nordrheln -Westialen)
(A) Apostel Paulus sagt , „hin- und hergetrieben vom

Winde der Meinungen “ . Das sollte dem Bundesrat
nicht geschehen.

Ich bitte Sie : Stimmen Sie dem von Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz vorgelegten Antrag
zu ! Lassen Sie im<; Erfahrungen machen - vielleicht
können wir alle dabei lernen - und dann eine Ent¬
scheidung treffen - eine richtige ! wenn , Herr Kol¬
lege Scherf , alles seine Zeit hat!

Präsident Dr. Edmund Stoiber : Nächste Wortmel¬
dung : KollegeBeck (Rheinland -Pfalz) .

Kurt Beck (Rheinland -Pfalz) : Herr Präsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Dem, was
zur Begründung unseres gemeinsamen Antrages
Herr Kollege Rau soeben ausgeführt hat , ist ver¬
ständlicherweise aus meiner Sicht nicht sehr viel hin¬
zuzufügen . Allerdings möchte ich den einen oder an¬
deren Gesichtspunkt unterstreichen und noch einmal
hervorheben.

Es kommt mir zunächst darauf an , den Menschen
in Berlin und Ihnen , Herr Kollege Diepgen , noch ein¬
mal sehr deutlich zu sagen : Wir empfinden unseren
Antrag nicht als gegen Berlin gerichtet Wir sind uns
auch am heutigen Tage dessen bewußt , welch ein
niüricrfa» es für Deutschland ist , daß wir überhaupt
die Chan n=>haben , über solche Fragen im Lichte einer
neuen Entwicklung eines gemeinsamen Deutsch¬
land miteinander zu debattieren . Daran kann es kei¬
nen Zweifel geben , damit auch bei der heutigen De-

(Bj batte nicht der Bück für den Wald verlorengeht , in
dem wir nur noch einzelne Bäume erkennen.

Dennoch bitte ich Sie, nicht zu unterschätzen,
welch großes Vertrauen in die Entscheidung dieses
Hauses vom 5 . Juli 1991 von den Menschen In Rhein¬
land -Pfalz, in Nordrhein -Westfalen und sicherlich
auch in vielen Fällen darüber hinaus gesetzt worden
ist . Ich bitte Sie , zu sehen , daß es in der Tat darum
geht , Vertrauensschutz zu reklamieren und unter Be¬
weis zu stellen . Denn ich vermag es nicht, für die
Menschen im Bereich von Rheinland -Pfalz, die zum
Einzugsbereich Bonns zählen , zu begründen , warum
«m heutigen Tage eine endgültige Entscheidung
über diese Frage getroffen werden solL Ich finde
nämlich kein Argument , das für den Berlin -Umzug
spricht , das nicht bereits zum Zeitpunkt Sommer
1991 auf dem Usch gelegen hat - kein Argument!

Ich muß nicht das wiederholen , was der Kollege
Rau dazu gesagt bat Allerdings möchte ich deutlich
marhsn , Hafl die finanzpolitischen Fragen , die auch
damals gesehen worden sind , heute eher stärker auf
der Waagschale des Beibehaltens der bisherigen Be¬
schlußlage wiegen , als sie damals gewogen haben.
Wir sind uns nämlich bewußt geworden , daß- inzwi¬
schen jede Mark nicht nur zweimal , sondern dreimal
umgedreht werden muß.

Ich finde es in der Tat auch unter diesem Gesichts¬
punkt bemerkenswert , mit welch geschätzte )- Band¬
breite der Kosten eines solchen Umzugs des Bun¬
desrates wir uns offensichtlich heute mehrheitlich
abzufinden gewillt sind . Diese liegt mehrere hundert

Millionen Mark auseinander . Da wird argumentiert , (Q
im lichte dessen , was die Kosten des Umzugs von
Bundesregierung oder von wesentlichen Teilen der
Rnndpsrpginmng - so muß man wohl korrekt formu¬
lieren - und des Bundestages ausmach len, sei dies
nur ein relativ bescheidener Betrag . Vielleicht sind
die Dimensionen in Rheinland-Pfalz noch andere . Ich
finde , einige hundert Millionen Mark in der ge¬
schätzten Kostenbandbreite sind nicht zu vernachläs¬
sigende Größenordnungen , sondern solche, die man
sich in Erinnerung rufen sollte , zu denen man verläß¬
lichere Grundlagen braucht, als sie derzeit gegeben
sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren , bei edler
Anerk ennun g der Bemühungen , die der Kollege
Scherf deutlich gemacht hat, auch für Bonn, für diese
Region Mitverantwortung zu empfinden und das in
die Argumentation miteinzubeziehen , sollten wir
dennoch sehen , welche Bedeutung Bonn für die Ent¬
wicklung der Bundesrepublik Deutschland , die aus
den Ländern entstanden ist, gehabt hat.

Wenn wir die Dimension Europa hinzufügen - sie
muß an dieser Stelle eingefügt werden dann , finde
ich, gibt es erneut gewichtige Argumente , die für die
Entscheidung mit der bisherigen Regelung , die 1991
getroffen worden ist, sprechen . Die Bundesländer
haben nach Artikel 23 Grundgesetz zusätzliche Ver¬
antwortung für die europäische Entwicklung über¬
nommen . Sie haben Verantwortung dafür übernom¬
men , rfaR Ha«; Zusammenwirken der deutschen Län¬
der mit den Regionen Europas als Teil der Gesamt¬
entwicklung hin zu einem gemeinsamen Europa ein¬
geleitet wurde und sich aus dieser Einleitung dann (D)
auch entwickeln konnte . '

Ich linde , Bonn ist auch unter diesem Gesichts¬
punkt ein Standort , der nicht nur den Gedanken auf¬
nehmen sollte, mit dem in Aussicht gestellt wird, daß
möglicherweise der Ausschuß der europäischen Re¬
gionen oder auch Ausschüsse des Bundesrates , die
sich vielleicht auch mit solchen Fragen befassen , hier
tagen könnten . Ich glaube , daß diese Perspektive,
die immer stärker den Nationalstaat in den Hinter¬
grund rückt und das Zusammenwirken auf euro¬
päischer Ebene , unterfüttert durch die regionale Zu¬
sammenarbeit auf europäischer Ebene , beinhaltet,
Bedeutung hat . Insoweit sollten diese Argumente
auch bei der heutigen Debatte sehr ernsthaft in die
Überlegungen miteinbezogen werden.

Sie wissen auch , meine sehr geehrten Damen und
Herren , daß es durchaus auch Bedenken rechtlicher
Art hinsichtlich der gewählten Vorgehensweisen gibt.
Wir haben ein entsprechendes Rechtsgutachten aus
der Sicht des Landes Rheinland-Pfalz erstellen las¬
sen . Es gibt eine Reihe weiterer Stellungn ahmen
beachtlicher Art aus der Verfassungsrechtsbeglei¬
tung . Ich will aber heute dieses Argument bewußt
nicht in den Mittelpunkt stellen, weil es um eine poli¬
tische Entscheidung geht - ganz ohne Frage - und
der gewählte Weg allenfalls von sekundärer Bedeu¬
tung ist. Dennoch darf bei einer solchen Debatte
nicht unausgesprochen -bleiben , daß es das Beden¬
ken gibt , den Umzug allein aufgrund politischer Ent¬
scheidungen einzuleiten und damit eben das Eigen-
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(A) zunächst von Initiativen im Rahmen des parlamenta¬
rischen Verfahrens zum Bundeshaushalt 1997 ab.
Sie fordern die Bundesregierung jedoch auf, cie not¬
wendigen Verhandlungen mit den Kohleländem
über die Koblehilfen bis 2005 umgehend aufzuneh¬
men.

Die Landesregierungen weisen schon jetzt darauf
hin, daß sie für den Pianungszeitraum des Bundes¬
haushaltes 1997 auf der Bewilligung der artikelge-
setzlich festgelegten Finanzplafonds sowie auf der
Erfüllungder Zusage der Bundesregierung zur Flan¬
kierung des Hüttenvertrages bis Ende 2000 bestehen
werden. Denn die Haushaltsbeschlüsse der Bundes¬
regierung würden jede Perspektive für den deut¬
schen Steinkohlenbergbau zerstören und damit kurz¬
fristig zu unbeherrschbaren Strukturbrüchen in den
Revieren führen.

Anlage 11

Erklärung

von Ministerpräsident Dr. h .c. Johannes Rau
(Nordrhein -Westfalen)

ZU Punkt 2ä) und b} der Tagesordnung

I.

(B) Wir haben heute im ersten Durchgang Wort und
Widerwort zum Haushaltsentwurf der Bundesregie¬
rung für das Jahr 1997 und zum Finanzplan 1996—
2000 gehört.

Dabei sind unterschiedliche politische Wertungen,
unterschiedliche Prioritäten und unterschiedliche
vrirtschaftspolitische, sozialpolitische und gesell¬
schaftspolitischeVorstellungen deutlich geworden.

Der Streit um die besseren Entwürfe gehört auch
zwischen Bund und Ländern zu unserer föderalen
Demokratie. Ich möchte zusätzlich nur einen Punkt
ansprechen , und dieser hat wieder - wie bei meinem
ersten Beitrag heute - mit der Glaubwürdigkeit und
der Verläßlichkeitder Politik zu tun.

Ich spreche über die Kohlepolitik und ihre finan¬
zielle Grundlage im Bundeshaushalt und im Finanz¬
plan.

Ich kann die Bundesregierung nicht dazu zwängen,
etwas zu tun, was sie nicht wüL Aber ich erwarte
zweierlei:
- Erstens. Wer will, daß der deutsche Steinkohlen¬
bergbau zum Auslaufmodell oder zum Museum wird,
der soll das klar sagen.
— Zweitens. Ich erwarte , daß sich der Bund an Ge¬
setze und an Vereinbarungen hält, die er mit dem
Bergbau , mit der Industriegewerkschaft Bergbauund Energie und mit den betroffenen Ländern getrof¬
fen hat.

n . (C)

Die Haushaltsansätze der Bundesregierung sind
für 1997 nur schwer und für die mittelfristige Finanz-
planung bis zum Jahr 2000 überhaupt nicht mit den
Verpflichtungen in Übereinstimmung zu bringen , die
die Bundesregierung eingegangen ist.

Diese Feststellung kann auch nicht dadurch relati¬
viert werden , daß die Bundesregierung selber unter
Teilziffer 4. 1 ihres Finanzplans schreibt:

Die Finanzplanansätze ab 1998 für Koks, Kohle
und Verstromung sind kein Präjudiz für die noch
festzulegenden Kohleplafonds ab 1993.

Im Artikelgesetz von 1994 ist die Höhe der Verstro-
mungsplafonds für die Jahre 1999 und 2000 mit je
7 Milliarden Mark festgelegt.

Grundlage des Hüttenvertrages ist die Zusage der
Bundesregierung , ihn mit der Kokskohlenbeihilfe bis
Ende 2000 zu flankieren . In Ihrem Energiegesamt¬
konzept hat die Bundesregierung eine Anschlußre¬
gelung zum Hüttenvertrag bis zum Jahr 2005 zuge¬
sagt.

Im Finanzplan der Bundesregierung findet sich all
das nicht . Ab 1998 stehen keine Mittel mehr für die
Kokskohlenbeihilfe zur Verfügung . Im Jahr 2000 sol¬
len statt der verabredeten 7 Milliarden Mark für die
Verstromung 5,95 Milliarden Mark zur Verfügung

Das ist gegen alle Verabredungen ; das muß das
Vertrauen nicht nur der Bergleute und ihrer Familien
in politische Aussagen und Zusagen tief erschüttern , pj

In den Energiekonsens -Gesprächen am 16 . März
1995 ist einvemehmlich festgestellt worden , daß es
gut wäre , möglichst schnell eine Verständigung über
die Finanzierung der Kohleverstromung bis ein¬
schließlich 2005 zu finden.

Nach Ansicht des Bundes sollten dabei auch die
Jahre 1999 und 2000 in die Überlegungen einbezo¬
gen werden , mit dem Ziel, die Hilfen für die Kohle¬
verstromung früher zu verringern.

Die Bundesregierung hat damals aber zugesagt,
die Zuwendungsbescheide für die Jahre 1999 und
2000 spätestens Ende des Jahres 1995 auszustellen,
wenn bis dahin keine Vereinbarung über die Degres¬
sion der Verstromungshilfen bis 2005 getroffen wer¬
den kann.

Diese Frist wurde mit unserem Einverständnis bis
zum Frühjahr 1996 verlängert . Inzwischen haben wir
Ende September 1996 , und die Zuwendungsbe¬
scheide liegen noch immer nicht vor.

So etwas hat es nach meiner Erinnerung noch bei
keiner Bundesregierung zuvor gegeben.

m.
Dieses Verhalten . der Bundesregierung ist um so

unbegreiflicher , als der Bergbau und die IGBE ein
Modell vorgelegt haben , das zu einschneidenden
Veränderungen im Steinkohlenbergbau führte:
- Die Zahl der Bergleute würde halbiert,
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(A) - die Fördermenge um ein Drittel , auf 34 Millionen
Tonnen , jährlich verringert.

- Von 19 Zechenstandorten würden 7 geschlossen.
— Die Kohlehilfen würden von heute 10,1 auf 7 .Mil¬

liarden im Jahr2005 verringert.
Diese Zahlen zeigen : Es kann keine Rede davon

sein , daß der Bergbau am Status quo festhalte und
nicht bereit sei , veränderte Rahmenbedingrungen zur
Kenntnis zu nehmen.

Tm deutschen Steinkohlenbergbau wurden seit
1957 mehr als 520 000 Arbeitsplätze abgebaut.

Von 1987 bis 1993 ist im Steinkohlenbergbau die
Zahl der Arbeitsplätze auf 108 000 zurückgegangen.
Das entspricht einem Abbau von 32 % , mehr als in
jedem anderen Industriezweig in den alten Ländern.

Von Ende 1993 bis August 1996 sind noch einmal
20 000 Arbeitsplätze , also noch einmal 20 % , abge¬
baut worden.

IV.
Das vom Bergbau und der IGBE vorgelegte Kon¬

zept ist der Beweis dafür , daß sich der deutsche
Steinkohlenbergbau dem unvermeidbaren Struktur¬
wandel nicht verweigert.

Wer die Einschnitte noch tiefer und noch schneller
will, der zerstört den bisher weltweit einmaligen und
erfolgreichen Anpassungsprozeß in den Unterneh¬
men und in den Regionen.

Das kann niemand wollen , ganz gleichgültig , wie
(B) er zur heimischen Kohle steht.

Seit Monaten lese ich in der Presse über bevorste¬
hende Gespräche mit dem Bergbau und den Kohle-
ländem . Mit »ns ist bisher nicht gesprochen worden.
Ich fordere die Bundesregierung auf , sich an Recht
und Gesetz zu halten und bestehende Vereinbarun¬
gen zu respektieren.

Das Vertrauen in die Politik darf nicht noch in ei¬
nem weiteren Bereich beschädigt werden.

Anlage 12

Erklärung

von Staatsminister Erwin Huber (Bayern)
zu Punkt 2 a) und b) der Tagesordnung

Wir haben bisher in der Nachkriegsgeschichte
nicht dagewesene finanzpolitische Herausforderun¬
gen zu meistern:
- Die deutsche Einheit fordert hohen Einsatz,
- die wirtschaftliche Abschwächung beansprucht

unser Soziales Netz und damit insbesondere den
Bundeshaushalt aufs äußerste.

- Das „Made in Gennany “ muß sich im Wettbewerb
um Preise und Qualität neu bewähren.

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung (C)
einerseits ein Programm für mehr Wachstum und Be¬
schäftigung und andererseits einen ausgesproche¬
nen Sparhaushalt für 1997 vorgelegt . Im Finanzaus¬
schuß des Bundesrates haben die CDU/CSU-regier-
ten Länder die Politik des Bundesfinanzministers un¬
terstützt.

Nun haben Sie, meine Damen und Herren von der
SPD , im Haushaltsentwurf 1997 des Bundes eine
ganze Reihe von Risiken ausgemacht , die sich auf
eine Summe von fast 20 Milliarden DM summieren
sollen . Zugleich aber war von Ihnen zu den vorge¬
schlagenen Sparmaßnahmen des Bundes stets nur
Ablehnung zu hören . Auch zu weitergehenden Maß¬
nahmen auf Länderebene , die auf der Fachebene be¬
reits einvemehmlich abgeklärt waren , haben Sie die
Hand verweigert . Ich erinnere insoweit an die Fi-
nanzministerkonferenz vom 6 . und 7 . Juni des Jahres
und die Ministerpräsidentenkonferenz von Anfang
Juli.

Fi» solches Verhalten kann nicht überzeugen . Ich
denke , auch in Ihren eigenen Reihen sind manche
Zweifel vorhanden , zumal gerade in den SPD -ge-
führten Ländern die Finanzen , soweit das Auge
reicht , nicht zum besten stehen . So weist die Finanz-
planung Niedersachsens für 1996 eine Neuverschul¬
dung .von knapp 3,7 Milliarden DM bzw . über 9%
des Haushaltsvolumens aus.

Das Saarland kann <rirh nur dank großzügiger Sa¬
nierungshilfen des Bundes über Wasser halten . Die
Folgen der hohen Verschuldung schlagen in Form
immer einschnürenderer Zinslasten durch . Nieder¬
sachsen muß heute jede zehnte Mark nur für Zinsen
ausgeben . Trotz einer sehr restriktiv anmutenden Fi¬
nanzplanung wird der Zinsendienst im Jahr 2000
mindestens 11,8 % der Ausgaben des niedersächsi¬
schen Landeshaushalts ausmachen . Auch wenn Sie
es schon einmal gehört haben sollten , es bleibt inter¬
essant : Die bayerische Zins-Ausgaben -Quote liegt im
Vergleich aktuell bei rund 3,8 % und wird auch bis
zum Jahr 2000 nicht wesentlich über die 4 % -Grenze
steigen.

Eine weitergehende Srhnlrienfinanzierung —
gleich , ob beim Bund oder beim Land — kann nie¬
mand verantworten.

Andere bequeme Wege zur Haushaitsentlastung
gibt es ebensowenig . Fi» Drehen an der Steuer- und
Abgabenschraube kann nur dazu führen , daß
Deutschland im internationalen Vergleich zuruckfällt
und der Unmut unserer ohnehin schon hochbelaste¬
ten Bürger in eine Verweigeiungshaltung umschlägt.

Für eine verantwortungsbewußte Finanzpolitik
gibt es also nur Sparen als Alternative . Gespart wer¬
den m" ft überall . Wer den Sozialbereich für tabu
hält , muß sich fragen lassen, woher er denn die nöti¬
gen Sparbeträge in zweistelliger Milliardenhöhe
nehmen wilL Wer einerseits den Abbau von Subven¬
tionen fordert , zugleich aber die schützende Hand
über die strukturkonservierenden Kohlehilfen hält,
wirkt auch nicht sonderlich glaubwürdig.

Insofern k*»n ich Herrn Ministerpräsidenten Rau
nicht folgen . Was spricht denn dagegen , bei den
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GustavWabro (Baden-Württemberg)
(A) Jahre 1999 und nicht erst ab dem Jahre 2001 spürbar

und stufenweisezu verringern.
Meine Damen und Herren , zum Abbau der Sub¬

ventionierung des Steinkohlenbergbaus stehen
wichtige Gespräche und Entscheidungen bevor.

Im Jahreswirtschaftsbericht 1997 , der in dieser
Woche der Öffentlichkeit vorgestellt worden ist , wird
unter anderem ausgeführt , daß - wie alle anderen
Bereiche - auch die deutsche Steinkohle von Einspa¬
rungen nicht ausgenommen werden könne . Die
Steinkohlenhillen würden weiter zurückgeführt . Die
Bundesregierung gehe fest davon aus, daß sich
Nordihein -Westfalen und das Saarland in höherem
Umfang als bisher an den Kohlehilfen beteiligten,
um einen gesamtwirtschaftlich tragbaren und le¬
bensfähigen Bergbau in Deutschland zu ermögli¬
chen . Deshalb kommt unser Antrag zum jetzigen
Zeitpunkt und mit der Bitte um sofortige Sachent¬
scheidung und Zustimmung gerade richtig.

Die Regierungen von Baden -Württemberg und
Bayern treten scbon seit langem für eine vorzeitige
Senkung der Steinkohlesubventionen ein. Die bishe¬
rige Kohleprotektion ist haushalts - und ordnongs-
politisch , Struktur- und energiepolitisch sowie um¬
weltpolitisch nicht mehr vertretbar.

Auch die Bundesregierung stellt in ihrem Finanz¬
plan 1996bis 2000 fest, daß die finanzielle Flankie¬
rung des Einsatzesheimischer Steinkohle im bisheri¬
gen Umfang der öffentlichen Hand angesichts der
engeren finanzpolitischen Spielräume nicht länger
möglich seL Sie sei aber auch zur Sicherung der

(B) Energieversorgung in diesem Umfang nicht mehr er¬
forderlich und könne daher in den nächsten Jahren
deutlich zurückgefühlt werden.

Das alte Argument, meine Damen und Herren , aus
Gründen der Versorgungssicherbeit sei die heimi¬
sche Steinkohle zu fördern , greift nicht mehr. Kohle
ist weltweit vorhanden und kostet mit etwa 70 DM
pro Tonne nur einen Bruchteil dessen , was die deut¬
sche Steinkohlekostet , deren Preis bei etwa 280 DM
pro Tonneliegt

Wir sollten die Augen nicht davor verschließen:
Die Nachfrage nach heimischer Kohle ist ständig zu¬
rückgegangen . Ihr Anteil am Primärenergiever¬
brauch ist von 70 % auf 15 % gesunken . Die vielfälti¬
gen und umfangreichen staatlichen Schutzmaßnah¬
men seit den 50er Jahren konnten dies nicht vorhin,
dem . Im Jahre 1957 wurden etwa 150 Millionen Ton¬
nen gefördert; im Jahre 1995 waren es nur noch etwa
52 Millionen Tonnen.

Der wirkliche Grund für die Aufrechterhaltung der
Steinkohlenförderung ist also nicht die Versorgungs¬
sicherheit und auch nicht die Befriedigung einer
Nachfrage , sondern die Erhaltung von etwa 85 000
Arbeitsplätzen in den Bergbauregionen . Erhaltungs-
Subventionen für ein Produkt , das auf lange Sicht
niemand mehr haben will und braucht , sind aber
nicht länger vertretbar.

Meine Damen und Herren , auch zukunftsorien¬
tierte Wirtschaftszweige sind von Konjunktur- und
Strukturproblemen stark betroffen . So wurden z . B.

allein in Baden-Württemberg im Zeitraum von Sep- [Q
tember 1991 bis Dezember 1994 in den Sektoren
Elektrotechnik , Maschinenbau und Straßenfahr¬
zeuge insgesamt etwa 155 000 Arbeitsplätze abge¬
baut . In Bayern sind die Verhältnisse ähnlich . Hier
gingen in diesen Branchen im gleichen Zeitraum
über 110 000 Arbeitsplätze verloren . Um noch einmal
auf Baden-Württemberg zurückzukommen : In den
Jahren 1991 bis 1995 sind im produzierenden Ge¬
werbe insgesamt 252 000 Arbeitsplätze weggefallen.

Für die Bereiche in Bayern und Baden -Württem¬
berg , die ich soeben genannt habe , gab es keine Ab¬
satzhilfen. Dagegen stiegen diese Hilfen für den
Steinkohlenbergbau inzwischen auf jährlich über
110 000 DM pro Beschäftigten bei einer Bruttolohn-
und -gehaltssumme je Beschäftigten von 60 000 DM.

Meine Damen und Herren , das soziale , regional-
politische und volkswirtschaftliche Gleichgewicht ist
dadurch erheblich gestört . Sinnvollerweise müssen
deshalb die in die Steinkohlenförderung fehlgeleite¬
ten Mittel reduziert und für die Förderung von zu¬
kunftssicheren Arbeitsplätzen verwendet werden.

Wir verstehen den Wunsch des Steinkohlenberg¬
baus und der Steinkohleländer Nordrhein -Westfalen
und Saarland nach Planungssicherheit . Deshalb fol¬
gen wir in unserem Entschließungsantrag nicht der
Empfehlung des Sachverständigenrates . Wir wollen
die Kohlesubventionen nicht, wie dort vorgeschla¬
gen , spätestens bis zum Jahr 2006 auf Null reduzie¬
ren . Die Entschließung weicht zugunsten der Stein¬
kohleländer von dieser Empfehlung ab und berück¬
sichtigt damit die historische Entwicklung in den Re-
vierländem sowie die bisherigen Leistungen bei der
Umstrukturierung und dem Abbau der Zahl der Be¬
schäftigten.

Wir schlagen die stufenweise Degression der Koh¬
lesubventionen auf einen Sockelbetrag von 2 Mil¬
liarden DM Im Jahre 2006 vor. Dies sichert den Un¬
ternehmen des Steinkohlenbergbaus und den Re-
vierländem über einen längeren Zeitraum hinweg
angemessene Rahmenbedingungen für die geord¬
nete Rückführung der Steinkohlenförderung und die
Stillegung von Zechen.

Ich bitte Sie darum , den Entschließungsantrag zu
unterstützen , und danke Ihnen für Ihre Aufmerksam¬
keit.

Präsident Erwin Teufel: Vielen Dank!
Das Wort hat Herr Ministerpräsident Rau {Nord¬

rhein-Westfalen) .

Dr. h. c , Johannes Rau (Nordrhein -Westfalen) :
Herr Präsident , meine Damen und Herren ! Wie wir
soeben gehört haben , wollen Bayern und Baden-
Württemberg mit ihrer Initiative erreichen , daß der
Bund seine Absatzhilfen für den heimischen Stein¬
kohlenbergbau drastisch senkt und zugleich für die
Hilfen eine Obergrenze pro Tonne einführt . Wer die
Situation des deutschen Bergbaus kennt , der weiß,
daß diese Vorschläge das schnelle und abrupte Ende
der heimischen Steinkohle bedeuten würden.
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Dr. h. c. Johannes Bau (Nordrhein-Westfalen)
(A ) Ich halte diese Position für politisch nicht verant¬

wortbar , ganz unabhängig davon , wie man zur hei¬
mischen Kohle steht . Daß ich als Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen den Entschlie¬
ßungsantrag ablehne , wird niemanden überraschen.
Ich bin aber sicher, daß er auch für die anderen Län¬
der nicht akzeptabel sein kann.

Den Antragstellern geht es in erster Linie darum,
die Bundeshilfen für den Steinkohlenbergbau abzu¬
schaffen . Zugleich wollen sie die Kohleländer zusätz¬
lich belasten.

Tatsächlich zahlt Nordrhein -Westfalen pro Jahr
rund 1,2 Milliarden DM für die heimische Stein¬
kohle . Im Ergebnis ist das ein Beitrag des Landes für
die sichere Energieversorgung der Bundesrepublik
Deutschland-

Sie erwägen nicht, Herr Kollege Wabro, daß die
Bundesrepublik immer mehr von Energieimporten
abhängig wird . Das gilt übrigens auch für die Euro¬
päische Union.

Die Antragsteller übersehen die großen Vorteile,
die der deutschen Wirtschaft entstehen , solange sie
sich auf die sichere heimische Kohle mit ihren hohen
Qualitäten verlassen kann . Die heimische Steinkohle
läßt sich nicht mit einem Federstrich durch andere
Energieträger oder durch Importkohle ersetzen.

Tatsächlich steht die Entschließung der Länder Ba¬
den -Württemberg und Bayern in Widerspruch zur
Politik des Bundeskanzlers und geht auch der deut-

(Bj sehen Wirtschaft viel zu weit . Das können Sie etwa
einer Erklärung des Bundesverbandes der Deut¬
schen Industrie vom 15. Januar dieses Jahres entneh¬
men . Er behandelt die heimische Steinkohle aus¬
drücklich als Teil eines energiepolitischen Konzepts
für die Bundesrepublik Deutschland und erwartet
von der Politik, daß sie das gewährleistet.

Gerade die Wirtschaft sieht in dem weltweit stei¬
genden Kohleverbrauch eine wichtige Aufgabe und
eine große Chance für die heimische Kohle und für
die Energiewirtschaft Denn Bergbau in der Bundes¬
republik Deutschland ist Hochtechnologie . Das gilt
für die Förder- und Gewinnungstechnik . Es gilt auch
für die Kraftwerkstechnologie zur Kohleverstromtmg.
Wenn wir als hochindustrialisiertes Land daran mit-
wirken , daß auch in anderen Staaten moderne Tech¬
nologien zum Einsatz kommen , leisten wir zugleich
einen wesentlichen Beitrag zum Schutz der Umwelt
Auch dafür brauchen wir einen lebensfähigen heimi¬
schen Steinkohlenbergbau.

Die Länder Baden-Württemberg und Bayern wol¬
len mit ihrer Entschließung , wie wir soeben gehört
haben , die Bundeshilfen für die heimische Stein¬
kohle senken . Bei genauem Lesen ihres Antrags wird
aber deutlich , daß sie zumindest Teile dieser Bundes¬
hilfen für sich selber beanspruchen wollen ; ich ge¬
stehe , von Subventionen verstehen sie etwas . Es ist
sicher nicht falsch, wenn ich davon ausgehe , daß die
antragstellenden Länder dabei in besonderem Maße
an Subventionen für die Landwirtschaft oder für die
Luft- und Raumfahrtindnstrie denken.

Herr Kollege Wabro hat eindrucksvolle Zahlen (C)
über den Arbeltsplaizabbau in Baden -Württemberg
und in Bayern im Bereich des produzierenden Ge¬
werbes genannt . Ich will die für Nordrhein-
Westfalen hinzufügen : Pro Jahr gehen im produzie¬
renden Gewerbe in Nordrhein-Westfalen 100 000 Ar¬
beitsplätze verloren . Das ist also keine baden -würt¬
tembergische und auch keine bayerische Spezialität,
sondern es ist die Folge einer Arbeitsmarktpolitik
und einer Wirtschaftspolitik, die falsch justiert sind.
Dies spüren wir in allen Ländern.

In einem Punkt ist der Entschließungsantrag aller¬
dings in dankenswerter Weise eindeutig : Es wird
nicht der Versuch gemacht , irgendeinen Zusammen¬
hang zwischen der Kohlepolitik und der Entsorgung
der Kernkraftwerke herzustellen . Es gibt einen sol¬
chen aber auch nicht.

Baden -Württemberg und Bayern wenden sich ge¬
wissermaßen ohne Wenn und Aber gegen die heimi¬
sche Steinkohle . Ich finde , sie setzen mit ihrer Ent¬
schließung hier im Bundesrat neue Akzente im Um¬
gang miteinander . Sie unterstützen Teile der Bonner
Koalition, die dabei sind , die Verantwortung des
Bundes für die heimische Steinkohle und damit für
einen zentralen Bereich der Energiepolitik aufzuge¬
ben . Damit belasten sie zugleich die beiden Kohle¬
länder und andere öffentliche Kassen . Ich kann nur
eindringlich davor warnen . Wenn das Schule
machte , müßten auch die antragstellenden Länder'
damit rechnen , daß es sie selber als nächste treffen
könnte.

Zu Recht fordern Baden-Württemberg und Bayern (D)
Planungssicherheit für den Steinkohlenbergbau und
für die Kohlereviere. Die Antragsteller sagen aber
nicht , daß die Verfallzeitder kohlepolitischen Verein¬
barungen und Gesetze immer kürzer wird . Sie selber
tragen mit ihrem Enlschließungsantrag zusätzliche
Unsicherheit in die Kohlereviere.

Ln März 1995 hat die Bundesregierung mit allen
Teilnehmern der damaligen Energie -Konsensge¬
spräche festgelegt , wie die kohlepolitischen Teüe des
Energie -Aitikelgesetzes umgesetzt werden sollen.
Herr Kollege Stoiber hat sich aktiv daran beteiligt.
Die Absprache , die dort getroffen wurde , wurde
gleichwohl schon wenige Monate später in Frage ge¬
stellt, genauso wie die kohlepolitische Entscheidung,
die wir am 11 . November 1991 per Handschlag mit
dem Bundeskanzler getroffen hatten , durch das Arti¬
kelgesetz außer Kraftgesetzt wurde.

Seit Ende 1995 wissen die Bergleute , daß der Bund
die getroffenen Vereinbarungen , die im Gesetz ste¬
hen , nicht einitalten will. Aber bis heute ist offen,
wozu sich die Politik letztlich durchringen wird.

Wir befassen uns heute mit einer Entschließung , in
der die Verfasser nicht einmal erwähnen , daß sie gel¬
tende Zusagen verletzten wollen . Das muß das Ver¬
trauen nicht nur der Bergleute und ihrer Familien in
politische Aussagen und Zusagen tief erschüttern.
Ich habe die große Sorge , daß die Politik ihre Über¬
zeugungskraft verspielt, wenn das gegebene Wort
beliebig zur Dispositiongestellt wird.
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Dr. h . c. JohannesEau (Nordrhein-Westfalen)
V) Die Landesregierung Nordrhein -Westfalen hat von

Anfang an den nötigen Strukturwandel in den Koh¬
lerevieren unterstützt , wie dies auch die Bergleute
tun, unter anderem seit Jahren durch Lohnverzicht.
Sie haben die Zahl genannt , Herr Kollege Wabro:
Heute sind 88 000 Menschen im deutschen Steinkoh¬
lenbergbau beschäftigt . 1990 waren es noch über
130 000 , 1980 waren es 187 000 und 1970 rund
.250 000.

Wir werden den Strukturwandel auch in den kom¬
menden Jahren aktiv mitgestalten . Dafür brauchen
wir eine Entscheidung über die künftigen Kohlehil¬
fen , die sowohl die Rolle der Kohle in der Energie¬
politik als auch die Haushaltsbelastungen sieht und
ihnen Rechnung trägt.

Der Bergbau und die IGBE haben dazu Vorschläge
gemacht , die schmerzliche Einschnitte bedeuten
werden . Nach ihrem Modell würden sich die Zahl
der Bergleute bis zum Jahr 2005 halbieren , die Stein-
koblenförderung um ein Drittel verringern und die
öffentlichenHilfen auf unter 7 Milliarden DM sinken.
Jetzt muß der Bund endlich die nötigen Entscheidun¬
gen herbeiführen.

Wir helfen nicht nur den Kohlerevieren, sondern
wir dienen auch den Interessen aller Länder , wenn
der Bundesrat dazu beitragen kann , die von der Poli¬
tik ausgehende Ungewißheit über die Zukunft der
heimischen Steinkohle zu beenden . Die Entschlie¬
ßung der Länder Baden-Württemberg und Bayern
zur Kohlesubventionierung dient diesem Ziel nicht.
Daher bitte ich darum , sie abzulehnen.

ipi
Präsident Erwin Teufel : Vielen Dank!
Das Wort hat Herr Staatsminister Wiesheu (Bay¬

ern ) .

Dr. Otto Wiesheu (Bayern) : Herr Präsident ! Hohes
Haus ! Der Antrag der Länder Baden-Württemberg
und Bayern kommt nicht zufällig. Es ist nicht so , daß
von uns eine neue Diskussion vom Zaun gebrochen
würde . Tatsache ist, daß man sich in den nächsten
Wochen innerhalb der Bundesregierung und auch
mit den Kohleländem über die weitere Entwicklung
der Kohlesubventionen unterhalten will. Es ist natür¬
lich auch notwendig und sinnvoll, wenn die Länder
und der Bundesrat hier ein Wortmitreden.

Mit dem von den Ländern Baden-Württemberg
und Bayern gemeinsam eingebrachten Entschlie¬
ßungsantrag zur Steinkohlesubventionierung wollen
wir mit Blick auf die anstehenden Entscheidungen
erneut deutlich machen , daß die Steinkohlesubven¬
tionen spätestens ab 1999 und nicht erst ab 2001 stu¬
fenweise spürbar reduziert werden müssen . Die
Möglichkeit, ab 1999 mit der Reduzierung zu begin¬
nen , ist auch bei den seinerzeitigen Konsensgesprä¬
chen offengehalten worden . Wir werfen keine Ver¬
einbarungen über den Haufen ; wir nutzen vielmehr
die Möglichkeiten, die seinerzeit vereinbart worden
sind.

Nicht nur Bayern und Baden -Württemberg treten
wegen einer völlig veränderten energie - , wirtschaits-
und finanzpolitischenSituation nachdrücklich für zu-

kunftsorientieite Änderungen ein . Es ist zu simpel zu (C)
behaupten , man wende sich pauschal gegen die
Steinkohle . Es ist ebenfalls zu simpel zu sagen , das
sei ein Affront gegen Nordrhein -Westfalen oder ge¬
gen das Saarland . Das ist nicht der Fall. Ich glaube,
man mnR vielmehr auf die Sachargumentation hin-
weisen.

Auch von der Energiepolitik muß ein Beitrag zur
Wettbewerbsfähigkeit und zur Attraktivität des Wirt¬
schaftsstandorts geleistet werden . Diesem Anspruch
wird die Subventionspolitik , die wir in bezug auf dfe
Steinkohle betreiben , nicht mehr gerecht . Sie ist
haushaltspolitisch nicht mehr vertretbar ; sie ist ord¬
nungspolitisch falsch; sie ist auch Struktur- und
energiepolitisch problematisch und umweltpolittsch
verfehlt

Ich beziehe micht hierbei auf den Sachverständi¬
genrat , der dies in seinem Jahresgutachten 1995/96
erneut deutlich gemacht hat . Er stellt fest : Die Steu - ■
erzahler werden über Gebühr belastet . Die Konsoli¬
dierung der Haushalte wird erschwert . Der Struktur¬
wandel in den Revierländern wird behindert . Kapital
und qualifizierte Arbeitskräfte werden fehlgeleitet.
Umweltpolitische Bemühungen werden konterka¬
riert . - Das sind Feststellungen des Sachverständi¬
genrates . Ich glaube , es ist ein Gebot der politischen
Vernunft , auch die Konsequenzen daraus zu ziehen.

Wir verlangen aber nicht das , was der Sachverstän¬
digenrat fordert, nämlich die Kohlesubventionie¬
rung völlig abzubauen . Denn wir erkennen die regio¬
nalen Auswirkungen und berücksichtigen die Zu¬
kunft der Bergbaumaschinenindustrie . Ich gebe Ih-
nen , Herr Ministerpräsident , darin recht , daß es sich
hierbei »im eine High-Tech-Industrie handelt und es
dabei auch um die Erhaltung der Exportfähigkeit.
dieses Industriezweigs geht.

Deswegen sind wir auch nicht für einen totalen
Abbau der Kohlesubventionen bis zum Jahre 2006.
Wir sind auch nicht, wie fälschlich behauptet wird,
für ein schnelles und abruptes Ende des Kohlenberg¬
baus . Wir sind vielmehr dafür , die Förderung degres¬
siv bis auf eine Sockelförderung fn Höhe von 2 Mil¬
liarden DM abzubauen . Das bedeutet die Erhaltung
des Kembestandes im Bergbau . Es bedeutet auch,
daß Hilfen zur Bewältigung des Strukturwandels mit
vorzusehen sind. Wir gehen dabei sogar bis an die
Grenze des volkswirtschaftlichVertretbaren.

Sie haben dargelegt , was Nordrhein -Westfalensel¬
ber für den Kohlenbergbau tue . Mir wird in der Dis¬
kussion manchmal die Frage vorgehalten , warum
man sich in Bayern über die Kohlesubventionen auf¬
rege : Man müsse doch einmal gegenrechnen , was
für das Land Bayern in den letzten 20, 30 Jahren im
Rahmen des Länderünanzausgleichs gezahlt worden
sei . Das sind immer sehr schöne Argumentationen.
Nur , man muß sich einmal die Zahlen anschauen.

Nordrhein -Westfalen hat als Ausgleichsabgabe in
den Ausgleichsfonds nach dem Dritten Verstro-
mungsgesetz bisher 22,6 Milliarden DM gezahlt. Bay¬
ern hat 10,8 Milliarden DM dafür bezahlt . Nordrhein-
Westfalen hat aus dem Ausgleichsfonds 35,8 Milliar¬
den DM an Zuschüssen bekommen . Die bayerische


	Titelblatt
	Seite I

	Inhaltsverzeichnis
	Seite II
	Seite III
	Seite IIII
	Seite V
	Seite VI
	Seite VII

	12. Wahlperiode: 1995 - 1998
	Seite 1
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14
	Seite 15
	Seite 16
	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20
	Seite 21
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43
	Seite 44
	Seite 45
	Seite 46
	Seite 47
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50
	Seite 51
	Seite 52
	Seite 53
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62
	Seite 63
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66
	Seite 67
	Seite 68
	Seite 69
	Seite 70
	Seite 71
	Seite 72
	Seite 73
	Seite 74
	Seite 75
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79
	Seite 80
	Seite 81
	Seite 82
	Seite 83
	Seite 84
	Seite 85

	Bundestag: 1978 - 1993
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	Seite 88
	Seite 89
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95
	Seite 96
	Seite 97
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103

	Bundesrat: 1973 - 1997
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106
	Seite 107
	Seite 108
	Seite 109
	Seite 110
	Seite 111
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114
	Seite 115
	Seite 116
	Seite 117
	Seite 118
	Seite 119
	Seite 120
	Seite 121
	Seite 122
	Seite 123
	Seite 124
	Seite 125
	Seite 126
	Seite 127
	Seite 128
	Seite 129
	Seite 130
	Seite 131
	Seite 132
	Seite 133
	Seite 134
	Seite 135
	Seite 136
	Seite 137
	Seite 138
	Seite 139
	Seite 140
	Seite 141
	Seite 142
	Seite 143
	Seite 144
	Seite 145
	Seite 146
	Seite 147
	Seite 148
	Seite 149
	Seite 150
	Seite 151
	Seite 152
	Seite 153
	Seite 154
	Seite 155
	Seite 156
	Seite 157
	Seite 158
	Seite 159
	Seite 160
	Seite 161


